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Vorrede. 


Cine Geſchichte der deutſchen Bundesverſammlung 
iſt bisher nicht verſucht worden. Eine große Lücke in der 
Geſchichte des deutſchen Volkes iſt daher unausgefüllt ge— 
blieben. Was über die Thätigkeit der Bundesverſammlung 
geſchrieben, entbehrt aller derjenigen Erforderniſſe, welche 
eben nur durch zugängliche Benutzung der Bundesprotocolle 
ſelbſt zu erreichen waren. Dieſes große Material für bie 
Gefhichte der Bundesverfammlung war entweder nicht zu: 
Hänglich oder wenn zugänglich, den Schriftftellern über dieſen 
Gegenſtand zur öffentlichen Benutzung verfagt. Ohne bie 
vollftändige Einficht der Bundesprotocolle kann ſelbſtredend 
auch eine Geſchichte derſelben nicht gefchrieben werden. 
Dieſe Einſicht ſchien für einen Gelehrten ſehr weit entfernt 
zu liegen und noch v. Mohl ) meinte deßhalb, es dürfe 
eine ſolche Geſchichte noch lange auf ſich warten laſſen. 

Seit einer Reihe von Jahren liegen dem Verfaſſer die 
Bundesprotocolle vollſtändig vor und zwar fo, daß ihm 


*) v. Mohl, Geſchichte der Staatswiſſenſchaft. TI. 262. 
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jelbjt eine große Anzahl der gefehriebenen Protocolle, ſowie 
der DVerhandlungen in vertraulichen Sigungen nit un- 
befannt geblieben find. Daß von dieſem fehr großen, big 
dahin ganz unbewältigt gebliebenen Material von dem Ber: 
fafjer dasjenige aus den Protocollen ꝛc. nicht veröffentlicht 
wird, was im Intereſſe des deutjchen Volkes felbft ver- 
heimlicht bleiben muß, wie z. B. vielerlei in Bezug auf bie 
Milttairverhältniffe des deutſchen Bundes, verfteht ſich von 
jelbit, und hierbei wird man eine Volljtändigfeit gewiß nicht 
erwarten Fönnen. Dem Kenner diefer Verhältniffe wird es 
defjen ungeachtet offenbar fein, daß dem Verfaſſer auch die 
Protocolle der Militair-Commiffion zu Gebote ftanden. 
Dabei muß er aber zugleich hiermit entfchieden erklären, 
baß er die Kenntniß der in dem vorliegenden Werfe be- 
nutzten Actenjtüce feiner Indiscretion verdankt; das Nähere 
in dieſer Beziehung fol am Scluffe des Werfes an- 
gegeben werden. 

Was die Behandlung der Sade im Allgemeinen an- 
geht, jo bat der Verfaſſer geglaubt, ſich auf diejenigen 
Gegenjtände, welche Bezug auf die Nationalintereffen haben, 
beichränfen zu mülfen. Die Bundesverfammlung bat, be= 
ſonders in der eriten Zeit ihrer Thätigkeit, jich mit vielerlei 
Sachen bejhäftiget, die zwar ihren guten Willen Gerechtig- 
feit gegen Sebermann, joviel an den Gefandten lag, zu 
üben, beweijen, aber dennoch für das allgemeine Intereſſe 
einen zu untergeordneten Werth befigen, um noch jegt 
eine bejondere Beachtung zu verdienen. Es ijt hierbei 3. B. 
an die überrheiniiche Sujtentationzfache, an das ehemalige 
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Reichskammergericht, an den deutſchen Orden ꝛc. zu erinnern. 
Wichtig allerdings war es, Gerechtigkeit in dieſen Ange⸗ 
legenheiten zu üben, aber dem Verfaſſer wird man erlaſſen, 
auf die Details der umfangreichen Arbeiten hierüber ein— 
zugehen. Auch das, was in rein ſtaatsrechtlichen Fragen 
allgemein befannt und in den Handbüchern über Staats- 
und Bundesrecht genügend anerkannt ift, wird nur über: 
fichtlich behandelt werden, 3. B. Austrägalinitanz, ſtandes⸗ 
berrliche Berhältniffe und, dergl. Der Plan des nachfolgen- 
den Werkes geht allein dahin: bie Geſchichte ber 
Bundesverfammlung mit vorzugsweijer Berüd- 
fibtigung ihres Verhaltens zu Den großen deut: 
hen Nationalfragen, zu den bleibenden Inte-⸗ 
treffen bes deutſchen Volkes zu fchreiben. 

Was die Behandlung der einzelnen Gegenftände, welche 
bier in Betracht gezogen werden jollen, betrifft, fo konnte 
der Berfaffer nicht eine chronologijhe Ordnung feithalten, 
jondern fand es angemeffen ſie in befonderen Kapiteln nach 
mehr oder weniger genau abgegränzten Zeitperioden dar— 
zuftellen; fo 3. B. die politifchen Unterfuchungen der Eentral- 
Unterfuhungscommilfion zu Mainz, die weftphälifche Do— 
mairfenangelegenheit, die Streitigkeiten zwiſchen Frankfurt 
und ben dortigen Juden, denen Die freie Stadt die erlangte 
geießlich begründete Emancipation, an ſich ſchon von ber 
Humanität unſeres Jahrhunderts gefordert, mit Unrecht 
verfümmern wollte Auch diejenigen Gegenjtände, welche 
nach den Bundesgrundgejeßen von der Bundesverfammlung 
bätten erledigt werben müſſen, aber neben und außer ihr 
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verhandelt find, werben hier berüdfichtigt werben, jo 3. 2. 
die Berhandlungen über die Verhältniffe der Tatholifchen 
Kirche, welche 1818 in Frankfurt geführt und der Bundes- 
verſammlung mitgetheilt wurden, vieles aus ben Zoll 
verhandlungen bei ben wiener Conferenzen von 1820 und 
Anderes. Der Berfaffer hat es für nothwendig erachtet, 
- auch die Verhandlungen in Wien zur Begründung der 
Bundesacte, von feinen Standpuncte aus, kurz darzuftellen. 
Hierbei kam es ihm darauf an, den Vordergrund für feine 
Beurtheilung der Thätigkeit der Bundesverfammlung zu 
gewinnen; außerdem waren bisher diefe Verhandlungen zu 
Wien von dem in biefem Buche maßgebenden Standpuncte 
nicht erörtert. Es war auf fie befondere Rüdficht zu neh— 
men, weil nur die Verbindung berjelben mit ber nachfolgen- 
den Politik der deutfchen Regierungen Alles in das rechte 
Licht ftellen wird. 

Sonjt wird bei allen befannten Gegenftänden ber 
Berfaffer ſich kurz fafjen, was alfo insbefondere für Die 
Zeit von 1816 — 1820 gilt. Die befannten Sachen ganz 
auszufchliegen ging aber eben jo wenig, al3 etwa in einer 
neuen Darftellung der Gefchichte des 18. Jahrhunderts 
längft und unzählige Male vorgeführte hiftorifche That— 
ſachen ausgelaffen werden können. Vieles Bekannte bat 
durch die Benutzung ber loco dietaturae gedruckten Be— 
richte auch wohl eine weſentlich andere Geſtalt gewonnen. 
Damit auch der Anſchein vermieden werde, daß 
die Fehler der Bundesverſammlung zu ſtark be— 
tont ſeien, ſo find diejenigen Verhandlungen, 
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bei melden ein Verdienſt um Nationalinterefjen 
bervorleuchtet, mit befonderer Ausführlichkeit 
gegeben. Dahin gehören 3. B. die Verhandlungen über 
bie freie Auswanderung, die der Präfidialgejandte als ein 
wahres allgemeines deutſches Bürgerrecht bezeichnete, Ueber⸗ 
haupt wird ber DVerfaffer die Urkunden in allen wichtigen 
allen ſprechen laſſen. Wo das Material allgemein zu: 
gänglich ift, kann man fich deſſen freilich überheben. 

Was den Standpunct des Berfaffers betrifft, von 
welchem aus er die Geſchichte der Bunbesverfammlung ge- 
ſchrieben hat, fühlt er fich gebrungen in biefer Vorrede 
einige nähere Erläuterungen zu geben; je offener fie find, 
je mehr hofft er auf Billigfeit der Beurtheilung. 

Die politiiche Anficht des Verfaſſers wird denjenigen, 
welche den politiſchen Ereigniffen in den Eleineren deutſchen 
Staaten gefolgt find, im Ganzen nicht unbefannt fein. 
Bon dem erjten Beginn feiner afabemifchen Laufbahn an 
hat er dem monarchiſchen Princip, der landftändifchen 
Verfaſſung angehangen, freilich nicht jener landſtändiſchen 
Verfaſſung, welche mit mittelalterlihen Ständen in ihrer 
überwundenen unmöglich gewordenen Abgeſchloſſenheit die 
Fortſchritte der modernen Entwicklung des Staats ignoriren 
wollte, aber immer einer Verfafjung mit den vorhandenen, 
geihichtlich berechtigten Ständen in derjenigen Fort- und 
Ausbildung, welche die fortgefchrittene Kultur des Jahr— 
hundert3 mit unverwerflicher Berechtigung verlangen Fann. 

Die Gefchichte der letzten Decennien hat dem Verfaſſer 
die Weberzeugung gegeben, daß dieſer Standpunet that- 
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ſäch lich nicht mehr aufrecht erhalten werben Fan, Es 
gejhahen ber Fehler zu viele, welche die Urſache find, daß 
das monarchiſche Princip mit einer landſtändiſchen 
Verfaſſung in jener Anwendung, die durch die Bundes- 
aete und Bundesgeſetze feſtgehalten werden ſollte, nicht 
mehr aufrecht zu erhalten iſt. Denn ſtatt ber Aufrecht⸗ 
haltung des monarchiſchen Princips ift man von 
den einflußreichften Seiten beftrebt gewefen, Prineipien ber 
abjfoluten Regierungsform feftzubalten und felbft, 
wo fie ſchon vor dem Fortjchritte der Zeit gefallen waren, 
wieder einzuführen. Man it weiter gegangen. Man bat 
die landftändijche DVerfaffung zu der Durchführung diejer 
Tendenzen benußt und damit ihr das Vertrauen genommen, 
ohne welches Feine Verfaſſung der Welt dem Volke gegen- 
über Beitand baben kann. Man bat die Tanbitändifche 
Berfaffung untergraben, indem man die Stüßen ber= 
jelben wegnahm, mit Lift oder Gewalt, die Stützen, welche 
ihr Anfehn verfchaffen konnten, weldye zwar die abjolute 
Herrichaft, aber im Intereſſe des monarchiſchen Prineips 
jelbit beſchränkten. Die Blicke und die Neigung der Nation 
wendeten fich daher jenen Inſtitutionen zu, welche mehr 
Bürgſchaft zu leiſten jchienen, als die landjtändifche Ver— 
faljung, — dem franzöſiſchen Kammerſyſtem, insbejondere 
wie e3 von der Oppofition in der Kammer jeit 1816 und 
jeit 1830 in der fogenannten Julimonarchie verftanden 
wurde, Es war biefe Richtung tief zu beflagen; denn fie 
binderte die wahrhaft nationale Entwidlung der deutſchen 
Verfaffungsverhältniffe, aber fie war die Schuld der Ge- 
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walthaber jener Zeit, bie fi) dann nicht wundern durften, 
daß das Jahr 1830 und das fchlimmere Jahr 1848 ihre 
Throne erſchütterten. Man bätte num aus den traurigen 
Grfahrungen von 1848 die Erkenntniß gereift glauben 
jollen, daß nur in weifer Beſchränkung der Regierung: 
gewalt, in voller Ehrlichkeit der Einführung landſtändiſcher 
Berfaffung Haltpunct und Heil für die Regierungen zu 
finden jeien, welche die Revolution befiegt und benen das 
Jahr 1850 die Gewalt wieder in die Hände gab. Allein 
auch dieje letzte Gelegenheit das monardhifche Princip auf- 
veht zu erhalten, ijt unbenutzt geblieben von denen, welchen 
fie reichlich geboten wurde. Es iſt gefallen dur Die 
eigene Schuld derjenigen, welche die Hauptvertreter beffelben 
zu fein ſchienen. Es ift nody als eine befondere glückliche 
Fügung anzufehen, daß die franzöfischen Verfahrungstheorieen 
mat durchgängig in den Gemüthern ber Deutfchen fejten 
Boden gewonnen, jondern daß fih auch bie Blicke nad 
dem ftammmwerwandten England richteten. So tft an bie 
Stelle des monarchiſchen Princips entweder ausdrücklich 
durch neue Verfaſſungsbeſtimmungen oder wenigſtens in den 
Geſinnungen der überaus großen Mehrzahl des deutſchen 
Volkes das parlamentariſche getreten. Es wird ſeit 
1850 hauptſächlich durch einen großen Staat geſtützt, ohne 
deſſen Kraft, Macht und Intelligenz Deutſchland politiſch 
wenig bedeutete: Preußen. In dieſem Staate iſt nicht 
wur thatſächlich das monarchiſche Princip aufgegeben, ſondern 
die Verfaſſung deſſelben hat mit dürren deutlichen Worten 
das monarchiſche Princip durch das parlam entariſche 
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jonjt in ihren bürgerlichen Verhältniffen, je ſchlimmer und 
trauriger haben fie gewirkt. Es fol hiermit nicht gefagt 
jein, daß bie Partei ſucht, welche um jeden Preis felbft die 
Wahrheit und Sittlichfeit Recht behalten will, gelobt werden 
müſſe, denn dieſe ift allerdings Urfache fittlihen Verfalls 
geworden, Aber in Zeiten, wie die bes letzten Decenniums, 
muß jeder Patriot Partei nehmen, weil nur in der Ver- 
einigung bie erfolgreiche Kraft bes fittlihen Wirkens ge- 
geben war. Glücklicher Weife hat die Einficht aller politi- 
ſchen Parteien, die diefen Namen verdienen, in Deutjchland 
jeit 1848 bedeutend zugenommen und man muß aud von 
conjervativer Seite zugeftehen, daß das Hauptorgan ber 
eigentlih republicaniihen Partei in Deutfchland, die ber- 
Iiner Rationalzeitung, eine ſehr bemerfenswerthe und an— 
erfennenswerthe patriotifhe Haltung bewahrt, Die gegen 
die Beftrebungen der Democraten von 1848 bedeutend ab⸗ 
fticht. Diefe vermehrte Einficht aller Parteien fcheint eine 
Hoffnung zu geben, daß Deutfchland die drohenden politi= 
ihen Stürme mit Ehren bejtehen werde. 

Es würde einem Lehrer ber politifchen Wiffenfchaften 
ichlecht anftehen, diefen Gang der Dinge zu ignoriren. 
Der Lehrer der politifhen Wiſſenſchaften hat vor allen 
Dingen die Verpflichtung den thatfächlichen Verhältniſſen 
diejenige Aufmerkſamkeit zu widmen, welche fie verdienen 
und verlangen, und jelbft prineipielle Bedenken fallen 
zu laffen, wenn die, welche zunächjt und entjcheidend 
bie Träger zu fein verpflichtet waren, ihre ‘Brincipien ent- 
weder verleugneten oder in verblendeter Weife jelbjt ver: 
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nihten halfen. In Glaubensſachen, in fittlichen Verhält- 
nifien fann man unbedingt feithalten, und wenn man 
allein fteht, in politischen Dingen ift e3 anders. Da heißt 
es oft zwijchen zwei Uebeln wählen, wie ſchon Machhiavelli 
ſagte. Der Verfafjer hat fich ſehr ange gefträubt, die Noth- 
mendigkeit des parlamentariichen Princips für Deutfchland 
zugugeitehen. Denn es ijt überaus traurig, ein Decennien 
lang vertheidigtes Prineip, für welches manches fchmerzliche 
Opfer gebradyt ift, der Nothwendigfeit thatfächlicher 
Berhältniffe gegenüber fallen laſſen zu müffen. Seit Sahren 
hat ſich aber der Verfaſſer Diefer Ueberzeugung nicht ver- 
ſchloſſen und fih zum öfteren dahin entjchieden öffentlich, 
wenn auch nicht in Druckwerken ausgeſprochen *). 

Menn aber der Verfaſſer für jetzige Zuſtände biefen 
Maßſtab zugejtehen muß, jo will er damit nicht gejagt 
haben, daß das parlamentarifche Princip für die Beurtheilung 
der Zeit von 1816 bis 1848 das berechtigte geweſen fei. 

Bei Beurtheilung der Thätigfeit der Bundesverfamm- 
lung darf es in biefer Zeit zur Grundlage nicht dienen. 
In ſolchen Fehler find Viele gefallen; jo v. Mohl und 
Gervinus. Das kann nur fchiefe Urtheile geben. In 
jener Zeit war dad monarchiſche Princip mit einer land⸗ 
ſtändiſchen Verfaſſung der Maßſtab für die Handlungsweife 
der deutſchen Regierungen. Xeider wird auch mit dieſem 

°, Der Berfafler fühlt fi fogar gebrungen, freilich nur in Bezug 
anf Zocalverhältnifte, bier hinzuzufügen, wie mancher ängftlichen Seele fein 
offenes Ausſprechen politiſcher Grundfäge an Öffentlichen Orten eine fehr un⸗ 


keaneme Rückſichtloſigkeit ſchien. Dan wird jebt die Urfache beffelben ber 
greifen. Bor 6 Sahren konnte dieſes Buch noch nicht erjcheinen. 
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Maßſtab das Urtheil oft fehr hart lauten und die Ver— 
bandlungen des Bundes werden einem ftrengen Tadel unter: 
fiegen müffen. Die Zeit bes Schweigens, der Zurück— 
haltung im Urtheil ijt endlich für ben Confervativen ab- 
gelaufen. So lange die Hoffnung vorhanden war, daß der 
beutfche Bund die einzelnen beutjchen Negierungen ihrer 
eriten Verpflichtung nachkommen mwürben, „bie Grundgeſetze 
bes beutfchen Bundes aufrecht zu erhalten, den National- 
intereffen Deutſchlands gerecht zu werben,” mochte ein 
Schweigen von conferbativer Seite gerechtfertigt jcheinen. 
Eine Art Pietät hatte bis dahin den Mund verfchloffen. 
Die Tegtverfloffenen ſechs Jahre haben aber nur allzufehr 
gezeigt, daß hier jede Hoffnung eine vergebliche ijt und 
fein wird, daß nur eine volljtändige Reform der Bundes- 
grundgefege, der Regierungsformen in Deutſchland unter 
ber Aegide Preußens helfen kann. Jetzt wird es endlich 
und die höchjte Zeit, daß auch conjervative Stimmen ſich 
ohne Rückhalt äußern, wie fie die Thätigfeit der deutſchen 
Bundesverſammlung, ber deutſchen Regierungen von ihrem 
Standpuncte beurtheilen, damit e8 nicht fcheine, ala billigten 
fie alle8 das, was unter dem Namen von confervativen 
Intereſſen vorgefchoben wurde, was aber häufig nichts 
andere war, — und dieſes Urtheil wird dem Verfaffer jehr 
ſchwer auszufprechen — als ber blankſte baarfte Abſolutis⸗ 
mus. Es ijt wahrlich fein Grund vorhanden, daß die 
Eonfervativen fih zum Schild von Beitrebungen mahen 
follen, welche ihr Prineip ſelbſt untergraben und vernichten, 
bie fociale Revolution bejchleunigen, ja mit Nothwendigkeit 
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herbeiziehen. Nur zu lange haben fie geſchwiegen und ges 
ſchont, jo daß fie den Argwohn auf fich laden werben, 
fie verließen, wie die Matten das finfende Schiff, erit 
dann die Meihen des Abjolutismus, wenn der Untergang 
defielben gewiß ſei. Uber fo liegt das Verhältnig ben- 
noch nicht, injofern man die Confervativen nicht mit ben 
Perfonen verwechfelt, die jedem Miniſter, ſei er wer er wolle, 
in Gehorfam und Demuth dienen, auch wo fie nicht durch 
ihre Stellung bazu amtlich verpflichtet find. Noch ijt immer 
mancher Vortheil von dem Abfolutismus zu hoffen! 

Freilich das letzte nicht zu ferne Ergebniß wirb ber 
Sieg des parlamentarifchen Princips in allen heilen 
Deutſchlands fein; das germanifche Europa ift einig in 
dieſen Puncte. Die Gegner dieſes Princips find ohne 
Hoffnung. 

Es hat in dieſem Buche ſich oft Gelegenheit gefunden 
die öſterreichiſche Politik in Bezug auf Deutſchland am 
Bundestage zu beleuchten. Verderblich wie fie von jeher 
gewirkt Hat, konnte fie dem Tadel nicht entgehen, ben fie 
wirflih verdiente Möge man dem Berfaffer nicht Partei- 
lichkeit vorwerfen, — überall follen die Actenjtüde ſelbſt 
ſprechen. Es iſt möglich, daß Defterreich jebt, wo Die Ver⸗ 
wickelungen in Italien vielleicht bald Die Hülfe Deutſchlands 
erforbern, geneigt jcheint, ben Riß zwifchen fich und Deutſch⸗ 
land zu befeitigen, wie es ſeit 1850 verfuchte, wenigſtens 
in Zollſachen fih zu nähern Allein es ift für Diele 
Hoffnung, weldhe feit 1850 fo leicht zu erfüllen war, bisher 
noch Fehr wenig geſchehen. Faſt zehn Jahre find feitdem un- 
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benußt verſchwunden; — Oeſterreich hatte die Gewalt, viel 
für Deutſchland zu thun, — es hat ſie gebraucht nicht um die 
Schranken zwiſchen ſich und Deutſchland niederzureißen, 
ſondern zu erhöhen. Denn Deutſchland duldet, ſo lange es be— 
ſtehen wird, Feine abſolute Herrſchaft mehr. Einzelne öſter— 
reichiſche Staatsmänner, und vielleicht gerade die conſerva⸗ 
tioften, ftreben nach einer Vereinigung mit Deutichland. 
Sie werden aber durch wie e3 jcheint, nicht zu überwäl- 
tigende Einflüfje von anderer Seite in ihren Beltrebungen 
gehindert. Oeſterreich ift gegen die Erwartung Confervativer 
in allen denjenigen ragen, die von Bundeswegen ge= 
ordnet werden mußten, das Hinderniß bei Erledigung ber- 
jelben an der Bundesverfammlung geblieben. Der Ber- 
faffer gehörte nicht zu denjenigen, welche diefe Erledigung 
im radicalen Sinne wünfchten, aber die lange unabjehbare 
Hinzögerung diefer Tragen hat ihn, wie viele Confervative, 
mit Trauer erfüllt. Wenn irgend etwas, fo iſt es dieſe 
Hinzögerung gewefen, welche den Conjervativen, die auf 
Deſterreich hofften, allen Boden unter den Füßen ge= 
nommen, welche ihnen alles Vertrauen geraubt, welche ihre 
Wirkſamkeit für lange Zeit, vielleicht für immer, unmöglich 
macht. Was hat e3 genüßt, denen, welche eine der That 
nach abfolute Herrſchaft wünſchen, eine Furze Freude und 
Hoffnung für einige Jahre zu verjchaffen? — Daß Deutfch- 
land der Gefahr einer Revolution entgegengeht, wenn Gottes 
Fügung nicht etwa große Männer auf den Thronen erweckt, 
wie fie nicht oft in der Gejchichte erjcheinen, die mit Fräf- 
tiger, weijer und gerechter Hand die Zügel ber Regierung 
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faſſen. Deßhalb muß bie Entrüftung über dieſe verfehlte 
Politik Deſterreichs am Bundestage auch einen Conjer- 
vativen daB Verlangen ftellen lafjen: „Deutſchland will bie 
verbürgten Tha ten einer nationalen Politik Oeſterreichs 
für Deutſchland ſehen, wenn es Sympathie für Defter- 
reich, Hülfe für deſſen Intereſſen haben fol. Der Worte 
find genug gemacht; es find Bürgjchaften erforderlich.“ 
— Man fage nicht, daß es ungerechtfertigt wäre, wenn 
Deutihland an feine Hülfe Bedingungen knüpfe, — wenu 
ein Feind Defterreich angreife, jo ſei die Pflicht der Hülfe 
Deutſchlands von ſelbſt gegeben, und im eigenen Intereſſe 
erforderlich. So ſchlimm ftehen im Augenblicke die Sachen 
für Defterreich noch nicht. Aber ſtänden fie auch ſchlimm, 
fo Tapt fich doch wohl mit großem echte die Frage auf- 
werfen: „Warum will Defterreich die geforderte 
Bürgſchaft, d.h. durch Thaten, nicht geben, went 
feine Lage fo ſchlimm iſt?“ Das könnte Doch wohl 
nichts anderes heißen, als Oeſterreich wolle die Hülfe Deutſch⸗ 
lands, um ſpäter durch kein Verſprechen gebunden, die alte 
Politik fortzuſetzen; es könnte doch wohl nichts anderes 
heißen, als Oeſterreich halte eine ſelbſt in der Noth gewiß 
willommene Hülfe Deutſchlands noch nicht jo hoch, als 
das Bebarren auf dem Wege ber alten, Deutfchlanb ver- 
derblichen Politik. Mean bedenke wohl: Defterreich giebt im 
Glüde nichts an Deutfchland, ja es ift zu fürdten, «3 
gebt niemals, ſelbſt nicht im Unglüd, — 

Die Geſchichte der Bundesverfammlung wird bewei- 
in, wie nothwendig obige Forderung iſt. Ein richtiges 

nn 
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Es war Pflicht eine Vermittelung zwifchen Regierung und 
Ständen in jener ſchwierigen Zeit zu erftreben, fo weit 
dies in der Hand eines Referenten Liegen Tonnte unb bie 
mildeſte Form, welche die Sache irgend zuließ, zu wählen 
und es durfte an Vorficht deßhalb nicht mangeln. Deffen- 
ungeachtet hat der Verfaffer als Deputirter in feinem Referat 
über die proviſoriſche Berfaffung von 1852, wie fonit, ftets 
die Anficht geltend gemacht und im Einzelnen durchgeführt, 
daß die in der Verfajfung von 1831 garantirten 
ftändifhen Rechte unantajtbar feien, injofern 
fie nit den Bundesgefegen entgegenftänbden. 
Dies geſchah zu einer Zeit, wo dieſe Anſicht noch Niemand 
in den Kammern ausgejprochen hatte. Einzelne hatten wohl 
die Anſicht aufgejtellt, daß die Verfaſſung von 1831 zu 
Recht beftände und nur auf dem in dieſer Verfaſſung 
angegebenen Wege, alfo durch Stände auf Grund bes 
Wahlgeſetzes von 1849 abgeändert werden könne. Es 
Tojtete Mühe diefe von ihrer höchſt unpractifchen Anficht 
welche unfehlbar bie jofortige definitive Einführung bei 
proviforischen Verfaſſung durch den Bundestag zur Fold 
gehabt hätte, abzubringen *). Andere behielten ſich 

nah Umftänden ihre Anſprüche fpäter zu erheben, o 
tinftweilen damit oorzutreten. Des Verfaſſers Bericht da 







®) Bericht bed Frhrn. v. Dergen über bie Lurbeffijche Verfaffung 
gelegenheiten. B.⸗Pr. 1852. — jagt ausbrüdiih: „wenn bie zufa 
berufenen Kammern das Verfahren Der Bundecoerſanmlaus ſelbſt angr 
wollten, fo 20.” 
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auch weit früher als ber ber erften Kammer *), bie fich 
überdem fpeciell auf einem Standpuncte ftellte, den nur 
eine nad) ber Verfaffung von 1831 gewählte Kammer hätte 
einnehmen Können, — ben eines mit ber Regierung auf 
gleiher Stufe ftehenden Factor? ber Gefeßgebung. Die 
Kammern Fonnten mit Rüdficht auf die wiener Schlußacte, 
Art. 55, auf die Unverleplicgfeit der in ber Verfaffung von 
1831 garantirten Iandftändifhen Rechte dringen, was auch 
Anfiht der Bundesverfammlung war, aber fie 
fennten nicht neue Forderungen, 3. B. neue Bevor— 
zugungen der Ritterſchaft mit gleihem Rechte von ber 
Regierung verlangen, fie konnten alfo nicht bie Bedingung 
fiellen, baß alle ihre Forderungen von ber Regierung erfüllt 
werben müßten, daß fie nur dann bie vorgelegte neue Ver- 
faffung genehmigen würben, wenn bie Regierung die alten 
verbrieften Rechte und die neuen Zufäge garantire und be— 
e Staatsregierung hat nur die 
ar wohl einffufreichen Mitgliebern ber 
d Berichte derſelben über bie Berfaffung 
von Gafjel nicht befannt geweſen. 
IR vom Landesherrn unb ben Ständen 
en beiden fann daher nur auf ver- 
! am berfelßen geänbert werben. Der 
arin deutlich. Cine ambere Frage aber 
ng an ben Inhalt dieſes Artitels ih 
feitigung bundeswidriger Befimmungen 
uichteit liegt nicht fern, daß folhe Ber 
Bege nicht zu befeitigen find! Gefteht 
auch zu, daß fie bie Verfafjungsugfunde 
ıgen vorläufig abändern burfte, fo muß 


ten werben, daß Fürft und Stände bes 
find, am demjenigen Beſtimmungen ber 
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Verpflihtung, die alten ftändifhen Rechte aufrecht zu er⸗ 
halten, mit Ausfcheidung beffen, was politifcher Unverftand 
gerade als Handhabe auswärtiger Einmifchungen und bes 
Abjolutismus in die Verfaffung von 1831 gebracht, was 
alfo direct gegen bie Bundesgeſetze verſtieß. Die Confe: 
quenzen ergeben fich fehr Teicht hieraus, was wohl. von 
Wichtigkeit ift in Rückſicht auf das wieder einzuführende 
Wahlgeſetz von 1831, welches, wie jeßt die Verhält: 
nifje liegen, fih als beſſer herausſtellen möchte, ala 
das jetige Zweikammerſyſtem. 

Seinen Bericht über die Verfaſſung in der Kammer 
zu vertheidigen, war dem Verfaſſer nicht gegönnt; er mußte 
aus der Kammer ausſcheiden *). 





Verfaffung von 1831 feftzuhalten, welche nicht gegen bie Bunbesgrundgeiege 
anftoßen, und baß fie zufammengenommen oder einzeln hiernady fi in un- 
bezweifeltem Rechte befinden, in welhem die Bunbesverfammlung 
ſelbſt fie zu ſchützen verbunden ift, wenn fie gegen bie biefen in 
anerfannter Wirkſamkeit ſich befindenden landſtändiſchen Rechten zumwiter- 
laufenden Artikel ber neuen Verfaſſung proteftiren. 

*) Intereſſant wirb es auswärts erfcheinen, — denn hier ift mar an 
Mancherlet gewöhnt, — daß Herr Abgeorbneter Baumann aus Melfungen 
den Bericht des Verfaffers über das Verhältniß der proviforifchen Verfaffung 
von 1852 zu der Verfaffung von 1831 fpäter als feinen (Baumann’8) Bericht 
zu den landfländifchen Acten gab, indem er das erfte Blatt des ſchon ge— 
druckten und zur Bertheilung beftimmten Berichts wegfchnitt, ed neu drucken 
ließ aber in ber Ueberſchrift des Verfaſſers Namen als Berichterſtatter 
ausitrih, an dem Schluſſe einige Aenberungen in der von ihm (Baumann) 
vertretenen Anſicht vornahm und dann bie fpäteren Anträge der Majorität 
bes Verfafjungsausfchuffes Kinzufügte, endlich feinen Namen als Bericht: 
erftatter unterzeichnete, ohne auch nur mit einem Morte der Arbeit Des 
Verfaggrd zu erwähnen. Die Anträge bed Verfaſſers zu ven einzelnen SS. 
der Verfaſſung, ſorgfältig ausgearbeitet, kamen gar nicht mehr zum Vorſchein, 
wurden, obwohl im Ausſchuſſe bereits vorgetragen, nach Ausſcheidung der 
vier Deputirten dort nicht einmal zur Abſtimmung gebracht. 
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Bas aber den Vorwurf wegen der Mandatsnieder⸗ 
legung betrifft, jo diene als Rechtfertigung Folgendes: 

Es ift wohl zu unterjcheiden zwifchen dem Etandpuncte 
eines Profeſſors der politifchen Wiffenfchaften, dem eines 
Deputirten und dem eines in Auftrage mit vorgefchrichenen 
Materialien arbeitenden Staatsdienerd. Der lebte ergiebt 
fh von felbfl. Der Standpunct bes Profeſſors der poli⸗ 
tiſchen Wiffenfchaften wird aus dieſem Buche hervorgehen. 
Der des Deputirten hängt zum großen Theil von ben vor: 
gefundenen Umpftänden ab. Es kann der Fall fein, daß, 
um größere Uebel zu vermeiden, die ſonſt unabwendbar 
(deinen, der Deputirte von der Ueberzeugung des Profeſſors, 
wie überhaupt des unabhängigen Mannes etwas zum Opfer 
bringt. Der Abgeordnete eines Landes hat nicht zunächft 
und unter allen Umſtänden feine politischen Weberzeugungen 
zur Richtfchnur feiner Handlungen zu machen, fondern 
zuerſt Die Intereſſen derjenigen, die ihn zum Vertreter 
gewählt haben, ins Auge faffen; denn fie haben ihn wohl 
ſchwerlich gewählt, Damit er Gelegenheit habe, feine politi- 
Ihe Meinungen bis zu bem fiat justitia pereat mundus 
durchzuſetzen, jondern fie haben ihn erwählt, Damit er ihre 
Intereffen aufrecht erhalte, aljo den Untergang ber: 
jelben verhindere, Dieferhalb kann ein Abgeorbneter 
md gewiſſenhafter Prüfung jehr wohl zu ber Ueberzeugung 
Klangen, baß er gerade im Intereſſe feiner Man: 
tınten fein Mandat als Abgeordneter niederzulegen habe. 
In diefem Falle befand ſich der Verfaffer im Sabre 1853, 
de er Vertreter der Stadt Marburg in ber ziveiten Kam⸗ 
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mer zu Caſſel mar. Eine lange und reifliche Prüfung 
batte ihn bewogen, der Kammer anzuzeigen, daß er fein 
Mandat bis zu einem beſtimmten, damals aber noch nicht 
eingetvetenem Zeitpunft, niederlegen würde, bis wohin er 
noch alle ihm obliegenden Referate zu erledigen gebenfe. 
Als aber die Anficht auftauchte, daß die Stadt Marburg 
feine Neuwahl vornehmen dürfe, mußte es dem Berfaffer 
Pflicht erfcheinen, fein Mandat um jo mehr aufrecht zu 
erhalten, als der Zeitpunkt, welchen er für die Niederlegung 
deffelben bejtimmt hatte, noch nicht eingetreten war und die 
Kammer felbjt noch keinen Beichluß hierüber gefaßt hatte. 
Er wurde zunächſt durch das Furfürftlide Meinifterium 
baran verhindert, dann aber, und dies iſt das wahrbaft 
Traurige, durch einen Beſchluß der Kammer jelbft. 

Die jetzt von der Furheffiihen Staatsregierung auf- 
gegebene Meinung, daß wenn ein Abgeordneter ftürbe, oder 
fein Mandat niederlege, der von ihm vertretene Wahlbezirk 
in ber laufenden Landtagsperiode nicht wieder wählen dürfe, 
follte nach Anficht des damaligen Minifteriums in ber pro=. 
viforifhen Berfafjung begründet fein, weil in berjelben nicht 
eine ausdrückliche Beſtimmung fi finde, daß bei Nieder- 
legung eined? Mandat? der davon betroffene Wahlbezirk 
wieder wählen dürfe. Es ift begreiflih, daß ein Mini- 
ſterium fich eine Unbejtimmtheit in einer Verfaſſungsurkunde 
zu Nuge macht, wenn es einen unbequemen Deputirien 
entfernen will und einen oppofitionellen in neuer Ausſich 
bat; das ift in vielen großen und Fleinen Ländern kein« 
Neuigkeit. Wenn aber Deputirte ſelbſt ſich zu Verthei 
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digen einer Meinung hergeben, welche eine ganze Verfaſſung 
illuſoriſch machen Fünnte, jo weiß man in ber That nicht, 
was man Jagen fol. Die proviſoriſche Verfaffung von 1802 
bat aber nicht einmal diefe Unbeftimmtheit. Denn fie jagt, 
daß die zweite Kammer aus 48 Abgeordneten bejtehen folle 
und zählt ($. 46) die einzelnen Wahlbezirke, welche in den⸗ 
ſelben vertreten jein jollen, namentlich auf, darunter bie 
Stabt Marburg. 

Zeit ſteht alſo das Recht jedes Wehlbezntes in der 
Kammer vertreten zu ſein, es iſt die natürliche Baſis der 
Iandftändifchen Vertretung ſelbſt. Was geſchehen ſolle, wenn 
en Mandat aus irgend einer Urſache während ber Land⸗ 
tagsperiode erlojchen, hat die Verfaffung nicht angegeben, 
gerade ebenſo wie bie preußijche und andere beutfche Ver⸗ 
faffungen. Wem, von welcher Partei er auch fein möge, 
it es in Preußen oder anderen beutfchen Ländern wohl 
eingefallen, deßhalb einen Wahlbezirt um jeine Vertretung 
in der Kammer zu bringen, weil nicht ausdrücklich in ber 
derfaſſung ftehe, daß nach Niederlegung eines Mandats 
ever nach dem Tode eines Abgeorbneten eine Neuwahl vor⸗ 
genommen werden jolle? Denn darnach müßte, wenn ein 
Abgeordneter gleich nach feiner Wahl verftürbe, ber davon 
betroffene Wahlbezirk drei Jahre (in Kurheſſen) ohne DVer- 
tretung fein! Die Möglichkeit einer ſolchen Anficht ift 
allerdings dem Denkvermögen bes Verfaſſers, als er jein 
Mandat niederlegen wollte, fern geblieben. Aber das als 
unmöglich Gedachte hat eine Partei in der kurheſſiſchen 
weiten Sammer son 1853 wirflih ausgeführt. Zwei 
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Juriſten, der damalige Praſident der zweiten Kammer, 
Herr Staatsrath Scheffer und ber Abgeordnete für Mel: 
jungen, Herr .Bürgermeifter Baumann, ftellten biefe Anficht 
im Berfaffungs- und Rechtsausſchuſſe — natürlich in bes 
Verfaſſers Abweſenheit — auf und gewannen dafür jpäter 
die Majorität der um weitere drei Abgeordnete verringerten 
Kammer, Wenn eine Beftimnung in einem Geſetze ge: 
rabezu gegen ben Geift und Hauptinhalt beffelben geht, 
wenn fie biefem gegenüber geradezu als unvernünftig zu 
betrachten wäre, jo meiß jeder die Folge hiervon; — fol 
aber eine folche Beftimmung erſt in ein Geſetz hinein inter- 
pretirt werben, dieſem Geſetze zum Trotz, jo ift bag wohl 
das Uebermögliche. Und dennoch iftesgejhehen Die 
proviforifche Verfaffung von 1852 verbietet nicht, wie 
ſchon gejagt, eine Neumahl bei Niederlegung eines Mandats 
ober im alle des Todes eines Abgeordneten, während der 
Dauer einer Lanbtagsperiode, was nad) der Beitimmung, 
baß jeder Wahlfreis das Recht der DBertretung. in der 
Kammer haben joll, an fich ein Unfinn wäre, fondern fie 
bat darüber gar Feine Beſtimmung. Echon bei ber erjten 
Nachricht über die Verhandlungen des Verfaffungsausfchufjes 
über biefen Gegenftand, erklärte ber Verfaſſer pflichtgemäfz 
ben Kammern, daß er nun zu dem früher beitimmten, aber 
noch nicht eingetretenen Termin fein Mandat nicht nieber- 
legen werde. Uber diefe Erklärung hatte Feinen Erfolg, 
obwohl doch ſelbſt nach den Grunbfäten bes Privatrechts 
die Erklärung der Manbatsnieberlegung zurüdigenommen 
werben kann, menn der Zeitpunct, zu welchem fie gefcheben 
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jod, noch ‚nicht eingetreten. ift und ber Mandant ſie noch 
nicht acceptirt bat; den beiden Juriſten in der Kammer 
ſchien Feine Erinnerung beizuwohnen, ber: ſelbſt im- Zweifel 
bei den Beftimmungen eines Geſetzes . die milbefte: und 
bilfigfte Wortbedeutung anzunehmen fei:*), und daß bie 
jenige Bebeutung vorgezogen. werben müffe; wodurch die ge⸗ 
jegliche Dispofition von Fehlern befreit iſt **), alſo nament- 
ih die, wodurch Abjurdituten vermieden werden. Man 
jollte meinen, Abgeordnete des Landes hätten ſich vor allen 
Dingen dieſe Regeln auch für das öffentliche Recht, für 
das Recht der Landſtandſchaft zur Norm dienen laſſen! 
Aber fo bandelten fie nit. Die Nieberlegung des Man- 
dats wurde als gejchehen angejehen und bie Neuwahl für 
bie Stadt Marburg nicht angeordnet, ja nit einmal 
von ber Kammer beantragt MUebrigend muß ber 
Berfaffer noch weiter bemerken, daß von. dem damaligen 
Rinijterium die jett ebenfall® von der Staatsregierung 
aufgegebene Anficht gegen ihn geltend gemacht wurde, daß 
mit der durch das Mintiterium geſchehenen Entziehung der 
Cigenfchaft eines Ausfchußnitgliedes der Stadt Marburg, 
in welcher Eigenſchaft er zum Abgeordneten erwählt war, 
die Eigenſchaft des letzteren aufhöre. 

Es iſt hiernach klar, daß der Verfaſſer keine Schuld 
an der Nichtvertretung der Stadt Marburg in dem Jahre 
1853 trägt. Er iſt ſich bewußt feiner Pflicht als Abge— 


®) L. 13 de legib. I. 56, 90, 155. ©. 2. de R. J. I. 42 de poen. 
:48, 19) 1. 3 de his. quae in testam. debent. (28, 4). 
®®) L. 19 de legib. Nov. 158 ec. 1. 
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grbneter im ganzen Umfange nachgefommen zu fein, wahr: 
Lich nicht zu perſönlichem Vortheile. — Die Verlehung ber 
Intereſſen des Landes ift in biefem Falle von jenen Abge- 
ordneten begangen, welche durch ihre Anträge und Abitim- 
“mungen die Stadt Marburg um ihre Vertretung in ber 
bamaligen Landtagsperiode brachten *). Gewiß ift, daß von 
ihnen jpäter Niemand wieder gewählt wurde. Daß unter 
folchen Umſtänden die conjervative Bartei, wenn fie anders 
schon diefen Namen Partei verdiente, nicht zu Kraft, An- 
jehen und Einfluß gelangen Tonnte, ja das mühſam gewon- 
nene Terrain wieder verlieren mußte, ift leicht begreiflich, 
baß bei ſolchen Zuftänden eine Vereinigung mit den Ständen 
bamals nicht zu Stande fam, nicht zu verwundern. Ein⸗ 
ſchüchterungen halten heutzutage nicht lange vor. 

Der genaueren Darjtellung muß das Einzelne bor- 
behalten bleiben. Der Verfaffer bittet um Nachfiht, daß 
er in biefer Vorrede eine bem Gegenftande fremde Sache 
berührt bat. Er fand aber feine andere Gelegenheit dazu 
und durfte doch nicht länger ſchweigen. 


e) Aber warum beſchwerten fi) denn Stadtrath und Ausſchuß ber Stadt 
Marburg nicht bei der Kammer und dem Kurfüritl. Minifterium,* daß ihnen 
feine Neuwahl geftattet werde follte? — Der Verfaffer weiß es nicht, allein 
wohl weiß er, daß dieſe Beſchwerde, auch wenn fie von Einzelnen gefchehen 
wäre, wahriheinlih Erfolg gehabt hätte War dieſe Pflichterfüllung nicht 
leichter als die des Verfaſſers? — Sind und waren einzelne Tadelfüchtige ſo 
tapfer in ber Behauptung, daß fich der Abgeorbnete und feine Familie ohne 
Nutzen aufopfern müſſe, und dennoch fo feig zu einer für fie jo unſchäd⸗ 
lichen Beſchwerde?! — 


Marburg, 
ben 3. April 1859. 2, 5. lie. 
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Die franzöftiche Revolution hatte ihre Aufgabe vollendet, fie 
hatte das Beſtehende zerftört und war babei ohne Maaß und Ziel 
weit über das hinausgegangen, was fie Anfangs eritrebte. Sie 
hatte nicht nur die traurigen Mißbräuche einer tief herabgekom— 
menen Zeit und Generation befeitigt, ſondern fie hatte jelbft dort, 
wo fie die Throne verjchonte, die Sitten verändert, zwar in einer 
Richtung wohl verbeffernd, in anderer Richtung aber zugleich doch 
auch in den moraliichen und religidfen Beziehungen der Völker ver: 
ſchlechternd; fie hatte darneben aud) die Regierungen in vorher nicht 
gefannte Kämpfe mit jener moraliichen Gewalt verwickelt, welche 
ter Sefellichaft neue Bewegungswerkzeuge und bisher unbekannte 
Intereſſen verlieh. Deutichland war ihren Einflüffen am menig- 
ften entgangen; auf feinem Boden follten die Grundſätze der Re: 
rolution ihren hauptlächlichiten Kampf kämpfen. Hier jollte fic) 
das ſcheiden, was gegen die ewigen Geſetze der Sittlichkeit von ber 
Revolution gejündigt, von dem, was durch fie an wahrer Freiheit 
gewonnen, aber auch nur zu jchnell in das Gegentheil verkehrt war. 
Das Hauptwerkzeug der Revolution, in welchem fie gleichſam alle 
ihre bewegende Kraft concentrit hatte, Napoleon, von Gottes Gericht 
m Rußland, durch die Aufopferung des ruffiichen Volke tief ge- 
demüthigt, war nochmals zum Kampf um die Weltherrichaft, auf 
deutſchem Boden bereit. Aber jene neuen Ideen der Freiheit, deren 
Träger er jo oft heuchlerifch fich genannt, in Frankreich zum Zerr- 
bild außgeartet, hatten auch die Völfer Deutſchlands gemerkt, und was 
fe allein vielleicht nicht vermochten, weil fie erſt erjtarfen mußten, 
bevor die Nation von den unrichtigen Bahnen ihrer „Nanaöfticen 

Eofer Theil. 
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Lehrmeiiter abgelenkt werben konnte, vollendete Napoleons Uebermuth, 
Grauſamkeit und Härte, fein unerträglicher Drud, feine rohe Plün⸗ 
berung, welche, wie früher in Stalien auf Befehl des Directoriums, 
fich fpäter aus eigenen Beweggründen bis auf den Raub ber wij- 
jenichaftlihen und Kunftichäge, und der Wittwenkaſſen frember 
Länder mitten im Frieden erjtreckte *). Preußen das tief gefallene, 
tiefgedemüthigte hatte fich wie ein Mann erhoben, feine erjten 
Siege wieber erfämpft und felbft in dem anfänglichen Unglück 
einen fittlihen Muth nnd eine Aufopferung ohne Gleichen bewie- 
len, welche einem ber Ichlauejten Diplomaten es für gerathen er- 
jcheinen ließ, nach vergeblichem Bemühen eine jchiebärichterliche 
Stellung einzunehmen, ſich an Preußen und Rußland zu fchließen. 

Jene großen Heldenthaten, welche bei Großbeeren, Dennewiß, 
an der Katzbach, bei Wartenburg und Eulm, und felbjt in ben 
unglüdlichen Schlachten bei Großgörjchen und Bauten wie die Sterne 
einer neuen befleren Zeit glänzten, hatten die Gefahr einer Herr: 
Ihaft Napoleon in Deutichland ſo gut als befeitigt, den drohen⸗ 
den von Metternich vorgefchlagenen Frieden, nad) welchem die Elbe 
Napoleons Grenze geblieben wäre, endlich unmöglich gemacht, und 
zu felten Verträgen zwijchen ven Gropmächten geführt. Das beut- 
Ihe Volk durfte nach fchweriten Prüfungen ven Preis jeiner Ans 
ſtrengungen erwarten; — jenen hohen Preis, nach welchem bie 
cipilifirten Völker der alten wie der neuen Welt von jeher, wert 
auch oft auf falihem Wege, gerungen: — bie wahre Freiheit, die 
Freiheit von äußerer Knechtichaft, von innerer Tyrannei, dem 
Chriftentbum wie der Sittlichkeit gleich gemäß. — Das beutiche 
Bolt Tämpfte und fiegte nicht für bie falichen Götter der Ruhm- 
ſucht, der Beutegier und Herrichaft, es kämpfte und fiegte für die 
höchften Güter, fittliche und religiöfe, für welche ein Volk zu käm⸗ 


*) Gonvention von Bayonne von 1808. Darin auch Veltimmungen über 
die Rapitalien ber Wittwenfafjen im Großherzogthum Warfchau, welche gegen 
die ausbrüdliden Beſtimmungen des XTilfiter Friedens weggenommen, 
und gegen Zahlung des halben Werthes an den Köntg von Sachſen über- 
lafjen wurben. Daſſelbe Schiefal traf Die Kapitalien ber preußifchen See⸗ 
handlung und Banf. 
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yfen vermag. Es legte dabei vertrauend die Ordnung der fo blutig 
erfümpften neuen VBerhältniffe in die Hand feiner Fürften, bauend 
auf das ſchoͤne Wort, durch welches es zum Kampf und zu Opfern 
aufgerufen war. Traurig, daß dag Vertrauen nur zu fo kleinem 
Theile in Erfüllung geben follte, daß es erſt weiterer trüber Er- 
fahrungen in fpäterer Zeit beburfte, um das zu erreichen, was 
jene Zeit jo ſchwer und wohl verdient hatte! 

Es geht weit über dad ung vorgeſteckte Ziel hinaus die Ur- 
jachen, ang welchen bie Ereigniffe jo verjchieden von den Hoffnungen 
des deutſchen Volks fich entwicelten, hier ausführlich darzulegen. 
Als hauptſächlichſte Urſache ift aber feitzuhalten, daß neben 
bein erhebenven Aufichwung des preußiichen Volkes, die lauernde Po- 
litik des Fürften Metternich ftand, welcher im Sinne feines Kaiſers, 
nimmer dulden wollte, daß die Völker Deutſchlands neben dem 
Fürften ein Verbienft der Befreiung, einen Anſpruch auf 
dieſes Verdienſt beſitzen follten. Das Beſtreben biefer Politik ging 
dahin, die Intereſſen des Volks in den Hintergrund zu ſchieben, 
und allein die der alten Kabinette an deren Stelle zu jeßen, in 
welchen die Völker nur beachtet wurben, jo weit fie zur Durchfüh— 
rung jener Kabinetözwede dienen konnten *). Metternich war weit 
entfernt zu begreifen, was jo oft jrüher und v. Bethmann-Hollwmeg **) 
jo treffend neuerdings gejagt: „Bon Gottes Graben jchreiben ſich 
unſere Fürſten mit Recht, weil ihr Amt nicht von menfchlicher 
Willkür, ſondern von einer göttlichen Ordnung und Schickſalslei— 
tung ftammt. Aber ein Titel uneingefchränfter Macht, die feinem 
Erdgebornem zukommt, ift es nicht; wer fie Daraus ableitet, begeht 
dieſelbe Sünde, wie jene, die abjolute Freiheit im Namen der Men— 
Schenrechte forderten, die Sünde der Vermengung deſſen, was Gott 
gekhieden hat.“ 

Der Verlauf aller Unterhandlungen vom Frühjahr 1813 bis 
zum zweiten Pariſer Frieden, dann weiter alle Verhandlungen am 


*) Hauſer, beutjche Geichichte, vom Tode Friedrichs des Großen bis 
zur Gründung des beutfhen Bundes. Th. IV. 237 u. a. a. O. 
*°) v. Bethmann⸗Hollweg in ben proteflant, Monatsbl. 1858. Febr.⸗ 
Set, ©. 119. 
1 % 
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Bundestag geben Zeugni vom Beitreben Metternich für die Her- 
ftellung einer abjoluten Macht. 

Nachdem der Vertrag zu Töplitz (9. Septbr. 1813) dahin ge 
ichlojfen war, daß mit MWieberherjtellung der öſterreichiſchen und 
preußischen Monarchie, in möglichft gleichem Maaßſtabe wie im 
Sahre 1805, und des Hauſes Braunfchweig-Lüneburg in feine 
fämmtlichen deutſchen Bejigungen, jo wie daß mit der Auflöjung 
des Rheinbundes auch die völlige und gänzliche Unabhängigkeit ver 
zwifchen Deftereih, Preußen, dem heine und den Alpen liegen- 
den Staaten eintreten follte, wäre ed dringend geboten geweſen, 
die zufünftige Geftaltung der deutjchen Angelegenheiten hinfichtlich 
ver Berfaflung jogleich zu orbnen. Denn bie einflußreichiten Staatz- 
männer, wie Freiherr v. Stein und Graf Münfter wünjchten nad) 
des Letzteren Ausdruck nicht, daß Kleine Duodez: Souveräne für 
ſich handeln follten. Aber die öfterreichtiiche Politik wollte hiervon 
Nichts willen, und Stein, W, v. Humboldt und der Staatzlanzler 
Hardenberg unterlagen mit ihren durchgreifenden Plänen ber wohl 
überlegten zaudernden Politik des Fürſten Metternich, welcher, da 
er die verbindungsloſe Zerſtückelung Deutichlandd in etwa zwanzig 
unabhängige Fürftenthümer neben den beiden Groß- Staaten feinen 
energiichen Gegnern gegenüber nicht durchlesen Tonnte, in den ſich 
drängenden und überftürzenden Kriegöbegebenheiten den Vorwand 
fand, die Angelegenheit unerledigt zu laſſen. 

Aus dem Briefwechſel Steind nit Münfter geht mit unum- 
töglicher Gewißheit hervor, daß dad Wiener Kabinet ven Nhein- 
bundzfürften damals (Herbft 1813) ihre unbefchräntte Souverä⸗ 
netät belafjen wollte, um fie für fi) zu gewinnen, und was 
Münjter nicht einfah, und Stein nicht berührte, um bei ihnen ber 
That nad) die Stellung einzunehmen, welche Napoleon durch ben 
Rheinbund vertraggmäßig eingenommen, und nachher gewaltthätig 
zu einer rückſichtsloſen Ommipotenz außgebeutet hatte. Die Rhein⸗ 
bundsfürſten, gejchreckt durch die Proflamation von Kaliſch (25. März 
4813) und die Einrichtung der Central Verwaltung unter Stein 
hatten nicht die geringfte Neigung zu Preußen, wie auch Gagern 
es beftätigt. Konnte Metternich die Auflöfung des Nheinbundes 
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durch Verträge mit Napoleon erreichen, ohne den Krieg fortzuführen, 
jo waren allerdings die ijolirten ſüddeutſchen und mitteldeutfchen 
Heinen Staaten, felbft das große Baiern dem Einfluffe Oeſterreichs 
um fo mehr unterworfen, als Preußen damals an die Erwerbung 
der Rheinprovinzen d. h. alſo der Poſition, welche ihm ein Gegen- 
gewicht verlieh, nicht denken konnte. 

Metternichs weitichauende Politif mißbilligte ſchon im März 
des Jahres 1813 die preußifchen Neclamationen auf jenfeit3 rhei- 
nische Provinzen, die früher zu Preußen gehört, und wünſchte, 
daß es nur von der perfönlichen Befeindung Napoleon geiprochen 
hätte )). Daß Metternich jo fprechen durfte, war an fich eine Be- 
leidvigung der preußifchen und ſelbſt deutichen Intereſſen und bewies 
die Schwäche der preußiichen Politik. Ja felbft nach den großen 
Erfolgen der preußifchen Heere von 1813, 1814 und 1815 wollte 
Metternich auf die Uebertragung der doch fo wohl in ihrer ftrate- 
giihen Wichtigkeit erkannten **) Moſel- und Saargegenden an 
Preußen kaum eingehen. Nicht nur Münfter, welcher in der Sou- 
veränetät der Rheinbundsfürſten die größte Gefahr für ihre Unter: 
thanen ſah, und ihr Scidfal jo beflagenäwerth hielt, daß er, 
jellte fie beliebt werben, fich auf die Seite des Revolutionairs zu 
ſchlagen fich bereit erklärte ***), ſondern auch Stein, welcher in 
Metternichs Unterhandlungen mit Napoleon nur das Beitreben fah, 
die Sache auf die Fürzefte und bequemſte Art andzufliden, unter: 
jhästen damals Metternich. Diefer, welcher Oeſterreichs Vortheil 
ohne Rüdjiht auf Deutichland im Auge hatte, befolgte 
eine tief angelegte Politit, die nur durch Napoleon? Trotz und 
Verblendung in eigener Sache für den Augenblic des Zieles ver- 
Tehlte. Ging Metternihd Plan damals dur, erfolgte damals 


Gagern aus einer Unterredung mit Metternih, Antheil an der Po: 
fit, IV. ©, 19. 

**) In den vertraulichen Sigungen der Bunbesverfammlung in ben 
Jchren 1818 und 1819 über das Bundes - Militairwejen weitläufig aus- 
geführt. 

») Berk, Stein Leben. III. 419. 420 
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ein Frieden mit Napoleon, fo war Preußens Stellung ald Groß- 
macht unmöglich. 

Ein nothmwendiger Ausflug dieſer Politit war der Vertrag von 
Ried (8. October 1813); denn er ficherte ohne Krieg Defterreich 
biejenigen Länder bis zum Bodenſee, welche fein Uebergewicht im 
Süden Deutſchlands allein möglich machen, wie 1850 von Neuem 
bewiefen, (Vorarlbergiſches Corps!). Metternich hatte mit diefem 
Bertrage, wie Per *) ganz richtig bemerkt, vie gewaltfame Zer- 
ftörung des deutſchen Reichs ohne Vorbehalt beftätigt und einen 
Zuftand völliger Auflöfung der verſchiedenen Beſtandtheile deſſelben, 
wobei die Nechte der Nation dem Vortheil Oeſterreichs gegenüber, 
wie er ihn verjtand, für Nichts zählten, jo viel irgend an ihm lag, 
erreicht. Es war hiermit, kann man hinzufügen, der Proclama- 
tion von Kalifch, ven Verſprechungen der beiden SHerricher vort 
Preußen und Rußland fait jeder Inhalt zum Voraus genommen. 

Wenn auch fanguiniiche Staatsmänner wie Gagern **) noch 
Ende 1813 von einer Einheit Deutichlandd unter einem Kaiſer 
Iprechen, wenn auch Arndt ***) noch in bemjelben Jahre ein Träf- 
tiged Kaiſerthum für Deutichland forderte, und Görres ****) auch 
unmittelbar nad) der Eröffnung des Wiener Congreſſes erbliche 
Uebertragung des Kaiſerthums an Defterreich, bejchränft durch eine 
jelbitftändige Stellung Preußens, verlangte, jo hatte doch Stein 
(unbeirrt durd) die Nachrichten über dag fiegreiche Voreilen Napoleons 
nah Moscau), dieſe monarchiſche Einheit ſchon in einer Dent- 
Ihrift vom 18. Sept. 1812 wenigftend für den damaligen Zeit- 
punkt 7) als unerreichbar angejehen, wie zugleich bie Herjtellung 


) TI. c. II. 429. 
**) Gagern, Antheil an der Politik. IV. 32 ff. 
*°*) Arndt, Geift ber Zeit. IL. 431. ff. ff. III. 358. ff. 
“oo, Görres, Rheiniſcher Mereur, 31. Detbr. 1814 ꝛe. — Klüpfel, 
bie deutſchen Freiheitsbeſtrebungen in ihrem geichichtlichen Zuſammenhange. 
Lpzg. 1853. ©. 352. ff. 
+) Per UI. 4143, Etwas fpäter fehreibt er allerdings an Münfter: 
„Mir find vie Dynaftieen in dieſem Augenblick großer Entwidelung vollfom- 
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der alten auch modifizirten Reichs-Verfaſſung unmöglich erklärt, 
„ſeidem das Volk in den (Rheinbund) Fürſten nur ihre unwür— 
bige Verräther, welche ftatt für es zu jterben, das Blut ihres 
Bold verkauften, um ihr ſchamvolles Dafein zu verlängern, be: 
trachte.” Stein wollte damals die Mainlinie zwilchen Oeſterreich 
und Preußen, und, went unvermeidlich unter den beiden Staaten 
einige abhängige Bundesjtaaten. Daß er, wie v. Kaltenborn *) ver: 
muthet, noch am 8. November 1814 in den Brodhaufifchen deut⸗ 
ihen Blättern den radikalen (1) Gedanken ausgeſprochen haben 
ſoll: „Oeſterreich jei eigentlich als nicht deutſch auszufchließen, und 
Preußen an die Spitze allein zu ſtellen,“ iſt ſicherlich durch nichts 
bewieſen und angedeutet. Stein nannte Gagerns Pläne ſchon am 
16. Sept. 1813 phantaſtiſch **). 

Aber mit der Erfüllung ded Vertrages von Ried mußten aud) 
andere Pläne für das Wohl Deutichlands fallen, keinesweges ſchon 
durch die geheimen Artikel von Reichenbah (14. Juni 1813) und 
Toͤplitz (9. Septbr. 1813). Dieſe Verträge erlaubten noch immer eine 
Beihränfung der den Verbündeten im Verfolg ihrer Siege beige- 
tretenen Rheinbundftaaten, wie fi bag am Beiten aus Graf 
Münſters Brief vom 8. November 1813 ergibt, der in Bezug auf 
die öfterreichiiche Politik mit Aberdeen gemeinschaftlich den Glau- 
ben hegte, daß Defterreich die deutſchen Fürſten zu gewinnen trachte, 
indem es ihnen ihre von Bonaparte gegebenen Bevorzugungen und 
beſonders ihre Souverninetät zu lafjen verſprach. Er verhehlte hier- 


men gleichgültig, es find blos Werkzeuge, mein Wunſch ift, daß Deutjchland 
groß und ſtark werbe ıc.” 

®Perk III. 226. 

e) v. Raltenborn, deutſche Bundes-Verhältniſſe. Th. I. 94. 

ee) Mery, III. 418. v. Radowitz, Denkſchrift. Ende Febr. 1848 nnd 
v. Bangenheim, Tefterreih, Preußen und das reine Deutſchland ꝛe. Wei- 
mar 1849. ©. 12 beitätigen, daß man fidh ſchon in der erften Hälfte 
des Jahres 1813 über die Nichtwieberherftellung der deutſchen Kaiſerwürde 
verſtändigte. Vergl. W. v. Humboldt's Aeußerung in ber Denkſchrift über 
die Kaiſerwirde vom 3. März 1813. 

Pers. IV. ©. 753, $. 3. Schluß. 
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bei nicht feine Indignation: „kann es einen vernünftigen Fürsten 
geben, ber nicht die Limitirten Hoheitsrechte der deutſchen Confö— 
deration dem nichtigen Titel einer unter Bonaparte Tyrannei 
jtehenden fogenannten Souverainetät vorzieht "I — 
| Dejterreich hatte fich durch den Vertrag von Ried jo weit 
gebunden, daß eine Beſchränkung Baiernd, wie fie eine Träftige 
Bundesverfaſſung verlangte, fehr jchwierig wurde; aber jowollte 
es Metternih. Denn er wußte jehr wohl, daß Stein im Xu: 
guft 1813 den Vorſchlag zur Errichtung eines deutfchen Bundes, 
welcher die Kleinen Fürſtenthümer mit Oefterreih und Preußen 
vereinigen jollte, gemacht hatte **). Aber gerade dag wollte 
er verhindern, weil er ſich jagen mußte, bag mit fo vergrößer: 
tem Einfluffe, welchen Preußen verfaffunggmäßig ohne Defter- 
reich auf Nord und Mittel: Deutfchland auszuüben gehabt hätte, 
Preußen eine wahrhaft gefährliche Macht gegen feine Pläne ge 
worden wäre. Dieje gingen eben dahin, überall in Deutjchland 
verfaffungämäßigen oder thatfächlichen Einfluß zu beißen, ihn zu 
eigenem aber niemal3 zu Deutſchlands Bortheil anzuwenden. Mit 
einer gefunden Politik Oeſterreichs ſtimmte dies nicht überein, aber 
die Pläne Metternichs waren auch fein Ergebnig einer gefunden 
Politik. Das deutiche Volt konnte bis auf die wenigen Einge- 
weihten freilich das Spiel der öfterreichiichen Diplomatie nicht über: 
ſehen, und jelbft dieſe Wenigen ahnten damald noch nicht, daß 
jo wenig von den Hoffnungen des deutſchen Volks in Erfüllung 
gehen jollte. 

Durch den Gang der Begebenheiten, welche dem Sturze Na- 
poleond vorangingen und bi3 zum Beginn ded Wiener Congreſſes 
nachfolgten, ſchien bei den einzelnen deutſchen Volksſtämmen Die 
Stammegeiferfuhht verjchwunden, und bei ben verjchievenen Stän- 
den eine Gleichförmigfeit der Gefühle in Bezug auf ihre Intereſſen 
einzutreten, wie es Deutjihland Jahrhunderte nicht gefehen; Regie— 


*) Berk. IN. 419. 


**) Schauman in Raumers hiſtoriſchem Taſchenbuch. 1850. S. 167 
übereinftimmenb mit Perg. III. 477. 
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rungen und Völker hanbelten jcheinbar aus einem Antrieb, und 
wo Regierungen zauderten dem Enthuſiasmus nachzugeben, wurben 
fie durch die Haltung ber Bevölkerung und jelbft ber Heere mit 
fortgeriffen. — Aber ed jhien nur fo, Nicht überall war 
Aufrichtigfeit für die deutjche Erhebung gewefen, und im Stillen 
wirkten die alten unvergeffenen Künfte einer verderblichen Kabinet- 
politi€ fort, alles da8 im Voraus unterwühlend, was Opferfreu- 
digkeit des deutjchen Volks fo theuer zu erfaufen hatte. 

Fürst Metternich in der Schule Napoleons, des Meiſters ber 
Berftellung und der Lüge, wie ihn Fr. Chr. Schloffer nennt, ge 
bildet, ariftocratifch gegen das Bürgerthun abgeſchloſſen, feindjelig 
gegen die Bolld- Erhebung geftimmt, fie im eigenen Lande, wie 
Hormayr *) und Gagern **) berichten, niederbrüdend und dämpfend, 
jie in Preußen, wie Bignon ***) erzählt, an Napoleon verrathend, 
hatte mit diplomatiſcher Feinheit von jeiner erjten ernten Unterhand- 
lung mit Breußen und Rußland im Frühjahr 1813 an fich be 
mübt, an die Stelle der Intereſſen des deutſchen Volkes die alte 
vollsfeindliche Politik des öfterreichifchen Kabinets zu ſetzen. 

Als nun die verbündeten Mächte genöthigt waren, ein allgemei- 
ned Prinzip für die Reorganijation Deutſchlands in dad Auge zu 
rafjen, gejtatteten die genannten Vorgänge kaum eine Wahl. Man 
mußte entweder die felbftjtändig gebliebenen Staaten unabhängig 
nebeneinander bejtehen laſſen, oder das alte Reich heritellen, oder 
endlich ein neues Syſtem aufitellen, was, wenn die Sowverainetät 
der einzelnen Staaten aufrecht erhalten werben follte, ſehr fchwierig 
aber doch der einzig mögliche Weg war. Die volle Souveratnetät 
der einzelnen deutſchen Staaten war leider anerkannt, die Verträge 


*) v. Hormayr, Lebensbilter. II. 422, Perg. III. 339. 
**) 9. Sagern, Antheil an ber Politil. J. 211. ff. 

»*0) Bignon. XI. 194: „Der böfe Geift der in Preußen herrſche, fönne 
licht eine Erjchütterung oder einen Aufftand bewirken, welcder hunderttauſend 
Denfchen zum Bortheil Rußlands in die Wagfchale werfen würde,” fagte 
Retternich zum franzöfiihen Gejandten Otto in Wien, als er 1812 aus ben 
Papieren bes von ihm gefangen genommenen Staatsrath v. Gruner bie Pläne 
ter nationalen Partei in Preußen erfannt hatte! 
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zu Ried, Fulda und Frankfurt beftätigten fie. Mag fein, daß die 
Nachricht *), welche Graf Harbenberg in einem Briefe v. 12. Octbr. 
1813 gegen Graf Münfter ausjpricht, richtig ift, daß nämlich Baiern 
gedroht habe, mit 40,000 Mann gegen Defterreich nach Böhmen zu 
rüden, wenn Defterreic, die Beitimmung des Art. IV. im Riever Ber: 
trage nicht eingehen wolle. Gewiß aber ift, daß für Metternich feine 
Nothwendigkeit vorlag, den Vertrag zu Fulda in höchſter Eile zu ſchlie— 
Ben. Blieb Bayern mit feinen Anfprüchen auf unbejchränfte Sou- 
verainetät allein, jo würbe es dieſe Anſprüche ſpäter wenigſtens mög- 
Ticher Weife fo wenig durchgefett haben, als die begehrten, und von 
Oeſterreich zugeficherten Territorialentichäbigungen, den Beſitz von 
Frankfurt, Mainz und de Saarthald. Wie anderd wäre ed ge 
fommen, wenn Stein nicht den großen Fehler gemacht hätte, daß 
er, ala er an die Spike der Central Berwaltung ber eroberten 
Länder getreten war, in Leipzig zurückblieb, während fait alle 
Diplomaten von Bedeutung mit dem Hauptquartier der Verbünde- 
ten vorwärts nach Frankfurt gezogen. Franz I. und Fürſt Metter- 
nich, welche jehr wohl wußten, was fie wollten, weit beſſer als 
ber zaubernde und bebenkliche Frievrih Wilhelm IH. und Fürſt 
Hardenberg, benußten diefen Fehler nur zu jchnell. Die Siege der 
Berbündeten hatten den Verträgen von Reichenbach und Töoplitz, 
bamit den Grundlagen ber neuen Ordnung der Dinge Achtung ver- 
ſchaft. Boran die Preußen, mit ihnen Ruſſen und SOefterreicher 
zogen von Erfolg zu Erfolg. Aber dieſe theuer erfauften Erfolge 
jtellte der in Abweſenheit Steins gejchloffene Vertrag zu Fulda 
zum großen Theil in Frage. Wenn auch die Bemühungen Met- 
ternich®, dem Schwiegerfohne feines Kaiſers, den franzöfifchen 
Thron zu bewahren, und damit für deutjche Einigkeit die höchſte 
Gefahr zu erregen, die in Weimar nnd Frankfurt fchon jo weit 
mit Erfolg gefrönt waren, daß die Ruffen und Engländer ſchwankten, 
an der glüdlichen Zögerung Napoleons zerbrachen, und mit ber 
Ankunft des energifchen Freiheren v. Stein in Frankfurt (13. Nobr. 
1813) in Nichts verjchwanden, fo hatte des Letzteren Abweſenheit 


*) Castlereagh Memoirs and Correspondence. XI. p. 140. 
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dennoch des Uebels genug geftiftet, fie hatte ver fehlauen Politik 
Metternich Zeit und Raum zu verberblichem Handeln gegeben. 
Der Bertrag Oefterreihd mit Würtemberg zu Fulda (3. Novbr. 
1813) eben jo günitig für letzteres, als der Vertrag von Nieb vor 
ver Schlacht von Leipzig mit Baiern, war der traurige Wendepunkt 
für die National-Intereſſen Deutjchlandd. Nur den Fortichritt 
auf der Bahn des völligen Verderbens konnte Stein noch hindern. 
Die energifchen Pläne, welche feine vom Kaiſer Alerander geneh- 
migte Denkſchrift vom 30. Octbr. 1813 enthielt: „daß die Verwal⸗ 
tung der Länder der bis dahin den Verbündeten nicht beigetretenen 
Rheinbundzfürften durch Gouverneurs gehandhabt werben folle, 
wonach die ſämmtlichen ſächſiſchen Länder, Neuß, Schwarzburg, 
Erfurt, Fulda, Frankfurt, Darmftadt, Naffau von ruſſiſchen, 
Braunjchweig, Anhalt, Heflen-Eaffel, Waldeck, Kippe, Berg und Weſt⸗ 
phalen von preußiichen, Würzburg, Württemberg, Baden und 
Italien von öfterreichifchen General-Gouverneurs verwaltet wer: 
den ſollten,“ waren durch den Vertrag von Fulda gänzlich befeitigt. — 
Stein konnte nur erreichen, daß die fpäteren Verträge mit ben 
Rheinbundsfürſten die beſchränkende Claufel enthielten: daß Ruß— 
land, Preußen und Dejterreich ihre Unabhängigkeit und Souverai- 
nität garantirten, wenn jeder Fürſt fich verbindlich mache „se con- 
former a ces &gards et en general aux engagemens qu’exigera 
lordre des choses qui sera definitivement &tabli pour le main- 
lien de l’independance de l’Allemagne.* (Art. 4. des Vertrags 
mi Baden vom 20. Novbr. 1813). Für Kurheſſen wurde neben 
dieſem allgemeinen Vorbehalte noch in einem Separat- und gehei- 
men Artikel die Verpflichtung auferlegt: S. A. S. Electorale s’en- 
gage à reiablir les Etats de son pays dans les constitutions 
d privileges,, dont ils jouissaient en 1805, sans que pour cela, 
aucan individu puisse se soustraire aux charges communes 
(Art. II. der Art. sep. et secr. da 2. Dechr. 1813). Früher 
hatte Stein fogar vorgejchlagen, Kurheſſen einjtweilen bejonders 
verwalten zu laſſen, und unter bejondern Bedingungen dem Kur- 
füriten fein Rand zurüczugeben, was indeffen durch die Einwirkung 
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Gagerns verhindert wurde. *). — Nachdem dem Hauptverbündeten 
Napoleond, dem ftarren König von Würtemberg, fo günftige 
Bedingungen gejtattet waren, konnte Niemand mehr daran benfen, 
ja ed nur wagen, Hannover, Braunſchweig und Kurheſſen, welche 
von Napoleon big auf's Aeuperjte verfolgt und gebrüdt waren, in 
eine ungünftigere Lage zu bringen ald Würtemberg **). 

Der Sieg Metternidy’3 über Stein war freilich fein ehren- 
voller; denn erjterer hatte noch am 30. November fi, in Meinin- 
gen für die ruſſiſchen Vorichläge ausgeſprochen, und nun ſchloß er 
hinter dem Rüden der Verbündeten einfeitig einen Frieden, ber 
von allen bizherigen Verhandlungen das Gegentheil war. Er hatte 
wohl den Zeitpunct gut gewählt; Stein war abweſend, Preußen 
und Rußland, ungern in biefem Augenblid mit Defterreih Dre 
chend, waren nothgebrungen, dem Vertrage beizutreten. Aber der 
für feine Politit errungene Vortheil war ein doppelt unebler, weil 
er das Bündniß der öftlihen Mächte, wenn dieſe eben fo unebel 
dachten als Metternich, zur Auflöfung bringen konnte, und damit 
einen großen Theil der Hoffnungen, für welche dag beutiche Volt 
fein Blut eingefeßt hatte und noch einzufeßen im Begriff ſtand, 
vernichten mußte. Es lag in der Handlungsweiſe Metternich’3 bei 
Weitem am meijten die Abjicht zu Grunde, Preußens vergrößerten 
Einfluß zu verhindern. Der Brud) früherer Verabredungen (zu 
Meiningen) war eben jo auffallend, und wie jpätere Zeiten als 
bie unferigen zeigen werben, eben jo thöricht und verberblich für 
Deiterreich al3 der durch Franz II. 1792 erfolgte Bruch bes ſechs⸗ 
ten geheimen Artikeld der Pöllniger Uebereinkunft vom 27. Aug. 
1791 —*), welchen der einfichtige Leopold IL mit Friedrich Wil⸗ 
heim II. gefchloffen, für die orientalische Verhältniffe Oeſterreichs 
geworden ift "), Metternich hatte im Fortgange der Begeben- 


*) Gagern’3 Antheil an ber Politik. IL. 224 — 222. 

**) Vergl. Darüber insbeſondere Häuſſer's deutſche Gefhichte, vom Tode 
Friedrichs des Großen bis zur Gründung des deutſchen Bundes. Th. IV. ©.541. 

#9), Martens. V. 37. 

ee⸗e⸗) v. Sybel, Geſchichte Der Revolutionszeit. II. 160. 161 ff., vergl. 
S. Sugenheim, Rußlands Einfluß auf Deutſchand. 1856. II. 116 ff. 





13 


heiten ſtets nur die Abrundung Oeſterreichs in Stalien und bie 
feften Pofitionen am Po im Auge, niemald eine fichere Gränze 
Deutſchlands gegen Frankreich, und juchte deshalb den Trieben 
ſteis im günftigften Augenblide für Dejterreich, niemals aber im 
günftigften Angenblid für Deutichland, welches er mit großem 
Gleichmuthe in den Frankfurter Unterhandlungen mit St. Aignan 
auf die Rheingränze beichränft haben würde. Nur der feite Ent 
ſchluß des Kaiſers Alerander zwang zur Fortſetzung des Krieges, 
und dieſer Entſchluß wurde durch Stein herbeigeführt. Im Haupt- 
quartier zu Langres mieberholte ſich dag Spiel der Politik des 
Kaiſers Franz und Metternich’3, fie wollten wiederum Frieden mit 
der Rheingränze gegen Frankreich, behielten fich dabei Italien nach 
ihrer erjten Beiprehung mit St. Aignan vor, und gewannen 
leider für ihr Beginnen Hardenberg, Knejenbed und die Engländer 
Caſheart, Aberdeen und Caſtlereagh. Es ift dies zum Deftern 
genügend dargeftellt, jo wie, daß man in Chatillon die Gränzen 
von 1792 für Deutjchland feititellen wollte, und daß die fiegret- 
hen Schlachten Blücher’2 bei Brienne und la Rothiere, Napoleon 
zwar nachgiebiger, aber daß ihm die Verhandlungen und bie 
Nachlaͤſſigkeit Schwarzenberg's es möglich machten, das ſchleſiſche 
Heer in einzelnen Theilen bei Champaubert, Montmirail und 
Etoges zu ſchlagen, daß die Politik Metternich's dadurch eine be- 
deutende Unterſtützung fand und zum Frieden geneigt machte *). — 
Ein verderblicher Friede wäre auch damals noch zu Stande gefom- 
men, wenn nicht die thörichte Erhöhung der Anſprüche Napoleons 
Metternich endlich gezwungen hätte wider Willen dem Einfluſſe 
Alexanders und Steins nachzugeben. Es mußte aber doch erſt ſo 
weit kommen, daß Metternich nur die Wahl blieb, entweder die 
Tochter des Kaiſers Franz auf dem franzöoͤſiſchen Thron zu ſehen, 
eder auf Italien zu verzichten. Dieſe Alternative veranlaßte ihn, 
fh für Italien zu entſcheiden uub den Krieg fortzuſetzen. 

Man muß geitehen, daß Metternich vom erjten Augenblid 


°) Vergl. neben Perk die vorzuͤgliche Darftellung dieſer Begebenheiten 
bei Häufier. 572 ff. 604 ff. 640. 
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ber Entwidelung bed ‘großen Dramas, welches ven Fall Napoleons 
ausmachte, conjequent und Flug die von ihm vertretenen Intereſſen 
des abjoluten Defterreich® zu wahren verjtand, wenn man von ben 
angewenbeten Mitteln felbjt abjehen, und die Richtigfeit feines 
Prinzips anerkennen will. Sein ſtetes Ringen ging von Anfang 
an, auf die Vernichtung der Beitrebungen, welche auf Deutſch— 
lands Erhebung zu einer wahrhaften Nationalität gerichtet waren, 
mit der er feine politiichen Grundſätze unvereinbar erfennen mußte. 
Der Sieg feiner diplomatischen Gewandtheit ift Deutfchland theuer 
zu ſtehen gefommen. 

Es ift ſchon erwähnt worden, daß mit der einmal vertrags- 
wäßig anerkannten vollen Souverainetät ber füb- und mittelbeut- 
ſchen Staaten die Schwierigkeit einer wejentlich neuen Ordnung 
in Deutichland, welche das Volks-Intereſſe befriedigen konnte 
gegeben war. Aber dennoch wäre daß Beitreben wahrhafter Staatz- 
männer nad) dieſer Richtung, wenn auch von Anfang an miklich, 
nicht unmöglich gewejen, wenn Metternich’ Politik nur als eine 
zuverläjfige fich herausgeftellt hätte. Es verdient indeſſen feinen 
Tabel, daß fie nicht fogleich erfannten, wie ehr fie ihre Erwartungen 
herabzuftimmen hatten; edle Gemũther fträuben fich eine Zeit lang, ihre 
patriotifchen, jo wenig felbftfüchtigen Hoffnungen fahren zu laſſen *)! 

Die Gejchichte der Niederlande und der vereinigten Staaten 
von Nordamerica in ben erften Decenien ihre Beſtandes bemeifen 
binlänglich, daß ein Bundesſyſtem, welches blos auf die ſouverai⸗ 
nen Staaten wirkt, aus welchen es befteht, und feine unmittelbare 
Beziehung auf die einzelnen Individuen in dieſen Staaten hat, in 
der Erfahrung nicht blos unnüß, fondern ſogar fchlecht befunden 
it. Der einzige Weg um zu einer neuen feiten Orbnung, welcher 
gleichmäßig die Nation befriedigen Tonnte, in Deutjchland zu ge- 
langen, wäre eine feite und ftarfe Megierung geweſen, welche 
unmittelbaren Einfluß auf die StaatZbürger beſitzend, ausſchließlich 


*) Die Jahre 1848 und 1849 Tießen eine anbere Erfahrung maden ; 
Hoffnungen und Anftrengungen ſchwanden jchnell, — weil ihre Träger nicht 
die Uneigennügigfeit diefer Stantsmänner von 1813 und 1814 befaßen. 
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vie Functionen der Souveratnetät ausgeübt hätte, wobei ben ein- 
zeinen Staaten nur fo viel Macht geblieben wäre, als fie zur Auf- 
rehthaltung ihrer bejonderen Stellung durchaus nothwendig hatten. 
Gin ſolches Syſtem, damals im Centrum von Europa befolgt, 
würde die Bürgfchaft der allgemeinen Ruhe und der vernünftigen 
Reform geworben fein; denn es wäre friedlich und ohne Ehrgeitz und 
Eroberungsſucht, wie ſtark für alles Nationale geweien. Allein 
die Hinderniſſe, welche einem Bundesſtaate ſolcher Art entgegen- 
ſtanden, jchienen damals jo groß, daß eigentlich nur ein einziger 
Staatsmann in einem practiich burhführbaren Entwurf 
feine Gedanken darüber den großen Mächten vorlegte: Stein in 
feiner Denkſchrift von Chaument vom 10. März 1814. — Was 
Arndt, Görres und Andere zu Tage förberten, hatte nicht den 
Anſpruch auf Durchführbarkeit; — ſie hatten mächtig beigetragen 
zur Erhebung und Begeifterung des Volkes, zu dein Entwurf einer 
neum ReichSverfafjung waren fie nicht geeignet, und nicht in der 
erforderlichen Stellung. Sie waren mit ben entjcheivenven gehei- 
men Artifeln der Verträge von Reichenbach und Töplik *) nicht 
befannt, und felbjt mit ben ſich daran jchliegenden Verhandlungen 
überhaupt nicht vertraut genug; vollſtändig ſind heute noch nicht 
einmal die geheimen Artikel des Rieder Vertrages befannt **), 
SU man fich wundern, dak Stein nicht durchdrang? Man benfe 
an die Gründung der Verfaſſung der Vereinigten Staaten von Norb- 
america und an den Widerſtand und den Stolz der einzelnen bortigen 
Staaten bei diejer Gründung ***), und richte dann den Blick auf den 
Widerſtand, den Kaifer, Könige, Herzöge und Fürften gegen einen 
Bundezitaat in Deutjchland erhoben haben; „von ihnen glaubte 


*) Pertz. IIL 114. 

) Rombft, Actenftüde. S. 14. Hiernach wies Metternich 1819 auf 
gewifje geheime Artikel des Vertrags von Ried, um Baiern, welches heftig 
ziberfizebte, zu feinen Vorfchlägen am Bunbestage zu beftimmen. 

ↄes) Washington Writings. IX. 162. 187 — 189. 234 — 238. Vergl. 
Reimann, die vereinigten Staaten von Norbamerica im Uebergange vom 
Etsstenbund zum Bundesſtaate. 1855. S. 43. 82 ff. und insbeſondere bie 
Ihöne Darſtellung. ©. 130 ff. 153 fi. ©. 213 ff. 
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boch ber Kleinſte, daß die Ordnung der Welt ohne ſeine Souve— 
rainetät nicht beftehen könne *)“! Stein fpricht fich über ven Geiſt 
vieler damaliger Fürften jehr derb au, ja er benennt fie fogar 
mit faum wiederzugebenden Ausdrücken **). 

Es war der Politik Metternicy’3 ganz gemäß, daß die gleich dar- 
auf beginnenden Verhandlungen des eriten Pariſer Friedens nicht zu 
den Grundlagen einer neuen Ordnung Deutjchlands führten, fondern 
nur zu ber Stipulation, daß ein Bund errichtet werden follte. Die 
Entſcheidung über die Verfaſſung des Bundes wurde an den Wiener 
Congreß verwiejen. Daß in den Verhandlungen des erjten Pariſer 
Friedens von biefer Verfaffung die Rede war, iſt gewiß, aber lei— 
ber jind dieſe Berhandblungen bisher unbekannt geblieben; v. Gagern 
fannte fie genau und beabfichtigte diefelben zu veröffentlichen, ſtand 
aber nad) einer Anfrage an Wellington davon ab ***). 

Bei diefen Verhandlungen machte Preußen ben größten Feh— 
ler, welchen es unter damaligen Umständen nur machen konnte, 
und welcher denn auch nicht nur für Preußen, fondern für 
Deutichland tranrige Folgen nad) ſich zog. Statt die preußifchen 
Angelegenheiten dort, wo die Kleineren Mächte gar nicht gehört 
wurden, in ungejchwächten Andenken an die Keiftungen des preußi- 
ichen Volles und Heeres zur Entſcheidung zu bringen, die Ent- 
Schädigungen feſtzuſetzen, unterzeichnete Hardenberg ohne Vorbehalt 
Alles, was zum Vortheil der anderen Mächte dienen konnte, ins⸗ 
bejondere ihre beanfpruchte Entſchädigungen, fette fich damit frei- 
willig in bie Stellung der Mächte zweiten Ranges, welche in der 
Hauptſache ihre Entjcheidung erjt vom Congreſſe zu Wien zu 


*) Urtheil eines amerikaniſchen Staatsmannes: Everett Nordamerik. 
Geſchäftsträger im Haag 1821. Sein Werk iſt auch in's Deutſche überſetzt: 
Europa ober Ueberſicht der Lage der europäiſchen Hauptmächte im Jahre 1821. 
2 Bde., Doch fehlt darin die Charakteriſtik der Fürften felbft; das englifche 
Original tft hierin fehr bitter! 

**) Sie Fönnten, aud) wörtlid abgejchrieben, in Zweibruͤcken auf bie 
Anklagebank führen, 

”..) Pertz, Leben Stein’s. VI. S. 522, — Was aber jeht die Söhne 
Gagern's von dieſer Veröffentlihung abhalten kann, tit nicht wohl erflärlich. 
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erwarten hatten. Bert *) behauptet, daß Harbenberg leichtjinnig 
und blindling® gehandelt habe, aber Arndt **) bemerkt dagegen mit 
größerem Rechte, daß Friedrich Wilhelm II. ſchwer, oft gar nicht 
zu einem beitimmten Entſchluſſe zu bringen gewejen, und daß dies 
für die Unterhandlungen zu Paris der Freiherr von Stein mit 
einer anertennenden Bemerkung über Harbenberg’3 guten Willen und 
richtige Einſicht betätigt habe. 

Wenn damald zu Paris die preußiichen Entſchädigungen 
feftgejeßt worden wären, wie anders hätten fich auch die nad 
Wien gewiejenen deutſchen Verhältniſſe geitaltet; dann wären 
Stein, Hardenberg und W. v. Humboldt in der nationalen Sache 
Deutſchlands in Wien durchgebrungen. Preußen? Staatdmänner 
hätten nicht nöthig gehabt ihre beſte Kunſt der Unterhandlungen 
auf die wenigftend dürftigſte Wiebererftattung der ungemefjenften 
Anftrengungen und Opfer zu verwenden, jie hätten eine eben” jo 
freie Stellung als Defterreih, Rußland und England gehabt; jo 
hatte der niebergemorfene und gebemüthigte Feind Frankreich eine 
befjere Stellung ala Preußen! — Der geheime Vertrag Oeſter⸗ 
reiha mit Baiern vom 3. Juni 1814 war ebenfall3 nur möglich, 
weil die preußifche Entſchaͤdigungsfrage nicht zu Paris georbnet war. 

Es Flingt wie diplomatifcher Hohn bed Sieger, wenn Met- 
ternich bei Eröffnung der Eonferenzen ſämmtlichen deutichen Staaten 
zu Wien am 23 Mat nach unendlich langem unnützem Hin- und 
Herhandeln trocken erklärte: „Bevor auf dem Wiener Congreſſe die 
Territorialfragen nicht georbnet geweſen, hätte man an Aufrichtung 
der neuen beutjchen Verfafjung nicht denken können.“ — Harben: 
berg hätte Viel erreichen können, wenn er von Anfang an, ftatt 
auf Sachſen auf die Länder am Rhein fein Augenmerk gerichtet; 


®) Leben Stein’. IV. 18. 

ee) Arndt, meine Wanderungen und Wandelungen mit bem Reichöfrei- 
ker v. Stein. 1858. ©. 242 ff. und fihon früher. Erinnerungen aus bem 
äußeren Leben. 1842. ©. 239. Anderer Meinung find Haym. W. v. Hum⸗ 
beit, ein Lebensbild. 1856. ©. 317. und Häuffer IV. 658, nah ihnen 
iO fih Humboldt und felbft der König ber leichtfinnigen Art des Staate- 
lanzlers vergeblich widerſetzt haben. 

Erſter Theil. 2 
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wenn er eine befiere Grenze gegen Holland in's Auge gefaßt hätte, 
wozu umfjichtige preußifche Generale gerathen; es ift hierin gegen 
die Stein’sche Anfchauung, den wohlbegründeten Anfichten Arndt's *) 
und Häuffer’3 **) unbedingt beizuftimmen. Preußens Ausdehnung 
nach dieſer Seite lag im wahrhaften deutſchen Volksintereſſe. 

Die verzögerte Eröffnung des Wiener Congrejjes war weiter 
für Deutſchland nachtheilig, weil die Eintracht der großen Mächte 
fich während dieſer Verzögerung lockerte. Die vertraulichen Bor: 
verhandlungen bis zur wirklichen Eröffnung des Congreſſes (1. Nov. 
4814), welche zur vorläufigen Einigung oder wenigjtend reifen 
Vorbereitung ber Hauptfragen dienen follten, förderte das Gegen: 
theil zu Tage und waren insbeſondere den deutſchen Volksintereſſen 
durchaus ungünſtig. Es würde von einer beiatllirten Vorfüh— 
rung der Verhandlungen bier wohl abgejehen werden koͤnnen, ba 
Pertz, Gervinus, Häuffer, Schaumann, jeder nach feinen Theil, 
diefen Gegenstand in außgezeichneter und außführlicher Darftel- 
Yung behandelt Haben; eine Verweifung auf dieſe allbefannten 
Schriften würde hier genügen; fie haben in Bezug auf die ein- 
zelnen deutſchen Nationalinterefien bei ihren Darftellungen ftet3 
ein Auge. Und will man einen ziemlic, erjchöpfenden Auszug aus 
den Protscollen des Wiener Congreſſes mit Rückſicht auf die neuefte 
Literatur haben, jo genügt v. Kaltenborn's Geſchichte der deutſchen 
Bundesverhältniffe und Einheitöbeftrebungen von 1806 bis 1856 
(2 Bde. Berlin 1857), Pos. I. ©. 106 ff. vollfommer. 

Aber überall ift doch in ben erjigenannten Schriften auf 
Bieled fir unferen vorgefeßten Zweck weſentliche Einzelne nicht 
eingegangen, ober auch, wie bei Gervinus, von einer Anſchauung 
getragen, welche wir nicht zur unferigen machen Tönnen; bei 
v. Kaltenborn, ber gerade am ausführlichiten die Verhandlungen 
bearbeitet hat, tritt jogar eine Anficht auf, welche gegen bie jetzt 
allgemein herrichende Anficht über die Verberblichkeit der Metter- 
nich'ſchen Politik durchaus fi) ausipricht, und ftatt beren eine 
unverblümte Lobrede auf diejelbe zu Halten fich veranlaßt fieht. 


) Arndt, Erinnerungen. S. 241 — 32, 
“e) Häuffer. IV. ©, 719. 
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Er nennt die Beitrebungen Stein's an einzelnen Stellen 
phantaſtiſchen Schwung“ (1. S. 100), er fpricht von ben ibeali- 
ſtiſchen Plänen defjelben, er nennt ihn „den guten Stein” (©. 113), 
wern gleich er fich am anderen Orten gegen bie großartige ſtaats⸗ 
männifche Thätigkeit deſſelben nicht verjchließt. Er findet (S. 110) 
den damaligen Anspruch Preußen? auf Parität mit Oeſterreich 
micht gerechtfertigt in ven Augen ber Nichtpreußen, er meint, 
Preußen habe bie Bereitelung feiner Pläne erlebt, weil es nicht 
durch die Macht der Thatſachen in feinem Thun getragen und 
erhoben wurde, weil diefelben nicht im vollen Weſen bed dam a⸗ 
ligen deut ſchen Leben? begründet waren, und weil Preußen 
nicht die Macht Hatte, dieſes deutſche Weſen zu feinen Gunſten 
umzuwandeln. „Und die 1815 gegebenen Verhaäͤltniſſe in 
Deutichland ſcheinen auch jetzt noch biefelben zu fein!" (©. 113). 
Es fei abgejchmakt, ſagt er an anderer Stelle (S. 132), wenn 
Leute, bie fich Hiftoriker nermen, nun dag Mißlingen ber Bun- 
desſtaatsprojecte auf Defterreich und Metternich wälzten. Zugleich 
vehtferfigt: er den MWiberftand von Würtemberg und Baiern 
(©. 139), wie er ſchon früher (S. 112) gefagt: „Wer ben 
siterreichiichen Staatsleuten (d. h. alfo Metternich, der damals 
allein entſchied) wegen dieſen ihrer Ziele und Erfolge einen Vor: 
wurf macht, verjteht die Bebeutung und das Weſen des öſterreichi⸗ 
(den Kaiſerſtaats nicht zu beurtheilen, und ba biefe Erfolge füg- 
Gh nicht bloß ben einzelnen Perſonen zuzufchrieben find, ſondern 
weintfich als das Ergebniß ver Wirklichkeit ver deutſchen Verhält- 
niſſe als ein Product der gefchichtlichen Entwickelung felbft anzu⸗ 
ſchen find, fo Hit es Lächerlich, dagegen gleich viel, an welcher Seite 
zu fern, oder num gar zu lamentiren. Oeſterreich fiegte, weil es 
durch die Wacht der Thatfachen in Ieinem Thun getragen und ge 
hoben wurde.“ 

Man braucht wahrlich nicht für die politiſchen Grundſätze ber 
ftanzoͤſiſchen Revolution, für das Prinzip des allgemeinen politi- 
hen activen und paffiven Wahlrechts mit feinen furchtbaren 
Conſequenzen eingenommen zu fein, um dieſe Beurtheilung ber - 
 Sechandlungen des Wiener Congreſſes und der dabei entwickelten 
| 2” 
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bipIomatifchen Thätigfeit Metternichs zu widerfprechen. Gerade 
vom confervativen Standbpuncte aus muß hier Wider- 
ſpruch gegen die Anſicht v. Kaltenborn’3 erhoben 
werben; — der conjervative Standpunct muß ſich am 
entfhiedenften gegen Anſichten verwahren, welde 
eine vom ftttlihen und ſtaatsmänniſchen Principe 
gleihmäßig verwerflidhe Politik auch nur entſchul— 
bigen will, 

Wer wird leugnen, baß Metternich von feinem Stanbpuncte 
Recht gehabt habe zu handeln, wie er handelte? Aber ver Stand- 
punct ijt es, den man nicht nur für Deutichland, fondern für 
Defterreih als verderblich anzufehen hat, die Mittel, welche er zur 
Erreichung ſeines Zwedes angewendet, find es, welche fich in 
moralifcher und ſtaatsmaͤnniſcher Beziehung nicht rechtfertigen. Laffen. 
Metternich handelte als ein guter Diplomat aus jener traurigen 
Schule, als deren Haupt lange Zeit Talleyrand gegolten; aber vie 
Eigenſchaften eines guten Staatsmannes lagen Niemanden ferner 
als ihm. — Er übte nicht einmal die Klugheit despotiſcher Mi- 
nifter, wie eines Nichelien, welche das an nationalen Intereſſen 
ihres Landes jchonten und pflegten, was ihrem despotiſchen Schal- 
ten und Walten nicht hindernd entgegenftand. Er war es, um bier 
nur ein Beiſpiel anzuführen, welcher kurz vor dem Schluffe ver 
Berhandlungen (am 7. Mai 1815) die bis dahin feitgehaltene 
Beitimmung des erjten aller ftantZbürgerlichen Rechte. außmärzte, 
die Beitimmung, daß es Teine Leibeigenen mehr in Deutjchland. geben 
ſolle. — Es hat darnach noch lange gewährt, bis die lebten Nefte 
ber Leibeigenſchaft befeitigt werben konnten, und in Defterreih war 
er es, welcher die Abgaben, die drückenden Laften. aus ber Unfrei- 
heit, welche jeden Auffchwung in ber Randwirthichaft verhinderten, 
bis 1848 beſtehen ließ. Erſt dem jebigen Regierungsſyſtem in 
Oeſterreich iſt es zu danken, daß alle dieſe traurigen Hemmniſſe 
verſchwunden find, daß eine Gleichberechtigung aller Staatsbürger 
eintrat. (Gejeß vom 7. Septbr. 1848). Wer fich überzeugen will, 
. weldy traurige Reſte aus der freilich jchon von Joſeph I. aufge 
hobenen Leibeigenſchaft bis dahin im Defterreich geblieben waren, 
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vergleiche bie Darlegung dieſer Verhältniffe bei Czörnig *). — 
Es bedurfte der angeftrengten Thätigleit der jebt an der Spike 
der einjchlagenden Verwaltungszweige ftehenden Staatsmänner, um 
bie langen Liſten jener Verpflichtungen in den einzelnen Ländern 
zu befeitigen. — Was der Minifter Bach in fo kurzer Zeit, frei- 
lich mit großer Anftrengung, durchführen konnte, ließ Metternich, 
dem dies 1815. leichter geworben wäre, faſt ein Menſchenalter hin- 
durch beitehen. — Wenn man aljo jelbjt zugehen wollte, daß ge 
wifje bundesſtaatliche Einrichtungen durch Metternich 1815 nicht 
zu erreichen geweſen wären, jo gab es denn boch Fein Hinderniß 
gegen Einführung der allgemein bürgerlichen Rechte, welche die 
Grundlage der menfchlichen Freiheit ausmachen. Denn wo nod) 
Jahrzehnte lang gefrohnvet wird, wo für unjer Zeitalter entwür- 
tigende, aus ber Leibeigenfchaft ala folcher beitehende Abgaben 
und Leiſtungen bis zum Jahr 1848, namentlich in Dejterreich fort- 
dauern Eonnten, kann und darf gewiß Niemand von den ſtaats— 
männishen Eigenschaften deſſen fprechen, welcher die Haupturfache 
des Beſtandes ſolcher Uebelſtände geblieben. Welch' eine traurige 
Quelle der empfindlichſten Uebelſtände wäre won Anfang des neuen 
Bundes an verjtopft, wenn mit ber Freizügigkeit am Bunbestage 
zugleich die Befeitigung jener Veberrefte der Leibeigenfchaft Statt 
gefunden hätte. Mit Ruhe und Unbefangenheit, vom allgemeinen 
deutihen Standpuncd aus, mit NRüdficht auf die Iniereſſen der 
Berechtigten wie Verpflichteten hätte man binnen weit fürzerer Zeit 
und mit weit weniger umfangreichen Verhandlungen, als etwa bie 
rheiniſche Suftentationsfache in Anspruch genommen hat, viele 
erfte Forderung bed Rechts und der Humanität, die unabweigliche 
Pflicht einer chriftlichen Staatsordnung erfüllen können. — Oefter: 
reich wie Mecklenburg haben 1848, wie ſchon früher, wenn aud) 
im mindern Maaße 1830 andere Staaten, traurige Erfahrungen 
in den überflürzenden revolutionären Ereigniffen machen müſſen. 
Man mu bevenfen, daß erſt durch das Gejeß vom 7. Septbr. 
1848 in Salzburg die Leibſteuer, der Gehorſamsheller, der Auf- 


e) 2. Czoͤrnig, Oeſterreichs Neugeftaltung. 1858. ©. 486 ff. 
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ruhrſchilling, das Sünhen, in Kärntden bie Vogtgaben, und an 
verfchiedenen Orten das Freigeld von bem beweglichen Vermögen 
der Auszügler aufgehoben wurbe "I 

Gegen den lebhaften Wiverfpruch ber ſüdddeutſchen Staaten 
vermochte Metternich feine traurigen Preßbeſchraͤnkungen und poli- 
tischen Verfolgungen im Jahre 1818 und 1819 durchzuſetzen, aber 
bie Leibeigenfchaft und deren traurige Meberrefte hegte er, obwohl 
fein namendwerther Wiberftand gegen den preußilchen Vorſchlag 
geweſen war. Um biefe Sachen kümmerte fid) wahrlich bag Aus- 
land nicht. In andern Dingen wurbe Metternich freilich durch die 
auswärtigen Diplomaten bejchränkt, aber auch bei reiflicher Erwä- 
gung der Verhältniffe, zu feiner großen Befriebigung. — Dieſes 
eine Beijpiel würde zum Beweiſe der frivolen, eine Staatsmannes 
jo wenig würdigen Denkungsart Metternich® genügen. Aber ber 
ganze Gang der Verhandlungen beweißt auch auf jedem andern 
Gebiete ven gänzlichen Mangel feiner ſtaatsmänniſchen Eigenſchaf⸗ 
ten, denn feine diplomatische Gewanbtheit, die Kunft des Jutri⸗ 
guirend war bei jeder Unterhandlung ſtets auf das Gegentheil ber 
nationalen Intereſſen gerichtet, und was für diefe am Congrefie 
durchgeſetzt wurde, lag wahrlich nicht in feinem Willen, jondern 
in der Macht der Verhältniffe und der zähen Ausdauer anberer 
deutſcher Staatsmänner. Er verfolgte nur die jelbftfüchtigen Zwecke 
eines abſoluten Defterreichd; Deutjchlanb lag ihm nur am Herzen 
ala Fußſchemel ber Größe des von ihm in jenem Sinne regier- 
ten Oeſterreichs. Es wirb oft genug Gelegenheit fein, dieſes Stre- 
ben Metternich’3 im Verlaufe diefer Darftellung zu wärbigen; vor- 
erit mag es am Hauptüberblicke ver Verhandlungen am Wiener 
Congreſſe dargelegt werben. 

Nachdem der erſte Parifer Frieden die deutſchen Angelegen- 
heiten auf den Wiener Eongreß verwielen hatte, nahmen befannt- 
lich Dejterreich und Preußen die Sache zuerft in die Hand. Har- 
denberg theilte bei einer vertraulichen VBeiprechung zu Baben bei 
Wien am 13. Septbr. 1814 ven Plan einer auf Steins Veran- 


) Gyömig l. c. ©. 508. Anm. 1. 
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Iaflung entworfenen Verfaffung Metternich mit. Zu gleicher Zeit 
wirkte Stein dahin, daß ber frembe, namentlich franzöfiiche Ein- 
fluß bei diefen Verhandlungen ausgeſchloſſen blieb. Der dahin zies 
lende Beichluß der vier Großmächte, datirt vom 22, Septbr. An⸗ 
fangs jchienen die Angelegenheiten einen guten Fortgang nehmen 
zu wollen. Die deöpotiichen Eingriffe des Königs von Würtem- 
berg verſchonten jelbjt die höchititehenden des Adels nicht, und Met- 
ternich ſah feinen eigenen Vater dem Rejidenzzwange dieſes eigen- 
willigen Königs unterliegen, bie allgemeinen Beſchwerden von 
allen Seiten gegen bie unbefchränkte Herrichaft der Rheinbunds⸗ 
fürften, welche jebt ver Stüße ihres Herrn und Meifterd Napoleon 
entbehrten,, machten bedenklich, und Marche wollten ſogar Unruhen 
befürchten. Es ſchien eine beflere Zeit zu nahen. 

Dem von Harbenberg an Metternich übergebenen Verfaſſungs⸗ 
entwurfe *) lag die Denkſchrift Steind vom 10. März 1814 zu Grunde; 
er war von Stein und Graf Solms entworfen, dann Humboldt zur 
Begutachtung gegeben. Die Stein’che Denkfchrift vom 10. März 1814 
enthielt an der Spite die Bemerkung, daß die Staaten Deutſchlands 
1 den Mopificationen ihrer Souverainetät, welche die deutſche 
Verfaffung verlangen würbe, zu unterwerfen hätten, weil ſie ent- 
weder nur unter biefer Bedingung zu dem Bünbniffe der Allirten 
zugelaften jeien, oder weil fie nur unter biefer Bebingung ihre 
Linder von den Alliirten zurüd erhalten hätten. An der Spike 
ter Bunbesverfaffung jollte ein Divectorium ftehen, (Oeſterreich, 
Preußen, Hannover und Baiern). Dieſes Directorium jollte die 
Zeitung der Bundesverſammlung übernehmen, die Ausführung ber 
von berjelben erlafjenen Geſetze haben, die auswärtigen Verhält- 
nifje leiten, über Krieg und Frieden bejchließen und die Verfafjung 
und Rechtöpflege, jo wie bie Verhältnifje der einzelnen Staaten zu 
ihren Unterthanen beauffichtigen. Die hierzu nöthigen Mittel 
jolten aus dem zur Dispofition des Directoriumz ftehenden Rhein- 
octroy, den Grängzöllen de Reichs, und aus außerorbentlichen 
Auflagen fließen. Binnenzölle und Einfuhrverbote zwiſchen den 
einzelnen deutſchen Staten follten dagegen ganz aufhören. 


%) Perg. IL ©. 718 ff. 
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Die Bundesverſammbing follte aus Abgeordneten der Fürften 
und Hanfeftäbte beftehen, zu ihnen jollten jedoch auch Abgeordnete 
der Provinzialftände hinzugefügt werben. Die nur ſechs Wochen 
jährlich verfammelte Bunbezverfammlung jollte über folgende Ger 
genftände befchliegen: die Bundesgeſetzgebung, die nöthigen Steuern, 
bie Streitigfeiten zwiſchen Fürjten uud Unterthanen der einzelnen 
Bunbesftaaten, und zwar vermitteljt eine? von ihr zu ernennendben 
Ausſchuſſes, ver die Ausführung beforgt. Die beftehenven Kriegs 
einrichtungen bleiben. 

In jedem Bundesſtaate jolltern aber Landſtände gebilbet werben, 
um über die Landesgeſetze, und die für die Verwaltung nöthigen 
Steuern zu flimmen. 

An allgemeinen Nechten für die Unterthanen fanden fich bie 
Beitimmungen, daß Jedermann dad Recht ver Auswanderung be- 
fige, Eivil- oder Kriegsdienſte in jedem beutjchen Lande nehmen 
‚Könne; Prefreiheit follte beitehen, das Eigenthum der wiffenjchaft- 
fihen und Kunftwerfe follte den Eigenthümern gewährt, bie 
Nachbildung verboten und beitraft werben. Jeder Deutfche [ollte 
nur von feinen natürlichen Richtern verurtheilt werden können, 
und nicht länger als 48 Stunden verhaftet fein, ohne von ihnen 
gehört zu werden, damit über feine Verhaftung von ihnen entichie- 
den würde, Ä 

Mit Recht ſpricht ſich Per IN. 561 ff. in rühmendſter Weiſe 
über dieſe VBorjchläge aus. Mag fein, daß an dem Directorium Eini- 
ges auszuſetzen gewejen, aber die geſammte Grundlage war den 
beutfchen Zuftänden vollftändig gemäß, und hätte damals einge- 
führt, der deutſchen Entwidelung eine andere und bejjere Richtung 
gegeben, als es ſpäter die Bundesacte vermochte. 

Harbenberg ließ nun im Sommer 1814 einen Entwurf einer 
deutſchen Verfaffung auzarbeiten, welchen er im Juli 1814 Stein 
zur Berrtheilung vorlegte *.) Zu diefem Entwurf war allerdings ' 
Steins Denkſchriſt benutzt, aber doch auch viel Neues von anderer 
Richtung Hinzugefügt. Stein gab darüber fein Gutachten jogleich 


*) Pertz. IV. S. 43 ff. 
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ab, in einer Conferenz zwiſchen Harbenberg, Stein und Graf 
Solms⸗Laubach wurden die Stein’Ichert Bemerkungen weiter be 
ſprochen und darnach ein verbeſſerter Entwurf abgefaßt, welcher 
nochmals Stein zur Durchficht gegeben wurbe, wobei aber Lebterer 
wiederum auf die Chaumoner Denfichrift zurückwies. 

Diefer Entwurf hat vielen Tadel gefunden und v. Kaltenborn 
nennt benfelben, welcher am 13. Sptbr. an Metternich mitgetheilt 
wurde, ein ziemlich abentheuerliche3 Gebilde ver Staatsfunft, und 
bezeichnet ihn als ein wahres Ungeheuer won Bundes: und Staats- 
gemiſch *). 

Diefem letzteren Urtheil ift jedoch durchaus nicht beizujtimmen ; 
ber Tadel überhaupt jehr zu modifieiren. 

An ſich war es geboten in einem beutjchen Verfaffungsentwurf 
neben ben Beitimmungen über den Bund jelbit, eine Reihe von 
Betimmungen zu Gunſten der Unterthanen der einzel 
nen Bundesftaaten aufzunehmen. Denn die Feitftelungen in 
den Berträgen zu Frankfurt reichten nicht hin, und haben ſpäter 
nit hHingereicht einer abjoluten Regierungsgewalt in einzelnen 
Lindern hindernd entgegen zu treten, und für Baiern und Wür⸗ 
temberg waren fte nicht maaßgebend. Haben bie preußifchen Be- 
mühungen, wereinigt mit denen von Hannover, wie jpäter ber Flei- 
neren Fürſten auch nicht? genubt zu einer guten Bundesverfaflung, 
je verurfachten fie doch neben fonftigen Einwirkungen einen heil- 
ſamen Schrecken, welcher die Könige von Baiern und Würtemberg 
u dem Befehle an ihre Minister, Verfaſſungen für ihre Länder 
auszuarbeiten, und fie demnächſt den Ständen vorzulegen, veran- 
late. So ift diefer Verfaffungsentwurf. und was ſich unmittel- 
dar daran knüpfte, dennoch indirect die Veranlaſſung zu 
ven erften ernithaften Schritten von Verfaſſungen 
in Süddeutſchland geworden **). 





) L. e. ©, 119. 

) v. Lang, Memoiren. Bd. II. ©. 262 ff. — Biedermann, bie Ent⸗ 
idelung des parlamentarlichen Lebens in Deutfchland in Arndt’ Germania. 
UL S. 135 ff. 
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Auch die Erklärung ber Benollmächtigten von 29 Fürsten und 
freten Stäbten, an deren Spiße die von Naſſau und Pur: 
heſſen, in welder fie (am 14. Novbr. 1814) ihre Bereitwillig- 
feit außgeiprochen, „zum Beiten des Ganzen denjenigen Einjchrän- 
tungen ihrer Souverainetät ſowohl im Innern ihrer Staaten, als 
gegen Auswärtige beizupflichten, welche als allgemein verbindlich 
für alle bejchloffen worden,“ jo wie, „daß nad ihrer gemeinjamen 
Veberzeugung bie deutſche Verfaſſung ihren fejteften Beſtand als- 
dann erjt werde behaupten können, wenn ein gemeinjamed Ober: 
Haupt an der Spike ber deutfchen Verbindung dem von den Stän- 
ven des Bundes gemeinfam Beichlofjenen die unverbrüdlihe Voll: 
ztehung jichere, die Säumigen oder Weigernden ohne Unterſchied 
mit erforberlihem Nachdruck zur Erfüllung des Bundesvertrags 
anhaltender Bundesjuſtiz jchnelle und vollkommene Folge verichaffe, 
die Kriegamacht des Bundes leite, uud jo im Innern und nad) 
Außen, allen Staaten befjelben, auch den Mächtigften ala Be- 
ſchützer, erſten NRepräfentant der beutfchen Nation und als Gegen- 
ſtand allgemeiner Ehrfurcht, der Verfaflung aber als Träftigfter 
Garant, als veutfcher Freiheit Aegide ſich darſtelle,“ — auch dieſe 
Erklärung wäre wohl nicht erfolgt, wenn Preußen nicht mit dem 
Entwurf, welchen v. Kaltenborn ein abentheuerliches Gebilde ber 
Staatskunſt nennt, vortrat. Noch weit weniger aber hätten fich 
ohne ſolchen Entwurf diefe 25 Fürften und 4 freien Stäbte verei- 
nigt zu der Erflärung: „Namentlich find fie bamit einverjtanden, 
daß aller und jeder Willkür, wie im Ganzen durch die Bundes- 
verfaflung, fo im Einzelnen in allen deutfchen Staaten, durch Ein- 
führung landſtändiſcher Verfaſſungen, wo biejelben noch nicht be- 
itehen, vorgebeugt, und den Ständen folgende Rechte gegeben 
werben: 

1. Das Recht der Verwilligung und Regulirung jämmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothwendiger Abgaben. 

2. Das Recht der Einwilligung bei neu zu erlafjenden allge- 
meinen Landesgeſetzen. 

3. Daß Recht der Mitaufjicht über bie Verwendung zu allge- 
meinen Staatäzmeden. 





27 


4. Das Recht der Beſchwerdeführung, insbeſondere in Fällen 
der Malverſation der Staatsdiener und bei ſich ergebenden 
Mißbraͤuchen jeder Art.” 

Daß jpäter die Verhandlungen ein jo traurige Ende nahmen, 
war aljo weder Schuld des preußiſchen Entwurfs, noch lag & in 
ven Berhältnifien des deutſchen Volks ſelbſt. Mur die Politik 
Metternich’ 3 in Verbindung mit der bed perfiden Talleyrand, 
welhe die ſüddeutſchen Staaten zu feinen Plänen benubte, bie 
Gelüſte dieſer Napoleonifchen neu gefchaffenen Souveraine waren 
8, die den preußifchen Entwurf faft in allen den Beftimmungen, 
welhe den National= Intereffen des Deutfchen gerecht werben follten, 
bejeitigten, An dem preußifchen Entwurf war allerdings zu befiern, 
inäbefondere, was bie Spiken ber Verfaffung und bie in ben Bund 
zum Eintritt beitimmten söfterreichifchen und preußiſchen Länder 
betraf. Aber die anderen Beitimmungen enthielten nur das, was 
die Nation mit Recht für ihre dargebrachten Opfern fordern konnte. 
d. Gagern's Note vom 16. Novbr. 1814 vermochte wohl einzelne 
ſchwache Seiten in bitterer und einjchneidender aber auch fehr 
caſuiſtiſcher Kritik zu treffen, aber feine Vorſchläge ſelbſt find nicht? 
weniger als im deutſchen, ſondern nur im fpeciell nieberländifchen 
Intereſſe geweſen. Die einheitliche Spige, welche Gagern in 
Gemeinschaft mit den minder mächtigen Fürften verlangte, war 
wahrlich den Intereſſen der oraniſchen Herrjcher noch weit weniger 
angemeifen und deßhalb kann man fich bei der Leſung dieſer Note 
nicht voohl des Gedanken erwehren, daß, was Gagern betrifft, er 
zu denjenigen Bevollmächtigten gehört habe, welche vie Kaiſeridee 
nach Angabe Schaumann's *) nur deßhalb aufgeftellt hätten, um 
das drohende Directorium der fünf größeren deutfchen Mächte zu 
befeitigen **). Auch v. Wangenheims Kritik ***) dieſes Entwurfs 





*) Ehaumann, über die Bildung des beutjchen Bundes in Raumer's 
bißor. Taſchenbuch. 1850. 

*) Stein jhloß daher auch Gagern von der Unterhandlung mit ben 
mmdermähtigen Fürſten aus, als er durch Marſchall mit ihnen Anfangs 
Rovember verhandelte. Pertz. IV. 45 ff. 

=) 2. Wangenheim, das Dreifönigsbündniß ıc. 1851. S. 32 f. A ff. 
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Hing von der Vorausſetzung aus, daß die deutſchen Staaten neben 
ben beiden Großftaaten einen beftändigen, unter richterliche Gewähr 
geitellten Bund jtiften müßten, in welchem fie fich dem Königs⸗ 
bündniffe gegenüber, zu einer Stimme vereinigten; diefer Bund 
müfje al3 integrirender Theil des ganzen Bundes jo conjtituirt 
fein, daß er fich nach gefeslichen, ſchon eriftirenden und anerfann- 
ten Normen durch Stimmenmehrheiten zu Einer Abftimmung ver- 
einigte, und jomit auch die dritte Stimme im Bunde führte, und 
mit diefer zu allen und jeden Beichlüffen entwideltee Auch in 
feiner Kritit hat v. Wangenheim wejentlich nur an dem: Direc- 
forium ſelbſt Ausſetzungen zu machen. 

Laffen wir nun diefen Entwurf felbft im Anhange unter Wr. 1. 
folgen *%). Wir find aus mehr ald einem Grunde veranlaßt, ihn 
vollftändig aufzunehmen, insbeſondere aber, weil wir in fpäteren 
Abtheilungen dieſes Werkes ausführlich darauf zurückkommen müſ— 
fen, wo dann eine einfache Zurückweiſung zahlreiche Wiederholun⸗ 
gen eripart. Ä 

Die über diefen Entwurf gepflogenen Unterhandlungen zwiſchen 
Preußen und Defterreich,, welche zu Baben Statt fanden, find leider 
bisher jo unbefannt geblieben, als die des eriten Pariſer Friedens. 
Als Refultat ift nur zu bemerken, daß Metternich dem unentfchie- 
benen wechjeloolfen Hardenberg zuerft dad Zugejtänbniß abzwang, 
bie Beſtimmung über die Führung bed Directoriumd Preußen? bei 
dem Bundestage einftweilen in dem zu vereinigenden Entwurf weg- 
zulafien, wahrjcheinlich gegen die mündliche Zuficherung der |pä- 
teren Anerkennung *). Dann aber drang Metternich auf den Aus— 
fall vieler Beſtimmungen, welche auf die Interefjen des deutſchen 
Volks unmittelbaren Bezug hatten. Es fielen die Angaben ver als 
Minimum einzuräumenden ftändifchen Rechte, das Recht der Un- 
terthanen zu Beſchwerden, die Zuficherung der Prekfreiheit, über 
ben freien Beſuch der deutſchen Univerfitäten, über das Kriegs— 


*) Pers. IV. 49 bat ihn vollfländig bei v. Wangenhetin 1. c. ©. 22 
bat (er wie bei Klüber, Acten des Miener Gongrefied. I. S. 45 ff.) eine 
Lücke in ©. 6. 

**) Perg, IV. S. 128. 
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weien. Will hierbei v. Kaltenborn auch verfichern, dag Metternich 
durch bie beſtehenden deutſchen Verhältnijje getragen, bieje Beftim- 
mungen außmärzte? Bet biefer Verhanblung lag es bach wohl 
allein in feiner Hand, den preußilchen Anforderungen in Bezug 
auf die Wahrung der Rechte des deutſchen Volks beizutreten. — 
Beer Würtemberg noch Baiern hinderten ihn damals. Freilich 
hätte auch Hardenberg feſter auftreten ſollen; wahrjcheinlich hat - 
aber auch damals die jchon berührte Unentſchiedenheit Friebrich 
Wilhelm IH. ihn daran wieberum gehindert. 

Anbere Beitimmungen bed Entwurf? fielen mit Recht; fie 
waren bem beutjchen Intereſſe geradezu zumiber. Dahin gehörte 
vie Beſtimmung über dad Bündniß mit den Nieberlanden und ber 
Schweiz. Hinzugefügt wurde aber eine Beſtimmung über ben Hin- 
zutritt der jammtlichen ehemals zum beutjchen Weiche gehörigen 
Gebiete von Dejterreih und Preußen. — Wie v. Wangenheim *) 
dazu gelangt in dem ſo abgeänderten Entwurfe nur eine im Ganzen 
unweſentliche Aenderung zu finden, iſt nicht einzufehen. 


Die zwiſchen Deftereich und Preußen vereinigten zwölf Artikel 
lauteten nun fo *): 

1. Die Staaten Deutſchlands (mit Inbegriff Oefterreichd und 
Preußens für ihre deutfchen Ränder) vereinigen fich zu einem Bunde, 
welcher ven Namen bed Deutſchen führen wird. Jeder Eintretenve 
leiſtet Verzicht auf das Recht, ſich ohne Zuftimmung ber übrigen 
davon zu trennen. | 

2. Der Zweck dieſes Bundes ift die Erhaltung ber äußeren 
Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Schonung ber verfaſſungs⸗ 
mäßigen Nechte jeder Claſſe der Nation. 

3. Indem die Bundesglieder zu Erreichung diefed auf dad Wohl 
bed gemeinſamen Vaterlandes gerichteten Endzwecks zufammentreten, 
behalten fie, alle und jever, den vollen und freien Genuß ihrer 
Regierungsrechte in jo weit biefelben nicht durch den tm vorigen 


*) 1. c. 6, 32. i 
**) Müber. I. ©, 51 ff. — Wangenheim, 1. c. S. 29 ff. 
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Artikel beitimmten Zweck eingeſchraͤnkt, und dieſe Einfchränkungen 
in der Bundesurkunde namentlich ausgebrüct ſind. 
4. Der Zweck bed Bundes wird erreicht: 

a) durch bie, mit einer Einthetlung Deutſchlands in eine An- 
zahl von Kreifen verbundene Anordnung einer Bundesverſamm⸗ 
lung, welche aus einem Rathe ber Kreiönberften und einem 
Rath der übrigen Stände beiteht. 

b) durch den Einfluß, welcher jedem Kreiß-Oberften nach dem 
Inhalte Bundesurkunde und unter dev Aufficht der Bundes⸗ 
verfammlung über die Stände feines Kreiſes anvertraut wird. 

5. Im Rathe ver Kreisoberſten erſcheinen: 

Oeſterreich mit ... 2, 

Preußen u 0:2... 

Baiern .1, 

Hamover u ...1 

Würtemberg „ . 1 Stimme. 
Er it ununterbrochen in beſſelben Stadt verſammelt, entſcheidet 
nach der Mehrheit der Stimmen, und es werden ſo viele Kreiſe 
gebildet, als Stimmen in deſſen Rathe ſind. Ihm gebührt 

a) ausſchließlich und allein: die Leitung der ausübenden Gewalt 
des Bundes, bie Vertretung deſſelben, da er als ein Ganzes 
gegen auswärtige Mächte erjcheinen muß, bie Entſcheidung 
über Krieg und Trieben; 

b) zugleich mit dem Fürften und Stänberath, die Beſorgung 
berjenigen Gegenftänve, welche ven Wirkungskreis dieſes letz⸗ 
ten ausmachen. 

6. Der Rath der Stände beiteht: 

a) aus einer Anzahl fürftliher Häufer, den Kreißoberften 
mit eingerechnet, mit Virilſtimmen. Dieje Häufer würde 
man, nad dem Alter der Fürftenwürbe, dem Glanz ber 
Geſchlechter und der Volksmenge bergeftalt auswählen, daß 
außer allen altfürftlichen Häufern einige neufürftliche darin 
wären, jedoch nur folche, deren Länder in ihren verſchiedenen 
Zweigen eine Bevölferung von mehr ala 200,000 Seelen in 
ſich faſſen. 
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b) aus den Äbrigen fürftlichen Häuſern und ven freien Stäbten 
mit Curiatſtimmen. 

Ihm gebührt aber nur zugleich mit dem Rath der Kreisober⸗ 
ften, jedoch jo, daß beide in abgefonberten Kammern vathichlagen, 
bie geſetzgebende Gewalt des Bundes, und er befchäftigt fich daher 
hauptfächlich mit allgemeinen, auf bie innere Wohlfahrt gerichteten 
Anordnungen. — Er verfammelt fih nur alljährlih einmal und 
bleibt mir bis zur Abmachung der jebesmal vorliegenden Gefchäfte 
zuſammen. 

7. Die Kreisoberſten ſind in ihren Rechten vollkommen gleich; 
nur führt Oeſterreich in beiden Räthen ber Bundesverſammlung 
das Geſchaäͤfts⸗Directorium, worunter jedoch blos eine formelle Lei⸗ 
tung der Geſchäfte zu verſtehen iſt. 

8. Den Kreisoberſten ſteht das Geſchäft zu: 

a) die Bundesvertretung und die Bundesbeſchlüſſe aufrecht zu 
erhalten; 

b) bie Kreisverfammlungen zu leiten; 

e) die höchſte Auflicht über das Kriegsweſen des Kreiſes aus⸗ 
zuüben ; 

d) mit ihren Gerichten die lebte Inſtanz für diejenigen Kreis— 
ftände zu bilden, welche nach dem Burnbeövertrage nicht felbft 
eine höchſte Inſtanz haben jollen. 

Ihr Verbälinig zu den einzelnen Kreisftänden wird verfchieben, 
nah ber größeren oder geringeren Beträchtlichkeit derfelben, be 
ſtimmt; wozu die obige Eintheilung der mit Viril- und Eurial- 
ſtimmen begabten, zur Anleitung dienen kann. Die Rechte, welche 
ven Kreisoberſten nach dem Bundesvertrage zujtehen, üben biejel- 
ben nicht wermöge einer eigenen, mit ihrer Eigenjchaft als Landes⸗ 
herrn verbundenen Gewalt, da vielmehr in dieſer Hinficht alle 
übrigen deutſchen Stände gleiche Rechte mit ihnen haben, fonbern 
als Beauftragte des Bundes und vermöge bes ihnen von bemfelben 
übertragenen Amtes aus. 

9. Um zu verhindern, daß nicht ein einzelner Bundesſtaat bie 
iußere Sicherheit Deutſchlands in Gefahr bringen fönne, ver- 
plichtet fich jeder welcher keine Länder außerhalb Deutſchland bes 
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fügt, keine Kriege für fih mit außwärtigen Mächten zu führen, 
noch an denfelben Theil zu nehmen, auch ohne Vorbehalt der Zu: 
ftimmung des Bundes feine darauf Bezug habende Bünbniffe noch 
Subfidien, oder andere bie Ueberlaſſung von Truppen betreffende 
Verträge einzugehen. — Wenn erjtere Staaten, welche auch außer: 
halb Deutichland Länder befigen in Kriege mit anderen Mächten 
verwickelt worben, fo. bleibt .eö der Berathung des Bundes über: 
laſſen, auf den Vorſchlag des Friegführenden Theils daran Theil 
zu nehmen oder nicht. | 

10. Die deutfchen Fürften begeben fich gleichfalls des Rechts 
ber Befriegung unter einander, und unterwerfen ihre Streitigfeiten 
(nur fo fern fie fich nicht durch Austrägal- Inftanzen abmachen 
laſſen) nach feitzufeßender Beſtimmung, ver zugleich von dem Rath 
ber Kreißoberiten und einem Bundesgericht zu überlaſſenden richter- 
lichen Enticheibung. Dieſes, zu dieſem Behufe anzuorbnende, Bun- 
desgericht fpricht auc über Klagen die über Verletzung des Bundes⸗ 
vertrags in einzelnen Ländern bei demſelben erhoben werben. 

44. Der Bundesvertrag fest die Nothwendigkeit einer (land⸗) 
ſtändiſchen Verfaſſung in jevem einzelnen Bunbezjtaate feit, und 
beitimmt ein Minimum der jtanbischen Rechte, überläßt es aber 
übrigens den einzelnen Ständen, ihren (Rand) Ständen nicht nur 
ein Mehrere einzuräumen, ſondern auch ihnen eine der Landesart, 
dem Character der Einwohner und dem Herlommen angemeſſene 
Einrihtung zu geben. 

412. Der Bunbesvertrag beſtimmt gewiſſe Nechte, welcher jeder 
Deutiche, wie 3. B. das der Auswanderung unter gewillen Be— 
Ihränkungen, der Annahme Kriegs: oder bürgerlicher Dienfte in 
andern beutfchen Staaten u. |. w. in jebem deutſchen Staaten un- 
gekränkt genießen fol. — Bei ven legten Paragraphen bleibt Oeſter⸗ 
reich und Preußen die Berüfichtigung ihrer befondern Verhäliniffe, 
in Hinficht ihres größeren Umfangs und ihrer Zufammenfegung 
aus Ländern, bie nicht zum Bunde gehören, unbenommen. 


Nachdem ſich Preußen und Oefterreich über viefe 12 Artikel 
geeinigt hatten, wurden zu ber deutjchen Sonferenz bie Bevollmäch- 
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taten der Könige von Baiern, Würtemberg und Hannover einge 
Inden. — Die erſte Sitzung de deutſchen Auzichuffes war am 
14. Octbr., und in der zweiten Sitzung am 16. Octbr. legten 
Driterreih und Preußen die 12 Artikel vor. — Was nad) dem 
Berkrage von Ried zu erwarten Stand, trat nun fogleich ein. Baiern 
wie Würtemberg famen mit ihren Proteſten gegen die bevorzugte 
Stellung der beiden Großmächte im Rathe der Kreisoberſten, wollten 
gleiche Stellung und Wechjel des Vorſitzes, hatten aber auf ber 
andern Seite die größte Neigung die mindermächtigen Staaten in 
die Kategorie der Kreisftände hinabzubrüden. Batern wollte die 
freien Städte verſchwinden laſſen, um Frankfurt für ſich zu ge 
winnen. Die Juden mußten dem baierifchen Bevollmächtigten, 
Fürſten Wrede, zum Vorwand dienen, die ZJuficherung der Rechte 
für jede Klafje der Nation anzufechten. v. Linden, der Würtem- 
berger, fand den Ausdruck „Regierungsrechte“ nicht hinreichend, 
jendern wollte dafür „Souverainetätsrechte” gebraucht willen; bie 
seititellung eines Minimum der landſtaͤndiſchen Rechte könne, als 
die Rechte eines jeden Landesherrn Fränfend, nnmöglid, zugelaffen 
werden; in einem Staatövertrage fünne auch niemals von Verhält⸗ 
niſſen einzelner Unterthanen gegen ihre reſp. Staaten, zu benen fte 
gehörten, bie Rebe fein, und deßhalb müfje alles dahin abzielende 
nothwendig wegbleiben. — Beide Staaten wollten fich feine bundes- 
gerichtlichen Sprüche gefallen laſſen, ebenſowenig eine allgemeine 
Geſetzgebung zur Heritellung gemeinnübiger Einrichtungen. — End⸗ 
lich behielten fie fich ihr Geſandſchafts-, Kriegs- und Friedensrecht, 
das Recht, beliebig Verträge zu jchließen, vor. 

Sp weit waren die Sachen bis zur dritten Conferenz (20. Octbr.) 
gediehen. 

Da erkannte Stein die Nothwendigfeit einer entſcheidenden 
Einwirkung. Er hatte eine Unterredung mit dem Kronprinzen von 
Würtemberg, der fich für Stein’ Pläne ausſprach, fchrieb an 
Münfter, der ihm am 19. October in mancher Beziehung ablehnend 
antwortete. v. Kaltenborn *) bewundert auch hier wieder die ſtaats⸗ 


*) 1 132 $. 
Für fen, 3 
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männische Weisheit Metternich's, welcher fchun damals eingejehen, 
baß etwas Anderes als ein principieller wölferrechtlicher Bund nad) 
Maafgabe der politischen Verhältniſſe fich nicht einrichten Tafje, und 
daß dazu gerade ein folcher dem öſterreichiſchen Staatsbedürfniſſe 
völlig genüge. „Und fürwahr,” fügt er weiter, „bem practifchen 
Staatsmann wird liberal die Erfüllung des eigentlichen Bebürf- 
niſſes, nicht die Erfüllung unbejtimmter tvealer Wünfche die Richt- 
ſchnur für feine politische Thätigkeit, insbeſondere für politische 
Neubildungen fein!” 

„Abgeſchmackt ift es,” fährt er fort; „wenn Leute, die ſich 
Hiftorifer nennen, nun das Mißlingen der Bundesſtaatsprojecte 
auf Defterreich und Metternich wälzen. Stein, erbittert über ge: 
täujchte Hoffnungen war freilich vielfach dazu geneigt. Er und 
viele Andere auf dem Congreffe überjahen in patriotifcher Leiden- 
Ihaftlichfeit bei ihren Plänen die gegebenen, nun einmal nicht auf- 
hebbaren Grunbbeftände der deutfchen Zuſtände, und vergaßen bie 
dadurch beichränkte Möglichkeit ber practijchen Ausführung zu er- 
wägen. Der practiiche Graf Münſter, welcher doch bei anderen 
Gelegenheiten feine bejten Wünjche für Aufrichtung reich2ftaatlicher 
Zuftände in Deutjchland dargelegt hatte, aber feine indivibuellen 
Ideale und Neigungen als ein Achter Staatzmann ſehr wohl von 
dem, was patriotifch möglich, und demnach allein zu erjtreben ift, 
zu unterfheiden wußte, ſprach bei einer Erörterung über Land- 
ſtääͤnde dies bereit? am 19. October grabe gegenüber dem guten 
Stein unverholen aus, indem er fagte: „Ich hätte gerne die Wiener 
Eongreßangelegenheiten Anderen überlafien, weil ich vorher ehe, 
bag man, was gejchehen kann, als unzulänglich kritifiren und auf 
bie zu überwindenden Schwierigkeiten Feine Rücklicht nehmen wird. — 
Sollten wir dag Kind mit dem Babe augfchütten, und weil Preußen, 
Oeſterreich, Baiern und Würtemberg nicht jo weit gehen wollen, 
als Em. Excellenz es wünfchen, Tieber Nicht thun? Diefer Mei— 
nung Tann ich nicht beipflichten. — Die deutſche Geſchichte wird 
mit dem Wiener Congreß nicht endigen. Laſſen Sie e& ver Beit- 
folge, das Angefangene weiter auszubilden.” — Und fehr bezeich- 
nend ſetzt Münſter hinzu: „„Unſere Nation ift noch zu wenig an 
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yarlamentarifche Discuſſion gewoͤhnt, verfteht Negterungs- und poli- 
tifhe Segenftände zu wenig. Der Hang td) au2zuzeichnen wird 
Demagogen herporbringen, und ſtatt Freiheit werben wir Streit 
und Schwierigkeiten hervorrufen.”" — Und dbod) war gerade Mün— 
fter ein Freund von Sicherung der Unterthanenrechte durch Lanb- 
ftände und ähnliche Einrichtungen.” 

Aber was Kaltenborn an Münſter bewundert, ift gerade 
von dieſem ſelbſt zwei Tage nad) feinem Briefe an 
Stein zurüdgenommen Es iſt diefe Kritik von Kalten- 
bern’ 3 um fo auffallender, weil er jelbft auf ver folgenden Seite 
(S. 134) von diefem Schreiben und deſſen Folgen Notiz ninmt. — 
Fur Stein war es fehr leicht, das oberflächliche Raifonnement 
Münfter’3 zurückzuweiſen. Er erwiderte (am 20. October), in 
allen Puncten Münfter fiegreich wiberlegend, und fügte hinzu: 

„Ew. Eycellenz kennen Deutjchland nicht wegen Ihrer Langen 
Abweſenheit aus demjelben, — daher fam e8, daß Sie anno 
1812 u. 1813 wenig auf bie Energie der Deutfchen vertrauten, 
und daher kömmt es, daß Sie jekt an Democraten glauben. — 
Mir ſcheint ferner, man feßt zu viel Werth auf dad Schickſal ver 
Mediatiſirten und zu wenig auf dag der Nation.” u. |. w. 

„Sollten die Stände nur das Recht haben Gravamina einzurei- 
chen, zu doliren? dann ift das ganze Inſtitut ein geiſtloſes Machwerk, 
an dem kein verſtändiger Menſch Theil nehmen mag, und ſtatt 
auf den Geiſt der Nation zu wirken, ihn nur noch mehr herab— 
würdigt.“ 

Noch mehr aber muß man ſich über die leichtfertige Kritik 
v. Kaltenborn's gerade bei dieſer Gelegenheit wundern, wenn man 
bedenkt, daß Münſter in Folge der verdienten Zurechtweiſung 
Stein's ſchon am 21. October gemeinſam mit dem zweiten han- 
növerfchen Benollmächtigten, und in vollitändiger Uebereinſtimmung 
mit Defterreih und Preußen den von Würtemberg und Baiern 
geäußerten Widerfprüchen gegenüber ein fchriftliches Votum abgab, 
weiche? am 22. October überreicht, beſonders die ſtändiſchen und 
individuellen ober perfönlichen Nechte der deutſchen Unterthanen 
überhaupt betraf, und diejenigen Grunbfäte barlegte, welche 

. 3 * 
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Hannover für eine heilige Pflicht gegen das beutfche Vaterland 
anfah. Es war ganz im Stein’ichen Sinne, und ift zu oft ab- 
gebruct, um bier nochmals vorgeführt zu werden. Es jollte nur 
feitgeftellt werden, daß bag Votum auf Beranlafjung Stein’d 
durch den vor ihm wiberlegten „practiichen” Münſter gegeben 
wurde. Die bewunderte „ſtaatsmänniſche Weisheit” Metternidy’3 
beſchränkte ſich damals darauf, diefer hannöverichen Erklärung 
jeine volle Beiftimmung zu geben; ja jelbft Baiern Tonnte fi nicht 
den „Bundesſtaatsprojecten,“ was die Unterthanen anging, ganz 
entziehen und mußte jeine allgemeine Beiltimmung in ber vierten 
Sitzung vom 22. October geben. 

Die folgenden Sitzungen, fünfte (24. October) und ſechste 
(26. October) handelten vorzugsweiſe über dag Friedens-Kriegs⸗ 
recht und über den Rath der Kreigoberften, und zeigte den Wiber- 
jtand ber ſüddeutſchen Regierungen, irgend etwas won ihrer Sou- 
verainetät dem allgemeinen Sintereffe zu opfern, von Neuem — 
doch jchien es faſt als wolle fich der König von Würtemberg von 
feinen Sohne, dem Kronprinzen, zu Concefjionen bewegen laſſen, 
aber Wrede heite von Neuem und wie auf franzöfifche Unter: 
ftügung, und Metternich ließ nad) Art jener Diplomaten, denen 
die Sittlichkeit ihrer Mittel gleichgültig ift, im geraden Wider— 
ſpruch mit feinen offiziellen Verſicherungen burdh 
Gentz eine Denkſchrift augarbeiten, in welcher er ein Bundniß von 
Deiterreih, Sübdeutichland und Frankreich gegen Preußen und 
Rupland anrieth. Wohl gelang es Stein nochmals Würtemberg 
von Baiern zu trennen und lebtered zu tfoliren; allein bie gebei- 
men Pläne Metternich’3 vereitelten, was jonjt zu einem befinitiven 
Ende, nämlich zur völligen Ausfchliegung Baiernd, für den Augen- 
bli führen mußte. Stein gab die Hoffnung noch nit auf. Er 
trat mit den Bevollmächtigten der mindermächtigten Fürſten durch 
ben Minifter v. Marfchall in Verbindung, und zwar unter Aus— 
ſchluß von v. Gagern *), und bereitete eine Einwirkung Rußlands 
auf ben Gang ber Verbanblungen vor, weil inzwilchen Wuͤrtem⸗ 


*) Siehe oben, 
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berg und Baiern neue Schwierigkeiten erhoben hatten. Würtem- 
berg hatte in ber 7. Sitzung (29. Octbr.) einen neuen Verfaf- 
funggentwurf „Vorſchläge zur Rebaction der zwölf Deliberationz- 
punde, die deutſche Bunbesverfaffung betreffend,“ überreicht *); 
es beharrte darin in feinen Widerfpruche gegen die Propoſi⸗ 
tionen Preußen? und Oeſterreichs. — v. Kaltenborn fieht auch 
hierbei die Schwierigfeit einer Einigung fait nur „in der Diplo: 
matie und Delicateffe, dem verlegten Ehrgeize und Stolze ber 
Großmächte und nicht in den reellen Unterſchieden zwiſchen dei 
einzelnen Propofitionen.” Aber es fiel in diefem Entwurf Alles, 
was dem Intereſſe des deutſchen Volkes Genüge leiten konnte, die 
Beſtimmung des Minimums ftändifcher Nechte, Bundesgericht ac. 
Daß diefer Standpunct aber, vertreten von Preußen und Hanno: 
ver, ein wirklich berechtigter war, wird wohl ſchwerlich Jemand 
leugnen können. Und dennoch ſpricht v. Kaltenborn von einer 
eben jo großen Berechtigung der würtembergifchen Propofitionen, 
und bag Preußen und Hannover, welche durch ihre Hartnäckigkeit 
den Bundesſtaat einzig und allein nach ihren Schablonen fabriciren 
gewollt, eine gleich große Schuld an dem Miklingen der dama— 
figen Einigung getragen hätten! 

Es ift bei der Vergleihung der würtembergifchen Propofitionen 
mit den preußiſchen Vorfchlägen aber ferner nicht zu überjehen, daß 
die Kreisverfaſſung, die Befugnifje der Kreigoberften, die geſammte 
Thãtigkeit der Bundesverfammlung eine weſentlich verfchiedene Folge 
gehabt hätten, wenn die Rechte der Stände und Unterthanen nicht 
zugleich feitgeftellt wurden. Und war es ben feine Anmaßung, 
dag Länder, welche jo wejentlich zur napoleoniſchen Unterjochung 
Deutſchlands beigetragen hatten, jett dem größten ‘Theile Deutjch- 
lands, welches ſich mit den ungeheuerjten Opfern dieſer Unter: 
johung entzogen hatte, die Bedingungen der neuen Verfafjung 
eorichreiben wollten? Indeſſen geht aus dem nächſten Protocolle 
bervor **), daß fowohl Preußen und Hannover, als auch Oeſter⸗ 


*) Klüber. II. 148 — 156. Beil, A. 
==) Aũber. II. 174 ff. 
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reich und jelbft Baiern, fo viel ala irgend thunlich anf die würtem⸗ 
bergifchen Propofitionen eingingen; ber Vorwurf, melder v. Kal 
tenborn *) gegen Humboldt's Thätigkeit erhebt, iſt deshalb auch 
nicht im Geringften gerechtfertigt. — Der Berlauf der nächſten 
Sikungen bis zur Schlußfigung (der 13.) am 16. November bewies 
immer mehr, daß von Baiern und Würtemberg auf alle das nicht 
eingegangen werben jollte, was dag deutſche Volt zum allerwenigften 
zu erwarten berechtigt war. Bundesgericht, ftändifche und Unter: 
thanenrechte wurden verweigert, von einer Bundesgeſetzgebung über 
Zölle, Münzen, Poſten wollten fie gar nicht? willen. Die ver- 
ſchiedenen conciliatorishen Vorjchläge Defterreihd und Preußen? 
über Krieg und Frieden und Bündniſſe führten überall zu keinem 
Rejultate. Stein hatte mit Belorgnig den Gang diefer Verhand— 
lungen beobachtet, und verjuchte in einer Dentichrift vom 4. Novbr. 
1814 den rufliichen Kaifer in dag Intereſſe zu ziehen, und nad) 
feiner Angabe eine Note an die Mächte des deutſchen Ausſchufſes 
des Wiener Congreſſes zu richten **). Alerander ging auf Stein’s 
Pläne ein, und ſprach ſich (11. Novbr.) ganz zu Gunſten ber 
deutſchen Nationalinterejjen aus, damit deutſche Diplomaten auf 
das Tiefite beſchämend. 

Aber die Note hatte doch nur vorübergehenden Erfolg und 
bald verlor fich diefe in der Eomplication der großen europäiichen 


*) ]. c. 141. 

25) Man bat diefen Schritt Stein's hart getabelt, und In dem Wider: 
fand Metternich's gegen die von Rußland unterflügten Vorſchläge in ver 
deutſchen Angelegenheit cine Berechtigung gefunden, weil es cine Schmach für 
Deutichland fei, fremde Einmiſchungen in ſolchen Angelegenheiten zu dulden. 
Alein man muß wohl erwägen, daß Kaiſer Alexander damals für bie 
deutſchen Verfaſſungsverhältniſſe ein fo edles und felbftlofes Intereſſe zeigte 
und bewährte, wie es bei verjchiedenen beutfchen Fürſten zu wünfchen geweſen 
wäre. Daß ſpäter Alegander von dieſen Anfichten zurüdtam, fie wenigftens 
ſehr modificirte, lag in ſeitdem gänzlich veränderten Berhältnifien, und in ben 
traurigen Erfahrungen, welche ex bei feinen Verhandlungen in Wien gemacht 
hatte, jo wie endlich in dem Gange ber orientaliichen Angelegenheiten. Niemals 
wird wieber ein Kaiſer auf dem rufliichen Throne figen, der, wie Alexander 
für Deutichland ein fo edles Intereſſe fühlt. 
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Intereſſen. Die Territorialfragen der großen Mächte, infonberheit 
Rußlands und Preußens traten in den Vordergrund; bie preußl- 
jchen Entichädigungen, im Pariſer Frieden nicht geordnet, wurben 
Gegenstand des Zwiſtes. 

Die ſich den preußifchen und ruſſiſchen Intereſſen entgegen: 
ftellenden Forderungen England? und Oeſterreichs verurjachten 
allerdings zunädıit die Schwierigkeiten, aber ber Hauptgrund der 
Berwirrung ber Angelegenheiten lag doch in ber myſtificirenden 
finaſſirenden Politik Metternich's, geftüst durch die Intriguen 
Frankreichs und die Hetzereien Baierns und Wüurtembergs. 

Die polniſche Angelegenheit wurde die erſte Veranlaſſung 
der Eiferſucht der großen Mächte, und als Alexander nachgiebiger 
wurde, war die ſächſiſche Frage ſchon die Urſache der weiteren 
Disharmonie geworden. Dieſe Zwiſtigkeiten hatten vorerſt Baiern 
und Würtemberg ſtörriſcher gemacht. Nicht allein wieſen ſie in 
ven letzten Conferenzen des deutſchen Comités alle Forderungen 
eines Bundesſtaats und mit ihm die Garantie der Rechte des 
deutſchen Volks zurück, ſondern Würtemberg ſchickte ſogar in der 
legten Sitzung (16. Novbr.) eine Note, in welcher es erflärte, daß 
es zweckmäßig ſei, die deutſche Verfaſſung erſt nach Regulirung 
der Gebietsfrage zu erörtern. „Nicht einmal die Glieder des 
Bundes feien befannt, niht der Umfang ihrer Be: 
jisungen, nicht die phyſiſchen und politifchen Grängen 
des Bundes und die dadurch allein zu entnehmende Streit: 
fräfte deſſelben; und doch würden in den partiell vorgelegten 
yorderungen bie Nebernahme an Verbindlichleiten, bie 
Berzichtleiftung und Entfagungen auf unbeftrittene 
Rechte verlangt, zu denen wohl nichts vermögen Fünne, als bie 
mwohlüberlegte Erwägung der dadurch andererſeits zu erhaltenden 
Bortheile... der König fei in der vollfommenften Unwiſſenheit 
über ven Zweck ded Bundes, über die Beitanbtheile, die Verhält- 
nijje diefer unter einander, und wiſſe nicht mit wem man ab- 
Ihliege, mit wem man fich verbindlich machen ſolle. Deshalb 
befinde er ſich außer Stande und ſähe als unvereinbar mit feinen 
Fflihten gegen Staat und Haus an, ſich fernerhin immer 
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nur über einzelne Gegenftände zu erflären, ober 
angefonnene Verbindlichkeiten zu übernehmen, ebe 
der Plan des Ganzen und die no mangelnden Er- 
örterungen mitgetheilt jeien *).* 

Das war fo gut als ein vollftändiges Zurücktreten von allen 
Verhandlungen, und die von Defterreich hierauf beliebte Gegen- 
note vom 22. Novbr. **) hatte Leinen Erfolg ***), wenn gleich 


*) Klüber. I. 1. S. 101 — 104. 
**) über. I. 1. S. 104 — 108. 


“) Selbſt die Dichtkunſt wurbe nicht verfchmäht, um gegen bie ver- 
einigten üfterreich = preußifchen Vorſchläge zu wirken. Friedrich Schlegel 
gab ſich zu diefer traurigen Beihäftigung ber, und ließ in unzähligen 
Eremplaren, aber alle handſchriftlich, gegen die zwölf Artikel des 
öfterreich » preußifchen Verfaffungsentwurfs, 14 SG. Knittelverſe verbreiten ; 
bier einige Proben Davon. 

F. 1. 
Mir deutſchen Kön’ge thun Hier kund, 
Daß wir nad langem Yweifelicheißen 
Beichlofien haben einen Bund, 
.. Und foll der Bund der beutfche heiken 
Wir wollen das centrale Eine; 
Wer irgend norb- und morbbeutjch iR 
Der ftehet mit in bem Vereine, 
Demnähft auch der ſuͤddeutſche Chrift, 
Dod meinen wir vorzüglih Preußen. 
. 2% 
Die Fürften, Städte, arm und reich, 
Des Bundes Glieder find fich gleich, 
Doch foll dem Rathe der Vollzgtehung, 
Was jeder hat, fo Land als Leute, 
Zum Dank der leitenden Bemühung, 
Stets offen ſtehn zu Nutz und Beute. 
$. 3. 
Daß Jeder auch im feften Gleiſe 
Sid jeder fortbewegen kann. 
Sp theilen Deutfchland wir im Kreiſe 
Und Directoren ftehn voran, 





| 
| 
i 
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fie dieſen würtembergiſchen Prätenfionen unwiderleglich entgegen⸗ 
trat, indem fie vor allen Dingen hervorhob, daß bie Frage 
über einen beutfchen Grundverein keineswegs als von ber Will- 
fir der Paciscenten in dem Maaße lediglich abhängen angefehen 
werben koͤnne, daB es einem deutſchen Fürften freiftehen jollte, 
dem Bunde beizutreten oder nicht, oder daß es anderer als ber 
Bortheile, die für das Ganze der beutichen Nation aus dem Bunbe 
enfipringen würben, bebürfe, um die Entſagungen zu leiſten oder bie 
Opfer zu bringen, die dad Wohl des Ganzen befördern. Wür- 
temberg hatte hierfür, ‚wie für die Neußerung, daß man feinem 
dentſchen Staate geftatten wolle, ſich durch Ausichließung vom 
Bunde mit dem Wohl des Ganzen geradezu in Widerfpruch zu 


Die jeden Kreis jo wohl regieren, 
Daß e8 mit Dank die Untern fpüren. 
S. 4. 
Die Einheit ewig feft zu Klammern 
So theilt der Bund fih in zwei fammern 
Es werben die der mindern Stufen 
Zufammen dann und wann berufen, 
Damit fie dort vernehmen fünnen, ... 
Was jene oben ihnen gönnen, 
Die was im Kreif’ exit fie beichäftigt, 
Dann als Vollgiehungsrath befräftigt. 
§. 5. 
Die Kriegesmacht, die in das Feld 
Ein jeder für die Freiheit ftellt 
Soll um des Vortheils zu genießen, 
Sich an das Heer ver Starken ſchließen, 
Wie glücklich ift ber Eleine Staat, 
Der fih fo angeſchlofſen hat! 
Es folgt ihm Preis und hoher Segen 
Er darf das ganze Heer verpflegen. 
$. 14. 
Wenn dies die Deutfchen rat’ficiren 
Woll'n Wir jo fürber practieiren, 


Pan fieht wohl, daß und wie Metternich neben der officiellen Verband: 
ung durch jeine Werkzeuge zu agiren wußte! — 
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jtellen, oder die Mittel zu verwerfen, die allein zum Zweck dienen 
fönnten, kein Gehör. Ausweichend auf birecte wohlverdiente Be 
ſchuldigungen antwortend, erflärte e8 in der Erwiderungsnote vom 
24. Novbr. *) auf feinen Abfichten bebarren zu wollen. Dieſer 
Widerſtand war erflärli auß der ganzen Sachlage am Wiener 
Congreß, aus der Haltung Metternich’? gegen Preußen und aus 
dem Intereſſe Frankreich an der zerrifienen Geftaltung Deutic- 
lands. Der deutiche Ausſchuß löſte jich in Folge diefer Zwiſtigkeit 
auf und trat nicht wieder zufammen. 

Eine nicht wieder gut zu machende Ungeſchicklichkeit Harben- 
berg's verurfachte dann bie enticheidende Nieverlage Preußens in 
allen Blänen, welche im Nationalinterefie Deutichlands aufgeftellt 
waren. ‘Der enticheidende Tag, an welchen Harbenberg dieſes Unge- 
hie entwidelte, war der 2. December. Er warf fi, durch bie 
damals nicht von ihm geahnte Faljchheit der Metternich’ichen Poli- 
tif getrieben, gleichjam bedingungslos in die Arme Oeſterreichs. 
Freilich waren die nächiten Schritte Metternich's in der ſächſiſchen 
Angelegenheit, dad Zurücknehmen feiner frühern Zuſagen Hinrei- 
hend, Hardenberg die Augen zu öffnen und zu einem engern Anz 
einanderjchliegen Rußlands und Preußens zu drängen; fie führten 
zu einer offenen feindlichen Stellung ber beiden Mächte gegen 
Deiterreih, aber auch zu dem traurigen Bündniß Oeſterreichs, 
Frankreichs und Englandg am 3. Sanuar 1815, dem ſich auch 
Baiern anſchloß, und zu dem felbft Darmitadt herangezogen 
wurde, wie dies der neulich, von Neumann veröffentlichte geheime 
Vertrag vom 14. Jannar 1815 zwiſchen DOefterreich und Darme 
ftabt beweiſt **). Zwar blieb einftweilen der Vertrag vom 3. Jan. 
1815 ohne weitere Folge, aber das Vertrauen auf die Ehrlichkeit 
der Metternich'ſchen Politik war volljtändig geſchwunden, und feine 
Zweibeutigkeit jo offenkundig geworden, daß Nußland nicht mehr 
mit ihm verhandeln mochte. Unter ſolchen Umſtänden ruhten die 


*) Klüber. I. 1. S. 109 — 113. 
**) Neumann, Recueil des traites et onventions cconclus par l’Autriche. 
1355. II. S. 490 sq. 
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beutichen Angelegenheiten ganz, und für die Nationalinterefjen war 
alles gründlich verborben. 

Die vertrauliche Note Rußland vom 11. Novbr., wie das 
enge Aneinanderjchlichen Preußen? mit Rußland war allerdings 
für bie kleineren Staaten ein bedenkliches Anzeichen, denn fie fonn- 
ten fich nicht verhehlen, daß bet ausbrechendem Kriege zwiichen den 
fünf größeren Mächten ihre Stellung unhaltbar wurde, daß am 
Ende die Bayonette der beiden großen Militairmächte Rußland 
und Preußen ein legte? Argument für ihre Mebiatifirung abges 
geben hätte. Mar doch jchon beim Beginn des Congrefjed durch 
Baiern eine Mebiatifirung Würtembergd und Badens, wenigſtens 
eine Hinauzfchiebung derſelben nad Italien beabfichtigt *), 
und von Defterreich im Verein mit den großen Mächten felbft 
ein Antrag an Baiern gekommen, ji in Italien abfinden zu 
laſſen »). 

Stein's Correſpodenz aus damaliger Zeit, die Art und Weiſe, 
in welcher er ſelbſt über die größeren Fürſten Süddeutſchlands an 
die Mitglieder der Faijerlich ruſſiſchen Familie, die noch dazu mit 
derſelben nahe verwandt waren, ſich äußert, beweilt, daß die Situa- 
tion für die mittleren nnd Fleineren Fürſten in den Augen der Eins 
geweihten jehr bebenktich erſchien. Es jchient faſt, als wollten die 
Großmächte Preußen und Rußland nicht befonvdere Rückſicht auf 
die beanjpruchte Souverainetät der mittleren und kleineren beut- 
jhen Staaten nehmen. Man erinnere fih an den Schreden, 


*) Julie Zerzog, Briefe an Montgelas. 1853. ©. XI. 


“) Ritter v. Lang, Memoiren. Th. II. ©. 201. „Der erfte Antrag, 
welder dem in Wien perjönlid, anweſenden Könige, einverftanden mit allen 
großen Mächten geſchah, war gegen dad Königreich Italien, Baiern an 
Defterreich abzutreten. — Es war natürlih), daß der Gebanfe in feiner Neu- 
keit ben König überrajchte; bie baierſchen Großen, denen in Italien Feine 

sten zu blühen fchienen, heulten und mwehllagten; eine ruhige Abwägung 

and Ueberlegung, inwiefern ein europäiiches Königreich am Ende wohl einer 
iftterreichijchen Markgrafſchaft vorzuziehen wäre, konnte nicht zur Reife kom⸗ 
mer, fo dab der König den Vorſchlag mit einer Art Erbitterung beitimmt 
sen fi wies.” 
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welchen ein dahin fich ausdrückender Artikel des Rheiniſchen Mer⸗ 
cur? vom 31. October 1814 bei Baiern und Württemberg erregten, 
weil man ibm preußiſch-ruſſiſchen Einflüffen zuſchrieb. Es ſchien 
ala wollte Preußen ſich dem beengenden Einfluffe der alten öfter: 
reichifchen Kabinetspolitift — jelbft unter dem Preife eines neuen 
Kriegs entziehen. Dahin hatte es Metternich getrieben. Die eng- 
liſchen Staatsmänner fahen aber jehr wohl ein, daß ein fo auf 
die Spige getriebenes frevelhaftes Spiel nicht in Englands, nicht 
im europätichen Intereſſe lag, und Ienkten vorfichtig ein, und Met⸗ 
ternich lernte mit Talleyrand bald begreifen, daß die Unterftügung 
Frankreichs in einem Kriege gegen Rußland und Preußen eine 
leere Redensart geweſen; die Ohnmacht und Unfähigkeit der Bour: 
bons blieb nach den bevenflichen Nachrichten aus Frankreich Feinem 
Zweifel unterworfen. Die Kleinen Heber, wie Wrede, mußten 
ſich am meilten demüthigen. 

Bon Neuem begannen die Unterhandlungen. Man kam bi 
zum Anfang Februar 1815 endlich zum Abſchluß in den Terri- 
torialfragen. Während der Zeit, vom 16. Novbr. bis zum 16. 
Tebr., hatten die deutfchen Angelegenheiten ganz geruht. Man hat 
von verſchiedenen Seiten in dem Schritte der minbermächtigen Fürſten, 
welche in einer gemeinfchaftlichen Note vom 6. Novbr. 1814 gegen 
die ausſchließliche Berathung der deutſchen Verfaſſungs-Angelegen— 
heiten durch die fünf größeren deutſchen Höfe gerichtet war, ein 
bedeutendes Moment für die fchltegliche Erledigung der Angelegen— 
heit fehen wollen, und Aigidi *) meint fogar, daß die Vorfchläge 
der Heinen Staaten, im dunklen Drange der waltenden Verhält- 
niffe zuerst fih ergebend, dad Fundament des deutſchen Bundes 
geworden wäre, welcher überhaupt nur im eigentlichen Sinne des 
Worts eine Ausgeburt der Umſtände, eine vollendete Thatſache 
ſei. Diefen Behauptungen läßt fich nicht beipflichten. 

Bon Einzelnen, wie von Gagern, war die Erklärung der 
29 Fürſten und freien Städte nur ein Mittel gegen dag Direc- 
torium der fünf größeren deutſchen Mächte, wenngleich fie dabei 


*) Aegidi in Bluntſchli's und Brater's Staatslexicon. IH. 5. 
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mit rühmenswerther Geſinnung den Intereſſen des deutfchen Volks 
gerecht werden wollten. Bon Anderen läßt ſich nur jagen, daß fie 
ihre Selbitjtändigfeit nur unter der Bedingung zu erhalten glauben 
fonnten, daß ſie ſich Beichränkungen gefallen Tiefen, welche 
Preußen und Oeſterreich in ben vorgelegten 12 Artikeln gemein- 
Iihaftlih betont und als ber deutjchen Nation gebührende Rechte 
bezeichnet hatten. Erwägt man weiter die durch die Vermittelung 
von Marichall auf die Schritte der 29 Fürften und freien Stäbte 
einwirfende Thätigleit Stein's, welcher darin eine Unterjtühung 
für bie preußischen Anfichten juchte, um wo ‚möglich die beiden 
ſüddeutſchen Regierungen zu ifoliven, weil er ven Glauben an bie 
Aufrichtigfeit Metternich's wohl noch immer nicht ganz hatte ſinken 
laſſen, ſo muß man wohl zu dem Refultate gelangen, daß die Er- 
Hirungen ber Heineren Staaten bis zur Einigung in den Ter- 
ritgrialfragen an fich ganz unerheblich für die deutſchen Verfaf- 
fung3- Angelegenheiten waren. So lange Gagern allein fih an 
Me Spike ber kleinen Staaten jtellte, wurde nicht? außgerichtet; 
mit der Einwirkung Stein’3 aber, welcher bekanntlich Gagern bei 
viefer Verhandlung ausſchloß, wurde bie Note vom 16. Novbr. 
1814 zu Stande gebracht. Dennoch bleibt es jehr anerkennungs⸗ 
werih, daß die überaus große Mehrzahl dieſer Kleinen Staaten in 
Zukunft an dem Inhalt ihrer Note fejthielten und Staaten wie 
Preußen jpäter beſchämten. Da die Note zu oft abgebrudt und 
ausgezogen ijt, jo wird es hier genügen, darauf binzuweilen, daß 
in derfelben alles dag gleichjam zur Dispofition der neu zu fchaf- 
jenden Bunbeögewalt gejtellt war, was einem wahrhaften Bundeg- 
ſtaat mit Berückſichtigung derjenigen Forderungen ber Volksintereſ⸗ 
ſen, welche die damalige Entwickelungsſtufe des deutſchen Volks zu 
befriedigen vermochten, ſchaffen konnte. Die Note ging ſogar ſo 
weit in ber Beſchränkung ber einzelnen Regierungen, daß fie als 
legte Spitze des Bundesſtaats den beutfchen Kaiſer verlangte; eine 
ee, von welcher wenigftend Gagern recht wohl wußte, daß jie 
mausführbar war, daß frühere Verträge und zulegt die VBerhand- 
lungen des Barifer Friedens hierin die Anficht der ſämmtlichen 
eutopãiſchen Großmächte unbedingt feftgeftellt Hatten. Was Hum⸗ 
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boldt in feiner Denkichrift vom 3. März 1815 ausſprach, wußte 
Gagern ebenfowohl *). 

Es bleibt daher ein jchmwer zu erklärendes Näthjel, wie Mün— 
fter, Stein und Andere auf die Kaiferivee zurückkommen Tonnten. 
Daß Münfter’3 Anficht über die Kaiferwürde nicht die Abficht der 
englifchen Minifter war, iſt nad) der Correſpondenz Caſtlereagh's 
gewiß, daß fie die Anficht des preußifchen Gouvernement3 nic 
fein fonnte, ift eben jo gewiß und auch ausbrüdlich durch Hum— 
boldt außgeiprochen, daß Talleyrand dafür am wenigften ſchwärmte, 
braucht nicht erjt ‚verfichert zu werben; Rußland mußte zwar ein 
ftartes Bollwerk in Deutſchland gegen Frankreich wünjchen, aber 
ficherlich iſt es durch nichts bewieſen, daß es einen deutſchen Kaiſer 
an ber Spike eines Bundesſtaats wünſchte. So blieb nur Met: 
ternid, übrig. Nun, von ihm wird Niemand glauben, daß er 
einer Idee Hold war, welche ihn bejeitigt haben wirbe Wenn 
Franz von Defterreich beutfcher Kaifer geworben wäre, fo hätte 
jein geſammtes Syſtem geändert werben müſſen; ein Bunbesftaat, 
wie er dann in’ Leben getreten wäre, hätte Metternich nicht an 
ber Spite der Angelegenheiten geduldet **), 

Es bleibt daher unerflärt, weshalb Stein die Kaiſerwürde, 
für deren Realifirung auch gar nicht? fprechen konnte, mit fo 
großem Eifer aufgriff. Bei manchen Anderen könnte man baran 
denken, daß die ganze Verhandlung nur zum Schein geführt wäre, 
daß jie nur bejtimmte andere Pläne burchfreuzen follte, um dann 
bei Seite geworfen zu werben. Man koͤnnte bie zum Beifpiel 
vom Standpunct der hannöverſchen Adelspartei, ober von dem ber 
begehrlihen Gelüfte der Holländer annehmen; aber bei einem 


*) Sagen, Antbeil II. S. 195 — 197. 

**) Häuffer. IV. 807 — 810 würdigt bie Katferfrage mit fehr treffenden 
Worten und fagt unzmweifelfaft richtig: „Die Laiferliche Einheit und zwei 
Großmächte von gleihem Range, das waren unvereinbare Gegenſätze; es 
müßte, wenn man bie erfte wollte, eine der Ichteren aus dem Bundesſtaat 
ausſcheiden. Daß Preußen jegt und in Zukunft biefer ausfcheidende Theil 
nit mehr fein fonnte, bafür forgte die neue Zerritorial- Geftaltung, die 
oben unter eifriger Mitwirkung Metternich's zu Etante gefommen war.” 
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Staatdmanıe, wie Stein es war, bei feinem eblen und uneigen- 
nüßigen Character läßt ſich diefe Ericheinung jchwer erklären. 
Dies Springen von Project zu Project lag wahrlich nicht in fei- 
nem Character, wie die die jchwierigften Situationen feines Lebens 
bemeifen. Es müfjen daher Mittelglieder in den Verhandlungen 
jelbft noch fehlen, welche die Beurtheilung erjchweren. Ob fie 
Pertz nicht gefannt haben jollte? — Da die Verhandlungen über 
die Kaiferwürde zu dieſer Zeit jo ohne allen weiteren Erfolg für 
die Nationalinterefjen Deutſchlands geblieben find, laſſen wir fie 
ganz auf ſich beruhen *) Die Bevollmächtigten Oeſterreichs und 
Preußens antworteten gar nicht einmal auf die Note der 29 Fürften 
und freien Stäbte! 

Aber einen großen Bortheil Hatten diefe Verhandlungen nad 
einer andern Seite. Die 25 Fürſten und 4 freien Stäbte, die 
durch Hinzutritt von Baden und Oldenburg auf 31 gewachjen 
waren, hatten von ihrer eriten gemeinjchaftlichen Note, vom 16. 
Roobr. 1814 an, bis zum MWieverbeginn der Unterhandlungen 
über die deutjchen Angelegenheiten die Nothwendigfeit und ihrerfeitz 
die Berpflihtung anerkannt, den gerechten Forderungen des 
deutichen Volkes nachzukommen. Sie hatten, an der Spitze 
Kurheſſen, geäußert **): 

„Namentlich find fie damit einverftanden, daß aller und jeber 
Willkür, wie im Ganzen durd) die Bundezverfaffung, jo im Ein- 
zelnen in allen beutjchen Staaten, durch Einführung landſtändiſcher 
2erfaflungen, wo bdiefelben noch nicht beftehen, vorgebeugt, und 
den Stänben folgende Rechte gegeben werben: 

1. Das Recht der Verwilligung und Regulirung ſämmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothmwendiger Abgaben; 

2. das Recht der Einwilligung bei neu zu erlajfenden allgemei- 
nen Landsgeſetzen; 

3. das Recht der Mitaufficht über die Verwendung der Steuern 
zu allgemeinen Staatözweden; 


*) Man vergl. barüber: Perg. 1. c. — Kaltenborn. I. 1.  — Bieder⸗ 
mann in ber Germania. IL 1. c. — Echaumann. 1. c. ©. 198 ff. 
*e, Alũber. I. 4. ©, 74. 
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4. daB Recht ber Beichwerbeführung, insbeſondere in Fällen ber 
Malverſation ber Staatödiener, und bei ſich ergebenden Miß⸗ 
bräuchen jeder Art; 

wobei übrigens den einzelnen Staaten die angemeſſene Einrich— 
tung der ftändiichen Verfaffung nach dem Character ver Ein- 
wohner, den Localitäten und dem Herfommen überlaffen bleibt. 
Ebenſo ijt es ihr Wunſch, daß der Yuftisgang, in jeder Beziehung 
unabhängig von Willkür erfcheine, und insbeſondere jede Claffe 
unter ihren ordentlichen Richter geftellt bleibe und werde.” 

Als Münfter unter dem 25. Novbr. darauf erwiderte, auf 
bie Unmöglichkeit der Wieberheritellung der Kaiſerwürde aufmerkſam 
machend, Tprachen fie, jett durch den Hinzutritt der beiden Fürſten 
von Hohenzollern, 31 Fürften und Städte, nochmals die Weber: 
zeugung von der Nothwenbigkeit der Rechte des deutſchen Volks in 
einer Note vom 20. Dechr. auß, und Baden, wenngleich fie nicht 
unterzeichnend, wohnte der Berathung ber 31 bei, und erließ jogar 
jelbftitändig eine Note vom 1. Dechr. 1814 an Defterreih und 
Preußen, worin es fid) zur Einführung einer landftändifchen Ver— 
faffung bereit erflärte, und in Abjicht auf die wejentlichen Rechte 
ber Landſtände, wörtlich biefelben Beitimmungen zu Grunde 
legte, welche der Fürften- und Stäbteverein in der Note vom 16. 
Novbr. feierlich ausgeſprochen hatte 5). Als die polnische und 
ſächſiſche Frage beigelegt fchien, traten bie Bevollmächtigten von 
32 Fürften und freien Stäbten (einfchlieglich Baden? und Olben- 
burgs — Gagern für Oranien war ausgefchieden) in einer Note 
vom 2. Februar 1815 **) wiederum mit denſelben Anfichten ber: 
vor. Sie baten zuvörderſt, daß der deutſche Eongreß, unter Zu: 
ziehung aller Theile des Fünftigen Ganzen, nunmehr baldigſt möge 
eröffnet und auf demſelben die Gegenjtände der Fünftigen deutſchen 
Berfafjung mittelit freier Berathung und Beſchlußnahme verhan- 
delt werden möchten; jie fuhren dann aber folgendermaßen fort: 


*) Klüber. I. 1. S. 96 — 100. 
*. \Slüber. I. 3. S. 177 ff. 
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„Die Unterzeichneten glauben zuverfichtlich, daß nur auf dieſe 
Beile ein den Erwartungen Deutſchlands entiprechendes Nefultat, 
jo wie überhaupt eine wahre innige Nationalverbindung herbeige- 
führt werden Türme. Wie jede einfeitige Behandlung ver Gegen- 
fände an umb für ſich ſchon weſentlich nachtheilig werben muß, fo 
güt es vor allen Dingen die Einwirkung allgemeinen Vertrauens 
zur Sache, bamit fie gebeihen, und zugleich auch ven ficherften 
Burgen ihres Beitanbeß in der eigenen Gefinnung aller Theil- 
nehmer finden möge. Die Berfammlung des deutſchen Congrefies 
jhließt vorbereitende Bearbeitungen des großen Gegenftanves felbit 
und der einzelnen Zweige deſſelben durch Deputationen, welche 
durch Wahl aus jelbigem hervorgehen, keinesweges aus. 

In dem Augenblicke, wo fich alle Stimmen für die Einführung 
fändifher Berfaffungen in den einzelnen dentichen Ländern ver- 
einigen, kann man bie Wahrheit als allgemein anerkannt annehmen, 
daß das Gemeinwohl, durch ein vielſeitiges, allerdingd nach ange 
meſſenen Formen geregeltes Zuſammenwirken beſſer gefördert werde, 
als durch das abgeſonderte Streben von Einzelnen, und daß das 
Gute und Rechte die Mehrheit allezeit am unwiderſtehlichſten in 
Anſpruch nehme, wo Alles an Gemeinſamkeit erinnert. 

Endlich Hoffen die Unterzeichneten, durch ihre bisherigen Er— 
Hörungen dargethan zu haben, wie bei ihnen bereits über die 
weſentlichſten Puncte völlige Einigung ftattfinde, und daß von 
Zeiten ihrer hohen Sommittenten gewiß freudig die Hand zu Allem 
werde geboten werben, was in dem Bunbe deuticher Staaten, Ein- 
beit, Selbſtſtaͤndigkeit und deutſche Freiheit begründen kann. Zuver- 
jichtfich dürfen fie, dem zu Folge, der vollen Gewährung ihrer 
gerechten und billigen Anträge entgegenjehen.“ 

Zwar correfpondirte jebt Preußen (am 4. Febr.) *) mit 
Defterreich über das Verlangen der Hleineren Staaten, und jprad) 
bie Meberzeugung aus, daß es jebt Zeit fet, die deutſche Verfaf- 
ung3angelegenheiten zu erledigen, nachdem fich die Gefinnungen 
deutlicher und in vieler Rückſicht erfreulicher ausgeſprochen hätten, 


*) Slüber. I. 3. 132. 
Eriier Theil. 4 
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und Harbenberg und Humbolbt meinten, daß jetzt alle Fürſten zur 
Berathung binzugezogen werben müßten. Oeſterreich antwortete 
beiftimmend, 9. Febr. *). Aber noch immer antworteten die Groß 
mächte ven Benollmächtigten der Eleineren Fürſten nicht, jondern 
fuchten zuvor vorläufig fich zu einigen, von Preußens Seite ein 
aufrichtiger Verfuch, von Oeſterreichs Seite aber nicht ernftlich 
gemeint. 

Preußen gab in Folge jeiner Note vom 4. Febr. jchon unter 
dem 10. Febr. zwei neue Entwürfe zu einer deutſchen Verfaſſung, 
beharrte darin im Weſentlichen auf den früheren Vorjchlägen, 
und begleitete diefelben durch eine ausführliche Note von demſelben 
Datum. Der eine Entwurf enthielt eine Kreigeintheilung, der 
andere dagegen nicht. Preußen ließ ſich zuerjt über den Nachtheil 
eine? Mangel einer Kreigeintheilung aus, indem es dieſe Kreiz- 
verfaffung ala eine Mitteljtufe ver Verbindung zwiſchen den einzel- 
nen Staaten und der Centralgewalt, dann aber auch insbeſondere 
als die innere Sicherung der Rechte und die allgemeine Wohlfahrt 
ber Nation, ein in allen Theilen verbindendes Ganze außmachend, 
binftellte. Es verfehlte ferner nicht auf die Vortheile ber Kreis⸗ 
directoren bei der Aufrechthaltung der. Bundesbeſchlüſſe hinzuweiſen. 

„Für die Militairverfaffung ändere aber,” fährt die Note fort, 
„die Verſchiedenheit der beiven Entwürfe nicht? ab, weil Bezirks⸗ 
abtheilungen in dieſer Abficht immer nothwendig bleiben würden. 
In Abſicht der Nechtöpflege hätten aber die Gefammtigerichte bei 
großen Sprengeln immer den Nachtheil, daß die zu ihnen gehört- 
gen Staaten zu entfernt, und in ihren Gejeben und Verfaſſungen 
zu verjchievenartig feien, bei kleineren Staaten hingegen jei eine 
gehörige Organifation Faum zu erreichen, auch blieben die Richter 
ben perjönlichen Berhältnijjen der jtreitenden Theile zu nahe. Die 
Kreisverfjammlungen feien aber beſonders nützlich, wegen 
des gegenjeitigen Erwägens der Gründe, bei den Berathichlagungen 
und wegen ver Regelmäßigfeit ver Wieverfehr der Verſammlungen, 
welche fich mit der Sorge für dag Wohl des deutſchen Volks be- 


“) Klüber. I. 3. 134, 
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Ihäftigten; die Regierungen würben ein lebendiges, und ein folches 
Intereſſe daran gewinnen, in welchen die einfeitigen und eigenfüch- 
tigen Anfichten, die fich faft bei Großen und Kleinen nur zu leicht 
einfänden, gegen einander abgeichliffen würden. Die Berathichle- 
gungen im zweiten Bundesrath würben ficherlich gewinnen, wenn 
mehrere Fürſten fchon gemeinfchaftliche Meinungen, ala wenn fie 
jeder jeine einzelnen bazu mitbringen. Preußen verfenne zwar bag 
Gersicht der Gründe gegen die Kreißverfaffung nicht, insbeſondere 
nicht die Gefahr, daß das Verhältnik der Kreisdirectoren eine zu 
große Ungleichheit unter ben deutichen Fürjten begründe, zum Miß- 
brauch führen könne, und dadurch ein Zerfallen Deutſchlands in 
wenige große Theile vorbereite, und im Ganzen wenig Sympathieen 
bei den Heinen Fürften für fich habe. Allein es äußert auch mit 
Recht, daß die Gleichheit der deutichen Fürſten nicht durch die 
Kreisverfaflung an fich leide; das Gefühl der Gleichheit ſei in ber 
ehemaligen deutjchen Verfafjung gar nicht jo bei den Fürften ge 
weien, und ſei auch in ber Bunbesverfaflung dadurch nicht aufge 
hoben, daß bie Ausübung einzelner Rechte auch ausſchließlich ge 
wien Mitgliedern ald ein Amt übertragen werde. Es müfle dies 
notwendig bei allen Gegenftänben ber Fall fein, bie ihrer Natur 
nach nur Wenigen angehören könnten, und es würde unmöglich, 
werben, darum auf alle ſolche Einrichtungen Verzicht zu leiſten.“ 

Diefe Ausführung war gewiß nicht zu verwerfen, fo lange 
mar noch im Geringſten an bundesitaatliche Einrichtungen bachte, 
bie doch damals von Feiner beutfchen Regierung, mit Ausnahme 
Baierns und Würtembergs, verworfen, fonbern im Gegentheil in 
allen Roter und Correſpondenzen feitgehalten wurben. Die preußie 
ſche Note ging aber noch tiefer auf den Gegenftand ein und zeigte 
vielleicht mit einer zu großen Offenheit und Gerabheit die wahren 
Gefahren für den Beſtand der kleineren Staaten in Deutichland. 
Ran follte, wenn man biefe Ausführung lieft, fat meinen, Hum⸗ 
beldt, ver Verfaſſer jener Note, habe den Gang der Verhandlungen 
ver beutichen Regierungen bei jeder nur irgend bedeutenden Bes 
ſchlußznahme des fpäteren Bundestags im Voraus bier fchilbern 
wollen ! 

4* 
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Humboldt jagt: 

„Die Gefahr, daß Deutfchland in einige große Theile zerfalle, 
rührt nicht von der Eintheilung in Kreile her, und dies ift ein jo 
überaus wichtiger Punct, daß er, wie auch bie Angelegenheit der 
Kreife entfchieden werben mag, immer eine eigene Beleuchtung ver- 
dient. Dieje Gefahr entiteht aug ber überwiegenden Macht einiger 
Staaten, der großen durd, die Säcularifationen und Mediatiſa⸗ 
tionen entjtandenen Verringerung der Zahl der übrigen, und ber 
natürlich durch die Zeritörung des deutſchen Reichs herbeigeführten 
Entwöhnung von aller, auch noch ſo billigen gemeinjchaftlichen 
Berfafiung. Gegen alle dieſe Urjachen, und mithin auch gegen 
ihr Rejultat ift aber das Fräftigfte und ficherfte Gegenmittel gerade 
bie Wieberheritellung einer Verjaflung, und die Kreißeintheilung 
vermehrt jo wenig die oben erwähnte Gefahr, daß man vielmehr 
zweifelhaft bleiben Tann, ob fie biefelbe nicht gerabe im Gegentheil 
vermindert. 

Da einmal mehr oder minder mächtige Staaten in Deutfd- 
land neben einander vorhanden find, fo kann es nicht fehlen, wenn 
ed Teine Kreißverbindung gibt, daß biefelben nicht auf dem Wege 
biplomatifcher Verhandlungen übereinlommend mit einander über 
Gegenjtände gegenfeitiger Convenienz Verträge ſchließen follten. 

Nun frage mar fi, ob, wenn man bet ven größeren Staaten 
die Abficht vorausſetzt, die Lleineren in Nachteil zu bringen, ein 
Abgeordneter eines Tleinen Fürſten mit einem mächtigen Hofe 
unter dem Geheimniß eined Cabinets vortheilhafter unterhandelt 
wird, ala in einer offenen Kreißverfammlung, wo dem Mächligern 
fein Begehren vor allen Kreigftänden rechtfertigen muß, und biefe 
ben Schwächern von ſelbſt unterftügen *) Wan frage ſich weiter, 
od, da es viele Arten, einen Nachbar zu beläftigen gibt, die nicht 
leicht eine Erfolg verfprechende Beſchwerde erlauben, ein Minder— 
mächtiger fich eines Unrechts, das ein größerer Staat einem Kleinen 
azufügt, eben jo. annehmen wird, wenn er nicht in diefem Unrecht 


*) Dieje Urteil Haben die Bunbeswerhanblungen bis zum Jahre 1840 
nur zu ſehr beftätigt. 
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eine Willkür eines Kreisdirectors findet, die ſchon an ſich ſein 
eigenes Verhaͤltniß beleidigt? 

Man frage ſich endlich, ob, wenn ein groͤßerer Staat wirk⸗ 
lich einen kleineren beeinträchtigt, der noch größere dieſen eben ſo 
bereitwillig ſchützen würde, wenn er nicht eine Verbindlichkeit dazu 
in feiner Eigenſchaft als Kreisdirector fände? 

Man jagt wohl, daß man der fchon beträchtlichen phyſiſchen 
Macht noch durch die Verfafjung ein Gewicht zulegen muß, allein 
dies ift auf's Mindeſte unrichtig ausgedrückt. Gerade dadurch, daß 
man bei Staaten, deren phyſiſche Macht, richtig geleitet, eine 
Wohlthat Fir den Schwächern wird, derjelben auch ihren Platz in 
der Verfaffung einräumt und fle zu einer verfaffungsmäßigen 
mat, verwandelt man fie in eine moralifche, bildet Geſetzmaͤßig⸗ 
keit und Berantwortlichleit und mindert auf diefe Weife den Nach- 
theil des blos phyſiſchen Uebergewichts.“ 

Gerade ſo ſind ſpäter die Verhandlungen am 
Bunde geführt worden. Bei jeder bedeutenden An— 
gelegenheit wurde zwiſchen den Kabinetten lange 
rorher verhandelt und ſie erſt dann an die Ausſchüſſe 
der Bundesverſammlung gebracht. Daß bie hier ange- 
gebenen Nachtheile Tpäter nicht in dem Make eintraten, lag in 
ber Schüchternen, vorjichtigen und bei nicht zu vechtferfigender 
Schwäche, dennoch gerechten Gejinnung Friedrich Wilhelm II. 
und in ber aufrichtigen Frömmigfeit des eblen Friedrich Wilhelm IV. 
Zrat 3. B. Preußen 1818 — 1819, jo wie fpäter 1822 auf bie 
Seite derjenigen, welche um eine Verfaflung fimpften, auf bie 
Seite der damals im Großen und Ganzen fo befcheidenen Wünsche 
für die Freiheiten des deutſchen Volles; jo wäre ber Außgang der 
deutfchen Angelegenheiten nicht zweifelhaft geweſen und ſowohl bie 
Heineren Staaten als felbft Oefterreich würben bie Früchte des 
Widerſtrebens gegen eine annähernd — denn weiter waren bie 
preußischen VBorfchläge bamal nicht? — bundesſtaatliche Verfaſſung 
Dentſchlands geerntet haben. Wollten wir ein Beiſpiel aus der 
neueften Zeit annehmen, jo möchte dad Jahr 1849 gewiß bazu 
timen können. Wie, wenn Friedrich Wilhelm IV. den Durchgang 
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der ruffifchen Armee durch Oberfchlefien nur einige Wochen aufge: 
halten, wenn bie preußijchen Heere, aber freilich zu vor in befierer 
Rüſtung und Vollftändigfeit beifammen, nur vierzehn Tage fpäter, 
ala es gefchehen, in Baden einrüdten, fich etwa bis Wetzlar und 
Vach zurücdgezogen hätten? Wären Preußens Beherricher 1814, 
wie jpäter wirffih von der Sucht nah unbilligem Einfluſſe, 
nach ungerechter Herrihaft in Deutjchland bejeelt geweſen, als 
damals ſüddeutſche Stimmen int Chor mit ven eben geretteten Bour⸗ 
bons *) fich äußerten, jo würbe heute Deutichland eine andere 
Geſtalt Haben. 

Gegen bieje Stimmen gehen die Augführungen der Harbenberg- 
Humboldt'ſchen Note; fie find bemüht die Einwendungen in Bezug 
auf den möglichen Mißbrauch ber Kreizbirectoren zu wiberlegeit; 
ja fie äußern fogar, daß wenn bie Sorafalt, den möglichen Miß- 
brauch aus dem vorgelegten Entwurf zu entfernen, nicht genügend 
ericheine, jo würde man das in biefer Art noch etwa Verſäumte 
feinen Anftand finden, fogleich nachzuholen. Die preußische Note 
weiſt dann weiter nad), daß die Gefahr des Mißbrauchs bei ein- 
geführten Militairbezirken, welche doch nun einmal mit Ober- 
häuptern eingerichtet fein müßten, bei ber Kreißverfaflung gerade 
vermindert, aber in feinem alle vermehrt werbe. Die preußifche 
Note Stellt nun aber auch noch Betrachtungen über bie eigentlichen 
Grundlagen der deutichen Verfaffung an, insbeſondere über bie 
Zufammenfügung bed Ganzen, über bie eigentliche Centralgewalt 
des Bundes. Sie Spricht ſich darüber folgendermaßen aus »). 

„Diele Tiegt, nach ven biäherigen Entwürfen in dem eriten 
Rath der Bundesverfammlung, welcher allein beitändbig zufanımen- 
bleibt und die ganze vollziehenbe Gewalt in fich vereinigt. Berabe 
aber, weil dies jo ift und weil ber erjte Rath nur aus wenigen 
und den mäÄchttgften Fürſten befteht, jo iſt es unumgänglich noth⸗ 
wenbig, zugleich für ein feſtes Verbindungsmittel zwifchen beiben 
Räthen Sorge zu tragen, um zu verhüten, daß fich nicht im 


*) Selbſt der Moniteur. 
20) AÆuber. II. 13 — 16. 
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Zweiten ein Geift bed Mißtrauens und bes Widerſpruchs gegen 
den Erſten bilve und bie zu diefem nicht gehörenden Fürſten nicht 
allen, für ihren eigenen und ben gemeinfamen Schuß jo nothwen⸗ 
digen Einrichtungen, auf benen bie Kraft und das Anfehen des 
Ganzen beruht, darum abgeneigt werden, weil fie von jeder Be 
rathung über Vollziehungsmaßregeln ausgeſchloſſen find. Als ein 
ſolches Verbindungsmittel iſt bereits die Zuziehung eines Aus— 
ſchuſſes des zweiten Raths, welcher aus zwei beſtaͤndigen Mitglie⸗ 
dern und drei vom zweiten Rath zu wählenden wechſelnden beſtehen, 
und mit zwei Stimmen im erſten erſcheinen ſoll, in mehreren 
Fällen beſtimmt worden; allein bie Unterzeichneten find ber Mei- 
nung, daß man nur noch einen Schritt weiter gehen und dieſen 
Ausſchuß ein für allemal in den eriten Rath aufnehmen müſſe. 

Wenn died gejchieht, fo bleiben die Gegenjtände der Voll⸗ 
ziehung und Gefeßgebung gehörig gejondert und jeber einer feiner 
Ratur angemejjenen Verſammlung anvertraut, und e8 ijt dadurch 
ber Sache volllommen Genüge geleiftet; zugleich aber werden auch 
die billigen Forderungen der Bundesmitglieder durch Erhaltung der 
Gleichheit befriedigt, die nicht darin beitehen Tann, daß jeder in 
jedem Augenblid alle Rechte wirflid ausübt, ſondern nur darin, 
dan jeder zur Ausübung aller gelangen kann, und in ber Zeit 
wirklich gelangt; fo ift dem zweiten Rath jo viel Antheil an den 
Arbeiten des erjten gegeben, als ohne Nachteil an der, bei Gegen- 
fanden der Vollziehung nothwendigen Schnelle und Bewahrung 
des Geheimnified (woran jebem einzelnen Bunbesmitgliede für feine 
eigene Sicherheit gelegen jein muß) möglich ift, und jo wird ber 
jeder vaterläubiichen Gelinnung jo fehr entiprechenbe Zweck erfüllt, 
alle Mitglieder des Bundes enger und allgemeiner mit einander 
zu vereinen. 

Der Ausſchuß verändert übrigens darum keinesweges die ihm 
angewiejene Beitimmung. Er bleibt urfprünglich nnd wejentlich 
immer ber Stellvertreter des zweiten Bundesraths für die Zeit, 
wo diefer nicht verſammelt iſt, zugleich aber ſtimmt er im erjien 
Pundesrath mit. 
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Er hat daher eine doppelte Natur: 

4. ala Vertreter des zweiten Bundesraths in ber Zeit ber Ab⸗ 
weſenheit dieſes; 
2. als Theilhaber im erſten. 

In dem erſten Verhältnig Handelt er ganz eigentlich ala Aus 
Ihuß, verfammelt fich für ſich und bringt feine Beſchlüſſe, als die 
Stelle eined Schluſſes des zweiten Rath erſetzend in den eriten. 

In dem zweiten Verhältniß rathichlagen die ihn bildenden 
Bevollmächtigten gemeinschaftlich mit denjenigen, welche im eriten 
Rath ihren Sit haben. 

Die Zahl der Kreife dürfte richt vermehrt werben, «allein bie 
beitändigen Mitglieder des Ausſchuſſes würden Mitdirectoren der 
übrigen. 

Es gibt bei der deutſchen Berfaffung nur drei Puncte, von 
denen man, nach der innerften Weberzeugung der Unterzeichneten, 
nicht abgehen kann, ohne ber Erreichung des gemeinjchaftlichen 
Endzwecks den wejentlichiten Nachtheil zuzufügen: 

eine kraftwolle Kriegsgewalt, 

ein Bundesgericht und 

landſtaͤndiſche, durch den Bundesvertrag geſicherte Verfaf⸗ 
ſungen. 

Die Unterzeichneten können fich ſchmeicheln, daß auch der 
oͤſterreichiſche Hof die Anſicht theilt, daß die Erreichung einer deut⸗ 
ſchen Verfaſſung nicht blos in Abſicht auf die Verhaͤltniſſe der Höfe, 
ſondern eben ſo ſehr zur Befriedigung der gerechten Anſprüche der 
Nation nothwendig ſei, die in der Erinnerung an die alte, nur 
durch die unglücklichſten Ereigniſſe untergegangene Reichsverbindung, 
von dem Gefühle durchdrungen iſt, daß ihre Sicherheit und Wohl⸗ 
fahrt, und das Fortblühen ächt vaterländiſcher Bildung größten⸗ 
theils von ihrer Vereinigung in einen feſten Staatskoͤrper abhängt, 
bie nicht in einzelne Theile zerfallen will, ſondern überzeugt ift, 
baß die treffliche Mannigfaltigkeit der beutichen Volksſtämme nur 
dann wohlthätig wirken kann, wenn fich diefelbe in einer allge- 
meinen Verbindung wieder außgleicht. Geht man aber von dieſer 
Betrachtung, dem allgemeinen Verlangen nach einer nationalen 
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Verbindung aus, fo erhalten die drei erwähnten Puncte eine ver: 
ftärkte Wichtigkeit. So tft && 3. B. unläugbar, daß wenn es ber 
tünftigen Berfafjung an einem Bundesgericht fehlt, man nie wird 
die Weberzeugung aufheben können, daß dem Rechtsgebäude im 
Deutfchland der letzte und nothwendigſte Schlußftein mangele und 
die Unterzeichneten theilen ſelbſt vollklommen diefe Ueberzeugung.” 

Es ift hier auf den Inhalt diefer Note fo fpeciell eingegangen, 
weil die gewöhnliche Meinung in den Vorlagen Preußens unprac 
tifhe und Einzelne *) foger unpolitifche Handlungsweiſe 
jeben wollen. Man fragt nun aber doch billig, worin das Unprac- 
tiſche und Unpolitifche Tiegen foll; jo bald man die vorausgeſetzte 
Grundlage fefthält, nämlich die, daß Defterreich, Preußen und 
ſaͤmmtliche andere deutjche Staaten, mit Ausnahme von Wuͤrtem⸗ 
berg und Baiern, in allen officiellen Verhandlungen wenigfteng 
annähernd einen Bundesſtaat heritellen wollten? Daß Metternich 
nit Batern, Frankreich, England ein geheime Bündniß (3. Jar. 
1815) abgefchloffen, zu dem ſelbſt Heſſen-Darmſtadt gezogen war *"), 
tonnten freilich die preußischen Staatsmänner nicht willen, und 
wenn man es genau betrachtet, nicht einmal ahnen. Wenn 
v. Kaltenborn mit auffallender Barteinahme Humboldt's Propoſi⸗ 
tionen in ihrer Formulirung fogar jehr mangelhaft ***), dagegen 
bie widerſtrebenden oͤſterreichiſchen Staatsmaͤnner, an der Spike 
Metternich, practijch nennt, fo vergißt er gänzlich dabei, daß bie 
Berhandlungen von dem Octbr. 1813 in Bezug auf die deutjchen 
Derfafjungsverhältnifje, nachdem einmal Defterreich und Preußen 
ch zu gemeinſchaftlichen bundes ſtaatlichen Vorlagen im Jahr 
1814 geeinigt hatten, nicht mehr in die Wagfchale fallen konnten. 
Die ee eined audgebehnten Syſtems von Verträgen und Bünd- 
niffen zwiſchen den beutichen Fürjten, war mit dem Beginn ber 
Verhandlungen zu Wien befeltigt. Wer in aller Welt kann ver- 
banbeln, wenn es einem Theile der Unterhandelnden zuftehen ſoll, 


*) v. Kaltenborn. I. 172. 
ee) ©, Seite 42. 
») 5.173. Anmerk. 82. — S. 177. 
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von einmal gemeinfchaftlich anerkannten Grundlagen abzugehen? 
Man möchte ein ſolches Abipringen mit einem anderen Namen 
benennen, ald mit dem Ausdruck „practifch.” 

Wohl ließ fich ftreiten über bie Kreißeinrichtung, wohl auch 
über die Zujfammenjegung der Bunbeöverfammlung, daß Verhält- 
niß der Kreisvorſteher ($. 26 — 44. 40 — 44 des preußifchen Ent⸗ 
wurfs), aber was war, nach der öfterreichiichen, preußiſchen, badi⸗ 
ſchen, hannöverfchen und ven von 29 Fürften und freien Städten 
officiell gegebenen Noten, gegen bie Abjtimmungen über die Voll- 
ſtreckung der Bunbesbeichlüfle, des Kriegsweſens, der Nechtöpflege, 
des Verhältnifjeg der Staaten zu ihren Unterthanen, des Bundes⸗ 
gericht ($. 31 — 39, 46 — 54, 82 — 97, 98 — 120 des preußi- 
jhen Entwurfd) einzuwenden, ſofern man überhaupt ben Stand⸗ 
punc des deutſchen Natignalintereifes im Auge hatte? 
Diefen Standpunet Hatte aber Metternich nicht im Auge, und 
eben deßhalb, und um der Eiferfucht Defterreichd gegen Preußen, 
um bed Gelüfteg willen abfolut zu berrichen, wurbe ber preu⸗ 
ßiſche Entwurf zurückgewieſen. 

Es wird ſich im Verfolg dieſer Schrift leider mehr als genug 
Gelegenheit bieten, die Fehler der preußiſchen Politik zu beleuchten, 
aber in dieſen Vorlagen wiſſen wir wenigſtens, was die darin 
gewaͤhrten Nationalintereſſen betrifft, nichts Weſentliches einzuwen⸗ 
ben. In einem anderen weſentlichen Puncte, nämlich in der Frage 
ber Geftaltung ber oberften Bunbenbehörbe, der Bunbesverfamm- 
lung, ber Spike des Bundes, gaben die preußifchen Vorſchläge 
Raum genug zu weiteern Verhandlungen. Mag man ben jchwan- 
kenden Ausdruck in ber Arbeit Humboldt’ auch nicht angemeflen 
finden; Zeit genug zur Verbeflerung ſolcher Mängel, wäre im 
Laufe der Monate Februar, März und April gewiß gewejen. Bei 
anbern Gelegenheiten wußte man mit ſolchen Mängeln balb fertig 
zu werben. Aber e3 war eben nicht Metternich's Wille, auf ber 
früher von ihm felbft anerkannten Grundlage fort zu verhandeln. 
v. Kaltenborn führt *) die Gründe aus, warum Oefterreich über- 


) S. 178. 177. 
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Baupt nicht auf bunbesftaatliche Einrichtungen eingehen. wollte, er 
verwechjelt Dabei nur das Intereſſe ber burch Metternich vertre- 
tenen abjoluten Herrichaft mit dem wahren Intereſſe Defterreichg, 
welches jede mögliche Urjache gehabt hätte, fich deutſchen Einrich— 
timgen jo weit wie thunlich anzufchließen, die traurige Scheide: 
wand zwijchen fich und Deutfchland, feit zwei Jahrhunderten auf- 
gerichtet, nieder zu reißen. Das haben die heutigen Staatsmänner 
Deiterreich® ander? und befier erfannt! Sie fühlen alle mit ein- 
ander die Nothwendigkeit die letzten Mefte jener unglüdlichen Politik 
Metternich’3 mit nimmer ruhenden Anftrengungen zu befeitigen. 

Betrachten wir nun bie beiden preußifchen Entwürfe näher; 
inßbejondere aber die Beitimmungen, welche unmittelbar auf bie 
Rationalintereffen des deutſchen Volkes, abgejehen von ver zu 
bildenden Spite und der Bunbesverfammlung gerichtet waren, Dies 
it um fo nothwendiger für den Zweck dieſes Buches, weil die Dar- 
ftellungen der Schriftiteller bauptfähhlih nur bie Bildung der 
Bundesverfammlung, ber Spige Deutſchlands im Auge haben. 
Gervinus *) pricht, wie jo oft, mit wenigen Worten vornehm ab, 
hängt ſich an einen Vorjchlag, welcher ji) am Ende, wenn nicht 
haltbar, ſehr Leicht befeitigen ließ, um feine Kritik mit einer glän- 
zenden Tirade zu jchlieken **). 


°) Gervinus. I. S. 297. 298. 

*ı) Ip. L ©. 298. Was fol man zu folgendem Satze wohl fagen? 
„in die Säge über das Bundesgericht, ift bie wunderlich kieinmeiſterliche Bes 
ſtimmung aufgenommen, bie auch Die jpäter dauernden niedrigen Begriffe des 
yreußifchen Beamtenthums von menfchlichen, bürgerlichen und amtlichen Würbe 
Garacterifirt, daß die in das Bunbesgeriht Gewählten, d. 5. die Männer, 
bie, wie in Rorbamerien bie größten Stellen im Staate eingenommen baben 
wärben, jedesmal einer Prüfung unterworfen merben jollten |” 

Die Beftimmung lautet: 

Das Bundesgericht befteht aus Beiſthern und alle mit Virilſtimmen 
begabten Mitglieder des Bundes nehmen nad) folgender Beftimmung an ber 
Defegung ver Stellen darin Theil, 

(Hter ift die namentliche Beſtimmung einzufchalten). 

Das erkemal ernennen bie Bunbesglieber felbft, Fönnen jedoch nur 

folche Berfonen erwählen, welche ſchon Richterſtellen in höheren Gerichtshoͤfen 
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Andere, felbft bie unbefangenften ber’ bisherigen Schriftfteller 
über dieſen Gegenſtand, gehen von. einer politifchen abitracten Idee 
aus, nach welcher fie möglicher Weiſe heutige aber nicht bamalige 


ober in Zuriftenfacultäten wirklich bekleldet haben, ober bei angeftellten Prũ⸗ 
fungen zu denſelben tauglich befunden worden ſind. In der Folge aber 
wechſelt, bei Erledigung von Beiſiztzerſtellen die Ernennung durch die Bun⸗ 
desmitglieder mit der Wahl des Gerichts, zu welcher jedoch die Bundesmit⸗ 
glieder den Vorſchlag machen, ab. 

Bei der Ernennung wird der Ernannte dem Gericht angezeigt, und von 
demſelben zur Prüfung zugelaſſen. 

Bei der eigenen Wahl des Gerichts werben demſelben zwei Perſonen 
von dem, oder ben zum Vorichlage bei ber erlebigten Stelle Berechtigten 
präfentirt. 

Dieſes entfcheibet fid) nad) Mehrheit der Stimmen für einen von beiben, 
unterwirft ben alſo Gewählten einer Prüfung und nimmt ihn, wenn berjelbe 
die Prüfung befteht, im die Zahl feiner Mitglieder auf. Fällt die Prüfung 
ungünftig aus, fo tritt ber andere ber beiden Vorgefchlagenen an bie Stelle 
des untüchtig Befundenen. Beſteht auch diefer die Prüfung nit, fo ver: 
langt das Gericht neue Vorſchläge von dem, oder ben zur Bejehung Berech⸗ 
tigten, muß jedoch die Untauglichkeit der abgewiejenen Perfonen durch Mit⸗ 
theilung des Prüfungsprotocolld darthun. Daffelbe findet Statt, wenn bie 
Prüfung gegen einen, von einem Bundesgliede Ernannten ausfällt (6. 99). 

Wenn man auch mit diefer Einrichtung bei dem Bundesgericht nicht 
einverftanden tft, jo muß man doch wohl bebenfen, baß, wo nicht beſondere, 
ohne Einwilligung der Landſtände nicht abzuändernde Geſetze ed nicht ſchon 
feftftellten, die Verfaffungen ver einzelnen deutſchen Länder feit 1816 und 
meiftens auf Antrag der Landſtände ſelbſt, die Beftimmurngen 
in fih haben, baß nur diejenigen ein richterliches Amt befleiven können, 
welche die vorfchriftsmäßigen Prüfungen beftanden haben. Ein Blick in bie 
beutichen Verfaffungen hätte demnach Gervinus belehren können, wie noth⸗ 
wenbig eine Garantie dieſer Art bei dem Bundesgericht war. Sie ift gerade 
nothwendig im Intereſſe ver bürgerlichen und politiſchen Freiheit. ‘Die kur⸗ 
heſſiſche Verfaſſung von 1834, welche Doch fonit bie ganze Sympathie Gervinus 
befigt, verlangt ebenfalld biefen Beweis der Befähtgung eines Nichters, 
Gervinus fcheint nicht gewußt zu haben, daß in mehreren beutjchen Ländern 
ber Mel noch jpäter ald 1815 eine Art Privilegium beſaß, ohne feine Qua⸗ 
lification nachzuweiſen, beziehungsweife ohne. Examen jebe Stelle einzunehmen! 
Wenn eine Vebenklichkeit bei der vorgeſchlagenen Einrichtung Beftand, fo lag 
dieſe weit mehr in dem Prüfungsreht des Bunbesgerichts felbit, welches 
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Zufände befeuchten dürften. Wer für bie damalige Bett ſchon 
eine Einheit Deutſchlands unter einem Oberhaupte, wie dies 1848 
erjtrebt wurde, verlangt, muß freilich alle Verfuche die nicht nach 
biefer Richtung gemacht wurden, tabeln. Für eine ſolche Einheit 
fehlten aber damals alle Vorbedingungen in der Entwicelung des 
beutichen Volkes. 

Der preußifche Vorſchlag vom 10. Febr. 1815 enthält an ber 
Spige die Beftimmung, daß die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
bed Bundes durch eine Bundezverfammlung, auß zwei Näthen 
beſtehend, bejorgt werben jollen. In dem eriten Rathe follen nur 
die fünf mächtigeren Fürſten ſitzen ($. 8), aber Oefterreich und 
Preußen führen jeder zwei Stimmen, während ven übrigen nur 
eine Stimme zufteht ($. 3. 4); der erfte Rath ift beftänbig ver— 
jammelt ($. 5) und entjcheivet durch Mehrheit der Stimmen; 
find aber Defterreich und Preußen zufammengenommen anderer 
Meinung als die übrigen drei Stimmen, fo entſcheidet die Mehr⸗ 


tamit eine Art Eooptation ausübte. Auch wir haben Bebenfen gegen bie 
Prüfung in dem vorliegenden Falle, weil fie andere Uebelftände, welche 
hier nicht zu erörtern find, herbeigeführt haben würbe; zu einem foldhen Aus⸗ 
fall auf das preußifche Beamtentbum, deffen damaligen Auswuͤchſen wir 
font das Wort nicht reden wollen, gibt aber biefer Vorfchlag wahrlich keinen 
Grund ab. Gervinus Kat ſchon bei anderen Gelegenheiten gezeigt, wie wenig 
ea in ffaatsrechtlicher Beziehung über deutſche Zuſtände zu urtheilen 
verfiebt. Wer denkt nicht an bie entjegliche Leichtfertigfeit, mit welcher er 
1847 über preußiſche Zuſtände gejchrieben, wo ihm die allergemwöhn- 
lich ſte Kenntniß des preußifchen Staatsrechts ganz abging. Jeder Unbe- 
fangene hat damals die wohlverbiente, nur weit zu milde Kritif Stuhr's 
über dieſen traurigen Verſuch gelefen. Diefer Verfuch tft nur etwa durch 
bie Brofchüre über die Zufunftöreligion, worunter damals Gervinus bie 
dentſch⸗ katholiſche verfianden wiſſen wollte, übertroffen. 

Man vergleiche einmal v. Rönne’s preußifches Staatsrecht, die dortige 
Schilderung preußifcher Verfaffungszuftände, und fehe dann Gervinus Bro⸗ 
jhüre an; Rönne gehört doch wahrlich auch nicht zu den NReactionairen, 
Gervinus hat unzweifelhaft jehr große und anerfennenswerthe DVerbienfte als 
Schriftſteller, aber auf ſtaatsrechtlichem und ſtaatswiſſenſchaftlichem Gebiete 
legen fie wahrlich nicht; auf biefem Gebiete ift der glängenbfte Stil an fich, 
bei Dem Mangel an pofltiven Kenntniffen von geringer Bedeutung. 
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heit der eriteren nicht, fondern es wirb fo angefehen, ala ob 
Gleichheit ver Stimmen vorhanden wäre. In vielem Falle werben 
andere noch zu beſtimmende Fuͤrſten durch ihre Bevollmächtigten 
zu ber in ihrer Gegenwart anzujtellenden abermaligen Berathung 
und zu Ablegung ihrer Stimmen zugezogen ($. 8). Die dem 
eriten Rathe allein zuftehenden Rechte jind bie Leitung der an$- 
übenden Gewalt des Bundes und der Vertretung beffelben gegen 
auswärtige Mächte. Die Entjcheivung über Krieg und Frieden 
übt er aber nur mit Zuziehung eines Ausfchuffes des zweiten Raths. 
Diejer erhält zwei Stimmen als heftändige Mitglieder dieſes Au2- 
ſchuſſes, demfelben werben noch drei andere zugetheilt, welche von 
dem zweiten Rathe durch Mehrheit der Stimmen auf die Dauer 
von einer Sigung zur andern erwählt werben ($. 9. 14). Gemein⸗ 
Ihaftlih mit dem ganzen zweiten Rath übt er diejenigen Rechte 
aus, welche zu den Wirkungskreiſe diefer letzteren gehören ($. 9). 
Der zweite Rath beiteht aus allen Mitglievern des Bunde, welche 
mit dem’Stimmrecht bei den Berathungen begabt find; biefe üben 
entweder Viril- oder Curiatitimmen aus. Die Aufzählung der 
Stimmen wird vorbehalten bis zur Erledigung ber Territorial- 
fragen. Der zweite Rath verſammelt fic, jährlich in der Bundes⸗ 
ſtadt ($. 18. 19). Der Wirkungskreis des zweiten Rath? behnt 
fih auf alle Gegenftände aus, welche Stoff zu einem allgemeinen 
für ganz Deutfchland geltenden Geſetze abgeben Können ($. 20) 
Die Gegenftände werben durch den erjten Rath in Vorſchlag ge- 
bracht, indefjen fteht e8 auch jedem Mitglieve des zweiten Rathes 
zu, einen Vorfchlag in Berathung zu bringen, injofern er wirklich 
auf Bundesangelegenheiten Bezug hat ($. 21). Auch beim zweiten 
Rathe entjcheivet Stimmenmehrheit. 

In den $$. 26 — 44 werden bie Befngniffe der Kreisvor⸗ 
fteher näher beftimmt; infofern fie als Fürften im Namen bes 
Bundes handeln und infofern fie als Kreisftände, welche ala Direc- 
toren den Kreisverfammlungen mit ihren Mitftänden für dad Wohl 
ihrer Kreife thätig find. Ihnen find beſonders zugewielen die Auf: 
rechthaltung des Bundesvertrags und die Vollſtreckung ber einzelnen 
Bundesbeſchluſſe in ihrem Kreife; dann bie oberfte Aufficht über 
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dad Kriegsweſen aller Stände beffelben und endlich die Bildung 
eines gemeinjchaftlichen Gerichtähofes für diejenigen Gegenftänbe 
des Lreiſes, welchen das Recht der dritten Inſtanz nicht zufteht. 
Die findet ſich, was den erjten Punct betrifft, etwas näher nad) 
einfachen Modus außgeführt; ber zweite Punct, Kriegsweſen, 
wurbe weiterer Berathung einftweilen ganz offen gelaffen; für ven 
vritten Punct, die Nechtöpflege, wurden zweckmäßige Vorſchläge 
gemacht, die fpäter, wenn auch in veränderter Faſſung, im bie 
Bundesacte, der Hanptjache nach übergegangen find. 

Die Kreisverfammlungen bejtehen aus allen Kreisſtaͤnden, nnter 
Dorig des Kreisvorſtehers. Zu den Kreisjtänden gehören außer 
den Bundesfürſten auch bie mebiatifirten Neichftände, welche ehe 
mald auf dem Reichstage eine Viril- oder Euriatitimme führten; 
vie leteren üben aber nur Geſammtſtimmen aus ($. 40). Be 
ihluffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt und der Kreisvor⸗ 
feher bat. nur eime Stimme ($. 43). Die Kreißverfammlungen 
finden zwei Monate vor der Zuſammenkunft des zweiten Bundes⸗ 
rathes ſtatt ($. 41). Ihr Wirkungskreis dehnt ſich daher auf 
biejenigen Gegenstände aus, welche, als blos den einzelnen Kreis 
betreffend, zur Wohlfahrt vefjelben dienen Finnen, und auch auf 
jolde, über die man für gut hält, fich unter einander zu vereini- 
gen, um ihre Ausführung in ganz Deutfchland in Vorjchlag zu 
bringen ($. 42). 

Die Beitimmungen über die Standesherrn jind ebenfalld jehr 
andführlich; zum Theil gingen fie in die Bundesacte über, zum 
Theil fanden fie fich fehon in dem zur Richtfehnur des Bundes⸗ 
tages dienenben baieriſchen Edict von 1807 vor. 

Ueber Borfit in der Bundesverfammlung war nichts befini- 
tives feſtgeſetzt. Nach dem Entwurfe ftanden im Welentlichen bie 
beiden Großmächte ganz auf einer Linie. 

Ausführlich ift aber insbeſondere der Abfchnitt über das Ver- 
bältniß der einzelnen deutfchen Staaten zu ihren Unterthanen. An 
ter Epite der Beitimmungen fteht die Verpflichtung aller deut- 
den Staaten, die vorhandene ſtändiſche Verfaffung zu erhalten, 
oder eine neue einzuführen, wobei Localverhältnifje zwar mit ent- 
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ſcheiden, aber boch nicht dahin wirken ſollen, daß in Abficht der 
periobifchen Verjammlungen der Stände, das Recht ber Regierung 
fie wieder augeinander gehen zu laſſen, und das in Bezug auf bie 
zwilchen den Ständen und der Regierung nothwenbigen Mitthei- 
lungen eingeführten Geſchäftsganges, Beitimmungen gefaßt werben 
jollen, welche den Zweck der Einrichtung ganz oder größtentheils 
vereiteln würden, Die eingerichteten Verfaſſungen müſſen dem 
Bunde vorgelegt werden und befinden ſich hiermit unter dem 
Schutze dejjelben, werben von ihm vertreten und fünnen nicht ohne 
Zujtimmung der Stände und neue Mittheilungen an ben Bund 
abgeändert oder aufgehoben werben. Daffelbe gilt von allen, zwi- 
Ihen dem Lanbesherrn und den Ständen‘ abgefchloffenen Verträgen. 

Aber unabhängig von der Verſchiedenheit landſtändiſcher Ver- 
faffungen in den einzelnen Ländern follen alle deutfchen Stände 
folgende Rechte bejiken: 

a) dad ber Mitberathung, bei Ertheilung neuer, allgemeiner, 
bie perſönlichen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger be- 
treffenden Geſetze ($. 85); 

b) daß ber Bewilligung bei Einführung neuer Steuern, oder 
bei Erhöhung der jchon vorhandenen ($. 86); 

c) das ber Beichwerbeführung über Mißbräuche oder Mängel 
in ber Lanbeöverwaltung, worauf ihnen die Regierung die 
nöthige Erklärung darüber nicht verweigern darf ($. 87); 

d) dad der Schüßung und Vertretung der eingeführten Ver⸗ 
faffung nnd der durch diefelbe und durch den Bundesvertrag 

gejicherten Rechte der Einzelnen bei den Landesherrn und 
bei dem Bunde ($. 88). 

Ale Mitglieder des Bundes machen ſich verbindlich, jedem 
ihrer Unterthanen folgende Rechte, ala ſolche davon jeder Deutjche 
genießen muß, unverbrühlich einzuräumen: 

a) die Freiheit ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Abgabe in jeden andern zum Bunde gehörenden Staat auf- 
zuwandern. 

Hiervon wird blos der Austritt in aufrühreriſchen Abſichten, 
wie bei Zuſammenrottirungen von Handwerkern, der um der Unter⸗ 
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jndung eine Verbrechen? zu entgehen und der um fich der Kriegs: 
pflicht zu entziehen, ausgenommen. 

In dieſer letztern Rückſicht iſt jedoch jeder zum Kriegäpienft, 
ſei es im ſtehenden Heere oder in der Landwehr Verpflichtete, nur 
von feinem 18. bis 25. Jahre, ohne erhaltenen Abſchied, in feinem 
Baterlande zu bleiben, verbunden, Während eine Krieges hört 
alles Auswanberungzrecht für jeden zu irgend einer Art ber 
Vaterlandsvertheidignng Verpflichteten auf ($. 89). 

b) Die Freiheit in Civil- ober Kriegsdienſte eined andern Bun- 
desſtaates zu treten. Bei dieſem $, gelten dieſelben Ein- 
ſchränkungen, welche bei F. 89 bemerkt find ($. 90). 
Sole, welche Unterthanen mehrerer Staaten zugleich find, 

bleiden zwar für ihre Beſitzungen und bie darauf haftenden Neal: 
rechte Unterthanen jedes der Staaten, in welchen biefe Befitungen 
liegen. Allein für ihre Berjon müſſen fie fich erflären, wen fte 
für ihren Landesherrn anerfennen wollen und die Umänderung 
ihrer Erklärung fteht ihnen nachher nur unter denſelben Beitim- 
mungen frei, welche nach $. 89. das Recht ber Auswanberung 
beichränfen. 

ec) Die Freiheit, fih auf jeder deutſchen Lehranftalt zu bilden. 
Da das Studium auf fremden Univerfitäten nicht einer Aus: 

wanderung gleich zu ftellen ift, fo finden bei biefem $. auch nicht 
tie 6. 89 bemerkten Einjchränfungen ftatt, jondern auch die zum 
Kriegdienft verpflichteten jungen Leute, brauchen Erlaubniß auf 
fremden Univerfitäten zu ftubieren nur in fo fern nachzufuchen, 
a3 jie, den in ihren Ländern über den Kriegsdienſt beitehenden 
Gelegen nach, einer ſolchen Erlaubniß zu jeder wejentlichen Ent- 
frmng von ihrem Wohnorte bevürfen. 

Uebrigens iſt es genug, wenn fie fih auf bie an fte ergehen⸗ 
den Aufrufe unverzüglich ftellen. In Mbficht jener Erlaubniß, 
machen ſich die Mitglieder des Bundes gegen einander verbindlich, 
tieſelbe nicht zu erjchweren, und nicht anders als in benjenigen 
gilen zu verweigern, wo das Gleiche auch bei ver Nachfuchung 
tr Erlaubniß,, eine gleich weite entfernte inländifche Univerjität 
m beziehen, geichehen würde ($. 91). | 


Eifer Theil. 5 
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d) Die geſetzmäßige Freiheit und Sicherheit der Perſon, jo daß 
feine biejelbe kränkende Berfügung getroffen werben Tann, 
welche nicht genau mit den Landesgeſetzen übereinftimmt und 
durch ben ordentlichen Richter verfügt wird ($. 92). 

e) Die Sicherheit des Eigenthums gegen jede Beeinträchtigung 
und mithin auch gegen den Nachdruck ($. 95). 

Ueber den letzten Gegenjtand foll zwar ein eigenes organi- 
ſches Geſetz gegeben werben; indeß wird hier ſchon bejtimmt, daß 
feine mit dem Privilegium eines deutichen Bundesſtaats gedruckte 
Schrift während ber Lebenszeit des Verfaſſers und während breißig 
Jahre nach feinem Tode innerhalb der Gränzen Deutſchlands ſolle 
nachgedruckt werden können ($. 94). 

f) Die Freiheit, Beeinträchtigungen der perjönlichen ober Eigen- 
thumgrechte gegen Jedermann nach den Geſetzen vor dem 
ordentlichen Richter verfolgen, unb wegen verweigerter, ver⸗ 
zögerter oder geſetzwidrig geübter Nechtäpflege Beſchwerde bei 
dem Bunde führen zu Tünnen ($. 95). 

g) Auf die VBerantwortlichfeit der Schriftiteller ober, falls biefe 
nicht genannt jind, der Buchhändler oder Druder gegrün- 
dete und mit ber nöthigen polizeilichen Aufficht auf. die 
Herausgeber periodifcher Schriften vereinbarte Prekfreiheit 
($. 96). | | 

h) Gänzliche Aufhebung der Leibeigenſchaft (worunter jeboch 
nicht bloße, an dem Beſitz gewiſſer Grundſtücke haftende 
Leiſtungen zu verjtehen find), wo ſolche noch vorhanden ijt, 
mit allen aus derſelben herfließenden Rechten ($. IT). | 

Um diefe Rechte gu fichern, follte ein beftändiges Bundes— 

gericht ind Leben treten, und um dieſes von jeder Willlür und 
jedem perjönlichen Einfluß zu bewahren, wurde im $. 99 die Be— 
ſtimmung vorgejchlagen, welche oben ©. 59 f. angeführt wurde. 
Adgefehen von den Streitigkeiten zwiſchen den Bunbesglidern 
jelbft, die auf dem Wege der Augträge oder bed eriten Bunbes- 
raths und des Bundesgerichts jedes einzelnen ober beider verbauır- 
ben, erledigt werben follten, war wichtig die Feititellung de Rech- 
te3 ber Klagen der Unterthanen gegen bie Regierungen nicht bIosS 
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Seitens der Landſtände oder der unmittelbar gemorbenen ehema- 
figen Reichsſtaͤnde, ſondern auch Seiten? der einzelnen Unter- 
thanen, wenn in bem einzelnen Staate, gegen welchen geflagt 
wurde, daB Mecht verweigert, verzögert nder in feinen ge 
iefmigigen wefentlihen Yormen verlegt worden war. Die 
hierfür vorgefchlagenen vorläufigen Formen des Verfahrens können 
nur gebilligt werden, wenn auch bald ein genaueres und beſſeres 
an bie Stelle getreten fein würde. Dad Recht war wenigftend 
teftgeftellt, 

Deutichland entbehrt einer Menge folcher Beftimmungen noch 
heute, und würbe fie mit Freuden als einen Fortſchritt zum Beſ—⸗ 
jern begrüßen. Wenn man biefe Reihe von Zuſicherungen betrach⸗ 
tet, wird man ber Meinung, al? jeien bie preußiichen Borfchläge 
unprachiich geweſen, ficherlich nicht beiftimmen. Für Metternich 
waren fie freilich unpractiſch, denn damit konnten Verordnungen, 
wie fie und Hormay'r *) mittheilt, nicht bejtehen, aber fie wären 
auch befier zum Glücke Defterreichd und Deutſchlands gefallen. 

Auf der Kreißeintheilung wollte Preußen nicht beitehen, und 
da bitte fich gewiß ein Auskunftsmittel finden laſſen, auf Grund 
dieſer preußiſchen Vorſchlage fich zu einigen. 

Die Kreisverfaffung Hatte unzweifelhaft in der von Preußen 
vergeichlagerten Form ſehr viele und bedeutende Mängel, aber dieſe 
wären nicht allzuſchwer abzuändern geweſen. Daneben aber gab 
fe die Birrafchaft, daß bie jo dringend nothwendigen allgemeinen 


*) (Sormay'r) Kaiſer Franz und Melternid. 1848. ©. 40. — „Saifer 
aan hatte in bem Hauptquartier von Rotha (bei Leipzig) und von Brienne 
(Kriober 1813 — März 1818) dem Fürften Metternid) carte blanche für bie 
Stastögelber auägekellt; zum Gntiegen und ner Todesangſt Des geheimen 
Ubergahlmeifterd Meyer waren bis zu Franzens Tobe (1. März 1835) ohne 
rme Zelle Metternich’icher Quittung oder Empfangfcheines nur allein auf bie 
Heime Kabinetscaſſe 13 Millionen Gulden angewachſen — bis endlich nadı 
bechartlichem Widerſtande ber Fürftin, und feines nächften Innern und äußern 
Irbanges die Zurücknahme jenes vrientalifchen Unfugs durch Die allgemeine 
Gupizung bes Publicums, durch ben Unmwillen der Erzherzöge, vor allem 
th Kühe’8 Mannhaftigkeit Statt Hatte.” 

5 w⸗ 
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Beitimmungen über ſtaatswirthſchaftliche Gegenftände 
in den FKreißverfammlungen zur Erörterung und Erlevigung ge 
fommen wären. Die traurige Zerriffenheit ver Gefebgebung wäre 
auf biefem Gebiete in Deutfchland gefallen, würde einer überein- 
ftimmenvenBundezgefebgebung haben Plab machen müfjen, ohne 
zu den Berirrungen des Frankfurter Parlaments von 1848 in Bezug 
auf die fogenannten Grundrechte zu führen. 

Wenn man die Einheit unter deutſchem Kaifer nicht will, 
oder unmöglich hält, wird man immer zu einer Art von Kreis⸗ 
verfaffung ſchreiten müffen, infofern man nicht etwa ganz die 
Hoffnung einer weiteren Einigung in Deutjchland aufgeben will 
Daß der Verfuch hierzu auch in Dresden 1851 mißlang, ift Fein 
Beweis der Unausführbarkeit. 

Metternich jedoch Tieß die Angelegenheiten ruhen. Freiherr 
v. Stein dagegen griff nun von Neuem die Kaiferfrage anf, und 
lieg in der Preſſe durch ben Rheinifchen Merkur dafür wirken. 


Er that noch mehr, er juchte den Kaifer Alexander für feine Pläne 


zu gewinnen, und veranlaßte eine Denkſchrift von dem ruſſiſchen 


Minifter Capo d'Iſtria, welche am 9. Febr. am die großen deut: 


Höfe mitgetheilt wurde *). Capo d'Iſtria, die Schwierigkeit ber 


Aufrichtung eines Kaiſerthrones in Deutfchland wohl fühlend, 
unging zwar diefe Seite in feiner Drudichrift ganz, obgleich feinem 
feinen Geifte gerade dieſe Schwierigfett am wenigiten entgehen 





konnte. Was aber von Wichtigkeit war, er faßte die beutfchen 
Zuftände mit wahrhaft ſtaatsmänniſchem unbefangenem Blick auf 
und drang im Refultate feiner Betrachtung auf eine fefte politifch 
Organifation Deutſchlands. Er zeigte die Erbärmlichkeit der An 
ſchauungen derer, die in einem Iofen Stantenbündnig das Hei 
Deutſchlands ſahen, in ihrer ganzen Bloͤße, zeigte als noth 
dige Folge die Einmiſchung auswärtiger Mächte, bie beim beſte 
Willen auch Rußland nicht dulden dürfte und daher auch zu J 
terventionen führen müßten. Das fünflöpfige Directorium bezei 
nete er als verberblid und Eonflicte nothwendig herbeiziehend, 







*) Pertz. IV. 735 — 739. 
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Tinne weber bie Grundlage der Ruhe, bed Glückes noch der Unab: 
bängigfeit Deutjchlands fein. Die beutfchen Voͤlker, welche bie 
Eiferfuht und Zwiſtigkeiten de Directoriums als die MArſache 
ihrer Unterbrüdung anſehen würben, kämen in eine feinbliche 
Stellung zu ihrem Landesherrn. Nur wenn man Deutjchland eine 
Verfaflung gebe, melche der Nation eine ihren moralifchen Eigen- 
ſchaften, welche Capo d'Iſtria ſehr hoch anſchlug, ent- 
ſprechende Thaͤtigkeit zuſichere, köͤnne man die großen Gefahren 
vermeiden, bie auch in Zukunft Deutſchland bedrohten. Dabei 
machte er den Vorſchlag, Italien durch einen öſterreichi— 
ſchen Prinzen als abgeſondertes Königreich regie— 
ren zu laſſen und, wie es ſcheint, als eine Art Nothwendigkeit, 
wenn die Habsburgiſche Dynaſtie den deutſchen Kaiſerthron beftet- 
gen wolle *). Hatten dies etwa Franz und Metternich heraus— 
gefühlt, oder find in biefer Beziehung vielleicht noch nähere Wine 
von ruſſiſcher Seite gegeben, jo begreift fich auch weit mehr ala 
fonft ſchon durch die übrigen Umstände erflärt it, daß Franz dem 
Fürſten von Naflau=- Weilburg und Metternid, dem Grafen Solms 
zweideutige und unbejtimmte Antworten in ber Kaijerfrage gaben, 
daß Franz fagte: „wenn es fich mit den Intereſſen meiner Länder 
verträgt; denn die unmittelbare Herrichaft in Italien gibt die Habs⸗ 
burgifche Dynaftie um den Preis einer Kaiferwürbe mit jehr großen 
Beſchränkungen, welche mit einem Bunbesitaat verbunden find, 
nicht auf. Die Herrihaft in Stalien fchien Dejterreich jedenfalls 
damals ficherer. Wäre die Sachlage jo geweſen, jo könnte man 
am Ende auch weniger Widerſpruch in Stein's Kaiferplanen finden ; 
dann wäre ber Haupigedanke berjelbe geweſen, wie ihn ‘Berk an- 


*) Berk. IV. ©. 739, wo e8 in der Denfichrift Heißt: „Que l’Empereur 
dAutriche, va l’extension considörablo de sa domination en Italie, pourrait 
en portant Y’antique Couronne de la Germanie, accorder & U’Italie une exi- 
sience natlonale sous Son Sceptre en confsrant le Gouvernement de cet 
Etat & un Prince de Sa maison. — Ce serait faire le bonheur de l’Italie 
& fonder une juste proposition dans les rapports entre les Etats.“ — Für 
Tefterreich iſt ſeildem Italien zum Neſſusgewand geinorben. 
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bentet, und wie ihn Capo d'Iſtria in ſeiner Denffchrift zum Schluß 
ausdrücklich heroorhebt *). 

Preußen konnte die Vorſchläge Stein’3 für die Kaiſerfrage nur 
mit Widerwillen aufnehmen, Hardenberg lehnte jie ganz ab, und 
Humboldt nahm ich die Mühe der erichöpfenden Widerlegung nic 
allein‘ vom yreußiichen, fondern noch weit mehr vom deutſchen 
Standpuncte *). Humboldt ging von bem Gedanken aus, daß 
Deiterreih bie ihn unterworfenen außerdeutſchen Völker für fein 
Intereſſe gewinnen müfle, was gewiß nicht gefchehen könne, wenn 
e3 die beutfchen Intereſſen in den Vordergrund jtelle. Dies fei 
feine Politik von jeher geweien, Ausflug derjelben fei in früheren 
Zeiten die Aufgabe von Belgien, der Länder am Rhein und in 
Schwaben; von Mainz für Venedig. Zu jeder Zeit habe das Haus 
Deiterreich gewußt fich den Verpflichtungen gegen Deutichland zu 
entziehen und in diefem Augenblide jeien Oeſterreichs Intereſſen 
mehr als jemal3 von denen Deutſchlands getrennt. Seine Blide 
jeien jest nach Often und nad) Italien gewendet, feine ganze Situ— 
ation weit weniger Deutichland günſtig. Wenn jebt Oeſterreich 
bie Kaiſerkrone annehme, würde es nad) der Sachlage ſelbſt gegeben 
fein, daß die deutjche Krone nur als ein Accefjorium von Oeſter⸗ 
reich betrachtet würde, als ein Mittel die bejondere Kraft der ijo- 
litten Großmacht zu vermehren, Defterreih würbe die Stellung 
einnehmen, welche Frankreich dem Nheinbund gegenüber einge- 
nommen habe. Aufjerdem würden auch die fremden Mächte ein 
bedeutendes Intereſſe an der Aufrechthaltung ber Dispoſition des 
Parifer Friedens haben, welcher Deutichland nur als eine Ber: 
bindung unabhängiger Staaten angejehen wijjen wolle. Denn, 


*) Dans tout le cas il semble utile de proposer ce qui est Juste, ce 
qui est de la conv@nance generale. Ne pouvant pas violenter l’adhesion & | 
ce systeme, ON 668 reserveroit au moins en le motivant dds A pr6sent, le 
droit de recourir äce moyen et de le mettre en veuvre à la faveur des chances 
possibles & l’avenir, comme un objet de negociation génératour de combi- 
naisons nouvelles, soit avec la même puissance, soit avec la Prusse. 

**) Berk. IV. 752 ff. findet fih dieſe Denkſchrift vom 3. März, bie 
übrigens ſchon am 24, Februar vollendet Hardenberg vorlag. 
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fährt er fort: „quoique cette phrase n’exelue pas litteralement 
ie reisblissement de la dignit& imperiale, nous savons tous que 
cette exclusion était dans l’intention des parties contractantes.* 

Die kaiſerliche Autorität müfe nun aber immer durd) andere 
Inftitutionen in Schranfen gehalten werden, deshalb hätten auch 
alle bisher aufgetauchten Pläne über die Widerherftellung der Kaijer- 
würde dergleichen einfchräntende Beitimmungen, bald Preußen, bald 
Baiern, bald endlich zwei zu wählende Fürſten gleichfam als Zügel 
der kaiſerlichen Machtvollkommenheit zugewiefen. Wollte man baber 
Miptrauen und Eiferfucht gegen die neue Kaiſerwürde befeitigen, 
jo müfle man dem Kaiſer nicht nur eine bedeutende Kraft zur 
Vertheidigung von Deutfchland, jondern auch, die Mittel zur Wieber- 
berftellung der inneren Schwierigkeiten, welche feine Eriftenz be 
vrohten, verleihen. Die Frage ſchon, ob Krieg ober Frieden, allein 
vom Kaifer abhängen folle, und ob er in dieſem Falle über ganz 
Deutichland verfügen könne, ſei jehr wichtig. ‘Denn er würde beja- 
henden Falles damit die gerechtefte und eveljte nationale Einigung hem⸗ 
men innen. Man müſſe überdem nicht vergeffen, dat das Verhältniß 
Deiterreich® zu Deutfchland feit der Sücularifation ein ganz anderes 
geworben ſei; wo es früher nur nöthig gehabt habe einfach feinen 
Willen zu verlündigen, müſſe es jekt Armeen ſchicken. Wenn 
man Oeſterreich durch die Kaiſerwürde mit Deutichland verbinde, 
würde man leßteres in alle die Bermwidelungen, denen Delterreich 
in der Zukunft unterläge, bineinziehen; bei einem Föoderativſyſtem 
fei die Gefahr unbejtreitbar geringer, weil dieſes ben einzelnen 
Mitgliedern die Midglichkeit einer neutralen Stellung fichere. Welches 
auch die Vorſichtsmasregeln fein würden, die man anwende, um 
Oeſterreich als europäiſche Macht und als die Spike Deutſchlands 
zu unterfcheiven, jo würden fie doch nur auf dem Papier eriftiren, 
im gewöhnlichen Laufe der Dinge als comftitutionelle Formen hin- 
reihen, und im Augenblick einer Krije unnüß und ſogar ſchädlich 
werden. In den inneren Angelegenheiten müſſe die kaiſerliche 
Macht in den Händen Oeſterreichs die Verantwortlichfeit und Ge- 
bäftigleit der Maaßregeln zu welcher fie etwa durch Verlegungen 
der Verfaffungen genöthigt würden, auf fich nehmen; bezhulb 
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würde es feine eigenen Intereſſen in Erwägung ziehen und ſich 
wohl hüten, mit einem ber mächtigen Staaten Deutſchlands fich zu 
verfeinden. Ein Foͤderativſyſtem habe die Schwierigkeit ſich nach 
ber Mehrheit der Stimmen zu richten, weit weniger unb empfehle 
ſich auch deshalb mehr, weil die Ruhe und Sicherheit Deutjchlandd 
und bamit der Einfluß dezfelben auf das Gleichgewicht Europas 
immer von dem Einverftändnifje Defterreichd und Preußen? abhänge, 
was aber durch ein Foͤderativſyſtem weit weniger in Trage geftellt 
würde. Alle Beziehungen zwilchen beiden Großmächten würben 
milder und weniger gefährlich. 

Stein war nicht im Stande, die in den Verhältniffen ſo ſehr 
begründeten Anfichten Humboldt’3 zu widerlegen, wenngleich er es 
in einem Schreiben an Hardenberg vom 27. Febr. verjuchte. Har- 
denberg blieb dieſesmal feſt und Stein mußte die Sache fallen 
lajien. 

Sp weren im Anfange des Monat März bie beutfchen Ange 
Vegenheiten noch immer unentjchteden ; die baterifchen Entjchädigungen 
traten als ein neue? Hinberniß dazwilchen, nachdem die großen 
europäiichen Gefchäfte erledigt waren. Da veränderte ſich mit einem 
Schlage die Situation — Napoleon war aus Elba verichwunden, 
landete in Frankreich und zog balb im Triumph in Paris ein. — 
Die erfte Nachricht Fan in Wien am 7. März an. Die allgemeine 
Berblendung ber franzdjiichen Regierung mit ihrem Anhange, vie 
im unverbejjerlichen Hochmuth alle früheren Warnungen unbeachtet 
fieß, und ſelbſt Talleyrand wieß die Befürchtungen Pozzo di Borgo’3 
mit der Aufgeblafenheit zurüd, welche die im unverbienten Glücke 
Ruhenden zu bezeichnen pflegt. Jetzt bewirkte Napoleon’ Triumph 
bie ſchnelle Annäherung der jtreitenden Mächte des Wiener Con= 
greſſes, die jächlische Angelegenheit wurde ſofort vollitänbig erlebigt, 
und die Nothwendigkeit erkannt, jet zur Beruhigung der deutſchen 
Nation, welche zu neuen Opfern aufgerufen werben follte, die 
wejentlichiten Puncte der deutſchen Verfaffung zu erlevigen. Stein, 
unterftügt dur Münfter, drang auf jchnelle Erledigung. Har— 
benberg aber wiberjtrebte und wollte die Angelegenheit bis ach dem 
Kriege aufgejchoben wiſſen. Hardenberg's Meinung war die richtige; 
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er unterlag, wahrſcheinlich durch die Unentſchiedenheit Friedrich 
Wilhelms II. im Stich gelaffen. Wir finb durchaus nicht der An⸗ 
fiht, daß Preußen fich dem Wunfche Oeſterreichs und Rußlands, 
weile zum Abſchluß drängten, zu fügen gehabt hätte. Mit neuen 
ſiegreichen Erfolgen hätte ein zweiter Pariſer Frieden die Fehler 
des erften wieber gut machen koͤnnen; Blücher und Gneijenau In 
Paris Eonnten wohl andere Anſpruͤche machen, als bie beutjche 
Bundesacte gewährt hatte. 

Die erfte Beftürzung ſchien Metternich zwar wieder geneigt 
für die Rechte der deutſchen Nation zu machen, denn er gab auf 
die Beihwerbe ber würtembergiichen Standesherrn gegen ihren 
König (vom 27. Febr. — 5. März) einen Beweis von diefer Nei- 
gung, indem er zu dem von Preußen und Hannover vorgeichlagenen 
Schreiben feine Zuftimmung gab: „die Rechte ver Mebiatifirten 
und die allgemeinen Grunbfäße der Landegverfafjungen müfjen von 
den auf dem Congreß vereinigten beutihen Mächten, nicht aber 
durch bie Willfür jedes Fürſten feftgejtellt werden;“ Iautete das 
Schreiben, welches inbe Metternich noch zurückhielt. Aber nicht 
lange währte die Neigung zu folchen Eonceifionen gegen die Rechte 
des deutſchen Volled. Bald hatte er fich wieder gefaßt und ant- 
mortete einſtweilen auf die VBorjchläge Preußen? gar nicht; er gab 
auch nur eine allgemeine Zuſicherung, als die Heinen Fürſten in 
einer Note vom 22. März auf eine enbliche feite Vereinigung 
drangen, wobei jie wieberholt Nachbrud auf bie früher von ihnen 
gegebenen Erklärungen über die Rechte der beutfchen Unterthanen 
legten und ſich zu neuen Opfern bereitwillig erflärten. Baden 
bielt ſich bei diefer Erklärung zurück, aber Heſſen-Darmſtadt trat 
durch eine Note vom 30. März bei, ebenfo Münfter für Braun- 
ſchweig am 29. März Beichleunigung des Verfaſſungswerkes 
wurde zwar nun von allen Seiten zugefagt und endlich von Preuf- 
ien und Defterreich officielle Antworten auf die Noten des Vereins 
ver Heinen Fürjten und freien Stäbte gegeben (29. und 31. März). 
Aber zugleich wurbe bie nähere Ausführung der Verfaſ— 
iungäbeftimmungen für die Zufunft vorbehalten. 

Neben ben von Humboldt verfaßten preußiichen Entwürfen 
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kam noch ein Entwurf des medlenburgifchen Bevollmachtigten, Frei⸗ 
herrn v. Pleſſen, zum Vorſchein, welchen wir durch Pertz ) kennen 
gelernt haben. Wenn gleich beſonders im Intereſſe der kleinen 
Staaten abgefaßt und eine einheitliche Spitze vorausſetzend, waren 
doch die darin enthaltenen Inſtitutionen entſchieden bundesſtaatlich 
und trugen den Nationalintereſſen gebührende Rüdficht. Sämmt⸗ 
liche Staaten jollten nad den Plefjen’ichen Vorſchlägen völlige 
Gleichheit und Unabhängigkeit haben, deßhalb müfje der Bund ein 
Merk freier Bereinigung ſämmtlicher Staxten fein, und bei nicht 
wieder hergejtellter Kaiſerwürde eine völlig gleiche Berechfigung 
aller Staaten in der Bundesverſammlung jtattfinden, vorzugsweiſe 
aber bei Augübung des. Kriegsrechts. Doch geitatte er für bie 
Heineren Staaten gemeinjchaftliche Stimmen. Er erklärte ſich gegen 
eine Sonberung der Bundesverjanmlung in zwei Näthe und gab 
höchſtens bie Bildung eined wechjelnden Auzfchuffes zu. Außerdem 
aber enthielt feine Denkfchrift diejenigen Beitimmungen für die 
Nationalinterefjen, welche ſchon in ben früheren Vorjchlägen Stein’, 
Hardenberg’, Humboldt's, Münſter's und Marſchall's vorlommen, 
baneben aber auch eine Gewähr ber fatholifchen und proteftantifchen 
Kirche **), des Kirchen, Pfarr: und Schulguts, Preßfreiheit, Ein- 
heit im Poſt- und Zollweſen. | 

Nah Per machte die vortrefflihe Darftellung des Freiherrn 
v. Pleſſen einen mächtigen Eindrud in Wien; die preußifche Kreis- 
eintheilung war mit feinen Vorſchlägen ganz und gar befeitigt, 
aber dad, was wahrhaft wünſchenswerth blieb, die fonftigen bun— 
desſtaatlichen Einrichtungen im Intereſſe der deutſchen Freiheit won 
Preußen gemacht, erhielten eine jehr bedeutende Unterftiikung durch 
dieſe Pleſſen'ſchen Vorſchläge. 

Dennoch ging Metternich auf dieſen Entwurf nicht näher ein, 
jondern wieß auf einen früheren, kaum beachteten Entwurf des 
Freiherrn v. Weffenberg, welcher vom December 1814 datirte ***). 


*) erg, IV. 420 — 423, 

**) Diefe Beſtimmung enthielt aber auch ein nicht ſehr heachteter Ent⸗ 
wurf von F. v. Schlegel. | 

““) über, 11.5. ©,1— 5, | 
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Da die Beſtimmungen dieſes Entwurf ſpäter ihrem Weſen 
nach in die Bundesacte übergingen, ſo iſt es nicht nöthig, hier 
darauf näher einzugehen, als die Betrachtung, in wie weit die 
Intereſſen des deutſchen Volks noch neben den Kabinetten eine Be⸗ 
rückſichtigung gefunden hatten, erfordert. Ausdrücklich tft darin bie 
Gleichheit aller Glieder des Bundes ausgeſprochen und Oeſterreich 
der Vorſitz, jo wie bie Aufſicht über bie materielle Leitung: des 
Geſchãftes übertragen. Noch ift davon die. Rede, daß in allen 
deutſchen Staaten Landitände binnen Jahr und Tag eingeführt 
jein jollten. Aber ihre Rechte find ſchon ungewiß hingeſtellt, denn 
& beißt nicht mehr in der Haren Form der früheren: Entwürfe, 
dag die Landſtände bie beftimmten Mechte der Steuerbewilligung, 
der Einwilligung zu Geſetzen ꝛc. 2c. haben follen, ſondern nur: 
„3 jollen den Landſtänden in Hinficht der Steuern und der allge- 
meinen Landesanſtalten befondere Rechte eingeräumt werben!” Dabei 
wurde jedem einzelnen Stant überlafien, den Ständen ein, ber 
der Landesart, dem Character (!!) der Einwohner und dem Her- 
Iommen gemäße Einrichtung zu geben. Den Unterthanen jollen 
nachjolgende Rechte gemeinjchaftlich von den Bundesstaaten garantirt 
werben: Gleichheit der bürgerlichen Rechte, für die Katholiſchen, 
Lutheriſchen und Neformirten, alſo nicht für andere chriſtliche Secten; 
Duldung der Juden. Die Leibeigenfchaft jollte, wo fie noch be 
fand, binnen drei Jahren gegen Loskauf und Entichädigung der 
Leibherrn aufgehoben, Abzugsfreiheit bewilligt werben. Yür den 
freien Handel und Berkehr im Innern des deutſchen Bunbes jollte 
durch Bundesgefeße in Zukunft gejorgt werben. 

Wie viel war hier fchon von den Nechten des Volks gefallen! 
Wie viel ſchwankender, ungewifjer der Ausdruck der Beltimmungen 
geworden, die in dieſer Richtung noch beibehalten wurden! Obwohl 
im December 1814 dieſer Weſſenbergiſche Entwurf jchon befannt 
war, jo wurde er damals Taum beachtet. So hätte Preußen in 
feiner Handlungsweiſe weiter beharren follen. Aber vie preußifchen 
Staatsmaͤnner, insbeſondere Humboldt, gingen leider auf dieſen 
jo bedeutend abgeichwächten Entwurf näher ein. Harbenberg’3 An- 
Th, die Angelegenheit bis nach beendetem Kriege zu verjchieben, 
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brang nicht duch. Humboldt brachte in Folge beffen *), mit 
Berudfichtigung bes Weſſenbergiſchen Vorſchlages einen neuen Ent- 
wurf, welcher noch immer für eine annähernd bunbesitaatliche 
Einrichtung der deutſchen Verfaſſung gelten konnte. Er enthielt 
in 14 Artileln noch immer dad, was wenigſtens den Anfang der 
nationalen Intereſſen Deutjchland® bezeichnete. Viel, jehr viel 
hatte er fallen laſſen; von ben früheren 120 Paragraphen waren 
nur noch 44 übrig geblieben. Teftgehalten war neben der Bunbes- 
verjammlung noch ein beftänbig zuſammenbleibender Vollziehung?- 
rath, ein Bundesgericht für jede verfafjunggmäßige Beſchwerde⸗ 
führung bei dem Bunde, jo wie, daß fich alle Bundesmitglieder 
verpflichten ſollten, in ihren Staaten für eine unpartheitiche Rechts⸗ 
pflege zu ſorgen, jeben willfürlichen Eingriff in die Rechte der 
Perjon und des Eigenthumg zu verhindern. 

In diefer letzteren Abſicht ſollte ausdrücklich beſtimmt werben, 
daß die Richter in Klagen gegen den Landesherrn in demjenigen, 
was die Entſcheidung der Sache betreffe, ihres als Unterthan, 
oder ſonſt in irgend einer anderen Eigenſchaft, ſeiner Perſon ge⸗ 
leiſteten Eides entbunden ſein ſollen, auch kein Richter anders, 
als durch förmlich geſprochenes Urtheil feines Richteramts entſetzt 
werben könne. Die beſtehende landſtändiſche Verfaſſung ſoll erhal⸗ 
ten, oder eine neue eingeführt werden. Die Landſtände ſollen das 
Recht der Bewilligung neuer Steuern und der Vertretung der 
Verfaſſung und der aus ihr fließenden Rechte Einzelner haben. 
Dabei ſindet ſich leider eine ſehr bedeutende Nachgiebigkeit gegen 
die öſterreichiſchen Vorſchläge, indem das früher uneingeſchränkt 
zugeſicherte Recht der Landſtände, um ihre Einwilligung zu neuen 
Geſetzen befragt zu werben, in den unbeſtimmten Satz **) ver- 
wandelt war, „daß fie dag Recht ver Berathung über Landes- 
gejeße, welche Eigenthum und perjönliche Freiheit beträfen, haben 


*) Klüber. 

**) Diefe unbeftimmte Redensart Bat in ven folgenden Dezennien In 
Preußen eine traurige Berühmtheit erhalten, und in einem Fleinen deutſchen 
Lande fpielt fie noch jet eine Rolle. 
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foflten.” Doch blieben nach dem Entwurf die einmal verfaffungs- 
mäßig beftimmten Rechte der Landſtände unter ben Schuß und bie 
Garantie des Bundes geftellt; uneingeſchränkte Religiongübung, 
Preßfreiheit, Freiheit ich auf jeder deutſchen Univerfität ausbilden 
zu dürfen, wurben zugefichert, bie Rechte ver Schriftiteller follten 
überall durch ein allgemeine? Gejet gefichert werden. Auffallenber 
Weile findet fich zwar eine Beitimmung über eine gleichförmig zu⸗ 
ſammenhängende Verfaffung der Fatholifchen Kirche, welche unter 
die Garantie des deutſchen Bundes gejtellt werben follte, aber 
nit? in Bezug auf die evangeliihe Kirche, und 
nit in Bezug auf den freien Verkehr des Handels 
und Wandels, wie ver Schiffahrt im Innern der 
beutihen Bundesſtaaten. 

Auch dieje Umarbeitung, in welcher bereit? fo Manches von 
Rechten den öſterreichiſchen Anfchauungen zu Liebe gefallen war, 
führte nicht zur Wiederaufnahme ver Verhandlungen ver deutſchen 
Mächte. Seht wäre & für Preußen Zeit gewejen, feine weiteren 
Borfhläge machen, ſondern bie Entwidelung des Krieges, deſſen 
letzter Ausgang nicht zweifelhaft fcheinen konnte, abzuwarten, denn 
wie mochte es fchlimmer fommen, als es damals war? — Aber 
die Geduld und Nachgiebigteit, d. h. eigentlich bie diplomatiſche 
Ungefchieklichteit Preußens war nicht erjchöpft. Nochmals entſchloſſen 
ich die preußiſchen Bevollmächtigten zur Reviſion des Entwurfes, 
nahmen aus dem Weflenbergifchen Entwurfe noch mehrere Beſtim⸗ 
mungen auf”) und überreichten die neue Arbeit am 4. Mai. Manches 
war darin genauer bejtimmt, wie die Einrichtung des Bundesgerichts 
fein follte, allerdings für welches $.7 des Entwurfeg, eine Befebung, 
mi gehöriger Rücficht des Verhältnifjes der drei chriftlichen Reli⸗ 
giondparteien, an welcher alle Bunbesgliever verhältnigmäßig SCheil 
nehmen follen, ſei es durch Wechjel- oder durch Geſammtſtimmen, 
wie ferner die Einführung einer lanbftändifchen Verfaflung, an 
weiber alle Klaſſen ver Staatsbürger Theil nehmen 
ſollen; wie dann die Rechte der mittelbar gewordenen Reichsſtäͤnde; 


*) Klüber. II. S. 298 — 308. 
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bie Zutheilung ber Bürgerrechte an die Juden, infofern fie ſich der 
Leiftung aller. Bürgerpflichten unterziehen. Aber vielerlei von 
wefentlichen Rechten des deutfchen Volkes war auch gefallen. Surmer 
blieb noch viel gegen den öfterreichichen Entwurf gehalten, ver nun 
endlich, als eine neue ruſſiſche Note auf Veranlafjung Stein’Z 
drohte, von Metternih am 7. Mai überreicht wurde *). Hierin 
war fat alles gefallen, was die Rechte des beutichen Volles an- 
ging, bie loſeſte Berbindung zwiſchen den Staaten hergeftellt, ein 
Bundesgericht zwar noch beibehalten, aber bie nähere Anoronung 
ber Errichtung deſſelben der nächiten Bunbesverfammlung vorbe 
halten; die Beitimmung über die landſtändiſche Verfaſſung lautete: 

„In allen deutjchen Staaten wirb bie bejtehende landſtändiſche 
Verfaſſung und perjönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder wo fie 
dermalen nicht vorhanden ift, jet eingeführt, und unter den Schuß 
und die Garantie des Bundes geftellt." Der Humboldt'ſche Ent- 
wurf hatte nachfolgende Faſſung *): „In allen allen deutſchen 
Staaten wird die beſtehende landſtändiſche Verfaflung erhalten, oder 
eine neue dergeftalt zu organifirende, daß alle Klaflen der Staats⸗ 
bürger daran Theil nehmen, eingeführt, damit ben Landitänben 
bad Recht ber Bewilligung neuer Steuern, der Berathung ihrer 
Landesgeſetze, welche Eigenthum ober perfönliche Freiheit betreffen, 
die Beichwerbeführung über bemerkte Verwaltungsmißbraͤuche und 
bie Vertretung der Verfaffung und der auß ihr herfließenden Rechte 
Einzelner zuftehen. Die einmal verfaffunggmäßig beitinunten Rechte 
ber Landſtände werben unter ben Schub und bie Garantie des 
Bundes geſtellt.“ 

Wäre nur dieſe Beſtimmung wenigſtens aufrecht erhalten 
worden! dann waͤre es wenigſtens nicht vorgekommen, daß Franz 
von Defterreih 1817 die Bitten hungernder Unterthanen, der 
Tyroler und Salzburger Stänbe unerfüllt ließ, weil fie gewagt 
hatten, fich zu befehweren, weil fie gebeten hatten **) unb ber 


*) Kluͤber. II. ©. 308 — 314. 
“*) Kluͤber. I. S. 304. ($. 9). 
*.*) Gervinus, Geſchichte des 19. Jahrh. Th. 1. 471. — „Nur ben ſchwei⸗ 
genden Provinzen wurbe eine Milderung zu Shell. 
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preußtfche Weinifter v. Rochow hätte „dem bejchränkten Untertha- 
nenverftande * feiner minifteriellen Unfehlbarfeit gegenüber wohl 
einen etwas weiteren Spielraum lafjen müjjen und Incompetenz 
Erklärungen de3 deutſchen Bundes in der Hannoverſchen Verfaſ⸗ 
fungäfrage wären wohl unmöglich geworben. 

Bon den Rechten der Unterthanen war die Beitimmung über 
die Aufyebung der Xeibeigenfchaft gefallen, damit eine der erften 
Forderungen eines chriſtlichen Staates; desgleichen bie Freiheit der 
Auswanderung bedeutend eingefchränkt, Prekfreiheit, und dag Necht 
in Civil oder Militairdienjte eined anderen deutſchen Bundesſtaats 
zu treten, gleichfall3 verjchwunden. Nur ein wichtiger Zufag war 
im Art. 19 gemacht, wonach auf dem Bunbedtage für Freiheit 
des Handels und ber Schiffahrt und andere auf gemeinfame Wohl- 
fahrt ſich beziehende Angelegenheiten, zweckmäßige Anordnuungen 
gemacht werden ſollten. | 

Auf diefe Vorfchläge, jo ganz und gar alle berechtigten Hoff- 
nungen ber beutichen Patrioten nieberfchlagend, durften die Ver— 
bandlungen von Preußen nicht wieder aufgenommen werben. War 
bei dem letzten Vorſchlage Humboldt's ſchon ein biplomatifches 
Ungeihiet zu tabeln, jo war in dem endlich erfolgten Gegenvor- 
ſchlage Metternich’3 den preußifchen Vorfchlägen und früheren Ver: 
handlungen gegenüber, eine jo höhnifche Erwiderung gekommen, 
dag hierauf Preußen aus gerechter Entrüftung nicht hätte ant- 
worten dürfen, fondern vielmehr abbrechen müſſen. 

Es war weniger gefährlih, im Mai 1815, als im November 
1814 die Verhandlungen abzubrehen. Im November 1814 zur 
Zeit der Bourbond mochten. Dejterreich und England mit Frank 
reich zufammenftehen, mit Napoleon hätte aber England nie- 
mald gegen Preußen und Rußland geftanden. Und das war doch 
am Ende die lebte Change, der ſich Preußen außfegen konnte. 
Dei Metternich war für Deutfchland nicht? zu gewinnen und ihm 
darf man auch nicht den Vorwurf machen, bejondere Hoffnungen 
für die deutſche Sache erregt zu haben, allein ander? war bieß 
ut Preußen. Dieſes durfte die nationale Sache Deutichlands 
niemals jo weit vwerlaffen. 
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Aber die Unterhandlungen fiber den preußifchen und öfterreidi- 
ſchen Entwurf begannen jet mit dem 8. Mai *) und am 11. Mai 
fand nach ſechsmonatlicher Unterbrehung endlich die erjte Vor: 
conferenz über bie deutſchen Angelegenheiten Statt. Oeſterreich 
und Preußen veritanden fi mit Hinzuziehung Hannovers (Mün⸗ 
ſter's) in ber legten Vorconferenz **), zu einem gemeinjchaftlichen 
Entwurf in 17 Artikeln, welche im Wejentlichen mit dem Weſſen⸗ 
bergiſchen Entwurfe übdereinftimmten ***). 

Schon die Weberjchrift des Entwurfes benahm die Hoffnung 
auf bundezftaatliche Einrichtungen, es war ausdrücklich darin von 
einem Stantenbunbe bie Rebe. ever Auzbrud, der an ein Direc- 
forium und eine Freißverfaffung erinnern konnte war jorgfältig 
vermieden. Anstatt derer entjcheivet eine Bunbesverfammluug aus 
allen Bundesgliedern beitehenb mit ber befannten in die Bundes- 
acte übergegangenen Mbtheilung in ein Plenum und einen engeren 
Rath, doch jet nur noch aus 15 Stimmen beftehend. Ein Bunbes- 
gericht, an deſſen Beſetzung alle Bunbesgliever verhältnigmäßigen 
Antheil nehmen follten, war noch beibehalten, aber die Competenz 
besfelden Fünftigen Grunbgefeken vorbehalten. Nun konnten 
Grundgefege nur durch dad Plenum der Bunbesverfammlung ge 
geben werben (Art. 4), darneben aber war (im Art. 7) bejtimmt 
„daß bei Abfaffung der Grundgeſetze des Bundes Fein Bundesglied 
bei der Annahme verfelben durch Stimmenmehrheit gebunden werben 
könne.“ Damit war ein Princip jet unbeſchränkt aufgeftellt, 
welches Defterreich fchon bet Abfaffung des Weitphäliichen Friedens 
zum Theil fiegreich für fich erobert: Es Tag! allein in ber 
Hand Oeſterreichs die künftigen Grundgeſetze des 


*) Pertz. IV. ©, 426. 
**) Klüber. II. 341. Note, 

***) Klüber. II. 314 — 323. „Entwurf zu der Grundlage ver Verfaf- 
fung des deutſchen Staatenbundes in einer Verfammlung ber fünftigen 
Bundesglieder am 23. Mai 1815 von bem Kaiſerlich Defterreihifchen erften 
Bevollmächtigten Herrn Fürften v. Metternich vorgelegt mit ber Erflärung 


daß ſolches im Einverſtäändniß mit Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
geſchehe.“ 
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Bundes für ſich nicht zur Anwendung kommen zu 
lafſen, und! nicht blos in Oeſterreichs Hand lag 
biefe Befugniß, ſondern aud ebenfowohl in der 
Lichten ſte in's. Wie joll man fich wundern, daß fpäter Baiern 
die Beſtimmung über dad Bundesgericht jo Leicht befeitigen konnte? 
Das Metternich ſpäter nicht ein Bundesgericht zu Stande fommen 
lieg, war nach den bißherigen Erfahrungen gewiß, und es verdient 
faum einen Tadel, daß Baiern lieber aufrichfig eine gänzlich un- 
nüge Beitimmung, die eine hinterliftige Falſchheit bictirt hatte, 
turzer Hand zu beſeitigen wünſchte. Baierns jpätere Handlung 
war nur Confequenz diefeg Entwurf? vom 23. Mai. &3 tft 
ein Beweiß der fchon wieder jehr herabgefommenen preußijchen Di- 
plomatie, daß fie fich zu jolchen Finten, deren leßter Endzwed ihr 
gar nicht verborgen jein konnte, weil fie eben zu plump waren, 
herbeiließ. Man wollte nur eben fertig werben; wie? jchien faſt 
gleihgultig! Man wollte Frieden, Vereinigung, — aber die Frie— 
venzliebe befteht nicht darin, überall nachzugeben, jondern fie 
bethätigt ich weit häufiger in dem Abbrechen unfruchtbarer Ver: 
handlungen. 

Die Beitimmung über die landſtändiſchen Verfaffungen war 
in einem kurzen Sabe zufammengefaßt. „In allen Staaten ſoll 
eine landſtändiſche Verfaſſung beftehen." Keine Friſt, keine Be: 
ſtimmung über Einrichtung, Rechte ver Landſtände — von Allem, 
was die früheren Vorſchläge enthielten, nichts! — Für die drei 
chriſtlichen Religionsparteien ſollte kein Unterſchied in dem Genuſſe 
ver bürgerlichen und politiſchen Rechte Statt finden und die katho— 
liſche Kirche unter Garantie des Bundes eine ihre echte und bie 
ur Beitreitung ihrer Bebürfniffe nothwendigen Mittel jichernde 
Berfaffung haben. Die Rechte der Evangelifchen wurben aber zur 
Landesverfaſſung in jedem Staate gewieſen, zugleich ihre auf Frie- 
tensichlüffen, Grundgefegen oder anderen gültigen Verträgen be: 
rubenden Rechte garantirt. Aber was wäre für die Evangelischen 
a vielen Ländern damit gewonnen gewejen? In Defterreich zumal 
fat nichts, und dort wäre ein Schuß der Evangeliſchen fo recht 
em Plaße geweſen, denn dieſes hatte fich ſchon im Weſwhaliſchen 

erner Theil. 
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Frieden wohl vorgejehen, baß die Evangelifchen zu feiner Geltung 
gelangen Fonnten *) Für die Juden war bie Beitimmung be 
Tchränfender geworden, denn es hieß jet, daß ihnen, fofern fie 
fih der Leiſtung aller Bürgerpflichten unterzögen, bie benfelben 
entjprechenden Bürgerrechte eingeräumt, und wo biefer Reform 
Landesverfaſſungen entgegenjtänden, bie einzelnen Bundesmitglieder 
dieſe Hindernijfe jo viel al? möglich wegräumen ſollten. 
Die allgemeinen Anordnungen zu Gunften ber deutſchen Unter: 
thanen waren auf dad Minimum bejchränkt, welches fich ſpäter in 
der Bunbezacte Art. 18 findet: dad Recht, Grund Eigenthum 
ohne beſondere weitere Belaftung in fremden Bunbezitaaten zu 
erwerben, in Eivil- oder Militärdienfte eine Bundesſtaats zu gehen, 


©) Instrum. Pacis. Osnabr. Art. V. 8. 88 ff. cf: v. Meiern, Weſtphaͤl. 
Friedenshandlung Th. IV. ©. 144, cf. Schmidt's Geſchichte der Deutfchen. 
Th. XL S. 133. 198. „Graf Trautmansdorf erflärte mehr als einmal, der 
Kaifer würde fi eher Krone und Scepter, Land und Leute, ja felbit bas 
Leben nehmen als in bie Forderungen einer weltlichen und geijtlichen Amneftie 
ber Evangeliſchen einzumilligen.! — Aber noch mehr zeigt das vom Kaijer 
erlaffene Geſetz von 1652 den Geiſt der Unduldſamkeit mit offenbarer Verlegung | 
der im Frieden übernommenen Berpflihtungen. Theatr. Europ. VII 168. 
cf. Raumer, Geſch. Europa. IIL 648. 

Für diejenigen, welche gern Alles der Zukunft überlaffen möchten, fid 
tröftenb mit religiöſen Gemeinplägen, mag das in das Gedächtniß gerufen 
werben, was v. Meiern IV. 174. und nach ihm Mütter, Geiſt des Weſtph. 
Friedens. ©. 323. Not. h. anführt: | 

„Roh im März 1647 waren in Nieber:Defterreih, ungeachtet vieler 
Thon damals worgegangenen WReligionsveränderungen, 1) von Grafen und 
Herren in 42 Geſchlechtern 154 Perſonen, 2) vom Ritterftande in 29 Ge: 
ſchlechtern, 78 alſo zuſammen in 71 Geſchlechtern 232 PVerfonen der evan: 
gelifchen Religion zugetban. Im Jahre 1736 war aber von allen biejen 
Verfonen Feine mehr ber evangelifchen Religion zugethan.” Und bo hätte 
fie der Weſtphäl. Friebe ſchützen follen. Auch unfere Zeit bat, wenn auch 
nichts Aehnliches, jo doc wenigitens Analoges gejehen in den gegwungenen 
Auswanderungen von Defterreich nach Preußen, kurz nah Gröffnung bed 
Bundestages in Frankfurt. Wer erinnert fi nicht der lange vergeblichen 
Bitten des Guſtav⸗Adolph's-Vereins, um für eine zahlreiche evangelifche Be 
voͤlkerung in Linz eine Kirche aufbauen zu bürfen ? 
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das Recht des freien Abzugs, die Freiheit von allen Abzugs- und 
Erbſchaftsſteuern von einem aus einem in ben ander deutſchen 
Bundesſtaat übergehenden Vermögen. Beltinmungen über Preß— 
freiheit und Nachdruck, ebenfo über Freiheit de Handel? und 
Verkehrs, Schiffahrt, und über alle auf die gemeinſame Wohlfahrt 
Bezug habenden Angelegenheiten waren an die zukünftige Bundes— 
verjammlung gewiefen. Nur eine Angelegenheit des Verkehrs 
erhielt auch in diefem Entwurf, wie früher in dem Humboldt'ſchen 
eine definitive Entſcheidung, die Einrichtung der Taxis'ſchen Poſten. 
Tie Gefahr, daß bei einen jo wichtigen Verfehrämittel, gne Ab: 
gränzung nach ſechs und dreißig Staaten eintreten konnte, war 
hiermit für die Heinen und mittleren Staaten zum großen Vortheil 
des Verkehrs beſeitigt. Wir werden auf dieſen Gegenftand fpäter 
zurückkommen. Dagegen die Garantieen, welche ſich im Humboldt’ 
hen Entwurfe für die unabhängige Stellung der Richter fanden, 
waren gefallen. 

Der Hauptinhalt des neuen Entwurf betraf nun die In— 
terejjen der einzelnen Bundesfürſten als jolcher, ihr Verhältniß zu 
inander; die Grenzen der Befugniß, Krieg und Frieden und Bünd— 
nijje zu befchließen, die gegenjeitige Garantie der Bundezglieder 
nebjt dem Verbot, unter feinerlei Vorwand ſich unter einander zu 
befriegen, ſondern ihre Streitigfeiten vor der Bundesverfammlung 
auszutragen. Die Rückſicht auf die Mediatifirten, wie man un- 
tichtig die ehemaligen fubjectirten Reichsſtände nannte, war aller: 
dings eine gerechte, berührte aber die Nationalinterejjen Deutfch- 
lands nicht, weil nur unter der VBorausfebung, daß fie vereinigt 
zit anderen Bunbesjtänden eine Art Unterhaus am Bundestag 
bildeten und darin eine für die Nechte des deutſchen Volkes frucht- 
tringende, nad dem Fürftenhaufe Hin einflußreiche Stellung ein- 
znommen hätten, ein Volksintereſſe an ihren Rechten Statt 
den konnte. In dieſem Falle hätten fie mit ihren Rechten 
Zelförechte zu vertreten gehabt; ſowie aber biefe Entwürfe der 
dentjchen Bundesacte ihre Rechte Hinftellte, waren fie Privilegien, 
wen Berechtigung unter gänzlich veränderten Verhältniſſen jelbjt 
ki Wohlwollenden jehr fraglich fehien. , 

6 
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Der Verfuch, welchen Preußen nod) 1816 in Wien vor Er: 
Öffnung der Bundesverſammlung machte, um für die Stanbeshern 
Euriatjtimmen bein deutjchen Bundestag zu erringen, war aus 
dieſem Grunbe durchaus verwerflid. Metternich verwarf freilid 
ben Vorſchlag aus anderen Gründen, ala denen bed deutſchen 
Volksintereſſes. 

Auf dieſen gemeinſchaftlich von Oeſterreich und Preußen ein— 
gebrachten Entwurf begannen jetzt die Conferenzen ſämmtlicher 
deutſchen Staaten, eilf an der Zahl. Für unſern Zweck wird eine 
Vorführung der Verhandlung in einer vollſtändigen Ueberſicht 
nicht nhig erſcheinen, da fie meiſtens auf diejenigen Gegenſtände 
de3 vorgelegten Entwurf? gehen, weldye mit den Volksintereſſen 
jehr wenig zu jchaffen hatten *) Baden hatte Anfangs nicht Voll 
macht und erklärte jpäter in einer bejonderen Note vom 1. Juni, 
daß es die Verhandlungen biß zum nächjten Frieden auzgejekt 
wünfche. Würtemberg betheiligte ſich gar nicht an den Conferenzen. 
Die Heinen Staaten, an der Spike Kurhefien, gaben am 25. Mai 
eine Erklärung, tm welcher fie vorzugsweiſe auf ihre unverfürzte 
Sopuverainetät Rüdjicht nahmen. Art. 3 wollten fie worfichtiger: 
maßen gefaßt haben: „Alle Verbündeten genießen in ihrer Eigen: 
Ichaft als Glieder des Bundes gleiche Nechte, fo daß keinem eine 
obere Herrichaft irgend eine Art zuftehen könne.“ Ferner juchten 
fie dad Stimmenverhältniß in der Bunbezverjammlung für fid 
günftiger zu gejtalten. Daneben muß aber anerfannt werben, daß 
fie einige Beitimmungen in Antrag brachten, welche im wejentlichen 
Intereſſe des deutſchen Volkes Lagen. 

Zum Art. 6 verlangten fie, wie eben jo zu dieſer Zeit Baiern 
die Hinzufügung: „Der Vorſitzende ift verpflichtet, die Anträge, 
welche die einzelnen Bunbesgliever zu machen veranlagt fein werden, 
binnen einer zu beſtimmenden Friſt zum Vortrage zu bringen.“ 


*) Kluͤber. II. 324. ff. 23. Mai, 26. Mat, 29. Mai, 30. Mai, 31. Mai, 
1. Juni, 2. Zunt, 3. Juni, 5. Sunt, 8. uni, 10. Juni. Nah den vor 


Klüber vollftäntig mitgetheilten Gonferenzen findet ſich ein auögiebiger Aus 
zug bei v. Kaltenborn. I. ©, 206. ff. 
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Nicht minder drangen fie bet dem fo ungenügend ausge— 
fallenen Art. 10 auf den Zufab „wodurch den Ständen die Mit- 
beratfung bei allgemeinen gejeßlichen Verfügungen die Bewilligung 
der Steuern und dad Recht gemeinfchaftlicher Bejchwerbeführung 
bei dem Landesherrn zugejtanden, ſowie auch inden ſchon 
beftebenden Berfajfungen, die bereits wohl erwor- 
benen Gerechtſame gejihert worden.” 

Hiermit waren fie es allerdings, welche aufrecht zu erhalten 
ſuchten, was Preußen und Hannover leider hatten fallen laſſen. 

Baiern verlangte zuvörberft, dad in Art. 1 „Jouveraine 
Fürſten“ gejagt werde, und beantragte faft zu allen "Artikeln, 
Modificattonen, welche darauf binauzliefen die Verbindung des 
veutihen Bundes jo loſe, wie möglich zu machen und fid) jeder 
Beſchränkung zu entziehen. Für die Einrichtung oder Aufvecht: 
haltung der lanpftändifchen Verfaſſung follte der Art. 10 (jest 13 
ver B. N.) dahin abgeändert werden *): „In allen deutſchen 
Staaten wird eine landſtändiſche Verfaſſung beitehen”, obwohl 
Baiern noch in der zweiten Conferenz **), für ven Ausdruck „ſoll“ 
ih erflärte. Die Rechte der Unterthanen wollte Baiern fogar erjt 
von der zukünftigen Bundesverfammlung feitgejtellt ſehen ***). 
Fin Bundesgericht wollte es nicht eingeführt willen, ftatt deſſen 
Aufträgalinftanzen F). Die Rechte der verjchievenen chriftlichen 
Religionsparteien ſollten nach baierifcher Auffaſſung gar nicht 
in die erite Grundacte des Bundes gehören; hoͤchſt eigenfüchtig 
fügt der baieriſche Bevollmächtigte hinzu: „daß die Gleichheit der 
türgerlichen Rechte für die chriftlichen Glaubensgenoſſen in Baiern 
ihen ein Grundgefeß ſei.“ Schon in ber vierten Conferenz zeigte 
ih der Einfluß der baieriſchen Cinwürfe Für landſtändiſche 
Lerfaffung blieb fein Vorſchlag maßgebend, die jpäteren Bemü— 


*) Klüber. II. 354. 
ve) Klüber. 11. 358. 
ser) Klũber. II. 368. 

) Alũber. 11. 357. 
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hungen von Medlenburg *) und Kurheſſen **) vermochten eine 
Abänderung nicht zu erzielen. „Es kann Teinem Zweifel unter: 
worfen fein”, heißt e3 in der medlenburgiihen Erklärung, „daß 
diefer Gegenftand für jeden deutichen Saat insbeſondere, als für 
alle deutiche Staaten insgemein, von einer hohen Wichtigkeit ift. 
Die beiden Bevollmächtigten (v. Pleſſen und v. Derken) tragen 
deshalb wiederholt darauf an, daß in dem bejagten Artikel die 
Faſſung aufgenommen werben möge, welche in dem Vorjchlage der 
vereinigten Bevollmächtigten mehrerer deutſchen Fürſten und Stühte 
vorgejchlagen werden ***). 

Sollte aber diefe Faſſung vorwaltender Gründe wegen, nidt 
anwendbar gefunden werben, jo empfehlen fie jo angelegentlich ala 


dringend, daß mindeſtens die Erhaltung der althergebrachten and: 
ſtändiſchen Gerechtfame in den deutſchen Staaten, wo ſolche annoh 
beftehen, und ber Einführung ähnlicher, auf die urjprünglide 


Einrichtung der Landſtände begründeter Verfaffungen innerhalb 
Jahresfriſt, da wo zur Zeit keine landftändischen Verfafjungen vor: 
handen find, un der Bundesacte ausdrückliche Erwähnung gejchieht." 

Dieſer würdigen Erflärung ſchloß ſich Kurheſſen 
durch ſeine beiden Bevollmächtigten (v. Lepel und 
Grafv. Keller) am 6. Juni 1815 mit folgenden Wor— 
tenan: „es wirdden beiden Unterzeihneten beſonders 
angenehm fein, wenn die gejtern von Medlenburg 


vorgeichlagene Beränderung des Art. 13 ie land: 


ftändifche VBerfaffung betreffend) angenommen wür 
de’ +); ebenſo Sadlen: Weimar. 

Defterreich hatte unwiderruflich befchloffen, die traurige Faſſung 
des Art. 13 beizubehalten und wurde leider durch Preußen und 
Hannover hierin unterftügt; der Widerftand Mecklenburgs und 
Kurheſſens war vergebens. 


*) 8 Beil. zum 9. Gonf.-Protocoll. 8 Beil, zum 10. Conf.⸗Protocoll. 


*+) 5 Beil. zum 10. Gonf.-Brotocoll. 
see) Siehe Seite 
T) Klüber. IL 547. ® 
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So ſchwand ein Recht ach dem andern; bie Beftimmung über 
vie Berfaffung der Tatholifchen Kirche, über die Nechte ver Evan- 
geliihen fiel auf Oeſterreichs Vorſchlag, dad Bundesgericht, für das 
Darmſtadt früher geftimmt hatte, ward nach dem Antrage Baierns 
und Darmſtads bejeitigt. Frankfurt fand bie Neuerungen bez 
gemejenen Großherzog® in Bezug auf die Juden gegen alle Regeln 
ber Staatsklugheit und verlangte Ausmärzung bed bezüglichen 
Borichlagd in dem Entwurf nnd Vereinigung der Angelegenheit 
in bie Bundeöverfammlung, worin ihm fpäter Königreich Sachen, 
Baiern und Heflen-Darmjtadt beiftimmten. Der Judenpaſſus 
teurde zwar aufrecht erhalten, erhielt aber am Schluffe eine jehr 
weientlihe Veränderung, da auf Antrag der Bevollmächtigten 
Bremend, Senator? Schmidt, folgende Faſſung beliebt wurde „baß 
den Juden, die von ben einzelnen Bundesſtaaten bereit? eingeräum- 
ten Rechte erhalten werben jollten.” Damit fielen alle in ven freien 
Städten, im Königreich Weftphalen, im Großherzogthum Berg, am 
linten Rheinufer gegebenen Rechte an die Juden, (Hannover z. B. ver: 
langte wieder Leibzoll) injofern fie nicht durch Die wieder in ihre Kän- 
der zurüctgefehrten, oder durch die neuen Regenten beftätigt wurden. 

Lange Verhandlungen wurden geführt über die früheren Reichs⸗ 
unmittelbaren, welche ven Bundesfürſten jetzt jubjicirt waren. Die 
in Ausſicht geftellten @uriatitimmen am Bundestag erhielten fie 
mh Dean ift von manchen Geiten darüber zweifelhaft geweſen, 
ed mit der Erwerbung eines jolchen Rechts den beutjchen Volks— 
interefien gedient geweſen wäre *). 

Auf der einen Seite hätte man wohl hoffen dürfen, daß mit 
dem Eintritte von Standesherren in die Bundesverſammlung ein 
Element jich geltend machen konnte, deſſen Intereſſe fich nicht 
mit dem der nach thatjächlicher abſoluter Herrichaft ſtrebenden 
Kinifter vertragen hätte; allein auf der anderen Seite wäre doch 
wohl eine zu ftarfe Bevorzugung ariftofratiicher Beltimmungen in 
ten troß der Bunbeßverfammlung zum Leben gelangten Einzel: 
verfaffungen, daß fichere Refultat des Eintritt? der Standesherren 


) S. Seite 
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ın die Bundesverſammlung gemwejen. Wo te es vermochten, ſtanden 
fie nicht an übermäßige Privilegien, welche einer neuen Staats 
ordnung wiberitrebten, zu beanfpruchen und burchzufeßen, wie dies 
bie Geſchichte der würtembergifchen Verfaſſung, ja felbft die der 
neueſten Seit deutlich zeigen. 

Bon Discuſſionen, welche in den Schlußconferenzen über 
andere Gegenjtände Statt fanden, nehmen wir bier Abitand, da 
fie jih auf die großen nationalen Intereſſen entweben gar nicht, 
oder nur in ſehr geringem Maße bezogen, dahin gehören 3. B. 
Streitigkeiten über Rangverhältniffe, Feſtſtellungen von Entſchä— 
bigungen für den deutfchen Orden und dergl. So gerecht die Felt: 
jtellung ſolcher Verhältniffe in der Bundesacte ericheinen mag, 
jo wenig haben fie doch irgend eine Beziehung auf die beutichen 
Nationalintereffen. Rein juritifhe Erörterungen über die in 
dieſen Conferenzen für die Bundesacte vorbereiteten Beitimmungen, 
find eben jo wenig bier Zweck, fie würden zu einem Handbuch 
über Bundesrecht führen. Endlich enthalten wir und aller der: 
jenigen Erörterungen, welche Bezug auf die Nevaction der Bundes 
acte und was damit im nächlten Zuſammenhang ſtand, haben. 
Die Darftellung diefer Verhältniſſe findet fi) in angemefjenem 
Auszuge bei v. Kaltenborn *) wo ſich auch alle diejenigen Daten 
verzeichnet finden, welche für die Diplomatik Wichtigkeit haben. 

Die Verhandlungen in Wien waren vollendet, zuleßt mit un- 
gerechtfertigter Eile zum Abichluß gedrängt. Die neue Bundesacte 
jollte in die Wiener Congreßacte aufgenommen werben; die großen 
Mächte follten die neue deutsche Verfaffung garantiren, ein überaus 
großer Fehler der deutſchen Staatsmänner, der nur wegen eintretenver 
ganz bejonderer Umftände nicht die böfen Folgen nad) fid) 309, welche 
jonft daraus für die Zukunft hätten entftiehen müjjen. Metternich 
drängte in ber neunten Conferenz (am 5. Juni 1815) insbeſondere 
auf den Abſchluß **), er mochte mit Ungeduld auf benjelben harren, 
weil die Entſcheidung neuer großer Creigniffe, welche fein ganzes müh- 
jelig aufgeführtes Gebäude hätten umſtürzen können, nahe bevorſtand. 


)ı.c1 ©. 206 f. 
*®) Klüber. II. 512, 
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Deutiche Patrioten waren mit Schmerz und Ontrüftung ber 
Verhandlungen in Wien gefolgt, und Blücher lieh der allgemeitten 
Stimme nur den Ausdruck, als er von Paris und ala Sieger bei 
la belle Alliance an feinen König die berühmten Worte richtete: 

Ich bitte allerunterthäntgft, die Diplomatifer dahin anzu- 
weiſen, daß fie nicht wieder das verlieren, was der Soldat mit 
jenem Blute errungen bat,” wenn gleich er bei feiner Mahnung 
am meiſten an bie unfichere Gränze gegen Franlreich dachte, 

Man Fönnte fich des Wunſches nicht erwehren, daß die Ver- 
hanblungen zu Wien damals nicht zum Abſchluß gekommen wären, 
daß bie neuen Siege Preußens ein neued Gewicht für die Volks— 
intereljen bei ven Berhandlungen hätten abgeben follen; — wenn 
nicht Umftände eingetreten wären, welche die Situation im Wefent- 
lihen veränderten. 

Es waren die perfönliden Neigungen des Rai: 
jer3 Alerander und des Königs Friedrich SulhelmiHl. 
weſentlich andere geworden. 

Für den eriten traten die orientaliſchen Angelegenheiten in 
die erſte Linie und beftimmten von jet an vorzugsweiſe feine 
Handlungsweiſe. Seine Neigung für Deutjchland machte anderen 
Iniereſſen Platz, die mächtiger auf Rußlands Wohl Einfluß zu 
haben fchienen. Er betrachtete von jebt an Deutſchland, insbe— 
jondere Preußen, ebenfo wie Frankreich Lediglich nad) dem Nuten, 
welhen fie fpäter bei feinen Plänen auf dag türfifche Reich und 
auf die griechifchen Chriften als Verbündete leiſten fonnten. 

Indem er beide, Preußen und Frankreich, in ein, damals 
jelbft von Oeſterreich und England nicht geahntes geheimes Bünd- 
mE *) zu Paris 309, durfte er beider Länberintersfjen nicht zu 


*) Die Tage von Meiningen und Fulda (2. Novbr.) 4813 ftraften ſich 
kart an Metternich und Defterreih (S. 9. 10), ebenio hart, als ber Bruch 
te3 6. geh. Artikels der Pöllniger Uebereinkunft vom 27. Augaft 1791. 
Tem Jahre 1791 an datirt das Aurüdweichen Defterreih im Dften; Die 
Folitif Metternich’3 der Jahre 1813 und 1814 machte dad geheime Buͤndniß 
zeiſchen Rußland, Preußen und Frankreich im Jahre 1815 allein möglich, 
sie ber Jahre 1819 bis 1825 in ben beutjchen und in ben griechiſchen An- 
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nahe treten, ja er war gendthigt, ‚bie ungerechtfertigten Begehren 
der Bourbon? auf Koften Preußen? und Deutſchlands zu unter 
ftügen, dag Verlangen derjenigen zu erfüllen, welche allen Lehren 
ber Gefchichte zum Hohn, die verberblihen Grundſätze ber alten 
Legitimität und den alten Unfug privilegirter Kaften wieder auf- 
leben laffen wollten, und leider ben entjcheibenden Einfluß in 
Preußen und Frankreich wieber gewonnen hatten *) 

Der zweite Souverain, Friedrich Wilhelm III, fo reich mit 
häuslichen und Regententugenden geſchmückt, beſaß dennoch große 
Schwächen, welche jene unglückſelige Partei, deren Einfluß Preußen 
ſo unſägliches Unheil zu verdanken hatte, nur zu geſchickt aus— 
zubeuten wußte. Zuerſt war es ſeine Unentſchiedenheit, vermehrt 
durch religioſe Bedenklichkeiten, welche in Paris und Wien jo viel 
Unheil angeſtiftet hatte. Dann aber war es das Mißtrauen, 
deſſen fich fein Gemüth in Bezug auf die Regungen und Stre— 
dungen nady Freiheit im Volke bemächtigt hatte, nicht etwa aus 
Neigung zu abfoluter Herrichaft, ſondern aus der Meinung, dab 
dieſe Strebungen zu jenen traurigen Erjcheinungen der franzöfiichen 
Revolution führen könnten. 

Beide Schwächen, erklärlich aus ber Reihe von Unglüdsfällen, 
bie ihn als Regent, wie ald Mann getroffen, wurden ſchon wäh- 
rend des glorreichen Freiheitskampfes von jenen Perſonen, benen 
die Erhebung bed Volkes zuerſt ein Gegenftand des Spottes, dann 
‚geheimen. Grauens gemwejen war, weil damit ihr verberbliches Be— 
ginnen fallen mußte, mit teuflifcher Schlauheit zu ihren Zwecken 
ausgebeutet. Z.var hatte Friedrich Wilhelm auf Vorſchlag Stein’s 


gelegenheiten befolgte Politik führte zum Triumph Rußlands im Jahre 1827; 
bie der fpäteren Jahre zu weiterer Niederlage Defterreichd; und in dieſem 
Augenblide zeigen fich für Defterreih als letzte Conſequenz früherer gehäſ⸗ 
figer Politik gegen Preußen, die ſchwerſten Verwidelungen im Orient und 
in Stalien, 

*), Man fehe das merkwürdige an Stein gemachte Einverſtaͤndniß Capo 
d'Iſtrias, der am tiefften in die Pläne Alexanders eingeweiht war, bei 
Perg. IV. ©. 578 fi. und bie fich hieran knüpfende Mittheilungen. Bergl. 
Schaumonn 1. c. XVC. 
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und auf deſſen Entwurf *) jene berühmte Verordnung vom 22. Mai 
4815, in welchem dem preußiſchen Volke eine Verfaſſung zugejagt 
war, erlaffen; fein richtige Gefühl, feine Gerechtigfeitliebe, bie 
jorderungen an neue Opfer feine treuen Volkes hatten eine 
weitere, jeßt in greifbarer Form erlaffene Zuſage, welche das ur- 
Iprüngliche Verfprechen von Kalifch zu erfüllen jchien, hervorgerufen. 
Aber dennoch war ein fchwer bejiegliches Mißtrauen in feine Seele 
gekommen. 

Jene traurigen VBerbächtigungen datiren |chon vom Sommer 
1813) wiederholen fi) auf augwärtigen Einfluß jtügend in 
Langred, treten dann von dem im Winter 1814 drohenden Kriege 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich wieder in den Hintergrund, ge- 
winnen aber mit dem Februar 1815 feiteren Boden **). Selbſt 
bei Aerander hatten die Verbächtigungen im Juni 1815 zu Paris 
jhen jo weit Fuß gefaßt, daß er die merkwürdige Aeußerung 
machte: „er beflage, daß der Fall wohl eintreten werde, wo er ein 
braves, und in mancher Hinficht jchäßbares Heer werde befämpfen 
müjen, um gegen e3, ihrem König, Hülfe zu leiften“. Abjcheu- 
licher Gedanke! — fagte Stein }). Noch einmal waren fie an 
des Königs ehrenwerthem Sinne gefcheitert. Aber von da an er: 
langen diefe Beftrebungen einer fluchwürdigen Partei, welche auf 
Ternichtung der berechtigften Hoffnungen des Vaterlandes gingen, 
immer neued Feld, um endlich den Sieg für Yänger als ein 
zemium zu gewinnen 4}). 

Unter folhen Umftänden mochte es allerdings beſſer fein, daß 
an Freiherr von Stein auf fehnellen Abſchluß der deutſchen An- 


*) Pertz. IV. 47 — 432. 
*) Pertz. V. S. 2. 
+3) Zwei Denunciationen bes Kriegsraths B.... an ben Fürften Harben- 
berg and Lyon, d. d. 26. März und aus Wien d, d. 23. April 1815, d. d. 
Berlin 10. Novbr. 1815 und Denunciation des Hofraths Janke an ben 
König ſelbſt, im Auguſt beffelben Jahres bilden Die erfte Grundlage ber 
nah Kotzebue's Ermordung in Berlin eröffneten Unterfuchungen. 
T) Berk. IV. ©. 576. 
73) Diefe trübe Seite der deutſchen Geſchichte wirb an fpäteren Stellen 
dieſes Bucher ausführlicher bargeftellt werben müflen. 
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gelegenheit in Wien drang. Sein Urtheil war freilich ein hartes *). 
Preußen und Hannover ſchämten fich ein wenig vor ber äffent: 
lichen Meinung über den fchlechten Ausgang des Wiener Congrefjes. 
Ihre Beiltimmung zu der Bundesacte von 8. Juni 1815, enthielt 
denn auch dad unumwundene Geftänbniß der großen Mangelhaftig- 
feit des Werkes, und die Verficherung, daß man ſich in Franffurt 
beftreben werde, wichtige Buncte zu erledigen und Verbeſſerungen 
herbeizuführen; man habe nur unterzeichnet, um boch einen Bund 
zu erreichen; den Mängeln jei abzuhelfen »). 

Für die äußere Sicherherheit des deutſchen Bundes, für den 
Frieden zwifchen den Bunbesfürften, war in der Bunbedacte weit 
bejjer als zu den Zeiten des Reiches geforgt. Aber mit Recht war 
doch zu fagen, daß, wenn auch die inneren Verhältniffe des deut- 
hen Volkes, ſowohl zu fich ſelbſt, als zu feinen Regenten aller: 
dings der Sicherheit nach Außen nachſteht, weil die Freiheit im 
Staate immer ben Staat felbft und deſſen Fortdauer vorausſetzt, 
fie dennoch nicht minder wichtig ift, weil die äußere Sicherheit nur 
wegen der innern Treiheit Werth hat. Die Beltimmungen der 
Bundesacte über bie inneren Verhältniffe hatten aber für dieſe 
Freiheit nicht jo geforgt, daß man ein großes, Träftiges, würbiges 
Volksleben ſich veriprechen konnte. Nirgends zeigte fich darin ein 
größerer Geift, ein freierer Sinn, eine hellere Anficyt vom Vater⸗ 
lande und eine tiefere Achtung für nationale Intereſſen. Dies 
erkannten fchon damals die competenteften Stimmen in politifchen 
Angelegenheiten an. Zwar war in der Menge nur ein dunkeles 
Verlangen nach beſſeren geficherten Rechtszuſtänden und einer 
freiern Entjaltung des Volkslebens, zu dem Stanbpuncte be- 
jtimmter, greifbarer,, practiſch-durchführbarer Vorſchläge erhob fie 
ih wie gewöhnlich nicht ***). Sie wollte Stände, damit dieſe fie 


") Perg. IV. 444. 
**) Preußens Erklärung vom 6. Juni 1815. — Hannovers Erklärung 
vom 5. Juni 1815. 

**) Man muß fih wohl hüten die damaligen öffentlichen Blätter für den 
Ausdruck der allgemeinen öffentlihen Meinung zu halten, wie dies Gentz 
Ihlagend im Jahre 1818 gegen bie Bremer Zeitung ausführte; nur der Jour- 
nalift oder eine Fleine Partei ſprach. Schlefter. Gentz Schriften. Th. II. 49. 
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im Allgemeinen gegen Willfür und Bedrückung ſchützten. Das 
war Alles. Aber es fehlte doch nicht an folchen, die in wohl- 
wollender, ruhiger und gemäßigter Art die Verhältniffe richtig 
würdigten, die nicht etwa auf franzöſiſch-revolutionaire, ſondern 
auf engliſche Verfaſſungszuſtäände hinwieſen *), die wohl bie 
Schwierigkeiten ver Lage würbigten, fie aber nicht für unüber- 
winblich hielten. 

Es erbitterte vor Allem die Beitimmung des Art. 13 der 
Bundedacte über bie ſtändiſche Verfaſſung. Wie bejcheiven indeſſen 
die Forderungen ber Wortführer waren, zeigt eine Vergleichung ber 
damaligen politiichen Zeitichriften auf jeder Seite. Ertravaganzen 
kamen erſt zum Borjchein, als von hohem und niederem Abel, von 
unverbefjerliher Beamten: Deipotie Anfprüce erhoben wurden, 
welche den Volksintereſſen geradezu Hohn jprachen, als die Ver: 
daͤchtigungen der Volfäbegeifterung in den Treiheitäfriegen jeden 
Nerv im Volk erbeben machten. 

Mit Ruhe und Beitimmiheit forderte die öffentlihe Stimme 
der in ſolchen Angelegenheiten Berufenen, daß bie ſtändiſche Ein- 
richtung nicht angejehen werben dürfe, als gehe jie aus der Macht⸗ 
volllommenheit ver NRegenten hervor, jondern Regent und Volt 
müpten überein kommen, und biejelbe auf bieje beitimmte Weiſe 
wollen ; die Volksvertretung müfje eine gefegliche Einrichtung, 
leineswegs eine höchſtverordnete Anftalt fein. Aber ſelbſt 
bei diefer Anficht vertraute man einzelnen Fürſten viel; und na- 
mentlih wankte, trog der Münſter'ſchen Verfuche in landſtändiſchen 
Tingen bed Königreich Hannover, dad Vertrauen auf den König 
von Preußen nicht im Geringjten. Die fpäter fo verjchrieene 
Nemeſis von Luden jagte über die preußiiche Verordnung vom 
2. Mai 1815, welche dem preußijchen Volke eine Verfaffung ver- 
ſprach **): „Es iſt nicht zu leugnen, daß Alles von oben herab dem 
Volke gegeben werde. Aber dag Gegebene wird, wie wir mit Zuper- 
ticht erwarten dürfen, gut fein, und in jeder Rückſicht lobenswürdig. 


*) Luden's Nemefi 1816. Bd. VI. 110. 
**), MNemefiS 1816. VI. 128. 
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„In dem Köntg von Preußen verehrt ganz Deutfchland, ja 
ganz Europa einen der edeliten, hochgefinnten, vortrefflichen Mo— 
narchen, ver dad Gute, Wahre und Rechte wahrhaftig und reblid, 
will, und fein anderes Ziel kennt, als das Ziel feine braven 
Volkes“ u. |. w. 

Ein zweites Verlangen ging dahin, daß die Stände wenigſtens 
zum Theil, aus dem Volke, durch freie Wahl deſſelben hervorgehen, 
und Alle vergeftalt zum Volke gehören follten, daß fie im Rechte 
des Volks auch ihr eigene? Recht wahrten, und in ber freiheit des 
Volks auch ihre eigene Freiheit vertheibigten, Schüsten und mehrten. 
Drittens verlangte man, daß die Stände mit dem Volke, das fic 
vertreten, im beftändigen und freien Verkehr bleiben, unb alle ihre 
Verhandlungen öffentlich, unter den Augen bed Volks Statt 
finden: follten. 

Wenn der Regent die Stände willfürlich anorone, meinte 
man weiter, jo würde er fie auch willfürlich aufheben dürfen; 
wenn er jte willfürlich einrichte, jo würde er fie auch willfürlich 
verändern, fobald er entweder Erfahrungen machte, die ihm nicht 
behagten, oder wenn er entvedte, daß bie gewählte Art feinen 
Anfichten zumider fei. Der Regent müfje daher die Stände nicht 
aus Gnade bewilligen, ſondern er müſſe anerkennen, daß bas 
Volk ein Recht habe, eine ſtaͤndiſche Berfaflung zu fordern, und er 
mithin bie Pflicht eine ftändifche Verfaſſung anzunehmen, nicht zu 
geben *). Aber eben deswegen müffe er mit feinem Wolfe, wegen 
ber Geftaltung biefer Berfaffung zu Rathe gehen, und mit ihm 
wegen eines vertragenen Geſetzes übereinfommen. 

Daß in einer Stänbeverfammlung Mitglieder feten, denen ein 
erbliches Standichaftzrecht zuftehe, wollte man nicht tadeln, es 
Tonne viel Gute? haben. Diejenigen, welche ein Recht lediglich 
ihrer Geburt verdankten, müßten nach der Natur der Dinge am 
Alten halten, und die Erhaltung des gefchichtlich Gegebenen wollen; 
und es ſei nicht nur billig, daß das Alte feine Vertheiger habe, 


*) Wir werben auf diefen Gegenſtand bei der Einwirkung der Bunbes- 
verfammlung auf bie ftändifchen Verfaffungen weiter unten zu reben kommen. 
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ſondern es fei ſogar nothwendig, baß ber Geift, ver vorwaͤrts treibe, 
fo weit zurückgehalten werde, daß er nicht? Giberfpringe. Ueber: 
haupt ſchien es natürlich, daß vor einem erblichen Throne einige 
andere Stühle ftänben, die gleichfalls erblich feien. Solche Stände 
finnten die wahren Mittler jein zwiſchen Thron und Volk: durch 
ihr erbliches Necht auf die Standfchaft feien fie eind mit dem 
Fürſten, durch die Standſchaft felbft gehörten fie dem Volke an *). 
Bern aber die Entjcheivung der Angelegenheiten des Volks Tedig- 
ih in den Händen erblicher Stände wäre: welches Vertrauen 
konnte dad Volk zu einer ſolchen Berfammlung hegen? Und wenn 
vollends die Laſten und Pflichten des Volks, von ben fammtlichen 
Ständen nicht mitgetragen und mitgeleiitet werben dürfte: wie 
jolte dag Boll glauben, in ihnen ben Befreiten, Bertheidiger feines 
Rechts und jeiner Kreiheit zu haben? 

Vor allen Dingen drang man aber auf die Deffentlichfeit ver 
Verhandlungen. Nur dadurch fei Theilnahme des Volks an der 
ge und den Verhältniffen bed Staats zu bewirken, mir baburch 
ſei eine öffentliche Meinung und ein wahrhaftiger Vaterlanpzfinn 
zu erzeugen; nur dadurch jet dem guten Volksvertreter der Muth 
zu jihern, der ihm nöthig fei, und dem jchlechter. Geſinnten die 
Unbedeutfamfeit aufzubringen, die er haben jolle; nur dadurch 
endlich könne bie ganze Einrichtung fich als eine wahre Volksſache 
bewähren. Seien die Verhandlungen geheim, fo verlören fie ihren 
Sinn und ihren Werth; der Tugend entgehe die Liebe, und ber 
Schlechtigkeit entitehe die Verachtung, die ihr gebühre. Die Ver: 
ſammlung ſei nichts ala ein erweiterte® Kabinet, und auch das 
Deite, das fie etwa bewirken möchte, erjcheine nur als eine Aeuße— 
rung ver Willfür, weil bie Gründe fehlten, auf welcher es ruhe. 
63 ſei eben fo unnatürlich, dem Volke den Zutritt zu feinen Ver⸗ 
tretern zu verfagen, als es unnatürlich fein würde, dem Fürſten 
das Kabinet zu verjchließen, und vie Minifter im Geheimen arbeiten 
zu laften. Wenn die Stände ehrlich und reblich das Beſte des 
Lolteg wollten: warum fol diefes ihre Bemühungen nicht fehen; 


*) So ſprachen damals die Oppofitionshlätter. 
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wenn fle nicht ehrlih und reblich das Beſte des Volles wollen: 
wozu ſoll eine ftänbifche Verfaſſung? 

Zwar habe durch die Beitimmung bed Art. 13 der Bundes⸗ 
acte gewiß jebes deutſche Volk dad Recht erlangt, von feinem 
Fürſten eine ſtändiſche Verfajlung zu fordern, wenn anders biejer 
Fürſt die Bundesurkunde anerkannt unb unterfchrieben habe. 

Aber ein Mittel dieſes Recht geltend zu machen, gebe bie 
Urkunde nicht. Geſetzt, irgend ein deutſcher Fürſt herriche fort 
nad) alter Weile und ließe fich auf feine Stände ein: was jollte 
nun werben? Würden die übrigen beutfchen Fürſten von ihm ver- 
langen, daß er feinem Volke gewähren ſolle, was fie allen ihren 
Völkern veriprochen hätten? Aber auf welche Weife würden jie 
es verlangen? Doch wohl auf dem Wege diplomatifcher VBerhand- 
lungen, alfo würden fie die Sache bei dem Bunbestage in Frank⸗ 
furt betreiben, fall derſelbe noch zu Stande kommen follte. Aber 
was auf diefem Wege zu erreichen fei, bad habe man ja wohl an 
dem Congreſſe in Wien geſehen, auf welchem Würtemberg und 
Baben nicht einmal zur Annahme der Bundedacte gebracht worden 
jet, ohne daß ihnen aus ihrer Abſonderung irgend ein Nachtheil 
erwachlen wäre. Oder follte dad Volk felbft den Fürſten beim 
Bunbedtage wegen vorenthaltenen Rechtes anflagen? Aber es jei 
gar nicht ausgemacht, daß eine ſolche Klage angenommen werben 
würde, und wenn man fie annähme, wäre man auf eben jenem 
Wege der Diplomatie, der bigher noch zu feinem glücklichen Ziele ge 
führt habe. Damit würde aber die Lage des Volkes nicht gebeſſert ſein. 

Auf die Bundezverfammlung hoffte faft Niemand, man rid> 
tete allgemein bie Hoffnung auf die einzelnen Fürften. Gleichwohl 
verhehlte man fich auch hierbei nicht die Schwierigkeiten der Aus— 
führung. Man fragte: „Was haben fi) denn die Fürften im 
Art. 13 der Bundesacte eigentlich aufgelegt? Die Anwort müſſe 
body eigentlich heißen: Nichts. Der Artikel fage rein nichts, 
und es ſei unbegreiflich, wie er in biefer Form und mit dieſen 
Morten babe aufgenommen werden Können. Es ſei mit feiner 
Silbe bejtimmt, was unter einer landſtändiſchen Verfaf: 
fung zu verftehen ſei. Es ſei der Willfür eines Jeden überlafjen, 
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was er mit biefen Benennung bezeichnen wolle und es lafje fich 
denfen, daß man unter dem Namen einer landſtändiſchen Ver- 
faffung hin und wieder eine Einrichtung treffe, die ein wahres 
Unglüd für das Volt wäre; Tieße es fich ja doch beweiſen, daß 
vie ſ. g. Landſtaͤnde, wie fie in einigen deutjchen Ländern vormals 
beitanden, eine wahre Laſt für das Land geweſen und dag Leben 
nievergeichlagen hätten! Schon die Beibehaltung oder Herjtellung 
ſolcher Landſtände wäre eine wahre Verſpottung bes Geiftes ver 
neuch Zeit, eine Berhöhnung des Volksſinnes und ein grober 
Widerſpruch mit vielen andern Einrichtungen der Staaten. Und 
doch, wäre es denn nicht moͤglich, daß man noch ſchlechtere ſ. g. 
vandſtände bildete? 

Die größte Bitterkeit erregte aber die Vergleichung des Art. 13 
mit Art. 14 der Bundesacte. Was Stein in kurzen Worten tref— 
fend in Wien bezeichnet hatte: „es iſt in der Bundesacte ſehr viel 
von den Mebiatifirten, aber ſehr wenig vom beutjchen Volke die 
Rebe,” war auch der in unzähligen Variationen ausgeführte Grund: 
gedanke des intelligenten Theiles des Volkes ſelbſt. Die Weitläu- 
figleit des Art. 14 der Bunbesacte gab zu den bitterjten Angriffen 
auf den Adel im Allgemeinen VBeranlaffung, wenngleich ſich aud) 
bierbei die Ertravaganzen franzöfilcher Streitjchriften damaliger 
Kit durchaus nicht fanden. Uber wer fonnte e8 auch tadeln, 
wenn man die Weitläufigfeit und Genauigfeit des Art. 14 über 
die Verhältniffe der Neichsftände und des Reichsadels, denn doch 
immer nur einzelner Familien, dem äußerjt inhaltlofen Art. 13 
über die ſtändiſchen VBerhältnifie des deutſchen Volkes, welches das 
Wichtigſte umd Hoͤchſte nach einer beftimmten Richtung, dem poli- 
tiſchen Leben bed Volks, betreffen follten, vergleichend gegenüber 
ſtellte? Man verlangte durchaus nicht, und dies ift hier beſonders 
hervorzuheben, die vollftändige Beſeitigung dieſes Adels, wie etwa 
in Frankreich die Kiberalen damals erjtrebten, jondern man gönnte 
dieſen vormaligen Reichsſtänden alle Vorzüge und Vortheile, bie 
nur irgenb mit ber Gerechtigfeit gegen bie übrigen Staatsbürger 
vereinbar waren. Man hatte nicht? dagegen, daß bie reichöfürft- 
lien und gräflichen Häufer zu dem hohen Adel gehören, und 

acher Theu. 7 
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daß ihnen bie Ebenbürtigfeit bleiben ſollte. Selbſt gegen bie 
Familienverträge und privilegivten Gerichtzftand hatte man im 
Allgemeinen nichtd. Aber man überfah damals jchon nicht bie 
Beitimmungen, welche auf ein Princip hinwieſen, das mit einer 
wahrhaft ftändifchen Verfaffung und einer wahrhaften Volksfreiheit 
nicht verträglich fein konnte. 

Den fortgefchrittenenen politiichen Anfchauungen widerſprach 
am meiften die Bevorzugung in Anfehung der Bejteuerung. 
Es war gewiß nicht unrichtig, wenn man fchon damals fagte: 
„Man möchte glauben, daß der Hohe Abel jolchen Vorzug nicht 
annehmen würde; allein er hat ihn vor der Bundedacte 1814 ſchon 
angefprochen, und indbefonbere in Würtemberg mit Hartnädigfeit 
geltend zu machen gefucht.” — Wie weit entfernte ſich mit ſolchen 
Forderungen ber beutfche Reichsadel von der Stellung des englifchen 
hohen Adels. „Sin folches Privilegium würde fih ein Mitglied 
de3 englischen hohen Adels nicht ausbedingen,“ jagt über dieſe Ver- 
hältniffe, der font milde urtheilende Bülau *). 

Nicht minder machte die Befreiung vom Kriegsdienſt böſes 
Blut. Man jah darin einestheild die Aufrechthaltung der ver: 
haßten Eonfeription und anderntheild die Pflicht des jteuerfreien 
Eigenthums des Adels mit dem Gut und Blut des Bauern und 
Bürgerd zu vertheidigen. Hielt man nun hiergegen die Nechte, 
welche den übrigen Staat3bürgern in der Bundesacte Art. 18 ein- 
geräumt waren, jo war das Rejultat des Vergleichs freilich traurig 
genug, um bie höchſte Mipjtimmung bervorzurufen. Denn worin 
beſtanden diefe Nechte? Die bitterfte Antwort gab wohl Sefferfon : 
„Die Sitte, Völker mie Vieh zu verfchachern, fcheine ein Theil des 
europäiich-feftländifchen WVölferrecht3 werben zu ſollen *)/. Wäh- 
vend man dem Mebiatifirten dag Recht des beutichen Bürger- 


*) Bülau, Geſchichte Deutihlands von 1806 — 1830. ©. 367. 

**) Mie anberd handelte ber fonft wahrlich nicht weichherzige Friedrich 
Wilhelm I., König von Preußen: „Ich müßte wohl verrüdt ober bejoffen 
jein, wenn ich euch meine treuen Unterthanen gegen frembe Hallunken ver= 


tauſchen wollte”, antwortete er ben beforgten Bewohnern ber Graffchaft 
‚ Mark auf ihre Bitte, 
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thums im eminenten Sinne verlieh, handelte man gerade wie nach 
dem Luneviller Frieden mit Köpfen, ſchätzte die halben und viertel 
Selm*). Daß bei großen politifchen Veränderimgen alt erprobte 
treue Unterthanen nicht erhalten werben Tonnen, ift, wenn auch 
traurig, mit. beitem Willen oft nicht zu vermeiden. Aber ein 
Shader mit denjelben ift im höchſten Grade wieberwärtig, uns 
üttlich, verberblih. Und was gewannen taujende braver verfaufter, 
jegt von einander geriſſener Unterthanen dagegen? Crftlich Eonnte 
ein jeder deutiche Unterihan Grumbeigenthum in einem anbern 
Staate erwerben, als ben er bewohnte, ohne mit mehreren Ab- 
gaben beläftigt zu werben; aber die Polizei des Staat, in welchem 
er Grundeigenthum gekauft hatte, konnte ihm die Erlaubniß bes 
ttandigen Wohnorts verfagen. 

Zweiten? hatte er auch die Befugniß des freien Wegzuges 
aus einem Bundezjtaate in einen andern; er mußte aber 
vorher beweiſen, daß dieſer andere Staat ihn wirklich ala Unter: 
tan aufnehmen wollte. Drittens konnte er zwar in Civil ober 
Militeirdienfte (eines andern Bundesſtaats) treten; aber es ver, 
and jich dabei, daß er vorher die Verbindlichkeit zum Militair- 
dvimjt in feinem biöherigen Vaterlande erfüllt haben mußte, es war 
keinegswegs genug, daß er in dem neuen Vaterlande, d. h. in dem 
teutihen Bunbezftaate, in welchen er überfievelte, das ge- 
meinſame Vaterland, nämlich Deutichland zu vertheibigen hatte. 

Viertend, war jogar verjprochen, daß man fich auf dem eriten 
Bundestage mit Verfügungen über die Breßfreiheit beſchäf— 
tigen wolle; aber freilich war von biefen Verfügungen nur 
gejagt, daß fie gleichförmig fein jollten, was ber inhalt fein 
werde, war durchaus ungemiß. 

Endlich war auch noch beftimmt, daß die Verſchiedenheit ber 
criſtlichen Religionzparteien keinen Unterjchied in den bürgerlichen 
und politiſchen Rechten begründen könne. In vielen, ja ben bei 





) Baiern wollte die Unterthanen ber mebiatifirten Fürften nur als 
Zuitelſeelen gelten laſſen; dagegen nach einer umlaufenden Sage bie Frank— 
Amer Seelen jebe zu drei anfchlagen. Die Juden daſelbſt au? — 

7” 
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weiten meiften Staaten, war biefe Beftimmung aber fchon Rechtens, 
nur für Oefterreich hatte fie bis 1848 faft gar feine Folgen. 

Dad waren bie gewährten Vollsrechte! — Kein Wunder, da 
die Bundesacte von Anfang an, feine Sympathie bei dem Vollke 
erregen konnte. Deshalb war auch gar wenig Berlangen nad 
einem Bundesgericht, welches dieſe Rechte fchüben ſollte. 

Man jah überhaupt die Nothwendigkeit eined Bundesgericht? 
nur im engeren oder vielmehr engiten Kreife ein. Durchgängig 
berrfchte zu dem deutfchen Landbesgerichten ein im Ganzen nicht 
unverbientes Vertrauen und die beutfchen Zuftände waren bis dahin 
gar nicht geeignet geweſen in ber großen Menge, ja ſelbſt in ge 
bildeten Kreiſen ein Bedürfniß, wie e8 ein Bundesgericht ausdrückt, 
lebendig werben zu lafien *). Heute ift das freilich anders; heute 
ftreben die confervativiten Staatsmänner Oeſterreichs nach Conſti 
tuirung eines Bundesgerichts! 

Indem wir die öffentliche Stimme ber Berufenen über 
den Inhalt der Bundesacte vorführten, wollen wir durchaus 
nicht die Schwierigkeit der Herſtellung eines neuen und befriebi- 
genden Zuftanded der deutſchen Verhältniffe außer Acht gelaſſen 
haben. Es genügt auf Schaumann **), v. Türdheim **), Bü- 
lau +), Pertz FL) zu verweilen. Dieſe Schwierigfeit leitete ſich von 


dem weitphäliichen Frieden ber, in welchem dad Nebeneinander 


beſtehen einer Reichs- und Landeshoheit Grundlage der Zu 


jtände wurbe, wobet jedoch der Natur und dem Gange ber Dinge 


nach bie legtern zu überwiegenber Geltung gelangen mußte, weil 
eine wahrhafte Vermittelung der Reichs- und Landeshoheit in bem 


weitphälifchen Frieden nicht gefunden werben konnte und in der 


Reichsverfaſſung ſelbſt nicht die Mittel gegeben waren, welche zur 


Aufrechthaltung und Achtung der Gejeße dienen fonnten. Deshalb 


*) Bob, Zeiten 1817. I. p. 126— 1397 da8 Bundesgericht betzeffend. | 
“+, Schaumann, Geſchichte des zweiten Pariſer Friedens. S. 237 ff. 
»ee) v. Türckheim, Betrachtungen auf dem Gebiete der Verfaſſungs⸗ und 
Staatenpolitik. Th. II. S. 230 ff. 290 ff. 
T) Bülau, Geſchichte Deutichlands von 1806 — 1830. S. 368 ff. 
tr) Perp. IV. ©, 441 — 443, 
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ſchwand auch bald die Ießte Spur der Anhänglichkelt an die Reichs⸗ 
verfaffung und insbeſondere an daß Oberhaupt bes Reiches. Das 
erfte Beilpiel indeflen eine gegen Kaiſer und Reich geführten 
Krieged gab nicht Friedrich ver Große, fondern Baiern im fpa- 
niihen Erbfolgelriege, wo es fich als Verbünbeter dem Reichsfeinde 
anſchloß. Preußen ſagte fh, wie ein jübbeuticher Staatgmann 
richtig bemerft *), nur von einem Schattenbild des Reiches, von 
anem Borurtheil, Io, während Baiern offenen Abfall und ver: 
rätherifchen Mebergang zum Neich2feinde beging. Der Rheinbund 
brachte, was der That nach längft beitand, die einzelnen jouverainen 
Staaten, in eine völferrechtliche Verbindung auch ber Form einer 
neuen gefeßlichen Orbnung nach und zwar nicht bloß in der Perjon 
der yürften, fonbern auch in der Gefinnung der Unterihanen diejer 
Staaten, indem fich der Patriotismus auf die engen Gränzen jedes 
kleinen und Heinften Staates beichränfte, dad Gefühl für das 
große Deutichland ganz und gar abhanden gekommen war. Diejer 
Gang der Dinge war ein gejchichtlich nothwenbiger. ‘Denn wie 
fonnte ſich aus der demüthigenden Unterorbnung unter die erbärn- 
lichſten Verhältniſſe Heiner Patrimonialherren **) wohl ein Gefüpl 
für Nationalität bilden, wie eine eigentliche Volksgeſinnung auch 
nur zu Tage treten? Die kurze Zeit der Erhebung von 1813 
und 1814 Hatte jene Ränder wenig berührt, und bie harte Schule 
der Leiden, welche Preußen fo tief gefühlt Hatte, war ihnen nicht 
zu Theil geworden. Es ift daher jehr wohl zu beachten, daß dieſe 
Geiinnung der Unterthanen ver Rheinbundfürften neben ben in der 
Einkitung von ung ausführlich beleuchteten Urſachen, eine große 
Schwierigkeit für die Neugeftaltung Deutſchlands am Wiener 
Congreß abgab, weil fie diefen und Defterreih das Spiel erleich— 
tert. Dagegen Tonnte das hochgefteigerte Gefühl der Preußen 
Wein nicht zu einer wahrhaften Einheit des deutſchen Reiches 
führen, auch wenn Friedrich Wilhelm IT. vemfelben nachgegeben 


*) v. Tärckheim. II. S. 166. 
»e) Man fehe die Eingabe Iſenburgiſcher Unterthanen an ven Wiener 
Cengreß bei Klüber. 
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hätte; denn felbft in Preußen war mehr preufiicher als beuticher 
Patriotismus. Preußen war vorhanden, aber Deutichland? Ein 
Schatten; und für ein Schattenbild iſt ein Nationalgefühl zu er: 
zeugen unmöglich. 

Aber wern man auch die Schwierigkeit ver Herftellung einer 
neuen Ordnung ber Dinge anerfennen, wenn man auch zugeben 
muß, daß bie Herftellung des Kaiſerthums unmöglich war, baf 
auch ſelbſt die Heritellung eines Bundesſtaats mit großen SHinber: 
nifjen zu tämpfen hatte, jo lag boch darin durchaus nicht bie 
Nothwendigkeit, die bringenjten und bevechtigjten Forderungen bed 
deutſchen Volles, welche den Anfang einer Volksfreiheit bezeichnen 
zu mißachten. Nicht um bie Heritellung eines Bundesſtaats *), 
mit Einrichtungen wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
jie befigen, handelte es fid, zuleßt, ſondern um die bejcheibenen 


Forderungen, welche wir oben als die Cardinalpuncte zur weiteren 


Entwicelung Deutſchlands bezeichneten, um Erringung eine gewiflen 
Minimumd an ftändifchen Rechten, um gleiches Unterthanenrecht 
in allen Staaten, durd) polizeiliche Chicanen unverfünmerte Frei⸗ 
zügigfeit, ausnahmsloſe Stellung vor dem ordentlichen Nichter, 


Aufhebung der Leibeigenfchaft, vechtliche Gleichheit aller chriftlichen 
Confeſſionen, einheitliche Geſetzgebung in Zoll- und Hande!sſachen, 


— aljo nicht um in der Luft ſchwebende Theorieen von Grund: 
vechten, fondern um greifbare, auch ohne Bundesſtaat überall 
durchführbare *) und unbebingt für die großen Opfer des deut- 


hen Volkes zu gewährenden Mechte, welche ven Anfang der 
Volksfreiheit bezeichnen, wurbe von Staatzmännern gelämpft ). 


*) Wir jehen hier von ber theoretifchen Erörterung ber Begriffe Staaten: 


bund, Bundesſtaat burhaus ab; dieſe Grörterungen find zum Ueberfluſſe 
angeftellt. Die beften Auseinanderfegungen darüber fann man bei Vollgraff 


und Droyſen nachlefen, und die Staatslexica unter dieſem Artikel vergleichen. 
**) Selbſt fremde Etaaten hatten die Garantie folder Rechte zum 
Oefteren übernommen; man benfe an bie Garantie der würtembergifhen 


Verfaffung durch Dänemark, fowie an die Barantieen des Weſtph. Friedens. 
**) Man vergleihe Schaumann’3 vortrefflihen Vergleich der WBeitre - 
bungen deutſcher Patrioten im Jahre 1814 u. 1815 mit den Forberungen be: 
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Eine Theorie eines deutſchen Bundesſtaats wurde auch damals von 
Niemanden am Wiener Congreß aufgeftellt, weil bie leitenden 
Perfinlichkeiten fehr wohl einfahen, daß fich ein Bunbezftaat, wie 
man ihn fonft zu definiven pflegte, nur für einen Bund von 
Republiken möglich geweſen wäre"). Es iſt Leicht begreiflih, daß 
ver Uebergang zu einem Bunbezftaate in republicanifchen Bundes⸗ 
ſtaaten gefahrlofer und fchneller als in monarchifch regierten 
Staaten ift, daR es Leichter in neuen als in alten Kulturftaaten, 
und gefahrlofer in denjenigen Staaten ift, in melchen die focialen 
Verhältniffe die Stände des Volkes in ihrer Bildung weit von 
einander ſcheiden. Dennoch glaubte man 1848 ſich die Sache fo 
leicht machen zu Tonnen! Daß aber die befcheidenen Wünſche der 
damaligen Zeit nicht erfüllt wurben, mußten die Nation mit 
Trauer und Ingrimm erfüllen, und wenn es auch richtig it, was 
Bilau ) jagt, daß die Preußen bet Ligny und Waterloo freubig 
und tapfer Fämpften, obwohl fie die Verordnung vom 22. Mat 1815, 
in welcher dem preußischen Wolfe eine reichgftändifche Verfaſſung 
zugefagt war, nicht fannten, wenn auch in dem Aufruf von Kaliſch 
und in dem bed Königs von Preußen an fein Volk keine klaren 
Verfprechungen gewiffer Volksrechte enthalten waren, fo war Trauer 
und Ingrimm der Nation, inzbejondere der aufgeregten Jugend 
wohl erflärlich und wohl berechtiget, und vielleicht um fo mehr, als 
Ale die Erfüllung allgemeiner Verheigungen in bie Hand ber 
Fürſten gelegt hatten. 

Die öffentliche Meinung wendete ſich daher von Anfang von 
der deutſchen Bunbeöverfammlung ab und es hätte bedeutender 
und tief eingreifender Handlungen, namentlich der nach ſofortigem 
Zufammentritt unverweilten in Ausſicht geftellten Feſtſtellung ber 
erganifchen Bundesgeſetze bedurft, um das verlorene Zutrauen 
wieber zu gewinnen. Bekanntlich hielten aber die Fürjten ſchon 
ihr erſtes Verfprechen des Zufammentrittes der Bunbeöverfammlung 


inner von 1848, welche die Paulskirche Iekteten, in Raumer's Hiftor. Tas 
ſchenb. 1850. ©. 262 Fi. 

°%)E. Seite 15 ff. 

*e) Bũlau, Geſchichte Deutſchlands von 1806 — 1830. 
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am 1. September 1815 nicht und erregten damit in der Nation 
ein großes Mipbehagen. Es war außer ben wenigen Cingeweihten 
Niemand, welcher die Urjachen der Verzögerung, allein Schuld ber 
unabänderlichen Verhältnifje, überjehen konnte. Die Verhandlungen 
zu Paris nach dem Sturze Napoleon? hatten von Neuem gezeigt, 
wie jehr die deutſchen Mächte vor dem Auslande auf der Hut fein 
mußten. Den Kampf der deutfchen Staatmänner für Deutjd- 
lands, alte abgerifjene Provinzen und zu feiner Sicherheit noth 
wenbige Feſtungen von Frankreich wieber zu gewinnen, führte zu 
jehr unvollfommenen Reſultaten. Fürft Metternich übergab zwar 
eine ausführliche Denkichrift *), ebenfowohl Humboldt *) in Bezug 
auf die an Frankreich für zulünftige Garantie des Friedens zu 
feiftenden Entſchädigungen und Abtretungen; es war barin fran- 
zoͤſiſcher und ruſſiſcher Prätenfion entgegengetreten. Aber dieſe 
Bemühungen, noch unterftügt von den Denkichriften anderer 
Staatsmänner, Kneſenbeck und Boyen, und felbft durch die ein- 
dringlichen Mahnungen Baiernd und eine vortrefflihe Denkſchrift 
bed Kronprinzen von Würtemberg, konnten den, in der preußijchen 
Erklärung vom 4. Auguft 1815 verlangten Sicherungen gegen 
Frankreichs ſpätere Gelüfte keinen Erfolg gegen bie vereinten Be 
mühungen Rußlands, Frankreichs und Englands erringen. Welch’ 
eine Erjparung in den nothwenbigen bereit zu haltenden Kriegs- 
mitteln des deutichen Bundes wäre in Zukunft eingetreten, wenn 
nach den preußifchen Vorſchlägen bie fchütenden Feſtungen von 
Dünkirchen über Lille und Mes fammt dem ganzen Elſaß an 


*) Schaumann, ber zweite Pariſer Frieden. 1844. ©. XXXI. — ME- 
moires d’un homme d’etat. XIII, 291. Gagern. V. 90. 
**) Perg. VI. 506—520. 

“et, (58 murben verlangt: Dünkirchen, Grevelingen, Gaffel, Lille, Condé, 
Douay, Valenciennes, le Quesnoy, Landrecy, Avesnes, Maubeuge, Philippe: 
ville, Marienburg, Charlemont, Givet, Rocroy, Mezidres, Montmeby, Longwy, 
Thionville, Met, Saarlouis, Saargemünd, Bitſch, Landau, Befort, Müm: 
pelyard, Fort Joux, Bort Laclufe, Hort Barreaux, Briancon, Elſaß und 
Savoyen. — Man betrachte dieſe furchtbare Angriffpofition gegen Deutſch⸗ 
land gegen das, was uns jept zu Gebote ſteht. Wie wenig davon ift an 
Deutſchland gefommen! 
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Deutichlanb gelangt wären! Hier lag ein dringendes National 
interefie vor — die flegenbe Nation follte ven Schuß erhalten, 
welchen bisher Frankreich beſefſen. Wurbe bie erreicht, fo durfte 
bad Bunde-Contingent auf die Hälfte herabgefebt werden! Süb- 
deutſchland würde jegt nicht die faſt ohnmächtige Schwäche gegen 
einen franzöfifchen Eroberungskrieg zeigen. Aber auch der von 
Hardenberg zu Hülfe gerufene Freiherr v. Stein vermochte nichts 
gegen die vereinigte Politit Rußlands und Englands und Frank⸗ 
reichs außrichten. Die vereinigten Bemühungen bed Königs von 
Preußen und ber Kronprinzen von Baiern und Würtemberg ftimmte 
Aerander jo wenig um, als die Verjuche des Königs der Niever- 
lande, oder gar die ſchon mit großer Mißgunſt angejehenen Artikel 
des rheiniſchen Merkur, deſſen leivenfchaftlicher Ton der guten 
Sache ſchadete *), oder endlich die übrigen Verſuche ver Preſſe, 
worin fich die öffentliche Stimme grollend vernehmen ließ **). Noch 
wäre wohl etwas mehr zu erreichen geweſen, ala fpäter erreicht 
wurbe, wenn Defterreich bei Preußen feitgehalten hätte. Allein 
dbieje® gab am 8. September 1815 den engliſch-ruſ— 
ſiſchen Forderungen, welche Frankreich ftark und 
Deutihland Shwac fein zu laffen wünſchten, nad. 
Preußen allein, auch mit Unterftübung der deutſchen Fürſten, 
war zu fchwach, um jich dem vereinigten Willen der andern vier 
Gropmächte entgegen zu ftellen, und jo mußte der ſchwere Schritt 
geihehen, welcher Deutichland nach jo ungeheuren Opfern eine 
ſchwache Gränze gegen Frankreich verlieh. Hierfür war der Ab» 
ſchluß des von den Völkern mit Mißtrauen betrachteten ***) hei⸗ 
ligen Bundes (26. Septbr. 1815) wahrlich fein Erſatz. 

Wir glaubten auf die Schwierigfeit der Zeit und Kräfte ab- 


e) Ehaumann. 1. c. ©. 146. 

ee) Iſt Frankreich weniger furchtbar ohne Napoleon? — . Der Einfluß 
der neueften Friegerifchen und politifhen Greigniffe auf die öffentliche Mei: 
nung in Deutichland 1815. — Ueber das Sntereffe ber Staaten von Süd— 
deutihland, in Bezug auf die Önrantien, welche Frankreich anzufinnen find. — 
Saͤmmtliche Schriften find anonym erſchienen. 

ser) Gervinus. 1. 252. I 
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ſorbirenden Verhandlungen zu Paris bis zum Ende bes Kahres 
1815 hinweifen zu müffen, um die Unmöglichkeit ber man 
zum 1. September 1815 verjprodhenen Eröffnung ber Bunde: 
verfammlung feitzuftellen.. Denn es iſt jet noch felbit bei ben 
beſſeren Schriftftellern der Vorwurf über die am 1. September 1815 
nicht geſchehene Eröffnung der Bunbesverfammlung ein jehr belieb⸗ 
te8 Schlagwort gewiffer Richtungen. Leichter wäre es im Laufe 
des Jahres 1816 geweſen, dem gegebenen Veriprechen nachzufommen. 
Aber bie beiden Großmächte Tonnten die Eröffnung der Bunde 
verfammlung nicht wünfchen, bevor ihre burch die langen Kriege 
berbeigeführten Zerrüttungen bes inneren Staatshaushaltes einiger: 
maßen durch bejjere Zuftände erjegt waren. Für Preußen Tagen 
noch andere Gründe vor, die wir weiter unten erörtern werben. 
Defterreich hatte natürlid, gar Fein Intereſſe auf bie Eröffnung 
der Bundesverfammlung zu dringen. Baiern und MWürtemberg 
wollten wo möglic, mit fertigen Verfaffungszuftänden der Bundes 
verfammlung gegenüber treten, um die Einwirkung dieſer letzteren 
auf ein Minimum zu rebuciren. Die Gejanbten der übrigen 
deutſchen Staaten warteten deshalb faſt ein halbes Jahr vergeben? 
in Frankfurt auf die Erjcheinung ihrer Eollegen aus den großen 
Staaten; ihre Lage der zufchauenden, ſpottenden Nation gegerrüber, 
bie fich deutlich genug in der Preſſe äußerte, war eine ſehr ver: 
legene, und die daraus erzeugte Stimmung war mit ein Haupt: 
grund, daß die preußifchen Beitrebungen zu einer gleichen Stellung 
mit Oefterreich zu gelangen, von fo geringem Erfolg bei ber Er: 
Öffnung der Bundezverfammlung waren. So verfloffen vierzehn 
Monate nad) dem in der Bundedacte beitimmten Zeitpuncte, bevor 
die Bundesverfammlung wirklich eröffnet wurde. Es follte am 
1. Septbr. 1815 geſchehen und geſchah erit am 5. Novbr. 1816. 
Was von Hoffnungen auf die Wirkfamfeit der Bunbezverfamm- 
lung etwa noch im Volke gelebt hatte, verſchwand bei den Meijten 
mit der von Gagern gejchehenen Aeußerung: „es ift ver fehlerhafte 
Glaube verbreitet, daß die Bundesverſammlung ein prompter Arzt 
oder ein Quackſalber für alle. denkbaren Schäden und Vergewal— 
tigungen fein ſolle.“ Der öfterreichifche Geſandte hatte im feinem 
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erſten Vortrage nach feierlicher Eröffnung der Bundezverfammlung 
nahtrüdlich darauf hingewiefen, baß der dentjche Bund ein Staaten: 
bund, kein Bundesſtaat fei; er fügt zwar hinzu, daß er mehr fei 
als ein bloßes Schug- und Trutzbündniß, weil dad National 
bedürfniß, als der einzige richtige Keititern für 
Staatenverhältniffe, mehreres erheilcht habe. Zu bald follte 
jih zeigen, daß bie bejorgten Stimmen der damaligen Zeit wohl 
Recht Hatten, wenn fie den Zweifel aufftellten, ob auch die Rebe 
ehrenwerther Männer am Bundestage, ja ſelbſt ihre Befchlüffe 
Erfolg im Einzelnen und im Ganzen haben würden”)? Daneben 
gab ed aber auch bejonnene Männer, wie 3. B. Heeren **), welcher 
mit der Ächt deutſchen Eigenthümlichkeit von neuen Einrichtungen 
ſtets Bedeutendes zu hoffen, von der Bunbesverfammlung eine er- 
ipriegliche Thätigkeit hatten, und noch in dem vierten Decenium 
unſeres Jahrhundert? gab es font einfichtige Männer von Be- 
deutung, welche die Bundes- und Schlußacte der Entwidelung des 
deutſchen Volkes gemäß hielten, z. B. 3. v. Türckheim umd 
Bulau ). 


) Nemeſis. VIII. 490. 
**) Heeren, ber deutſche Bund in feinem Verhältniſſe zum europäiſchen 
Saatenſyſtem. Göttingen, 1817. (Werke. Th. I.) 
eee) v. Türkheim. Betrachtungen auf dem Gebiete ber Verfaſſ ungs⸗ und 
—— 18412. Th. II. S. 184. 230. — Bülau, Geſchichte Deutſch⸗ 
lands ꝛc. ©. 385 ff. 





Erſtes Buch. 


Die Zeit von 1816 — 1824. 





Erftes Kapitel. 


Borbereitungen zur Eröffnung der Bundesurrsammlung. 


Die Bemühungen Metternich’3, ſchon ſeit dem Sommer 1813 
bemerkbar, den König von Preußen gegen den Auffchwung des 
preußischen Volkes mißtrauiſch zu machen, die bereitwillig mitwir- 
kende Unterftüßung der im Metternich's Sinne handelnden preußi- 
ſchen Minifter, Golg und Wittgenftein *), den König von Preußen 
mit geheimen Verbindungen und Verſchwoͤrungen zu ängitigen, ja 
jeldft die Brojchüren der Kamb und Schmalz, welche die Helben- 
thaten von 1813 bis 1815 nur dem gewöhnlichen Unterthanen- 
gehorfam der Preußen zufchrieben, ſehr wohl wiffend, daß fie damit 
die ſchwache Seite nicht nur Friedrich Wilhelm's IH. von Preußen, 
jondern aller Fürften, beſonders angenehm berührten — hemmten 
zwar für den Moment in Preußen wohl die Verfaffungsangelegen- 
heit in ihrem Fortichritte, waren aber doch nicht zur Verhinderung 
des Zufammentrittes des Bundestages mächtig genug. Denn Met: 
ternich ſah jebt wohl ein, wozu ihm der Bundestag nüßlich werben 
fonnte, und fuchte deshalb den Eifer feiner Freunde in Berlin zu 


*) Br. v. Golg, Kircheiſen, die Staatöräthe von Lottum, Schudmann 
und v. Bülow, tem fi General Kneſenbeck anſchloß, machten die MWitigen: 
ſtein'ſche Partei aus. 
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mäßigen. Die Geſandten ber einzelnen Staaten fanden ſich alfo 
nad und nach in Frankfurt ein, (Sommer 1816) nur Preußen 
zögerte, einen Bunbeögefandten zu ernennen. Oeſterreich hatte ben 
Grafen Buol-Schauenftein zum Gejandten ernannt. Früher hatte 
Metternich dem Freiherrn v. Stein den Antrag gemacht in Defter: 
reihifche Dienfte zu treten (Septbr. 1815) und ala Präftvent des 
Bundestages zu fungiven; aber Stein ſchlug den Tpäter erneuerten 
Vorſchlag aus. Er that dies wohl deßhalb, weil ihn feine Nei- 
gungen durchaus nicht nach Oeſterreich zogen. Wie Lange hätte 
wohl ein Verhältnig zwiſchen Metternich und Stein dauern follen ? 
Welde Antwort würde Stein wohl an Metternich ertheilt haben, 
wenn ihm Vorwürfe von demſelben gemacht wurden, wie fie dem 
Grafen Buol⸗Schauenſtein in der Hoffmann'ſchen Beſchwerdeſache 
in Wien im April 1817 zu Theil wurden”)? Gleich darauf 
machte ihm Hardenberg den Antrag, die Stelle eined preußifchen 
Bundedtagsgefandten anzunehmen. Aber auch das ſchlug Stein 
aus, wie er an den Herzog Franz von Defjau (1. Dechr. 1815) 
ſchrieb: „weil der beutjche Bund eine jo unvollfommene politifche 
Anftalt jei, und die Möglichkeit zu einem vernünftigen und Fräftigen 
Schluffe in irgend einer Angelegenheit zu gelangen wegen ber Ge- 
ſinnungen mehrerer größerer beutfcher Fürſten, und wegen der 
iehlerhaften Verfaflung jelbft, jo entfernt Liege, daß es gewiß für 
feinen Vaterlandsfreund erwünjcht fein koͤnne, zu der Bunbeg- 
verfammlung abgeorbnet zu werben *).” Er wäre jeboch, fügt er 
Binzu, zur Uebernahme der ihm von Hardenberg zugebachten 
Stellung bereit geweien, wenn man ihm noch einen Collegen bei- 
geordnet hätte, der ihm erlaubte fich jo oft und jo lange zu ent⸗ 
fernen, als es feine perjönlichen Verhältniffe erforberten.” Doch 
war dieg wohl nur Vorwand; den wahren Grund ber Ablehnung 
führte er bei einer anderen Gelegenheit an: „ich lehnte es, wegen 
meiner Abneigung, wich in ven Verhältnifien ver Abhängigkeit zu 
jchen, von einem Manne, den ich fo wenig achtete, wie den Staats⸗ 





*) Wir kommen weiter unten darauf. 
) Pertz. V. S. 26. 
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tanzler, ab, von dem ich vorher ſah, daß er mich bei irgenb einer 
Gelegenheit oder aus irgend einer Veranlaflung aufopfern würde *). 

Nachdem Stein abgelehnt, fiel Hardenberg’: Wahl für bie 
Stelle eined preußiſchen Bundestagsgeſandten auf Herrn v. Hän- 
lein. Zwiſchen Wien und Berlin fanben einftweilen Vorverhand⸗ 
lungen über die Eröffnung des Bundesſstages und das gegenfeitige 
Verhaͤltniß Deftereihd und Preußen? am Bunde Statt, beren 
näherer Inhalt, jo wenig als Inhalt *) und Gang ber Unterhand: 
lungen (Octbr. 1814) über den preußifchen Entwurf einer beut- 
ihen Berfaffung zwilchen Hardenberg, Wetternih und Münſter, 
deren Refultat in Bezug auf die gegenfeitige Stellung Oeſterreichs 
und Preußens in und neben dem Bunde aber zum dauerben Rad 
theile Preußen? ausfchlug, bisher nicht bekannt geworben ift. Erft, 
nachdem biefe Mitte Juni 1815 beenbigt, erhielt v. Hänlein, 
Gefandter in Caffel, feine, ſchon länger vorbereitete Inſtruction. 
Hardenberg und Metternich wünjchten ein innige und verirautes 
Verhältnig zwiſchen Defterreih und Preußen ala nothwendig zur 
Erreichung der gemeinjchaftlich vorgefeßten Ziele und trafen jelbft 
eine fürmliche Verabredung dahin, daß Oeſterreich ohne Preupen 
in Frankfurt nicht vornehmen werde **). Als aber nun Har- 
benberg darauf drang, baß die frühere mündlich gemachte Zu- 
fiherung Metternich’, (Baden, Octbr. 1814), einer völligen 
Gleichheit Preußen? mit Oefterreih, im Bunde und neben ein- 
ander, womit fich leichtfinniger Weile Hardenberg damals begnügte, 
in einen förmlichen Vertrag F) gefaßt werben follte, jo zeigte fich 
von Neuem, was auf Metternich's Zuverläſſigkeit zu geben 
war Tr). Hardenberg hatte auf Metternich’3 Zuſage, daß die 
Verhandlungen zwiſchen dem öfterreichiichen und preußiſchen Hofe 
vertraulich geführt werden ſollen, viel gebaut. Aber dieſe Zuſage 


*) Pertz. V. ©. 26. 
*) Pertz. IV. ©, 127. 
) Pertz. IV. S. 92. Es verſteht fi von ſelbſt, daB wir hier Werk 
in ber Hauptjache folgen. 
+) S. Anhang Nr. 2. 
tr) Berg. IV. 128. 
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binderte einen Diplomaten von Metternich’ Character in Teiner 
Weife, fie Jofort zu brechen, wenn e ihm nüßlich ſchien *). Schnell 
unterrichtete er, um gegen Preußen einzunehmen, mehrere Gejanbte 
in Frankfurt, von bem projectirten Vertrage Hardenberg's, und in 
dolge bejonderer Inſtructionen lehnte der öſterreichiſche Bundesge⸗ 
ſandte, Graf Buol⸗Schauenſtein, bei Ankunft Hänlein’3 in Frankfurt, 
das Eingehen auf den Vertrag ab und beitand auf Mittheilung an bie 
übrigen Gefandten. Wilhelm v. Humboldt unterrichtete Hänlein vom 
Bruch des Geheimniſſes, was Otterſtedt bejtätigte. Die verjpätete An- 
kunft Hänlein's Hatte die übrigen Bundestagsgeſandten ſehr vwer- 
fimmt, die Eiferfucht auf Preußen und die Furcht, daß bei größerem 
Einfluſſe defjelben die Beitrebungen nach bundesſtaatlichen Einrich 
tungen wieber in den Vordergrund treten dürften, endlich der Spott 
ver Preſſe thaten das Uebrige, um für den Vertrags-Entwurf von 
Anfang an einen Erfolg unmöglich zu machen. Vorzüglich waren 
& die unter Nr. 4 des Entwurfes angegebenen Vorjchläge, daß 
die Eontingente der einzelnen deutſchen Bunbesfüriten, deren Mann⸗ 
ihaften nicht ftark genug feien, um eigene Corps zu bilden, zu 
den öiterreichifchen und preußifchen Heeren ftoßen, fich deren Ober: 
befehlen unterorbnen und in ihrer Organijation auch in Friedens⸗ 
ziten ſich hiernach einrichten jollten, welche Erbitterung und 
Delorgniffe bei allen Staaten von Sachſen und Würtemberg an 
abwärts für ihre Selbititändigfeit erregten. Wie eifrig die mitt- 
kren und kleineren Staaten in den Bunbeskrieggangelegenheiten 


*) Es ift jehr intereffant, Dazu Das eigene Urtheil Metternich’8 über fich 
ju vergleichen, wie 3. B. Gagern an Stein jchrieb, ald er mit Metternich auf 
dem Johannisberg eine lange Unterrepung hatte. (Perk. VL. 284-288) ober 
wie noch ſpaͤter Metternich gegen Varnhagen v. Enſe fi äußerte. (Denk: 
wärbigleiten, Bb. 8.) „Die bebeutendftien Männer aller Parteien, hören 
Sie wohl, ich fage aller Haben ſich mis genähert, mehr ober minder mit 
mir angefnüpft, ihre geheimiten Pläne mir eröffnet, und feiner hat fich fchlecht 
dabei Befunden, jedem habe ich das Nöthige gejagt, Feiner je dem anderen 
verratben, im Gegentheil. Wie der Fatholtfche Beichtvater habe ich in miß- 
lichen Collifionsfällen ſtets lieber mich aufgeopfert und oft ſchwer dafür ge⸗ 
litten, daß ich das mir bewieſene Vertraͤuen geehrt und frembes Geheimniß 
wohl bewahrt habe..." 
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ihre fouveraine Stellung dem dominirenden Einfluffe Defterreich3 und 
Preußens in der Bundeßverfanmlung aufrecht zu erhalten ftrebten 
und wie fie nicht das Geringfte ohne einen bis zur äußerſten Hart- 
nädigfeit geführten Kampf, hiervon abzugeben gejonnen waren, 
zeigen |päter die vertraulichen Verhandlungen ver Sahre 1817 — 
1819 am Bundestage über die Bildung des 8. Armeecorpd und bie 
Webernahme der Bunbesfeftungen, welche bisher nicht in bie 
Deffentlichkeit gelangten, auf welche wir aber weiter unten genauer 
zurückkommen werben, weil jich in ihnen der damals die Kabinette 
beherrjchende Geift in Bundesſachen am veutlichiten fpiegelt. Selbſt 
Defterreich Tonnte in feinem Intereſſe den preußifchen Vorſchlägen 
wenig geneigt fein, weil bet der beanfpruchten Theilung in Norb- 
und Süddeutſchland, Deiterreich nur die Contingente von Würtem— 
berg, Baben und Heflen-Darmitabt zugefallen wären, alle übrigen 
Sontingente aber Preußen. Derartige Anfchläge Preußen? wären 
in Wien beim Congreſſe ‚durchzuführen geweſen, ftatt fi münb- 
lich von Metternich Zuficherungen geben zu laſſen; jet in einem 
Bertragd-Entwurf, in welchem es fich vorzugsweiſe um eine abä- 
quate Stellung Preußen? zu Defterreih am Bundestage handeln 
mußte, dieſen Vorjchlag von Neuem in einer Zeit anzuregen, in 
welcher dad Mißlingen deſſelben gewiß war, war eine jener Unge- 
ſchicklichkeiten, vie jo häufig die preußifche Diplomatie jener Zeit 
fennzeichnen. Der Staatskanzler durfte alles Mögliche vorjchlagen, 
aber den Souverainen an dem Oberbefehl über ihre Truppen zu 
rütteln, durfte damals er unter feiner Bebingung verjuchen. Hier 
war Niederlage unabwendlich. Hätte ji) Hardenberg auf den erjten 
Hauptgegenftand des Vertragsentwurfd, auf die Bilbung eines 
preußifchen Directoriums mit einem aus den anderen Bundesſtaaten 
zujammengejeßten Directorialvathe nernünftig bejchräntt, wie ihn 
ber VertragsEntwurf unter 2 und 3 enthielt, jo war bei um- 
fichttger und ſchneller Thaͤtigkeit ficherlih für Preußen und für 
das deutſche Intereſſe viel zu erreichen. Das beanipruchte Recht 
ber Protocollführung, der Abfaffung und Ausfertigung der Bundez- 
beichlüffe, die Bundescanzlei in dem preußifchen Geſandſchaftshotel 
wäre Preußen fchwer zu verweigern gewejen. 
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So erlitt Preußen, eine für bie Snhwidfung. ber deutſchen 
Angelegenheiten und feine eigenen Intereſſen folgenreiche Nieder: 
lage, welche Harbenberg durch zu eiligen Rüdzug zu einer eclatan- 
ten machte, fich, wie jo oft früher und jpäter, in frivofer Weife 
tröftene, indem er in Carlsbad erklärte, daß der gute Erfolg des 
Bundes Lediglich von den volllommenjten Einverſtändniß zwiſchen 
Preupen und Oefterreich abhänge, unb daß Niemand eine Abwei⸗ 
hung dere Meinungen zwijchen beiden für das Wohl Europa's und 
Deutſchlands jo eng verbundenen Höfen nur ahnen dürfe,”, Diele 
Aeußerung war ein Beweis zunehmenber Altersichwäche Wie 
follte && wohl der lauernden Diplomatie bei jo offen divergirenden 
Interefien Preußens und Dejterreichd verborgen bleiben, wenn 
beide Staaten abweichende Meinungen in Bundezfachen hatten! Das 
vollfommenjte Einverftänbnig zwiſchen Dejterreih und Preußen 
fonnte nach den in Wien gemachten Erfahrungen boch wohl nicht? 
andered jein, als eine untergeordnete unbedeutende tolle für 
Preußen; von Volksintereſſen war am Bunde feine Rebe mehr. 
So iſt es denn auch geichehen. Dafür war bei Harvenberg aber 
fein Berftändnig mehr. Er rief Hänlein am 9. Aug. 1816 zurüd, 
ernannte den Grafen v. Goltz, ehemald Minister des Augwärtigen, 
zum Bundestagsgeſandten, ließ jedoch bis zu deſſen Ankunft 
Wilhelm v. Humboldt zur Bejorgung der Geſchäfte in Frankfurt. 

Humboldt's Sachkenntniß und Geſchäftsgewandheit Tonnten 
die gemachten Fehler natürlich nicht wieder gut machen, allein er 
nahm wenigſtens von Anfang an eine würdige Stellung ein. Er 
ſuchte mit Beginn der vertraulichen Vorverhandlungen (4. Octbr. 
1816) der demnächſt eröffneten Bundesverſammlung feine Stellung 
als preußischer Bunbestagögejandter dem Präjidium gegenüber feit- 
zuſtellen und bem gejchäftsfundigen Staatmanne fonnte es nicht 
ſchwer halten, eine würdige Stellung neben dem Grafen Buol- 
Schauenſtein zu behaupten, wenngleich die rechtliche Gleichſtellung 
zu Oeſterreich am Bundestag unrettbar verloren war. Er ent 
warf die Geſchäftsordnung und zwang Graf Buol durch bie 
Trohung, daß er die Geichäftsführung des Praſidiums auf bad 


ftrengfte bemachen und angreifen würbe, wenn er fich nicht in jedem 
Teher Theil. 8 
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Falle mit Preußen vorher berathe und dann gemetnfchaftfich die 
berathenen Angelegenheiten an ben Bund bringe, zum vorläufigen 
gemeinfamen Borgehen. Die Einwendungen Buol’3 gegen ben 
Humboldt'ſchen Entwurf der Geſchäftsordnung hatte der Bürger: 
meifter Smibt in Bremen veranlaßt; al fie Buol gegen Humboldt 
vertheidigen follte, vermochte er 3 nicht, worauf nach gemachten 
Geſtändniſſe Buol's, dag Smidt der Verfafler jener Einwürfe fei, 
Humboldt mit diefem die Punkte erledigte, worauf in der fechiten 
vertraulichen Beipredhung, am 30. Octbr. 1816, die vorläufige 
Geichäftzorbnung angenommen wurbe. *). 

Die in den fieben ver feierlichen Eröffnung erfolgten vertrau- 
lichen Beiprechungen, behandelten die Gegenstände, welche allgemein 
befannt find, betrafen neben der Geſchäftsordnung die Verhält⸗ 
niffe der Bundesverfammlung zu der Stabt Frankfurt, die eriten 
vorläufigen Einrichtungen der Bundesverfammlung, den Eintritt 
Würtembergs und Badens in den veutjchen Bund. Die Eintrittä- 
erflärung de König? von Würtemberg (1. Septbr. 1815) lautete 
eigenthlimlich „daß er den erften eilf Artikel ver Bundesacte, welche 
den Bundesverein im Sinne des Pariſer Friedenstractates vom 
30, Mat 1814 feftitellten, beitrete; die Art. 12 — 20 ver B. A. 
obwohl fie zwar zum Zweck des durch den Pariſer Frieden feſtge⸗ 
fetten Bundesverein nicht erfordert würden, feien auch nicht mit 
feinen verfafjungdmäßig ausgefprochenen Grundſätzen unverein- 
barlich, deßhalb trete er auch Iebteren bei.” Die Bundesverfamm- 
lung vermied aber auf diefe Erklärung näher einzugehen; der 
Praͤſident konnte jich jedoch nicht enthalten zu jagen, daß er fich jeder 
Bemerkung enthalten, welche bee Inhalt der Beitrittsacte wohl ver- 
anlafjen bürfte, weil Würtemberg ja nun unbebingt beigetreten fei. 

Diefen Standpunkt hielt Würtemberg durchaus für die nächſte 
Zeit feſt; — es war der Standpunct des unbebingten Souveraing, 
welcher nur in einen völferrechtlichen Staatenbund zur äußeren 
Bertheidigung und Sicherheit eingetreten war. Deshalb erklärte 
fih der würtembergifche Geſandte, Freiherr v. Linden, auch ſchon 


*) v. Meyer, Corp, jur. Confoed. Germ. 3. A. II. 8. 32 ff.; definitiv 
angenommen am 14. Novbr. 1816. 
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in der zweiten vertraulichen Beiprechung gegen den Ausdruck 
„Ausſchuß.“ Es war nämlich in der erjten Beiprechung ein Aus: 
ſchuß gewählt worben, um bie Verhältniffe mit der Stadt Frankfurt 
zu ordnen. Die Frage, ob Comités, oder was gleichbeveutend fei, 
Ausſchuͤſſe gewählt werben follen, greife in bie Feſtſetzung der or- 
ganischen Einrichtungen ein, deren Beitimmungen ausſchließlich zur 
Competenz ber förmlichen Bundesverſammlung gehöre. Auf Hum- 
bolpt’3 Antrag wurde jedoch die mwürtembergiiche Propoſition auf 
Wegfall des Auzdrudes „Ausſchuß“ mit überwiegender Stimmen: 
mehrheit betheiligt. Nur Baiern und Baden vereinigten fi mit 
Würtemberg. Es ging aus dieſen Abjtimmungen ber ſüddeutſchen 
Länder deutlich hervor, daß mit ihrem Willen die Bundesverjamm- 
lung nur geringe Befugnijfe in inneren Angelegenheiten der Bun- 
dezländer auszuüben haben folle. 

Die loco dictaturae gedruckten Verhandlungen wegen des Ber: 
hältniſſes der Bundestagsgeſandten zu der freien Stadt Frankfurt 
bieten injofern ein Intereſſe, al? in ihnen die Trage über die 
Stellung eines im Dienfte eines deutſchen Bundesfürſten ftehenden 
Bundestagsgeſandten, welcher zugleich Bürger der Stabt Frankfurt 
it, entjchieven if. Es wurde nämlich unter dem 23. Octbr. 
1816 ver freien Stabt Frankfurt eine Note zugeftellt, welche in 
8 Hauptpofitionen dad Verhältnig der Bundestagsgeſandten zu 
ber Stabt feitgeftellt hatte. Humboldt war Verfaſſer derſelben *). 

Die vier eriten Poſitionen betrafen die für bie Gefandten be 
anfpruchten Ehrenbegeugungen, die Einrüdung der officellen Artikel 
ber Bundbesverfammlung in bie franffurter Zeitungen, und bie 
gefandtichaftlichen echte, welche den Bunbestagdgejandten, ihren 
Familien und Dienerjchaft zuftehen, und die Befreiung von Ab— 
gaben und Einquartirungen. Es find die gemöhnlichen Bevor: 
zugungen, welche überall den Gejandten zu Theil werben. Hiergegen 
hatte der Senat ber freien Stabt nicht einzuwenden, wohl aber 


e) Die Note ift bei v. Meyer. II. 29 ff. gebrudt, enthaltenb bie 
8 Vofitionen ver Beichlüffe der Bundesverfammlung in Bezug auf Ihr Ver⸗ 
haͤltniß zur freien Stadt Frankfurt. Die bier folgenden Verhandlungen find 
bisher nicht veröffentlicht worden. g* 
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verfuchte er gegen die dte Pofition einige, wiewohl vergebliche Ein- 
wendungen zu machen. Nach diefer Pofition follen nämlich die 
gejandtichaftlichen Vorrechte allen gegenwärtig ernannten Bundes⸗ 
tagsgejanbten, ſelbſt jedem unter ihnen zuftehen, welcher fich noch 
in nexu civico der Stabt Frankfurt befinde. Die Bundezverfamm- 
lung gab jedoch dem Senate bei diejer Gelegenheit zu erfennen, 
daß fie es als einen Grundſatz anfehen zu müfjen glaube, daß in 
Zukunft fein in nexu civico biefer Stadt ſtehendes Individium 
zum Bunbestagdgefandten, außer für die Stabt Frankfurt ſelbſt 
ernannt und angenommen werben könne. Der Senat meinte da- 
gegen: „daß es nicht Anſtand finden könne, einen verbürgerten Ge- 
Tandten, wegen bed Staats, den er repräfentire, jura honorifica, 
auch Befreiung von einigen öffentlichen Abgaben (3. B. Chauſſée 
und Sperrgeld) zugeitehn und daß bei Handlungen ber Gericht2- 
barfeit und Polizei man immer die Mäßigung eintreten Lafjen werde, 
daß die Repräfentation damit bejtehen könne; eine Erterritorialität 
greife aber mit ihren Folgen fo tief jelbft in bag Privatleben 
und in die yamilienverhältniffe ein, daß einem Gefanbten hiermit, 
beſonders wenn er von mehreren Höfen zugleich bevollmäcdhtigt ſei 
— in welchem alle überhaupt der Begriff der Erterritorialität, 
jtrenge genommen, ſchwer anzumenben fein möchte — bei allen 
hieraus für ihn und die Seinigen entftehenden Verwicklungen 
ficher nicht genütt fein künne Das Vermögen eine frankfurter 
verbürgerten Gefanbten, von welchem berfelbe Steuern und Abgaben 
birect oder indirect bezahle, befinde fich in der Stabi. Wenn ber 
Gefandte in einem anderen Bundezftaate, in welchem Grundſteuern 
eingeführt feien, pofjefjionirt wäre, fo koͤnne er dieſen ſich nicht 
entziehen; warum follte alfo in Frankfurt mit der Eigenjchaft eines 
Bürgerd eine Befreiung von daſelbſt eingeführten öffentlichen Ab⸗ 
gaben vereinigt werben, welche mit bie Stelle jener vertreten, und 
deren Abtragung oder Character eines Gejanbten bei dem Bundes⸗ 
tage, jo wenig in Sranffurt als anderswo Abbruch thun Tönne. 
Wie die Sache nad) ben Grundſätzen des Völkerrecht? betrachtet 
werben müfje, könne bier übergangen werben, bag aber jei der 
Betrachtung nicht unwerth, auf der einen Seite, daß es nicht in 
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ver Gewalt ber Stadt ftehe, die Aufnahme eine Gefanbten an 
ven Bundestag zu verhindern, wie died wohl ein Hof thun Fünne, 
und daß es nicht in dem Willen und der Meinung einer vritten 
Regierung liegen könne, frankfurter Bürgern und Schubverwandten 
durch Anſtellung Exemtionen diefer Art zu verichaffen; auf ver 
anderen Seite, daß alles dad, was man gegen die Fortdauer des 
Unterthanennexus eine® Gejandten, ber an einem Hofe accrebitirt 
fei, einwenbe, auf die Verhältniffe eines Gefandten bei dem Bundes- 
tage feine Anwendung finde, daß vielmehr die bürgerlichen Ver— 
hältnifje mit den gejanbtichaftlichen, in diefem alle, in jedem 
Betrachte vollkommen vereinbarlich ſeien. Wenn fich auch nicht in 
Abrede jtellen lafle, daß Beijpiele, die während der vorhinnigen 
Reichsverfaſſung anberwärts bemerkbar waren, den von der Bundes⸗ 
verjammlung geäußerten Grunbjaß in der Regel volllommen recht- 
fertige, jo könne es doch nicht, wie der Senat hoffe, die Meinung 
verjelben fein, verbienten Männern, weldye im franfurter bürger: 
lien Nexus ftehen, ohne Ausnahme bie leidige Perſpective zu 
eröfmen, entweder diefen Nexus, ver meijt von ihren Voreltern auf 
fie vererbt worden jei, und in dem fie glücklich lebten, für ſich und 
die Ihrigen aufzugeben oder auf die Ehre zu verzichten an der 
Behandlung der großen deutichen Nationalangelegenheiten un— 
mittelbar Theil zu nehmen.” 

Es machte jedoch Humboldt folgende Bemerkungen, welche ven 
eigentlichen Kern der Sache trafen und für das neue Verhältniß 
der Bundeverfammlung eine allerdingd neue aber nothiwendige 
Beltimmung bed Völkerrechts verlangten und feititellten. „Die 
Bundestagsgeſandten, jagte Humboldt, befinden ſich durchaus in 
einem anderen alle, als die Geſandten an einem Hofe. Bei 
biefen hat die Frage der Crterritorialität nur für die Regierung 
Intereſſe, welche fie abjendet, und wenn baher 3. B. ein Hof einen 
öfterreichijchen Unterthan in Wien zu feinem Gefandten macht, jo 
treffen die Folgen, wenn biefer Gejandte nicht die nöthige Immu— 
nität genießt, nur ihn, und er ſetzt jich freiwillig derjelben au2. 
Bei einem Bundestagsgeſandten ift die ganze Verfammlung als 
Corpus, nicht bloß wegen ihrer Würde, jondern auch nod) 
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wegen anderer möglicher Nachtheile intereffirt*), daß 
unter ihren Mitgliedern bie in allen Stüden gleiche Rechte genießen 
jolfen, nicht in Abficht der Immunität eine Ungleichheit eintrete, 
ſondern jeder von einander, als feiner Regierung, ber preußifche 
von ber preußijchen, der baterifche won der baierifchen, der Stabt 
franffurtiiche von dem Senate der Stadt abhängig fei. 

Bon diefem Grundfage der völligen, allein auf die gerechteite 
und liberalite Weile auszulegenden Epterritorialität (welche aber 
gar nicht Freiheit von Abgaben auf Grundftüde und bürgerliche 
Nahrung in fich begreift) Hätte die Perſammlung nicht 
einmal ein Recht abzugeben und fein einzelner Hof 
fönne für fih und feinen Gefandten darauf Verzicht 
leiften, weiler nicht allein, jondern die ganze Ber- 
jammlung dabei betroffen ift. Um aber dieſem Grunb- 
lage getreu zu bleiben, hatte die Bundesverſammlung nur eine 
zweifache Wahl, entwever feitzulegen, daß jeder mit der Stabt 
in nexu civico ftehende Geſandte unmittelbar durch feine Accre⸗ 
bitirung der völligen Erterritorialität theilhaftig jet, oder zu be 
jtimmen, daß die Kortdauer bed nexus civici mit der Eigenfchaft 
eines Bunbestagdgefandten unverträglich fei. Das erfte hat bie 
Bundesverſammlung aus billigen Nüdfichten gegen den Senat 
und die Stabt für die Zukunft nicht thun wollen; es bleibt ihr 
alfo nur das Ießte übrig. Die Nothmwendigfeit dieſer Beitimmung 
wird durch jeßige Erflärung des Senat? noch mehr in die Augen 
fallend. Denn es wird in derſelben aus jehr triftigen Gründen 
augeinandergejeßt, daß eine eigentliche und weſentliche Erterri- 
torialität fich mit ben bürgerlichen Verhältnifien auf feine Weife 
verträgt, und ſelbſt in Abficht auf jurisbictiong- und polizeiliche 
Handlungen heißt es nur, daß der Senat immer eine jolche 
Mäpigung eintreten laſſen werde, daß die Nepräfentation damit 
beitehen fünne. Dieje, nun fie allein angehende Beurtheilung Tann 
aber die Bunbesverfammlung auf feine Weife dem Senat über- 

”) Ein Hauptgrund feheint die Abſicht der Broßmächte geweien zu fein, 


daß tie Heineren Staaten fi ihre Bundesgefanbten nicht auß zeichen franf- 
furter Vuͤrgern wählen follten 
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laſſen. So lange ber nexus civicus nicht gang aufgelöft ift, bat 
dieſelbe fchlechterbing® eine hinreichende Bürgichaft, daß ber in 
nexu civico ſtehende Bunbestagdgefandte ver gleichen Exterritoriali⸗ 
tät, als bie übrigen Gefanbten genieße; eine Gleichheit von ber 
nie abgegangen werben kann. So fließt nach diefer Auseinander⸗ 
feßung die Beitimmung des 5. Abſchnittes fchon nothwendig aus 
bem Begriff und Weſen der Bundesverſammlung und ihrer Rechte 
ber. Es ijt auch eine durchaus irrige Anficht, wenn man darin 
eine Ausſchließung der Einwohner Frankfurts findet. Sie werden 
nicht ausgeſchloſſen, ſondern es wirb nur feitgefebt, daß fie zwiſchen 
dem nexu civico mit der Stadt und ber Qualität eine® Bundes: 
tagagelanbten wählen müfjen, eine Wahl zwiſchen incompatiblen 
Vorzügen, welche das bürgerliche Leben fehr oft mit fich bringt.” 
Tamit war die Sache erledigt und Frankfurt mußte fich fügen. 
Die Verhandlungen über diefen Gegenftand wurden nach Abtritt 
des Frankfurter Gejandten geführt, die Regiftratur vom 9. Octbr. 
1816 enthält die Bemerkung, daß dies aus befonderer gefälliger 
Rückſicht gefchehen fei. 

Die Bundesverfammlung wurde am 5. Novbr. 1816 feierlich 
eröffnet *). Faſt hatte man bie Hoffnung auf diefe Eröffnung auf: 


*) Als Bundestagsgeſandte fungirten hierbei: 

1) für Oefterreih: Graf v. Buol-Schauenftein ; 

2) für Preußen: Freihere W. v. Humboldt (an der Stelle bes eigentlichen 
Geſandten Graf v. d. Goltz); 

3) für Sachſen: Graf Schlitz, genannt Goͤrtz; 

4) für Balern: Freiherr v. Gruben (an ber Stelle des Grafen v. Rechberg 
u. Rothenlöwen ; 

5) für Hannover: v. Marten: 

6) für Würtemberg: Freiherr v. Linden (nicht anwefend) ; 

7) für Baden: Freiherr v. Beritett; 

8) für Kurheſſen: v. Carlshauſen; 

9) für Großherzogthum Heffen: v. Harnier; 

10) für Holſtein⸗Lauenburg: Freiherr v. Pleſſen (anſtatt des Freiherrn 
v. Eyben); 

11) für Luxenburg: Freiherr v. Gagern; 

12) für beine Mecklenburg: Freiherr v. Pleſſen: 

13) für Nafſau: Freiherr Marſchall v. Biberſtein; 
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gegeben. "Das deuffche Volt Fam der Bundesverſammlung nicht 
nit jenem Vertrauen entgegen, welches fo fehr die Einführung 
euer Inſtitutionen erleichtert; es verlangte in der Preſſe ge 
rabezu, daß die Yunbesverfammlung dieſes Vertrauen erft durch 
entfprechende Handlungen verdienen jolle, obwohl man font von 
ben Deutfchen gerade nicht Jagen Tann, daß fie im Allgemeinen 
nicht von jeder neuen Einrichtung immer das Befte hofften. Die 
bitteren Täufchungen, welche man in den Rheinbundftaaten er: 
fahren, hatten auch in dem gegen den Norden Deutſchlands eifer- 
ſüchtigen Süden mißtrauiich gegen neue Einrichtungen der Regie 
rungen gemacht. Daß man aber bei Errichtung des Aheinbundes 
große und ausfchmeifende Erwartungen beſſerer Zuſtände geheat, 
deftätigen die Oppofitionsblätter der damaligen Zeit ausdrücklich, 
3. B. die Nemefi3 und dag Oppofitionsblatt *). Das Miktrauen 
gegen die Bundesverſammlung wurde noch erhöht, weil man fich 
wohl bewußt war, daß der deutsche Bund von den Gliedern beffelben 
durchaus nicht aus gegenfeitiger Zuneigung geſchloſſen war, und 
daß e3 keinesweges das allgemeine Gefühl des Nationalbedürfniſſes 
geweſen, welches zu einem neuen gemeinfchaftlichen Nationalband 
getrieben hatte. ine Reihe von Begebenheiten niederdrückender 
Art hatte zur Belebung fo tief geſunkenen Vertrauens aud) nicht? 
thun können. Man hatte von diplomatifchen Streitigfeiten der 
einzelnen Bundesfürſten gehört, welche faft zur Abbrechung aller 
VBerhältnifje zwifchen ihnen geführt. Mißtrauen war felbjt in 
Bitterfeit übergegangen, als fich die empörendften Verbächtigungen 


414) für Weimar, Gotha, Koburg, Meiningen, Hildburghaufen; Freiherr 
v. Hendrich; 

15) für Deffau, Bernburg, Köthen, beide Schwarzburg: v. Berg; 

16) für beide Hohenzollern, Lichtenftein, Walde, Reuß, Lippe: Yreiberr 
v. Leonharbi; 

17) für Lübel: Hach; 

18) für Frankfurt: Dana; 

19) für Bremen: Smidt; 

20) für Hamburg: Gries. 

*) Nemeſis. VIII 497, Oppofit, 1816. IV. S. 2364. 
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ver Bollßbegeifterung in den Freiheitskriegen ankundigten. Die 
Rede, mit welcher der öjterreichiiche Präftvialgefandte die Verfamm- 
lung eröffnete, enthielt von allen jenen Hoffnungen, welche Deutfch- 
land belebt, nichts, fie legte auf dad Nachbrud, was die Täu- 
dungen diefer Hoffnungen bezeichnete. Deutſchland follte nach 
öfterreichifcher Anficht im Laufe der Zeiten weber berufen geweſen 
jein, bie Form einer Einherrichaft oder auch nur eined wahren 
Bundesſtaates zu gewähren, jondern nur ein politiſches Schub- 
und Trutzbündniß zu fchließen und daneben einen die Nationalität 
fihernden Staatenbund zu bilden. Das jei jegt wiein Zukunft 
Deutichlands Beitimmung und Stanbpunft in der Reihe der übrigen 
Bölter Europa's. Obliegenheit ber Bundesverſammlung fei der 
boppelt heilige (!) Zwed: Achtung für die mehreren Volksſtämme 
und mehreren jelbitftändigen Regierungen, und gleiche Achtung für 
das große Band der Nationalität... Die Heiltgteit der Bundezacte 
in ihren Grundbegriffen mit unbeirrter innerer freier Wirkſamkeit 
ber einzelnen Regierungen nad) Rocal- und Zeitbedürfniß, die gleiche 
Heiligkeit jener Beitimmungen und jenes Geiſtes der Bundesacte, 
wodurch diejelbe Ausdruck und Sicherheit de großen National 
bandes geworben — ſei ba3 Ziel der Beitimmung der Bunbes- 
verſammlung. Bon den eigentlichen zunächit Tiegenden Beduͤrfniſſen 
der Nation jagt die Rede gar nichtd. Sie wirft einen Blid auf 
zwei nad, öſterreichiſcher Anſicht große Hauptirrungen in den 
Meinungen des öffentlichen Rechts und ber Politik, welche mit ber 
franzöfifchen Revolution entitanden und genährt ſeien, nämlich auf 
einjeitige bemocratifche Auswüchſe in Anjehung der Staatäver- 
faffungen und Verhöhnung des Syſtems des politischen Gleich- 
gewichtes im gegenfeitigen Verkehr freier Völker; fie hütet ſich aber 
wohl näher zu bezeichnen, was fie unter democratifchen Auswüchſen 
verjtanden wiſſen will. Ein Seitenblid auf den Rheinbund, 
„ven er im Kreife deutfcher Männer nur leife zu nennen wage", 
veranlaßte den fpöttiichen Dank des wirtembergifchen Bundes— 
gefandten, ein hämijcher Blick auf Preußens Politik *): — „Oeſter⸗ 


°) Sachſen! Directorium am Bunbestage! — 
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veich beabfichtige ebenfo wenig eine Eroberung auf deutſchem Boden, 
als eine eigenmächtige Erweiterung jeined Standpunktes im beut- 
Then Bunde”; — blieb ungerügt von dem preußiichen Bundes⸗ 
gefandten. Aber zwei Neußerungen waren in diefer Eröffnungsrebe 
geichehen, welche von Bebeutung hätten jein können, wenn fie von 
ber aufrichtigen Gefinnung des öfterreichiichen Kabinets wären ge 
tragen geweſen. „Das Nationalbevürfniß ſei die Schöpferin und 
ber Leitſtern bei allen nationalen Formen und alsdann gehe man 
verbürgt zum wahren, zum höchiten Ziel.” „Der Kaifer, mein 
Herr, ehrt den erflärten Ausdruck de öffentlichen Willend, unb 
folgt dieſem jet, wie immer.” Die öffentlihe Meinung ber da⸗ 
maligen Zeit jah aber in dieſen Worten nur leere Redensarten 
und äußerte fich unverholen und mit Bitterfeit; die Zukunft bewies, 
daß fie Recht gehabt, fich jo zu Außern. Dean rief in ber Preſſe 
dem öfterreichiichen Kabinette zu, daß bie Leiter der öffentlichen 
Angelegenheiten nur allein die Nationalbebürfniffe zu kennen 
glaubten, ohne fih um die Frage zu befümmern, woher ſie ſolche 
Weisheit hätten. Ihre Anfichten und Wünſche jchrieben aus ber 
Kinderſtube, aus der Hofluft, aus dem Schlendrian bes Geſchäfts⸗ 
leben3, wenn e3 hoch fomme, aus ver mißverſtandenen Gejchichte. 
Es fchiene, daß fie die Nation zu Grunde richten könnten, um das 
Bebürfnig der Nation zu befriedigen ). Weit Worten fei es nicht 
gethan, vor Allem jolle man die Nation in der freien Rede und 


*) Es finder fich ein ſehr bezeichnendes Gedicht aus jener Zeit vor: 
Sn Siegfriebs alter Rebelbülle 
Hab’ ich den hohen Rath belaufcht, 
Manch’ großes Wort in reicher Fülle 
Si meinem Ohr vorbeigerauſcht. 
Mit Staunen hab’ ich’8 angejehen, 
Wie fie fi wenden, Frümmen, breben, 
Und wie das Wort den Sinn getäufct. 
Man ſprach von Forderung ber Zeiten 
Bon Menfchheit, Freiheit, Volk und Land, 
Bom Zweck des Staats, von Vorwaͤrtsſchreiten 
Unb von ber Einheit heil'gem Banb. 
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Prefie Hören, ftatt die Publicität zu mißachten und zu verfol 
gen, Repräfentativverfaflungen in allen deutſchen Staaten zu Stande 
bringen. Der Präfidialgefandte mußte auch weit in die Vergan- 
genheit zurüdtgreifen, um ein Beiſpiel eines öfterreichiichen Herrſchers 
zu finden, welche? zum Beweis der Behauptung bienen konnte, daß 
das öfterreichiiche Kabinet dem Intereſſe Deutſchlands immer gerecht 
geweſen jei, — bis zu Rubolph von Habsburg! — Diejenigen aus 
ber Reihe öfterreichifcher Herricher, welche noch einige Verdienſte 
um deutſche Nationalinterefien etwa hatten, paßten nicht in das 
Metternich’jcye Syſtem; Joſeph IL, wenn gleich faſt nur Oeſter⸗ 
reicher, doch für die allgemeine Eivilifation gerade zugänglich, durfte 
nicht genannt werben! — 

Es wäre befler geweſen, Defterreich hätte von feinen Gefühlen 
für deutſches Intereſſe gejchwiegen. Von den Anfjtrengungen des 
Volks zur Wiedererringung ber deutſchen Selbftjtändigfeit, enthielt 
bie Rede nichtd. Deshalb jah fich wohl der Gejandte für Luxem⸗ 
burg, Freiherr von Gagern, veranlaßt, auf diefen Punct hinzu- 
weilen, die Thaten der Heere, dad Opfer Hoferd rührend anzus 
erkennen. Aber ſelbſt dieſe Anerkennung hatte eine fpeciell oranijche 
Färbung, war eine Art von Tribut gefühlter Dankbarkeit des 
Königs der Niederlande für unverbiente Begünftigung der Groß- 
mächte, welche fpäter mit jo kleinlicher beſchränkter Selbftjucht von 
eben biefem Könige gegen Deutjchland vergolten werben jollte 
(jusqu’ä la mer!). Bon einem Danf gegen daß Volk für un- 
gemefjene Laften und Opfer war nirgends zu leſen; dieſes Hatte 

Und als die Reben abgefchloffen, 

Da warb einmüthiglich beſchloſſen: 

„Soll künftig fliehen, wie's vormals ftanb.” 
Seitdem will mir das Herz nicht glühen, 
Mißtrauiſch zeigt Die Seele fi. 

Wenn Worte Wahrheitäfunfen ſprühen, 
Dann ängftigen die Werke mid). 

„Das Volt?" — Mir beben alle Glieder! 
„Gerechtigkeit 3" — Ich finke nieder! 

„Die Freiheit?" — Herr erbarme Dich. 
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wahrlich mehr gebulbet, unb zwar in allen feinen Stänben, als 
die Fürften, jo ſchwer dieſe auch geprüft waren. Wo wäre wohl 
eine würbigere Gelegenheit für die Fürften Deutſchlands geweſen, 
die Schuld der Dankbarkeit für die wiebererlangte Selbſtſtändigkeit 
wenigſteus durch Worte öffentlich und feierlid, bem gejanmten 
Deutjchland gegenüber auszudrücken? Einzelne Regenten waren 
diefer Pflicht allerdings in ihren Ländern nachgelommen. In der 
Bundesverjammlung bejchränften fich die Abftimmungen einfach auf 
bie Anerkennung ber in der Präfivialreve vworgeführten politiſchen 
Brincipien. 


Hweites Kapitel. 


Bir Chätigkeit der Bundesuersommlung bis zu ihrer ersten Vertagnug 
5. November 1816 bis I. Angust 1817. 


Der unbeſtimmte und vieldeutige Ausdruck einzelner Artikel 
ber Bunbedacte, welche die Volksrechte, ſowie die Competenz ber 
Bunbesverfammlung in Bezug auf innere Angelegenheiten der ein- 
zelnen Bundesländer (Urt. 2, 13, 18, 19 mit Beziehung auf 
Art. 10) betrafen, wären wohl das Mittel geweſen, eine eutiger- 
maßen - kräftige Einwirkung der Bunbeverfammlung auf bie 
politiihe Entwicklung Deutſchlands in gutem Sinne berbeizu- 
führen, — wenn fich guter Wille bei allen Regierungen gefunden 
hätte, die Mängel der übereilten Redaction zu verbefjern und wirt- 
lih das zu erfüllen, was NRegentenpfliht im 19. Jahrhundert 
erforderte. Aber e fehlte viel, daß diefer gute Wille vorhanden 
war. Befragt man den Inhalt des erſten Vortrags der Präfidial- 
geſandtſchaft nad, Eröffnung der Bundesverſammlung, jo heißt es 
freilich: „Ganz Deutichland fieht jetst mit gefpannter Erwartung 
bem Geijte entgegen, der unſere Berathungen beleben wird; jeder 
Deutiche erwartet mit Zuverficht und Vertrauen, daß wir eingedent 
unſeres Berufes, das Gebäude des großen Nationalbunded vollenden 
werben, wozu und die Bundesacte zur Grundlage dienen ſoll.“ 
In Folge deſſen bezeichnete Graf v. Buol-Schauenitein der Bundes- 
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verfammlung die Normen, welche ver erften Thätigkeit derſelben zu 
Grunde gelegt werben follten und ſchickte dieſe drei Grundjähe voraus, 
welche zum Leitftern der Verhandlungen dienen müßten, nämlich: 

D ver deutſche Bund ſei ein Staatenbund und hiernach müſſe 
fich die weitere Entwicklung der Bundesverfaſſung bemeifen. 

I) Die Bunbesverfammlung müfje für die einzelnen Klaſſen 
und Berfonen im deutſchen Vaterlande, welche die Spuren und 
Tolgen der Zerftörung vergangener Zeiten getragen, Sorge tragen, 
wie dies am Wiener Congreß anerkannt ei. 

II) Der Bunbestag Tönne aber auch dag nicht von jeinen 
Berathungen ausſchließen, was nach Eröffnung beffelben im Strome 
der Zeit fich zu feiner Berüdlichtigung eignen würbe, wie es ber 
Augenbli, wie ed die Pflicht erheifche, in heiliger Beachtung der 
Grundveſten des Bunded. Denn die Zeit jei die Theorie der Völker 
und Regierungen, und im Laufe derjelben erzeugten fich Bebürfnifie 
in den verichtedenartigiten Formen. 

Diejen drei „Directivanfichten” gemäß follten ſich nun für bie 
eriten Berathungen folgende Verhandlungen ergeben: 

1. Ueber den Art. 8 der Bunbedacte wegen Herftellung einer be 
fändigen Stimmorbnung. Die in den Vorconferenzen in Beziehung 
auf ben Geichäftsgang bereits getroffenen vorläufigen Verabredungen 
jollten bis zum Erlaß einer Bundesordnung als einjtweilige Nor: 
men gelten. 

2. Ueber die Art. 10 und 11 der Bunbesacte, welche die Vor⸗ 
ſchrift der Erlaffung oder das innere Gebäube des Bundes jelbft 
betreffenden organiſchen Grundbeſtimmungen enthielten. Died müfje 
einen vorzüglich wichtigen Zweig ber Verhandlungen ausmachen; 
denn es werde hiermit die vollfommene organifche Gejebgebung 
des deutſchen Bundes in Hinficht der auswärtigen, militärifchen 
und inneren Verhältnifje bezeichnet. 

3. Weber die Art. 12, 13, 16, 18 und 19 ber Bundesacte 
bei erftern, Art. 13, wegen Feitjegung einer landſtändiſchen Ver 
fafjung in den Bundesſtaaten feien zwei Klippen zu vermeiber: 
„nämlich Feſtſetzung derjenigen Grundfäge, welche in biefer Hinficht 
als gleichförmig anzunehmen zweitmäßig fein möchte; und zugleich 
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Meberlaffung derjenigen inbividuellen Beitimmungen, welche nach 
örtlichen und Perjonalverhältnifjen ver einzelnen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten zum wedhjeljeitigen nie trennbaren Nuten der Fürſten 
und Völker vorbehalten bleiben. In der Beobachtung biefer zwei 
Directionen werden wir dad Wohl ber deutſchen Staaten beförbern 
und ben Dan der Zeitgenoffen, jowie der fpätern Zukunft ernten.” 

Bei dem zweiten, Art. 12, handele es fih um die wohlgeord⸗ 
nete Juſtizpflege, Art. 18 aber enthalte die wohlthätigiten Be— 
ftimmungen für alle Deutjchen und begründe ein wahres deutſches 
Bürgerrecht. Diejer Gegenjtand müfje ein Gegenjtand bes Wett: 
eiferd für alle Regierungen fein und verdiene eine balbige und 
weife Berathung. Hiermit Einne denn auch Art. 16 wegen ber bürger- 
lichen Rechtöverhältniffe aller chriftlichen Eonfelfionen und der Juden 
in Verbindung gejett werden. Nicht minder wichtig ſei enblich 
auch die Beitimmung des Art. 19, welcher die Bundesſtaaten in 
Hinficht ded Handels, Verkehrs und der Schiffahrt verbinden folle. 

Zu II. müßten fich die Berathungen der Bundesverfammlung 
auf Art. 14 die Mebiatifirten erjtreden, und ſich daran Art. 6 
jchließen, in welchem es ſich um Curiatſtimmen berjelben im Pleno 
ber Bundesverſammlung hanble, dann auf Art. 16, welcher ven 
beutfchen Ordensmitglievern und überrheinifchen Biſchoͤfen und Seijt- 
lichen gerecht werben wolle, endlich auf Art. 17 betreffend die Tari- 
ſchen Poſtverhältniſſe. 

Zu III. bemerkte der Praſidialgeſandte, daß er mit Vergnügen 
bereit fei die ihm zukommenden Vorſchläge der Berathung der 
Verſammlung zu unterbreiten, und daß bie Bunbeverfammlung 
bie ihr im Laufe der Zeit über biefen ober jenen Gegenftand ber 
öffentlichen Verhältniſſe des deutſchen Bundes zukommenden Bor: 
ſchläge und Wünſche mit patriotiſcher Bereitwilligkeit berathen 
möge. Da die Zeit, die Cultur der Menſchheit keinen abſoluten 
Graͤnzpunkt Tenne, fo möge die Bundesverſammlung dad Gebäude 
be3 Bundes zwar für heilig, aber nie für gefchloffen und ganz 
vollendet halten. 

Nach diefen mitunter in weiterer Ausführung motivirten 
Erörterungen, ging ber Präfibialgefanbte zu der Frage über, wie 


127 


vorläufig die Gefchäfte zu behandeln jeten *) Es verfteht fich von 
ſelbſt, daß wir auf dieſe rein gejchäftlichen Anordnungen hier nicht 
eingeben, da fie mit unſerem vorgeſetzten Ziele faft in feiner Be— 
ziehung ftehen. Was wichtig für die Volkzintereffen geworben ift, 
werben wir ſpäter herausheben. Zu bemerfen ift jest nur, daß 
Defterreich den baldigen Erlaß einer Bundedorbnung 
als befondere Pflicht anerkannte, 

Die Eröffnung der Bundezverfammlung hatte ſich fo lange 
bingezogen, die Vorverhandlungen hatten bie dringenden Fragen 
durchaus zu Feiner wenn auch nur vorläufigen Berathung kommen 
laſſen, daß man nicht erftaunen darf, wie wenig die Bunbez- 
verfammlung felbft für die zunächſt zu erwartenden Gegenftände 
zu einer Enticheidung kommen konnte. Vorauszuſehen war gewiß 
eine Anzahl von Eingaben und Beſchwerden. Die Zeit der Recht⸗ 
Iofigfeit jeit 1806 war für die Unterthanen gegenüber ven 
Regierungen offenbar genug gewejen, ſobald es fich um politifche 
Rechte handelte, als daß man hätte erftaunen bürfen, über eine 
große Anzahl derjenigen, welche im guten Glauben ver neuen 
befiern Zuftände, ihr Recht bei ver Bundesverſammlung juchten. 
Der unbeitimmte, vieldeutige Ausdruck der Bundesacte felbjt, die 
mangelnde politiiche Befähigung de Volkes im Allgemeinen, trug 
weiter dazu bei. Der Mann aus dem Volke fah wohl, daß ihm 
in ben politifchen Wirren ein klares, nach feiner Meinung unan- 
taſtbares Recht verloren gegangen oder in Frage geftellt war, aber 
für den Unterſchied zwiichen Bunbezftaat und Staatenbund hatte 
er feine Gedanken. Sollte doch auch nach der Eröffnungsrede des 
Bräfidialgefandten der deutfche Bund zwar ein Staatenbund, aber 
doch wiederum mit einigen nicht näher befinirten mit allgemeinen 
Redensarten in dad Unbeftimmte hin dunkel gemacht, kein Staaten⸗ 
bund fein; er follte mehr als das fein! Aber was, war freilich 
nicht gefagt. 

Für die Bundesverfammlung war aber jetzt eine Nothwendig⸗ 
keit gegeben, fich über eine Anzahl von Eingaben zu äußern. Eine 


9 S. Anhang 3. 
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jolche Anzahl von Eingaben des verjchievenften Inhalt? gab jchon bei 
ben eriten vertraulichen Verhandlungen, weldhe ver Eröffnung ber 
Bundesverſammlung vorausgingen, die Beranlaffung auf dag Recht 
ber Bejchwerben, das Klagerecht der Unterthanen gegen die Bundez- 
fürjten die Aufmerkſamkeit zu Ienfen. Dies geſchah in der dritten 
Conferenz, als die Verhältniffe ver Bundesverfammlung zur Stabt 
Frankfurt erörtert wurden. Es handelte fich zunächſt um bie 
Feſtſtellung des Schubrechtes in Beziehung auf Hagende Unter- 
thanen. Man einigte fich jedoch Damals nicht zu einer vorläufigen 
Beltimmung, jondern überwies die Sache der zukünftig zu erlajjen- 
den Bundesordnung, war aber boch auch jo vorſichtig, hiervon nicht? 
jelbft in den loco dictaturae gedruckten Protocollen nieberzulegen. 
Aber aus den Wege konnte man doch diefer Frage wegen ber 
öffentlichen Meinung nicht gehen und mußte eine provijoriiche Be⸗ 
ftimmung ing. Auge faffen. Denn glei) in der eriten Sitzung 
fanden fich eine Anzahl von 32 Vorftellungen und Klagen, welche 
dem Bundestage zur Abhülfe und Entſcheidung übergeben waren. 
Der Bund fah einer großen Erndte ſolcher Klageſchriften entgegen, 
und war am Ende gedrungen, Grundſaͤtze für die Competenz, wenn 
auch nur vorläufig, feitzuftellen, um nicht etwa fchwierige, und am 
Ende vielleicht illuforiiche Vorarbeiten vornehmen zu müflen. Die 
Trage: „über weldye Gegenftände an den Bunbestag recurrirt 
werden, in welcher Art Theil genommen oder gar entſchieden werben 
fol” wurde indbejondere von Baiern in vertraulicher Situng vom 
21. Novbr. 1816 angeregt, und ein großes Gewicht hierauf gelegt. 
Es wurde auf Antrag des Präſidiums eine Commilfion von fünf 
Mitgliedern, beitehend aus Freiheren v. Gruben, v. Marten, 
v. Pleſſen, v. Berg, v. Hach gewählt, damit eine ber. für ben 
Anfang dringendften practifchen Fragen wenigftens eine vorläufige 
Erledigung fände. Die Commilfion einigte ſich aber nicht. zu 
einem gemeinfchaftlichen Berichte; die Meinungen gingen jo weil 
auseinander, daß jede Commiſſionsmitglied fein beſonderes Botum 
abgab, welches der Bundesverfammlung vorgelegt wurbe: Baier, 
die öffentliche Meinung fürchtend, verlangte Geheimhaltung der 
Commiſſionsvoten und Defterreih und Preußen unterjlügten es 
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hierin. Das Recht der Bitte, der Bejchwerbe, ein fo natürliches 
und nothwendiges Recht der Unterthanen war es, über welches 
man von vielen Seiten zweifelte, ob man vorläufige PBrincipien 
63 zum Erlaß der Bunbedorbnung aufftellen jollte! Wohl 
that man, daß bie einzelnen Noten nicht veröffentlicht wurden. 
Die Reden des Präfiviums würden in einem "anderen Lichte ge 
ſtanden haben, und die Energie, welche Freiherr v. Gruben jelbit 
den Oppofitiongblättern, wie die Nemeſis, zu entwickeln jchien, weil 
er auf Erlaß einer Bundesordnung drang, gewinnt ein anderes 
Anfehen, wenn man bie biöher nicht veröffentlichten Motive dieſes 
Antrags vergleicht. Gewiß wäre es von großen Folgen geweſen, 
wenn im volfäthümlichen Sinne eine Bundedordnung gleich von 
Anfang an feſtgeſtellt wäre, allein man leſe die Ausführung des 
baieriſchen Bundestagsgeſandten, um fich zu überzeugen, baß fein 
Antrag nicht gejtellt war, um Volksrechte zu fichern, ſondern fie 
fo viel als möglich in Frage zu ftellen. 

Baiern erkannte nämlich die in ber Eröffnungsrede und bent 
eriten Vortrag des präfidirenden Gefandten im Geifte der Bunbes- 
acte mit hoher Xiberalität und Scharfſinn entwidelten Gründe, 
welche den deutichen Bund nicht ald Bundesſtaat (wie es vielleicht 
beim Anfange des Wiener Congreſſes die Mbficht gewejen jein 
möchte), fondern als Stantenbund dargeftellt, gebührend an. Hier⸗ 
noch fei alſo Deutfchland Fein zuſammengeſetzter Staat, ſondern 
lediglich ein völferrechtlicher Verein deutfcher, umabhängiger Sou- 
veraine; der Zweck ſei innere und äußere Sicherheit. Jeder 
Somverain ftehe unter dem Schube und der Garantie aller übrigen. 
Niemand bürfe, den Fall der Noth ausgenommen, ſich Selbithülfe 
erlauben; entitänden Streitigkeiten, jo ſollten fie auf eine rechtliche, 
ihnen angemejjene Weiſe befeitigt, ausgeglichen oder entjchieben 
werden. Der $. 11 der Bundesacte enthalte fchon deshalb einige 
organifche Beſtimmungen, und e8 frage ſich nun, „Welche Streitig- 
keiten zur Bundesverfammlung gehören follten ?” Auf öfterreichifche 
Veranlaſſung entwidelte Baiern hierüber folgendermaßen feine 
Anfichten: 

1. „Der Artikel 11 Spricht nur von jenem der Bundesglieder 

Erfier Thell. 9 
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unter einander, alfo eined Souveraind gegen ben andern; ber 
Gegenſtand fei civil, oder ſtaatsrechtlicher Natur. Nur follen bie 
jtreitenden Thetle al Staat, oder Regierung gegen einander 
jtehen; in diefem alle jol nun, zur Vermeidung eines Krieges, 
gütlicher oder rechtlicher Austrag Statt finden. 

Bekanntlich ift erjt nach veifer Ueberlegung ) bei ben Wiener 
Conferenzen in dem Art. 11 daS Bundesgericht in jener immer 
wohlgeordneten Austrägalinftanz verändert worden. Diefer Aus— 
druck paßt offenbar mehr auf die Streitigkeiten ber Souveraine 
unter ſich; auch warb er dann gewählt, al? man von ber Idee 
eines Bundesſtaates ab, und auf jenen eines Staatenbundes über- 
gegangen war. Hoffentlich wird es nicht ſchwer jein, über die Art 
der Ausübung einer ſolchen Austrägalinitang (wenn ber zweifels- 
ohne feltene Fall eintreten ſollte), fich zu vereinbaren. 

2. Streitigfeiten der Unterthanen gegen ihre Regenten find 
in dem Art. 11 nicht begriffen. Schon bei der früheren Reichs— 
verfafjung gehörten die Klagen gegen ven Fiskus an die compe⸗ 
tenten Landesgerichte; die Nichter find in ſolchen Fällen aller 
Pflichten gegen den Souverain entlaffen. Gleichwohl könnte es 
doch auch Fälle geben, wo ſolche Brivatftreitigfeiten eine Stantz- 
Jache würden, jo könnte 3. B.: 

a) einem fremden Unterthan die Juſtiz, oder die Vollſtreckung 
eines vichterlihen Erkenntniſſes, ohne Rückſicht auf die In⸗ 
tercejlion jeine® Hofes verweigert werben; 

b) e3 könnten auch Streitigfeiten zwijchen dem Negenten und 
feinen Unterthanen entftehen, durch deren Folgen die Erhal- 
tung der inneren Nubhe leicht gefährdet würde. 

In ſolchen Fällen fcheint nun allerdings ein Einjchreiten von 
Seiten des Bundes angemefjen. Jedoch möchte, ſoviel möglich, nur 
im conftitutionellen Wege und burch die competenten Gerichte vor- 
erſt die Erledigung empfohlen werden müſſen. 


*) Die Quelle hierfür giebt Freiherr v. Gruben nicht an; — nad ber 
von und gegebenen Schilderung der Verhandlung ift e8 offenbar, daß hierüber 
feine reifliche Unterhandlungen Statt fanden; — wenn nicht etwa befonbere 
zwijchen Oeſterreich und Baiern. 
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Wenn bei Streitigkeiten ganzer Körperfchaften mit dem Ne 
genten, ein Ausbruch thätlicher Unternchmungen, mithin Störung 
ber öffentlichen Ruhe eintreten follte und Feine gütliche Ausgleichung 
Statt fünde; dann erft würde eine wirffame Theilnahme von Seiten 
des Bundes angemejjen fein. 

Ueber alles dieſes ift jevoch in der Bundesacte noch nichts 
entichieden , folglich ein organiſches Geſetz dieſerhalb erforberlich. 
Unter den 32 Gegenftänden, welche als Beſchwerden beim Bunde 
eingegangen, ift nicht eine einzige Klage eined Souveraind gegen 
den anderen, wohl aber mehrere von Interthanen, über deren 
Zuläfiigkeit erſt entichieven werben fol. Es fcheint daher vor allem 
erforderlich, über unſere Competenz, in Beziehung auf die Gattung 
von Klagen der Privatperfonen und Unterthanen gegen die Souve- 
rainen, einer Verlaßnahme Statt zu geben, und durch einzuholende 
Smitructionen die desfalljige organiſche nähere Beitimmung vor: 
zubereiten.” 

Baiern wollte demzuvor die liquiden Anſprüche ber Unter- 
thanen, welche im $. 18 der Bundesacte garantirt, feine, ſowie die 
Penfionen der deutſchen Ordensritter des Kammergerichts 2e. nicht 
unter diejenigen Gegenftände geftellt wiſſen, welche einer Inſtruction 
ber Regierungen erjt bebürfen, außerdem fei aber erſt eine nähere 
organtiche Beſtimmung nothivendig. 

Sehr merkwürdig ift num die folgende Aeußerung Baierns, 
weil jie deutlich den Geift des Widerſtrebens gegen jebweben ſelbſt 
den Meinten Kortfchritt der allgemeinen nationalen Intereſſen be 
zeichnet. Deßhalb hatte auch Baiern in der fünften Sitzung die 
Geheimhaltung dieſer Abftimmungen verlangt und erreicht. Es 
heute die Vergleichung mit ben Anfichten anderer Bundestags⸗ 
geſandten. 

„Schon früher,“ ſchließt nämlich Baiern ſeine Abſtimmung 
„a3 von der Feſtſetzung der Verhältniſſe des Bundestags zu der 
freien Stabt Frankfurt, und insbeſondere von dem Schußrechte in 
Beziehung auf Hagende Unterthanen bie Rebe war, wurde es auf 
en deshalb angebrachtes Monitum anerkannt, die diesfallſige nähere 

Beſtimmung ber Bunbegorbnung vorzubehalten. Um jo mehr barf 
9* 
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alfo bie definitive Beitimmung unferer Competenz bei den vor- 
bemerften Klagegattungen nur unſeren Committenten überlafien 
fein, denn wir müflen auch nur den Schein einer incompetenten 
Gerichtsbarkeitsausübung ebenfo, wie den einer unbefugten Schutz⸗ 
ertheilung vermeiden. Mein Schlußantrag geht alfo dahin, außer 
ben zur Discuſſion durchaus liquiden Gegenftänden, die oben jehr 
genau bezeichnet find, die übrigen alle biß zur näheren organischen 
Beitimmung unerörtert zu laſſen.“ 

Die hannöver’ihe Abjtimmung, welche Marten? (zugleich für 
Braunjchmeig und Naffau Bundestagzgefandter) gab, ftunmte zwar 
etwas ironiſch der Beſorgniß Baierns bei, daß bie bigherige Zahl 
einzelner Reclamationen fich bald bedeutend häufen werbe; allein 
um jo nothmwenbiger fcheine es, jobald wie möglich diejenigen 
Gegenftände, welche nicht für den Bundestag gehören von ben 
übrigen zu unterfcheiden, und eben dadurch bie zu große Anhäufung 
nicht bieher gehöriger Gegenjtände zu vermeiden. Auf einer ans 
deren Seite feien unter den fchon eingefommenen Vorſtellungen 
manche, über bie der Bundedtag nicht eher werde abjprechen können, 
bis man zu den erforderlichen organiſchen Geſetzen gelangt jein 
werde. Allein er verjtehe auch ben Antrag des präfibirenden 
Herrn Gefandten nur jo, daß, um bie Zeit zu fchonen, welche 
nothwendig vergehen müfje, wenn diefe zum Theil nur in wenigen 
Eremplaren übergebenen Vorſtellungen von allen einzelnen Ge- 
ſandten gelejen werben und zu den Ende circuliven müßten, eine 
Commiſſion von fünfen ernannt werde, welche unter fich die Acten 
vertheile, jo daß jeder von ihnen übernehme, der Berfammlung 
über bie ihm zugetheilten Actenjtüde einen Vortrag zu machen, der 
hauptjächlich zum Zweck habe, das Factum klar barzuftellen, um 
vie Verfammlung in den Stand zu feben, ihre Meinung über bie 
Zuläffigkeit de Antrags zu fafjen, und jofern es bie Umſtände 
mit ich bringen, in ben für den Bundestag geeigenjchafteten Sachen 
entweber, jofern fie dazu jchon reif find, zu entfcheiven, oder fich 
möglichjt über gleichförmige, desfalls an die Höfe zu ſendende Be⸗ 
richte zu vereinigen, damit nach eingegangenen Snftructionen das 
Nöthige verfügt werben koͤnne. 
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Freiherr v. Pleſſen flimmte zwar der Anficht, welche bie 
Schwierigkeit der Sompetenzbeftimmung‘,für den Bundestag betreffe, 
vollfommen bei, glaubte aber dennoch bei allem Mangel der dahin 
einfchlagenben Beitimmungen folgende leitende Principien aufftellen 
zu müflen: 

1. Bet allen denjenigen Gegenftänben, worüber die Bundes⸗ 
acte irgenb eine ausdrückliche Erwähnung und Beltimmung enthält, 
um fie vor die Bundesverfammlung zu bringen, verſteht es fich, 
daß biefe als von ſelbſt competent, ohne weiteres das nöthige Ver⸗ 
fahren einzuleiten hat, indem hiebei nur jedesmaliger Bezug auf 
befonbere Dispofition der Bundesacte zu nehmen fein wird. 

2. In den Fällen aber, wo biefe nicht beftimmt ausgeſprochen 
it, fragt es ſich nur in wie fern: 

entweber nad) den allgemeinen Zwecken und Grunbjägen, bie 
in der Bunbesacte angegeben find und bie dem darauf ge 
gründeten Staaten-Verein unterliegen; 
ober auch aus der Natur der einzelnen Sache ſelbſt, wenn 
diefe nämlich von ber Art ift, dag fie in den einzelnen 
fonverainen Staaten Feine Erledigung oder Entſcheidung 
finden kann ein Grund 
und die Befugniß herzunehmen fein werden, um bergleichen Sachen 
auch bei der Bundesverfammlung anzunehmen, wenigftend nicht 
zurück zu weifen. Zur Leitung hierbei würbe dienen, daß ber 
Zwei des Bundes, Art. 2 der Bundesacte, die Erhaltung nicht 
nur der äußeren, fondern auch ber inneren Sicherheit ift, und daß 
nah Art. 10 die organifchen Einrichtungen des Bundes auch feine 
inneren Berbältnifje angehen follen. Alle Falle, die fich hierauf 
beziehen, werben body immer nicht ganz zurüd gewiefen, ſondern 
vor der Hand angenommen werben dürfen, und um dieſes in jedem 
einzelnen alle nach deſſen Beichaffenheit auszumitteln würde bie 
Bundeverfammlung nöthigenfalld durch motivirte Abftimmung zu 
erklären haben: wie weit fie fich dabei für competent halten Tann, 
um entweder fogleich die Erörterung und Entſcheidung ſolcher Sache 
vorzunehmen, oder ob fie jelbige noch bis auf weitere Beitimmung 
zueüdlegen will. Da dieſes dann von der Anweiſung abhängt, 
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welche die Bundesſtaaten felbft ihren hiefigen Geſandten darüber ge- 
ben, jo würde e8 der Souverainetät derſelben ganz unnachtheilig fein. 

Die zweite Frage betrifft dad Verfahren überhaupt, welches 
die Bundesverſammlung bei den Erhibiten, denen fle weitere Folge 
geben will oder muß, zu beachten hätte? 

4. Da, wo die alte Rechtsregel — et altera audiatur pars — 
Anwendung findet, ift felbige auch in dieſen Verhandlungen wohl 
nicht auszulaſſen. Alle deutichen Länder find aber auf dem Bundes 
tage repräfentirt. Es ſcheint daher dad Angemeflenfte, wenn bie 
angebrachte Vorſtellung bem anderen betreffenden Theile durch ben 
Gefandten feine Landes am Bunde mitgetheilt würde, um inner: 
halb verhältuigmäßig beitimmter Frift der Bundesverfammlung 
darüber hinlängliche Auskunft oder Erklärung zu geben, vielleicht 
auch anzuzeigen, wie inmitteljt die Anſprüchen oder Beſchwerden 
ſchon abgeholfen worden. Es wird biejeg zuweilen genügen, um 
Schon eine Erledigung herbeizuführen. 

2. &3 Tann mit diefer Mittheilung eben darum aber auch 
noch ein beſonderes Anfügen, oder eine näher bejtimmte Anfrage, 
vielleicht Aufgabe von Seiten der Bundesverfammlung zu verbinden 
für nöthig befunden werden, wenn bei der angebrachten Sache 
Antrag und Bitte vielleicht nicht ganz richtig gejtellt find, oder um 
die Verhandlung zwechnäßiger zu leiten. 

3. Nach der ergangenen Verhandlung, wobei auch wohl vier 
Säte erforderlich werben Könnten, wird die Bundesverfammlung 
einen Beſchluß über die Sache ſelbſt zu fallen in Stand gefett 
fein, und es könnte gleichfall3 ben betreffenden Bundesgeſandten 
aus der Mitte der Berfammlung der Auftrag zugehen, von folcher 
Entjheidung die baldigfte Vollziehung in ihrem Lande zu bewirken, 
und wie ſolches gefchehen, jederzeit zur Kenntniß der Berfammlung 
zu bringen. Yür die fonjtigen erecutiven Mittel des Bundes werben 
bie weiter organischen Einrichtungen noch zu forgen haben. 

4. Ein gerichtliche Verfahren ſteht der Bundesverſammlung 
keineswegs zu, und ſelbſt in den Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander, bie nach Art. 11 der Bundesacte an diejelbe ge- 
bracht werben ſollen, kann bei fehlgefchlagenem Verſuch der Ber: 
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mittelung durch einen Ausſchuß, die vichterliche Entſcheidung nur 
durch eine wohlgeorbnete Austrägalinſtanz bewirkt werben. Um 
fo weniger werben aljo Privatrechtöflagen, oder die Beſchwerden 
einzelner Unterthanen von dem Bundestage angenommen oder ent- 
jchieven werben koͤnnen. Jedoch dürfte hierbei nicht zu verfennen 
jein, daß in den Fällen, wo die eigentlichen Rechtsmittel bei der 
oberften Inſtanz nicht ansreichen, wo feine eigentliche Inftanz um 
Rechtshulfe zu erhalten, vorhanden und die gänzliche Verweigerung 
der Rechtspflege nachgewiefen würde, doch ſolche Einfchreitungen 
von bem Bundestage erwartet und gefordert werden möchten, welche 
ohne ſelbſt vichterlich zu verfahren, doch die Entſcheidung der Sache 
auf ordentlichem und gehörigem Wege bewirken. Die Bundezacte, 
indem jie Art. 12 für die oberften Inſtanzen in ben einzelnen 
Bundesſtaaten beftimmte Fürjorge trifft, Tpricht es dadurch aus, 
daß bie ungehinderte Rechtöpflege im ganzen Bunde gefichert fein 
jol. In diefer Hinficht werden dann felbft diejenigen Eingaben, 
die gerichtliche Sachen betreffen, noch der Prüfung bebürfen, in 
wie fern ſie hierher gehören. Bei Borftellung von Beichwerben 
aber, bie von Ständen oder fogenannten Körperſchaften in Streitig- 
teten mit den Regenten über die Verfaffung geführt werben, wird 
die Bundesverfammlung bis dahin, dag der Art. 13 der Bundes⸗ 
ade eine weitere Ausführung erhalten, nur nach Bejchaffenheit in 
jedem einzelnen Falle über die Annahme und Erörterung urtheilen 
können, in fo fern nad) der Analogie des Art. 11 irgend eine 
Competenz doch audy bei dieſen Angelegenheiten ber inneren Sicher: 
beit und Verhaͤltniſſe, zur Schlichtung eintreten muß, und in ber 
Bundesacte durchaus nicht? vom Gegentheile enthalten ijt, was 
damit im Widerſpruche ſtände. | 
5. Bei denjenigen Sachen aber, die überhaupt nicht an- 
zunehmen oder nicht zuläffig find, und bei folchen, die abgewieſen, 
nämlich in ihren Anträgen ungegründet befunden worben, wird die 
Bundesverſammlung zu beitimmen haben: ob jelbige ganz un- 
beantwortet bleiben, oder ber deshalb von ihr genommene Beſchluß, 
etwa kurz motisirt, den betreffenden Theilen aus der Bundeslanzlei 
zugehen ſoll? Dafür möchte allenfall3 fprechen: daß man nicht 
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mit wiederholten Ei:gaben und Anrufen von den Partheien belä- 
ftiget, aber e8 auch im Publico mehr befannt unb zur Beruhigung 
gereichen würde, daß der Bundestag ſich mit biefen Sachen wirklich 
beichäftigt bat. 

Am auzführlichiten ftellte v. Berg die Geſichtspuncte auf, 
welche ber Bundesverſammlung zur Richtſchnur dienen follten, 
wobei er jedoch nicht zu bemerken verfehlte, daß für jeine Meinung 
aus ſpeciellen Inſtructionen der Höfe nicht zu fchöpfen fe. Es 
icheine ihm zweckmaͤßig zuvoͤrderſt die Frage näher zu erörtern, 

„ob und wiefern die Bundesverfammlung befugt fei, Vor⸗ 

jtellungen und Gejuche von Privatperfonen anzunehmen, und 

darauf irgend einen Beichluß zu fallen?” 

v. Berg's Anficht gab allein von allen Anfichten einer fpä- 
teren vernünftigen Entwiclung des Bundes Raum, und wäre 
feine Anficht durchgedrungen, jo würbe ed ander um ben Bund 
geitanden haben. Seine Anſicht über dad Necht der Beſchwerde 
ber Unterthanen und Körperjchaften war eine würbige und wirt 
lich nationale, und was er über die Pflicht der Bundezverfammtlung 
jelbit in Bezug auf die zu ihrer Kenntniß kommenden Webelftände 
äußerte, verdient bejonders hervorgehoben zu werben. Seine, wie 
v. Pleſſens Anfichten verurfachten denn auch, daß die Abftimmungen 
ber Commiſſion nicht veröffentlicht werden durften. 

„Es ift einleuchtend, ſagte er, daß die hier entſcheidenden 
Grundfäge nur aus der Beitimmung, welche die Bundesacte ber 
Bundesverfammlung anmeilt, und aus ben daraus erfolgenden 
Obliegenheiten verjelben gejchöpft werben Tünnen, und es fcheint 
nicht, daß dem Beifpiel oder der Analogie vormaliger Verhältniffe 
einiger Einfluß verjtattet werben darf. Dahingegen finden wir 
jedoch nur für einen beftimmten Yal, eine ganz eigene Quelle ber 
Zuftändigfeit der Bundesverfammlung in dem 46. Urt. ber 
Wiener Congreßacte, welcher die Zwiftigkeiten, die in Beziehung 
auf die Verfaſſung der freien Stadt Frankfurt entitehen Lönnten, 
zur alleinigen Entſcheidung biefer Berfammlung veritellt. Da num 
Zwiftigfeiten diefer Art auch aus Beſchwerden einzelner Bürger, 
oder gewiller Klafien derſelben über irgend eine Beitimmung ber 
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Grundgeſetze von Franfurt hervorgehen koͤnnen; fo ift bie Befugniß 
der Bundesverjannnlung, folche Beſchwerden anzunehmen und dar⸗ 
über zu erfennen, feinem Zweifel unterworfen, es genügt daher 
diefen beionderen Tall gleich zum Voraus bemerklich zu machen. 

Daß auch übrigens die Bundesverſammlung berechtigt fei, 
Borftellungen und Gejuche von Privatperjonen anzunehmen, und 
darauf angemefjene Beichlüffe zu faffen, iſt bereis in der vorläns 
figen Gefchäftsorbnung ala eine nicht zmeifelhafte Sache voraus⸗ 
gelebt, indem daſelbſt außer den Anträgen und Vorjchlägen ver 
Bundeggliever, auch auf jonftige Anträge, die offenbar nur von 
fremden Staaten, cher von Privatperfonen herrühren können, Rück 
fiht genommen und die Berfahrungdart in Anfehung bderjelben 
teftgefeßt worden ift. 

Und in der That wäre ed möglich, von den Stif- 
tern unſeres Bundes zu glauben, daß fie die Ver 
fammlung ihrer Bevollmächtigten nur al einen 
biplomatifchen Eongreß, nur ald ein Zufammenfein 
unter fich fremder Männer, deren jeder fein eigenes 
Intereſſe verfolgt betradhten, daß fie dem einzelnen 
Deutfhen den Zutritt zu dem Bereinigungdpunfte 
aller Deutſchen verſchließen wollen? 

Allerdings ift die Bundesverfammlung fein repräfentiver Koͤr⸗ 
per eine? einfachen Staates; allerdings ift fie feine gefeßgebenbe 
Behörbe deuticher Nation, allerdings endlich ift fie kein oberfter 
Gerichtshof für die verbündeten Staaten. Mit gerechter Sorgfalt 
enifernt von ihr ber 11. Art. der Bundesacte allen Schein eines 
oberftrichterlihen Eharacterd. Sie foll nur vermitteln; entfcheiden 
aber eine wohlgeorbnete Austrägalinftanz. 

Obgleich die Bundbesverfammlung auf die inneren Angelegen- 
heiten keinen unmittelbaren Einfluß habe, jo kann dennoch ihre 
Einwirtung in befonderen Fällen, felbft für die Erreichung des 
Bundesgerichts, von den wohlthätigften Folgen und unter ber Be⸗ 
obachtung einer angemefjenen Form, jeber Regierung nicht nur 
unbebenflich, ſondern auch willlommen fein. Und hat nicht ber 
Bund felbft bei der Abfaffung ſeines Grunbvertrages ben Unter 
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thanen ber Bunbesftanten unb verjchievenen Klafien von Privat- 
perjonen eine bejondere und wohlmollende Aufmerkſamkeit bewieſen? 
Sollte daher dem Wirkungskreiſe der VBerfammlung alle Theil 
nahme an Privatangelegenheiten entzogen werben können? 

Sit diefes aber nicht der Fall, wie er es nicht fein kann, fo 
fragt ſich ferner: 

In wiefern kann bie Bundesverſammlung Vorſtellungen und 
Unträge von Privatperſonen annehmen ? 

Zuvörberft wird fie wohlgemeinte Vorfchläge nicht unwillig 
zurückweiſen: doch auch politiiche Pläne und Träume nicht auf: 
muntern, Ohne Zweifel find wir alle damit einverftanden, wenn 
‚ bie verehrliche vorſitzende Geſandtſchaft fagt: 

„Immerhin wollen wir mit patriotifcher Bereitwilligfeit bie 
Borichläge und Wünfche in Erwägung ziehen, welche im Laufe der 
Zeit über dieſen oder jenen Gegenſtand ber öffentlichen Verhältniſſe 
des beutfchen Bundes ung zur Kenntniß kommen werden.” Und 
müſſen denn dieſe Vorſchläge und Wünſche inmer 
aus diplomatiſcher Quelle fließen? 

Doch die Hauptfrage betrifft Vorſtellungen und Geſuche, die 
das beſondere Intereſſe von Privatperſonen zum Gegenſtande haben, 
und in Anſehung dieſer muß zwar bie Regel verneinend aus— 
fallen: dahin nämlich, daß die Bundesverſammlung, als eine zur 
Beſorgung der Angelegenheiten der Geſammtheit des Bundes an⸗ 
geordnete politiſche Behörde, mit ben Privatintereſſen einzelner 
Untertdanen der Bundezftaaten fich nicht zu befajjen babe. Aber 
auch dieſe Negel hat ihre Ausnahme, die in dem Bunbesvertrage 
und in der Natur der Sache gegründet find. 

Folgende Grunbfäge dürften vielleicht dem Verhältniß de 
Bundes zu den Bundesſtaaten entfprechen: 

1. Die Bundesverfanmlung kann eine Beſchwerden über 
Regierungshandlungen, felbft nicht in Beziehung auf Juſtizverwal⸗ 
tung, von Unterthanen einzelner Bunbezftaaten annehmen, um 
darüber zu erfennen. Einmiſchung in die innere Verwaltung ber 
Staaten tft ihrer eigentlichen Beftimmung fremb. Die Regierungen 
der Bundesftanten wollen ficher das Befte: jollten indefien dem 
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Berein ihrer vertrauten Bevollmächtigten Irrthümer zur Kenntniß 
tommen, würde nicht oft und gewiß ſehr oft, eine offene und 
freundliche Mittheilung verſchiedenartiger Anfichten bie heilfamften 
Folgen Haben Tönnen? Die vertraulide Sprache von freunden 
und Bundesgenojjen, die keinen Anſpruch auf Cenſur oder Richter- 
amt machen, wird, auch ohne ofſicielle Form, Eingang finden. 

2. Die Bundeverfammlung kann auch Beſchwerden der Ge 
jammiheit der Unterthanen eine Bundesſtaats nicht annehmen. 
Wo dad Unglück e8 fügte, daß Herr und Land gegen einander 
überftänben: vermitteln Tönnte vielleicht wohl der Bund, falls es 
gewünfcht würde, ober Sorge für de Bundes innere Sicherheit 
es erheiſchte: richten kann er nicht, er fei denn freilich zum Schieds⸗ 
richter gewählt. 

3. Die Bundesverfammlung Tann eben jo wenig bie Be 
ſchwerden der Unterthanen einzelner Bunbesftanten gegen bie Re 
gierungen anderer Bundesſtaaten annehmen. 

4. Die Bundesverjammlung kann aud) gegen Auswärtige das 
Intereſſe der Unterthanen einzelner Bunbesjtaaten nicht vertreten. 

Dahingegen find: 

5. Diejenigen Privatperjonen, deren beſonderes Intereſſe in 
der Bundesacte ſelbſt berüctjichtigt it, befugt, fich deghalb an bie 
Bundesverfammlung zu wenden, und biefe ijt verpflichtet, ihre Vor⸗ 
ftellungen anzunehmen und darauf einen angemefjenen Beſchluß 
zu faſſen. Diefer Sat bedarf ohne Zweifel keines Beweiſes. 
Denn wie leicht könnte ver Zweck vereitelt werben, wenn man dies 
Mittel nicht zulaſſen wollte? Dahin gehören die aus 6 und 14, 15 
und 17 der Bundesacte herzuleitenden Anſprüche ver Berechtigten. 

6. Diejenigen Unterthanen der Bunbesftaaten, welchen die 
Bundeacte in politifcher Hinficht gewiſſe Zuficherungen ertheilt, 
muͤſſen befugt fein, deren Erfüllung bei ber Bundesverfammlung 
zu betreiben. 

In diefe Klaffe find zu rechnen: 

a) Die Einwohner der Staaten, welchen ein regelmäßiges Ge- 
richt dritter Inftanz und das Mecht der Actenverjchietung im 
12. Art. ver Bundesacte bebungen tt; 
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b) die Einwohner aller Bundedftaaten, um nad 
dem 13. Artikel, eine landftändifhe Verſaſſung 
zu erlangen”); 

c) diejenigen, welche durch Verletzung beim 10. Ar 
tilel der Bundedacte außgefprodenen Grund 
ſatzes der Gleichheit der bürgerlichen und poli 
tifhen Rechte für die verſchiedenen chriſtlichen 
Glaubensgenoſſen in allen Ländern und Ge 
bieten des Bundes, etwa beſchwert werben 
jollten »); 

d) diejenigen Unterthanen, welchen die Befugniß Grundeigen- 
thum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben, 
oder ber freie Abzug von einem Bunbezftaat in ben andern, 
oder die Befugniß, in Civil- oder Militairdienfte befjelben 
zu treten, oder endlich die Freiheit von ber Nachjteuer, ben 
Beitimmungen des 18. Art. zuwider, nicht verftattet wer- 
den ſollte; 

e) die Belenner des jüdifchen Glaubens, in Anjehung ber im 
40. Art. der Bundesverfammlung empfohlenen Berathung 
über die bürgerliche Verbeſſerung der Juden; 

f) Schriftiteller und Verleger, um die im 18. Art. verheigenen 
Derfügungen zum Schub gegen ben Nachdruck zu bemirken. 

Da in den beiden letzten Fällen blos die Thätigleit der bunbes- 
verſammlung zu betreiben ift, jo kann wohl da Recht bet berjelben 
zu jollteitiven, feinem, ber ein Intereſſe dabei hat, abgefprochen 
werben. 

In allen übrigen Fällen find es gegenfeitige Verfprechungen 


*) Wenn biefe Anficht eines Bunbestagsgefandten zur Richtſchnur ber 
Bunbesverfammlung gebient Hätte, würbe es anders um Deutſchland ger 
worben fein; — aber bie größeren Staaten wünfchten nicht einmal, daß es 
zur Öffentlihen Kenntniß komme, daß ein Bundestagsgeſandter jo gefährliche 
Grundſatze auögefprochen habe. 

“r, Mit biefer Anfiht von ber Wirkfamfeit der Bunbesverjammlung 
wäre Urt. 16 ber Bundesacte wirflih eine Währheit geworben; vielleicht 
fel&R in Oeſterreich. 
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der Bundesgenoſſen zum Vortheile Dritter, deren zwar unmahr- 
iheinlihe, doch wenigftend mögliche Nichterfüllung eben jenem 
Dritten Beranlafjung geben fönnte, die Dazwiſchenkunft der Bundes⸗ 
verfammlung nachzuſuchen. Es wäre Beleidigung, wenn 
ih hier eine Widerlegung jener troftlofen Theorie 
oder Sophiiterei für nöthig hielte, wonad ein Ber: 
trag zum Beſten eine? Dritten weder diejem ein 
Recht geben, noch die VBertragjchließenden verpflich 
ten joll; eine Theorie, deren Anwendung beſonders 
auf die Stipulationen einer Urkunde verſucht wurde, 
bie näher zu bezeihnen, überflüffig ift. 

Ich gehe daher mit voller Zuverfiht von dem 
Grundfage aus; in allen übrigen bier genannten 
Fällen find die Bundesglieder gegen einander be 
rehtigt, auf Erfüllung der geleiftetien Verſprechun— 
gen und ertheilten Juficherungen zu dringen. Es tft 
daher nicht abzujehen, warum die Anzeige der Nicht- 
erfüllung, in einem oder dem andern Stante, von 
ber Bundesverfammlung nicht Sollte angenommen 
werden, unb warum zu biejfer Anzeige nicht Seder, 
ben ed angeht berechtigt fein follte? Mehwaber al? 
eine ſolche Anzeige ift nicht nöthig. Es kann von kei— 
ner Klage der Untertbanen gegen ihre Souveraine, 
von feinem Rechtsſtreit, von feiner richterlichen Ent- 
\heidung die Rede fein. Die Bundesverſammlung 
tut nur, was fie auch ohne Aufforderung eines 
Dritten zu thun befugt und ſchuldig tft; ſie verlangt 
Erfüllung des abgeſchloſſenen Bertrags”). 


*) Noch bis zum heutigen Tage bat ſich Die Bunbesverfammlung nicht 
zu biefem fo klaren und einfahen Grundfag erhoben. Bedarf ed der Hin 
weifung auf Verfaſſungszuſtände In deutſchen Bundesſtaaten ? Wir fprechen 
bier nicht etwa von Heſſen, bei deſſen Verhältniſſen europäifche Intereſſen 
mitſprechen, und große Echwierigfeiten obwalten. Noch nicht einmal uns 
jweideutige Verfaſſungsbeſtimmungen, welche durch beſondere Vejchlüffe unter« 
Rägt find, kamen zur Ausführung, felbft ba nicht, wo bie Bundesverſamm⸗ 
lang fie veranlaßt hat! 
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T. Die Bundesverſammlung Tann bewogen werben, ber An⸗ 
gelegenheiten von PBrivatperjonen bei Regierungen der Bunbezftaaten, 
oder bei Auswärtigen ſich anzunehmen, wenn beren Regierung fie 
vertreten, und zu dem Ende des in der Bundesacte bebungenen 
Rechts, Vorjchläge und Anträge zu machen, fich bebienen will. 
Endlich 

8. kann Privatperſonen, welche an der Geſammtheit des Bun- 
des Anſprüche zu haben glauben, die Befugniß nicht beſtritten 
werden, mit denſelben an die Bundesverſammlung, welcher die Bes 
jorgung der Ungelegenheiten der Gejammtheit anvertraut ift, fich 
zu wenden. 

Für die Anerkennung biefer Grundſätze fcheint es eines neuen 
Geſetzes nicht zu bevürfen, da fie aus ver Natur der in der Bun- 
desacte enthaltenen Beitimmungen und aus ber nothwendigen Ver- 
bindung mit einem bereit? als rechtmäßig anerfannten Zwecke von 
ſelbſt fließen. 

Die Anträge, welche hiernadh an die Bundesverſammlung von 
Privatperfonen gebracht werben können, find breifadher Art. Ent: 
weber wirb die Bundesverfammlung jelbft angegangen, dasjenige 
zu thun, was die Bundesacte vorfchreibt, oder aber fie wird er- 
jucht, zu wirken, daß eines oder dad andere Bundesglied beit 
Bunbesvertrag erfülle, oder endlich fie wird felbft als Geſchaͤfts⸗ 
trägerin des Bundes in Anspruch genommen. 

Die Fälle der erften und legten Art find offenbar ganz un- 
hedenklich, ſofern von der Zuläffigfeit der darauf ſich beziehenbeir 
Geſuche die Frage ift. Ihre Erheblichkeit muß natürlicher Weile 
nach den jevegmaligen Umftänden beurtheilt werben. Die Fälle 
ber zweiten Art find unvermeidlich, ſobald ein völferrechtliches Ver⸗ 
tragsverhältniß, jowohl zum gegenfeitigen Vortheil der Bunbez- 
gliever, ald auch zum Beſten Dritter Statt findet. Aber auch bier 
kann die Bundesverfammlung nie als eine höhere Autorität han- 
bein. Die Stellung der Bundesglieder, welche von einigen ihrer 
Bundesgenoſſen Vertragserfüllung verlangen, ift und bleibt bie 
von den Verbündeten nach gleichem Recht. Es werben baber bie 
zum Bundestage verjammelten Geſandten ber erjtern, nur ben 
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Bey der Unterhandlung betreten koͤnnen, und führt dieſer nicht 
zum Ziel, jo barf auch hier nicht Gewalt gebraucht, fondern es 
muß eine friedliche Entjcheiduug der Austrägalinſtanz erwartet 
werden. 

Was endlich Forderungen an die Gefammtheit des Bundes 
betrifft, jo fann die Bundeöverfammlung nicht umbin, Vorftellungen 
die fih darauf beziehen anzunehmen, und fie zu prüfen. Sie 
würde jonjt dem Vorwurf einer willfürlichen Rechtöwermeigerung 
ſich ausſetzen. 

Die bisher dargelegten Grundſätze ſcheinen mir aus der Bun—⸗ 
desverfaſſung, wie ſie jetzt iſt, hervorzugehen.“ 

Der Vertreter der freien Städte ſtimmte im Allgemeinen den 
Anſichten v. Berg's über den damaligen Standpunct der Bundes⸗ 
verjammlung bei, verlangte aber, da das Verharren auf dieſem 
Standpuncte unmöglich lange, und nod) weit weniger für alle Zeit 
Statt finden fünne und dürfe, ein Eingehen auf die Vorjchläge 
v. Pleſſen's, welche auf eine baldige fortfchreitende Entwicklung diejer 
Berhältniffe gerichtet waren. Er rechtfertige dieſes folgendermaßen. 

„Die Bundesacte hat es und Art. 6 zur Pflicht gemacht, 
die organischen Einrichtungen des beutichen Bundes zu berathen, 
fie hat Art. 10 von und geforvert, daß wir es als unſer erites 
Seihäft anjehen follen, die Grundgejeße des Bundes in Betreff der 
inneren Berhältnifie Deutjchlands zu verfaſſen. Dadurch ift bie 
Bahn geöffnet, diejenigen Lücken auszufüllen, welche der Drang 
der Umftände in Wien bei ven Berathungen über bie beutfche 
Bundesverfaſſung übrig laſſen mußte Daß es ſchon damals 
allgemeiner Wille war, bie beutjchen Völker über ihren Rechts⸗ 
zuitand durch möglichſt vollkommene Sicherung beflelben zu be 
ruhigen, Kann feinem Zweifel unterliegen. Der Art. 12, melcher 
für die Anordnung der höchften Inſtanz in den Hleineren Staaten 
jorgt: Der 13. Art, welcher allen Deutfchen landſtändiſche Ver⸗ 
fafjungen fichert, der Art. 18, welcher fich über mehrere ven Unter: 
thanen in ganz Deutichland bewilligte Nechte verbreitet, laſſen 
darüber Leinen Zweifel. Was würde insbeſondere die Aufjicht des 
Bundes auf das Belteher der Gerichte nüken, wenn ber Bund 
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nicht zugleich darauf achten bürfte und müßte, daß dem ‘Deut 
ſchen feine Hinberniffe in den Weg gelegt werden, vor ſolchen 
Serichtähöfen Necht zu fuchen und zu finden? 

Wäre aber auch durch die Bundesacte ſelbſt nit 
ſchon der Beruf gegeben, und fogar die Pflicht auf- 
erlegt, durch weitere Beftimmungen dafür zu forgen, 
baß die Deutfhen in allen Landen deutſcher Nation 
gegen Willfür gefihert und völlig gewiß fein, daß 
ihnen rehtlihes Gehör nirgends verjagt werben 
bürfe, jo würde doch der Geift der Zeit und bie un- 
verfennbare Öffentlide Meinung dieje Sorge noth— 
wendig von und fordern. Es ift nicht zu läugnen, 
baß grabe der Haß gegen Geſetzloſigkeit und Gewalt 
ohne Recht, die Deutfhen zu dem hohen Grade bed 
Muthes uno ber Aufopferung alles deſſen, wa? 
ihnen das Theuerfte war, entflammt hat, woburd 
fie allein im Stande waren, die Ehre und bie Frei- 
heit ihres Baterlande2 wieder zu erfämpfen, und 
Daß fie als wohlvervienten Kohn ihrer in der Ge 
ſchichte unverlöſchenden Anftrengung, einen völlig 
gejiherten Rechtzzuſtand erwarten Es iſt nicht zu 
verlennen, daß fie zu dem beutfhen Bunde und 
feinen Berathungen Fein Herz und fein Vertrauen 
faffen werden, jo lange nicht dejjen innere Berfaf- 
jung ihnen diefe Sicherheit gewährt. 

Und was könnte die Regierungen abhalten, dieſen unverfenn- 
baren heißen und billigen Wunſch zu gewähren? Dem gerechten 
Landesherrn kann es weder beſchränkend noch gefährlich erjcheinen, 
wenn die Bundesverfammlung befugt ift, Beſchwerden über Ka» 
binetsjuſtiz oder verweigerted® Nichteramt zu hören, und daß un⸗ 
gebürliche Klagen nicht Teichtfinnig angenommen werben, wird ſchon 
durch das eigene Intereſſe aller Bundesgliever verbürgt. — Ja 
man darf mit Sicherheit annehmen, daß bei den hohen Gefinnungen 
beutjcher Negenten und bei dem Schutze, den ſchon bie Tünftige 
Preßfreiheit gewährt, die der Bundesverfammlung gejtattete Sorge 
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für dag rechtliche Gehör der Deutichen, blos durch ihr Dafein und 
fast ohne alle Thätigkeit, die wohlthätigften Folgen haben werbe. 

Der hannoͤver'ſche Bundesgeſandte v. Martens gab nach biefen 
Erklärungen noch eine nachträgliche Abſtimmung, welche bemeift, 
wie weit Graf Meünfter jchon von den Grunbjägen abgewichen, 
welde er in Wien aufgeftellt und vertheibigt hatte, wie wenig ihm 
baran Tag, der beim Abichluß der Bundesacte mit Preußen ge- 
meinjchaftlich gegebenen Erflärung (|. ©. 92) eine Folge zu geben: 
„Unftreitig wird durch organifche Geſetze bie Competenz der Bundes⸗ 
verjammlung nach Anleitung der Bundesacte näher feftgefettt werben 
müſſen, und man wirb babei mweber auf ber einen Seite allein 
bei dem ftehen bleiben können, was bie Bundesacte wörtlich be 
zeichnet, noch auch auf der anderen Seite alles das ber Bundes— 
verfmmlung beilegen wollen, was nur aus dem Begriffe eines 
Dunbesftaates, der eine höchite gemeinfame Gewalt vorausſetzt, fich 
folgern ließe, da viel mehr In diefem Sinne Deutſchland jetzt nicht 
für einen Bundesſtaat, fonbern für einen Staatenbund zu halten 
it, aber für einen Staatenbund, deſſen Zwecke und Attribute zwar 
in der Bundesacte ſchon vorgezeichnet find, aber noch eine fernere 
Entwidelung erforbern, bie der Bundesverſammlung unter Zu- 
fimmung ihrer Höfe überlaſſen ift. 

Aber ſchon jetzt damit anzufangen, theoretifch den ganzen Um: 
fung der Befugnifie des Bundes feftzufeken, und bis man ſich 
Mrüber zu einem Gefebe vereinigt haben wird, die einzelnen, an 
den Bundestag gelangenden Reclamattonen, die nicht ganz evident 
anzunehmen oder abzuweiſen find, jonbern bei deren Zulaſſigkeit 
Zweifel entſtehen mögen, umerdtert ruhen zu laſſen, feheint mir 
nicht rathſam. Vielmehr wenn man auf dem bisher jchon ein- 
geichlagenen Wege fortführe, die einkommenden Anträge einer vor⸗ 
läufigen Prüfung zu unterwerfen, damit die Bunbeverfammlung 
beurtheilen koͤnne, welche verfelben fie unbedenklich zulaffen ober 
abweiſen müfje, und über welche derſelben fie erſt die Inſtructionen 
der Höfe erwarten müſſe, ehe fie fich über ihre Competenz aus— 
fpräche, fo würde dieſes vielleicht ein befferer Weg fein, um ein 
Kinftig darüber zu eitwerfendes allgemeines organiſcea Geſer vor⸗ 

arner Theil. 
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zubereiten, als wenn man jet ſchon alles zum Voraus auf 
allgemeine Grunbfäße zurücdzuführen verjuchen wollte, wobei man 
Gefahr laufen würde, der Sache entweber zu viel oder zu wenig 
zu thun, und entweder über bie Feſtſetzung biefer Grundſätze 
oder über die Fünftige Anwendung derjelben in Schwierigkeiten zu 
gerathen, die den Gang der Gejchäfte mehr hemmen als befördern 
würden. Manche wird erjt der Erfahrung überlaflen werben 
müſſen, und dieſe erjt näher die Bebürfniffe an die Hand geben, 
welche befriedigt werden müfjen, wenn ber große Zweck des Bundes 
vollſtaͤndig erreicht und der Bundesacte bie Entwicklung gegeben 
werben joll, ber jie unjtreitig noch bedarf, ohne ſich dadurch von 
den Grunbjäßen, die fie feſtſtellt, zu entfernen. 

Alles dieſes verhindert jeboch nicht, daß man ſchon jet und 
eben bei Gelegenheit ber einfommenben einzelnen Anträge in ver- 
traulihen Berathungen über die Grenzen der Competenz ber 
Bundesverſammlung jeine Ideen auswechſeln und eben baburch 
die einzuholenden Inſtructionen vorbereite, in welcher Hinſicht ich 
in Betreff der mir von der Commiſſion zugetheilten einzelnen Ein- 
gaben, meine Anficht in einer der nächiten Situngen vorzulegen 
mir vorbehalte.“ 

Man flieht aus den verſchiedenen Voten, daß ſich zwei Rich⸗ 
tungen an ber Bunbeiverfammlung ſchieden, eine, welche im na- 
tionalen Intereſſe die in der Bundesacte liegenden Keime fort- 
bilden und ergänzen wollte, die andere, welche nach unbejchräntter 
Herrſchaft firebte Die Commiffiongvoten wurden dur) Be 
ſchluß der Bundesverfammlung an die Negierungen zur Inſtruc⸗ 
tiongeinholung gejendet, welche vorausfichtlich lange Zeit erforderten, 
wie denn Freiherr v. Pleſſen bet Gelegenheit der Beſchwerde ber 
franffurter Judenſchaft, 12. Dechr. 1816, in ber Bundegverfamm- | 
lung auch die bittere Bemerkung machte: „wenn man zu folchen 
Erledigungen erſt die Abfaffung der organifchen Geſetze des Bundes 
abwarten wollte, jo werde man Gefahr laufen, Deutichland auf 
lange unbeftimmte Zeiten in machtlofem Zuſtande zu laſſen.“ 

Bevor irgend etwas in diefer Competenzfrage ber beutjchen 
Bundesverſammlung gefchah, trat aber ein Fall ein, welcher beutlich 
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zeigte, daß bie deutſchen Regierungen zu einem Entichluffe kommen 
mußten. Das beliebte Princip der Regierungen — Hinzögerung — 
reichte nicht aud. Die Hofmann’iche Angelegenheit mar es, welche 
ber Bundesverſammlung eine ernſte Prüfung bereitete, an welcher 
das deutſche Volk erjehen konnte, was es von berjelben zu erwarten 
hatte. Der Oeconom Hofmann in Marburg fam 1816 und noch 
mal3 dringender im Januar 1817 bei der Bundesverſammlung ein: 
„dag fie die Ausweiſung aus feinem Eigenthum, welche ihm durch 
kurheſſiſche Behörden brohe, abwenden möge.” Der Beſchwerde— 
fteller führte zur Begründung feined Antrages an, daß er in ben 
Fahren 1811 und 1812 von ber ehemaligen Verwaltung ber 
weitphäliichen Krondomainengüter, die dem vormaligen deutſchen 
Orden zugehört, gefauft habe. Dieſe Güter feien ihm unter dem 
18. Auguft 1815 in dem ritterfchaftlichen Steuerkatafter des Ober- 
fürſtenthums Heſſen erb- und eigenthümlich zugejchrieben worden. 
Er wäre auch durch ein Furfürftliches Refeript vom 13. Octbr. 1815 
zur Entrichtung der Ritterſteuern von diefen Gütern angehalten 
voorden. Am 25. Mai 1816 habe ihm aber eine Furfürftliche 
Commiſſion eröffnet, daR er gegen Erſatz des wirklich gezahlten 
Kaufgeldes und der etwa verwendeten Meliorationskoſten, bie er- 
kauften deutſchen Ordensgüter, welche nach einer Turfürftlichen 
Reſolution vom 10. Mai 1816, als Staatsgüter nicht in ben 
Händen von Privaten bleiben follten, zurüdgeben müſſe. 
Durch eine Turfürftliche Verordnung vom 8. Octbr. 1816 fei die 
Zurücdziehung der während ber feindlichen Beſetzung veräußerten 
feinblichen Güter des vormaligen deutfchen Ordens gegen Eritattung 
des Kaufſchillings und der Meliorationen, fowie deren Räumung 
binnen brei Monaten allgemein vorgejchrieben worden. Hierauf 
nın und auf den Umſtand, daß er gegen bie Furfürftliche DVer- 
ordnung bei ben Landesgerichten fein Recht erwarten Fönne, gründete 
Hofmann feine Beſchwerde. Er fünne auch fchon um beöwillen bie 
Güter nicht abtreten, weil er einen Theil verfelben an mehr ala 20 
Individuen weiter verkauft habe, und auch nur durch fortgefeßten 
Dei von den Folgen der während bes Kriege getragenen Laſten 


zu erholen hoffen Fönne. 
10* 
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Es Lagen in biefem Falle mehrere Fragen von bebeutenber 
Tragweite der Bundezverfammlung zur Entfcheidung vor. Zuerſt 
die Frage wegen der Aufrechterhaltung der von jogenannten Zwi- 
Ichenregierungen erlajjenen Verfügungen und begründeten Recht3- 
geihäfte, dann bie Frage, ob jolche Verfügungen wenigſtens nicht 
dann in Kraft bleiben jollten, wenn fie Gegenjtände, die nicht zu 
dem Bereich der legitimen Regierung gehörten, betroffen hatten, 
endlich die Frage, ob ein deutſcher Bundesfürſt Verordnungen mit 
rückwirkender Kraft, welche Eigenthumdverhältnifje feiner Unter: 
thanen verlegten, erlafjen koönne. 

Die Bundedverfanmlung ließ fi jedoch auf eine genaue 
Scheidung diefer Fragen nicht ein, und v. Berg, als Bericht- 
eritatter über biefen Fall, äußerte fih nur dahin, daß es fidh darum 
handle einen Mann aus dem Beſitze eined Gutes zu jeten, welches 
er zwar von ber Zwilchenregierung erfauft habe, welches ihn jedoch 
nach einer Verfügung der oberiten Finanzbehoͤrde des .wieberher: 
geitellten Negenten in dem ritterjchaftlichen Katafter förmlich zu- 
geſchrieben worden fei, nun aber in %olge eines |päteren Geſetzes 
entzogen werben jolle; diefer Fall dürfte zu einer Vermenbung ber 
Bundesverſammlung geeignet fein, und es laſſe ſich mit Recht hoffen, 
daß die nähere Erwägung der in bemjelben vorkommenden ganz 
befonderen Umjtände für den Supplicanten nicht ohne nüßliche 
Wirkung fein werde, wenn er die für ihn fprechenden Gründe 
Sr. 8. H., dem Kurfürjten won Hefjen, unmittelbar umſtäͤndlich 
vortrüge. Dazu fei er zuvörderſt anzumeilen, und went biefeß ohne 
Erjolg wäre, könne die Berwendung ber Bundesverſammlung 
billig eintreten *). 

Der öfterreichiiche Bundestagsgeſandte ſprach fich zuerft dahin 
aus, daß die Bunbeiverfammlung nach dieſer Darftellung nicht 
umbin fönne, ſich aljobald zu Gunften des Neclamanten ver: 
wenden, ba unter anberm bie furfürftlihe obere Staatsbehoͤrde 
ala Eigenthumgrecht deſſelben in dem ritterjchaftlichen Stener- 
Tatajter anerkannt habe und ber biegfällige Steuerbetrag auch 


*) Bundetageprotocolle 1817. Sol, 45. Beil, 8, 
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wirklich bezogen worden fei, wenn nicht billig vorauszuſetzen wäre, 
daß namentlich in Rückſicht de angeführten auffallenden Umſtandes 
einer nachgefolgten rückwirkenſollenden Verwendung anderer hier 
ganz unbelannter Verhältniffe eingewirkt hätten ober wirflich ob⸗— 
walteten. Es wäre daher der Deconom Hofmann vor Allem zu- 
vörderſt an feinen Landesherrn zu verweilen, zugleich auch der 
furfüritliche Geſandte v. Carlshauſen um baldgefällige nähere Auf- 
kläärung zu erjuchen, und dann erfi, wenn er gegen Erwartung 
nicht erhört wurde, bleibe bemjelben unbenommen, feine durchaus 
zu beicheinigende Beichwerbevorftellung bei der Bundesverſammlung 
einzureichen. Sämmtliche Stimmen traten der öfterreichiichen Mei- 
nung bei und v. Carlshauſen äußerte feine Bereitwilligfeit, bei 
feinem Hofe diefem Antrage, nämlich) auf Erhaltung des Befik- 
ftandeg für ben Reclamanten, zu entiprechen. Der Beſchluß 
wurde demgemäß gezogen, aber im Ausdruck noch etwas verichärft, 
jo daß er lautete: 

„Der Deconom Hofmann ei zuvörderſt an Se. 8. H. den 
Kurfürſten von Heſſen zu verweilen, ihm fei jedoch unbenommen, 
wenn er dort, gegen alle befjere Erwartung der Bunde? 
verfammlung, nicht erhört werben follte, feine durchaus zu 
beicheinigende Beichwerbevorftellung bei dieſer Verſammlung eit- 
aureichen.“ 

Vortrag und Beichluß hatten fich ſowohl nad) Form als nad) 
Inhalt rückſichtsvoll und gemeſſen ausgeſprochen, bie Competenz 
der Bundesverſammlung konnte nicht zweifelhaft ſein, wie denn 
auch nad) ber proviſoriſchen Competenzbeſtimmung ber Bundes— 
verjammlung vom 12. uni 1817, zu welcher auch der kurheſſiſche 
Gefandte feine Zuftimmung gegeben hatte*), gegen bie überhaupt 
von keinem Kabinette eine Einwenbung gemacht, jondern von allen 
ſtillſchweigend genehmigt worben tft, diefer vorliegende Fall, wenn 
der Beichwerbeführer die Wahrheit gejagt hatte, unter die Rubrik 
einer Zuftigverweigerung zu bringen war **). Bei jo Harem alle 

*) B.⸗P. 1817. 8. 223. ol. 454. 457. ©. 322. ol. 630. 631. 


se) Sompetenzbeitimmung 12. Juni 1817. $.5. sub. 8 a. bei v. Meyer 
1. c. II. 42. 
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konnte auch nicht wohl von einer vorhergehenden Snftructiong- 
einholung vor gefaßtem Beſchluſſe die Rede fein, wie denn auch 
ipäter bei Klagen wegen Juſtizverweigerung niemals Inſtructionen 
eingeholt, jondern einfach die betreffenden Bundestagsgeſandten um 
die nöthige Auskunft erfucht worden find, 3. B. bei der Beſchwerde 
des Grafen Schulenburg gegen Medlenburg- Schwerin, noch in dem- 
ſelben Jahre *). Selbſt bei denjenigen Beſchwerden, welche jogleich 
als unbegründet zurüdgewiefen wurden, faßte die Bundesverſamm— 
lung den Beichluß, ohne vorherige Inſtructionseinholung. 
Dennoch verlief die Sache ander?, als die Bundesverſammlung 
berechtiget jchten, zu glauben. Als nächite Folge des Bundes: 
beichlufjes trat die Abberufung des kurheſſiſchen Geſandten v. Carls⸗ 
haufen, ven 10. Febr. 1817, ein, wahrjcheinlich, weil er fich mit 
dem Antrage ſämmtlicher Geſandten einverſtanden erklärt hatte. 
An ſeine Stelle trat v. Lepel. Dieſer gab eine Erklärung der 
kurheſſiſchen Regierung über den von der Bundesverſammlung in der 
Hofmann'ſchen Sache gefaßten Beſchluß zu Protocoll, welche die ſammt—⸗ 
lichen Mitglieder derſelben auf das Tiefſte verletzte; für den Grafen 
Buol-Schauenftein war die Erklärung um jo empfindlicher, als 
ihm von Wien aus in ben beiden Eröffnungsreden Geſinnungen 
für die Nationalinterefien in ven Mund gelegt waren, welche er 
wirklich für ernjt und nicht für das gehalten hatte, was fie waren: 
Metternich’iche Redensarten. Selbft in feiner Stellung als Prä- 
fidtalgefandter mußte ſich der Graf empfindlich berührt fühlen. Die 
kurheſſiſche Erklärung lautete *): „Se. 8. H. der Kurfürft Haben 
Sich ehrerbietigft vortragen Lafjen, was über die Angelegenheit des 
Deconomen Wilhelm Hofmann in der achten diegjährigen Sitzung 
der Bundesverſammlung verhandelt worden tft. Der darüber ge 
faßte Beichluß hat Ihnen nicht anders als fehr auffallend fein 
können, indem er auf ein einjeitigeg, nicht einmal binlänglich be- 
Icheinigted Anbringen, Zweifel gegen ihre Gerechtigkeit äußert, eine 
Verwaltungsmaßregel tadelt, wozu Allerhöchft Sie Sich aus trif⸗ 


*) B.⸗P. 1817. $. 201. Fol. 166, 167. 
**) d. d. 413. März 1817. 
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tigen Gründen bewogen gefunden, und einem Unterthan nachläßt, 
Beihwerden gegen Sie einzureichen. Ein jolcher Beichluß, 
wodurch die Bundezverfammlung fich gleichfam als eine oberſt⸗ 
richterlihe Behörde darſtellt, würde jelbjt in einer Angelegenheit, 
worin die Competenz unbejtritten wäre, auffallend erjcheinen, ba 
fie alle Zeit nur Vermittler, nie Richter fein foll, gejchweige denn 
in einem, weder ben Bundesverein im Ganzen betreffenden, noch 
durch eine beſondere Anordnung der Bundesacten berührten Falle. 
Es war Sr. 8. H. um ſo mehr unerwartet, als bei anderen 
Beranlaffungen mit weit mehr Zurückhaltung zu Werke gegangen 
worben tft. Sie Tönnen daher nicht umhin, ven Gelanbtichaften 
zur Bundesverſammlung Ihre Verwunderung über ein Benehmen 
zu erfennen zu geben, welche die Billigung und Genehmigung 
Ihrer höchtten und hohen Committenten unmöglich erhalten Tann. 
Ueber die vermeintliche Beſchwerde des Deconomen Hofmann 
werben Se. K. H. beichliegen, was Ihnen gerecht und billig er- 
ſcheint; dagegen müfjen Sie Sich in dieſer, wie in jeder anderen 
bloß die innere Staatsverwaltung betreffenden Angelegenheit bie 
Einwirkung der Bundesverfammlung jo lange verbitten, bis dieſelbe 
durch ein unter Allerhöchſt Ihrer Mitwirkung verfaßtes organtjches 
Geſetz dazu ermächtigt erachtet werben kann. *).” 

Der kurheſſiſche Bundestagsgeſandte v. Lepel hatte ſpeciellen 
Auftrag, diefe Erklärung zu öffentlichen Protocol abzugeben. 
Vergebens waren die Bemühungen jeiner Collegen ihn zu einer 
Abgabe verjelben in vertraulicher Sigung zu bewegen, und deshalb 
erwiberte denn auch der Präfidialgejandte im Namen Aller in fehr 
beribirter Weiſe, war aber dennoch jo rückſichtsvoll den eritatteten 
Bericht mit Einwilligung feiner Collegen nicht zur Deffentlichfeit 
zu bringen. Da aber biefer Bericht eine deutliche Einficht in bie 
damaligen Berhältnifje geftattet, jo ftehen wir nicht an, ihn bier 
im Wefentlichen folgen zu laſſen. 

Im Voraus müſſen wir jedoch bemerken, daß über ven 
Hanptpunct, auf welchen der Kurfürft ven Nachdruck legte, in ber 


*) B. Pr. 1817. S. 105. Fol. 172. 173. 
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Bundeöverfammlung nicht? entjchieden werben fonnte, da er nicht 
in Trage land. Denn ob, wie auch Hannover und Braunfchweig 
behaupteten, bie wieder eingejebten Bundesfürſten, bie von ber 
weitphäliichen Regierung eingezogenen und verkauften Güter des 
deutſchen Orden? an fich ziehen durften, war allerding?, wenn man 
ven Wortlaut der Wiener Congreßacte und Bunbesacte betrachtete, 
mindeſtens zweifelhaft, wenngleich auf ber andern Seite eg ein 
ſonderbares Begehren von Hannover und Braunfchweig war, dag 
fie fich bei den nicht verfauften Gütern des deutſchen Ordens 
als Rech ts nachfolger der weitphäliihen Regierung anfahen und 
angejehen willen wollten, bei ven verkauften Gütern dagegen bie 
weitphälifche Zwiſchenherrſchaft als nicht vorhanden gewejen be- 
teachteten, wie überhaupt in den weltphäliichen Provinzen mit 
Rückkehr der alten Herrfcher diejenigen Einrichtungen blieben, bie 
wenn fie auch gegen die alte Verfaflung gingen, Geld ein- 
brachten *). 

Die Bundeverfammlung hatte fich auf ‚ven ©. 148 angegebenen 
Tall beſchränkt, dag eine mit vüchwirfender Kraft erlaffene an- 
erkannte Befibverhältnifie alterirende Verordnung Anlaß zu einer 
Bejchwerde über Suftizverweigerung gegeben hatte. Deshalb, und 
wegen ber beliebten Form der kurheſſiſchen Erklärung und endlich 
wegen ber fonft darin geäußerten Grunbfäte in Bezug auf Orga- 
nifation der Bundesverſammlung in den unbezweifelten Gegen: 
ſtänden der Bundesacte, war allerdings der Präfidialgefandte tn 
boppelter Beziehung genöthigt ein ernfted Wort zu ſprechen. Ein 
Punct war aber in der kurheſſiſchen Erklärung enthalten, der die 
tiefgreifende Bedeutung für die nationalen Intereſſen bezeichnete, 
welche in dem bisher nicht veröffentlichten baterifchen Votum über 
die Competenzfrage (S. 129 ff.) ihren Ausdruck gefunden. Der Kur: 
fürft erklärte, daß die Bundesverfammlung nur dann über derartige 
Fälle wie der vorliegende zu befchließen competent fei, wenn zuvor 
ein organijches Bundezgefeß, „zudem Er mitgewirfet habe” 
d. h., welches einjtinmig von ber Bunbesverfammlung be- 


*) Wir werben fpäter auf dieſen Punct zurüdfommen. 
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ſchloſſen geweſen, erlaffen worben ſei. Das mar die Confequenz 
des baierifchen Votums in ber Competenzfrage. Die Confequenz 
davon für alle Nationalintereffen Teuchtet ein; gerade bei dieſer 
Gelegenheit zeigt fich deutlich, wie wichtig e& ift, daß die Nation 
alle fie angehende Verhandlungen ihrer Spitzen Tenne Wer 
die Verhandlungen in ber Hofmann’schen Befchwerbefache genau 
verfolgt, kann nicht zweifelhaft fein, daß mit der in ber Competenz- 
frage von Baiern geäußerten Meinung, wenn fie durchdrang, bie 
Bundesverjammlung als ein machtlofe® und unnützes Inſtitut 
daſtand. 

Der actenmäßige Vortrag über die kurheſſiſche Erklärung, 
welche in der 18. Sitzung am 13. Mai 1817 erſtattet wurde und 
die Beſtimmung aller Bundestagsgeſandten mit Ausnahme des 
großherzoglich heſſiſchen, v. Harnier, enthielt, lautete folgender⸗ 
maßen *): 

„Die Bundesverſammlung kann und wird ein Bedenken tragen, 
Einwendungen gegen ihre Beſchlüſſe mit Bereitwilligkeit anzunehmen, 
und mit pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit in Erwägung zu ziehen. 
Es kann aber der Fall eintreten, daß mit ihren Beſchlüſſen deſto 
groͤßere Unzufriedenheit entſteht, je gerechter ſie ſind, und wenn ſie 
dann ſich gefallen laſſen müßte, ſtatt Gründen, Vorwürfe anzu- 
hören, wenn ein unzufriedenes Bundesglied ſich berechtigt glauben 
könnte, in verweiſendem Tone zu ihr zu reden, jo würde die Stel⸗ 
lung, welche fie zur Erfüllung ihrer Beitimmung behaupten muß, 
auf die gemeinjchäblichtte Weife verändert werden. Sie, \welche 
nach den beutlihen Worten der Bundesacte, die Geſammtheit des 
Bundes vertritt, iſt nie und nirgends unter einem Gliede des 
Bundes, und Borftellungen gegen Beichlüffe, welche die Bundes— 
verjammlung gefaßt hat, Können nicht an die Bundesgeſandtſchaften 
gerichtet werben, vielleicht um bie Achtung zu umgehen, welche 
man jener ſchuldig zu fein glaubt, und welche doch auch biefe, als 
Stellvertreter der Bundesglieder, zu erfordern berechtigt find. 

Als erſtes Beiſpiel eines folches Benehmens gegen die Bundes⸗ 


*) Beil, (40) zur 18. Sigung vom 17. März 1817 loco dict. 
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verſammlung verbient daher bie kurheſſiſche Erklärung hohe und 
allgemeine Aufmerlſamkeit. 

Was Se. Königl. Hoheit, der Kurfürft, über die Angelegen- 
heit des Deconomen Hofmann fi) haben vortragen laſſen, beruht 
auf einem Gewebe von Irrthümern in Thatfachen und Grunb- 
fügen, und fo wenig die Bunbesverfammlung eine unparteiiiche 
Beurtheilung ihres Verfahren? überhaupt, und bei biejer Veran⸗ 
lafjung infonderheit zu fcheuen hat, jo muß doch aus aufrichtiger 
Verehrung gegen einen durch deutſch-patriotiſche Gefinnungen 
ausgezeichneten Fürſten bedauert werben, daß er durch einen ſolchen 
Vortrag fich hat bewegen laſſen, den erjten Verſuch zu geitatten, 
inneren Zwieſpalt zu erregen und bie Würde der Vundesverſamm⸗ 
lung durch eine Proteftation, die ganz die Geftalt eines Verweiſes 
annimmt, zu verlegen. Wie durchaus unrichtig aber der Sr. 
Könige. Hoheit erjtattete Vortrag ift, wird durch eine genaue Be— 
leuchtung deſſelben zu beweifen, nicht ſchwer fein. 

Dad Anbringen ded Hofmann war für ben Zweck bejjelben 
hinreichend bejcheiniget. Er bat nämlich durch beglaubigte Ab- 
Ichriften dargethan : 

1. daß er von der weftphälifchen Negierung die in Frage 
jtehenden Deutjchordendgüter wirklich gefauft hat; 

2. daß er, feit der Rückkehr Sr. Königl. Hoheit in höchſt ihre 
Staaten im Sabre 1813 bis zum 25. Mai 1816 diefe Güter 
ruhig befejlen hat; 

3. daß biejelben ihm am 18. Auguft 1815 auf Verfügung 
ber furfürftlichen Oberrentkammer in dem ritterjchaftlichen Steuer- 
kataſter des Oberfürſtenthums Hefjen erb⸗ und eigenthümlich zu- 
gejchrieben worden find; 

4. daß er am 18. Octbr. 1815 zur Entrichtung ver Ritter 
fteuer von biefen Gütern angehalten worben ift; 

5. daß am 25. Mai 1816 eine furfürftlihe Commiſſion bie 
Abtretung derſelben als Staatsgüter, jedoch gegen Erſtattung 
des Kaufgeldes und der etwaigen Verbeſſerungen, von ihm ge 
fordert hat; | 

6. daß, am 8. Octbr. 1816 eine Turfürftliche Verordnung, 
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welche unter derjelben Bedingung die Zurückziehung aller während 
der feindlichen Occupation veräußerten Deutſchordensgüter verfügt, 
erlaflen ift, und endlich 

7. daß die Vollſtreckung biefer Verordnung auch gegen ihn 
erfolgen follte. 

Das Vorbringen des Hofmann war freilich einfeitig, aber 
eben, weil es jo vollſtändig bejcheinigt war, zur Beruͤckſichtigung 
der Bunbesverfammlung wohl geeignet, und für ben gefaßten 
durchaus unverfänglichen Beſchluß offenbar vollfommen genügend, 
indem es blod von Sr. Königl. Hoheit abhing, nach dem rühme 
lihen Beijpiel anderer Bundesgenoſſen, durch angemeffene Er: 
läuterungen bie Bunbeöverfammlung in den Stand zu jegen, bie 
Angaben des Hofmann? einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

Die Bundeiverfammlung hat feine Zweifel gegen bie Gerech 
tigkeit Sr. Königl. Hoheit geäußert, denn fie hat den Supplicanten 
vertrauensvoll an die Gerechtigkeit feines Landesherrn verwielen. 
Wenn fie, gewiß mit fihtbarer Schonung, zu erkennen gegeben hat, 
daß, nach ben vorliegenden beſondern Umſtänden, Hofmannd 
Eigenthum aus guten Gründen als ein wohlerworbenes, betrachtet 
werben Tönne, und daß der Beſitz deſſelben ihm unter der Form 
eines ſpätern Geſetzes zu entziehen, nachdem e3 ihm unter Yurfürfil. 
Autorität erb⸗ und eigenthümlich zugefchrieben worden, doch wohl 
em Mißgriff untergeordneter Behörden fein möchte, welchen Se. 
Königl. Hoheit nicht billigen werben; fo hat fie unftreitig jede 
anftändige Rüdjicht beobachtet, und nichts gethan, was bie Em- 
pfindlichkeit Sr. Königl. Hoheit, bei Höchjtvero vollem Bewußtſein 
reiner Gerechtigkeitsliebe, irgend hätte reizen follen. 

Die Bundeöverfammlung hat feine Verwaltungsmaßregeln ges 
tadelt. Denn eines Theil ift ein Geſetz, welches Unterthanen ihr 
Eigenthum ohne weiteres entzieht, feine Verwaltungämaßregel und 
andern Theil hat die Bundesverfammlung feinen Tadel audge 
Iprochen, fondern mit unverfennbarer Beicheivenheit darauf Hin- 
gebeutet, daß ein Irrthum in der Anwendung jenes Gejeges be- 
gangen fein Eönne — Daß, nach ben hinreichend beicheinigten 
Berhältniffen der Sache, die Bundesverfammlung von ben triftigen 
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Gründen der kurheſſiſchen Regierung fich feinen Begriff machen 
fonnte, lag in der Sache jelbit. 

Die Bundesverfammlung mußte dem Deconom Hofmann nady= 
laffen, nöthigenfall3 mit feiner Bejchwerbevorftellung weiter einzu= 
fommen, wenn ihre Verwenbung nicht ein Blendwerk fein follte, 
welches fie den nachtheiligen Urtheilen mit Necht ausgeſetzt haben 
würde. Berechtigt aber war bie Bunbesverfammlung um fo mehr 
dazu, je weniger fie fich bejtimmt darüber erflärte, in welcher Art 
fie weiter zu verfahren gedenfe? Sie Hat kein Anfinnen an den 
kurheſſiſchen Bunbesgefanbten oder die kurheſſiſche Negierung ge: 
richtet, fondern Lediglich den Hofmann angemwiefen, die für ihn 
fprechenden Gründe feinem Landesherrn unmittelbar vorzutragen. 
Wenn fie dabei die Erheblichkeit diefer Gründe nicht verfannte, To 
fällte fie doch Fein Urtheil über ihr Gewicht in der Sache jelbit, da 
jogar Hofmann zunächſt nur um Schuß gegen unmittelbare Be- 
figentjegung gebeten hatte. Crheblich aber mußten bie Gründe er- 
ſcheinen, wenn fie auch blos zu einer Verweifung an den Lanbes- 
herren bewegen follten. Wenn die Bundesverfjammlung die Ermar- 
tung äußerte, daß biefe Gründe rechtlich berücjichtigt werden wür- 
ben, jo gab fie ein Vertrauen zu erkennen, welches weder eine An⸗ 
maßung noch eine Verlegung der jedem Bundesgenoſſen gebührenven 
hohen Achtung enthielt. Wenn fie aber endlich in dem Vorbehalt 
bed weiteren Recurſes eine entfernte Beforgniß, daß dieſe Erwar⸗ 
tung getäufcht werben könnte, zu erfennen gab, fo mag ein Blick 
in ihr Einreihungsprototoll fie rechtfertigen. 

Es ift daher irrig, daß die Bundesverfammlung fich gleichjam 
als eine oberftrichterliche Behörde dargeftellt habe, und aus dem 
ganzen — von ihr bisher beobachteten Gang, würde ruhige Weber: 
legung vermuthlic den Schluß gezogen haben, daß fie jegt mur 
allein auf dem Wege biplomatifcher Unterhanblung fortzufchreiten 
gemeint fein werde. Wenigftend hätten ihre weiteren Schritte bil- 
lig erwartet werben follen, ehe über ihr noch nicht zur Wirklichkeit 
gelommenes Benehmen ein Urtheil gefällt worden wäre. 

Ihr eriter Beſchluß, von den jammtlichen Regierungen bereits 
ſtillſchweigend genehmigt, und als Folge der ihr obliegenden Ge— 
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ſchaftsführung, einer ausdrücklichen Genehmigung nicht bebürftig, 
ift jo ganz in dem Sinne der von allen Übrigen Bundesgenoſſen 
laut erflärten Grundſätze, daß die Erwartung einer Mikbilligung 
an ihrer Seite gleichfall3 nur ald ein Irrthum der Furheffifchen 
Regierung fich darftellen wird. Auch iſt es gewiß eine jeltene 
Erſcheinung in der viplomatifchen Welt, daß eine Verjammlung 
von fechzehn mit dem Zutrauen ihrer Regierungen beehrten Ge 
ſandten, öffentlich bejchulbiget wird, fie habe ihren Inſtructionen 
zuwiber gehanbelt. 

Was die Competenz betrifft, jo iſt es nicht ver Bundes⸗ 
verlammlung Schul, daß die Hinweijung auf den 15. Art. der 
Bundeacte, welcher die Aufhebung des deutſchen Ordens in 
Deutſchland erſt allgemein — obgleich nur mittelbarer Weile — 
fancttonirt, und deſſen Wirkung in Beziehung auf damals fchon in 
Privathänden jich befindliche Deutjchordenzgüter nur der Bunb be 
fimmen und erflären kann, von dem kurheſſiſchen Miniſterium 
unbemerkt geblieben, und daher auch nicht gefühlt worben ift, wie 
gern die Berfammlung die Intereſſen Sr. Königl. Hoheit berüd- 
fihtiget hat. 

Daß die Bundezverfammlung allegeit nur Vermittler, nie 
Richter fein ſoll — ift eine durchaus neue Lehre, die dem Klaren 
Buchſtaben der Bundesacte, und jelbit der Wiener Congreßacte 
widerſpricht. 

Daß die Folgen einer aus der Bundesacte ſich ergebenden 
politiſchen Maßregel, beſonders wenn dieſe Folgen als auffallende 
Rechtsverletzungen erſcheinen, den Bundesverein im Ganzen be 
treffen, läͤßt fich mit Grund nicht in Abrebe ftellen und daß ohne 
bie im 45. Art. enthaltene jtillichweigende Genehmigung ber 
Aufhebung de deutfchen Ordens der vorliegende Fall nicht hätte 
eintreten können, leidet feinen Zweifel. Eben deshalb ift aber 
auch der Bund verpflichtet, feinen Mißbrauch bes durch ihn bes 
gründeten Verhältniſſes zuzulafien. 

Betrachtet man in allen diefen Rücfichten das Verfahren der 
Bunbeöverfamminng mit unparteitichen Augen, jo wirb man es 
nicht auffallend finden Können, ſelbſt nicht in Vergleichung mit 


158 


ihrem Verfahren bei andern Veranlaffungen, wo fie mit weit mehr 
Zurückhaltung zu Werke gegangen fein ſoll, welches, wenn es ge- 
fchehen ift, nur auf ſub⸗ und objectiven Verſchiedenheiten beruhet 
haben kann. 

Wenn nun in der Angelegenheit de3 Deconomen Hofmann 
zu irgend einer Art von Verwunderung Beranlafjung fih finden 
kann, fo würde fie — bie leicht erflärbare, wenn gleich in foldher 
GSeftalt bei Staatöverhandlungen nicht gewöhnliche Verbittung 
weiterer Einwirkung der Bunbesverfammlung audgenommen — aus 
der Form und dem Inhalt der kurheſſiſchen Erklärung allein ber: 
vorgehen, die mit Aeußerungen ſchließt, welche die Billigung ber 
übrigen Bundesgenoſſen gewiß nie erhalten wird. Denn follte 
ber Vorwand einer Verwaltungsmaßregel jeden Act der Willfür 
mit dem Mantel der Unverletlichkeit bedecken Tönnen, fo würde 
die Wiederherſtellung eines Rechtszuſtandes in Deutichland nichts 
als ein eitler Traum fein. Nie foll die Bundesverfammlung in 
bie innere Verwaltung ber Bunbezftanten ſich mifchen. Aber 
wenn fie Sicherheit des Eigenthums oder der Perſon gefährdet, 
und durch Mißbrauch der Gefebgebung oder durch Machtiprüche . 
ber Üegierung jede rechtmäßige Mittel dagegen in dem Innern 
eine? Staates entfernt und dem Gedrückten verfagt findet: dann 
fordert der Zweck des Bundes fie auf, dazwiſchen zu treten, um 
die Herrfchaft der Geſetze gegen Willkür aufrecht zu erhalten. 
Weil e3 aber in diefer Hinficht an einem organifchen Geſetz für 
bie Form ihrer Wirkſamleit fehlt, weil die Bundesacte fie nicht 
zum Richter zwifchen Herrn und Unterthanen bejtellt hat, eben 
deshalb hat die Bundesverſammlung vorliegende Sache nicht aus 
dem Geftchtäpuncte gemißbrauchter Regierungsgewalt aufgefaßt, 
ben fie unftreitig gleichfalls zuläßt, und der allezeit ihre nach 
drücklichſte Verwendung gerechtfertigt Haben würde. Denn, wenn 
auch die in Frage ftehende Maßregel durch den zugeficherten Erfah 
des Kaufgeldes und deren Meliorationen gemildert wirb, fo bleibt 
hoch dad Weſentliche berjelben unverändert: willfürliche Befit- 
entfegung und Einziehung anerkannten Privateigentfumd. Wenn 
enblich der 4. Urt. der Bundesacte die Verfammlung ermächtigt, 
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die Angelegenheiten des Bundes zu beforgen, fo Tann ber im 
40. Art. enthaltene Auftrag einer weltern Bearbeitung der Ver- 
faffung und Organifation de Bundes ihre Thätigkeit um fo 
weniger hemmen, als der Mangel eines organifchen Geſetzes burch 
bie bereit einftimmig, aljo auch von Kurheſſen beliebte Feftftellung 
einer provpiforifchen Competenzbeftimmung als unerheblich erfcheint, 
folglich auch in diefer Hinficht die Beſorgung ber Angelegenheiten 
des Bundes ungehindert bleiben muß. Und welche wichtigere An- 
gelegenheit de Bundes kann es geben, als Schuß gegen rechtlofe 
Gewalt und Befeftigung eines geficherten Rechtszuſtandes im 
Bunde ? 

Hätte der kurheſſiſche Herr Geſandte fich ermächtigt geglaubt, 
bie non ihm abgegebene Erklärung, wie ihm vorgefchlagen worden, 
vorerft in vertraulicher Sitzung mitzutheilen, jo würbe man fich 
im Stande gefunden haben, demfelden auf bie dem Anftanbe in 
öffentlichen Berhanblungen und ben gegenjeitigen Werhältnifien fo 
wenig entiprechende Faſſung unb auf die vollkommene Grund- 
Iofigfeit jener Erflärung aufmerkjam zu machen. Da er inbeflen 
auf offnem Angriff beftehen zu müſſen verfichert, und ſelbſt auf 
ver, ala Regel feitgefegten Publicität beitanden bat, fo Tiegt es 
nicht an der Bundesverfammlung, daß bie Unrichtigfeit eines Vor- 
trages nicht fogleich und auf einem erwünfchteren Wege zur Kennt 
ig Sr. Königl. Hoheit des Kurfürften gebracht worben ift, welcher 
eine Täufchung in dem Urtheile dieſes fo höchft rechtlich gefinnten 
Souverains veranlaßt hat, „vie in Teinem Falle angenehme Folgen 
haben kann.” 

Der Präftvialgefanbte fügte biefem Vortrage in ber Sitzung 
die bezeichnenden Worte hinzu, welche für die Oeffentlichkeit be 
fimmt wurben *): 

„Die von dem Furfürftlich heſſiſchen Bundes Gefanbten, 
Namens feines Hofes in ber Sikung vom 13. März abgegebenen 
Erklärung ift ihrer Form und Inhalt nach der Art, daß fie die 
ammlichen übrigen Bunbesgefanbten in die Nothwendigkeit fett, 


2) B.⸗Pr. 1817. 6. 105. Bol. 173. 
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dariiber beichwerend ihren Bericht an ihre Committenten gelangen 
zu lafien. Sie vertraue einftimmig zu dem von biefen biöher an 
ven Tag gelegten Geſinnungen für die allgemeine Wohlfahrt, daß 
jelbige die Bundesverſammlung in den Stand feßen werben, bie 
hohen Zwecke des Bundes zu erfüllen und Grundfägen entgegen zu 
arbeiten, welche diefe vereiteln müſſen, daß fie insbeſondere in dem 
Beichluß der Bundesverſammlung auf bie Beichwerbe bed Deco- 
nomen Hofmann über angebrohete willfürlihe Entſetzung aus 
feinem Beſitz, worüber Ihre Königl. Hoheit der Kurfürft den 
Bunbesgefandten Vorwürfe machen zu dürfen geglaubt hat, nur 
die befondere Achtung erkennen werben, welche die Bundesverſamm⸗ 
lung gegen die Perfon Sr. Königl. Hoheit bei diefer Gelegenheit 
zu beweifen fich bewogen gefunden hat. 

Bei den zahlreichen bereit3 aus den kurheſſiſchen Landen ein- 
gekommenen Beſchwerden über landesherrliche Verfügungen wird 
jte, eingeben? der hohen Beitimmung, zu der fie berufen worden 
und der VBorfchriften und Zwecke ber Bundesacte, fich durch Teine 
ungleiche Beurtheilung eines einzelnen Bundesgliedes abhalten laſſen, 
innerhalb ber ihr vorgezeichneten Schranken, die fie nie vergeflen 
hat noch je vergefjen wirb, ſelbſt bevrängter Unterthanen fich anzu- 
nehmen, und auch ihnen die Ueberzeugung zu verjchaffen, daß 
Deutfhland nur darum mit bem Blute ber Völker 
von fremdem Joche befreit und Länder ihren ret 
mäßigen Regentenzurüdgegebenwurben, bamit über- 
all ein rechtlicher Zuftand an die Stelle ber Willfür 
treten möge. 

Sie muß ſich vielmehr durch folche Aeußerungen wie bie kur⸗ 
heſſiſche Erklärung enthält, in dieſem Vorſatz beftärkt finden, und 
indem fie, die in ihrer Geſammtheit von Teinem einzelnen Bundes⸗ 
mitglied Weifungen anzunehmen hat, in den ihr gemachten Bor- 
würfen feinen Anlaß zu Abänderung ihres in der Angelegenheit 
bes Delonomen Hofmann in der achten diesjährigen Sitzung gefaß- 
ten Beichluffes findet, und daher demſelben hiermit ausdrücklich 
inhärirt, wird fte, falls fie darin dem befagten Hofmann aus: 
brücdlich vorbehalten fernere Beſchwerde bei ihr eingereicht werben 
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ſollte, dad Angemeſſene in dieſem wie in andern Fällen darauf 
beſchließen.“ 

Der Großherzoglich heſſiſche Geſandte v. Harnier äußerte, daß 
er ſich bei den zwiſchen beiden heſſiſchen Häuſern beſtehenden nahen 
verwandtſchaftlichen Verhaͤltniſſen der Abſtimmung fürs erſte ent- 
halten müſſe. 

Die Bundesverſammlung hatte mit der Verheimlichung des 
loco dict. gedruckten Berichtes einen ſehr ſchweren Fehler begangen. 
Sie ging der Sympathie des deutſchen Volkes verloren, weil ſie 
einem offenen Angriffe gegenüber nicht ebenſo offen antwortete, ſie 
gab aber auch die Veranlaſſung dazu, daß die deutſchen Bundes 
fürſten jie jpäter desavouirte, was unmöglich geweſen wäre, wenn 
bie in biefem von und oben mitgetheilten Berichte durchgeführten 
Principien einmal öffentlich ausgefprochen waren. 

Die in dem Bertrage angedrohten unangenehmen Folgen 
trafen allerdings? ein, allein fie beſtanden in einer eclatanten 
Niederlage der Gefandten an der Bundesverſammlung. Graf 
Buol:Schauenftein ging nämlich, Anfangs April 1817 nach Wien, 
um eine entjchievene Erklärung des dortigen Kabinet zu holen, 
welche fein wie der Bundezverfammlung Benehmen in diefer Ange: 
Legenheit billigte. Aber diefe Genugthuung wurde ihm nicht zu Theil. 
Fürſt Metternich machte ihm bittere Vorwürfe über feine Gejchäfts- 
führung, die jo weit gingen, daß er ihm unumwunden jagte, daß 
nur jeine mehr als fünf und zwanzigjährigen Dienfte es feien, welche 
jeine Abberufung und öffentliche Desavouirung *) verhinderten. 
Dabei fchärfte er ihm ein, daß er in Zukunft derartige Weber: 
ſchreitungen der Competenz der Bundestagsgeſandten nicht dulden, 
noch viel weniger aber begünftigen ſolle. Metternich forgte weiter 
tafür, daß dieſe Anficht des öſterreichiſchen Kabinet? auch Anficht 
ber übrigen deutſchen Höfe wurde. Die armen Bundestagsgeſandten 
wurben wie die Schulfnaben behandelt. Buol- Schauenftein mußte 
jtatt der erwarteten eclatanten Genugthuung folgende Erflärung zu 
Protocol geben: 

°) In Gaffel erwartete man mit folder Sicherheit biefe öffentliche Miß⸗ 
biligung bes Verfahrens Buols, daß die Eaffeler Zeitung fie als geſchehen 
berichtete, 
Eifer Theil. 11 
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„Se. Kaiſerl. Königl. Majeftät, gewohnt jede ihrer Pflichten ohne 
alle Nebenrüclichten zu erfüllen, können fi) durch die Sr. Königl. 
Hoheit dem Kurfürften von Heſſen gewidmeten freundichaftlichen 
Geſinnungen nicht abhalten laſſen, den von der Bundesverſamm⸗ 
fung in der Sache des Decongmen Hofmann gefaßten Beichlufie, 
welcher ſich durch ein, Sr. Majeftät vorzüglich gefällige, ein: 
fache Nechtlichfeit unverkennbar ausgezeichnet, beizupflichten. Se. 
Kaiſerl. Königl. Majeftät gehen bei diefer Beſtimmung von der 
vollen Weberzeugung aus, daß bie Bundesverſammlung in der 
betreffenden Verhandlung nur durch ben, von Allerhöchſt denſelben 
getheilten aufrichtigen Wunſch geleitet war, daß jeber Deutfche 
jein Recht im gejeglichen Wege findet; darauf allein hat fich ber 
in Frage geſetzte Beſchluß mit kluger Umſicht beſchränkt *).“ 

Dieſer Erklärung traten ſämmtliche Stimmen mit Ausnahme 
der von Kurheſſen und Darmſtadt bei. Damit waren alle früheren 
Erklärungen von Luxemburg, v. Gagerns vielverheißende Rede in 
der Sitzung vom 20. März 1817 *), von Preußen und Baden, in 
welchen ganz andere Principien burrchleuchteten ***), befeitiget. Aller- 
dings Hatte die Sache unangenehme Folgen und nicht unrichtig 
hatte v. Gagern gefagt, daß mit der Erklärung bed Kurfürſten 
von Heilen bie wichtigften Tragen und Verhältniffe des deutfchen 
Bundes ſowohl, ald die Stellung, Pflichten und Befugniffe der Bun- 
desverſammlung zur Kriſis gebracht feten, — aber dieſe Folge und dieſe 
Krifig waren eine andere, ald man in ber Bunbesverfammlung 
erwartet hatte. Die der nationalen Entwidlung ungünftigen Prin- 
cipien Metternich’3 fiegten und führten herbei, daß die Souve- 
rainetät3manie, d.h. jene unglückſelige Vorftellung, ala jet won der 
Sowverainetät eine unumfchränkte Herrichaft unzertrennlich, die wenn 
es hoch füäme in einigen untergeorbneten Fragen eine Beichränkung 
durch fogenannte Landſtände erleiden dürfte, zur bominirenden 
Richtſchnur im Rathe der beutfchen Staaten wurde. Freiherr 


*) 28. April, 
**) 20. Sitz. 6. 107. 
.... 22. Eip. $. 112. 
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v. Pleſſen, welcher an dem erſten Bericht in der Hofmann'ſchen Sache 
mitgearbeitet hatte, war der einzige, welcher nach der Erklärung 
des öflerreihifchen Kabinets eine leife Verwahrung in feine Yu- 
jtimmung fließen ließ, die aber unendlich wenig bebeutete. 

Der vorzüglichfte Uebelſtand, welcher im Gefolge dieſer öfter: 
reichiſchen Erklärung hervortrat, war aber der, daß von ba 
an, gegen dag angenommene Princip, die Inſtruc— 
tiondeinholungen über jede Angelegenheit zur Regel 
wurde, jo daß ein genauer Kenner der Verhandlungen jener Zeit 
mit Recht jagt: „bie Shlimmen Folgen biejer Princip 
verlegung haben ſich von Jahr zu Jahr darin gezeigt, 
dag immer mehr nad) Convenienz und immer weniger 
nah dem Rechte entſchieden wurde ).“ Aber wie konnte 
dies anders jein? wenn ſolche Dezavoutrung, wie die ebeir ge 
ihilderte, die Bundestagsgeſandten in Zukunft treffen follte, jo 
mußten fich die Gefandten durch fpecielle Inſtruction in den jonft 
Hariten Fällen fichern. 

Was die Hofmann’iche Angelegenheit ſelbſt betraf, jo wurde 
fie durch Vermittlung ded damaligen kurheſfiſchen Bundestages⸗ 
geſandten v. Lepel beigelegt. Hofmann blieb im Beſitze der ver- 
fauften Güter, indem er fie gegen geringen Canon in Erbleihe 
empfing. Sieht man die Sache unbefangen an, jo läßt fich aller- 
dings nicht leugnen, daß die Bunbesverfammlung dem Kurfürjten 
gegenüber unrecht hatte, wenn das ſtarre napoleonijche Souve- 
tainetätgprincip Grund und Ordnung ber beutjchen Bundezitanten 
bleiben ſollte. Daß fih Fürjten, wie der Kurjürjt von Heſſen, 
wie jelbjt die geiftig jo bedeutende Fürftin Pauline von Detmold 
hiervon nicht losſagen wollten, ift leicht begreiflich, wenn man bie 
unklare Situation der Kleinen und mittleren Staaten zur damaligen 
Zeit in Betracht zieht. Schon 1817 drohte ein neuer Congreß der 
Großmachte in Böhmen und kam allein durch ven Widerſpruch von 
England nicht zu Stande. Was konnten die Heineren Staaten 


*) v. Wangenheim. (Würt. B. ©.) Das Dreifönigdbündniß v. 26. Mat 
1889. Stuttgart 1851. ©. 92, 
11* 
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von einem folchen für fi erwarten? Höchitend Beſchränkungen 
für fi zum Nutzen der Großmächte, aber nicht zum Vortheil der 
nationalen Intereſſen. Weberhaupt war es dem Bildungsgange 
ver aus dem 18. Jahrhundert noch herüberlebenden älteren Fürſten 
ganz gemäß und natürlich, daß fie mit großer Eiferfucht ihre 
Rechte zu wahren fuchten und nicht zu verwundern ift, daß bie 
Grenze, welche hierbei allerdingd gezogen bleiben muß, zu ver: 
ſchiedenen Malen überjchritten wurde. — Die Ueberichreitung der 
Grenzfteine, welche die moderne Entwidlung unſerer Zeit als un—⸗ 
verrückbare hingejtellt hat, tft in den nächftfolgenden Decennien hart 
bejtraft worden. Man wollte dag monarchiſche Princip aufrecht 
erhalten und nahm diejenigen Stügen, welche e8 dem parlameıt- 
tarifchen, ja welche es jchlimmeren gegenüber , allein halten Eonnte. 
Denn der geführlichite Gegner des monarchiſchen Princips iſt jene 
nichtsachtende bevormundende Tyrannei, welche man eben jehr paflend 
mit dem Namen ber Souverainetätämanie bezeichnet hat, jene fünd- 
Tihe Thorheit, welche in ber göttlichen Inſtitution einer fürftlichen 
Obrigkeit die Willfür und das Belieben einer menschlich 
abjoluten Herrichaft gejehen hat und jehen will. Die Stüßen, welche 
Tyrannei und Thorheit dem monarchiichen Princip abgebrochen, 
lagen für die Ießtverfloffenen vier Decennien des Jahrhunderts in 
einer feiten unantaftbaren landſtändiſchen Verfaſſung. Statt 
die Stände des Landes, d. h. diejenigen, welche nach der Ent- 
wiclung der Nation diefe Stände waren, (alſo nicht die mittel- 
alterlichen Stände) zu ftüben, zu beben, zu ftärfen, Hatten die 
meiften der deutfchen Staaten die napoleonijhe Tyrannei, den 
Souverainetätäfchwindel, benußt, gleichjam ala Erbfünbe empfangen, 
um bie organischen Beſtandtheile des Volkslebens in jenes un⸗ 
beftimmte Allgemeine aufzulöfen, welches zur beiten Grundlage für 
jede revolutionaire Thätigkeit und Beſtrebung dienen fonnte. Der 
Kurfürſt von Hefjen war von jenem allgemeinen Irrthume ſo 
wenig frei geblieben, als feine Zeitgenoffen auf dem Throne, aber 
bie unbefangene Würdigung damaliger Zuftände muß immer zu 
dem Refultate gelangen, daß eine offene und ehrliche Bekennung 
eined Principe befier ift, als jene Macchiavellifchen Künfte, durch 
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welche in anderen Länbern weit Schlimmeres zu Tage gefürbert 
wurde. Der Kurfürſt von Helfen handelte damals wie Tpäter in 
offener und ehrlicher Weife nach einem Princip, welches der Beiten- 
lauf allerdings begraben hatte; feine Handlungsweiſe war aber 
immer beſſer, als diejenige anderer damaliger Regierungen, welche 
von jchönen Worten überfloffen und fie in wenigen Monaten nicht 
einmal, jondern vielmals verläugneten und fich vor der Metternich’: 
hen Politik neigten ). Man hat oft von dem nachtheiligen Ein- 
flufje der Handlungsweiſe des Kurfürſten auf dag Volk in diefer 
Hofmann’ichen, wie in der weftphäliichen Domänenangelegenbeit, 
geſprochen. Das lettere werden wir noch zu beleuchten haben; im 
Allgemeinen ift aber zu jagen, daß das heifiiche Volk hiervon 
damals nicht ſtark berührt wurde. Tem kurheſſiſchen Volksſtamm 
haben auswärtige und Einflüfle anderer Art mehr gefchabet, als 
unberechtigte Irrthümer des Negierungsprincipd. Wir haben durch 
unmittelbaren Berfehr mit allen Stänben des Volkes vie feite 
Ucberzeugung gewonnen, daß nur die fremden Einflüffe, denen 
ji Einzelne willenlo® bingaben, dem heſſiſchen Volksſtamm 
nachhaltigen Schaben gebradyt Haben; wäre es bier angemeſſen, 
jo könnten wir für einzelne Lebensverhältniſſe von Bedeutung bie 
Beijpiele anführen, daß nicht Eingeborene die Veranlaffung 
jener traurigen Zerwürfniffe, die jebt daß Leben vergiften, waren 
und find. Dieje haben allerdings einzelne jehr gelehrige Schüler 
im Lande gefunden, denen fich dann wie überall, jenes nichtz- 
nußige Geſindel von äußerer übertünchter hohler Bildung, Glauben- 
und Wiſſensleer, überall jet wohl zu Haufe, — untergeorbnet. 
Die nähere Begründung diefed Urtheil® mag anderer Gelegenheit 
und Zeit vorbehalten bleiden. — 

In derjelben Zeit, in welcher die Hofmann'ſche Angelegenheit 
verlief, wurben die näheren Beltimmungen über die im Art. 18 


°) Einen ftarfen Beweis hiervon werben wir weiter unten geben, wo wir 
von den vertraulichen Verhandlungen bei Bildung bes 8, Bundesarmeecorps 
zu fprechen haben. Die beiden Heſſen wurden damals von dem ſchlauen Würs 
temberg im Stich gelaffen. 
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ber Bundesacte den Untertbanen zugeficherten Nechte in Erwägung 
gezogen. Der Präfidialvortrag hatte die Worte enthalten: „Der 
Art. 18 der Bundesacte enthält die wohlthätigften Beitimmungen 
für alle Deutfche und begründete ein wahre® deutſches Bürger: 
recht. Diefer Artikel bewährt und, wie ein wahrhaft nationaler 
Sinn die Gefandten und ihre Höfe befeelte, welche die Bundesacte 
unterzeichneten,” und der von v. Eyben, v. Pleffen und v. Berg 
eritattete gutachtliche Vortrag über die Reihenfolge der Gejchäfte 
der Bundesverfammlung *) meinte, daß zu denjenigen Gegenftänben, 
worüber eine entſchiedene Dispofition in der Bundesacte bereits 
vorliege, und deshalb ſich auch die Bundesverſammlung ohne Auf: 
Schub Deichäftigen möge, um fie allen Bundesſtaaten zur wirklichen 
Ausführung zu bringen, neben den Artikeln 12, 13, 14 und 19 
ber Bundedacte, auch „die Ausführung der wohlthätigen Beftim- 
mungen des Art. 18 der Bunbedacte gehöre, um ein allgemeines 
deutſches Bürgerrecht zu begründen. Es würde dabei nur einer Er- 
klärung am Bunbestage bebürfen, daß Jolche von einem gewiſſen 
Zeitpuncte an gleichmäßig und wechjelfeitig in allen Bunbezftaaten 
wirklich beobachtet, etwaige nähere Beitimmungen oder eintretende 
Schwierigkeiten aber darüber noch weiter zur Sprache an ven 
Bundestag gebracht werden müßten.” Die Beltimmungen des 
Art. 18 betreffen bekanntlich das Recht der Unterthanen ber 
Bundesſtaaten Grundeigenthum außerhalb des Staat, ben fie be: 
wohnen, zu erwerben und zu befiben, ohne deshalb in dem fremben 
Staate mehreren Abgaben unterworfen zu fein, als deſſen eigene 
Unterthbanen. Dann die Befugniß des freien Wegziehend aus 
einem deutjchen Bundesſtaate in den andern, der erweislich fie zu 
Untertdanen annehmen will, womit bie Freiheit von aller Nach 
jteuer, (jus detractus gabella demigrationis) in Verbindung ſteht, 
injofern da3 Vermögen in einen anderen Bundesſtaat übergeht, 
und mit diefem nicht bejondere Verhältniffe durch Freizügigfeitz- 
verträge beſtehen. 

Mehrere Bundestagdgejandte, der der Tächfifchen Häufer, ver 


*) B.:Pr. 1817. 11. Sig. 17. Febr. Beil. 11. Loc. dic. Fol. 77. 
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15. und 16. Stimme, jtellten die Anficht auf, daß in dem Puncte 
der Nachiteuer es Feiner weiteren Verabredung mehr bebürfe, da 
der Art. der Bundesacte an fich verbindlich ſei. Deiterreich trug 
jedoch auf Inſtructionseinholung an, weil die Freiheit von aller 
Nachſteuer durch den Beifaß in ber Yundesacte: „und mit biefen 
nicht beſondere Berhältnifje durch Yreizügigfeitäverträge bejtehen, 
bedingt zu fein fcheine, und nur durch die Unterordnung oder 
Bereinbarung biefer Verträge mit der allgemein bindenden Norm, 
dieje zum Beſten der Unterthanen größtmögliche Ausdehnung zu 
verihaffen, ihrer Kenntniß unerläßlich jet”). Diefer Meinung 
ſchloſſen ſich alle andere Stimmen an, Preußen deshalb, weil es 
Ichon alles erjchöpft habe, die in ber beutfchen Bundesacte felt- 
geſetzte Abzugs- und Nachiteuerfreibeit allenthalben geltend zu 
machen. v. Berg wurde erſucht, die Schwierigkeit zu bezeichnen, 
welche die Durchführung diefer Beitimmungen des 18. Art. ent: 
gegenjtänden. Der frühere Profeffor that dies mit gewohnter 
Gründlichkeit *). Zuerſt machte er darauf aufmerkſam, daß bie 
Einführung gleichförmiger Grundfäge in Anfehung der Militair- 
pflitigfeit die Augübung be freien Wegzuges in einem Bunbe2: 
ſtaate mehreren Hinderniſſen unterliegen könne als in dem anderen. 
Dies habe auch ſchon die Bundesverfammlung erkannt und be 
jchloffen ein Uebereinkommen zwiſchen ben Bundezitaaten zu ver: 
anlafjen. Eine große Schwierigkeit lag aber, was Berg vichtig 
auffaßte, in der Benennung der Begriffe, welche die Rechte ber 
Unterthanen fejtjtellen follten. Schon bei den Wiener Congreß- 
verhandlungen hatte man verjchievene Aenderungen des Ausdruckes 
vorgenommen. In dem erjten Entwurfe der Grundlage der deutfchen 
Bundegverfaffung, welcher von Dejterreih und Preußen gemein- 
jchaftlich übergeben wurde, hieß es im Art. 6%): 


„Jedem Bundesunterthan wird zugelichert, 1. die Freiheit un: 
gehinbert und ohne eine Abgabe zu entrichten in einen anderen 


*) B.Pr. 1817. 10. Sitz. Fol. 51. 
*) B.⸗Pr. 1817. 11. Sig. Beil. 15. Loc. diet. Fol. 89. 93. 
ses) über. Acten d. Wiener Gongrefies. J. 45 ff. 
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zum Bunde gehörenden Staate auszuwandern ober in beflen 
Dienste zu treten.” 

In dem am 16. Octbr. 1814 bet der Conferenz von Oeſter⸗ 
reich, Preußen, Baiern, Hannover und Würtemberg vorgelegten 
Entwurfe *) wurbe beftimmt: 

„der Bunbeztag bejtimmt gewifje Rechte, welche jever Deutjche, 
wie 3.2. das der Auswanderung unter gewifen Beichräntungen, 
ber Annahme Kriegs: ober bürgerlicher Dienfte in anberen 
deutſchen Staaten u. |. w. in jedem deutſchen Staate un- 
gefränkt genießen joll. Bei ven letzten zwei Paragraphen bleibt 
Deiterreihh und Preußen die Berüdjichtigung ihrer bejonderen 
Verhältniffe, in Hinficht ihres größeren Umfangs und ihrer 
Zufammenfegung aus Ländern, die nicht zum Bunbe gehören, 
unbenommen.” 

Su dem Entmwurfe, welchen Preußen Anfang Aprils 1815 vor- 
legte **), war im 9. $. beſtimmt: 

„en Einwohnern zum deutſchen Bunde gehörender Provinzen, 
wird von den Mitgliedern des Bundes, durch bie fünftige Ur- 
kunde bejfelben, bad nur durch die allgemeine Pflicht der Bun⸗ 
besvertheibigung bejchränkte Recht der Auswanderung in einen 
andern beutichen Staat, des Uebertritts in frembe deutfche 

Civil oder Militärdienfte ........ zugejichert.” 

In dem von Wefjenberg verfaßten Entwurfe ***) war in dem 
Art. 15, lit. d. den Unterthanen garantirt: 

„Das Recht des freien Wegzugd aus einem beutichen Bundes⸗ 

ftaat in ben andern, in fo ferne der Auswanderer zeigen 

kann, daß er im letztern als Unterthan angenommen wirb. 

Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbfchaftziteuern von 

außziehendem Bermögen, welches in einen andern beutfchen 

Staat übergeht.“ 

Diefer Beitimmung war ein NB. beigefügt, daß hier ein 


*) Klüber a. a. O. ©. 61. 
**) Klüber. Arten d. Wiener Gongreffes. I. Heft 4. ©. 109— 110. 
*°*) Ebendaſ. II. ©. 5, 
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Borbehalt wegen Erfüllung ber Confcriptionzverbinblichkeit ein- 
zufchalten ei. 

In dem von Humboldt übergebenen doppelten Plane *) wurbe 
$. 89 und 74 folgende Beſtimmung vorgejchlagen: 

„Ale Mitglieder des Bundes machen ſich verbindlich, jedem 
ihrer Unterthanen folgende echte, als folche, deren jeder 
Deutjche genießen muß, unverbrüchlich einzuräumen: 

a) die Freiheit, ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Abgabe, in jeden andern zum Bunde gehörenden Staat aus⸗ 
zuwandern. 

Hiervon wird der Austritt um fich:ber Kriegäpflicht zu entzie- 
ben, ausgenommen. In dieſer letztern Rückſicht ift jedoch jeder 
zum Kriegsdienſt, jet e8 im ftehenben Heere oder in der Landwehr, 
Berpflictete, nur von feinem 18. bis 25. Jahre ohne erhaltenen 
Abfchied, in feinem Vaterland zu bleiben verbunden. Während 
des Krieg? Hört alles Auswanderungsrecht für jeben, zu irgend 
einer Art ver Vaterlanbövertheidigung VBerpflichteten auf.” 

Der von Preußen im Mat 1815 übergebene Entwurf enthielt 
im 6. 9): 

„Allen Einwohnern zum deutſchen Bunde gehörender Provinzen 
wird von den Mitgliedern des Bundes, dag nur burdh die all- 
gemeine Pflicht der Landezvertheidigung bejchränfte Necht der 
Auswanderung in einen andern deutſchen Staat... . zu 
geſichert.“ 

Der öſterreichiſcher Seits zu gleicher Zeit übergebene Plan ***) 
Art. 18. Nr. 2: 

4. Den Unterthanen deutjcher Staaten wirb gegenfeitig zu— 
gelichert 

2. Das Recht des freien Abzugs aus einem Bundesſtaat in ben 
andern, injofern die Militairpflichtigfeit erfüllt if. 


*) Klüber. Aeten d. Wiener Gongreffes. I. ©. 45. 62. 
| ⸗e) Ebendaſelbſt. II. S. 298, 
se) Ebendaſelbſt. II. ©. 314. 
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3. Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbichaftäftenern von 
Ausziehenden, injofern jelbige in einen anderen deutſchen 
Bundesſtaat übergehen. 

In dem Entwurf zur Grundlage der Berfaffung des deutſchen 
Bundes, welcher von dem Fuͤrſten Metternich im Einverſtändniß mit 
Preußen am 23. Mai 1815 vorgelegt wurde *), wird Art. 16 lit. c. 

„Den Unterthanen der deutfchen Bunbesftaaten von ben Bundes⸗ 

gliedern gegenfeitig zugefichert: 

c) Das Recht de freien Abzugs aus einem Bundesſtaate in 
ben andern, injofern ber Auswandernde feine Militairpflichtig- 
feit erfüllt hat, und ausweiſen kann, daß er in dem andern 
al? Unterthan angenommen wird. 

d) Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbſchaftsſteuern won 
bem augziehenben Vermögen, injofern es in einem anbern 
deutſchen Staate untergeht.” 

Es wurden biergegen verjchiedene Erinnerungen gemacht die 
eine genaue Bezeichnung bed Begriffs der aufzuhebenden Abgaben 
bezwecften, infonverheit aber eine deutliche Yafjung des Punctes 
der Abzugfreiheit von Erbichaften. Endlich kam man überein, 
blos zu ſetzen: die Freiheit von aller Nachiteuer (jus detractus 
und gabella emigrationis *). Das Woͤrtchen: und — welches 
doch vielleicht etwas zu mehrerer Deutlichfeit beigetragen hätte, war 
in der Ausfertigung binmweggeblieben, Detractrecht (Abzugsrecht) 
it nun allerdingd weit umfaffender, als Erbichaftzjteuer, indem 
es ſich auf alles Vermögen erſtreckt, welches ein fremder Unterthan 
aus einem Lande bezieht. Urfprünglich zwar wurde ber Abzug 
nur von den an Auswärtige gefallenen Erbichaften erhoben. — 
Allein in dem 417. Jahrhundert wurde er in mehreren beutjchen 
Staaten auf Uebertragung des Vermögen? an Fremde durch Ver: 
träge überhaupt, auf Verkäufe, Schenkungen, Mitgiften u. |. w. aus: 
gedehnt. Da jedoch dieſes damals nicht in allen beutfchen Staaten 
geſchehen war, fo konnten allerdingd hieraus bei der Anwendung 


*) Klüber. II. 32%. 
“m, Klüber. II. A — 442. 
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des Gmundfabes gegenfeitiger Freizügigkeit Schwierigkeiten entftehen. 
Man Hatte fich bei der Abfafjung der Bundedacte bemüht, ven 
Begriff der Abgabe, welche gegenjeitig aufgehoben fein ſoll, durch 
bie Wahl einer möglichft allgemeinen Benennung und ſelbſt durch 
die Beifügung Iateinifcher Namen, auf’ deutlichfte zu bezeichnen; 
dennoch war nicht allen Zweifeln vorgebeugt worden. Die Abficht 
die Unterthanen ber deutſchen Bundesſtaaten einer Laft zu entheben, 
vie ſonſt überall mit der Uebertragung des Vermögen? von einem 
Etaate in den andern verbunden war, war allerdingd nicht zu 
verfennen. Die Mannigfaltigfeit und Unſtetigkeit der Terminologie 
ftand aber, beſonders bei einer möglichft kurzen Faſſung der Deut- 
lichkeit nothwendig im Wege. Zwei an ſich jehr verjchievene Ab- 
gaben, die aber beide darum erhoben werden, weil: Vermögen aus 
einem Lande in ein anderes gebracht wurbe, die Abgabe von dem 
Vermögen auswandernden Unterthanen, und die Abgabe von bem 
Unterthanen in’? Ausland übergehende Vermögen — dieſe beiben 
Abgaben follten in dem ganzen Umfange des beutjchen Bunbes 
künftig nicht mehr ftatt haben. Man gab aljo den ventichen Un- 
ierthanen die Freiheit von aller Nachiteuer. — Die Nachfteuer war 
aber nach dem gewöhnlichen Sprachgebraud) bie erite ber genann- 
ten Abgaben. Doch wurde biefer Ausdruck auch von der zweiten 
nicht felten gebraucht, und wenn in dem Lateiniichen jus detractus 
eigentlich nur dieſe bebeutet, und gabella emigrationis jene; ſo 
war zwar bie lektere Benennung völlig deutlich; mit dem Ausdruck: 
detractus aber wurben manchmal beide Abgaben bezeichnet, und 
jo war auch durch bag Latein nicht aller Verwirrung der Begriffe 
vorgebeugt. 

Wenn man nun zu dem Wunſche einer möglichit allgemeinen 
Bezeichnung der aufzuhebenden Abgabe wohl berechtigt war; fo Tieß 
fih auf der andern Seite auch nicht verfennen, daß aus biefer All— 
gemeinheit neue Schwierigkeiten in Anfehung gewifjer ähnlicher Ab- 
gaben entſtehen konnten. Man hatte in diefer Hinficht bei den Ver: 
handlungen in Wien zu dem erjten Entwurf der Bundezacte bie 
Erinnerung gemacht, daß unter Exrbichaftsfteuer nur der Abzug, im 
ägentlichen Sinne, nicht aber die Collateraliteuer, der auch Gelber, 
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bie im Lande bleiben, unterworfen waren, zu verftehen fein 
fönnte*). Hierher mußte dann auch der in einigen Staaten 
eingeführte Erbichaftitempel gerechnet werben. Eine gleiche Erin: 
nerung wurde in Beziehung auf bie wegen Gemeinvefchulden zu 
machenden Abzüge von ausgehendem Vermögen vorgebracht. In 
beiden Hinfichten ward in der Conferenz vom 31. Mai 1815 be 
ſchloſſen: 
„Daß um die in Betreff der Collateralſteuer gemachte Ein- 
wendung zu befeitigen, auch zu erkennen zu geben, daß man 
durch die hier (Art. 18) erwähnte Befreiung nicht gemeint ei, 
die Mitglieder einer Gemeinde von ber Bezahlung ber von 
ihren etwa gemeinjchaftlich mit zu vertretenden Gemeinjchulden 
zu befreien, blos zu feßen jei: Die freiheit von aller Nach 
teuer ).“ 

Nach diejem gefchilderten Gange ver Verhandlungen zeigt fich, 
daß einzelne Bundesitaaten fich noch nicht zu dem durchgreifenden 
Princip der völligen Freiheit von allen Abgaben, welche daS Aus— 
wanberunggrecht bejchränkten oder illuforifch machten, entjchließen 
fonnten. v. Berg jedoch beleuchtete die Hinterthürchen, welche ein- 
zelne Regierungen fich offen halten wollten. Es Fam darauf an, 
ob man eint barbarifches Weberbleibiel des alten Patrimonialſtaates 
gründlich bejeitigen oder ob man es unter anderen Namen beftehen 
laſſen wollte. Mean muß einen Blick auf die unendlich lange Reihe 
von Pladereien werfen, welche damals in biefer Beziehung noch 
in vielen Staaten beitanden. Wir haben oben ein Beiſpiel aus 
v. Czörnig's „Neugeitaltung Oeſterreichs“ (S. 21) angeführt, 
wie es noch 1848 in Defterreich ftand. v. Berg erwarb fich ein 
großes Verdienſt um eines ber wefentlichiten Volksrechte, als er 
mit jcharfer Kritik diejenigen Einwendungen beleuchtete, welche von 
einzelnen Seiten der durchgreifenden Haltung des in Frage jtehenden 
Nechtes gemacht wurden. In Bezug auf die Belajtung der Auß- 
wandernden durch Abzugägeld wegen den Gemeinbefchulden fagte er: 


*) Klüber. II. 368. 
**) Stlüber, II. 441. 





173 


„&3 möchten wohl nur zu leicht über den Begriff ver Gemeinde 
ſchulden, über das Map des Abzuged und über die Statthaftigkett 
veffelben in vorkommenden Tällen bebeutende Zweifel entitehen, wie 
es benn auch keineswegs Kar ſei, ob bie Ausnahme nur von ben 
bereit? vorhandenen, ober auch von Fünftigen Gemeinbefchulden 
gelten follte? Vorauszuſetzen ſei hierbei allezeit, daß die Frage nicht 
von einer Abgabe wäre, welche zur Bezahlung ber Gemeinbejchulden 
den Mitgliedern einer Gemeinde auferlegt würde, jonbern von einer 
jochen Abgabe, welche von auswandernden Unterthanen oder von 
Fremden, die Vermögen aus einer Gemeinde ind Ausland an 
fich ziehen, gleichfam zur Abfindung wegen des auf diefem Vermoͤ⸗ 
gen haftenden Theils der Gemeindeſchulden, und zum Erſatz ber, 
durch die Erportation entgehenden Beiträge zur Bezahlung berfelben 
erhoben wurde. Ueberhaupt fcheine es, daß Beſorgniſſe nicht nur 
wegen Mißbrauchs dieſes vorbehaltenen Abzugsrechts, theils durch 
übermäßige Anſätze, theils durch Einmiſchung ſelbſt ber Staats⸗ 
ſchulden, ſondern auch wegen Einführung anderer beſchwerlicher 
Auflagen und Zaren, wodurch die wohlthätigſten Abſichten der Bun- 
dedacte vereitelt werben könnten, hin und wieder entitanben ſeien. 
Auch ließe ſich nicht in Abrede ftellen, daß allerlei Formen erfun- 
ven werben Tönnten, welche von dem Nachiteuer- und Abzugsrecht 
äußerlich Nichts an fich trügen, in ber Wirkung aber dahin führten, 
daß Bermögen, welches ind Ausland gehe, zum Vortheil der äffent- 
lien Kaſſen auf eine oder andere Art, mehr oder weniger vermin- 
dert würde. Es Eönnte daher wohl dad Verlangen, auch Hiergegen 
zuoörderft gefichert. zu fein, ver allgemeinen und unbebingten Er- 
füllung des 18. Art. der Bundesacte im Wege ftehen. 

Eine gleich nachtheilige Folge könnte infonberheit alsdann ein 
treten, wenn aus ber in den verſchiedenen Staaten fehr verfchtedenen 
Berwendungsart der Nachfteuer- und Abzugsgelder ein Grund ber- 
genommen werben wollte, diefe Abgabe, der befchloffenen Aufhebung 
ungeachtet, unter anderm Namen fortdauern zu laſſen. Es ei 
belannt, daß in einigen Ländern ber Ertrag berjelben nicht un- 
mittelbar in die Staatskaſſe fliege, fondern von der Regierung 
Öffentlichen Anftalten überlaffen jet, welche dieſelbe ohnehin aus 
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ven Staatzeinfünften unterhalten ober unterftügen müßte. So 
jeien die Abzugs- und Nachiteuergelver an einigen Orten ben 
Armenkaflen angewieſen, an andern würden fie für die Zucht 
und Arbeitshäuſer verwendet, oder Necruten- und Invalidenkaſſen 
erhielten fie ganz, oder doch zum Theil. — Daß eine ſolche Ber- 
wendungsart in ber eigentlichen Beichaffenheit dieſer Staatseinnahme 
feinen Unterjchied machen könne, falle von felbft in die Augen. 

Schwierig dagegen fei die Frage: ob die in der Bunbedacte 
ausgeſprochene Aufhebung aller Nachiteuer auch von derjenigen 
gelte, welche Privatperfonen zu erheben berechtigt feien. Theils 
durch fürmliche Verträge mit der Landesherrichaft, theils durch 
ausdrückliche landesherrliche Verleihung, theils durch Verjährung 
oder Herlommen, hätten in vielen deutſchen Landen. landſäſſiger 
Adel, Guts- und Gerichtäherrichaften, Stifter, Landſtädte und 
andere Gemeinheiten dad Nachfteuer- und Abzugsrecht erworben.” 
(Sn den Städten hatte dieſe Abgabe ihren Urjprung gewonnen, 
und der erſte reizügigfeitsvertrag in Deutjchland wurbe von der 
Stabt Frankfurt mit Kurmainz im Jahre 1590 abgeſchloſſen. 
Seit diefer Zeit find dergleichen Verträge jehr allgemein geworben; 
in der Regel aber wurben bie Privatberechtigten von der verbinblichen 
Kraft derfelben, ausgenommen. Jedoch finden ſich auch Beiſpiele 
vom Gegentheil, ſowie Tanbesherrliche Verordnungen, welche Land⸗ 
ſaſſen das hergebrachte Recht der Nachiteuer ohne weiteres ent- 
zichen. Die gewöhnlichere Meinung war indefjen allerdings vie, 
daß dergleichen Privatberechtigungen ungefräntt zu erhalten, ober 
gegen billigen Erſatz abzulöfen- jeien). 

„Der allgemeine Ausdruck und der Zweck des 18. Art. fordere 
Freiheit von aller Nachiteuer. Derjelde Grunbvertrag des Bundes 
fichere aber infonverheit (im 14. Art.) den im Jahre 1806, und 
jeit dem mittelbar geworbenen ehemaligen Reichsftänden und Reichs⸗ 
angebörigen, auch in Rückſicht ihrer Beſitzungen die Erhaltung 
aller verjenigen Rechte zu, welche aus ihrem Eigenthum und deſſen 
ungeftörtem Genuffe herrühre, und nicht zu der Stantägewalt und 
den höhern Regierungsrechten gehören. Nun fei aber, daß das 
Lebtere in Anfehung des Nachſteuerrechts ver Fall fei, daſſelbe 
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mithin auch von Privatperfonen ausgeübt werden Tönne, in Deutſch⸗ 
land allezeit anerkannt, und auch nach der Nuflöfung bed Reichs 
in mehreren Staaten des rheinischen Bundes ber Grundſatz gebil- 
ligt worden, daß die Freizügigkeit in Anjehung ftanbezherrlicher 
Gebiete mehr durch gütliche Vereinbarung oder Auggleichung ala 
durch oberhoheitliche Anoronungen zu Stande kommen müſſe *).” 
In andern rheiniſchen Bundesſtaaten hatte man hingegen das Nach: 
ſteuerrecht der fogenannten Mediatiſirten, theild grade zu aufgehoben, 
theils dadurch beichränfi, daß man auf biejelbe bie beitehenben 
und Fünftigen landesherrlichen Freizügigleitöverträge anmwenbbar 
erklaͤrte *). 

Bei den Verhandlungen zu Wien im Jahr 1815 trug der 
Königl. ſächſiſche Geſandte in der achten Sitzung darauf an, daß 
bei der Befreiung vom Abzugsrecht jura privatorum ) vorbehalten 
werden möchten; unb es wurde dagegen fogleich nichts erinnert; 
in der darauf folgenden Sigung aber von Seiten der Großherzogl. 
und Herzogl. ſächſiſchen Häufer vorgeftellt F) und in einem be 
fonderen Antrag ausgeführt, daß ein jolcher Vorbehalt den Haupt- 
grund des Artikel entkräften würde, dabei auch bemerkt, daß 
die Megierungen mehrerer beutichen Lande, zu denen auch bie 
Herzogl. fächfifchen gehören, in neuern Zeiten die Nachfteuerfreiheit 
ihren Unterthanen uneingefchränft zugejichert, und daß die bis 
dahin zu der Nachiteuererhebung berechtigt gewejenen Privaten, 
Stabträthe, Patrimontalgerichte und Comunen, anerfennenb bie 
Iiberalen Beweggründe, fich dabei beruhigt hätten TF). In ber 
zehnten Sitzung wurde fobann auf ben Antrag. Baiernd, den 
Preußen, Weimar, Mecklenburg, Naffau, ausdrücklich unterjtürk- 


) Brauer’s Beiträge zu einem allgemeinen Staatörecht der rheinifchen 
Bandesitaaten. S. 177. 


**) Klüber, Staatsrecht des rheiniſchen Bundes. 6.208. 228. Crome's 
u. Saup’3 Germania B. J. ©. 63. 


*s*) Küber. II. 502. 509. 
+) Klüber. IL 514. 517. 
++) Klüber. 1I. 536. 
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ten, indeß Sachſen feine neue Erinnerung machte, allgemein 
beliebt, ven Vorbehalt der Rechte ver privatorum bier unberührt 
zu laſſen. Es fragte ſich nun allein noch: ob hierdurch auch die 
wirklihe Aufhebung der Privatberechtigungen beabjtchtigt wurde, 
oder ob man es lebiglich dem Ermeſſen jever Regierung überlafjen 
wollte, zu thun, was fie für recht und nüßlich hielt? 

Noch wurde ein Punct v. Berg berührt. Die allgemeine 
Befreiung der Deutichen von aller Nachiteuer in Deutichland war 
zwar durch die Bundesacte Mar außgelprochen, jedoch waren babei 
die bejondern Verhältniffe durch TFreizügigfeitäverträge, welche 
zwiſchen einzelnen Staaten beitehen können, vorbehalten. Der 
Ausdruck „beiondere Verhältniffe” konnte leicht auf Ausnahmen 
von ber Regel gedeutet werden. Batern hatte diefen Zuſatz ver: 
anlaßt ). Es finden fich aber in ven Verhandlungen Feine Er- 
läuterungen darüber. Bet der Rebaction der Bundesacte war bie 
Aufnahme vefjelben dadurch) motivirt worben, daß die Gefandten 
bie bejondern Verhältniſſe ihrer Länder in Anfehung der Freizü⸗ 
gigfeitäverträge nicht durchaus genau kannten und es für bedenklich 
hielten, benjelben durch eine allgemeine Dispofition zu präjubiciren, 
wobei jedoch immer vorausgeſetzt wurde, daß bie Regel: „Befrei- 
ung von aller Nachiteuer”,, beftehen, und von ben befondern Ber- 
hältniffen nur dasjenige berüdtiichtigt werden müfle, was die An- 
wendung berjelben begünftige und erleichtere **). 

Die Frage, von welchen Zeitpuncte an bie Beftimmung bes 
Art. 18. der Bundezacte in Wirkſamkeit trete, war von unterge- 
ordneter Wichtigkeit für allgemeine Intereſſen und Hatte nur für 
den Augenblick Bedeutung. Jedoch ftellte auch: hierin v. Berg bie 
liberalſten Grundfäße auf. 

In den Abftimmungen der einzelnen Bunbezitanten zeigte fich 
durchgängig der beite Wille und wenn aud) von einzelnen Seiten 
ein Abzug für Gemeinveichulden bei den Auswandernden vorbehalten 


®) Klüber. II. 367. 


**) v. Berg, als Zheilnehmer an den Verhandlungen in dem loco dict. 
gedrudten oben S. 167 angegebenen Berichte. 
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wurde, wie 3.38. von ben hart heimgejuchten freien Städten, jo hielt 
doch dies den enticheidenden Beichluß nicht auf. In diefem Be— 
fchluffe wurde Deutfchland eine große Wohlthat erzeigt *). Mar 
muß fich damalige Zuftände in einzelnen Ländern vergegenwärtigen, 
um die anzuerkennen. Der Beſchluß ſelbſt ift zu bekannt, als 
daß er hier nad) feinem Wortlaute aufgeführt zu werden brauchte **). 
Jede Art von Vermögen, welches in einen anderer Bundesſtaat 
übergeht, wurde von jeder dieſen Uebergang bejchräntenden Ab- 
gaben befreit, mit Ausnahme der Collatoralerbichaftäfteuer, Stem- 
yelabgabe und bergleichen, ſowie der Zollabgaben. Auch Abzüge 
zum Bortheile der Staat? und Gemeinbefchulden-Tilgungskaffen 
wurden aufgehoben. Es macht einen Unterſchied, ob die Nach 
jteuerabgabe biäher vom Staate, von Standäherren, Commtunen 
ever fonftigen Privatberechtigten erhoben wurde. Als allgemeiner 
Termin der Einführung der Abzugsfreiheit war der 1. Juli 
1817 beitimmt. Nur eine Beitimmung des Bundesbeichluffes 
machte einen traurigen Eindruck. Sie mußte von Leibeigenen 
und Hofhörigen fprechen ***), für welche als AUswandernde bie 
Manumiffionzgebühren aufgehoben wurden. Baiern und bie thü— 
ringiſchen Staaten erinnerten deshalb auch mit Mecht, wie es doch 
wohl zu wünſchen wäre, daß die Aufhebung diefer Verhältniffe 
bald gefchehe, damit man in Deutfchland, am beutfchen Bunde 
nicht mehr den Namen ver Leibeigenen hören müſſe! das Gefet, 
welches die letzten Reſte der Leibeigenfchaft in Baden aufhob, (noch 
Baſthaupt, Erbichilling, Manumiffionsgebühr ꝛc.) datirt erſt vom 
17. Juni 1819 und in einer fübbeutfchen Kammer fagten faum 
en Jahr früher Abgeorbnete: „wir find Leibeigene!“ 

Ein anderer Punct war freilich unerledigt geblieben. v. Gagern 
(für Luremburg) hatte gemünfcht, daß die lange Verpflichtung zum 
Kriegäbienit, weldhe das Haupthinvernig bei der reizügigfeit ab- 


*) In ſehr deutlicher Weberficht finden fi die Abftimmungen bei 
s Meyer. Repertor. zu den Verhandl. ber deutſchen Bundesverjammlung. 
Set 2. 5. 169 ff. R 
**) Den B.⸗B. |. bei v. Meyer. Corp. jur confoed. German. I. 
*.) B.⸗Pr. 1817. 6. 205. Fol. 405. 
Erher Theil. 12 
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gebe, durch ein allgemeines Gejeß gemilbert und auf feite Grunb- 
lagen zurüdgeführt werben möge *), und daß dieſe Angelegenheit 
zugleich mit der Freizügigfeit erledigt werden müffe. Al Würtem- 
berg und andere Staaten dagegen Einwendungen gemacht, ſprach 
ſich Gagern noch ftärker aus: „ohne Befeitigung ber Schwierigfeit 
wegen der Militairpflichtigfeit jei der Gegenftand des freien Ab— 
zuge nur auf Sand gebaut *)!“ Hierauf wurde eine Commilfion 
von brei Mitgliedern gewählt, (v. Eyben, Graf Golz, v. Aretin), 
welche über biefen Gegenjtand berichten follte, Dies geſchah unter 
dem 19. Mai 1817. Die Commiſſion jtellte an die Spike 
ihres loco dict. gedruckten Bericht? **), daß die ihr geworbene 
Aufgabe mit derjenigen, welche der Art. 18 der Bundezacte ent- 
halte, nicht ganz ein und biejelbe ſei; denn dieſer erforbere bie 
Löſung ber Frage, in wie fern ein gemeinjchaftliches Militair⸗ 
pflichtigfeitäfyften ala dem Bunbesvereine gemäß und mit fpeciellen 
Staatenverhältniffen vereinbar aufgeftellt werben könne, unb ihre 
gegenwärtige Aufgabe umgehe dieſe Frage als zu ſchwierig und 
weit ausſehend und beſchränke fich auf die Unterfuchung, wie man 
bei dem Tortbeitehen der einzelnen Militairpflichtigleitäigfteme in 
den deutſchen Staaten in Hinfiht auf die Wegzugsfreiheit eine 
vermittlende Beltimmung treffen koͤnne. Als leitende Grunbjäße 
ftellte nun die Commiſſion folgende Hin: 

4. „Die zu veranlaffende Verfügung fol in der Form eines 
allgemeinen freien Einverftänpniffes zwiſchen ſämmtlichen Bundes⸗ 
ſtaaten zu Stande gebracht werben. 

2. Man joll fich hierin bei Beſtimmung ber Grunbfäße über 
das Conſcriptionsweſen auf diejenigen Sätze beſchräänken, bie unmit- 
telbar Beziehung auf die im 18. Art. der Bundesacte ben beutfchen 
Unterthanen zugeficherte Befugnig des freien Wegziehend oder 
Dienftenehmend in einen anderen Bundesſtaat haben. 


*) B.⸗Pr. 1817. $. 68. Fol. 110. 
**) B.⸗Pr. 1817. $. 147. Bol. 278. 
*e) B.⸗Pr. 1817. 9. 186. B. 56. Fol. 358A-K. loco die. — Man 
veröffentlichte weber Damals noch fpäter vie Vorſchläge der Commiſſion. Sie 
find heute noch vielfach Fromme Wünfche. 
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3. Der Vorſchlag ſoll jedoch jo gemacht werben, baß jich bie 
jouverainen Staaten in ihren inviduellen Conferiptionzverfügungen 
jo wenig als möglich die Hänbe binben. 

4. Es wäre alfo darauf zu jehen, daß bie liberalen Beltim- 
mungen über das freie Wegziehen und Dienftnehmen, mit ben 
nothwenbigen Zwangsgeſetzen der Kriegsbienitpflichtigfeit in mög: 
lichfte Vereinbarung gebracht werben.” 

Nach diefen allgemeinen Vorausſetzungen einigte ſich bie 
Eommilfion zu einem Borfchlage einer Webereinfunft ſämmtlicher 
deutichen Bundezftaaten über die Militairpflichtigfeit in Beziehung 
auf die Auswanderungsfreiheit der Untertanen. Der Vorſchlag 
der Commiſſion beweiſt auch in diefem Falle, daß es nicht an dem 
guten Willen ver Männer lag, welche in der Bunbesverfammlung 
ſaßen, ſondern allein in der Schulb ihrer Committenten, wenn 
den wichtigften Nationalintereffen keine Rechnung getragen wurde. 
Man ſah von Seiten der Commiffion von dem, wie die Ver- 
Kältniffe nun einmal Tagen, unausführbaren Vorhaben ab, welches 
v. Gagern in feinem Botum (©. 177) angebeutet hatte; „bei Aus- 
wanderungen von einem in dem anderen Bundesstaat müſſe es 
genügen, wenn bier over dort der Meilitairpflichtigkeit Genüge 
geleiftet werde, das Vaterland werde bier und dort vertheibiget.” 
Zu ſolch' einem Vorſchlage war gar feine Ausſicht des Erfolges. 
Aber jelbjt der vermittelnde Borfchlag der Commiſſion führte fpäter 
zu feinem Ergebniß. Der Antraggentwurf Iautete: 

I 


Die Jahre der Militärpflichtigkeit, infofern als biejelbe der 
Befugniß des freien Wegziehens oder Eintreteng in fremde Dienfte 
im Wege fteht, werben von dem Anfange des 18. bis zum vollen- 
beten 27. Lebensjahre feſtgeſetzt *). 


*) Humboldt Hatte beim Wiener Gongreß Die Lebensperiode vom 18. bis 

25. Jahre angenommen, v. Gagern fchlug das 27. Jahr vor, über welches 

hinaus bie eigentliche Dienftpflichtigfeit zum ſtehenden Heere in Rüdficht auf 

Auswanderung nicht zu erftteden wäre, In einzelnen deutſchen Staaten be: 

freite aber damals noch nit das 30. Jahr Hiervon. Hätte die Commiſſion 

tie baieriſchen Gonfcriptionsgefege zu Grunde legen Fünnen, jo wäre bie 
12” 
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Il. 

Innerhalb dieſes Lebensalter behält fich jede Regierung 
bevor die auszuwaudern oder in frembe Dienjte zu treten wün⸗ 
Ichenden Unterthanen entweder zum perfönlichen Kriegsdienſte, oder 
nach den allenfalls beſtehenden Neluitionzgefegen zum Erſatz ber- 
jelben anzuhalten. m 


Bor dem Anfange des 18. und nach vollendetem 27. Jahre 
ijt der Wegziehende als von allem Kriegsdienfte frei anzujehen, und 
er joll in dem Staate, aus welchem er auswandert, weber zum 
Dienfte bei dem ftehenden Heere, noch bei ver Landwehr oder Land⸗ 
ſturm angehalten werben, noch hierfür einen Erja zu leiften 
haben. 

IV. 

Der abziehende Vater nimmt feine Söhne, die noch nicht 
dad 18. Jahr angetreten haben, mit fi. Bon diefem Alter an- 
fangend müſſen die Söhne vor der Auswanderung der Dienjtpflich- 
tigkeit Genüge leiften. v 

Während des Krieges wird die Befugniß des Wegziehens für 
jeden, zu irgend einer Art der Vaterlandövertheidigung verpflichteten 
Unterthan ſuspendirt *). vI 

In jedem Falle muß fich derjenige, welcher aus einem Bundes⸗ 
jtaate in einen andern auszuwandern, oder in deſſelben Kriegs⸗ 
oder Civildienſte zu treten wünjcht, fich vorher an feine vorgejeßte 
Landesbehörde wenden, damit beurtheilet werbe, in wie fern bie 
geſetzlichen Bedingungen erfüllt find, in welchem alle das Weg- 
ziehen, über die Beſtimmungen diefer Mebereinktunft hinaus, nicht 
erichwert werben foll. 

vn. 

Uebrigens behalten ſich die einzelnen Bundesſtaaten bevor, im 

den unter fich abzufchließenden Freizügigkeitäverträgen noch weitere 


Dienftzeit vom zurüdgelegten 19. bis zum 23, Lebensjahre beflimmt worben ; 
fie wagte aber nicht einmal den Verſuch eines ſolchen Vorſchlages. 
*) Diefer Vorbehalt fand ſich auch ſchon im Humboldt'ſchen Entwurf. 
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Beſtimmungen feftzufegen, wodurch jeboch in den oben außgefpro- 
henen Hauptjäben nicht? geändert werben foll, was bie den Unter: 
thanen eriheilte Befugniß erjchweren könnte. 

VIII. 

Endlich machen ſich alle Bundesſtaaten gegeneinander ver: 
bindlich, darob zu halten, daß jeder Einwandernde, der ſich in den 
Militairpflichtigkeitsjahren, entweder in Rückſicht auf das ſtehende 
Heer, oder die Landwehr oder den Landſturm, nach den Geſetzen 
des Staates befindet, in welchen er übergeht, als unmittelbar in 
deſſen Militairpflichtigkeit übergehend betrachtet werde, demnach am 
allerwenigſten ein Bundesſtaat in Hinſicht ſolcher Einwandernden 
die Vergünſtigung ertheilen Eönne, daß dieſelben ſeinerſeits von ber 
Militairpflichtigfeit befreit werben ſollen *). 


In der dreißigſten Situng vom 22. Mai**) wurde ber Vor- 
trag der Commiſſion Inſtructionseinholung bejchloffen. Die ſäch— 
fiihen Häufer genehmigten zuerjt den Vorjchlag ***), ebenſo Han- 
nover und Medlenburg F), Holjtein und Lauenburg FF) und 
Würtemberg FF). Aber die übrigen Stimmen Tiefen auf 
fih warten, erhoben Schwierigkeiten über Schwierigfeiten, fo daß 
endlich v. Gagern jich ziemlich derb äußerte: „verftändige Politiker, 
bier und anderwärt3 werben fi von Schwierigkeiten, wenn fie 
nur immer zu heben find, nicht bemeijtern laſſen, ſondern fie 


2) Diefen Vorbehalt glaubte die Commiſſion deshalb annehmen zu mülfen, 
weil es nicht Abſicht fein könne, allenfalfige Hinneigungen zur Auswanderung 
ın begünftigen, oder überhaupt die Streitfräfte des Bundes zu ſchwächen. 
Einestheils follte zwar den Unterthanen die Vollziehung der ertheilten Be: 
fugniß gefichert fein, anderntheils aber gejorgt werben, daß der Militair- 
verfafjung ber einzelnen Staaten nicht mehr Eintrag geichähe, als Durch den 
Sertrag durchaus nothwendig war. 

“) B.⸗Pr. 1817. ©. 186. Fol, 348. 

se.) B.⸗Pr. 1817. G. 225. ol. 460. 

+) GEbendaſ. F. 234. Fol. 480. 
+7) Ebenbaf. F. 240. Fol. 488. 
++) Ebendaſ. $. 241. Fol. 294. 
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bemeiltern. Die Abänderung diefer ober jener Special- 
mufterrolle fteht fürwahr in feiner VBergleihung 
mit ben wefentlidften NRationalberedtigungen und 
wenn man einmal ein großes Förberativigftem mit möglichen 
Gewinn und Verluft eingegangen hat, muß man auch dieſen denk⸗ 
baren Verluſt oder Beichwerniß *) zu tragen wifjen. Unfehlbar 
wird ber Gewinn bei weiten überwiegen. Diefe Aeußerung machte 
v. Gagern am Tage des Bundesbeſchluſſes über die Abzugsfreiheit 
und Nachſteuer (23. Juni 1817). Mllein fie verhalltee Nach 
träglich ftimmte ber Gefandte für das Königreih Sachſen ab, 
„daß es noch Feine Inſtruction erhalten habe »)“, und enblich 
gab am 5. Febr. 1818 Baden noch eine ſehr ſcharfe Erflärung 
ab, welche in Wahrheit das enthielt, was das Nationalintereffe, 
die allgemeine ſtaatsbürgerliche Freiheit verlangte. Wir lafjen fie 
als ein würdiges Denkmal der damaligen badischen Regierung bier 
folgen ***), wenngleich fie nicht3 genügt hat. Denn von diefer 
Zeit ab iſt voneinem ſolchen allgemein burdhgreifen- 
den Vertrage nicht mehr die Rede. inzelne Regierungen 
ließen wohl mit der Zeit Milderung in ihrem Zwangsmilitairſyſtem 
eintreten: — das war aber auch Allee. Die badiſche Erklärung lautete: 

„In dem Großherzogthum Baden ift man durd, Gejehgebung, 
noch mehr aber durch eine von Sr. Königl. Hoheit zugelafjene 


Vebung, von demjenigen Verhältnig nur wenig abgewichen, welches 


fich über die Beſchränkung der Wegzugsfreiheit durch Kriegspflichtig— 
feit au der Natur bes Staatsverbandes beitimmt. 


| 


Der Staat joll feine Zwangsanſtalt fein, und die Pflichten | 


des Staatsbürgers follen in der Regel nur fo lange dauern, als 
er von jeinen beöfalljigen Rechten Gebrauch machen will. 

Die Beichränkungen, welche hauptfächlih eine nothwenbige 
Rücklicht auf die Praxis anderer Regierungen biefem liberalen 
Syſteme abzugewinnen vermochte, machte zwar bie Wegzugserlaubniß 
in den geeigneten Fällen von einem gewißen Alter abhängig, 

*) B.⸗Pr. 1817. $. 2655. Fol. 506. 


**) Ebendaſ. F. 324. %ol. 630. 
“so, Ebendaſ. 1818. S. 27. Fol. 65 ff. 


183 


aber dieſes umfaßte nur den Zeitraum vom Anfang bed 20. bis 
zum Ende des 23. Jahres; während dieſes Alter3 war man zwar 
zum Dienfte verpflichtet, aber zugleich befugt, einen andern einzu: 
ftellen ober mit einer ambern Geldſumme ſich zu reluiren; bie 
Bande der Familie konnten nur felten getrennt werben, denn Kinder 
die nicht majorenn und nicht felbftändig waren, mußten ven Eltern 
folgen, und dem freien Willen zu folgen, kam bie höchjte Gnade 
jogar bei denjenigen zu Hülfe, welche bereit? in ben Dienſt getreten 
waren; nur für denjenigen, welcher in der Eonfcription wirklich 
begriffen war, mußte die allenfallfige Entſcheidung des Looſes durch 
eine Caution gefichert werben. 

Ein gemeinfames deutſches Bürgerrecht, welchem nach dem 
Commiſſionsvorſchlag (VIII.) die Pflicht jedes Einwandernden, ſich, 
je nach dem Maße feines Alter den Dienft im ftehenden Seere 
oder bei Landwehr und Lanbiturm zu unterwerfen, jtreng gegen: 
über jteht, und das wejentliche Verbot dem Einwandernden deshalb 
irgend eine Begünftigung zuzufagen oder zu bewilligen, ſetzt Se. 
Königl. Hoheit der Großherzog von Baben in den Stand, bei 
Einer hohen Bundezverfammlung Generalifirung und Ausdehnung 
eines, der indivibuellen Freiheit möglichit zufagenden Syſtems fol- 
gende Grundſätze, als Gegenſatz einer gemeinjamen Webereinfunft, 
in Borfchlag bringen zu laflen. 

D ever Staat2bürger Tann, fammt feinen Angehörigen ohne 
alle Rückſicht auf Lebensalter innerhalb der deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten vom freien Zuge Gebrauch machen. 

IM) Hiervon find nur diejenigen ausgenommen, welche bereit$ 
im Kriegödienfte ftehen, jedoch auch diefe können die Befugniß des 
Wegzuges, entweber durch Stellung eines Einfteherd, ober, da bie 
Dienftzeit vom 18. oder 19. bis zum vollenbeten 26. Lebensjahre 
für Friedenszeiten eher zu lang als zu kurz ift, durch den Ablauf 
v3 26. Jahres erlangen. 

IH) Sn Zeiten des Friedens ift jogar ber wirflich Dienende 
zum Wegzuge befugt infofern vie allgemeine Ausübung dieſes 
Grundſatzes, ſowie überhaupt die sub VII. de Commifiondvor- 
ſchlags ausgedrückte Grundbedingung gefichert wird. 
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Die großherzogliche Geſandtſchaft ift zugleich zu der Erflärung 
beauftragt, daß die Nichtannahme diefer Srundfäße, zwar nicht ab- 
halten werde, dem Commiffionzvorjchlage, ald einem Minimum 
von Wegzugöfreiheit, beizutreten, jedoch die ohne die jchon vorbe- 
haltene Nothwenbigkeit herbeiführen müfje, den Unterihanen wo 
möglich, die liberalern Beitinnmungen durch Specialverträge theils 
zu retten, theild zu verſchaffen.“ — — 

Der Wiener Congreß hatte früher zuſammenhörige Länder 
Deutſchlands auseinander geriffen, taufende von Familienbande 
gejtört und in bein Nahrungsſtande große und nachhaltige Störungen 
hervorgerufen , welche Anfangs weniger jtarf gefühlt wurben, weil 
noch jchlimmere Zeiten vorangegangen waren. Zwiſchen den ab- 
gejchloffenen jouverainen Staaten des deutfchen Bundes beitand 
ein jehr loſes Band des Verkehrs, überall fanden Beichränkungen, 
Hinderniffe im Handel und Wandel Statt. Die Handelöverhältnijje 
zum Auslande, insbeſondere zu England waren nad) Aufhebung 
der Sontinentalfperre durchaus nicht geordnet; England ſchien von 
Neuem eine Präponderanz auf den deutſchen Märkten ausüben zu 
wollen, welche die lebhafteiten Beforgnifje erzeugte. Eine ungeheure 
Krife war auf dem Gebiete des Handels und der Fabrication ein- 
getreten, bie ungebührliche Menge verfertigter und während ber 
Continentalfperre aufgehäufter engliſcher Waaren mußten ver- 
ſchleudert werben und drüdte die Preife auf ben deutſchen Märkten 
und Meſſen unglaublich herab, worunter die deutſchen Mamus 
facturiften jehr jtarf litten. Daß dieſes Verhältniß ein vorüber: 
gehendes jein würde, wollten viele damals nicht glauben, dev Vor- 
theil, welcher der großen Anzahl von Conjumenten durch bie 
niedrigen Preije der Manufacturwaaren zu Theil wurde, fand in 
ber Preſſe feinen jo berebten Vertheidiger, als ber vorübergehende 
Nachtheil Einzelner, welcher ſtark in die Augen fiel“). Man 
bedachte nicht, daß ber geſammte europätfche Handel fi in einer 
großen Krife befand, daß fogar das englifche Monopol früherer 
Zeiten feiner Auflöfung mit rafchen Schritten entgegenging. So 


"AN, Big., 1817. Ar. 264. 265. Oppof, Blatt 1817. Beil, 61. 
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befanden fich nach Ab. Müllers Beobachtung *) kaum zwölf bis 
dreizehn englifche Häufer vor Bedeutung unter zwanzigtaufenb 
Hanveläleuten auf der leipziger Meſſe im Frühjahr 1816. Man 
ſah nur die Thatjachen, daß eine fehr beträchtliche Menge von eng⸗ 
lichen Waaren durch Commiſſionshandlungen verfchleudert wurben. 
Die vorübergehende Urjache hiervon lag aber in dem Umftande, 
daß bie plögliche Eröffnung bed europäiſchen Continents der Specu- 
lation beſonders in den Seepläßen einen jehr bebeutenden Spiel- 
raum verjchaffte, welche verurjachte, daß fich die Waarenlager in 
England jchnell und unnatürlich Ieerten, warauf die englifchen 
Fabriken mit boppelter Thätigkeit arbeiteten, weil auch fte in dem 
Irrwahne ftanden, daß fie die entitandenen Lücken nur auszufüllen 
brauchten, um wiederum Abſatz zu finden. Ein Haupterforberniß 
für das Gebeihen der Manufacturen, ja überhaupt jedes Gefchäftes, 
war aber während ver Eontinentaliperre den Engländern gänzlich 
abhanden gelommen: — die Kenntniß der Abfatquellen, der Größe 
und des Bedürfniſſes des Kreifes der Confumenten *). Sie 
verließen fich auf ihre Commiſſionairs, denen fie ungeheure Vor⸗ 
rathe crebitirten, die fich aber zum großen Theil als Schwindler 
zeigten. Die Waaren wurden zu unglaublich billigem Preiſe ver- 
fauft, 3. B. 1817 auf der braunfchweiger Meſſe Kattun; bie 
Commiſſionaire hatten gut verjchleudern, weil fie der Schaden nicht 
traf. Die englifchen Fabriken wollten. ihren Fehler gut machen, 
ienbeten englische Handlungsreiſende nach Deutjchland, welche ſich 
direct an die Käufer wenden follten, woburdh.ein bedeutender Zweig 
des englifchen Handels in einen wirklichen Haufichandel verwandelt 
wurde. Alles zufammen, konnte bie Meberfüllung mit Waaren nur 
tie Folge haben, daß bie Preiſe enorm heruntergedrückt wurden; 
Beifpiele daß Meanufacturwaaren mit 30— 40 Proc. unter den 
Erzeugungstoften verfauft wurben, waren nicht felten. In Deutſch⸗ 


*) Briefmechfel mit Geng, 1857. ©. 213. 

**) Daß dieſe Kenntniß aber eine Sauptbebingung jeder Induſtrie iſt, 
unterliegt wohl feinem Zweifel; es ift genügend, auf die ſchönen Ausführungen 
von J. St. Dill und Roſcher zu verweilen. (Bolitifche Deconomte — Ra: 
tionaf Deconomie). 
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land fahen Viele in diefer Erſcheinung nur da Beſtreben ver 
Engländer den deutſchen Handel nolljtändig zu ruiniren,; dem 
unbefangenen Beobachter erſchien aber in dieſen Zuſtänden ber 
Anfang einer befjeren Zeit in Hanbeld- und Verkehrsdingen. Es 
waren aber dieſer unbefangenen Beobachter nur zu wenig! — Die 
Allgemeine Augzburger Zeitung fürchtete ſich fogar, ihre Spalten 
zu dem lebhaft werbenden Streite zwifchen englischen und rheinifchen 
(elberfelder) Fabrilanten weiter herzugeben *). Eine allgemeine 
Aufregung unter den Fabrifanten in Deutfchland konnte nicht aus⸗ 
bleiben. In Elberfeld, Berlin, Leipzig, Dresden fand die Bewegung 
Hauptfächtlich Statt. Die Prefie nahm die Ausführungen ber elber- 
felver Kabricanten bereitwillig in ihre Spalten auf, erregte zwar ba- 
mit den Spott der englifchen Blätter, (Times und Morning-Chronicle, 
Courier und Star), welche mit offenbarer Weberlegenheit die ſehr 
ſchwachen Seiten der Vertreter des deutſchen Handels geifelten, viel- 
fach und mit Recht auf die eriten Grundfäge der Volkswirthſchaft 
hinwieſen, — führte aber doch in Berlin, Dreßven x. zu Vereinen, 
deren Tendenz und heute faſt unbegreiflich jcheinen möchte So 
erklärten die berliner Stabtverorbneten ſchon am 27. Dechr. 1816 
mit 102 den angelebenften Bürgern Berlin angehörenden Unter: 
ſchriften, Folgendes: 

„Wir Stabtverorbnete der Stabt Berlin beurkunden und be: 
fennen hiermit, baß wir und verbunden haben, ber Einfuhr fremder, 
das heißt nicht in Deutichlanb gefertigter Zeuge und Geräthe 
nach allen Kräften entgegenzuwirten. Wir fühlen und dazu auf: 
gefordert, nicht allein durch die Weberzeugung, daß durch bie Ein- 
fuhr fremder Waaren zugleih auch fremde. Moden in dad Land 
fommen, die das eigenthümliche Leben verrücen, ſondern auch durch 
die traurige Erfahrung daß durch bie Freiheit, die in Deutſchland 
ben Fremden gegeben ift, fo viele unferer ArbeitShäufer zu Grunde 
gerichtet find. Die Arbeiter müfjen mit den Ihrigen beiteln gehen, 
ober andern, ber Sittlichkeit nachtheiligen Erwerb fuchen. Wir 
verpflichten uns daher und geloben feierlich, nie mit unferm or: 


*) A, A. Ztg., 1817. Nr. 308, 
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wiſſen fremde Zeuge und Geräthe in unferm Hauſe zu dulden. 
Wir wiffen wohl wie unbemerkbar im Anfang unfer guter Ent 
ſchluß fein wird; aber wir hoffen, daß unfer Beiſpiel, ſowohl von 
oben herab, als auch durch ganz Deutſchland, die Gutgefinnten 
auffordern, fich zu gleichen Vereinen zu verbinden. Vor Allem 
erwarten wir, daß die Frauenvereine, wie fie zu allem Guten fich 
verbunden haben, auch hierin nicht zurückhleiben werben.” 

Es währte nicht lange, jo hatten jich weitere 3000 Unter⸗ 
jchriften dazu gefunden und die berliner Zeitungen machten bie 
Ramen derjenigen Kaufleute bekannt, welche fich verbindlich ge- 
macht hatten, feine ausländiſchen, insbeſondere englifchen Waaren 
in ihrem Gefchäfte zu führen. In Berlin und Merſeburg, in Ober- 
und Niederſchleſien hatten fich jogar Vereine mit folgenden Statuten 
gebildet : 

1. Ale Glieder verpflichten fich auf Ehrenwort, (1) für fich und 
die Ihrigen weder zum perfönlichen Gebrauche, noch um Handel 
damit zu treiben, auswärtige Erzeugnifje von Flachs, Schaf oder 
Baumwolle wifjentlich zu laufen, die man im Lande ebenfalls 
verfertigt. Bei allen andern Fabrikaten werben fie immer ben 
inländifchen den Vorzug vor den auslänbilchen gebeıt. 

2. Ale Mitbürger find im Namen des Vaterlandes zum Bei- 
tritt eingeladen. Ihre Unterfchrift gilt als Beitrittsurkunde. 

3. Um der Gefellichaft Einheit zu geben, werben in jeber 
Gemeinde, wo fi 25 Perſonen berjelben beizutreten ertläven, 
Localcomited aus ihrer Mitte gewählt. Diefe Localcomités er: 
wählen unter ſich die Glieder des Provinzialeomites, welche in 
ven Provinzialhauptſtädten ihren Si& haben, und die Glieder eines 
Centralcomités ernennen, deſſen Sit noch beitimmt werben foll. 
Die Comite3 werden unter fich über alles correfponbiren, was 
Handel und Kunſtfleiß betrifft. 

4. Borläufig werden die VBerrichtungen des Centralcomités 
durch die zu Berlin befindlichen Glieder der Geſellſchaft, und die 
der Provinzialcomiteß durch die von erjteren zur Organifirung der 
Gejellichaft ernannten Perſonen verjehen. 

Bon Dresden aus fuchte man felbft auf die Höfe zu wirken, 
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baß fie nur inländifche Stoffe bei ihren Feſten bulben follten. 
Leider Tießen fich einzelne Regierungen und gerade die größten und 
bedeutendſten, Defterreich und Preußen, durch vorübergehende Kala⸗ 
mitäten beftimmen einen hohen Zoll auf auzländiiche Waaren zu 
legen; fie warteten nicht ab, was am Bundestage in Bezug auf 
Art. 19 der Bundesacte gejchehen würde *). 

Neben dieſer Handelsfalamität, die ihren bebeutenben Einfluß 
auf die Fabrik und überhaupt handeltreibende Klaſſen nicht verfehlen 
Tonnte auszuüben, ging befanntlich die noch tiefergreifende Theuerung 
ber Sabre 1816 und 1817 duch Deutjchland. ine beifpiellofe 
Höhe der Kornpreife brachten die durch die langen Kriege, Eon- 
tributionen, Arbeitöftochungen beruntergefommenen Bevölkerung faſt 
zur Verzweiflung und die Maßregeln der Regierungen waren mit 
jeltenen Ausnahmen nicht geeignet, dieſen Nothftand zu ändern, 
ſondern vermehrten ihn durch unvernünftige Hanbelöfperren. Eine 
Regierung folgte darin ber andern und vergrößerte damit, beſonders 
in Sübbeutjchland, die Noth. Schlechte Straßen, ſelbſt zwiſchen 
den beveutenpften Orten, im Winter gerabezu grundlos, jo daß 
Poitwagen mit 16 — 20 Pferden bejpannt, kaum durchdringen 
fonnten, erjchwerten außerdem alle Zufuhr, ja machten fie oft 
geradezu unmöglih. Heutzutage Tann man fich ſchwer in bie 
damaligen Zuftände hinein denken. Wer wagte noch jebt von 
Getreidefperren zwifchen Heſſen und Naffau oder dergleichen zu 
Iprehen? Und der Ungebuld be Publicums gehen die Eifen- 
bahnen zu langſam. — 

Es lag aber unter ſolchen Umftänben eine befondere Pflicht der 
Bundesverfammlung für die Ordnung berjenigen Verhältniffe ob, 
welche die Bundedacte im Art. 19 bezeichnet hatte. Gerade weil bie 


*) Es fann nicht unfere Abficht fein, an dieſer Stelle eine Gefchichte 
ber damaligen volks⸗ und ſtaatswirthſchaftlichen Zuftände und Gefeggebung 
zu geben, — dies würbe, wenn auch nur einigermaßen befriebigend einen 
ftarfen Detanbanb erfordern. Uebrigens befigen wir in der deutſchen Literatur 
noch Feine Gefchichte ver Nationaldconomie, welche ben franzöfiihen Werken 
über biefen Gegenſtand fich auch nur einigermaßen an die Seite hellen fönnte, 
fo mangelhaft ſelbſt auch biefe find. 
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materiellen Intereſſen Deutſchlands jo tief verlegt waren und zu 
den thörichften und einfeitigiten Werjuchen der Bevölkerung eine 
Aenderung zu veranlaffen und zu ben verfehrteiten Maßregeln ein- 
zelner Regierungen führten, hatte die Bundesverfammlung eine 
doppelte Pflicht ihre Aufmerffamteit auf dieſe Verhältniffe zu 
richten *). Das Präfidium hatte freilich in dem erften Vortrage 
nach Cröffnung der Bundesverſammlung dieſe Pflicht anerkannt, 
und der Commiſſionsvortrag zur 11. Sit. vom 17. Febr. 1817 **) 
hatte darauf aufmerffam gemacht, daß man unter der Verweiſung 
der Angelegenheiten des Handels und Verkehrs zwilchen ben Vundes⸗ 
faaten an bie erfte Zuſammenkunft der Bundesver— 
\ammlung, nichts anders zu veritehen fei, als der Zeit- 
raum vor der erjten förmlichen Bertagung ber 
Bundesverjammlung. Aber die Angelegenheit war dennoch 
\o lange liegen geblieben, bi? die äußerſte Noth an die Pforten 
der einzelnen Staaten jchlug. 

Freiherr v. Stein hatte befanntlich von Chaumont aus ***) den 
Vorſchlag einer allgemeinen Zoll: und Handelseinigung der deutjchen 
Bundesſtaaten gemacht und damals wären bie Schwierigfeiten ber 
Einführung nicht bedeutend gewejen. Auf dem Wiener Congreß 
wurde biefem Gegenftanbe eine fehr geringe Aufmerkſamkeit ge- 
ihenkt, wie aus unjerer Darjtellung der Verhandlungen hervorgeht, 
Kur ein Berfprehen war endlich gegeben worden, welches ben 
Inhalt des Art. 19 der Bundesacte ausmacht. 

Diefer Art. lautete bekanntlich: 
„Die Bunbezgliever behalten ſich vor, bei der eriten Zu 


*) Während des Drudes biefer Bogen fommt und das neuefte Pro- 
gramm Bollgraffs de confoederationibus sine et cum imperio Marburgi 
1859 zu Gefiht, welcher p. 48 ff. die Bundesverfammlung gegen bieje bier 
vertheidigte Anficht in Schug nimmt. Die bier folgenden, bis jegt nicht 
sröffentlihten Verhandlungen der Bundesverſammlung werben aber unjere 
Anficht unterftügen. 

**) Beil. 41. Fol. 72. loco dict. eritattet, von Frhr. v. Pleſſen, v. Eyben 
und v. Berg (über die Reihenfolge ver Gefchäfte der Bunbesverjammlung). 

“.)..6 23. 
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„ſammenkunft der Bundesverſammlung in Frankfurt, wegen 
„des Handels und Verkehrs zwiichen den verichievenen Bundes⸗ 
„Staaten, jo wie wegen ber Schiffahrt, nach Anleitung der auf 
„dem Congreſſe zu Wien angenommenen Grunbfäge, in Be- 
„rathung zn treten.” 

Es beburfte nun erft einer jo traurigen Beranlaflung, als 
die Hungerönoth der Sahre 1816 und 1817 war, um an bie 
Erfüllung dieſer wichtigen Zufage zu erinnern! 

Der erfte fich hierauf beziehende Gegenftand, welcher in ber 
Bunbesverlammlung zur Sprache kam, war nämlich der in ber 
29. Sigung vom 19. Mai 1817, $. 180 geftellte, durch die da⸗ 
malige Theuerung veranlaßte Antrag Würtembergs, buch Auf: 
hebung aller außerorbentlichen Beichränkungen des gegenfeitigen 
Verkehrs mit den nothwendigſten Lebensbedürfniſſen in den deutſchen 
Staaten unter einander, und durch gemeinfame Maßregeln in 
biefer Angelegenheit die Bundesſtaaten einander näher zu bringen, 
und das gemeinfame Beſte Aller zu befördern. 

Würtemberg war zu feinem Antrage burch bie von feinen 
Nachbarſtaaten, namentlich Batern erfolgten Ausfuhrverbote in 
Bezug auf die nothmwenbigften Lebensmittel veranlaßt. Auf oͤſter⸗ 
reichifchen Antrag wurbe in berfelben Sigung eine Commiſſion 
von fünf Mitgliedern zur Begutachtung ernannt. Mehrere Ge- 
ſandte fprachen ſich Namens ihrer Staaten bei biefer Gelegenheit 
jofort für den freieften Verkehr der deutſchen Staaten aus, fo 
Großherzogthum Hefien, Niederlande, Olvenburg, Naffau, Braun- 
ſchweig. Die gewählte Commiſſion beftand aus Aretin, Mandelsloh, 
Pleffen, Enden und Martenz, vie beiden leteren nur mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählt (8 und 7 Stimmen). In der 32. 
Situng vom 2, Juni 1817, $. 209, wurbe ber Vortrag ber 
Commiſſion durch Aretin erjtattet und auf Antrag Oeſterreichs 
loco dictaturae gedruckt und auch fpäter nicht veröffentlicht. Bei⸗ 
gefügt waren die befonderen Abftimmungen von Marten, Eyben 
und Pleſſen. 

Die Commiffion erkannte bei ihrem Zuſammtritt bie große 
Schwierigkeit der Aufgabe an, weil bei aller Einfachheit, die Sache 
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durch die Ereigniſſe und einzelner Verfügungen aus ber natürlichen 
Ordnung gänzlich verrückt jei, und von jo allgemeinem Intereſſe 
fie für alle deutſchen Staaten fich heraußftelle, färben doch im 
jedem einzelnen Staate bie abweichenbiten individuellſten Be— 
siehungen Statt. Die Commiſſion bob jeboch folgende Puncte 
und Fragen heraud, auf deren Crörterung es ihr vorzugsweiſe 
anzukommen jchien *): 

1. Soll fich diefe Uebereinkunft auf den gejammten freien 
Handelsverkehr mit allen Probucten innerhalb des deutſchen Bundes; 

2. ober wenigftend® auf alle Lebensmittel und Gegenflänbe 
des erſten Beduͤrfnifſes auszudehnen; oder 

3. in engerer Begrenzung auf die Verfügungen beſchränken, 
welche die gegenwärtigen Verhältniſſe der Getreidetheuerung in 
Anſpruch nehmen; 

4. welche Artikel von Lebensmittel ſollen als Gegenſtand der 
zu treffenden Verfügungen angenommen werden? 

5. Sind alle Ausfuhrverbote rückſichtlich dieſer Artikel von 
den einzelnen Bundesſtaaten unter ſich aufzuheben? 

6. Welches iſt der Umfang der Gebiete, auf welche dieſe 
Verfügungen auszudehnen wären ? 

7. Welche Anftalten wären an den Grenzen ber verbündeten 
Staaten gegen dad Ausland zu treffen? 

8. Würde es Hinreichen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
der innern Sperrverorbnung, auf beftimmte Quantitäten überein 
zu fommen, welche auf legale Certificate des eigenen Bebürfnifies 
und Verbrauchs von einem Punbeöftante in den andern frei paffirt 
werben Tollen? 

9. In wie weit koͤnnte ſich eine allenfallſige Verfügung freien 
Getreidehandels zwiſchen den deutſchen Bundesſtaaten auch auf bie 
beſtehenden Zoͤlle beziehen ? 

10. Wären die nad) den Preiſen der Früchte ſteigenden Zoll⸗ 
füge auch als Sperrgefeße zu betrachten, und ald unter ber Auf: 
bebung begriffen, anzujehen ? 


*) Beil. 64 loco dict. zu G. 209. 
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441. Sollte wicht in. jebem alle das transfitirende Getreibe 
mit bloßer Einrichtung der Tranfitgebüßren allenthalben unanf- 
gehalten durchpaſſiren ? 

12. Kann ein allenfalljigeg Sperrgebot auf bie erweislich, 
früher bereit3 erfauften Quantitäten erftrecdtt werben ? 

Zuvörderſt ſprach fi in ber Commiſſion v. Enben über bie 
brei eriten Puncte aus. 

Seine Darftellung beweift, daß er mit ben Grunbfäten der 
Volkswirthſchaftslehre vollfommen vertraut war und fich jelbjt von 
ben Weberbleibjeln der yon vielen Regierungen nah unb nad) er- 
fannten Schäblichkeit des Prohibitivſyſtems losgemacht hatte. 

Die Erfahrungen der leiten zwanzig Jahre hatten die Weber- 
zeugung hervorgebracht, daß, indem man durch Anwenbung biejes 
Syſtems einem Theile der Nation einigen Vortheile verfchafft, man 
biefen durch größere Opfer des anbern und großen Theils ber 
Nation erfaufen ließ. Mit Recht wies deshalb Eyben auf die preuß. 
Regierung, welche kürzlich angefangen hatte, dieſe Wahrheit aus- 
zufprechen, auf bie Reden in ber Deputirtenfammer zu Paris, welche 
ben Geiſt deö berühmten Staatswirthichaftögelehrten, Jean Baptift 
Say, athmeten. Er verkannte aber dabei nicht, daß ed noch 
lange dauern müßte und würde, ehe dieſes jogenannte Mercantil- 
ſyſtem in Europa allgemein fallen werbe; es werde biefem Syfteme 
durch die Manufachuriften und die Kaufleute zu jehr das Wort 
geredet, da ſie vorzüglich dabei gewönnen. Dad Intereſſe ber 
Einzelnen, die durch das eingeführte Mercantilfuften in einem 
Staate gewinnen, ſei für jeden einzelnen Betheiligten gewifjer, als 
bag Intereſſe des Einzelnen der dadurch verliere, weil der Verluft 
bie ganze Maſſe der Probucenten ber eriten Erzeugniffe in einem 
Staate treffe und fich unter diefe ganze Maſſe vertheile, während 
der Gewinn aus Prohibitiomapregeln nur wenigen zu Theil werde. 
Nach feiner Anficht würde es noch lange dauern, ehe man von 
Prohibitivmaßregeln in ben europäischen Staaten zurüdiommen 
werde, beſonders da auch der Uebergang von dem Mercantilſyſtem 
zu bem entgegengefeßten für jede Regierung, wo erftereö beſtehe, 
nichts weniger als Leicht fei, weil ein ſolcher plößlicher Wechfel 





193 


das Gapitalvermögen einer zahlreichen Einwohnerclaſſe plöglich 
verminbere und manche Gewerbe umſtürze. Man fehe es an ben: 
Wirkungen der nur wenige Jahre beitauden habenden Napo— 
leonifhen Sontinentalfperre, auf die deutſchen Deanufacturen, 
und an den Wirkungen ber wiederhergeftellten reiheit auf dieſe 
fünftlih zu Tage geförberten Anftalten. 

Ungeachtet nun in Deutichland dad Mercantilfyftem wegen 
zu großer Theilung des Stant2gebieted niemals tiefe Wurzel 
ſchlagen konnte, und Deutjchland darum ein Staat geblieben war, 
in dem fparfam nur — in der Regel — Induſtrieanſtalten blühten, 
bie auf den feichten Boden des Prohibitivſyſtems gepflanzt waren, jo 
war doch in einzelnen Theilen des beutichen Staatenbundes dem 
Mercantilſyſtem gehulbigt worden, und deßhalb ſprach v. Eyben 
dahin feine Meinung aus, daß, fo ſehr dem Intereſſe der 
Nation und jedes einzelnen Bundesstaates die Ein- 
führung eines allgemein freien Handelsverkehrs mit 
allen Broducten entſprochen würde, eine ſolche Ueber— 
eintunft gegenwärtig ſchwer zu erreichen fein dürfte. 
Aber alles, was dieſer Freiheit nähere, ſei al? Ge 
winn anzuſehen, und dieſer Gewinn könne entgehen, 
venn man zuviel auf einmal zu erlangen ſtrebe. 

Ueber den zweiten von ber Commiſſion hervorgehobenen Punct, 
daß ſich nämlich die Uebereinkunft nur auf alle Lebensmittel und Ge- 
genkänbe des eriten Bedürfniſſes auszudehnen habe, äußerte er jich, 
daß & leicht. werben würde, unter ben gegenwärtigen Verhältniffen 
ven freien Verlehr mit Lebensmitteln und den Gegenjtänden des 
erſten Bebürfniffes herzuftellen. Man müffe wenigſtens von Seiten 
des Bundestags den Berfuch machen, damit jo weit zu Tommen, 
als es möglich fei, und dazu böten die Begebenheiten bed Tages 
bie [hönfte Beranlaffung dar. Abſtrahire man von vielen andern fich 
hier Jedem aufdringenden Bemerkungen, fo brauche mar doch, um 
de Möglichkeit und Nothwendigkeit des freien Verkehrs mit Lebenz- 
mitteln, beſonders in Zeiten ber Noth, zur höchiten Evidenz zu 
bringen, nur ben einfachen Sat aufzuftellen, daß der Staat be- 
Imberd dann auf Berminberung ber Preife zu wirken verpflichtet - 

Erfer Theil. 13 
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jet, wenn dieſe Preife eine ſolche Höhe erreichen, daß bie große 


Maſſe der Eonjumenten dieſelben nicht mehr aufbringen könne; 
daß alfo der Staat dafiir zu forgen babe, daß jeder ſich fein Be 
dürfniß, befonderd in Zeiten ber Theuerung, mit dem geringft 
möglichen Aufwande von Zeit und Kraft zu verichaffen in den 
Stand gefeßt werde; daß dieſer Aufwand von Zeit und Kraft 
für den Confumenten nur dadurch möglichſt vermindert werde, wenn 
nicht ihn verhindere denjenigen Markt aufzufuchen und zu benußen, 
ber ihm am nächiten jet, und wo er ſich jein Bedürfniß mit dem 
geringiten Aufwande verfchaffen könne; daß alfo jede Zollauflage 
auf den freien Transport der Xebendmittel von einem Orte zum 
andern, und noch vielmehr eine gänzliche Territorialſperre im All⸗ 
gemeinen (da Iocale Wirkungen hier nicht in Betracht kommen 
bürften) den Preid für den Conſumenten erhöhe, dadurch, daß 
ihm entweber der ihm zunächſt liegende Markt gänzlich geſchloſſen 
und er gezwungen werde, fein Bebürfnig aus ber ferne mit 
größerm Aufwand zu beziehen, ober fich doch ber zu bezahlenden 
Zollabgabe zu unterwerfen, welche um ihren Betrag ber Preis 
des Lebensbedürfniſſes erhöhe. Dieſes reiche hin, um zu zeigen, 
bag dad Bedürfniß des freien Handelsverkehrs, für bie Einwohner 
in eben dem Grade fteige, in welchem ber Preis der Lebendmittel 
fi) außerordentlich erhöhe, daß alfo eine jede Regierung 
ganz gegen das Intereſſe der Conſumenten handele, 
wenn fie in foldhen Zeitpuncten dur Sperre und 
hohe Zölle den freien Verkehr mit Lebensmitteln 
hemme, mithin gerade das Gegentheil von dem thue, 
was ſie bezwede, und ihr zu thun obliege. 

Gänzliche Sperren wirkten in eben dem Verhältnik nad 
theiliger in welchem ſie vervielfältigt würden, und je geringer ber 
Umfang ber Territorialmaffen fei, welche auf dieje Art von ein- 
ander ifolirt würben. In großen Staaten fühle-man das Nach⸗ 
theilige der Sperre befonderd nur auf den Grenzen, unb nicht 
tief im Innern, weil (Waflertranzporte ausgenommen) ſich bie 
erften Lebendmittel und Bebürfnifje niemals auf große Diftanzen 
im Lande trandportiren ließen, ba ber Aufwand bed Landtransports, 
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aud bei ſehr hohen Preifen, ven Werth der Lebenzbebürfniffe bald 
überfteige; in Kleinen Staaten wirle aber die Sperre nachtjeilig 
auf die ganze Maſſe des Landes, und darum äußere jich bieje 
Maßregel am nahtheiligiten in denjenigen Gegenden Deutſchlands, 
wo Heine Staaten fich berührten *). 

Die unter 3 bervorgehobene Frage der Commifjion: „ob bie 
Uebereinkunft ſich auf die Verfügungen beichränfen jolle, welche 
die gegenwärtigen Verhältniſſe der Getreidetheuerung in Anſpruch 
nehmen“ beleuchtete v. Eyben nicht weiter, da fie ſich aus feiner 
Darftelung von jelbft beantwortete. Denn je ausgebehnter bie 
Freihiit des Verkehrs mit Lebensmitteln fein werde, fagte er, um 
fo beſſer werde für das Intereſſe der Einwohner der beutjchen 
Staaten gejorgt fein. 

Zunächſt äußerte fi nun Pleſſen über dieſen Gegenftand. 
Rah feiner Anficht ließ die Beſtimmung der Bunbedacte im 
19. Art. wegen ded Handel? und Verkehrs zwifchen ben verichie- 
denen Bundesſtaaten in Berathung zu treten, fich wohl nur auf die 
hierdurch außgejprochene Abficht deuten: ven gefammten Han- 
delsverkehr zwiſchen den Bundesſtaaten durch all 
gemein verabredete Beſchlußnahme zu befördern, und 
von allen einfeitigen Störungen und Beſchränkun— 
gen zu befreien. Je wünfchenswerther und wichtiger dieſe 
Mon damals gefchienen, um fo mehr dürfte auch von bem vor 
liegenden Fall die Veranlaſſung zu nehmen fein, um zur Befoͤr⸗ 
derung des freien Handelsverkehrs überhaupt die weiteren Bes 
ratdungen in der Folge einzuleiten. Tie Commiffion würde ſich 


*) Man erfiebt aus dieſer Darflellung v. Eybens, daß ed, wie auch 
v. Vleſſens Ausführung zeigen wird, durchaus nicht an Männern in ber 
Bundeöverfommlung fehlte, welche jehr wohl das große Intereſſe bes beutjchen 
Boltes bei Diefer wichtigen Frage würbigten und mit Elarer bamald noch 
ſeltenen Ginfiht Die Verhältniffe und Schwierigkeiten betrachteten. Wir halten 
es aber für eine befondere Pflicht, die verborgen gehaltenen Arbeiten berjenigen 
Dänner in der VBundesverfammlung, welche bem Nationalinterefje Deutſch⸗ 
lands das Wort ohne Rüdficht rebeten, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Des Böfen iſt genug noch zu berichten ! 

13* 
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jedoch zur Zeit in Gemäßhelt des erhaltenen Auftrag, um fo 
ftrenger in den Grenzen deſſelben halten müflen, ala verfelbe 
dringend, und zubörberft einer gemeinfamen Maßregel zu bebürfen 
fcheine, und dadurch zugleich die Befreiung bed übrigen? Verkehrs 
mehr vorbereitet werben dürfte. Der gegenfeitige Verkehr zwiſchen 
ben Bundesstaaten würde hierbei durch Aufhebung ver Beichrän- 
fungen befjelben beförbert, und auf alle Lebensmittel, oder doch auf 
die nothwendigen Bebürfniffe des Lebens zu eritredien fein, wenn 
die Abfuhr nur einigermaßen erfüllt, ober nur einige Wirkung 
davon erreicht werben folle. Die richtigen Grundfäße und An- 
ſichten hierüber ſeien Yängft befannt *), und die Theorie berfelben 
jet nur aus zufammengeftellten mehrfachen Erfahrungen hergeleitet. 
Die Lage und der verfchievene Zuftand der Staaten bed deutſchen 
Bundes machten dieſelben auch vorzüglich geeignet eben jene Grunb- 
ſätze Bei fich in Anwendung zu bringen, wenn auf dem weiten 
Umfang, in den vielen auf mannigfaltige Weife fruchtbaren Ge- 
genden Deutſchlands zugleich fich Fein völliger Mißwachs denken 
laſſe auch faft fein Beiſpiel davon vorhanben ſei, alfo ein un- 
gehinderter Austauſch und Umſatz folher Gegenftände des Lebens- 
bebürfniffes unter den Staaten . verfelben Nation, nur durchaus 
zweckmaͤßig jein könne, um theilweifen Mangel und überipannten 
Preifen in denjenigen Ländern wo wirklicher Mißwachs eingetreten, 
zu begegnen, und durch die großen Gommunicationen der Ströme 


*) v. Pleſſen war bier in einem ſehr patriotifhen Irrthume befangen. 


- Bir Haben noch vor wenigen Jahren in Heinen Staaten VBerorbnungen erlebt, 


welche ben freien Verkehr mit Lebensmittel in unglaublicher Weife befchränfen 
zu fönnen glaubten, freilih, um ein Jahr fpäter mit dem demüthigenden 
Geſtändniſſe zurüdgenommen zu werben, „baß bie Erfahrung das Unpraetiſche 
biefer Verorbnung gezeigt Habe!" — Benzenberg (über Handel und Bewerbe, 
Steuern und Zölle, 1819), aljo ein Zeitgenoffe fagt S. 73: „Wären bie 
Engländer immer von einer befonderen Beamtenwelt regiert worden, fo wären 
fie ebenfo dumm (in volfswirthfchaftlicden Dingen), wie wir. In jeber Ge⸗ 
meinde find im Durchſchnitt Feine ſechs Perſonen, bie willen, wie viel bie 
Gemeinde bezahlt und wofür, und feine Zehn find in einem Regierungsbezirke, 
"bie willen, wie viel ber Bezirk bezahlt und wie bie birecten und indirecten 
zu einanber ſtehen.“ 











197 


und Meeresküſten felbft einem eingetretenen Mangel durch zeitigen 
Emfuhr noch abhelfen zu können; wenn mit gemeinjamer Ueber: 
eintunft der Handel nur feinen Unternehmungen bie nöthige Sicher- 
beit gegen eintretende Beſchränkungen finde. Die Eigenthümlichfeiten 
bed Getreidehandels und bie Art wie er geführt werde, befürdere 
infonberheit die möglichjte Vertheilung und Ausgleihung im Preiſe, 
nach den Bebürfniffen bei dein wenigiten Transport, indem ber 
naͤchſte Markt, wo das Getreide am theuerjten jet, immer gejucht, 
dagegen aber ebenſo von den Gegenden wo es woohlfeiler fei, nach 
geihoben werde, um verhältnigmäßig an biefen theuren Preifen 
noch einigen Theil zu haben. Dieje freie Concurrenz auf den 
Märkten werde aldbann auf der einen Seite die allmählige Zufuhr 
der Bebürfniffe allenthalben bewirken, je nachdem es anfange daran 
zu mangeln; aber auf der andern Seite bie übertriebenen Spe 
eulationen und den Wucher dabei hindern, und bie reife immer 
ſo ftellen, wie es die Production und der natürliche Gang des 
Handel bei diejer, wie bei allen übrigen Waaren mit fich bringe. 
Und bie Speculation, fewie der Auflauf von Getreide würde alg- 
dann die Preiſe nicht willfürlich in die Höhe treiben können, weil 
ber fortgehende Nachſchub immer aus den Nachbarſchaften bi in 
die weitefte Entfernung, und die fichere Anſammlung des Ge- 
treived auf den großen Handelöplägen, wo es durch die Communi⸗ 
tationen zu Wafjer auch noch herbeigeführt werben fünne, wenn 
fih in dem ganzen großen Reiche deutſcher Nation Mangel zeigen 
jollte, natürlich jeder Steigerung entgegenwirkten, die über die ver: 
hiltnigmäßigen Koften des Transports hinaus ginge. 

Die Hanbelöfpeculationen mit Getreide könnten alsdann ſogar 
noch ben Nuten haben, daß fie gewiſſe Vorräthe bis ſpät im Jahre 
in einzelnen Orten und Ländern feithielten, . und oft von einer 
Ernte in die andere übertrügen, alſo zu ber allgemeinen Aug: 
gleihung auch noch mithelfen. Außerdem würbe bie Production 
der Gegenftände ſelbſt, mithin die Mafje der Bedürfniſſe vermehrt, 
wenn ber Umſatz derſelben geftchert und frei fei, und die Induſtrie 
werde mehr dahin gewandt, wo das Bedüuͤrfniß fich zeige, wenn fie 

uugehindert auf Belohnung und Preis vechnen Tönne. Die Sperren 
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dagegen benähmen dem Landmann offenbar durch ein willfürliches 
und einſeitiges Verfahren einen bedeutenden Theil feine? Verdienſtes; 
es Tiege darin nichts anderes, als daß auf feine Koſten die andern 
Claſſen ernährt werben follten, und man nehme ihm dabei meiftend 
noch mehr wie auch hier zu nöthig fei, indem man nicht blos die 
eigene Confumtion bed Landes, fondern unbedingt alle® was darin 
erzeugt werde, m'thin auch denjenigen Weber'huß zurüdhalte, ber 
vortheilhaft hätte auswärts verkauft werben, und einen anjehnlichen 
Verdienſt verihaffen könne. Die Sperren wirkten ohnedem im 
endlichen Erfolg auch noch gegen ihre eigene Abficht. In ben 
Sahren, wo bie Ernten geringer wie gewöhnlich und unter bem 
Bedürfniß ausfielen, vermehrten die Verbote der Ausfuhr d'e Eon- 
fumtion folcher Artikel, indem fie fie anfangs zu niedrigen Preifen 
hielten, und verurfachten zulegt einen wirklichen Mangel, oder doch 
eine Theuerung, die gar nicht entftanden fein würde, wenn man 
bie Sache in ihrem natürlichen Gang gelaflen, weil bie häufige 
Erfahrung gezeigt habe, daß dann von benjenigen Artikeln, bie 
theurer im Preiſe ftinden, weniger verbraucht werde, und man ſich 
auf eine andere Art zu helfen fuche. In ein geſperrtes Land 
könne die Einfuhr von Außen nicht allmählig und bedeutend genug 
wirten, um dem Mangel in Zeiten vorzubeugen, da Niemand 
Getreide an einen Ort hinführe, wo er nicht nach feiner Convenienz 
darüber tiöponiren könne, und bie Negierungen am Ende jich ge 
nöthig fähen, die Bedürfniſſe aus der Ferne mit größeren Koften 
von Transport und wie jonft der Fall geweſen wäre, auf ihre 
Rechnung anzufchaffen. Es fei nach allem dieſen Har und durd) 
vielfache Erfahrung erwieſen, wie der ungehinberte freie Verfehr 
mit den Xebensbebürfniffen von einem Lande ind andere bad 
eigentliche Mittel ſei, dem Mangel in einzelnen Gegenben vor: 
zubeugen und abzuhelfen, ſowie auch der Ueberfteigerung der reife 
entgegen zu wirken; daß alfo die deutſchen Bundedftaaten 
in jeder Hinficht geeignet feien, einen folden un 
gehinderten Verkehr unter einander einzuführen. 
Es würden fich hiernach die andern dahin gehörigen Puncte 
in der Kürze beftimmt beantworten laſſen, in dem dabei nur auf 
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den befondern Zuftand und die Einrichtungen einzelner Bundes⸗ 
ſtaaten die erforderliche Nückficht zu nehmen ſei. Wollte man fich 
darauf begrenzen, nur Maßregeln gemeinſchaftlich zu verabreden, 
woburd) blos die gegenwärtige Verlegenheit und die Theuerung bed 
Getreided gehoben werden möchte, jo würde dieſes keinesweges für 
ben Zweck genügen können, ber mehr darauf gerichtet fein müſſe, 
dergleichen Verlegenheiten für die Zukunft vorzubeugen, da die Vers 
fügungen hinterher auch nicht völlig augreichend zu treffen feien. 
Die Urjachen der jegigen Noth und Theuerung feien vielfach 
und verwidelt, jie beruhten auf dem ganzen Zuftand ber 
Dinge, auf einer Störung und einem Mißverhältniß 
im Erwerb, und auf einer Menge von Umftänbden, die 
fih erft allmählig ineinem richtig geordneten Gang 
wieder audgleichen ließen; die Kolgen davon würden 
fi aber noch öfterer zeigen, und könnten nicht durch 
einzelne und theilweiſe Maßregelm,dienurder augen- 
blicklichſten Roth abhelfen jollten, vermieden werben. 

Martens geftand zwar, daß bie Webereinfunft über einen 
allgemeinen freien Handelöverkehr mit allen Producten innerhalb 
des deutichen Bundes zwar eine große herzerhebende und der zu 
Einer Nation vereinigten Staaten würdige Idee ſei; ihre Auz- 
führbarkeit und Wohlthätigfeit ſei auch fchon in manchen Privat⸗ 
Ihriften ſehr jcheinbar gezeigt worden. Allein fie jei von jo großer 
Wichtigkeit und greife jo tief in die Lage und Verfaſſung ber ein- 
gelnen Staaten ein, daß fie nur die Folge anhaltender reifer 
Prüfungen und bedächtiger Unterhaltungen fein könnte, die noth—⸗ 
wendig lange Zeit erfordern müßten und bag deßhalb die Ein- 
führung eines allgemeinen freien Hanbelöverfehr jet nicht an ber 
Bet jet, daß fogar die Verfolgung dieſer Idee in dem gegen: 
wärtigen Augenbli einer Verzichtleiftung auf bie fchleunige Hülfe 
glei fein würde, die der damalige Nothitand und das ſchon 
eingeriſſene Uebel erfordere; er glaubte daher, dad es nicht einmal 
nothwendig fcheine, jogleich die völlige Freiheit de Verkehr? auf alle 
Gegenitände des erften Beduͤrfniſſes auszudehnen, ba bierunter 
alsdann auch Holz, Salz und anbere Gegenftänbe zu zählen fein 
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würden, deren völlige Freilafjung der Bedarf bed gegenwärtigen 
Augenblicks nicht erheilche, oder die, wie 3. B. die Ausfuhr des 
Holzes, mehr zu beſondern Eonventionen zweier benachbarten 
Staaten, als zu allgemeinen Verfügungen Anlaß geben Könnten. 

Sein Vorjchlag ging nur auf ein Minimun des freien Ber- 
kehrs für die nothwendigften Gegenjtände bes erſten Bedürfniſſes. 
Er glaubte überhaupt, daß vie Theuerung noch eher gehoben jet, 
als die Vorfchläge der Commiſſion die Zuftimmung der Höfe ent- 
halten hätten. 

Nach ſolchen Anfichten war es kaum zu verwundern, daß die 
Commilfion die Herftellung eines allgemeinen freien Handels 
verkehrs zwilchen den Bunbezftaaten nicht beantragte, „weil bie 
öfung diefer Aufgabe, nach der vollen Beltimmung des 19. Art. ver 
Bundesacte, nur die Folge anhaltender reifer Prüfungen und be- 
bächtiger Unterhandlungen fein Tönnte, welche wegen bed tiefen 
Eingreifeng in die innerjten Verwaltungsverhältniſſe der einzelnen 
beutichen Staaten, meit mehr Zeit in Anfpruch nehmen würden, 
als der Drang der gegenwärtigen Umſtände erlaubte.” 

Man bejchränkte ſich nur auf den Fruchthandel, darüber aber 
wollte man eine nicht blos auf den Augenblic berechnete, fondern 
auch für die Folge geltende allgemeine Webereinkunft zu treffen 
juchen; wobei man inZbefondere möglichjt Sorge zu tragen wünſchte, 
daß die angemeſſenſten Maßregeln ergriffen würden, um ben gegen- 
wärtigen Mißverhältnijfen jo viel thunlich abzubelfen. 

Als Gegenftand ber beabjichtigten Webereinfunft waren nach 
Anficht der Commiſſion alle Arten von Getreide, dann Kartoffeln 
zu begreifen, weiter aber dermal bie Nothwenbigfeit bed 
freien Verkehrs mit Lebensmitteln nicht außzudehnen. 

Mit ſämmtlichen Getreivearten und Kartoffeln ſollte unter allen 
Bunbesitaaten durchgehend freier Verkehr fein, und alle Auzfuhrver- 
bote und Sperrgejege jollen gegenfeitig durchgehends aufgehoben bleiben. 
Würden je Veranlaflungen entjtehen, hierin Ausnahmen oder Ab- 
anderungen eintreten zu laſſen, fo dürfte dies niemals durch einfeitige 
Verfügung eines Bundesgliedes, fondern auf demjelben Wege gemein- 
ſamer Webereinkunft gejchehen, wie die vorgefchlagene Beftimmung. 
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Es wäre nach Anſicht der Commiſſion zwar fehr zu wünjchen 
gemefen, daß dieſer allgemeine freie Fruchthandel alsbald hätte 
eintreten koͤnnen, da man ſich nur durch dieſes Mittel veriprechen 
durfte, daß ſich allmählig bie durch mancherlei Verfügungen ge 
förte natürliche Ordnung wieder hergeitellen werde, die Schwierig: 
feit der jofortigen Ausführung wolle man jedoch nicht verlennen. 

In einzelnen Staaten fünne es für nützlich, vielleicht nothe 
wendig erachtet werden, bem Webergange von einem Syſteme zu 
dem andern einigen Raum zu gönnen, um ben Nachtheilen eines 
zu jchnellen Wechſels zu begegnen. 

Es dürfte daher ein etwas entjernterer Zeitpunct angenommen 
werben, von welchem anfangend ver durchgehend freie Verkehr mit 
Getreide Stattfinden follte. Die vollendete Ernte dürfte dieſen Zeit- 
punct am entjprechenditen bejtimmen, und wegen ber großen ürt 
lichen Verſchiedenheiten allenfall3 der 1. Octbr. 1817 hiezu all 
gemein angenommen werben. 

Die vorgefchlagene Mebereintunft wollte die Commiſſion auf 
den ganzen Umfang be beutjchen Bundes audgebehnt wifen. Im 
Allgemeinen gebe hierüber ver erfte Art. der Bundesacte den Stüß- 
yund, und dann würde ohnehin auch die namentliche Bezeichnung 
ver Bunbezftaaten in Yälde zu erwarten fein *). 

An den Grenzen der Bunbesftaaten gegen das Ausland wären 
bie Sperranftalten da noch fortzufegen, wo bei aufgehobener Sperre 
bie Verhältniffe eine folche Augfuhr befürchten liegen, welche das 
eigene Bedürfniß in Gefahr ſetzen könnte, da bie vorgefchlagene Ueber: 
ankunft nur das gemeinjchaftlihe Wohl der im deutſchen Bunde 
vereinigten Staaten, nicht aber jene? ber Grenznachbarn zum 
Zweck habe, ſelbſt wenn fie zum Theil einem Bundesgliede unter 
worfen wären. 

Dermal dürfte die Getreivefperre gegen Franlreich und bie 
Schweiz fortwähren; in weit fie gegen vie Nieberlande und Stalien 
anzuwenden wäre, würde eine nähere Erwägung ber Umftände 
erfordern. Ueberhaupt wäre in Antrag zu bringen, baß bie 


°) Sie geſchah erſt ſpäter von Defterseich und Preußen. 
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deutſchen Bundesſtaaten dahin überein kämen, an den Grenzen 
gegen das Ausland feine einfeitige Verfügung zu treffen; weber 
eine Sperre anzulegen, ncch aufzuheben, fondern jede Veränderung 
hierin dem gemeinfamen Einverjtändniffe zu überlaffen. 

E3 würde nicht genügen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
bee Sperrverorbnungen im Innern de deutichen Bunbesconplerez, 
beſtimmte Quantitäten feftzufegen, welde auf beglaubigte Zeug: 
niffe des eigenen Bebürfnifjes und Verbrauchs von einem Bunde 
flaate in den andern frei eingebracht werden follen. 

Da, wo die einzelnen Regierungen dieſes auf Anfuchen eines 
Nachbarſtaates thun wollten, bebürfe es einer beſondern Weber 
einfunft nicht, und wo man hierzu teine DBereitwilligfeit habe, 
oder haben zu dürfen glaube, fünne ed an einem Vorwande nicht 
fehlen, folche abzulehnen oder zu erweitern. Quantitäten ließen 
ſich in einer allgemeinen Webereinktunft unter fo verſchiedenartigen 
Theilnchmern nicht bejtimmen, und allgemeine Grundfäße, welche 
einen Maßſtab zur Anwendung für die einzelnen Fälle Tiefen 
koͤnnen, dürfe es Schwer fein, aufzujtellen. Eine beengende Bes 
ſtimmung würbe nicht? wirken: eine erweiternde würd: Unter: 
ſchleifen Plab geben, oder einer gänzlichen Eperraufhebung gleich 
fommen, aljo von jenen Regierungen nicht angenommen werben, 
welche vermal noch Bedenken finden, durchgehend? freien Verkehr 
zu geftatten. 

Verfügungen, welche fich auf eine Unterfuhung und Auf 
zeichnung des eigenen Bedarf und der Vorräthe gründen follten, 
bürften um jo weniger räthlich fein, als einerjeit3 niemals eine 
jolche Aufzeichnung auch nur von einiger Verläfjigfeit ſei, anderer: 
jeit3 die Erfahrung genug gelehrt habe, daß dergleichen Maß— 
rezeln ſtatt des beabjichtigten Zwecks immer nachtheilige Wirkung 
beroorgebradht hätten. Bei gegenwärtigen Einverftändnig würde 
man jich daher darauf zu befchränfen haben, den allgemeinen Wunfch 
augzudrüden, daß bis zu Einführung des freien Fruchthandels 
biejenigen Regierungen, welche e8 etwa noch nicht für angemeflen 
finden ſollten, ſchon jet gleich die Getreidefperre aufzuheben, auf 
bie angrenzenden Bunbesftaaten, beren Beduͤrfniß es erforbere, 
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durch einzelne Ausfuhrbewilligungen gegen beglaubte Zeugntffe 
nachbarliche Rückſicht nehmen möchten. 

Damit aber ſchon früher als der allgemein angenommene 
Zeitpunct des freien Fruchtverkehrs eintrete, einſtweilen fo viel 
möglich dert gegenwärtigen Mißverhältniſſen abgeholfen, ein allmäh— 
liger Webergang dejto mehr erleichtert und denjenigen Etaaten, 
welche es für angemeflen fänden, ſchon jebt die Sperrgeſetze auf: 
zuheben, früher die mohlthätigen Folgen des freien Verkehrs, wenn 
auch noch nicht im vollen Maße, zu Theil würben, jo Könnten 
fi die Bundesglieder vorbehalten, einftweilen mit ihren nächiten 
Nachbarn, der mit Einigen unter ſich über alsbaldige gegenfettige 
Sperraufhebung übereinzufommen. 

Je auögebehnter der Umfang einer ſolchen Verbindung wäre; 
deſto wohlthätiger würden die Wirkungen- fein, und deſto mehr bie 
übrigen Bundesglieder veranlaßt werden, ebenfall® beizutreten. 
Gegen diejenigen Bundesſtaaten, welche nah ihren Verhältniffen 
den freien Fruchtverkehr noch nicht einführen zu können glaubten, 
wäre ſodann von den zur Handelsfreiheit vereinigten Landen gleich 
wohl noch die Getreidefperre erwibernd fortzufeßen. 

Die allgemeine Feſtſetzung des freien Getreivehandel3 zmifchen 
den deutichen Bunbezftaaten fünne auf die beitehenden Zölle feinen 
Bezug haben, fo fern hierunter die gewöhnlichen einfachen Aus— 
fuhrzölle, Wegezölfe, oder allenfall3 folche Conſumtionsabgaben 
begriffen würden, welche auch bei dem Gebrauch im Inlande gereicht 
werden müßten. 

Dagegen wären die nach den Preifen der Früchte ſteigenden 
Zollſaäͤtze allerdings als Sperrverfügungen anzufehen, und unter 
der Aufhebung mitzuverſtehen. 

Diefelben hätten alfo vom 1. Octbr., oder dem fonft zu be 
fiimmenden Zeitpuncte an, aufzuhören, und würben fie nicht etwa 
früher ſchon abgeftellt, fo wären fie der Erwiberung, ober ber 
Begenfperre der Nachbarſtaaten unterworfen. 

In jedem Falle folle allenthalben das tranjittrende Getreibe 
mit bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren allent⸗ 
halben unaufgehalten durchgeführt werben können. 
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vo ar die gegenwärtigen Verhältniffe, wäre es noch ſehr er⸗ 
wünfchlich, wenn fämmtliche Bundesſtaaten mit einander überein- 
fümen, baß ſie, wa ohnehin bereit3 mehrere mit freundfchaftlicher 
Bereitwilligleit bei einzelnen Transporten bewilliget hätten, bis 
zur nächiten Ernte, das durchgehende Getreibe von allen Tranfit-- 
gebühren frei laſſen wollten. 

So wie fein Geſetz in der Regel eine rückwirlende Kraft haben 
Tönne, jo folle auch ein allenfallfiges Sperrgebot auf die erweis⸗ 
lich früher bereit? erkauften Fruchtvorraͤthe nicht erſtreckt werben.“ 
. Rad diefen Vorausſetzungen hatte die Commifion eine Ueber- 
einfunft entworfen, welche jie unter Ziffer 4 dem Vortrage bei- 
fügte, und worüber die Inſtructionen von den Negierungen ein- 
zubolen wären. Da aber der Gegenjtand an ſich von bringenber 
Natur war, und wenn bie Maßregeln etwas wirken ſollten, folches 
nur dann gefchehen könnte, wenn jte bald eintraten; fo trug bie 
Commiſſion darauf an, einen engen Zeitraum zu bejtimmen, inner- 
bald deſſen man ſich den Einlauf der Inſtructionen zu erbitten 
hätte, damit ein nicht zu entfernter Tag anberaumt werbe, an 
welchen zur Schlußfaflung abzuftimmen wäre. 

Die Commiſſion faßte auch vorfichtiger Weile die Möglichkeit 
ind Auge, daß bis dahin doc) noch nicht alle Inſtructionen ein- 
getroffen wären; dies ſollten nach ihrem Worjchlage jedoch nicht 
hindern, an jenem SZeitpuncte einftweilen eine Uebereinkunft 
zwijchen jenen Bundesstaaten zu Stande zu bringen, 
welde ſich bis dahin dazu bereit erflärt haben 
würden. Die übrigen könnten ſodann nad) Gefallen und nach 
ihren eigenen Verhältnifien entweder der Uebereinkunft ebenfalls bei- 
treten, ober fich davon entfernt halten, und den Nachbarſtaaten 
ũberlaſſen, ihre Maßregeln zu erwibern. 

Der Entwurf zu einem Vortrage zwifchen ven Bundesſtaaten 
lautete nun nach dem Vorſchlage der Commilfion, wie folgt: 

I 


Unter ben Vorbehalt einer naͤhern Uebereinkunft über den 
allgemeinen freien Haudelsverlehr unter ben beutjchen Bundes⸗ 
ſtaaten, welchen allgemein wichtigen Gegenftanb fie unverzüglich 
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durch ihre Behörben zur gemeinfchaftlichen Berathung vorbereiten 
lafſen wollen, find diefelben dahin einverſtanden, daß vorläufig ein 
freier Verkehr in Rüdficht des Getreides und des Schlachtviehes 
Statt finden fol. 

N. 

Vom 1. Octbr. bes gegenwärtigen Jahres an, foll allenthalben, 
unter allen Staaten des beutfchen Bundes, ein durchgehend freier 
Berkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfenfrüchten und Kar⸗ 
toffeln, wie auch Schlachtvieh, eintreten, und alle Auzfuhrverbote 
und Sperrgejege aufgehoben fein und bleiben. 

IH. 

Würden in der Folge Veranlaffungen entjtehen, tn dieſer Be- 
flimmung Aenderungen oder Ausnahmen zu machen, fo verbinden 
fich die ſaäͤmmtlichen Bundesglieder, ſolche nicht einfeitig zu verfügen, 
fondern auf dem Wege gemeinfamer Webereinkunft. 

IV. 

Ebenso joll && nur von dem gemeinfchaftlichen Einverftändntffe 
abhängen, ob an den Grenzen ber Bunbesftaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörigen Staaten Sperranftalten beftehen follten, 
oder welche Verhältnijfe darüber einzutreten hätten. In Rückſicht 
auf die gegenwärtigen Umftänbe, ift man übereingelommen, bie 
beſtehende Getreivefperre gegen Frankreich und die Schweiz noch 
fortbeitehen zu laſſen. 

V. 

Da der gegenſeitigen Aufhebung der Fruchtſperren im Innern, 
noch in einigen Landen bed Bundes in Hinſicht des Getreidebedarfs 
Berlegenbeiten entftehen koͤnnten; fo werben die benachbarten Re⸗ 
gierungen durch einzelne Ausfuhrbewilligungen gegen beglaubte 
Zeugniſſe hierauf billige NRückjicht nehmen. 

VI. 

Damit aber ſchon früher, als der allgemein angenommene 
Zeitpunct des freien Fruchtverkehrs eintritt, einjtweilen jo viel 
möglich den gegenwärtigen Mißverhältniſſen abgeholfen, ein all- 
mähliger Mebergang erleichtert, und benjenigen Staaten, welche 
ſchon jebt die Sperrgeſetze aufzuheben für gut finden, früher die 


206 


wohlihätigen Folgen des freien Verlehrs, wenn auch nicht im vollen 
Maße zu Theil werden; fo behalten fich die Bunbesgliever vor, 
nach Umijtänden einjt.veilen mit ihren nächſten Nachbaritaaten, 
oder einigen unter ihnen, fich über alsbaldige gegenjeitige Sperr⸗ 
aufhebung einzuveriteben. vr 


Gegen diejenigen Bunbesftaaten, welche nad) ihren Verhält- 
nifien den freien Fruchtverkehr noch nicht einzuführen für gut finden, 
behalten ſich die hierzu fchon früher vereinten Staaten vor, bie 
Getreideſperre erwiedernd fortzujeßen. 

VIII. 

Unter der allgemeinen Freiheit des Getreidehandels zwiſchen 
den deutſchen Bundesſtaaten iſt eine Befreiung von den gemöhn- 
lichen gleichbleibenden Ausfuhrzöllen nicht begriffen. 

IX. 


Das in einem Staate nur durchgehende Getreide ſoll mit 
bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren innerhalb 
ber Grenzen bed beutjchen Bundes allenthalben unaufgehalten 
bucchgeführt werben fönnen. 

In Rückſicht auf die gegenwärtigen Verhältniffe, kommen bie 
ſämmtlichen Bunbesgliever überein, bis zur nächiten Ernte das 
durchgehende Getreide von allen Tranfitgebühren frei zu laſſen. 

X 


Auch da wo Sperrgefeße noch bis zum 1. Octbr. beftehen, 
Können fich diefelben auf die erweislich bereits vor deren Erlaſſung 
erfauften Fruchtvorräthe nicht erſtrecken. 


Man hätte nun wohl erwarten follen, daß diefem Vor: 
ſchlage einer Uebereinkunft alle Bundesſtaaten mit Bereitwillig- 
keit ih angeſchloſſen hätten. Denn die 1816 und 1817 ge 
machten Erfahrungen hatten die Grundfäge de freien Getreibe- 
verfehrd allgemgin in das rechte Licht geftellt und ihren practifchen 
Nuten bewährt *). Wo Sperren und Beichränfungen verfügt 





*) Diefelben Erfahrungen hatte man fon im Jahre 1772 in Deutſch⸗ 
dand gemacht, wo felbh bie deutſche Reichsverſammlung e8 anerkannte, baf 


207 


waren, hatten ſie fich nicht nur unzureichend, fondern auch fo nach⸗ 
theifig und zweckwidrig bewiefen, daß die Preiſe im Kurzen nur 
noch mehr in die Höhe getrieben wurden und ein theilweijer wahrer 
Mangel gerade durch fie entitanden war, jo daß fich bie Megies 
rungen, welche Sperre angeoronet hatten in weiterer Folge bald 
gezwungen waren, noch zu weiteren Zwangs- und Nothmakregeln 
zu ſchreiten. Statt deſſen hatte fich auf der anderen Seite in 
denjenigen deutſchen Staaten, welche gar nicht geiperrt, ſondern 
das Getreide auch wie jede andere Waare der freieften Circulation 
und Concurrenz überlaffen, nicht bloß feine Beſorgniß eine? wirt 
lihen Mangels gezeigt, jondern die Preife hatten fich gegen 
die jperrenden Staaten verglichen, auch in ſolchem Verhältniſſe 
niebriger gehalten, daß die Kojten des Transports den bedeutenden 
Unterjchied Feines vegd ausglichen; mit größtem Vortheil hätte 
man Getreide nachjihieben können, wenn der freie Handelsverkehr 
nicht geftört gemwejen wäre. Die Erfahrung hatte gezeigt, daß eine 
Sperre, weit entfernt dag einzige Mittel zur Linderung ber Noth 
zu fein, die Zufuhr aus der Fremde binbere. 

Aber alle dieje traurigen Erfahrungen hatten nicht vermocht, 
ben Nebel, welcher die Köpfe verbunkelte, zu verjcheuchen. Ein 
Säriftiteller, wie Benzenberg, welcher „Ueber ven Kornhanbel” im 
Beobachter feine Anfichten nieberlegte, von dem man Grünblichfeit 
gerade nicht zu rühmen hatte, war zur damaligen Seit einer ber 
einfichtigiten und Tämpfte vergebens gegen die zahlreichen öffentlichen 
Blätter feiner Zeit, welche von dem Gefchrei über Kornwucher 
wieverhallten *) Mean darf ſich daher auch kaum verwundern, daß 
die vernünftigen Anfichten der norb- und mitteldeutihen S aaten 
gegen den Unverftand anderer nicht durchdrangen, dak Mecklenburgs 
Hare Außeinanderjegung, Preußens Beifpiel, die Träftige Sprache 
ber großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen Häufer ohne Folgen 


bie damalige Getreidetheuerung durch die in einzelnen deutſchen Staaten ans 
gelegten Fruchtſperren nur vergrößert worben ſei. Aber wie oft haben bie 
Lehren ber Geſchichte vergeblich geiprochen ! 

®) Indeſſen Hat doch auch die neuefte Zeit zu Roſcher's vortrefflichen 
Buche über diefen Gegenſtand bie genügende Veranlaffung gegeben. 
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blieben. Zuvoͤrderſt machten ſich Baiern, Würtemberg, Baden und 
Darmſtadt gegenjeitig bittere Vorwürfe über gegenfeitige Sperren 
und Chicanen und ſuchten einer auf den andern bie Schuld zu 
waͤlzen. Die erſte Veranlaffung zu Sperren im burchgreifenden 
Sinne Hatte freilich Defterreich gegeben, welches zu bitterer Be- 
fchwerde Baierns ſchon im Septbr. 1816 eine gängzliche Sperre 
aller Bictualien eintreten Tieß; es ftand dann weiter ber beab- 
fichtigten Uebereinkunft hindernd entgegen. 

Zuerft ließ ſich das Großherzogthum Heſſen vernehmen *). 
Eine Reihe von Bedenken führte zu den ſich weit von ben Bor: 
fchlägen entfernten Anträgen: 

4. daß jede Regierung nur in Fällen ver Noth, wo ſie bie 
Subfiftenz ihrer Unterthanen bereit3 gefährbet jehe, zu Sperr- 
gefegen jchreiten folle, ihr jedoch allein bie Beurtheilumg, 

- 95 diefer Fall eingetreten jet ? weldhe, der Natur ver Sache 
nach, nicht von Rückſprachen mit andern Regierungen abge 

- macht werben könne, überlaffen bleibe; 

2. baß ber freie Durdigang aller Lebensmittel durch jeben 

Bundesſtaat nie gehindert, - und mit andern als der gewöhn- 
lichen Tranfitgebühren bejchwert werben folle; endlich 

3. daß das, erweißlich im Auslande angefaufte, in einem Staat 
nievergelegte Getreive auch wieder ausgeführt werben dürfe. 
Baiern **) trat der vorgefchlagenen Webereinkunft unter ben 

deutſchen Bundesſtaaten, über einen allgemeinen freien Verkehr mit 

Getreide, Kartoffeln, Hülfenfrüchten und Schlachtvieh unter einer 

Bedingung bei, welche von Anfang jedes Gelingen einer 


- Bereinigung illuforifh gemacht hätte Es verlangte 


nämlih ausdrücklich, daß der Verein nicht auf einige Staaten 
eingeengt, und hierdurch die Aushülfe im Falle des Mangels zu 
fehr beſchraͤnkt werde, fonbern, daß demſelben fänmtliche deutfche 
Bundesſtaaten mit dem ganzen Zufammenhange ihrer Provinzen, 
fie möchten zum deutſchen Bundegehören oder nicht, 
unmiderruflich beitreten müßten, wobei es ſich von ſelbſt verſtehen 


*) 26. Sitz. vom 19. Juni 1817. $. 243. Fol. 499. 
**) 37. Sig.- vom 23. Juni. $. 258. ol. 512. 
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ſollte, daß die Beflimmungen des innern Verkehrs eines jeden 
Staates der freien Anordnung der Regierung überlafjen bleiben 
— und daß in Jahren gewöhnlicher Fruchtbarkeit der Handel 
mit @etreide nicht Bloß in Deutfchland,, fondern auch gegen das 
Ausland, Feiner, wie immer Namen habenden Beſchränkung des 
Bundestags unterworfen fein fönne, im Falle einer allgemein als 
nothwendig erfannten Sperre hingegen Die Bewilligung der Durch 
frühere Handel3verträge bedungenen Ausfuhr eines regelmäßigen 
Unantität von Lebensbedürfniffen an andere benachbarte Staaten 
vorbehalten bleibe. 

Königreih Sachſen war mit dem Entwurf einer Ueberein⸗ 
funft gänzlich einverftanden, mit Ausnahme des IV Punktes, daß 
es nur von bem gemeinjchaftlichen Einverftändniffe abhängen 
joe, ob an den Grenzen der Bundesftaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörige Staaten, Sperranftalten beftehen follten, 
oder welche Verhältnifie Darüber einzutreten Hätten. 

Diefer Meinung ſchloſſen fi im Weſentlichen Würtemberg 
und Baden in der nächſten Sikung an*) und Kurheſſen erklärte 
mit Bergnügen zu den umfichtigen und zweckmaͤßigen Vorjchlägen 
der Commiſſion mitzuwirken, es hoffte daß Fein Bundesftaat der 
Sreigebung des Handeld mit Früchten und Scladhtvieh vom 
1. October 1817 an ſich entziehen werde. „ES trete den Vor⸗ 
ihlägen der Commiſſion bei, fei aber auch bereit, ſich mit den⸗ 
jenigen Staaten, gegen welche noch Sperranftalten vetorfiondweife 
beftänden, über deren alsbaldige Aufhebung einzuverfichen“. 

Entſchiedener ſprachen fich die großherzoglich- und herzoglich⸗ 
lühfiichen Häufer aus; fie genehmigten die von dem Ausſchuſſe 
vorgefchlagene Uebereinkunft, in jo fern man bermalen noch 
nicht geneigt fein follte, der Freiheit des Handels zwilchen den 
Bundesſtaaten eine größere Ausdehnung zu geben. Sie fügten 
aber hinzu, DaB Aufhebung des bie und Da angenom- 
nenen unnahbarlihen Sjolirungsjyflemö nad 
dem nun wieder neu, und wie fie bofften, feiter 


°), 37 Sig. v. 23. Juni 1817 6. 258 Fol. 512 fi. 
Erſter Teil. 14 
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gefnüpften Bande Durhaus nothwendig ſei, wenn 
Einheit, der wefentlihfte Zmede ber Bundesverei- 
nigung,bewirtt,unddemDeutfheneingemeinjames 
Baterland wiedergegeben werden folle Da fie 
hierauf einen großen Werth legten, fo müßten fie 
wünſchen, daß es nicht blos mit Worten ausge: 
ſprochen, jondern mitHandlungen bethätigt werden 
möge. Sie trugen daher auf den möglichft freien und unbe 
ſchränkten Handelöverfehr innerhalb der Grenzen der zu einem 
Baterlande vereinigten Bundesftaaten an. 

Diejer würdigen Anficht fehloffen fih Oldenburg, Anbalt 
und Schwarzburg, jowie Die 16 Curie an und Mellenburg gab 
eine gefunde Kritik über Die verfehlten Maßregeln der jübdeutfchen 
Staaten zu Protocol *). 

Naſſau führte ebenfo die Nachtheile, welche aus ben Hem⸗ 
mungen bed freien Verkehrs mit Xebensmittel für alle Bundes⸗ 
ftaaten hervorgingen in Tängerem Bertrage aus und ſtimmte für 


den Sommiffionsantrag**). Auch Holftein fchloß fich Diefer Ab⸗ 


flimmung in der nädyfifolgenden Sitzung an. 

Preußen, welches ſich erft am 3. Juli erflärte, äußerte, Daß 
es den in Antrag gebrachten und jehr zwedmäßig verfaßten Ent- 
wurf einer Uebereinfunft zwifchen fämmtlichen Bundesflaaten mit 
lebhaften Spntereife erwogen habe, und Demfelben in allen 
Punctenbeitrete. Zugleich ſchien e8 dem königlichen Hofe noth- 
wendig und wünfchendwerth fich Dabei auch noch beſonders über den 
VII Artikel des befagten Entwurf näher einzuverftehen, und in 
Betreff der hohen Ausfuhrzölle und Mautben, welche einem Ber: 
Bote gleich kaͤmen, übereinftimmende billige Grundfäße feſtzuſetzen. 

Hannover trat dem Entwurf unter der Bedingung bei, daß 


1. dieſe Uebereinkunft von allen zum deutſchen Bunde gehö— 


renden Staaten eingegangen, nicht aber von dem Beitritt 
derjelben für alle ihre nicht zu dem Bunde gehörenden 
Staaten abhängig gemacht werde; 


*) 38. Sigung vom 26. Suni 1817. $. 289 Fol. 536. 
”*) 39, Sipung vom 30. Juni 1817. $. 270 Fol. 551 ff. 
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2. daß die Uebereinkunft fi darauf beichränfe, daß die Er- 
portation Der Landesproducte nach einem der Bundesflaaten, 
fowie der Handel der durchgehenden Producten von und 
nach dieſen Staaten, jo lange nicht gehemmt und erjchwert 
werben jolle, als Darunter von den andern Staaten völlige 
Reciprocität beobachtet werbe, daß hingegen 


3. unter den im Art. IV des Entwurfs dem gemeinſchaftlichen 
Sinverftändniffe unterworfenen Puncten der Ausfuhrhandel 
in das Ausland und insbejondere zur See nicht begriffen 
werde. 


Braunfchweig ſchloß fich der Erklärung Hannoverd an und 
motivirte Die gemachte Ausnahme Durch den allgemeinen Nachtheil 
für Deutſchland und feine eigene geographijchen Lage. 

. Die freien Städte waren der Meinung, bag in Deutjchland 
niemals eine Noth eintreten werde, wenn die Weberzeugung all 
gemein gefeßlich begründet fei, e& werbe dem Getreidehandel in 
Deutichland Feine Feſſel angelegt werben. Jedes Mittel um 
diefe allgemeine Ueberzeugung herbeizuführen, ſei ald ein Mittel 
zur Schöhung des deutjchen Wohlftandes und der allgemeinen 
Sicherheit zu betrachten; die freien Städte feien Daher gerne 
bereit, mit allen denjenigen Bundesjlanten — welche Dazu ge 
neigt fein ſollten — Die vorgejchlagene Uebereinkunft abzujchliegen, 
und hofften, daß, falls auch im gegemwärtigen Augenblid Fein 
Geſammtbeſchluß darüber zu Stande Täme, die Zahl der an 
diefer Verbindung Theil nehmenden Staaten, ſich Doch mit jebem 
folgenden Jahre neu vermehrt jehen werde. Selbſt wenn einige 
Smmdesftaaten vor ber Hand nur auf eine beflimmte Zeitfrift 
beizutreten wünfchten, dürfte Diefes nicht abzulehnen fein, indem 
auch in beſchränkterem Maaße eine fichere Berechnung der Zur 
funft der völligen Ungewißheit vorzuziehen je. Der Seehandel 
mit Getreide dürfe indefjen feinen Bejchränfungen irgend einer 
Art unterworfen werden, weil die vollfommene Freiheit Die noth- 
wendige Bedingung jei, um auf einen jederzeit reichlich verſehenen 
kornmarkt in den deutſchen Seeſtädten rechnen zu Tönnen. 

14* 
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Endlich gab auch Oeſterreich feine Abftimmung *), welche 
hier wörtlich folgt, Damit der gute Wille des damaligen Kabinets 
für die Intereſſen Deutſchlands in helles Licht trete: 

„Es betauere aufrichtig, Daß der jo hochwichtige und gemein- 
nüßige Gegenftand — der Sicherung eines freien Verkehres mit 
den notwendigen Lebensmitteln in den Bundesflaaten — zu fpät 
zue Sprache gebracht worden jei, um fich ſchon jet darüber 
mit der Beſtimmtheit äußern zu können, welche den Zwed eines 
förmlichen gemeinjamen Beſchluſſes der Bundesverfammlung erhei- 
jchen würde; Die Dermalige Abwejenheit Sr. Kaiferlichen Majeftät**) 
von Ihrem zum Bunde gehörigen Staaten könne den Adminiſtrativ⸗ 
ftellen nicht erlauben, ſich für biefelbe ohne Einholung allerhöd;: 
ſter Weilungen verbindlich zu erflären; fie koͤnne es noch weit 
weniger, wenn die Ausdehnung dieſer Verbindlichkeit ſich fogar 
auf Ihre zum Bunde nicht gehörige mehrere Königreiche erftreden 
follte ***) ; in dieſer Lage koͤnne ber Gefandte ſich nur auf die 
Erklärung bejchränfen, Daß Die bezielte heilfame Vereinigung 
unter den Bundesflaaten, vor der Hand lediglich als eine folche 
in dieſer Art zu Stande kommen möge, welche ſich nad) reiflicher 
Erwägung als die zwedmäßigfte anempfehlen werde“. 

Als Präfidialgefandter äußerte Buol: „Da die Außficht zu 
einer jo gejegneten Erndte nicht nur alle Bejorgniß wegen 
Fruchtmangels verfcheuche, ſondern auch die von einzelnen deutfchen 
Bundesftaaten theild aus Vorſicht theild retorſionsweiſe einge 
führten Beſchränkungen und Sperren von felbft aufbebe, fo 
könne es fi) bei dem von der hohen Bunbesverfammlung zu 
faffenden Beichluffe über den freien Verkehr mit ven notbwen- 
digften Lebensbebürfniffen nur allein von der Zukunft, das heißt 
von bleibenden Maaßregeln, handeln, und Präfivium ftelle da- 
her ſaͤmmtlichen Geſandtſchaften anheim, ob nicht — unbefchadet 


*) 43. Sig. vom 14. Juni 1817 8. 337 ol. 651. 

**) Fr. v. Geng ſchrieb zu jener Zeit an Ad. Müller: „Wehe denen, 
welche jept Beine kaiſerlichen Hofe Geſchaͤfte Haben! — Wozu au 
Geſchaͤfte in ſolchem Falle der dringendften Lebensmittelnoth? 

*6#) wofür aber nur Baiern geflimmt hatte. 
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ber etwa fchon jet über den freien Verkehr mit Früchten u. |.w. 
zu fchließenden bejonderen Webereinfunft einzelner Bundesflaaten 
unter fih — für's erfle an Die Regierungen Bericht 
zu erflatten ſei, um fich über Die in der Mehrheit der vor 
liegenden Abftimmungen enthaltenen Vorträge zu Außern.” 

Dem zufolge wurde beichloffen: „daß über den Verfehr mit 
allen Arten von Getreide, Hülfenfrüdten und Kartoffeln, wie 
auh Schlachtvieh, innerhalb der Grenzen des deutjchen Bundes, 
Bericht an die höchften Höfe und Committenten zu erftatten jet, 
um eine definitive Hebereinkunft treffen zu koͤnnen, welde nad 
den in ber Mehrheit der vorliegenden Abftimmungen ausge 
bahnen Grundfähe dahin gemeinſam abzujchließen wäre, daß 

. der freie Verfehr mit allen Arten von Getreide, Hülfens 

früchte und Kartoffeln, wie auch Schlachtvieh, zwiſchen 

allen deutjchen Bundesftaaten und innerhalb der Grenzen 
des deutſchen Bundes wiederhergeftellt und gefichert werde; 

2. daß wenn fich Veranlaffungen ergeben, in dieſer Beitimmung 
eine Ausnahme zu machen, folche nicht anders, als auf 
dem Wege einer gemeinfamen Uebereinfunft gejchehen; 

3. Daß unter der allgemeinen Freiheit des Handels mit 
Getreide und Schlachtvieh zwilchen den deutjchen Bundes- 
fiaaten eine Befreiung von den gewöhnlichen gleich blei⸗ 
benden Ausfuhrzöllen nicht begriffen jet, dieſe Zölle aber 
auch von dem Steigen oder Fallen der Fruchtpreife nicht 
abhängig gemacht werden; 

4. daß das in einem Staate nur durchgehende Getreide, mit 
bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durdhgangsgebühren, 
innerhalb der Grenzen des Deutjchen Bundes allenthalben 
unaufgehalten durchgeführt werben Lönnen; 

5. daß der Beitritt der nicht zum deutfchen Bunde gehörenden 
Staaten eines Bundesmitgliedes zu dieſer gemeinfamen Leber» 
einkunft nicht erforderlich fet, jo wenig als: 

6. die Ausfuhr und der Handel zur See durch Diefelbe gehindert 
werden wolle, jowie überhaupt der Handel mit dem 
Auslande Teinen Begenfland diefer Konvention ausmacht.” 
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Hiermit ruhte bie Angelegenheit bis nad) der erften Vertagung. 

Aus den bisher mitgetheilten Verhandlungen geht mit 
Sicherheit hervor, daß hauptſaͤchlich durch Die lange Hinzögerung 
der Abflimmungen, dann aber durch die öfterreichiiche Erflärung 
diefe wichtige Volksangelegenheit Damals unerlebigt blieb. 


Nachdem wir die an die Bundesverfammlung herandrängen- 
den Angelegenheiten, über welche fie notbgebrungen ſchnell entfcheiben 
mußte, behandelten, gehen wir nun auf diejenige Thätigkeit Der 
Bundesverhandlung fiber, welche fie ſelbſt zur Erfüllung ber ihr 
obliegenden Pflichten für nöthig erachten mußte und wollen einen 
Blick auf biefenigen Vorjchläge werfen, welche fie in ungeflörter 
Ruhe und Muße, unbeirrt Durch drängende Beitereigniffe, zur 
Ausführung der Bundesacte und zur Wahrung der National- 
Intereſſen gemacht hat. 

In erfter Linie ‚fanden natürlich) die Verhandlungen über 
die Regelung der Thätigkeit der Bundesverfammlung im Allge⸗ 
meinen. Es wird paſſend fein auf den erften Vortrag Des 
Praͤſidiums *) welcher die Reihefolge der Geſchaͤfte ber Bundes 
verjammlung regeln follte, bier jeßt näher einzugehen, und das 
hervorzuheben, was oben (S. 127) vorbehalten wurde. 

Zuvörderſt wurde nad) Antrag des Praͤſidiums eine Verlaß⸗ 
nahme auf drei Monate bejchloffen **), ein Ausſchuß zur Berichts 
erftattung erwählt (v. Eyben, v. Pleflen, v. Berg), welcher 
in der Sitzung vom 17. Febr. 1817 Vortrag hielt ***). Diefer 
Vortrag hätte wohl eine Veröffentlichung verdient; er enthielt 
jedoch einzelne Anfichten, welche bie Politit der großen Mächte 
nicht zur Deffentlichleit fommen laſſen wollte. Was wäre aber 
jwedmäßiger gewefen, als die dffentlihe Stimme über den 
von ber Bunbesverfammlung oder deſſen Ausjchuß beliebten 
eg der Berathungen zu vernehmen I 





*) Erſter Vortrag des Präfidiums fiche Anhang 3. 
*) 9. Pr. 1816, 3. ©. $. 2. Bol. 54. 
"5, Beil. U zur 11 Sitz. B. Br. 1817. Bol. 67 fi. loco diet, 


215 


Die Commiſſton war freilich der Anficht, Daß e8 ein eitles 
Beſtreben fei, der Bundeöverfammlung eine Bahn vorweilen zu 
wollen. Sie müſſe innerhalb der Grenzen, die der Bundes 
zwed begeichne, fich frei bewegen können nach dem Biele, das ihr 
vorgeſteckt jei. Die Zeit jei, wie es in dem erften VBortrage des 
Prafidiums geheißen, ebeno Die Beherricherin der Voͤlker und 
Regierungen, als auch im Laufe derfelben fid) Bebürfnifle in den 
verichtedenartigften Ländern erzeugten ; und der Bundestag könne 
alſo auch Das nicht von feinen Berathungen ausjchließen, was im 
Strome der Zeit fich zu feiner Berüdfichtigung eignen werde; 
wie ed der Augenblid, wie es Die Pflicht erbeifche, in heiliger 
Betrachtung der GBrundveften des Bundes, Aljo hierin würbe 
dad Bebürfniß der Zeit die Reihenfolge der Gejchäfte beftimmen, 
Aber die Bundesverfammlung babe noch einen eigenen Beruf bei 
ihrem Beginnen. Sie ſolle die Grundzüge des Bundesvertrages 
u Srundgejeßen und organischen Einrichtung ausarbeiten, fie 
folle Beflimmungen der Stifter des Bundes, wozu fie Achtung 
ber Rechte Einzelner oder Sorgfalt für befondere Gegenftände 
des allgemeinen Wohls bewogen babe, ausführen, handhaben 
oder in ihre Ablicht nehmen. Nach einer weiteren Ausführung, 
dab die Ausbildung Der Bundesverfaflung Zeit und Reife haben 
mie, Eommt Dann der Ausfchuß zu den vorliegenden ums 
mittelbar practiichen Fragen: 

1. Welche Förderungen für Die Reihenfolge der zur Berathung 
geftellten Gegenftände geben aus der Natur und dem 
Bwede des Bundes überhaupt hervor ? 

2. Welche Vorſchriften enthält in dieſer Hinfiht der Buchſtabe 
des Grundvertrages? 

3, Wie läßt fih unter den gegebenen Umftänden von biefen 
Vorſchriften und Forderungen die zwedmäßigfte Anwendung 
machen ? 

Sn Bezug auf Die erfte Frage hielt es die Commiſſton für 
nöthig, zuvörderft gegen den Irrthum Einzelner in der Bundes⸗ 
verfammlung, „daß die Bundesacte jchon das vollendete Grund⸗ 
geieh des Bundes fei”, zu proteitiven: „fte fei nur der Grund⸗ 
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vertrag über denſelben. Dies gelte namentli von dem unter 
der Ueberfihrift: Allgemeine Beftimmungen enthaltenen eilf erften 
Artikeln derfelben, welche die Errichtung und Berfaflung bed 
Bundes beträfen. Nach dem eigenen Inhalte der Bunbesacte 
fei weder die Conftitution, noch Die Gejeßgebung, welche wejent- 
lich verfebieben feien, vollendet, habe es auch nicht werden fünnen 
noch follen. Denn von beiden fei beftimmt, daß die Bundes- 
verfammlung dieſes erft thun werbe, wie ber Art. 10 Der 
Bundesacte beweife, wo der Bundesverfammlung vorgefchrieben 
‚et: Die Abfajfung der Grundgeſetze des Bundes 
(nit der Verfammlung) und deffen organiſche 
Einrihtung in Rüdfiht auf feine auswärtigen 
militärifhen und innern Berhältniffe zu ihrem 
erftien Geſchäft zu machen. Nah dieſer Borausfegung 
babe fi) die Bundeöverfammlung überhaupt zu bejchäftigen mit 
ber Abfafjung und Vervollfländigung der Grundgeſetze Des Bundes, 
Bann mit den organifchen Ginrichtungen defjelben, worunter 
nur der Organismus des Bundes in den einzelnen 
Mitteln und Anftalten zu verfteben fei, die zu Er—⸗ 
füllung der Bundeszwede dienen follen, um feine 
auswärtigen militärifchen und innern Berhältniffe 
in gehörige Ausführung und zur Wirkſamkeit zu 
Bringen; ferner habe fi) Die Bundesverfammlung mit gemeinnüßi- 
gen Anordnungen zu befchäftigen, nach Maßgabe der bejondern Be» 
ſtimmungen und der Art.6u.7 der B. A. und endlich mit fortwähren- 
der Bejorgung der Angelegenheiten des Bundes. Dieſe letztere 
begreifedaber nicht bloß die Erledigung der einzelnen burch bie 
Bundedaete gegebene Aufträge, jondern im Allgemeinen ſchon Die 
Verfolgung und Behauptung des Bundeszwedes bei allen vorkom⸗ 
menden Gelegenheiten und die Sorge für Die Beobachtung der 
Bundesacte und der wechjelfeitig gelobten Bundestreue jo wie 
möglichfte Beförderung des allgemeinen und befon- 
dern Wohl. 

Wenn aber dieſe allgemeinen Vorausſetzungen richtig feien, 
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fei die Bundesacte noch Fein gefchlofienes Ganze, enthalte 
fie nit einmal alle nothwendigen Materialien 
zum Ganzen, verlange fie vielmehr Vervollftändigung ber 
Grundgeſetze und fordere fie zugleich zu gemeinnüßigen An⸗ 
ordnungen auf, jo folge daraus, daß es ſehr fchwer jet, ſchon 
jest die geftellte Stage erjchöpfend zu beantworten: „in welcher 
Reihenfolge die Gefchäfte der Bundesverjammlung vorzunehmen 
jeien? * 

Indeſſen verjuchte dennoch die Conmiſſion ihre Anfichten 
darüber nach allgemeinen Geſichtspunkten aufzuftellen. Sie jah 
ein, daß Die Verbindung einer unmittelbaren Geſchaͤftsthaͤtigkeit 
mit dem Auftrage zur Ausbildung der Grundgefeßgebung und 
Organifation des Bundes auf den Gedanken führen fönne, die 
Iestere fei Bedingung der erfteren und die Beſorgung der Ans 
gelegenheiten de3 Bundes dürfe erft dann eintreten, wenn bie 
Organifation deſſelben, wenigftens wenn die organiſche Einrich- 
img der Bundesverſammlung vollendet fein werde, daß aber die 
firenge Verfolgung dieſes Gedankens die Bundesverfammlung 
zur vollkommenen Unthbätigkeit leiten müſſe*). Dieferhalb 
hatte man durch eine vorläufige Gejchäftsorduung den 
thätigen Gang der Berfammlung gelihert, und Damit war 
bei gutem Willen Die Crrichtung einer förmlichen Bundes 
tagdorbnung eingeleitet und vorbereitet. Hierauf berief ſich 
die Commiſſion als Beilpiel und Beweiß, daß Die Reihen 
folge verBundestagsgefhäfteniht nach der Reihen— 
folge der Artikel oder der Worte Der Bundesacte 
zu befimmen fei. War diefe Bemerkung nicht binreichend, 
um die troftloje Situation bezeichnen, in welcher ſich Die wohls 
meinenden Männer in der Bundesverfammlung befanden? Konnte 
unter verfländigen Männern eine Frage entſtehen, ob die Reihen; 
folge der Gefchäfte nach der Reihenfolge der Artitel der Bundes⸗ 
ace vorgenommen werden folle? Daß dieß aber Dennoch gejchah, 
beweiſt Die Hindernijfe, welche von Anfang an jeber weiteren 


— — — — 


%) Baiern hatte ſolche Anſichten aufgeſtellt! (ſ. oben S. 113 ff.) 
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GEntwidelung des Bundes von ben einflußreichfien Seiten ent» 
gegengeftellt wurden. Die Commiſſion glaubte fogar noch durch 
weitere Ausführungen ihren aufgeftellten Sat beweifen zu müſſen. 
Über als erſtes Gelchäft jah fie Doch immer „Die Grundgeſetze 
und organischen Einrichtungen” gejeßlich vorgezeichnet an. SDieje 
follten nach und nach erörtert, jedoch nur nad gewifien Ver⸗ 
bindungen und in ihrem Zuſammenhang darüber Verlaß 
und Beſchluß genommen werden, da fie fo fehr in einander grei- 
fen würden, daß es nicht möglich fel, fie ohne dem Ganzen zu 
Schaden, einzeln und ijolirt zur Abflimmung zu bringen. Seien 
aber mehrere erörtert und in einander gefügt, jo ließen fie fidh 
leicht ordnen und als einen der genannten Haupitheile zur Be 
ſchlußnahme bringen. 

Sn Bezug auf Die zweite Frage: „welche Vorſchriften durch 
die Bundesacte felbft über Die Reihefolge der Gefchäfte Der 
Bundesverſammlung ertheilt werden?” ſprach ſich die Commiſſion 
in ſehr anzuerkennender Weiſe aus. Sie wies darauf hin, daß 
die Bundesacte vorgeſchrieben, welche Verhandlungen fie nach 
ihrer Eröffnung zu ihrem erſten Gejhäfte machen folle. 
Dahin gehörten die Abfaflung der Grundgejeße des Bundes, 
deſſen organifche Einrichtungen in Rüdficht auf die auswärtigen, 
militärischen Verhältniffe (Art. 10 der B. A.), dann die Erwä⸗ 
gung, ob den mebiatifirten vormaligen Reichöftänden auch einige 
Suriatftimmen im Plenum der Bundesverfammlung zugeſtanden 
werden follten, weldye (nach Art. 6 der B. U.) bei Berathung 
der organijchen Gelege flatt finden müfje; ferner Die Beftimmung 
über die Vertagung der Bundesverjammlung nnd über die Bes 
jorgung der während derjelben etwa vorkommenden dringenden 
Geſchaͤfte, ebenfalld der Bundesverfammlung bei Wbfafjung der 
organifchen Gejeße vorbehalten (Art. 7 der B. A), endlich bie 
Berathbung ber die beitändige Folge der Stimmenorbnung, 
weldhe auf die Abfaflung der organischen Geſetze folgen folle 
(Art. 8 der B. A.), doch mühe dieſe vor Beichlußnahme einer 
definitiven Bundestagsordnung, zu ber fie wejentlich gehören, 
Statt finden. 
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Zu denjenigen Gegenfländen zweitens, für beren Vornahme 
ober Erledigung die Bunbesacte eine gewiſſe Frift beſtimmt 
habe, rechnete die Commiſſion Die Berathung über Die Regu⸗ 
liring der Suſtentations-Kaſſe und die Penſionen für die über 
rheiniſchen Bilchöfe und Geiftlihen, indem foldhe Regulirung 
(nad Art. 15 der B. A.) binnen Sahresfrift zu beendigen jel; 
dann bie Berathung über Handel und Verkehr zwifchen den vers 
ſchiedenen Bundesſtaaten, jowie wegen der Schiffahrt und ebenfo 
die Abfaffung gleichförmiger Verfügungen über bie Preßfreiheit 
md die Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger 
gegen den Nachdruck: Rad Art. 18 und 19 der Bundes» 
acte folle fih die Bundesverfammlung mit biefen 
vier legteren Öegenftänden bei ihrer erften Zuſam⸗ 
mentunft beihäftigen, und Dies ſei nicht anders zu 
verſtehen, als von dem Zeitraume vor der erften 
foͤrmlichen VBertagung der Bundesverfammlung”). 

Zu denjenigen Gegenftänden endlih, beren Vornahme bie 
YAundesacte ohne nähere Friftbeftimmung der Bundesverfammlung 
nur überhaupt als zum Zweck des Bundes gehörig, zur Pflicht 
macht, rechnete die Commifion die Berathung über möglichft 
gleiche Grundſaͤtze in Betreff der Militairpflichtigkeit, zugefichert 
in Art, 18 der B. U; dann die Beratbung, wie auf eine mögs 
ih übereinflimmende Weile die bürgerliche Verbeſſerung der 
Belenner des jüdiichen Glaubens in Deutjchland zu bewirken 
lei, und wie infonderheit berjelben der Genuß der bürgerlichen 
Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bun⸗ 
beöftanten verfchafft und zugefichert werden koͤnne. In Bezug 
auf zwei andere Gegenſtaͤnde, nämlich die Angelegenheit der 
früher reichdunmittelbaren Fürften, Grafen und Herren, jowie 
bes ehemaligen reichSunmittelbaren Adels im Bejonderen in ben 
von Frankreich wieder abgetretenen Provinzen war die Commiſ⸗ 
Kon zweifelhaft, ob fie zu dem Reſſort der Bundesverjammlung 
gehörten, da Art. 14 der B. A. nicht Deutlich genug ſei, indem 


+), B. Br. 1817 a. 0. O. ol. 72 f. oben ©. 129—130. Wir Haben 
oben gefehen, daß fie. dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen war. — 


220 


die Ausbrüde in biefen Artifeln auch jo gebeutet werben Fönnten, 
als follte dadurch nicht der Bundesverfammlung, ſondern direct 
den Staaten ſelbſt, welche Mediatifirte zu ihren Untertbanen 
zählen, eine weitere Norm zur Regulirung ihres Verfahrens in 
dieſer Hinficht vorgefchrieben werben. 

Diefe von der Commiſſion als eine gleihjam gejebliche 
Reihenfolge aufgeftellte Ueberficht der Bejchichte der Bundes» 
verjammlung follte aber nicht als unbedingte Norm gelten, ſon⸗ 
dern nur zu einem gewiſſen Leitfaden dienen, wie es das größere 
oder geringere Bebürfniß erforbere. Sin Diejer Beziehung wies 
die Commiſſion auf die in dem erften Vertrage des Prafidiums 
aufgeftellten Grundſaͤtze. 

Die Präfivialpropofition vom 11. November 1816 ent- 
hielt eine dreifache Abtheilung und die Commiſſion war beauf: 
tragt diefe, jowie die bereit8 über Drei Begenftänte durch befondere 
Berlaßnahme feftgefebten Beſtimmungen — Geſchaͤftsordnung, 
überrheiniſch⸗geiſtliche Suſtentations⸗Angelegenheit, Militaͤr⸗ 
Verhaͤltniſſe des Bundes — zu berüdfichtigen. Kür Die provi⸗ 
jorische Geſchaͤftsordnung war die Commiſſion der Anſicht, Daß 
fie allmählig nach den weiteren Erfahrungen und Bebürfniffen 
erweitert und verbeilert und zu dem Ende von Zeit zu Zeit in 
beftimmten Zriften revidirt wurde; eine definitive Geſchaͤfts⸗ 
ordnung koͤnne nicht anderd zu Stande gebradht werden, als 
nachdem die geſammten organifchen Geſetze erft die Regel auf- 
geftellt hätten, in deren Gemäßheit fie anzuordnen fein würden"). 

Dies wird noch weiter ausgeführt. Die rheiniſche Suften- 
tationsfache hofft fie bald beendigt zu ſehen »e), und über Die 
Militärverhältnife feien Die Beratbungen im Gange. 

Hiernach jah die Commiſſion die ihr geftellte Aufgabe haupt⸗ 


*) Die Verbeſſerungsvorſchläge für bie Geſchäftsordnung wurden aber 
auf den Wiener Gonferenzen berathen und die dort gefaßten Beſchlüſſe (20. 
Wiener Conferenz⸗Sitzung) bem Bundestage fpäter ımterbreitet B. Br. 1820. 
$. 109 Fol. 256. 

*#) Geſchah der Hauptſache nad) in der 43. Sitz. 14. Juli 1817. 
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fächlich in der Frage: „welche von ben organiſchen Ein» 
rihtungen find neben den bereits zur Berathung 
gefteilten@egenftänden zunächſt oder gemeinidhaft- 
ih mit Diefer, in richtiger Verbindung und Kolges 
ordnung, zur weiteren Berhbandlung bes Bundes- 
tags zu bringen?“ Der öfter genannte Präfidialvortrag 
hatte fich dahin gedußert, „Daß der Art. 10 der B. U. Die das 
innere Gebäude des Bundes felbft betreffenden organiſchen 
Srundbeftimmungen als das erfte Bejchäft der Bundesverſamm⸗ 
lung bezeichne, wodurch dann zugleich auch der Art. 11 der ©. 
4. feine nothwendige Beftimmung erhalten werde. Denn bie 
beiden Artikel 10 und 11 feien es eben, woburdy ber beutfche 
Bund feine Hauptgrundlage erhalten habe, durch welche ebenio- 
wohl das Wohl der Gefammtheit ald zugleich auch ſelbſt um- 
mittelbar jenes der einzelnen Deutjchen bezwedt werde”. Daran 
nüpfte Die Commiſſion ihre Bemerkungen an und fam zu bem 
Vorſchlag, daß vor Allem die Regulirung der Militärverhält- 
nifie des Bundes unausgefeßt betrieben werden müßten und 
baldige Beichlußnahme über das Ganze zu bewirken fei, nachdem 
bie einzelnen Gegenftände derſelben vorläufig erörtert wären; 
zur Grleichterung würde hierbei eine vorherige Verftändigung 
über gewiſſe eintretende Grundfäße dienen. Mit dieſer Maßregel 
ber äußeren Sicherheit gegen auswärtigen Angriff ftehe das 
Friedensverhältnig mit fremden Mächten auf gleicher Linie, 
mülle daher gleichzeitig behandelt werben, wie mit bem Friedens⸗ 
zuftand beginnend und benjelben erhaltend. Um jo nothwendiger 
ericheine es, daß der Bund als ſolcher, und wie eine Macht in 
dem völferrechtlichen Syfleme der europälichen Staaten feine an- 
gemeſſene Stelle einnehme und als ein Ganzes handelnd in das 
desfallfige Verhältniß trete. 

Hierin war die Commiſſion um fo mehr im Recht, als zwar 
ber deutiche Bund von den fremden Mächten in der Wiener 
Gongreßacte völlig anerfannt war, aber doc, auch feine wirkliche 
Griftenz, feine eingetretene Wirkſamkeit zur foͤrmlichen Kenntniß 
aller auswärtigen europäifchen Mächte zu bringen hatte, um von 
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einen Centralpunkte aus durch Das Mittel der Bundesverfammlaung 
fi) mit ihnen in Mittheilung und Verbindung zu ſetzen und 
fein gemeinfames Intereſſe wahrnehmen zu Tönnen. : Die Com⸗ 
miſſion machte Darauf aufmerkſam, daß im Art. 10 der B. A. unter 
den organifchen Einrichtungen, mit benen fi) die Bundesver⸗ 
ſammlung zu erſt befchäftigen folle, Die auswärtigen Verhältniffe 
obenan gefebt jeien; fie Fnüpfte Daran die Bemerkung, daß Der 
Bund, conftituirt als ein Ganzes, ſich thätig nad) Außen erweifen 
unb feine Verhältnifie mit ben auswärtigen Mächten feftftellen 
möüfle. Inſonderheit verlangte fie aber einen baldigen Beſchluß 
über Diedemallgemeinenvölferrehtlihen®ebraud 
angemejfene Unterhaltung freundfchaftlider Ver— 
Bindungen und Mittheilung der Staaten durch 
Geſandte. 

Zur Aufrechterhaltung der innern Sicherheit und Ruhe 
ſtellte die Commiſſion die Feſtſtellung und Ausübung eines 
ſicheren Rechtszuſtandes in allen Bundesſtaaten als ein weſent⸗ 
liches Erforderniß Hin. Beſonders müßten in dieſer Beziehung 
die Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander eine un⸗ 
verzögerte rechtliche Entſcheidung im Bunde finden. 

Diefe drei Hauptgefchäfte follten nach der gutachtlichen 
Meinung der Commiſſion vorzugsweiſe und zunächft und neben- 
einander: beirteben werden; bie Cinbolung der Inſtruc⸗ 
tionen verlangte fie befchleunigt. Die Drei Hauptgegenftände 
entwidelt bie Commiſſion in Drei abgefonderten Aufläßen, welche 
fie ihrem Gutachten als bejondere Beilagen zufügte. Damit 
aber bie Bundesverfammlung nicht erſt zu Handlungen aufge 
fordert werbe, wozu fie durch die Vorſchrift des Art. 4 der B. 
A. nicht allein befugt, ſondern auch verpflichtet jei, jo beans 
tagte fie weiter, „Daß wegen derjenigen Gegenflände, 
worüber eine entſchiedene Dispofition in der Buns 
desacte bereits vorliege, die Bundesverjammlung 
fi damit au ohne Aufſchub befhäftigen möge, 
um zu beflimmen, in wie fern und wie bald folde 
allgemeine Ginrichtungen, wozu man durch Die 
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Bundesacte fih ſchon grundgeſetzlich verftanden 
babe, nun in allen Bundesflaaten zur wirfliden 
Ausführung zu bringen ſeien“. 

Bir haben ſchon oben bemerkt, welche Gegenftände bie 
Gommiffion hierher gezogen willen wollte Bon Neuem legte 
fie aber auf Art. 13 und 16 der B. A. Nachdruck. Nach erfte 
tem verlangte fie, Daß gewiſſe gleichförmige Grundſaͤtze in ben 
landſtaͤndiſchen Verfaflungen angenommen werden, und nur bie 
individuellen Beflimmungen der örtlichen und PerfonalsVerhält 
niffe den einzelnen Bundesſtaaten überlaffen bleiben jollten. 
Bei letzterem empfahl fie eine baldige VBerüdfichtigung, ba bie 
Klage der Juden in Deutfchland durch die theilweiſe Herrſchaft 
franzöfiicher Geſetze durch die verjchiebenartige Gefeßgebung der 
mit dieſer Herrſchaft verfchont gebliebenen deutſchen Staaten 
dur die Folgen der neuen Teritorialveränderungen und endlich 
dur den Artifel 16 der B. A. ſelbſt, fo ungleich, unficher und 
ſchwankend geworden jet, daß die Flare Einficht, wie es ebenſo 
unmöglich jet, Die Juden in ihre alte Lage zurückzuwerfen, als 
fie überall in ihrer neuen Lage zu erhalten, die Menfchlichkekt 
alle Regierungen auffordern müſſe, Diefen ungewiſſen Zuftand zn 
befeitigen. Die Commiffton mochte fi) wohl erinnern, daß man 
in Hannover den Leibzoll von den Juden wiederum fordertel — 
Richt minder drang aber die Commiſſton auch auf gleichfoͤrmige 
Verfügungen über die Preßfreibeit und auf Erfüllung des Art. 
der B. A, damit freier Handel und Wandel wenigftens in 
den nothwendigſten Lebensmitteln hergefiellt werbe. 

Die erſte Beilage des Berichts der Commiſſion, die milis 
tiriichen VBerhältnifie bes Bundes betreffend, bezeichnet in merkwürs 
diger Weife die Stimmung und Anjchauung der deutſchen Kabinette 
damaliger Zeit nicht nur, fonbern auch der beften Patrioten in 
der Bundesverſammlung. Deutjchland Hatte große Opfer 
gebracht, ſich feine Unabhängigkeit von fremder Herrichaft glor- 
teich erkämpft, feine Heere bejekten Damals noch Das Land des 
alten Feindes. War auch Durch die Verhandlungen zu Paris 
und Wien bei Weiten nicht das erreicht, was man hätte erreichen 
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fönnen und follen, jo war dennoch noch immer Urſache genug 
vorhanden, fih der Pflicht zu erinnern, daß die deutſche Nation 
nur groß fein Fönne, wenn fie eine wahrhaft gleiche Stellung 
zu ben andern Großmächten einnehme. Aber diefer Gedanke findet 
fi in den damaligen Denkſchriften am Bundestage nicht aus⸗ 
gefprochen. Sim Gegentheil, die fprichwörtliche Demuth der 
Deutfchen leuchtet auch Bier wieder vor. Die Bommilfion 
beginnt ihre Denkfichrift mit der Behauptung, DaB zwar Deutſch⸗ 
lands äußere Sicherheit als erfter Zweck bes Bundes und feines 
Beftehend wejentlihe Bedingung vor Allem Vereinigung und 
Bereitſchaft der Kräfte zu gemeinfamer Vertheidigung erforbere, 
und baß der Umfang und die Bevölferung ded Bundes auch 
bie Entwidelung großer Kräfte geftatte; aber, abgejehen von der 
Pflicht, den Voͤlkern Ruhe und Beit zur Erholung zu gönnen, 
Viege es ſchon in der reinerhbaltenen Natur des Bundes 
„daß die Entwidelung nicht Darauf berechnet 
fein fönne, um eine gebietende Stellung in dem 
europäiihen Staatenfyftem einzunehmen, jondern 
nur um eine verthbeidigende mit Würde zu behaup> 
ten”. Was würde mohl ein englijcher ober franzöfifher Staats⸗ 
mann zu ſolcher Demuth nad) fo großen Siegen, wie fie Deufc- 
Iand erfochten, jagen, wenn ihm eine derartige Meinung in dem 
gebildeten Theile Des Volkes begegnete? Wie konnte man glauben, 
daß in fchwierigen Beiten eine vertheidigende Stellung nur allein 
zur Behauptung der Nationalwürde dienen werbel Weld eine 
Waffe für alle andern Staaten Europa’3 gegen Deutſchland war 
da gegeben! Wie wollte man ſich über Die anmaßenden rujfiichen 
Noten in den zwanziger Jahren, über die fpäteren franzoͤſiſchen 
und engliihen am Bundestage verwundern? Mit diefer ungläds 
lichen Anficht der Bundes-Gommilfion, welche von der Bundes» 
verjammlung damals allgemein adoptirt wurde, war den euro- 
päifchen Staaten ein Privilegium von Deutſchland felbft gegeben, 
europäifche Angelegenheiten ohne Deutſchlands Stimme zu orbnen. 
Und wahrlih, die fremden Staaten haben fich dies nicht zwei 
Mal jagen Iafien und Haben faft alle Angelegenheiten ohne 
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Deutihland bis zur neueften Zeit entfchieden. Den traurigften 
Beweis gaben aber insbeſondere Lugemburg uad Holftein, der 
Schmach nicht zu gedenken, welche in der Art und Weife Tag, wie 
die vollendeten Verhandlungen zu Berona ben beutjchen Staaten 
von Metternich in der Bundesverſammlung gleichjam zu Geſetzen 
vorgefchrieben wurden *). 

Sieht man von diefem Hauptfehler in der Behandlung Des 
Gegenftandes ab, fo erwog die Gonmilfiion die einjchlagenden 
Fragen mit Umſicht und Schärfe. Sie machte eine Haupts 
eintheilung nach der Matrikel, der SKriegöverfallung und den 
Bimdeöfefluugen. Sie machte darauf aufmerkſam, daß man wohl 
überlegen müfle, nad welchem Maßſtabe die Matrifel anzufer- 
tigen jei; man fönne zwar die Bevöllerung ald alleinigen Maß» 
Rab hinſtellen, aber es ſei doch fraglih, ob nicht aud die 
Staatdeinfünfte dabei einen glei richtigen Maßſtab abgeben 
fiunten. Dann müfle das Sontingent eines jeden Bundesftaats 
ausgemittelt und feitgejeßt werden, wobei e8 wichtig werbe zu 
beſtinmen, wie viel Landwehr Darunter geftellt werden 
koͤnne und dürfe? Bei der Kriegsverfaſſung und Militärftellung, im 
Falle dad Bundeseontingent auf den SEriegsfuß geftellt werden follte, 
wurden bie rein militäriihen Sragen ins Auge gefaßt und Furz 
angegeben, was dringlidye Hauptjache fein müfle. Die Bundes» 
feflungen wurden aber als ein befonderer und verjdie- 
bener Theil der gemeinfamen Militair-Verhältnijje 
bed Bundes angejehen, das mit der eigentliden 
Sontingentfellung nicht nothwendig zujanmen- 
hänge und wozu der Begriff und die näheren Beitimmungen 
fh erft noch aus dem allgemeinen Militärbefenfionsjyftem erges 
ben ſollten, infofern gewiſſe feſte Punkte im Umfang des Bundes» 
gebieted entweder von ber Wichtigkeit erſchienen, daß fie nicht 
ſowohl dem einzelnen Bundesftaat, in deſſen Lande fie belegen 
fin, alö vielmehr dem Ganzen zur Dedung dienten, oder auch 
wenn fie von dem Umfang und Betrag wären, daß ihre jelbft- 





*) Siehe unten. 
Erfter Theil. 15 
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ftändige Unterhaltung und hinreichende Vertheidigung dem ein- 
zelnen Bunbesftaate, beſonders wenn derſelbe zu den Minder⸗ 
mächtigen gehöre, nicht zuzumuthen wäre; dieſe für die Sicherheit 
des Ganzen doch wefentlich nothwendigen Feſtungen Fönnten 
une dur den Bufammentritt der Geſammtheit in gehörigem 
Stande erhalten werden, und müßten dem Bunde vorzugsweiſe 
übergeben werben; die früheru Reichsfeſtungen Hätten nicht er- 
halten werben können. Die näher einſchlagenden Fragen. wurden 
von der Gommilfion ald vorzugsmeije militärifch nicht weiter 
angegeben. 

Die zweite Beilage, Die auswärtigen Verhältnilfe des Deut: 
Shen Bundes betreffend, gab Gelegenheit eine Reihe der wid: 
tigften Fragen und Intereſſen zu beleuchten, Die Commiſfſion, 
fußend auf Art. 2 der B. A. in welchem ald Zwed die Erhal: 
tung der äußeren Sicherheit Deutjchlands und die Unabhängig- 
feit und Unverleglicykeit der einzelnen vdeutichen Staaten fi 
finde, und auf Art. 11, in welden ſich alle Mitglieder des 
deutfchen Bundes verfprocdhen, ſowohl ganz Deutſchlaud als 
jeden einzelnen Bundesflaat gegen jeden Angriff in Schuß zu 
nehmen und fich gegenfeitig ihre jämmtlichen unter dem Bunte 
begriffenen Befigungen zu garantiren, — ſah hierin den Geſichts⸗ 
punkt und die Mittel angegeben, um bie organifchen Einrichtun- 
gen ber auswärtigen Verhättniffe des Bundes zu beftimmen. Sie 
wollte eine förmliche Anzeige an alle europäifche Regierungen 
von der Gonftituirung des deutſchen Bundes ald Gefammtmadht; 
ob die Notification auch an Die Vereinigten Staaten von Norb- 
amerifa gehen follen, ließ die Commiſſion unerörtert! Die 
Frage, ob nmmittelbare weitere ſchriftliche Verhandlungen zur 
Bejorgung der Gefchäfte hinreichend feien ober ob hierzu aufer- 
ordentlihe Gefandte zu beftimmten Zwecken erforderlich feien, 
ließ fie ebenfalls unbeantwortet. 

Die Annahme der Bevollmächtigten Gejanbten der auswär⸗ 
tigen Mächte, die Dergleichen bei der Bundesverjammlung accre⸗ 
ditiren wollten, fah die Sommilfion ald eine Folge der mit ihnen 
beſtehenden friedlichen und freundfchaftlichen Verhältniffe und als 
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Mittel Diefelben durch wechjeljeitige Communication zu unter: 
halten, wenn Die Politit und das Intereſſe der 
beutfhen Sefammtheit am Bundestage ihren Gen» 
tralpunft finden ſolle. Durch dieſen Zweck feien fie 
obnedem ſelbſt bedingt und es verftehe fih daher, daß Feine 
Anträge zuläſſig fein würden, welde ſich auf die 
innern Angelegenheiten des Bundes oder auf bie 
eigentbümlihen Verhältniſſe einzeluer Bundes: 
ſtaaten erftredten, 

Als Folge der freundichaftlichen Verhältniffe mit den aus: 
wirtigen Mächten, wodurch der Bund feften Standpunft gegen 
fie und er leichte freie Communication gewinne, würde ſich ergeben, 
daß fowohl jede Beeinträchtigung, Die auch Die einzelnen Bundes: 
Raaten etwa zu erleiden hätten, zur öffentlichen Sprache gebracht 
und die Bermittelung des Ganzen angegangen werden konne, 
ald auch Die Gegenftände Des gejammten Verkehrs auf gemein: 
Ihaftlichen Wege zu befördern wären. Es würbe nur zu beſtim⸗ 
men jein, im wie fern irgend ein Gegenftand, ald Das gemein: 
ſame Bundes-Intereſſe betreffend, zu behandeln fein werde, fobald 
die Bundesverfammlung ihn dafür anerkannt und erflärt habe. 
Dies war freilich richtig, aber die Ausführung varausfichtlich 
ihr mangelhaft, und die Folge lehrte, daß die Bundesver⸗ 
jemmlung ſich die Vorſchläge der Commiſſion nicht zur Nichte 
\hnur dienen ließ. ine jehr wichtige Frage wurde als fünfter 
Hauptpunkt von ber Commiſſiou erörtert, nämlid) das in der 
neuern und neueften Zeit aud) von dem Auslande — Rußland, 
sranfreih, England — bezweifelte unbedingte Net bes 
Bundes Krieg zu führen und Frieden zu jchließen. Da Diele 
grage in Zukunft von fehr großer Bedeutung werden wird, 
wollen wir Die Anfiht der Bundes-Sommijjion hier im Weſent—⸗ 
lihen mittheilen. Sie jagt *): „Der Bund hat unbezweifelt Das 
Acht des Krieged und Friedens, da dies nothwendige Mittel 
fad, um Die aufgegebenen Zwecke feiner Gründung zu erreichen. 





t) B. Br. a. a. O. Kol. 83 ff. 
15* 
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Wegen eined Krieges entfteht Die wichtige Frage: Wie kommt 
der Bund in den Fall Krieg zu führen? und auf welchem Grund 
kann eine von ihm ausgehende Kriegserflärung beruhen ? Dieſes 
muß hauptjächlich, jo viel e3 durch eine allgemeine Beitimmung 
irgend geſchehen kann, noch näher feftgejeßt werden. Zur Richt⸗ 
Schnur möchten dabei die oben nach der Bundesacte angeführten 
Bwede dienen und beſonders die gemeinfame Pflicht, jeden Bun- 
desſtaat gegen jeden Angriff in Schuß zu nehmen. Dieſes ſpricht 
wenigftend ausbrüdlich den Grundſatz eines bloßen Verthei— 
dDigungssyftems aus, in deſſen Gränzen der Bund fich wohl 
um fo mehr halten müßte, als er nicht die Abfiht haben Fann, 
GEroberungen zu machen, deren Theilung auch jehr ſchwierig ſein 
würde, wiewohl doc jedes Mitglied verhältnigmäßig gleiche 
Anſprüche an den Gewinn des Krieged zu machen hätte. In 
diefer Entfernung von allen Eroberungdabjicdhten und in der 
gelicherten Vertheidigung und dem Schutze aller jeiner aud 
minder:mächtigen Staaten wäre alfo die Politif und die Beſtim⸗ 
mung des deutſchen Bundes gegründet und die ftete Befolgung 
folcher Orundfäße in Verbindung mit feiner Lage und dem großen 
Kriegsheer, welches er aufzuftellen vermag, kann ihm eine hohe Be: 
deutung und Wichtigkeit verjchaffen. Der Schuß ift aber gegen jeden 
Angriff gerichtet, er komme von welcher Seite e8 immer fein mıöge, 
welche die innere und Außere Unabhängigkeit oder Unverleßbar: 
feit des einzelnen Bundesſtaats oder die Gejammtheit gewaltjam 
bedroht”. In dieſer Anficht zeigte fich die traurige Situation, 
in weldye die Berhandlungen zu Paris und Wien Deutfchland 
gebracht, ſehr deutlich. Welch' eine Kleinlihe Role war damit 
dem deutjichen Bunde beichieden! Carlsbad und Wien entjchieben 
daher auch ohne ihn und Doc für und gegen ihn, Aachen, 
Troppau, Laybach, Verona, die Gonferenzen zu London troß- 
ten ibm. 

Die Fragen, welche noch aufzumwerfen waren, um die Stellung 
des Bundes nach Außen genau zu bezeichnen, wurden zwar von ber 
Commiſſion wohl vorgeführt, aber feine einzigebeantwortet. 
Will man auch zugeben, Daß bei einem Vortrag über Die Reihenfolge 
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der Geſchaͤfte dieſe Fragen nicht erihöpfend beantwortet wer: 
ben durften, jo waren doch wohl die Hauptfchwierigfeiten in den 
Bordergrund zu fielen, und nicht, wie e8 die Commiſſion that, 
unwichtige Punkte, deren Erledigung mit den Hauptpunften von 
jelöft gegeben war, blind mit ben leßtern durch einander zu 
werfen. Die Hauptjchwierigfeit lag und liegt immer in ben 
Fragen: Wie es in foldhen bejonderen Fällen zu halten fei, wenn 
ein Bundesſtaat, der eigentlich als europäifhe Macht Krieg 
führt, oder darin verwidelt wird, feine deutſchen Länder auch 
vom Feinde angegriffen und bejebt fieht? Sol der Bund bier: 
durh in allen Fällen ſchon in den Krieg mit hineingezogen jein? 
Bie kann der Bund überhaupt und als jolcher bei den Kriegen 
eined oder mehrerer Bundesftaaten mit Auswärtigen und vielleicht 
als europaͤiſche Mächte, auch gegen einander, fich der Theilnahıne 
enthalten, eine gewilfe Neutralität aufftellen und fie bewaff- 
net behaupten? Wie weit wäre dabei der Grundſatz aufrecht 
u erhalten, das Gebiet ungeahndet vom Feinde betreten zu 
laſſen? Alfo in ſolchem Falle fönnten Defterreih und Preußen 
als Feinde angejehen werden müflen! Kann die Bundesverfanm: 
lung in dem Falle des Kriege auch gemeinfame Allianz: und 
SubfidiärTractate mit auswärtigen Mächten abſchließen? Diele 
fragen wurden allerdings von der Commiſſion aufgeiworfen, 
aber fo geftellt, Daß an eine Beantwortung ſchwer zu denken 
war. Nach dem von ihr bingeftellten allgemeinen Princip 
fonnten fie auch nicht beantwortet werden. Der Bund 
jollte ja eine durchaus paſſive Stelle in der europäifchen Staaten: 
welt fpielen! Die eigenthümliche Geftaltung der beiden beutichen 
Großmaͤchte, Holland und Dänemark, insbefondere aber ber 
tomplicirte öfterreichifche Staat war damals wie jeßt, bei einer 
jo loſen Aundesverfaflung wie fie der deutjche Bund befikt, Das 
Hinderniß einer Fräftigen Vertretung Deutfchlands dem Auslande 
gegenüber. Die Commiſſion wußte die äußere Politif des Lan— 
des nicht beſſer zu ſchildern, als in dem Schlußfaß ihrer Denf- 
ſchrift: Eine äußere politiiche Thätigkeit wird ohnehin Fein 
wahrer Baterlandsfreund dem Bunde wünfchen, und jeine Politik 
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wird immer Sffentlich fein können, und einfach Die: Seine 
Beleidigung zuzufügen, Feine zu dulden, 

Ueber die dritte Denkichrift: „die organiſche Einrichtung des 
Bundes in NRüdficht auf feine innern Verhältniffe” , koͤnnen wir 
furz hinausgehen, da fi) das Weſentliche ſchon in dem Berichte 
jelbft angegeben findet (j. ©. 213 ff.). &8 wird im Beſondern 
auf Erlaß einer Bundesordnung gedrungen, vorläufig aber auf 
einen proviforifhen Erlaß der einzelnen Theile derjelben, dann 
auf eine Auſtraͤgal-Inſtanz und eine Egecutiondordnung, wobei 
die einzelnen dahin gehenden Vorſchläge in Hauptrubrifen zujam: 
mengefteflt fi) finden. Bei dieſer Veranlaffung warf Die Kom: 
miffion die Frage auf, wie es mit ben bei den vormaligen höchſten 
Reichägerichten unentjchiedenen Nechtöftreitigkeiten unter den Mit: 
gliedern des deutſchen Bundes gehalten werben folle. Ein Theil 
berjelben war zwar durch die rheinifche Bundesacte (Art. 34) 
niedergefchlagen. Allein abgejehen, daß die Anwendung dieſes 
Artifeld keineswegs unbeftritten war, und er felbft Succeffione- 
rechte von dem gegenfeitigen WVerzichte ausgenommen hatte, und 
Daher auch die bereitd vorhandenen Eucceffiongftreitigfeiten 
unter demſelben nicht mitbegriffen werden fonnten, jo waren doch 
auch nicht alle Mitglieder des deutſchen Bundes aud Mitglieder 
des rheinischen Bundes gemejen. Die Frage war durchaus 
praftiich; der braunfchweiger Fall von 1830 gab fpäterhin den 
genügenden Beweis. Hierin entjchieden die Agnaten aber nidt 
eine Aufträgal-Inftanz. 

in der vertraulichen Sibung vom 3. Mär; 1817 bob die 
Bundesverfammlung die Gegenftände aus dem Vortrage der 
Commiſſion aus, für weldhe eine möglichft baldige Erledigung zu 
bewirken fei. Zuerft die Vermittelung der Bundesverfammlung 
bei Streitigfeiten der Bundesglieder untereinander, wobei bie 
nothwendigften Grundlagen für einen Modus des Vergleichs an- 
gegeben waren, denen dann die Hauptbeftimmungen über bie 
Aufträgalinftang felbft folgten. Dann die, Anftalten für Fort 
führung der Gefchäfte bei der Vertagung der Bundesverfammlung. 
Endlid in 14 Poſitionen einige Punkte die auswärtigen Verhält: 
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nie des Bundes betreffend (Motification und Gefandte beim 
bentfchen Bund). — In der vertraulichen Sigung vom 3. März 
batte Defterreich eine Punctation über die auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
nie gegeben, deren Anhalt jpäter im Wefentlichen die Bundes: 
verfammlung fi aneignete. Gleich darauf wurde in der 17. 
Sißung vom 10. März 1817 von ber Bundesverjanmlung durd) 
einftimmigen Beichluß die von der Commiſſion vorgejchlagene 
Reihefolge der Gelchäfte der Bundesverfammlung angenommen, 
Das Präfidiun hatte beantragt: 

„daß ein foörmlicher Beichluß über Die bisher allerdings mit 
jo beſſerem Fuge vorausgejeßte wirkliche Genehmigung dieſer 
Reihefolge zu faſſen, je getreuer diefelbe der Bun- 
desacte und den mit fo vieler Gefälligfeit gutgeheißenen 
Anfichten, welche in der erften Prafidial-Propofition anfge- 
ftellt worden, vorgetragen jei”. 

Diefem Antrag, alfo auch der Motivirung dejfelben traten 
lümmtlihe Geſandte bei, erfannten daher ſämmtlich die von 
der Commiſſion angegebenen Verpflichtungen zum innern Ausbau 
und bie Dabei aufgeftellten Grundprincipien damit ansdrüdlich 
einftimmig an. Es wird fih nun in Verfolg unjerer Darftellung 
zeigen, ob und in weldyer Weile die Bundeöverfammlung dieſem 
Beihluffe nachgekommen iſt. 

Die einzelnen Geſandtſchaften waren alſo der Praͤſidial-Propo— 
fitionen einfach beigetreten, v. Gagern hatte ſogar in ausführlicher 
Rede feine Zuftimmung gegeben; er machte aber Dabei noch auf 
zweierlei aufmerkſam. Er machte zuerft einen Einwurf gegen den 
Ausdruck „Bund“ und fragte, was Dem fortgefeßten Gebraudy 
des Ausdruckes „Reich“ entgegenfiche? Das Wort „ Neid) ” 
bezeichne Größe und Macht, die das Wort „Bund“ nicht ent: 
halte. „Reich“ drüde Feftigkeit, Unzertrennlichkeit und Geſammt⸗ 
beit weit beſſer aus. Er fenne wohl eine kaiſerliche Abdication, 
nicht Die des Meiches oder derer, die es zunächſt⸗anging. Das 
Bert „Bund“ bezeichne jo wenig die Ratur einer Gefammtmacht, 
ald e3 ein Individuum bezeichnen würde, wenn er auf Die Trage, 
wer iſt das? zur Antwort geben wolle: ein Freund, ein Ehegatte. 
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„Lafien Sie uns“, jchlaß er feine Ausführung, „ven traurigen 
Fall aunehmen, zwei Bunbesglieder geriethen in fchweren Krieg, 
was freilich, wenn die dritte Partei ihre Rolle wohl verfteht, 
durch bewaffnete Wermittelung wohl wird verhindert werber, 
Doch aber denkbar bleibt; nun, nad) vorigen Begriffen, blieben 
fie Reihägenofien, aber werden wir fie, mitten in ben 
Schlachten begriffen, noch Bundesgenofjen nennen? In der bee 
bed Meiched Ing jchen das Princip ihrer Wiebervereinigung. 
Das Reid) wird in den Begriffen ver Deutfchen bleiben, wenn 
ed auch nicht in unjere biplomatifchen Verhandlungen kommt. 
Zinden unjere großen Höfe Bebenfen oder haben fie andere Ber- 
fiherungen von fich gegeben; wohlan, jo werben fie jchweigen. 
Aber bier war e8 ald Theorie und in perpeluam rei memorlam 
wohl zu jagen”. 

Das leptere ift denn auch geblieben. Seit dieſem Gager'⸗ 
Shen Wort ift niemald wieder von einem deutſchen Reich in 
der Bundesverfammlung die Rede gewejen, bis die Reichsver⸗ 
faflung von 1849 das Wort mit feiner tiefen Bedentung wieder 
in ih aufnahm. Das Brafivium fchien über Die Gagernſche 
Ausführung piguirt und meinte, daß die Abflimmung des 
Zöniglich niederländifchen, großherzoglich luxemburgiſchen Herren 
Geſandten den Höfen den Anlaß geben werde, fih etwa in 
ihren Inſtructionen bierüber näher auszuſprechen. Allein Dies 
hielten die Höfe doch nicht für angemeflen. 

Ein andrer Gegenſtand der Gagernſchen Rebe waren die 
Eirchlichen Angelegenheiten. Er jagte, wie er aus ber individuellen 
ihm wohlbefannten Denkungsart der Commiſſion, ja jelbft aus 
jpäteren Unterrebungen mit ihren Mitgliedern überzeugt jei, daß 
die Auslafjung der kirchlichen Angelegenheiten in der Neibefolge 
der Geſchaͤfte nicht in einer Vernachlaͤſſigug oder Gleichguͤltigkeit ihren 
Grund habe, Jondern in der unangenehmen Betradhtung, daß ber 
16. Artikel der B. U in Verbindung mit dem 7. wenig 
oder nichtd davon enthalte Er ſei jedoch anderer Meinung. 
Wenn es auch wünſchenswerth wäre, daß der Artifel in brei- 
terem Umfange und in beftimmteren Ausdrüden gefaßt fei, fo 
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jei er doch felbft der Materie gewidmet. Der Art. 16. ſpreche 
dag wahre Chriſtenthum aus, athme Milde, Verjöhnung und 
Berbrüderung und gebe fie zur Richtſchnur. Der 7. Artikel ent 
halte darüber eine völferrechtliche Modification. Es ſei für 
immer jener Metaphyſik zu entjagen, die die Kirche nur wie jebe 
andere Geſellſchaft im Staate betrachte. Ste hänge allzu eng 
mit Dem menschlichen Dafein, mit der Natur der Staaten, mit 
ber Sittlichfeit, mit dem Ruheſtand zujammen, ald daß nicht bie 
Augen des Staatdmanned ganz vorzüglich immer darauf gerichtet 
iein jollten. Wenn man auch heute fiher fein könne vor den 
beflagenöwerthen Verirrungen der früheren Beit, jo koͤnne man 
doch nicht jagen, daß dies für immer ſei; welcher böfe Saame 
im Staat wäre aber fähiger fi) dem andern mitzutheilen, als 
gerade dieſer? Deßhalb ſei fich vor böfen Folgen zu wahren. 

v. Pleſſen erwiderte hierauf, daß die Commiſſion die Wich⸗ 
tigfeit Ded Gegenftandes wohl anerkannt habe, daß fie aber bil⸗ 
figed Bedenken getragen, ihren Auftrag zu überſchreiten, fie habe 
nad) der Eugen Vorficht des Vorganges am Wiener Gongrefle 
geglaubt, dieſen Gegenftand nicht berühren zu Dürfen, ehe derjelbe auf 
anderen Wegen an die Bundesverfammlung gebradjt werde, wozu 
jowohl die Anträge eines jeden Bundesmitglieded, wie auch die 
font eingehenden Reclamationen die paljendften Veranlaffungen 
geben und die Sache ſelbſt noch zur gehörigen Reife bringen 
könnten. Das Prafidium flimmte diefer Erklärung des mellen- 
burgiſchen Geſandten bei, und das, wie ed ſagte, um fo mehr, 
ald nah der Bundesacte die kirchlichen Angelegenheiten vorerft 
nicht zur Berathung ausgejegt, jondern nur im Art. 16 den chrift- 
lihen Gonfeffionen gleiche bürgerliche und politiiche Rechte ein: 
geräumt jeien, auch Art. 7 hierin nichts zu ändern ſcheine, fomit 
nur dann, wenn wegen Beeinträchtigung des Art. 16 der B. U, 
oder aus anderer Beranlaffung Beichwerbe erhoben werde, oder 
auch Anträge von einem Bundesftaat hierüber gemacht würden, 
die Bundesverfammlung fi) in dem Kalle befinden dürfte, 
über Tirdhliche und Neligionsangelegenheiten in Grörterungen 
einzugehen. 
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Eo waren die kirchlichen Angelegenheiten alfo von Anfang 
an aus der Bundesverfammlung verdrängt, die würdige Anficht, 
welche ſchon bein Wiener. Kongreß vertreten war, daß Deutſch⸗ 
land ald Ganzes ein Goncordat mit ber römilchen Gurie ab» 
Schließen möge, auch bier wieder gefallen. Defterreih wünjchte 
gwar: einen gemeinfamen Vertrag der ſüddeutſchen Staaten mit 
Rom, und war die Veranlafjung der 1818 zu Frankfurt zujam- 
sientretenden Bevollmädtigten der ſüd⸗ und mitteldeutichen 
Staaten , fchien aber nicht bejondere Neigung zu haben, daß 
Preußen als proteftantifche Hauptmacht bei der Verjammlung 
feinen Einfluß geltend machen könne. Wir werden die betreffen- 
den Verhandlungen weiter unten näher erörtern. Es wäre Damals 
eine vortrefflihe Gelegenheit geweien, die kirchlichen Rechte der 
deutjchen Katholifen geltend .zu machen und dad Verhältniß 
zwiſchen den drei Hauptconfeflionen zu Rom genau feftzuftellen. 
Rom hätte der. vereinigten Kraft der deutichen Nation nicht alte, 
vergeflene und überwundene Prärogative wieder aufbringen 
können, wie das fich zerjchlagende Goncordat, welches nıit Frank: 
reich verſucht wurde, jehr deutlich gezeigt hat. Statt deſſen hat 
man überall einzeln verhandelt und waren damals auch die von 
den Regierungen eingejchlagenen Wege nody nicht die ſchlimmſten, 
jo find fie es doch auf der Grundlage neuer Verträge mit Rom 
geworben. 

Mir werden nun jehen, in welcher Weile die Bundesver: 
jammlung ihren Beſchluſſe über Die vorzunehmenden Gejchäfte 
und Deren Reihenfolge nachkam. 

Oben wurde bemerkt, daß Defterreich in der vertraulichen 
Sitzung vom 3. März 1817. eine Punctation über die Beziehun: 
gen des Bundes zu auswärtigen Staaten überreicht hatte *). 
Diefe Angelegenheit mußte vor allen Dingen in Ordnung ges 
bracht werben. Es jcheint, daß vor Eröffnung des Bundestages 
vertrauliche Verhandlungen über die Zulafjung fremder Gefandten 
bei der Bundesverfammlung Statt gefunden haben; wenigfteng 


*) Notatum de conferentia 3, März 1817 ol. 1—3. 
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weift eine in der Nemefld veröffentlichte Denkfchrift *) des Grafen 
Reinhard darauf hin. In diefer wird vorausgejeßt, daß am 
Bundestage Zweifel fiber die Annnahme ſolcher Gejandten vor- 
handen geweſen jeien, wie denn in der deutſchen Preſſe vielfach 
damals behauptet wurde, daß der Bundestag fi nur mit 
innern Angelegenbeiten zu bejchäftigen babe; hierein habe ſich 
Kiemand zu milchen, wie fi der Bundestag nicht in fremde 
Angelegenheiten milchen ſolle. Mit Recht fertigte Graf Reinhard 
tiefe jämmerliche Anficht mit wenigen beißenden Worten .ab **), 
Bon franzöfifcher Seite war bejonderd hervorgehoben, Daß eine 
Neibe von Souveraind, Defterreichs, Preußens, der Niederlande, 
Tänemarfd, ja Großbrittaniens, welche mit einem Theile ihrer 
europäiichen Staaten in einem Bunde begriffen jeien, bedeutenden 
Finfluß auf die deutfche Bundesverfammlung ausübten, welchen natür⸗ 
lich die dem deutſchen Bunde nicht angehörigen Mächte entbehrten. 
Diefe müßten daher wenigftend Gelegenheit zur Suformation 
haben, da fie des unmittelbaren Einfluſſes entbehrten. Geſchickt 
wies er auf Die fcheinbaren Intereſſen der mittleren und Fleineren 
Staaten bin. Er fragte, wo denn die. Gleichheit aller Mitglieder 
im Bunde bleibe, wenn einige derjelben Gefandte im Auslande 
unterhielten, andere dagegen Died nicht vermöchten, und nun 
dennody erſtere etwa Bundesangelegenheiten, die fie im Verhälts 
niß zum Auslande brachten, verhandelten? Die Gefandten ein: 
zelner Staaten Deutſchlands, welche von allgemeinen deutſchen 
Intereſſen prächen, würden doch nur im Namen ihrer Vollmacht: 
geber handeln. Das Ausland würde aljo feinen Bund vor fidh 
jehen, fondern nur ein Flidwerf (federation en Jambeaux). Wenn 


*) Nemeſis Bd. IX ©. 144 fg. 

**) „Sans doute on ne se melera point des aßfaires domestiques; mais 
il y a des murs mitoyens. Cette doctrine est celle de la diplomatie turque, 
qui toute imparfaite qu’elleest, a cependant fini pour etablir avec l’Europe 
des communications regulieres et permanentes. Telle £tait aussi et pour 
cause la doctrine du comit6 de Robespierre; et je me rapelle apr&s sa 
chute, il fallut rapprendre à la convention nationale les m&mes elements 
que les politiques des gazeties paraissent ignorer.“ 
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aber die Abgeorbneten der einzelnen Staaten im Namen der 
Bundeöverfammlung ſprächen, jo wäre es denn doch Die 
Bunbesverfammlung, welche fie bevollmächtigte und ſchickte, und 
dann müſſe man doch die Neciprocität bewilligen. Diejenigen 
ber Fleineren Staaten, welche nicht die Mittel bejäßen, bejondere 
Bejandte zu unterhalten, würden niemals vertreten fen. Man 
würde wahrfcheinlich über fie ohne ihr Willen verhandeln, fogar 
bet ihnen felbft, aber gewiß an anderer Stelle. Die Zulaffung 
fremder Minifter an die Bundesverfammlung, gebe aber den 
Souverainen des dritten Ranges ein gewiſſes Relief und eine 
Garantie mehr für ihre Rechte und ihre Exiſtenz. Ueberhaupt 
würde ein Köderativfuften, welches fih durch Nichtzulaſſung 
fremder Gejandten in äußeren Beziehungen feiner Bundesmit- 
glieder tfoliren wolle, Binnen kurzer Zeit nur eine Rückkehr zu 
einem neuen Rheinbunde. Alle Angelegenheiten ftrebten natur: 
gemäß dahin ſich zu vereinfachen, und jo würde dann auch das 
Gentrum der politifchen Intereſſen der deutſchen Bundesverfamm- 
ung, wenn man e8 nicht in die Verſammlung jelbft Tege, außer 
ihr liegen; jebt gäbe e8 zwei Gentren, zu Wien und Berlin. 

So weit könnte man dem Franzoſen Schon noch nicht ganz 
Unrecht geben. Aber zum Schluffe jeiner Denkichrift, welche 
doch wahriheinlih nur Den mittleren und fleineren 
Regierungen mitgetheilt wurden, zeigt er die Neigung 
des eben niedergeworfenen und gedemüthigten Frankreichs, ſich 
in definitiver Weije bet erfter Gelegenheit, die fich günftig erweife, 
in Die inneren Angelegenheiten zu mifchen. Wir ftehen nicht an, 
die bezeichnende Stelle in Der Anmerkung vollftändig aufzuführen, 
da fie einen wenig jehmeichelhaften Beweis von der hoͤchſt unge: 
ſchickten Behandlung der deutjchen Angelegenheiten dem Auslande 
gegenüber gibt") Es ift darin die Acht franzöfiihe Unver⸗ 


*) ]I ne s’agit point ici d’examiner, si l’acte de federation est une 
ouvrage parfaite. Ce n’est que ce qui a été etabli et garanti qui a pu 
savoir de base à mes raisonnements. Quand on reconnaitrait l’imperfection 
et qu’on voudrait y substituer un meilleur ordre des choses, encore dans 
ce cas la presence des ministres des puissances &trangeres serait de droit 
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Ihämtheit, welche jo oft ben Deutjchen bis auf unfere Tage 
imponirt hat, enthalten. Schon Damals, 1816, wagte ein 
franzöfifcher Diplomat den deutjchen Regierungen zu jagen, baß, 
wenn es ſich um eine bejfere Ordnung der Dinge iu 
Deutfhland handele, als jie die Bundesacte dar— 
felle, die Minifter der fremden Mächte ihre Ans 
weſenheit vehtlidh fordern Eönnten! Ob er widerlegt 
wurde, willen wir nicht, da dieſe Denkjchrift, lange vor Er» 


et legitime. Ils s’agisserait alors de la modification d’un trait6. qui, si 
elles n’y ont pas coopore, n’en est pas moins entr6 comme partie inte- 
grante dans l’ensemble des combinaisons Europeennes du Congrts de 
Vienne, et est en quelque sorte devenu leur propre ouvrage par leur 
adhesion et par leur garantie. Ce que je viens de dire, s’applique plus 
ou moins à tous Ics &tats del'Europe &trangers & la federation germanique; 
je me restraindrai cependant & ceux, qui y sont plus directement interes- 
ses par la contiguit€ ou par la voisinage par la multiplicitö des relations 
politiques et commerciales, et par la mission qu'ils ont regue de la nature 
de ne pouvoir dire Etrangers à aucune branche essentielle des aflaires 
generales Europeennes., Ce sont la Russie, la France et l’Angleterre. 
J’ecarterai l'Angleterre, comme pouvant trouver au besoin un oxpediant 
dans la mission Hannovrienne, quoique bien persuade, qu’il n’entre pas 
dans les vues du gouvernement Britannique de se laisser ecarter. — 
Restent la France et la Russie. Mais la France et la Russie dit-on sont 
preeisement les deux puissances „dont l’influence est a craindre, et contre 
„iesquelles la federation germanique doit être sur ses gardes. En ad- 
„mettre les miniatures; c'est se mettre sous leur dependance; c'est 
„ouvrir une libre carriere aux intrigues, et risquer de voir alterer par 
„un alliage le sysı&me national de la federation“. 

La federation d’Allemagne, comme tous les gouvernsments federatils, 
a !bonorable desavantage d’ötre moins bien organis6 pour l’attaque, que 
pour la defense. Sa destination est de se trouver interposde 
entre des gouvernements, dont l’action plus concentr&e pourrait quelque- 
fois etre trop prompte à s’excercer. La paix et le maintien du repos 
general entrent eminement dans ses interäts. C’est dans son sein, que 
pourra se former une sorte d’opinion publique, qui decidera entre le droit 
et linjustice et qui s’excercera a reconnaitre & des signes certaines l'am- 
bition et le desir de la prepotence. 
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oͤffnung ber. Bundesverſammlung datirt, bei ihr nicht zur Eroörte⸗ 
tung gekommen war. 

Da indeilen Ludens Nemeſis Diefelbe veröffentlicht Hatte, 
fo waren wenigfiend Die Auſichten des Auslandes nicht unbekannt 
geblieben. Vorausſichtlich waren die großen und mittleren Mächte 
durchaus nicht Willens ihr beſonderes Geſandtſchaftsrecht aufzu = 
geben und dem Bunde allein das Geſandſchaftsrecht zu überlafien. 
Es blieb daher nur der einzige Weg übrig, ſowohl vom Bunte 
als auch von den einzelnen Staaten Gefandte abzufenden und 
zu empfangen. Daß dies ein jehr großer Uebelftand war, wurde 
allgemein gefühlt; aber ein Mittel zur Befeitigung defjelben war 
noch der Bundesacte nicht wohl möglich). 

Zuerfi nahmen Defterreihh und Preußen die Angelegenheit 
in die Hand und erflered gab im Einverftändnig mit Preußen 
eine Punctation, melde mit Rüdfiht auf dad Commiſſionsgut⸗ 
achten (S. 226) die Hanptpunfte hervorhob. In der vertrau: 
lien Sitzung am 3. März 1817 war diefe Punctation ein 
Gegenitand der Berathung und Fam’ am 8. Mai zur Verband: 
Iung in das öffentliche Protocol. Am Allgemeinen traten Defter: 
zeich bei Preußen, Sadyjen, Hannover, Gr. u. H. Sachſen, die 
15. 16. u. 17, Stimmen: auch Luxemburg, nur mit einigen con 
fequenten Bemerkungen. Dagegen wichen Baiern, Württemberg, 
und Kurheſſen und Darmftadt in einigen Punkten ab *). Defter: 
reich Hatte in feiner Punctation zum Eingang bemerft, daß die 
Stage, ob Gejandtichaften auswärtiger Höfe und Regierungen 
beim deutſchen Bunde und bei der Bundesverfammlung accredi: 
tirt werden Fönnten, jowie auch Die Frage, ob der deutjche Bund 
Sefandtjchaften abjenden koͤnne, als entjchieden außer dem Kreiſe 
der Verhandlungen liege. Diefelben Gebanfen hatte audy der 
Commiſſionsvertrag über die proviforische Gompetenzbeitimmungen 
ausgeſprochen **): „Deutſchland erjcheint feit dem gefchloffenen 





'*) Ueberficht der Abſtinmungen bei v. Meyer Reperturium ꝛc. Heft IV 
©. 425. 
*$) B. Dr. 1817. 34. Sitz. 8. 223 unter S. 6. 
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Bunde wieder in feiner Gefammtheit ald Macht, nad allen 
Attributen, Rechten und Verbindlichkeiten, welche Die Bunbesäcte; 
der Buchſtabe, Geift und Sinn derfelben, dem Bunde beilegen, 
jomit in allen Beziehungen und Källen, die ſich hiernach ergeben, 
Die nähere. Anwendung dieſes Grundfaßes - bleibt zwar der Bea 
arbeitung der in Art. 10 bemerkten organifchen Grundgefebe und 
Einrihtungen, injofern die auswärtigen Verhältniffe in Diefelbe 
mitgehören, vorbehalten. Wie indeß ſchon im Allgemeinen fich 
aus dem obigen Grundſatze ergiebt,. Daß der deutſche Bund In 
feinem äußeren verfaflunggmäßigen Verhaͤltniſſen Diejelben activen 
und palfiven Beziehungen, wie jede andere - freie und unabhängige 
Macht bat; jo ergibt ſich auch von felbit Die Competenz dev 
Geſchäftswirkſamkeit der Bundesverfanmfung, ald der im Art. 4 
zur Beforgung der Bundesangelegenheiten berufene activen Gene 
tralpunfte derjelben, weshalb die. Sommilfion auf den bereits in 
Berathung geftelltien Entwurf zu Regulirung ber auswärtigen 
Berhältniffe ſich beziehen zu können glanbt“. 

Die öfterreichiihe Punctation ſchloß ſich dann dem gnhalt 
des Commiſſionsgutachtens über die: Reiheufolge der-- Geſchafte 
Beil. 2 in den Eroͤrterungen der Fragen an. 

Was die erfte diplomatiſche Erörterung von Seiten der 
Bundesverfammlung an andere Mächte und Regierungen -anging, 
jo wollte Defterreidy allen europäifchen Mächten, mit Ginfchluß 
derjenigen, welche zugleich. Glieder des deutſchen Bundes find, 
und den nordamerifanifchen Freiftaaten die am 5. Novemb; 1816 
erfolgte Eröffnung des Bundestags - befannt gemacht willen, 
Baiern und Darmſtadt hielten dagegen dieſe Notification bes 
Bundes nicht mehr für nothwendig, ba ſie nah der Wiener 
Gongreßacte jchon beftehe; man müſſe ſich lediglich auf die Con⸗ 
fituirung der Bundesverfanmlung bejchränfen. Hiermit erklärte 
ſich Württemberg einverftanden, verwahrte fich aber zugleich, als 
jolle Damit der Bundesverfammlung eine Art von Selbftftändig- 
feit zugewiefen werden. Deßhalb wollte es auch Feine Schreiben 

an die Souveraine fondern an die fremden Minifterien, „denn 
| die erftere Bönne mit dem allgemeinen Geſichtspunkte nicht vers 
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einbarlich finden; daß die Bundesverfammlung nicht als ſelbſt⸗ 
fländiger Körper, fondern nur im Namen und aus Auftrag der 
verbünbeten Souveraine handle Wolle man aber die erfte 
Notification an die Mächte felbft richten, jo würden ent- 
weder alle Bundeöglieder zu unterzeichnen haben, oder Der 
Kaiſer von Deiterreih Namens derfelben”. Kurheſſen flimmte 
mit Württemberg überein. Dagegen äußerten ſich aber wieber 
Medlenburg, Holftein und Luxemburg und beftanden auf der von 
Defterreich vorgeihlagenen Form. Kurheſſen wollte ferner nicht 
eine Mittheilnng an biejenigen europäifchen Mächte, welche zu⸗ 
gleich Mitglieder des deutſchen Bundes find, und endlich Teine 
Notification an die nordamerifanifchen Freiftaaten, „weil mit 
ihnen der deutſche Bund, der Feine Seemacht bilden werde, nicht 
wohl in Beziehung komme und Die große Entfernung jede Golli- 
fion verhüten zu müſſen ſcheine“. In dieſer letztern Hinſicht 
proteſtirte neben Luxemburg, Baden, Holſtein und die freien 
Staͤdte ſehr energiſch im Intereſſe des Handels und Verkehrs. 
Aus dieſem Grunde wünſchten auch die freien Städte eine Noti⸗ 
fication an die Pforte, damit das räuberiſche Verfahren der der 
Pforte untergebenen afrilanischen Raubſtaaten gegen die deutſche 
Schiffahrt aufhoͤre. Die Notificationen wurden nun im Namen 
des Bundes durch nachfolgenden Beichluß der Bundesverjanms 
Iung an 19 Staaten erlaffen. Bon allen erfolgten Antworten 
mit Ausnahme von Nordamerika, Portugal, Sarbinien und der 
Türkei. Einzelne hatten ſehr fpät geantwortet. Es befteht darüber 
bei der QBundedverfammlung eine gejchriebene Notificationd- 
vegiftratur mit den erforderlichen Fortjeßungen. 

Ueber die Form der Notificationd: und nachfolgenden 
Schreiben beftanden ebenfalld verjchievene Meinungen. Oeſter⸗ 
reich hatte vorgeichlagen, die Unterfchrift: der deutſche Bund 
und in deſſen Namen der Faiferlih öſterreichiſche präfidirende 
Befandte der Bundesverfammlung. Dagegen wollten einige 
Staaten, insbejondere Baiern und Württemberg, die einfache 
Unterjchrift: der der Bundesverfammlung präfidirende Gejandte. 
Es blieb aber bei dem öfterreichifchen Vorſchlage. Die deutſche 
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Sprache wurde zur Gefchäftsipracdhe erwählt, aber wo es gegen- 
feitig gefchehe, auch die Beilage einer franzöfiichen Ueberſetzung 
befimmt. Kurheflen wollte dagegen ftatt ber franzöflichen bie 
lateinische Sprache, „weil man ed von jeher der Würde unb 
Unabhaͤngigkeit einer Nation für nachtheilig gehalten habe, in 
öffentlichen Angelegenheiten jich einer fremden lebenden Sprache 
zu bedienen; auch unterliege es wohl feinem Zweifel, daß jebe 
lebende Sprache, welche man zur allgemeinen Staatöfprache ers 
beben wolle, der Nation, welcher fie angehöre, eine nicht zu 
zu verfenuende Bedeutſamkeit in politiicher Beziehung dadurch 
allein fchon geben würbe”, 

Die übrigen Vorfhläge In ber oͤſterreichiſchen Punktation, 
betreffend den fchriftlichen und mündlichen Verkehr von Seiten bes 
Bundes mit dem Auslande, dann bie Einrichtung eine® engeren 
Ausichuffes zur vorläufigen geheimen Beurtbeilung erhaltener 
dipfomatifcher Mittheilungen, ferner die Accreditirung der aus⸗ 
wärtigen Geſandtſchaften bei der Bundesverfammlung, deren Ver⸗ 
hältniffe und Borrechte, Beichaffenheit und Abgabe. des Grebitives, 
endlich Beſuche und Gegenbefuche zu Antwortichreiben — alle 
diefe Segenftände wurden angemeilen geordnet und mit geringen 
Modificationen angenommen. Der betreffende Bundesbeſchluß 
wurde in der 34. Sitzung am vom 12, Juni 1817 gefaßt. 
Bir übergehen dieſe Einzelheiten als für unfern Zweck un- 
weientlich *). 


Der andere Gegenftand, welcher als befonderd dringlich in 
dem Bericht der Commiſfion (S. 222) hervorgehoben war, betraf 
bie Streitigkeiten zwiſchen den Bundesgliedern felbfl. Die 
Bundesacte hatte im Art. 11 beftimmt: Die Bundesglieder machen 


*) Bine gute Ueberſicht findet fich bei dv. Meyer Repertorium ic. $. 275%. 
ed. Zachariae Staats⸗ und Bundesrecht Bd. II. Zöpfl Staats⸗ und Bundess 
scht Bd. I. Der Beſchluß ſelbſt ift in den betreffenden Werken von Klüber⸗ 
d. Meyer u. a. zu finden. 

Erſter Theil. 16 
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ſich verbindlich einander unter keinerlei Vorwand zu befriegen, 
noch ihre Streitigfeiten mit: Gewalt. zu verfolgen, ſondern fie bei 
der Bundesverfammlung anzubringen. Dieſer liegt alsdann ob, 
die Vermittelung dur einen. Ausfchuß zu verfuhen und Falls 
diefer Verfuch fehlichlagen ſollte, und demnach eine richterliche 
Entſcheidung nothwendig. würde, foldye Durch eine wohlgeordnete 
Auſträgal⸗Inſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch ſich die flreiten- 
den Theile jofort zu unterwerfen haben. 

In der vertraulichen Sigung vom 3. März 1817*) war 
heroorgehoben: 

a) Eine wohlgeordnete Auſtraͤgalinſtanz wird aus der Mitte 
der Bundesverſammlung für jeden vorkommenden Fall 
gebildet. Die Art und Weiſe aber, wie ſolches geſchehen 
ſolle, vorausbeſtimmt und zwar dergeſtalt 
daß jede Partei einen oder. zwei Bundesgeſandte zum 
Aufträgalrihter wählen und die Bundesverfammlung 
einen Obmann aus den Bundesgefandten zu ftellen befugt 
fein fol. Kein Gefaudter, deſſen Hof unmittelbar oder 
mittelbar bei der Sache beiheiligt ift, kann Schiedsrichter 
ſein. 

c) Die zu Auſträgalrichtern ernannten Geſandten find allein 

‘ nad). ihrer Ueberzeugung zu. fprechen verbunden und für 
diefe Fülle durch die Inſtruction ihrer Höfe durchaus un- 
abhängig. 

d) Wenn von Seiten der einen oder andern Partei Die 
Wahl der Aufträge ungebührlich verzögert wird, fo hängt 
es von ber Bundesverfammlung ab, nach Umftänden eine 
Aufträgal-Bommilfion aus ihrer Mitte zu beftellen, 


b 


ut 


*) Notat. in conferentia de 3. März 1817. F. R. Mohl die öffentliche 
Rechtspflege des deutfchen Bundes 1822 ©. 22. C. %. Eichhorn Betrach⸗ 
tungen über bie Verfaſſung des deutſchen Bundes in Beziehung auf Streitigs 
feiten deſſelben untereinander ꝛc. 1833 ©. 14. H. A. Zadhariae Deutfch. 
‚Staats: und Bundesrecht. II 718 ff., wo bie weitere Litteratur über biefen 
Gegenftand zu finden if. 
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e) das rechtliche Verfahren wirb von dem Wufträgalgericht 
bergeftalt geleitet, daß überflüjfige Verhandlungen und 
fonftige Zögerung gehörig vermieden werben. 

f) Nach erfolgtem Actenjchluffe ſteht ed den Aufträgalrichtern 
frei, entweder insgeſammt oder einzeln rechtliche Belehrung 
entweder von einer Juriſten⸗Facultät oder von dem höchſten 
Gericht ihrer Länder einzuholen, um ſich daruach bei ihrer 
Abftimmung, wenn fie wollen, zu richten. Es ift aber nicht 
zuläifig Die Acten zur Abfaſſung eines Urtheil3 zu vers 
Ihiden. Das Aufträgalgericht erkennt in Grmangelung 
befonderer Entſcheidungsquellen nady den in Deutjchland 
bergebrachten gemeinen Rechten. | 

g) Wenn das Urtheil durch das Aufträgalgericht publicirt ift, 
fo wird es nebft den Acten der Bundesverfammlung zugejandt, 
damit ſie nöthigenfalls auf deſſen Befolgung halten Tann. 

h) Nur das remediun restitutionis in integrum ex capite 
novorum findet nady gemeinredhtlichen Grundfägen Statt. 

Im Mai und Juni erfolgten die Abftimmungen auf Ddiefen 
Vorſchlag. Zuerſt gab Defterreich: eine Bunctation, dann folgten 
ſchnell Hinter einander die anderen Staaten *). Die urjprüng- 
lichen Vorjchläge erlitten Dadurch eine jehr bedeutende Abänderung. 
Defterreich hatte insbeſondere vollfommen Recht, wenn es auf 
ten Vorſchlag unter e und f fein Bedenken ausſprach und gegen 
den Vorſchlag, „daß jede Partei einer oder. zwei Bundesgejandte 
zum Aufträgalrichter zu wählen und die Bundesverfammlung 
einen Obmann zu flellen habe ”, anführt, DaB nad) einem aner⸗ 
fannten Hauptgrundfaß die wohlgeordnete Aufträgalinitanz auf 
eigentlicher Sollegialberathung beruhen jolle, womit der Vorſchlag 
unter f nicht nicht übereinftimme; denn, wenn man erwäge, Daß 
bie Gejandten einzeln oder insgeſammt rechtliche Belehrungen 
einzuholen berechtigt jein follen, fo würde Die Gollegialberathung 
ihren eigentlichen Zweck ganz verfehlen, welcher eben auf gegen- 


%) Die einzelnen Abſtimmungen überſichtlich geordnet bei v. Meyer 1. c. 
11 150 ff. 
16 * 
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feitiger Austaufchung und mit genauer eigener fachfundiger Prü- 
fung jämmtlicher in Der Verhandlung und während der Berathung 
zur Erwägung wirkenden factiichen und vechtlihen Momenten 
und gegenfeitigen Anfichten beruhe. Da nun die einzelnen Mit: 
glieverder Bundesverjammlung nicht nothwendig die erforderlichen 
Kenntniſſe und Fertigkeiten befigen müßten, fo fcheine doch angemeſſen 
eine organiſche Einrichtung nicht von der Zufälligfeit, daß einzeine 
Geſandte allerdings ſolche Kenntniſſe beſitzen könnten, abhängig 
zu machen. In Folge dieſer Erwaͤgung proponirte nun Oeſterreich, 
daß der Beklagte dem Klaͤger binnen 8 bis 14 Tagen drei un⸗ 
partetiiche Bundesglieder vorſchlüge, aus welchen dieſer eines 
binnen gleichen 8 bis 14 Tagen zum Richter wählen ſolle. Gehe 
jene Frift vorüber, ohne daß der Beklagte drei vorjchlüge, jo 
gehe dieſes dreifache Vorſchlagsrecht an die Bundesverfammlung 
über. Die dritte oberſte Inſtanzſtelle des betreffenden Bundes⸗ 
gliedes fei als gewählte Auſtraͤgal-Inſtanz zu betrachten. Diefem 
Vorſchlage Oeſterreichs Tchloflen ſich faſt alle andern Stimmen 
an, Das Nähere über die befondern Einrichtungen der Anfträ- 
gal⸗Inſtanz übergehen wir hier. Sie find rein juriftilcher Natur 
und gehören in die Hand» und Lehrbücher über beutjches 
Staatd- und Bundesredht. Nur das ift hier zu bemerfen, baß 
bei diejer Gelegenheit Preußen ſchon mit einer Anficht hervor⸗ 
trat, nach welcher bei Streitigkeiten zwijchen den Bundesgliedern 
verjchiedene Arten zu unterfcheiden fein. Man müfje nämlich, 
meinte ed, zwiſchen Gompromiß-Entjcheidungen der Bundesver⸗ 
jammlung und eigentlichen Aufträgal-Entjcheidungen der Gerichts⸗ 
höfe unterfcheiden, je nachdem es völferrechtliche oder bundesftaats- 
rechtliche d. h. politifche Angelegenheiten, oder privatrechtliche 
Streitſachen feien, welche leßtere als eigentliche Juſtizſachen ſich 
zur Einleitung eines förmlichen Rechtsganges eigneten *). Nur 
Hefjen-Darmftadt trat der preußifcheu Anficht bei. Baden bage- 
gen Außerte fich **) dahin, daß die Bundesacde von foldher 


*) B. Br. 1817. Kol. 286. 
**) 9. Br. 1817. Kol. 373. 
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Unterfeheidung und Ausſcheidung nichts wiſſe, fie ſehe ſchon in 
dem Bermittelungdausfchuß für dad Politiſche jolcher Differenzen 
ein Auskunftsmittel; ſowie alles dasjenige vor die Bundesver⸗ 
jammlung gehöre, was Gejammtrechtel und Verbindlich-⸗ 
feiten der Glieder und Dispofitionen der Bundesacte 
ſelbſt betreffe. Es fei Dabei nady der Natur der Sache und ber 
Menfchen eine mißliche Aufgabe um die Auffindung der &renz- 
fcheide, wo das Politiſche in einem Streite unter fouverainen 
Staaten aufhöre und das Rechtliche anfange, fo Daß die im 
Geiſte der Bundesaete liegenden Zwecke der Sicherung der Zu⸗ 
fände des Friedend und des Rechtes bei ihren Buchftaben beffer 
gebeihen Dürften, als bei einer neuen Unterſcheidung, wobei Der 
Bundestag in Schwierigkeiten gerathen könnte. Faſt ebenfo ſprach 
fih Württemberg aus*), 

Der Beihluß der Bundesverfammlung vermied zwar jebt 
geradezu gegen die preußiſche Auffalfung: ſich auszufprechen; 
Die Bundesverfammlung fam erft im Jahre 1831 zu einem geradezu 
verwerfenden Bundesbeichluß **), nachdem zuvor Preußen feine 
Anfiht ausführlich motivirt hatte ***), Allein der betreffende 
Bundesbeſchluß vom 16. Juni 1817 F) berüdfichtigte die preußifche 
Anſicht gar nicht. — Die Einrichtung felbft bat fi in vielen 
Fällen ſehr wohlthätig bewiejen und mandye Streitigfeit zwijchen 
Bundesgliedern, Die früher wohl kaum ohne Gewaltthat oder 
andere Uebelftände gefchlichtet worden wäre, bejeitigt. Man muß 
Der Bundesverfammlung das ehrende Beugniß geben, daß fie 
mit Einſicht und nad) den Umftänden mit Schnelligkeit dieſen 
Beſchluß förderte. Auf wichtigere einzelne Urtheile der Aufträ 
galgerihte werben wir ſpäter zu ſprechen fommen. 


*) B. Pr. 1817 Fol. 351. 
**) B. Br. 1831 Fol. 137. 
see) B. Br. 1830 Fol. 1368—1374. 
+) 3. Br. 1817. Der B. B. findet fih bei Meyer I. c. 11 ©. 47—49. 
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ine der verdienftlichften Arbeiten der Bundesverfammlung 
in biefer Periode bleibt aber die Beftimmung über Die Compe⸗ 
tenz derjelben, wie fte in dem Beſchluſſe vom 12. Juni 1817 
vorliegt, von welcher ein unbefangener Kenner der Arbeiten der 
Verſammlung aus jener Beit, Klüber, jagt: „die Urkunde ift ein 
Ihöned Denkmal des edlen Wflichteiferd und der nationalen 
Gefinnungen, welde die Mitglieder der Commiſſion und bie 
Mehrheit der bundeöverwandten Regierungen belebten“. 

In einer der erften Sikungen von 1816 wurde eine Com⸗ 
miſſion mit Abfaffung eines Gutachtens für die nähere Feſtſtellung 
ber aus der Bundesacte fi) ergebenden Grenzen ber Gompetenz 
der Bundesverfammlung in Bezug auf Privateingaben ermwählt. 
Sie beftand aus v. Gruben, v. Martens, v. Plefjen, v. Berg und 
Hach; fie gab noch in demfelben Jahre ihre vworbereitende Ab⸗ 
ſtimmung. Wir haben bei Gelegenheit der Frage über die Bes 
fugniffe der Bundesverfammlung in Rüdficht auf Vorftellungen 
und Geſuche von Privatperfonen dieſe Abftimmung ausführlich 
vorgeführt *). Zur Begutachtung diefer Anfichten wurde eine 
zweite Commiſſion erwählt, beftehend aus Graf Buol, Graf Golg, 
v. Martens, v. Pleſſen, v. Berg**). Dieje erörterte mit Dem 
rühmenswertheften Fleiße und großer Unparteilichfeit die Com⸗ 
petenzfrage. 

Bei der Wahl der Commiſſion hatte Graf Buol-Schauen- 
ftein ſich dem — nicht veröffentlichten — Autrage des hannöver⸗ 
Ihen Gefandten angejchloffen***), welcher auf die weitergehenden 
und dDurchgreifenden Anſichten v. Pleſſens und v. Bergs nicht 
eingehen wollte; aber er bezeichnete Dennoch die Competenzbeſtim⸗ 
mung als eine foldye, welche ſowohl der wejentlihen Grundlage 
der Bundesacte, als auch den Bedürfniſſen der Zeit 
entfprehend fein müſſe; und daß der Zwed des 
Berufs der Bundesverfammlung im Einklange mit 


*) ©. 128 fi. 
**) Sig. v. 19. Decb. 1816 Fol. 208. 
>28) Siehe oben ©. 145. 
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ihrer Würde die baldmöglichſte Wegräumung alles 
Schwankens, daskeine Art vor Vertrauen begrün— 
Den könne, ſehr dringend erheiſche). Preußen machte 
in derſelben Sitzung den Antrag: „daß eine Commiſſion ein 
Gutachten vorlegen möge, was einſtweilen als Proviſorium an⸗ 
genommen, bis zur definitiven Feſtſetzung der organiſchen Ein’ 
richtungen überhaupt gelten könne, um. die Berathungen: zweck⸗ 
mäßig zu beförbern, ihre Entſchlüſſe und Enticheidungen in'.ein- 
zelnen Yällen zu begründen, und der gerehten Erwartung 
Des Publicums zu entſprechen“. 

An diefem Sinne arbeitete nun die Commiſſion und. als 
Borfigender derjelben gab Graf Buol:Schauenftein in der 34. 
Sigung vom 12. uni 1817 das gemeinichaftliche Gutachten 
berjelben zu Protocol. In dem Schlußantrage der Commiſ⸗ 
fon hieß es: „daß die Bundesacte die Grundzüge und Andeu— 
tungen des für Deutjchland geichlofjenen Bundes .enthält, darüber 
find alle*”) einig; aber ebenjowohl erfennen auch alle indge- 
fammt, Daß Fürſten und freie Städte, ſowie' Die 
Nation überhaupt, gleichen Anfprud auf die Voll: 
endung dieſes Bundes haben. Da nun der Auftrag Der 
Commiſſion ihr bei der Berathung am fichtbarften den Mangel 
zeigte und in mehreren Verzweigungen’ fühlbar vorlegte, welcher 
von einer ſolchen ifolirten Bearbeitung untrennbar ift; jo bat 
die Commiſſion die natürlichſte Veranlaffung, der gefammten 
Bundesverfammlung den Wunſch und das Bedürfniß angelegents 
lich vorzutragen: daß Die planmäßige Erörterung und 
Ergänzung der Bundesacte nicht aufs Unbeftimmte 
verfhoben werden möge". 

Die Commiſſion, ber öſterreichiſche Gefandte an der Spike 
berfelben, erkannten alfo den Fürften .und der Nation einen 
gleichen Anſpruch auf Vollendung des Bundes; fie erkannte Die 


*) B. Dr. 1816 $. 55. %ol. 208. 
*%) alſo auch der öfterreichifche Geſandte! 
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Mangelhaftigfeit der Bunbesacte, die Nothwendigkeit der plans 
mäßigen Grörterung und Ergänzung berjelben, und zwar in 
nädhfter Zeit an. Hätte man nicht ſchon von der Hofmannſchen 
Angelegenheit her gewußt, daß die Anficht der Bundesgejandten 
noch bei Weitem nicht Die ihrer Gommittenten war, jo bätte bie 
Nation an ſolche Aeußerungen große Hoffnungen knüpfen können. 
Aber dieſe Hoffnungen, fo gering fie Damals waren, fanden be 
fanntlih in den Karlöbader Beſchlüſſen zunähft ihre 
Erfüllung. 

Bei der Abflimmung über den Vorfchlag der Gommilflon 
erklärten Die meiften Regierungen ihre fofortige Zuftimmung, 
darunter Preußen und Oeſterreich, zwiſchen welchen bie Ange 
legenheit vorher vertraulih verhandelt worden war, anbere 
Stimmen behielten fi) die nähere Erflärung vor, ober nahmen 
einfady ad referendum, wie Württemberg und bie beiden Heflen, 
um fpäter ihre nachträgliche Zuflimmnng, einzelne unter einigen 
Reverjalien dennoch zu geben. Hannover und bie 16. Stimme 
erft nach der Vertagung, lebtere fogar erft 1818. Einwendungen 
machte von Anfang an Baiern. 

Der Beichluß *) felbft Hatte eine befonderd wichtige Beftim- 
mung. 3 hieß nämlih in $. 5 unter No. 3: 

„da der Begriff der vollen Souverainität der einzelnen 
Bundesftaaten der Bundesacte zu Grunde gelegt ift, jo 
liegt unbezweifelt gerade Einmiſchung der Bundesperfammlung 
in die innern adminiſtrativen Verhältniffe außerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Competenz“. 

(Zolgen die Ausnahmen), 

Damit war alfo gejagt, daß der Begriff der Souverainetät 
Fürſten und Staaten begriff, nicht aber die Fürſten allein per 
ſoͤnlich. v. Gagern hob, ohne Widerſpruch zu erfahren, 
das in feiner Zuſtimmung ſtark hervor, indem er äußerte: „Bu 
jagen oder zu glauben, daß Napoleon den Fürften die Soupe 
ränetät perjönlich verliehen, mit anderen Worten, fie zu Despoten 


*) Siehe denfelben bei v. Meyer 1. c. II, 
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geftenipelt habe, was hiernady andere Urkunden befeftigt haben 
follten, fiel unferen Fürften nicht ein zu behaupten und zu äußern, 
fie würden jelbft erröthen; jondern e8 wurde nur ein eigenthüm⸗ 
Ticher Volksglaube und eine gefährliche Waffe der Störer, dem 
begegnen Sie hier auf weife und beilfame Art”. Dann er- 
mahnte er die Kürften, Daß fie der Anficht Waſhington's einges 
den? fein möchten, wie er fie 1787 ausſprach: „das ftrengfte 
Grforderniß für die Staaten jcheine, die Befeftigung der Union, 
wodurch Wohlfahrt, Glück, Schirm und vielleiht National: 
Exiſtenz bedingt werben, feftzubalten, deshalb minder bartnädig 
bei Dingen von geringer Erheblichkeit zu fein”. Von fidy ſagte 
Gagern, daß er aus Pfliht und Ueberzeugung monarchiſch 
gefinnt fei, um jo monardifcher und fürftlicher in Deutichland, 
weil die Staaten deſſelben ihren Beſtand größtentheild den 
Berechtigungen, den,Belehnungen, dem Degen, den Bermählungen, 
den Beerbungen, dann audy der Klugheit ihrer Fürften zu danken 
hätten. Nichtsdeſtoweniger ſei es aber von der hoͤchſten Wichtig⸗ 
keit, daß die deutſchen Fürſten in Conſequenz den nordamerikani⸗ 
ſchen Republicanern nicht nachſtünden; es hinge dann nur von 
ihnen ab, ſie zu übertreffen. 

Der Beſchluß über die Competenz der Bundesverſammlung 
bezeichnete im Anfang (8. 1) Die Competenz derſelben und gleich⸗ 
bedeutend mit der Feſtſetzung ihres Gejchäfts-Umfanges, 
und Diefe gleichbedeutend mit den Angaben ihrer Beilinnmungen. 
Der Geſchaͤfts-Umfang der Bundesverfammlung ($. 2) war 
beurtbeilt nad zwei Sauptbeziehungen, den inneren und den 
äußeren Berhältniffen des deutjchen Bundes, Die inneren DVer« 
haͤltniſſe waren abgetheilt nach ihrer Beziehung auf den Bund 
jelbft, auf die einzelnen Staaten und Regierungen derfelben und 
auf einzelne Deutiche (Privatperjonen, Corporationen oder ganze 
Claſſen). Hierfür war eine Directiv-Norm feſtgeſetzt, Die in einer 
Geſchichte der Bundesverfammlung, wenn auch bekannt und 
überall zu finden, dennoch nicht fehlen dürfen. Sie lauten: 

1. Die Bundesverfanmllung erkennt die Bundesacte als die 
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einzige Grundlage ihrer Wirkſamkeit, fich aber zugleich als 
berufen, 'Diefelbe in ihren einzelnen Beftimmungen und An⸗ 

‚beutungen zu entwideln und zu vollenden. 

2. Der Bundestag iſt competent, Schlüfje zu faffen, wodurch 
jelbiger die verfallungsmäßige Erhaltung des Bundesvereins 
im Ganzen bezwedt. 

3. Wenn auf irgend eine Art bie innere Sicherheit des beut- 
jhen Bundes wirklich gejtört oder bedroht ift, und dieſe 
Störung ober Bedrohung durch die Bundesverfammlung 
anerkannt wird, fo tritt der Fall ein, wo der Bundestag 
Berathung. über die Erhaltung oder Wiederherftellung der 
Ruhe zu pflegen und die dahin gerichteten Beſchlüſſe zu 
fallen bat. | 

4. Sobald: bei einer Ungelegenheit nicht bloß: dad Wohl ber 
einzelnen :deutffhen Staaten, ſondern zugleich das ber 
Geſammtheit berüiklichtigt werden muß, jo ift Die Bundes- 
verſammlung als die einzige, Die Geſammtheit vertretende 
Behörde berufen, darüber zu.berathen. Dieſe Beſtimmung 
entipricht unläugbar den in den Art. 6, 18 und 19 der 
Bundesacte vorbehaltenen oder empfohlenen gemeinnüßigen 
Anordnungen. 

Die vorberührten Directiv-Normen finden ſaͤmmtlich in Der 
Bundesacte und vorzüglih in dem Grundeharacter Des deutſchen 
Bundes ihre Begründung.” 

Diefe Normen find aber in Zukunft bei jehr wichtigen An- 
gelegenheiten - nicht eingehalten. Ansbejondere find Die Beſtim⸗ 
mungen unter Nr. 1 und A auf das Empfindlichfte von den 
aroßen Mächten, Defterreih und Preußen, verlegt. Hiernach 
hätten die Carlsbader und Wiener Gonferenzen nicht Statt 
finden Dürfen; die betreffenden Verhandlungen mußten am 
Bundestage geführt werden. Dcfterreih und Preußen 
brachen alfo fpäter-mit den Sarlöbader und Wiener 
Gonferenzen die feierlih und einfiimmig anges 
nommene Gompetenzbeftimmungen des Vundes— 
tages. — 
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Die Competenzbeftimmungen der Bundesverſammlung in den 
inneren anf die einzelnen deutſchen Staaten und Regierungen 
fidy beziehenden Verhaͤltniſſe des Bundes ſetzten feft, daß die 
Bımdesverfammlung jede Störung des Beſitzes zwiſchen ben 
verſchiedenen Bundesftaaten nicht nur im Falle der Anzeige des 
bedrohten oder angegriffenen Theiles, jondern auch in dem Falle 
Dies fonft mit Gewißheit zu ihrer Kenntniß gelänge, 
Schutz gewührente Beſchlüſſe fallen fole Mir haben oben 
gefeben, Daß v. Berg in feinem Gutachten über die Privat: 
befchwerden beim Bunde*) den Grundſatz aufgeftellt hatte, daß 
Die Bundesverfammlung in allen Fällen auf Erfüllung der . 
geleifteten Verſprechungen und ertheilten Zuficherungen dringen 
Jolle, daß die bloße Anzeige der Nichterfüllung in einem oder ° 
dem anderen Staate, gleichyviel von wem fie außgehe, fofern fie 
ihn nur angehe, genügend zur Prüfung der Bundesverfammlung 
fei, Daß unter dieſe Rubrik die Mahnung der Artikel 13 und 16 
Der Bundesacte vorzugsweiſe zu nehmen jei, daß insbeſon— 
Dere die Einwohner aller Bundesftaaten eine lands 
ſtändiſche Berfaffung zu erlangen und erhalten 
befugt ſeien. Diefe Anficht war bier nicht durchgedrungen. 
Die bloße Kenntniß einer Verlegung eines Artifel3 der Bundes⸗ 
acte war nur bei Streitigfeiten zwiſchen den Fürften 
Binreichend zur Jofortigen Einfchreitung der Bundesverſammlung 
gefunden. In Bezug auf die Verfaflungen der einzelnen Laͤnder 
hatte man fich zu folgendem Paſſus in der Gompetenzftimmung 
geeinigt: 

„Sowie die einzelnen Gebiete unter der allgemeinen Garantie 
des Bundes ftehen, fo ift die Bundesverſammlung auch berufen, 
Die Garantie der Verfaſſungen einzelner deutſcher Staaten unter 
ven bei Veraulaſſung des großherzoglich Weimarſcheu Anjuchens 
in Der 18. Sitzung in Uebereinftimmung mit dem kaiſerlich öfter 
reichifchen Staate, allgemein angenommenen Mopdificationen, mite 
bin dann zn Übernehmen, wenn der einzelne Staat’ unter den 


*) ©. 141. Faſt diefelben Anfichten ſprachen v. Pleſſen und Hach aus. 
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gehörigen Erforderniffen, das beißt unter einſtimmiger Ent- 
fchließung des Fürften und der Stände, Darauf anträgt, Daß ber 
Bund die Sarantie feiner Verfafjung übernehme”, Wenngleich 
nun auch es weiter heißt: „Die Bundesverfammlung ift berufen, 
darauf zu achten, daß in der Bundesacte Art. 12, 13, 14. 16 
und 18 der einzelnen Staaten zur Ausführung vorgefehrittenen 
Öffentlichen Verhältnifie in Erfüllung gebracht werben“; — fo 
war doch, wenn man bie früheren Verhandlungen, alfo befonders 
die Abſtimmungen von Bergs, von Pleſſens und Hachs ins Auge 
faßt *), mit der Gompetengbeitimmung, wie wir fie eben anführten, 
deutlich ausgeiprochen, DaB nur bei Streitigleiten unter 
den Fürften felbft (Art. XI Abi. 4 der B. U), eine 
Kenntniß der Bundesverfammlung, gleihviel, wo— 
ber ſie fomme, zur Einſchreitung Derfelben 
genüge, nicht aber bei Streitigkeiten zwiſchen den 
Fürften und ihren Ständen oder Unterthanen, wo 
die Bundesacte Diefe zum ®egenftand ihrer Thätig- 
feit gemacht hatte. Bei Erfüllung der Art. 12, 13. 14. 16 
und 18 traten daher andere Erwägungen, andere Prüfungen ein: 
Da handelte es fich nicht etwa um die Gewißheit irgend einer 
Verlegung, fondern etwa um die Prüfung, ob nicht irgend ein 
juriftifcher Formfehler in einer Vollmacht der Bejchwerbeführer 
vorhanden fei. Anfangs trat freilid dieſer Geſichtspunkt bei 
entfehieden gutem Willen der Mehrheit ber Bundesgejandten 
nicht hervor, daß ihn aber die einflußreichiten Mächte ſchon da⸗ 
mals hatten, beweilt eben die Faſſung der Gompetenzbeitinmung 
im PVergleih zu ten Vorſchlaͤgen v. Bergs, v. Pleſſens und 
Hachs. Die öffentlihe Stimme hatte bei ihrer Nichtkenntniß der 
von uns oben gegebenen Verhandlungen (S. 140 ff.) nicht den 
nöthigen Weberblid der Situation und deshalb hob die Prefie 
die Mangelbaftigfeit der Gompetenzbeftimmung in $. 5 nicht 
bevor. 

Diejenigen Fälle, welche ausnahmsweiſe bei dem anerkannten 
Grundſatze der vollen Souverainetät der einzelnen Bundesflaaten 
©. 140 fi. 
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eine Einwirkung in die innern Angelegenheiten eine Staates 
zulaflen jollten, befchränften fi vorzugsweile auf Die Juſtizver⸗ 
weigerung, darauf, wenn Die Streitigfeiten zwifchen dem Regenten 
und feinen Unterthanen die innere Ruhe des Landes gefährdet 
und mit dieſer auch die allgemeine Nuhe bedroht 
werden jollte, aber auch erft dann, wenn die conftitutionellen 
oder gejeßlichen Mittel und Wege in den betreffenden Staaten 
erjchöpft wären, endlih darauf, wenn etwa ein Untertban von 
einer fremden Regierung verlegt, die Vermittelung feiner Regie 
rung beim Bunde erlangt habe. Für Die auswärtigen Verhält- 
nifje bezog fich Die Kompetenzbeftimmung auf den Entwurf für 
Die Regelung derjelben, welcher wie wir willen, am 12, uni 
4817 zum Bundesbeichluß erhoben worden war. 

Srwägt man die Verhältniffe der damaligen Zeit im Allge- 
meinen, die Stellung der Bundesgejandten nad der Hoffmann 
ſchen Angelegenheit, die Beftrebungen der mittleren und ſelbſt 
Heineren Staaten jo viel wie irgend thunlich, ihre Ange- 
legenheiten der Gompetenz der Bundesverfammlung zu ent- 
ziehen, endlich das Beſtreben der großen Mächte, fi des 
Bundes vorzugsweile zu ibren Zwecken zu bedienen, jo wird man 
nicht anftehen, das oben angeführte Urtheil Klüberd zu unter- 
Schreiben. Der Pflichteifer der Mehrheit der Gefandten hatte 
die Widerſprüche, welche gegen die Kompetenzbeftimmungen in 
den vertraulichen Sigungen erhoben wurden, bejeitigt, wenn auch 
nicht ohne Schwierigkeit. Selbit in die Preſſe war biervon 
Mancherlei gedrungen *), und Blätter, welche über den Bunbes- 
tag ftehende Artikel in ihren Spalten hatten, wie die Nemefig, 
hofften deshalb noch wenig oder nichts. Während ſich in vielen 
Zeitungen und Broſchüren jener Zeit eine jehr große Verfiimmung 
Der Nation wegen der unerfüllten Wünfche nach größerer Volks⸗ 
einheit zeigte”), traten auf anderer Seite einflußreiche Stimmen 
in Sübdeutjchland auf, weldye als LXebensprincip des deutſchen 


Bundes, ald die Möglichkeit feiner Fortdauer bedingend, das 
*) Wlg. 9. Big. 1817 Nr. 112. 
**) Ueber die Berflimmung unferer Zeit. 1817. 
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Spuverainetätsprincip Der einzelnen deutjchen Staaten bis zum 
Heinften herab, ‚betrachtet willen wollten *), deßhalb aud jede 
Annäherung an ein Bundesgericht, jede Ausdehnung der Compe⸗ 
tenz ber Bundesverſammlung als verberblich bezeichneten. In 
den Negieruugsfreifen Süd» und Mitteldeutjchlandd wurde auf 
die Gleichheit der Nechte aller Glieder des deutſchen Bundes 
das Hauptgewicht gelegt, von ihr behauptet, Daß die Ueberzeugung 
von dieſer Gleichheit die große Macht fei, welche Deutſchland 
zujammenhalte, ohne welche Fein Rechtszuſtand zuläjjig jet. Dieſe 
Gleichheit aber fei au ohne die Souverainetät der Bundes⸗ 
ftaaten unmöglich und folglich fei in der Souverainetät die 
Sarantie des Rechtszuſtandes zu ſuchen. Aus diefem Grunde 
ſah man aud) den 3. Artifel der B. U. als den Schlußſtein des 
Bundes an umd äußerte unverholen, daß Fein organiſches Geſetz 
irgend einer Art dem Bunde eine ſolche Sicherheit gewähren 
fünne, als die Grhaltung der Gleichheit. Nur in ihr vereinige 
fi) das Intereſſe der Mehrzahl, in ihr fah deßhalb ſelbſt ber 
ſchwächſte der Souveraine die Freiheit über feine eigenen Ver⸗ 
hältnifje beitimmen zu fönnen und die Sicherheit vor Zwang 
und Uebermacht. Dazu Fam in dieſen Kreifen noch eine andere 
Erwägung, Die bis zur neueften Zeit von Oeſterreichs 
Politik, insbejondere aber von Metternih wach 
gehalten wurde. Es wurde nämlid behauptet, daß jeder 
deutſche Staat nur in diefer Gleichheit die einzige Bewähr feiner 
politiihen Exiſtenz, mithin der Sintegrität feiner Beſitzungen 
habe, weldye durch Gewalt und bewaffnete Macht nicht zu Ihüßen 
jeien. Nur durch diefe ®ewähr würde den einzelnen Souverainen 
ber Bund etwas werth, ja unentbehrlid. In der Gleichheit der 
Nechte Liege aljo eigentlich die Einheit Deutſchlands. Weit ent—⸗ 
fernt, behauptete man weiter, daß die Sonverainetät Der deutjchen 
Staaten dem Bunde Gefahr bringe, fei fie es gerade, welche 


*) Ueber die Souverainetät der beutfchen Bundesftauten in ben Beiträgen 
zur Prüfung von Tagesmeinungen über Bolitif, Staatsrecht und Staatswirths 
ſchaft Deutichlande. 1817. 
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auch die Erzeugung der weiter eingegmigenen Berbindlichfeiten 
erzeuge. Denn das Recht, daß fie Bündniſſe ſchließen, diplo⸗ 
matiſche Verbindungen mit fremden Märkten unterhalten durften, 
ſei ohne alle Gefahr für Deutſchland, weil fie mit Der gehörigen 
Gewähr der Gleichheit ihrer Rechte ihre politiiche Exiftenz gefichert 
hätten. Man ging noch weiter, — und das war denn freilich) 
eine Unverſchämtheit jonder Gleichen, — man fragte: Was wäre 
aus dem eriten Kampfe gegen Napoleon geworden, ohne bie 
Verträge von Ried, Fulda 2c.*), welche die Souverainetät ans 
erkannten? Was wäre aus Dem zweiten geworden, ohne ben 
Abſchluß der auf Die größte Billigfeit gegründeten Bundesacte 
mit Anerkennung der Souverainetät der einzelnen Staaten ? 

MWie durfte man nun hoffen, Daß bei ſolchen durchaus nicht 
verhehlten, ja von Oeſterreich bei jeder Gelegenheit genährten 
Anfihten, eine Ausficht auf größere Einheit des deutſchen Volfes 
erreihht werden Tonnte? Sie wurde erreiht, wenn .man Die 
Competenz der deutſchen Bundesverfammlung weiter auszudehnen 
im Stande war. Es war daher ſchon ſehr viel, daß Pflichteifer 
und Gewiſſenhaftigkeit mehrerer Bundesgeſandten die Competenz⸗ 
beſtimmung am 12. Juni 1817 durchſetzten. Waͤre fie nur an⸗ 
gewendet! 


Gine ber wichtigften Angelegenheiten für die politifche Zukunft 
Deutſchlands war damald wie heute die Entwidelung einer tüch— 
tigen und ausreichenden Wehrkraft, die Einrichtung einer Reihe 
von Vertheidigungspuncten im Welten gegenüber der drohenden 
Feftungslinie der Franzoſen, welche man fi leichtfinnig im 
Pariſer Frieden entgehen ließ (S.104f}.). Am erften Vortrag Des 
Präfivialgefandten, wie in den Berichten der Commiſſion über 
die Reihenfolge der Geſchäfte war diefer Punkt beſonders hervor: 
gehoben. Es war natürlich, daß Die Großmädhte diefe Angelegen- 
heit zunächft in die Hand nahmen, weil vorerft auf ihre Madıt- 
entwidelung Alles ankam. Defterreich gab deshalb im Einverftändniß 
mit Preußen eine Punktation über die Entwerfung einer Matrifel, 


*) Wir ſahen, was daraus geworden! vgl. oben ©. 7 fi. 


256 


in welcher e8 als Grundlage ein Verzeichniß ſaͤmmlicher Bundesftaaten, 
und zugleid) für Diefe bie Angabe der Anfchläge zur Erfüllung aller 
gemeinfamen Verpflichtungen Mannfchaftsftellung und Geldbeitraͤge) 
verlangte. Defterreich meinte, daß man bei Feftftellung der Matrifel 
und ber bezwedten verhältnimäßigen Vertheilung der Gefammt- 
laften zwar auf Die Quadratgröße des Gebiets, auf die Bevölkerung 
und auf bie Einkünfte deſſelben Rüdlicht nehmen mülle, daß aber 
eine bejondere Schwierigkeit für Die legte Rubrik bei allen Bun⸗ 
desftaaten aus politifchen und abminiftrativen Gründen eintreten 
würbe; bei beftem Willen würden die Regierungen nicht einmal 
die genauen ſtatiſtiſchen Ermittelungen vornehmen koͤnnen, weil 
Territorialausgleichungen ꝛc. durchaus noch nicht beendet feien. 
Deßhalb jchlug es vor, DaB vorerft eine Gommilfion erwählt 
werbe, welcher die erſte Herftellung einer Matrifel obliegen 
folle. Dabei möge ſie von folgenden Gefichtöpunften ausgehen: 
41. Diefe Commiſſion Hat vor allem ſaͤmmtliche Buhbdesftaaten, 
nach ihren zum deutſchen Bunde gehörenden Gebieten, in 
ein Verzeichniß aufzunehmen. Bon Seiten des kaiſerlich⸗ 
Föniglichen Hofes ift man erbietig, zur genaueren Anwen 
dung des Art. I der Bundesacte, die etwa gemünfchte 
beftimmte Erklärung und Bezeichnung darüber abzugeben. 
2. Sodann Hat dieſe Commiſſion nah Durchſchnittsberech⸗ 
nungen der verjchiedenen ftatiftifchen Hülfsquellen ſich darauf 
zu beichränfen, aprogimative Berechnungen und Ausweiſe 
etwa über die drei Verhältniffe aufzuftellen, 
Diefem nah) muß es fodann vor allem ein Gegenftand 
eigener Berathbung und Begutachtung von Seiten dieſer 
Gommijfion ausmachen: ob und in wiefern für die bemerfs 
ten zweifachen Bebürfniffe — naͤmlich Mannfchaftsftellung 
und Geldbeträge — jene angeführten drei berechenbaren 
Anhaltspunkte, einzeln oder vereint, die Grundlage ber 
Matrikular⸗Anſchlaͤge für die einzelnen Bundesftaaten 
gewähren jollen. — Rad) dem Rejultate diefer Berathung 
und nad) dem Beſchluſſe derjelben wäre fodanı ber zwei- 
fahe Matrikularanichlag für alle einzelnen Bundesftanten 
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gewähren ſollen. Nach dem Nejultate dieſer Berathung 
und nach dem Beſchluſſe derſelben waͤre ſodann der zwei⸗ 
fache Matrikularanſchlag fuͤr alle einzelne Bundesſtaaten 
gutachtlich als approximativ richtig anzuſetzen. 

4. Sobald nun dieſe Bundesarbeit als Anſchlags-Entwurf 
vollendet iſt, wird ſelbige allen deutſchen Regierungen mit⸗ 
getheilt, um ſich zu erklaͤren, ob und in wiefern fie dieſe 
Anſchlaͤge für fih und Andere gelten laſſen wollen, oder 
was etwa Dabei zu bemerken fein dürfte, ' 


5. Die auf ſolche Art bergeftellte Matrifel wäre vorläufig 
für eine beftimmte Reihe von Jahren anzunehmen, und 
zwar, ba gerade jebt alle ftatiftifchen Anfchläge noch fo 
wenig eine fefte Grundlage haben fönnen, nicht auf eine 
zu lange Zeitfrift, etwa auf fünf Jahre Bis dorthin aber 
werben nicht nur die Jämmtlichen Bundesftaaten im Innern 
genauer confolidirt und geregelt Jein, ſondern auch eigene 
oder berichtigte ftatiftilche Bearbeitungen die Bundesver⸗ 
fammlung in Stand jeßen, zu berathen, ob jene erft vor: 
läufige Matrikel nody beibehalten, oder welche fonftige 
Ginleitungen und Aenderungen man in dieſer Hinficht ans 
gemefjen erachten dürfte. 

Mit den Ende Des vierten Jahres müßte die definitive 
Matrikularbeſtimmung erfolgen ‚ welde ſodann nad) vers 
ftrichenem fünften Yhre in definitive Anwendung kommt. 


7. So wie übrigens dieſe Commiſſion die Entwerfung der 
Matrikel zu betrachten hat, ſo würde auch in dem orga⸗ 
niſchen Geſetzentwurfe aufzunehmen ſein: 


a) ob und in wiefern während dieſer Friſt eine Ver⸗ 
aͤnderung des Matrikularanſchlags nachgeſucht werden 
fönne; 

b) ob und in wie fern aber auch felbit Bel angebrachten 
Geſuchen um Minderung des Matrikularanjchlags 
einftweilen noch bis auf Weitered nach ber feitge- 
feßten Matrikel fich zu richten ſei. 

Urſter Theil. 17 


© 
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Dieſe Punctation wurde am 29. Mai 1817 von Oeſterreich 
übergeben, worauf ſich Preußen im Allgemeinen beiſtimmend 
erklärte, obwohl der Sejandte gefteben mußte, mit feinen beftimm- 
ten Inſtructionen verjeben zu fein*). ‘Die meiſten Staaten 
ftimmten einfady für die Wahl der Commiſſion, die denn auch 
in derjelben Sigung porgenommen wurde (Graf Buol, Graf Golß, 
Frh. v. Aretin, v. Martens, Sch. v. Pleſſen). Braunfchweig 
und Naſſau aber, ſowie Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg 
machten ſchon in der folgenden Sitzung (2. Juni 1817) in der 
vorbehaltenen Abſtimmung einige Einwendungen gegen die öfter- 
reichiſchen Vorſchläge. Man machte geltend, daß fih in den 
Finanzen eines Staatd oder in den Staatseinfünften nicht die 
Kraft des einzelnen Staats ausſpreche, weil zufällige und Häufig 
auf dad Nationalvermögen nadhtheilig einwirfende Urſachen eine 
Steigerung der Einkünfte eined Staates öfters nöthig machten. 
Deßhalb feien die Etaatseinfünfte eine unfichere Baſis zur Beredy- 
nung des MWohlftaundes und der Kraft eines einzelnen Staats. 
Dafjelbe gelte von der Duadratmeilenzahl eines Gebieted, Die 
Abfaffung der alten Reichsartikel, bei welcher allezeit auf Land, 
Leute und Gefälle gejehen werben follten, habe überdem gezeigt, 
daß man nie zum Zweck gelangen konnte. Die Bevslferung 
müſſe die Bafis des Anfchlages, uud die Erwägung der Hbrigen 
Elemente der Staatöfraft nur ein Hülfsmittel billiger &rmäßi- 
gung fein. Wenn die Regel, daß jämmtliche Staatöfräfte auch 
für die PVeltimmung der Beiträge we den Bundescaffen den 
Maßſtab abgeben müßten, an und für ſich Feinen Zweifel leide, 
To würde dennod die Anwendung dieſes Maßſtabes 
einer freiwilligen Bereinbarung überlaffen werden 
müſſen. 

Dieſer Anſicht ſchloſſen ſich denn auch die kleineren Staaten 
Hohenzollern, Lichtenſtein, Reuß, Lippe und Waldeck an. Es iſt 
leicht zu erkennen, daß hiermit die 14 kleinſten Staaten ſich den 


*) Wir wiſſen jetzt aus Pertz, Leben Steins, daß Graf Goltz fünf Vier⸗ 
teljahre ohne Inſtruction in Ftrankfurt geblieben war! — 
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höheren Anforderungen an die MWehrkraft Deutſchlands ſo viel 
als thunlich entziehen wollten. 

Nachtraͤglich gab nun auch noch Baiern eine meitläufige 
Abſtimmung zu Protocol ®), worin es ſich mit den oͤſterreichiſchen 
Propofitionen zwar einverftanden erflärte, aber zugleich verlangte, 
Daß die Borarbeiten zur Heritellurg einer Bundesmatrifel, die Ab⸗ 
ſtimmung über die fonftigen Militär-Angelegenheiten des Bunbes 
in größeren Umriffen nicht ‚hindern möge, wozu ber genehmigte 
Bortrag über die Reihenfolge der Geſchaͤfte den nädften Leit 
faben darbiete. Bejonders Hob:Baiern bervor, daß 
die Errichtung von Landwehr und Landflurm ledig—⸗ 
Lih dem Outbefinden der einzelnen, Regierungen 
zu überlaffen feten. Diefe Anficht, welche ſpaͤter durchdrang, 
war eine der Haupturfadhen der bis "heute nach biefer Richtung 
bin mangelhaften Kriegseinrichtung des beutfchen Bundes. Nach 
unferer feiten, durch die neueften Ereigniſſe nur noch gefräftigten 
Ueberzeugung wird erft dann Deutjchland ein wahrhaft Fräftiges 
Wehrſyſtem befigen, wenn neben Der allgemeinen Wehrpflichtigkeit 
und Abfchaffung jeder Stellvertretung, ein Durchgreifendes Lands 
wehriyftem überall eingeführt und durchgeführt iſt. Diejenigen, 
welche aus militärifchen Gründen gegen ein ſolches Syftem noch 
heute find, vielleicht ihre Stimme jegt um jo- lauter erheben, als 
ihre Nachbarſtaaten dazu Veranlaffung zu geben fcheinen, mögen 
wohl bebenfen, daß ein Staat wie Preußen, mit 18 Millionen 
Einwohnern, mit einem Landwehrfuftem den großen Mititärftaaten 
mit 35, 40 oder gar 60 Millionen Cinwohnern gegenüber, 
vielleicht, und auch das würde ſich erft zeigen müflen, im 
Rachtheile ftehen Fönne; daß aber die Frage eine unzweifelhaft 
ganz andere Antwort haben würde, -wenn Deutfhland mit 
40 Millionen Einwohnern ein durchgreifendes Landwehrfuftem 
neben der Abjichaffung jeder Stellvertretung bejäße. Diejenigen 
aber, weldhe aus Bequemlichkeit dem Landwehrſyſtem nicht hold 
find, mögen wohl bedenken, daß fie einen doppelt gefährlichen 


*) 37. Si. 23. Juni B. Pr. 1817. 5.259 Fol, 521 ff. 
| 17* 
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Weg gehen, erftlich weil fie fich und ihren Söhnen die Waffen- 
fähigfeit d. b. Uebung, die Kraft zu Diefer Hebung entziehen, 
daß dieſe Kraft und Uebung dem minder Begüterten, bem Prole- 
tariern verbleibt; zweitens, weil bie Geſchichte feit Jahrtau⸗ 
jenden beweift, Daß mit der Entwöhnung der begüterten und 
gebildeten Klafien von der Waffenführung die Freiheit eines 
Dolls, wenn auch langjam, Doch fiher zu Grunde ging. 
Dephalb war es tief zu beklagen, daß Baiern durch feine 
voreilige. Abftimmung Die Prüfung der Frage, ob Deutſchland 
ein Landwehrſyſtem durch die Bundesverfammlung erhalten folle, 
vom Anfang an bejeltigte. Die anderen Vorfchläge Baierng, 
mit welchen fie ebenfalls den Prüfungen der Sommilfion vor: 
griff, betrafen die Gintheilung der Bundesheere ſelbſt. Diefes 
Vorgreifen war um jo überflüffiger, als Baiern ſelbſt ein Mit- 
glied in der betreffenden Gonmiffion befaß, durch welches es 
feine Anſichten dort zur Geltung bringen Fonnte, 

Die Sommilfton gab ihren Bericht ſchon in der Sikung 
vom 14. Zuli 1817 ab *) Sie hatte die öfterreichiiche Punc- 
tation zum Leitfaden ihrer Arbeiten genommen und Dem allge- 
meinen Berzeichniß der Bundesflaaten, wie es in der Bundesacte 
vorſchrieb, noch Heffeu-Homburg beigefügt. Doch mangelten bie 
ſpeciellen Angaben der zum Bunde gehörenden deutſchen 
Staaten von Defterreih und Preußen, weil die definitiven Er⸗ 
Härungen ver beiden Staaten hierüber noch fehlten. Es war 
noch zweifelhaft bis dahin gewejen, ob. Defterreich mit der See⸗ 
füfte und Oeſterreich-Schleſien, und Preußen mit Schlefien und 
der Laufig dem Bunde beitreten würden. Baiern wollte unter 
allen Umftänden den Eintritt Schlefiens nicht dulden. Es mußte 
eine doppelte Matrikel deshalb angefertigt werben, ein Mal mit 
Inbegriff diefer Provinzen, das andere Mal ohne Diejelben | 

Die Berechnung des Flächeninhaltd der Länder ließ Die 
Gommiffion ganz bei Seite, gründete die Arbeit hauptjächlich auf 
den Bevölferungszuftand und nahm auf Die Staatdeinfünfte nur 


*) 43. ©ik. 2. Br. 1817. Beil. 74 Kol. 667 fi. loc. dick. 
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eine gewiſſe beſchränkte Ruͤckſicht. Faſt von Feiner Negierung 
waren die flatiftifchen Angaben vorgelegt wörben, fo daß fich tie 
Commiſſion auf die Titterarifchen Quellen bejchränfen mußte, 
Dieje aber waren fehr dürftig und befchränften ſich vorzugsweiſe 
auf das im Verlage des geographiſchen Inſtituts zu Weimar 
1816 erjchienene Werk: Europa nach feinen politifch-geographifchen 
Veränderungen feit Ausbruch der franzöfifchen Revolution, 3. 
Lieferung und Haſſels flatiftifche Tabellen verglichen mit deſſen 
Staats⸗ und Adreßhandbuch der deutſchen Bundesftanten. Daraus 
entflanden 14 Tabellen wovon in der bdreizehnten mit Nr. VII 
bezeichnet, ein endlicher Vorſchlag einer für Mannfchaftsftellung 
und Geldbeiträge gleichgeltenden -Bundesmatrifet ſich befand. 
Man hatte hierbei die Mitteldurchichnittsfumme der Volkszahl 
zur Sauptgrundlage angenommen. Aus dieſer Tabelle ergaben 
fi für 3 p. C. der Bevölferung 150,000 Mann, wovon auf 
Defterreich 47,400, auf Preußen 38,400 und auf Lichtenftein 25 
Mann fielen; die Staatseinfünfte waren berechnet auf 191,317,700 
Gulden rheinifch, wovon als J p. C. zu Matrikularbeiträgen fi auf 
956,586 Gulden belaufen haben würden. Dabei war in beiden 
Fällen voraudgefegt, daß Defterreih und P:eußen mit den See— 
füften, Scylefien und der Laufiß zum deutſchen Bunde beitreten 
würden. 
Die Commiffion beantragte nun Folgendes: 

4. daß der Bericht loco dictaturae gebrudt und an die Regie 
zungen zu dem Ende zugejandt würden, damit fich Diejelben 
erflärten, ob und in wie fern ſie die Anfchläge für ſich 
und Andere auf fünf Sabre gelten laſſen wollten, oder was 
etwa babei zur bemerfen fein dürfte. 

2. Als Grundlage der hierüber einzuholenden Inſtructionen 
wäre der in der Tabelle Nr. VII enthaltene Matrikels 
Vorſchlag zu empfehlen und 

3. darauf anzutragen, Daß die Erklärungen ber einzelnen 
Regierungen während der Ferienzeit zur Reife gebracht 
werden wollen; jowie man 

4. voransfegen zu Tönnen glaubt, daß ansbeſondere von Oeſter⸗ 
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xeich und Preußen in dieſer Zwiſchenzeit bie befinitiven 
Erklärungen, welche Staaten Diejelben, als zum deutſchen 
Bunde gehörig anfehen, eintommen werden, damit 
5. gleidy nad) den Ferien diefer dringende und für jo vielerlei 
Berhältniffe als Grundlage zum Voraus nothwendige 
Gegenftand feine Erledigung finden möge.“ 
Diefe Anträge der Sommilfion wurben in der Sißung vom 
14. Juli 1817 von dem Bundestage zum Beichluffe erhoben *). 
Es follte aber noch eine ziemliche Weile dauern, bevor die 
Sache erledigt wurde, Die Eiferfuht der mittleren Mächte, Die 
Surcht der kleineren Staaten in Verbindung mit feuer unglüd- 
lihen Souverainetätömante, welche in jedem Schritt zu einer 
Einheit Deutſchlands Gefahr für den Thron fürdhtete, verbin- 
berten den ſchnellen Fortgang dieſer Angelegenheit. 


Von den in der Reihenfolge der Gejchäfte - angegebenen 
Gegenftänden, welche zunächft erledigt werben follten, bleibt nur 
allein nod die Vertagung ber Bundesverſammlung fibrig zu 
betrachten. . 

Diejer Oegenftand wurbe zuerft in der vertraulichen Sitzung 
vom 3. März erörtert, und daſelbſt folgende Grundlage feſt⸗ 
gef) | 

1. Daß der präfidirende Geſandte, falld er in der Ferienzeit 
verreifen jollte, einen andern Gejandten zu jubflituiren 
hätte, da doch immer Einige in Franffurt anweſend oder 
in der Nähe bleiben würden, 

2. daß die in beftändiger Activität verbleibende Bundes-Prä- 
ſidial-Kanzlei an dieſen Gefandten anzuweilen und zu 
befehligen fei, demjelben alle einfommenden Sachen vor- 
zulegen. 

3. daß diefelbe. diefe mit Zuziehung der allenfalld noch an- 


*) 9. Br. 1817 43. Sitz. $. 338. 
**) Notatum in conferentia de 3. Maͤrz 1817 nad) Fol. 180 p. 2. 
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weienden Gefandten zu prüfen und zu ermäßigen habe: ob 
in einer oder der andern Sache Gefahr auf dem Verzuge 
bafte, und deshalb unverweilt ein Beſchluß zu faſſen fei. 

4. daß wenn eine foldhe eilige Sache einzelne Neclamatis- 
nen betreffe, kein in das Weſentliche eingreifender Beſchluß 
gefaßt, wohl aber eine proviſoriſche Verfügung, auch von 
zwei oder drei der anweſenden Geſandten getroffen wer: 
den koͤnne; 

5. Daß wenn eine eilige Sache Bundes-Angelegen: 
beiten betreffe, der präfldirende, und burch denſelben Die 
übrigen Gefandten zur fchleunigen Rückkehr an den Sitz 
der Bundesverfammlumg einzuladen fei; 

6. daß außer ben bemerften Fällen die Sefchäftsthätigfeit ber 
Bunbesverjammlung bis zur Beendigung der Kerien ſiſtirt 
bleibe, und daher Alles, was fonft bei der Bundes-Präfidial- 
Kanzlei einfommt, nach gewonnener Ginfiht bis dahin 
operiert werde. 


Zunaͤchſt nahm nun wieder Defterreih die Sache in bie 
Hand und Tas eine Punctation in der vertraulichen Sitzung vom 
8. Mai 1817 vor, welche dann in der Sißung vom 12. Mai 
zur Abflimmung abgegeben wurde”), Oeſterreich ftellte darin 
drei der Bundesacte entnommene Hauptgrundfäße auf: 


J. Das Recht der Bundesverfammlung fih zu vertagen, ift in 
dem Art. VII der Bundesacte begründet, Bugleich aber 
wird auch darin beftimmt, daß Die Vertagung erft eintreten 
fönne, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt ſeien. 

I, Sm Falle der Vertagung foll felbige immer auf eine be— 
ftimmte Zeit bejchloffen werben, welde jedoch hoöchſtens 
vier Monate betragen darf. 

II, Aus dem Schlufje des Art. VII erhelle, endlich noch, daß 
während der Vertagung dringender Gejchäfte bejorgt 


*) 9. Br. 1817 $. 167 Bol. 316. ff. 
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werben follen, und barüber Beftimmungen getroffen werben 
muͤſſen.“ 
unbfnüpfte hieran als Folgerungen folgende Anträge: 

ni. Nach dem wörtlihen Inhalte der Bundesacde ſcheint zwar 
in diefem Sabre, ober vielmehr im nächſten Sommer noch 
feine Vertagung eintreten zu koͤnnen, da nicht nur bie ber 
Berathung des Bundestages unterzogenen Gegenflände noch 
nicht erledigt find, fondern nicht einmal diejenigen, welche 
in dem Art. X als die erfien GBejchäfte deilelben bezeichnet 
wurden, ohne auch nur des Art. XVII lit. D zu erwähnen. 
Da jedoch durch die Kriegdereignifle des Jahres 1815 die 
Berichiebung der Gröffnung des Bundestags um mehr als 
ein Jahr veranlaßt wurbe, wie e8 bie Bundesacte feſtſetzte; 
jehr viele Herren Gefandten aber jchon früher mit Berück⸗ 
fihtigung des erften und zweiten verjchobenen Eroͤffnungs⸗ 
Termind am Sig des Bundestags erichienen; da ferner 
diefer lange Aufichub und verlängerte Aufenthalt in Frank⸗ 
furt außer ihrem greife Tag, fo jcheint ed mir nad) einer 
ſolchen geraumen Zwiſchenzeit billig zu fein (wenn bie 
Herren Gejandten es wünjchen) die Vertagung auf einige 
Zeit eintreten zu laflen, deren beftimmte Feſtſetzung man 
der vertraulichen Beiprehung mit Berüdfihtigung der 
Geſchaͤftslage überläßt. ine ſehr lange Vertagung 
möchte aber gerade jetzt, wo noch ſehr Vieles zu thun iſt, 
gleich Anfangs alſo nicht angemeſſen ſein. Zugleich aber 
würde ſodann wegen entſprechender Erfüllung der übrigen 
Beſtimmungen der Bundesacte, und zwar insbeſondere — 
ſo viel moͤglich — mit geſchaͤftsbefoͤrderlicher Benükung 
der Vertagungszeit etwa in folgender Art Vorſorge zu 
treffen ſein. 

2. Der praͤſidirende Geſandte muß jederzeit, wenn er abgeht, 
ſowie aljo auch bei der Vertagung des Bundestags, einen 
andern Bundesgefandten zur ben Präftdialgefchäften ſub⸗ 
ftituiren; hinſichtlich der Höfterreichiichen Stimme treten 
gleiche Verhältnilfe wie bei den übrigen Herren Geſandten 
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ein. Das Praͤſidium if folglich eben fo wie Die Praͤſidial⸗ 
Ganzlei als fortwährend im Amte; biefer auch das Eins 
reichungsprotocoll immer als eröffnet zu betrachten. Diefes 
erfordert. die Erhaltung der feinem gaͤnzlichen Stillftande 
und ſolcher Stodung zu unterwerfenden Geſchaͤftsordnung, 
fowie dem Zwecke der Schlußbeſtimmung bed Artikels VI 
der B. A. 

Es iſt als Grundſatz feſtzuſehendaß nebſt dem Bräftbial- 
Geſandten, oder deſſen Stelvertreter, auch :jeberzeit zwei 
Bundes⸗Geſandte ſich am Sitze des Bundestags befinden, 
welche jedoch nur einzig dazu im Vereine mit dem Präfb 
dial-Sefandten zu verfammeln haben: 

a) um in Senutniß der Gingaben und Geſchaſtslage 
erhalten zu werden; 

b) um mit dem Präfidium zu ermeſſen, ob ein dringen 
der Fall vorhanden ſei, welcher die frühere Einbe⸗ 
rufung der Herren Geſandten erheiſche; 

ec) um im Falle der Verzugs⸗Gefahr etwa nothwendig 
erachtende proviſoriſche Maßregeln zu beſchließen 
und das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Einzig dieſe drei Attribute wären dem aus dem Praͤſi⸗ 

dium oder defjen Stellvertreter und den zwei Bundes» 
Geſandten beftehenden Ausſchuſſe zu übertragen. 
Es ſcheint am geeignetften, daß die Auswahl der zu biefem 
Ausſchuſſe zu beſtimmenden Bundes-Gefandten nicht. Dem 
Loofe, jondern der vertraulichen Ginigung derjelben unter 
fih überlaffen werde, wobei jedoch. — wenn ed gegen Er⸗ 
wartung nothwendig fein follte — die Stimmenmehrheit 
den Ausſchlag gäbe. Nur die einzige Beitimmung wäre 
billig, daß feiner der Herren Gefandten gegen feinen Willen 
zweimal unmittelbar nach einander verbunden wäre, waͤh⸗ 
rend der Vertagung bei dem Ausſchuſſe zu bleiben: 


. Man muß es dem Reſultate der Beſprechung anbeim 


geben, ob und in wie fern etwa die Vertagung zur Berich⸗ 
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. + Hang vom Eiunleitungen und Vorarbeiten bei mehreren 

Gecſſchaͤften bentigt werben Fönnte. 

- 6. Wenn vor der Bertagung vorbereitende Commiſſionen er- 

nannt find, fo verfteht es ſich von felbfl, daß die Vertagung 
des Bundestags bie ungehinderte Fortfeßung ihrer Arbeiten 
“nicht hindere: 

7. Nach wieder eröffnetem Bundestag hat der. ernannt gewe⸗ 
ſene Ausſchuß eine. Anzeige feiner feitherigen etwaigen 
Seichäftigkeit zu übergeben. — 

Rat) diefen ſaͤmmtlichen Bemerkungen find folglich die in 
der Sonferenz. vom 3. März d. J. verabredeten Anordnungen 
über Die Vertagung der Bundesverfammlung ganz angemeſſen; 
nur Tönnten fie etwa nad) den jeßt bemerkten Punkten noch etwas 
näher beftimmt und erweitert werden. Da übrigens aber die 
Bertagung des Bundestags wejentli in dem äußern Organis⸗ 
mus bed Bundes eingreift,. fo find auch die in dieſer Hinficht 
zutreffenden Anordnungen in gleiher Art wie die Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung nur ald proviforisch bis zur Herftellung einer Bundes⸗ 
tagsordnung, wovon ed einen wefentlichen Beftandtheil auszu⸗ 
machen bat, ausdrücklich gültig zu erklären". 


Auch hierbei mußte der Graf Goltz geitehen, daß er ohne 
Inſtruction fei*), erklärte aber im Allgemeinen die nicht zu be- 
zweifelnde Zuftimmung Preußens. Baiern wendete gegen die in 
der Gonferenz vom 3. Mat 1817 feftgeftellten Puncte nichts ein 
und erklärte ſich mit der öfterreichiichen Anficht in der Haupts 
fache vollfommen einverftanden, hatte aber doch ad 3 der öfter: 
reichiſchen Bropofition einige Bedenken, die es dahin formulirte: 
„daß bei dem während der Vertagung nöthigen Verfammlungen 
allenohanmwejenden®ejandtenbetzuzieben wären”, 
Auch wollte es nicht einjehen, wie über einzelne Neclamationen 
Verfügungen jo dringend werden jollten, daß Diefelben nicht bie 
— — 


*) B. Br. 1817 Fol 318. 
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sur Wiedereröffnung. des Bundestages verjchoben werden Eönnten; 
auf jeden Fall müßten die proviforiihen Maßregeln, welche der 
interimiftiichen Verſammlung zu überlafien wären, bloß auf 
die Einleitung der Anftruction eined Gefchäftes beſchrankt 
werden. 

Die übrigen Geſandten behielten ih das Protocoll offen. 
Doch bald langten die einzelnen Anftructionen zur Abflimmung 
ein. Buerft die vom Gr. Helfen, WMedlenburg und ver 16. 
Stimme *), dann von Preußen, Sachſen und Baden **), ferner 
von Württemberg, Kurheſſen und ben freien Staaten ***), von 
den jächliichen Herzogthümern F), endlich von Hannover, Baden, 
Holftein, Braunfhweig und Naflau und der 15. Stimme +r; — 
Faſt alle Stimmen ſchloſſen fi den oͤſterreichiſchen Propofitionen 
an, jedoh mit der Beichränkung, die bereits Baiern bemerkt 
hatte. 

Der Beihluß, gefaßt in der 38. Sitzung am 28, uni 
1817 +77), unterihied ſich von ber öfterreichifchen Propofition 
nur in zwei wejentlichen Punkten. Statt der unter 3c borges 
fchlagenen Beftimmung hatte man beftimmt: 

„In Kalle der Verzugdgefäbr jolle während der Bertagung 
der Präfidialgefandte oder deſſen Subftitut mit den ans 
weſenden Geſandten die etwa zur Inſtruction eines Gefchäft® 
notbwendigen proviforifhen Einleitungen treffen 
tönen, alle8 andere habe er aber der Bundesverſammlung 
zu überlaflen“. 

Danu hatte man einen Zuſatz gemacht, der für Die Kolge wichtig 
werden follte, nämlich unter 7. hatte man beftimmt: Ä 
„Bor eintretender Bertagung wird jedesmal ber Zeitpunkt 


», B. Br. 1817 8. 178 Fol. 337. 
>, 9, Br. 1817 $. 188 Fol. 349. 
“er, 9. Pr. 1817 $. 216 Fol. 439. 
+) 8. Br. 1817 $. 226 Fol. 460. 
4) 3. Br. 1817 $. 257 Fol. 509. 
rt) ef. Meyer Corp. jur. Conf. Germ. I, 
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der erften foͤrmlichen Sigung feflgefebt, in welchem fich 

der Bundestag wieber zu verfammeln hat.” 
Später, ald Die Reaction den Gulminationspunft am Bundestag 
erreicht Hatte, flellte der Präfidialgefandte Den Antrag wegen 
Ausfegung der Sißungen auf unbeftimmte Zeit"). 
Die Propofition wurde zurüdgewiefen; e8 blieb bei dem Beichluß 
vom 28. Suni 1817. — Obwohl die äfterreihifche Punctation 
über die Bertagung im Gingange anerfanıt hatte, daß eine 
Reihe von Geſchaͤften, welche nach Anficht der Bunbesverjanms 
lung vor der Vertagung erledigt werden mußten (fiehe S. 264) 
nicht erledigt. waren, fo wurte dennoch bald die Vertagung vor« 
genommen; fie bauerte vom 1. Auguft bis zum 3. Nov. 
1817. Bevor wir jedoch auf den betreffenden Beſchluß ein- 
gehen, haben wir noch Einiges nachzuholen, was die Bundes⸗ 
verfammlung von der Zeit ihrer Eröffnung bis zur erften 
Bertagung außerdem beichäftigt hatte. Zuerft waren e8 über 300 
Privat:Reclamationen, weldye neben den von und behandelten 
Hauptgegenſtänden ‚bie Thätigfeit in Anſpruch nahmen, darunter 
manche von eingreifender Wichtigkeit 3. DB. die Hoffmannjche 
Angelegenheit. Ein Theil blieb unerledigt, und ſchleppte fich 
noch . Jahrzehnte fort 3. B. die weitphälifhe Domainen- 
Angelegenheit. Die meiften Der Reclamationen waren unerheblich 
für das allgemeine Intereſſe, gehörten zum großen Theil gar 
nicht vor das Forum der Bundesverfammlung und nahmen eine 
Beit fort, welche bejjer anzuwenden geweſen wäre. Bei allen 
diefen Neclamationen zeigte fi ein ehrenwerther Sinn ber 
Bundestagsgejandten und das Beftreben überall hin gerecht. zu 
werben. Wir baben es als unjere Aufgabe Hingeftellt, nur die 
Beziehungen der Bundesverjammlung zu den großen National- 
Intereſſen Deutſchlands vorzuführen. Wir müffen und baber, 
was die Privat-Reclamationen betrifft, auf Diejenigen Fälle 
beſchraͤnken, welde nad dieſer Richtung eine Aufmerkſamkeit 
verdienen. 


—— — 


*) Ungedr. Regiſtratur 1828 v. 28. Sepibr. 
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Und da willen wir neben ber weitpbältichen Domainenan⸗ 
gelegenheit, welche wir. in einem fpätern Abſchnitte beſonders 
behandeln werden, nur bie Eingaben des Prätendenten bes 
Herzogtbums Bouillon und die des Grafen v. Mördingen 
hervorzuheben. Die Beichwerden der frankfurter Iſraeliten, 
der adlihen Sanerbichaften zu Frankfurt, Die Rerlamation der 
Mediatifirten haben nicht Die Natur der Privatreclamationen und 
werden in bejondern Kapiteln behandelt werden, weil fie in einer 
fpätern Zeit exit zur Erledigung kommen. Hierbei ſchien ber 
Aufammenbang der Angelegenheiten wichtiger, als der Zeitab- 
Schnitt der erften Vertagung der Bundesverfammlung. Denſelben 
Geſichtspunkt nehmen wir bei den Verfaffungs-Angelegenheiten 
der Bunbesftaaten; wir werden die Garantie welche die Bundes⸗ 
verfanmlung für die weimarijche Verfaflung ausſprach, in einem 
Befondern Kapitel, welches der Thätigfeit der Bundesverjammlung, 
den Berfaffungen der Bundesländer gegenüber gewidmet ift, bar: 
ftellen, und damit die Verhandlungeu über Die Einzelauffaffungen 
anderer Länder, welche in dem Zeitraum von 18161824 am 
Bundestage Gelegenheit zur Grörterung geben, verbinden. 


Sin Herr Gottfried Morig Maria de la Tour D’Auvergne 
wendete fih an die Bundesverfammlung mit der Bitte, ihn in 
dad Herzogthum Bouillon einzufegen. Gr behauptete, daß fein 
Bater und defien männliche Nachkommen dur ein im Sabre 
1769 verfaßtes Teſtament des Herzogs Gottfried von Bouillon, 
im Falle Daß fein Mannsſtamm ausfterben follten, jubftituirt 
jei; außerdem flüßte er aber feinen Anſpruch auch auf die Ab⸗ 
flammung von dem Haufe la Tour d’Auvergne. Das Herzog 
thum Bouillon mit einer Bevölkerung von damals 5000 Seelen 
wurde vormald unter franzöfiichen Schuße von fouverainen 
Hergogen regiert, bis es 1793 mit Frankreich vereinigt ward. 
Sm Sabre 1679 wurde der früher vielfältig beftrittene Beſitzz 
des Herzogthums im Nimweger Frieden dem Oberfammerherrn 
Ludwig XIV de Ia Tour b’Auvergne gefichert; der letzte Beſitzer 
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aus. diefem Haufe ſtarb 1802, hinterließ keine Erben. In Folge 
bes Pariſer Friedens vom 30. Mai 1814 war auch das vor 
malige Herzogthum Bouillon Gegenftand der Verhandlung des 
Wiener Congreſſes geworben, und dort bewarb fi) der Fürft Karl 
Alain Gabriel v. Rohan Öuemende um die Souverainetät und den 
Befig deilelben, indem er feine Aufprüche auf die von dem erften 
Beſitzer des Haufes Auvergne feitgeitellte Erbfolgeoronung berief, 
wonach. ihm, da feine Mutter eine Urenkelin des erften Befigers 
fei, nach der Grlöfhung des Mannesftammes die Succeffion 
gebühre. Neben ihm machte der engliſche Admiral Philipp 
D’Awergne feine Anfprüche geltend, ſich darauf flübend, daß er 
im Sabre 1786 von dem vorlegten Herzoge von Bouillon an 
Kinbesftatt angenommen und in der Aboptiondurfunde ald ein 
Abkömmling des Hauſes D’Auvergne anerkannt fei; auch babe 
ber Aboptivvater ihn im Jahre 1791 auf den Fall der Erloͤſchung 
feines Mannesftammes, zum Nachfolger im Herzogthum Bouillon 
ernannt. Die Schlußacte des Wiener Congreſſes hatte jedoch 
im Art. 69 dem Könige der Niederlande, ald dem GÖroß> 
herzog v. Zugemburg, die volle Souverainetät des Theiles 
vom Herzogthum Bouillon zugewieſen, welcher durch den Pariſer 
Frieden nicht an Frankreich überlaflen worden, aber mit der Be- 
Dingung, daß derjenige wegen dieſes Herzogthums aufgetretenen 
Bewerber, deſſen Recht gejeblich feftgeftellt fein werde, den bejag- 
ten Theil des Großherzogthums eigenthüimlich unter der Souve⸗ 
rametät des Großherzogs befigen ſolle. Die Enticheibung follte 
ohne Apyellation durch Schiedsrichter erfolgen, wozu jeder ber 
beiden Bewerber eine, und jede der drei Höfe, Oeſterreich, 
Preußen und Sardinien ebenfalld eine Perſon zu ernennen haben 
würde. Durch das Erkenntniß der in Leipzig zufammengetretenen 
Schiedsrichter erfolgte am 1. Juli 1816 das Erkenntniß durch 
Stimmenmehrheit zu GBunften des Fürften Rohan. SHiergegen 
proteftirte nun d'Auvergne, indem er verlangte, daß die Voll⸗ 
ziehung dieſes Ausſpruches ausgeſetzt werden, bis er feine Sache 
vor der Bundesverſammlung verhandelt und diefe Darüber ent- 
ſchieden babe. 


zT 


Den heiden oben genannten PBrätenbenten fetzte ber Suppli⸗ 
cant entgegen, daß dev. Admiral fi anf eim tm Sabre 179 
errichteteß Teſtament des Sohnes’ vou. Garl: Gottfried, Berufe, 
wodurch jenes früher um fo weniger umgeltoßen werden könne, 
da ſolches ſchon durch ein ‚gerichtliche Erkenntniß für gültig 
erklärt jei. Die Auſprüche des Fürſten Rohan. jeien ebenfalls 
ungegründet, weil das Herzogthum Bonillon ein deutſches Manus 
lehn fei, mithin auf weibliche Nachkommen nicht vererbt werdeu 
fönne. 

Der Beriphterftatter über dieſe Bitte, Hach, ftellte unter dem 
5. Decbr. 1816 zuerſt den Grundfaß auf, Daß die Bundes- 
verfammlung kein Gerichtshof, Daß ſie nicht berufen 
ſei, über die Ausſprüche des Wiener Congreſſes zu 
urtheilen, ſelbſt wenn es erwieſen werden könnte, 
Daß dabeivonirrigen Vorausſetzungen ausgegangen 
ſei. Dann, ſetzte er hinzu, daß wenn auchinfrüheren 
Zeiten das Herzogthum Bouillon für ein Reichs⸗ 
maunslehn gehalten worden, man es doch jetzt nicht 
für ein ſolches anſehen dürfe; auch laſſe ſich unmöglich an⸗ 
nehmen, daß der deutſche Bund in Anſehung vormaliger Reichs⸗ 
lehen in die Stelle von Kaiſer und Reich getreten ſei. Auf 
Grund dieſes Gutachtens wurde der Supplicaut durch Beſchluß 
der Bundesverſammlung abgewieſen. 

Gegen die Abweiſung wird ſich nichts erinnern laſſen, da 
in dieſer Angelegenheit die Bundesverſammlung offenbar nicht 
competent war, aber ſehr wohl gegen den ausgeſprochenen 
Grundſatz in Bezug auf die Ausſprüche des Wiener Congreſſes; 
denn damit wäre am Ende der deutſche Bund dem Auslande 
gegenüber in eine fehr traurige und abhängige Lage gekommen. 
Ferner zeigt fi in dem Gutachten die irrthümlihe Anficht, daß 
mit der Auflöfung des Reich! in Neichdmannlehen die Weiber 
ſelbſt ein eventuelles Succeſſionsrecht erhalten hätten, da in deu 
Rechten der Familie Feine Aenderung vorgegaugen war; war 
doch ſelbſt noch viel ſpaͤter die. Anſicht aufrecht ‘gehalten, daß 
ſogar jede dem Kaifer und Reich zugeftandenn Lehnsherr⸗ 
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lichkeit über auslänbifche Beſitzungen und im Lande auszu⸗ 
Abenden Gerechtſame, wenn fie auch nicht zu den Heheitsrechten 
gehörten, auf den Landesherrn übergegangen ei”). 

Es war Pfliht über derartige Rechtsfragen nicht obne 
Weiteres durch allgemeine Säbe, welche der gehörigen Begrüns 
dung entbehrten, von ber oberiten Stelle in Deutichland abzus 
fprehen. Die Sade jelbft war mit ber Abweiſung ver 
Bundesverjammlung erledigt. 
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Gin anderer Fall, über welchen bie Bundesverfammlung 
zu enticheiden hatte, war bie Bitte des Grafen Kranz Ludwig 
zu Mördingen, Freiherr von Helmflatt um Verwendung bei ber 
franzöfiichen Regierung wegen Vollziehung ber ihm günftigen 
Stipulationen ‚des Lüneviller Friedens, 

Die fehr alte dem unmittelbaren deutſchen Reichsadel ans 
gehörige, dem Nitter Kanton Kraichgau in Schwaben einver: 
leiste Familie der Grafen zu Moͤrchingen und Freiheren zu 
Helmftatt hatte: ihre Befigungen theild und hauptjächlich auf dem 
Iinten Rheinufer, namentlich im deutfchen Lothringen, theild auch 
am Nedar gehabt. Jene beſtanden in der alten Grafſchaft oder 
Reichsdynaſtie Moͤrchingen und in den Herrichaften Hünfingen 
und Altroff, welche zujammen einen jährlichen Ertrag von 
74,533 31. 19 Zr. geliefert hatten. Dieſe Beflgungen waren in 
dem Dsnabrüder Frieden als urſprünglich reihsftändig aner⸗ 
kannt, aber befanntlih Hatte Franfreih, wie überhaupt alle 
Reichsbeſitzungen in Lothringen auch dieſe Tängft an fich gerifien. 
Im Lüneviller Frieden war inbeflen die Qualität der reichs⸗ 
ſtaͤndiſchen Beflgungen noc dadurch anerkannt, daß man ben 


*) Sannöverfhe Verordnnng vom 18. April 1823 Art. 77 (Bentheim 
betreffend). Württemberg. Declaration vom 27. October 1823 6. 58. Die 
richtige Anſicht war dagegen vertreten durch die preußiſche Inftruction vom 30. 
Mai 1820 5. 24. ch. Vollgraff die deutfchen Standesherrn S. 247 ff. 5. A. 
Zachariä. Deutſches Staater und Bundesrecht I. ©. 158 ff. 





273 


Fürften Löwenftein und Neuwied für bie erlittenen Verluſte in 
Lothringen Erſatz verſchaffte. Im Sabre 1774 war fogar mit 
Zuflimmung des Königs von Frankreih dem Supplicanten bie 
Grafſchaft Moͤrchingen übertragen worden, worauf derſelbe 
(aljo nicht als Bedingung zu fallen) in franzöfiiche Kriegsdienſte 
getreten war. Die franzöfijche Revolution Hatte die Aufhebung 
aller Feudalrechte zur Folge, der Supplicant hatte ſich aber auf 
die angebotene Entjchädigung nicht eingelaffen, weil jene Aufs 
bebung in Anſehung der in Lothringen angeſeſſenen Reichsglieder 
im Sabre 1791 von der Reichsverſammlung für friedensſchluß⸗ 
widrig und die darüber abgeſchloſſenen Verträge für nichtig 
erklärt wurden. In Folge der Ereignifje (Sriegserklärung 1798 
und Fortgang der franzöfiichen Revolution) Hatte fich der Graf 
aus Franfreich entfernt und fi) auf feine Reichdgüter Diefjeits 
des Rheins begeben. Jedoch hatte er die Waffen gegen Franfreich 
nicht geführt und konnte deshalb, da er von jeher ein Doppelted 
Baterland hatte, nicht ald Emigrant betrachtet worden. Deſſen 
ungeachtet wurde er jo betrachtet, feine beweglichen und unbeweg⸗ 
lichen Süter wurden theild verkauft, theilg zeritört, und ihm ein ſehr 
großer, fih auf mehrere Millionen belaufender Schaden zugefügt. 
Durh ben Lüneviller Frieden wurde zwar denen, welche Durch 
die Abtretung des linken Rheinuferd an Frankreich Verlufte ers 
litten, Gntihädigung verſprochen und Frankreich verbieß die 
Aufhebung aller Sequefter; aber dennoch wurde der Graf v. 
Moͤrchingen bei der in Regensburg Statt findenden Verband» 
lungen mit feinem Entſchaͤdigungsgeſuche zurüdgewiefen, weil er 
nicht im Beſitze der Reichsunmittelbarkeit geweſen ſei und Fein 
Stimmrecht auf dem Reichstage gehabt habe ꝛc. | 
Der Graf wollte nun zwar feinen Anſpruch auf Wiederein⸗ 
ſetzung ſeiner Dynaſtie in ihre vorigen Rechte erheben, allein 
deſto ſicherer rechnete er auf die Wiedererlangung ſeines Privat⸗ 
eigenthums nach den Vorſchriften des im Pariſer Frieden beſtaͤtigten 
und zu Gunſten mehrerer Anderer in Vollziehung geſetzten 
Luüneviller Friedens. Er erklaͤrte ſich aber auch zu einem billigen 
Abfommen bereit, wodurd fein enormer Verluſt auf andere 
GErſter Theil. 18 
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Weiſe erjebt werde, infofern eine höhere Politik oder ihm ums 
befannte Staatsanfichten Die begehrte Wiedererftattugg unmöglich 
machen ſollten. 

Das Gutachten*) ſprach fih nun dahin aus, daß zwar die 
auf den Art. 9 des Lüneviller Friedens fi) ftüßenden Anfprüdye 
des Grafen v. Mörchingen jehr gegründet zu fein fchienen, daß 
aber von einer diplomatiſchen Verwendung weitere Aufflärungen 
insbefondere über die bereits unmittelbar bei ter franzöfifchen 
Regierung gethanen Schritte erforderlich ſeien; Daß aber vor 
allem Die Frage entſchieden werden müffe, ob und 
in wie fern Die Bundesverfammlung befugt und 
verpflichtet fei, ji einzelner Individuen anzu— 
nehmen, die fi über fremde Regierungen beſchwer— 
ten. Es fei.jchon, fährt Hach in feinen Gutachten fort, in ber 
5. Sitzung des Jahres 1816 **) in einem Gutachten . (erftattet 
von Plefjen) ausgefprochen, daß Die Bundesverfammlung nicht 
befugt jein könne, für einzelne Unterthanen der Bundesftaaten 
eine Verwendung bei auswärtigen Regierungen einzulegen; allein 
man dürfe diefe Behauptung nicht in ihrer wörtlichen Allgemein- 
heit, jondern nur für den Fall verftehen, wo Privatperjonen fich 
unmittelbar an die Bundesverfammlung wenden. Denn es fei 
zwar nicht zu verkennen, daß Der deutſche Bund nach feinem Art. 
2 der Bundesacte ausgeſprochenen Zwecke verpflichtet fei, . jeden 
Deutſchen gegen Bedrüdungen und Nechtöverlegungen anderer 
Staaten in Schuß zu nehmen, und jedem Einzelnen die Vortheile 
zu fichern, welche ihm in den mit auswärtigen Mächten gefchlofs 
jenen Tractaten zugelagt ſeien; dies gehöre zu der Unabhängig« 
feit und Unverlegbarkfeit der einzelnen Bundesſtaaten unb nur 
auf diefe Weife fänne Der im Art. 11 der B. U. benfelben ver: 
beißenen Schuß in den meilten Fällen zur Anwendung kommen. 
Allein es liege in der Natur der Sache, daß die Unterthanen 
oder Ungehörigen eines oder Des andern im Bunde begriffenen 


H B. Pr. 1816. Kol. 178 ff. 
“) B. Br. 1816. Beil. Nr. 10. Kol. 79. 
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Staates fich unter ſolchen Inſtaͤnden zunäch ſtan ihre eigene 
Regierung wenden, und es ihr anheim flellenmüffen, 
ob der Gegenſtand ſich überhaupt zu einer Verwen— 
dung unmittelbar oder durch die von ihr nachzu— 
ſuchende Hülfe des gejammten Bundes eintreten 
laffen wolle? ‚Halte es die eigeue Negierung des 
Biitenden niht für rathſam, die Sache an die Buns 
besverjammlung zu bringen, jo Tönne legtere fid 
auch niht verwenden, weil fjodann der fall, wo bem 
Bundesftante Schuß gewährt werden müſſe, nit 
vorbanden fei. Da nun der Graf Befigungen am Nedar 
zu haben verfichere, mithin. ald Deutſcher anzujehen jei, jo müſſe 
die Bundesverfammlung den Supplicanten an feinen Landesheren 
damit verweilen, obgleich damit das Geſuch nody nicht gänzlich 
abgewiejen jei. 

Hierauf erfolgte nad) zuvor abgegebener Erflärung Babens 
am 23. Dec. 1816 der Beichluß, daß unter voller Anerfennung 
des Rechts der Bundesverfammlung für den Grafen zu Mör- 
hingen auf Antrag der’ großherzoglidy badenjchen Gejandtichaft 
zu deifen Gunften zu berichten jei. 


Der Graf erhielt indejlen, bevor Die Inſtructionen einlicfen, 
auf die Verwendung der badiſchen Gefandtihaft zu Paris unter 
dem 15. Februar 1817 in einem Schreiben Des Herzogs 
v. NRichelien an die badische Geſandtſchaft zu Parid eine - vers 
neinende Antwort. Das Praͤſidium ber Bundesverjanmlung 
veranlaßte darauf eine Berichterftattung des damaligen franzö- 
fifchen Gefandten am. Bundestage, Grafen Reinhard, welche aber 
auch nur eine neue Abwelfung Seitens der franzöfiichen Regierung 
(17. Dechr: .1817) zur Folge hatte Der nochmals erneuerte 
Verſuch des Grafen. Mörhingen (11. Januar 1818) die Hülfe 
bes Bundestags zu erhalten, führte zu einer gründlichen Prüfung 
durch den württembergifchen Geſandten, Freiherrn v. Wangen» 
beim, woraus ſich ergab, daß feine Anſprüche nicht erichöpfend 
nachgewiefen waren. Dennoch entjchied fi die Bundesver⸗ 
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ſammlung zur nochmaligen Berichterfidttung ber Geſandten an 
ihre Höfe*). Seitdem blieb aber Die Sadye liegeny 

Es kommt nun hier nicht darauf an, ob Die Anſprüche des 
Grafen .v. Mörchiugen gegründet waren, fondern auf Die oben 
angeführten Grundſätze, welche Die Bundedverfammlung aus dem 
Gutachten des betreffenden Neferenten fich aneignete, insbeſondere 
auf die ‚Anficht, „Daß eine. Verwendung der Bundesverjammlung 
nicht eintreten Eönne, .wenn der betreffende Bundesſtaat des ſich 
beſchwerenden Unterthanen dieſe nicht für angemelfen erachte. 
Der Beidyluß, wie er in dem veröffentlichten Protocol **) Iautet, 
ließ freilich allenfall3 die Auslegung zu, DaB die Bunbeöver- 
Sammlung. nur eingefchränfte Redyte zur Verwendung für Deutſche 
dem Auslande gegenüber in Anſpruch nähme, allein nady Dem 
von uns gejhilderten Gange der Verhaudlungen darf man 
diefen Bundesbejchluß nicht jo verftehen, fondern jo, wie wir ihn 
oben angaben, was denn auch |päter die Wiener Schlußacte von 
1820 Art. L. beftätigtee Damit war aber ein jehr bedeutender 
Nücdjchritt in der Einheit Deutjchlandg dem Auslande gegenüber 
geſchehen. Der Deutſche wurde nicht als Deutfcher, fondern als 
Oefterreicher, ald Preuße, als Waldeder dem Auslande gegen 
über vertreten. Nach dem Gange der Ereigniffe war es aller- 
dings nicht zu vermeiden, daß fih Die Dur das Ausland be- 
ſchwerten Unterthanen zuvörderſt an ihre Landesfürften zu wenden 
hatten, — dad war einmal die Folge der fouverninen 
Bundesftaaten, oder wie ed jpäter unrichtia die Schlußacte 
ausdrückte, der jouverainen Fürften in der fehlerhaften Auf⸗ 
fallung des Begriffes Souverainetät —, allein ed mußte 
als ein Recht der Buntesverfammlung feſtgehal— 
ten werden, die Deutjhen dem Auslande gegen- 
über zu vertreten, wenn etwa ein einzelner Bun- 
desſtaat Jeiner Pfliht nicht genügend nachkam. Eine 
vernünftige Auslegung des Art. 2 der Bundesacte konnte über 


*) 9. Pr. 1818 $. 183 Fol. 391. 
*s, B. Br 1816 5. 69 Kol. 243. 
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bie Pflicht ein ſolcheb Recht aufrecht zu erhalten, nicht zweifelhaft 
fein. Als es fpäter Die. politifhe Verfolgung ver 
deuten Untertbanen im Auslande galt, wurden 
die einzelnen Bundesftaaten nicht gefragt, ob fie 
den Antrag zu dieſer Verfolgung ihrer Untertha- 
nen machten, — ed wurde einfach beſchloſſen; — aber 
das Recht des Schutzes der Deutſchen dem Auslande 
gegenüber ſollte allein von dem Belieben des ein— 
zelnen Staates abhängen! In erſterer Beziehung 
Beſchränkung der Bundesſtaaten, in leßzterer Be⸗ 
zieh ung feine Beſchränkung! — 


In einem Falle von tiefgreifender Bedeutung hatte die 
Bundesverſammlung eine Gelegenheit ihre Würde und Stellung 
dem Auslande gegenüber aufrecht zu erhalten und geltend zu 
machen. Was hierüber damals in die Deffentlichkeit gelangte, 
war außerordentlich wenig; — ımd wahrlich, es war Urfache 
dazu, dieſe Angelegenheit der Deffentlichfeit zu entziehen! Der 
Bund zeigte eine Schwäche nach Außen, wie fie Staaten von 
immerlicher Berfaflung, 3. B. Portugal, in ſolchen Fällen da— 
mals nicht bewiefen. 

Die öffentlihen Blätter brachten im Mai 1817 die Nad)- 
richt, daß von tunefiichen Kapern in der Nordjee und felbft im 
Canal Seeräubereien getrieben worden jeien, was Die offiziellen 
Berichte der hanſeatiſchen Gefchäftsträger und Conſuln in Madrid 
und Liſſabon beftätigten. Lebtere waren durch Die nieberländijchen 
Geſandten zu Madrid und durch den franzoͤſiſchen General-Gonful 
zu Kiffabon durch eine förmliche Mittheilung benachrichtigt, daß 
mehrere bewaffnete Barbareskenfahrzeuge, worunter zwei Tuneſer, 
in das atlantifche Meer gegangen feien, um gegen banjeatijche 
und andere deutſche, insbefondere auch preußiiche Schiffe zu 
freugen, und dieſe Abſicht unter der Aeußerung, daß fie mit 
diefen Staaten im Sriegäzuftande befindlich jeien, ausdrücklich 
erflärt hätten. Die Seeräuber hatten nun zwei hamburgifche, 
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ein Tübedilches und ein oldenburgiſches Schiff genommen, zum 
Theil mit werthvollen Ladınıgen. ‚Zwar: :hatten Die. englifchen 
Kriegsichiffe Die Seeräuber nebft den genommenen Schiffen nadı 
England aufgebracht, wo den legteren vorläufig erlaubt wurde, 
ihre Reife fortzufeßen, aber der Gapitain eines hamburgifchen 
Schiffes war mit 5 Mann feiner Equipage in den Händen ber 
Seeräuber geblieben und das atlantifche Meer und die Nordjee 
wurde ferner durch einen tuneſer Kaper unficher gemacht. Die 
nähern Detaild der Wegnahme der genannten Schiffe ließen be 
fürdten, wie dies augbrüdlich die Commiſſion in ihrem Berichte 
vom 3. Suli 1817 anerfannte, daß England die Barbaresfen- 
faper weniger als Seeränber, als mit gültigen Saperbriefen 
verjehenen Kreuzfahrer eines anerkannten Seeftaates behandelte; 
diefe Beſorgniß wurde durch den Umftand, daß tunefiihe Kaper 
dieſe Schiffe genommen hatten, mit denfelben nad) England auf- 
gebracht, und Ießtere nad) Zahlung der Rettungsfoften in Freiheit 
gejeßt worden waren, noch vermehrt. Wenn gleich England da- 
durch zeigte, da dieſe Schiffe faft unter den Kanonen der englifchen 
Küfte genommen waren, daß es dergleichen Frevel in feiner Naͤhe 
nicht Dulden wollte, jo war dies doch nicht hinreichende Berubi- 
gung für die Sicherheit der. deutjchen Handelsſchiffe. Der 
Geſandte der freien Städte ftellte daher am 16. Juni 1817 den 
Antrag, Daß der deutſche Bund Diefem Unweſen ein Ende nahen 
möge, jchilderte mit Tebhaften aber wahren Farben die traurigen 
Folgen einer Seräuberei in den deutſchen Dteeren und legte dar, 
daß Die deutſche Schifffahrt und Handel dabei gänzlich darnieder 
liegen müßten. 

Es wurde fofort eine Commiſſion erwählt (Graf Golz, von 
Eyben, von Gagern, von Berg, Danz), welche alsbald Darüber 
berichtete. Die Commiſſion faßte Die Angelegenheit zwar von 
der richtigen Seite auf, Daß nur eine gleichſeitige Maaßregel 
aller Seemächte, insbefondere Englands, Portugald, Spanteng 
und Sranfreihs gründliche Abhülfe leiften könnte. Aber zu der 
Höhe, daß Deutfchland felbft bei folchen Gelegenheiten zeigen 
müffe, was felbft ein Pleinerer Staat, wie Portugal, vermochte: 








279 


baß ed Macht genug befibe, ſich überall zu verthei— 
digen, wenn ed nur wolle, erhob fich Die Anlicht der Commiſ⸗ 
fion nit, oder wagte den Vorfchlag nicht zu machen, weil fie 
voraußjah, Daß er zu nichts führen werde. Sie bejchränfte ſich 
daher auf Folgendes: “ 
Eine Bereinigung aller europäifchen Seemächte zu dem Zwed 
vorerſt wenigſtens der jchleunigften Wiederbeſchränkung der Bar» 
bareöfen auf dad Mittelmeer wäre wohl ein für die Wohlfahrt 
aller handelnden Staaten fehr begründeter Wunſch; aber ıneh- 
tere europätiche Seemöchte hätten mit den barbaresfen Raub» 
flaaten Verträge gemacht, und ed wäre die Frage, ob fie aus 
Furcht eined Bruches mit ihnen im Mittelmeere fich entichließen 
bürften, ernftliche Maaßregeln gegen fie im Dcean zu nehmen? 
Die Entſcheidung dieſer Frage mußte nad) Anfiht der Commiſſion 
allerdings Fünftigen Diplomatifchen Unterhandlungen vorbehalten 
bleiben, und nur fo viel ſchien ihr gewiß, Daß der ungeftörte Fortgang 
der verderblichen Kapereien der Barbaresfen in der Nordjee und 
dem atlantiſchen Meere unermeßlichen Schaden und Nachtheil 
herbeiführen würde, — daß der Handel aller Staaten bes 
Nordens, die Feine Kriegsmarine zum Schuß ihrer Handelsichiffe 
befäßen, auf alle Art und jelbit jchon Dadurch vernichtet werben 
würde, daß er Die Aſſecuranz⸗Praͤmien aufeine Höhe bereitö getrieben, 
auf der ed unmöglich wäre, die fremde Goncurrenz auszuhalten — 
und daß außerdem, nächſt der Gefahr der Verbreitung Der Belt 
im Norden, partielle Landungen, Raub und Verwüſtungen an 
den Küften, und Fallimente und Stodungen aller Induſtrie 
und Speculationdzweige in den Handelspläßen zu befürchten ſeien. 
Der Gegenftand war in jeder Erwägung von einem fo 
hohen Jutereſſe für alle feehandelnden Staaten, daß wohl mit 
Recht vorausgeſetzt werden Eonnte, daß er jchon längft Die Auf: 
merkſamkeit Der großen Mächte auf fich gezogen, und Daß 
fie zu Dauernder Abftellung dieſes allen Verkehr ftörenden Frevels 
gewiß jchon Die zweckmäßigſten Maaßregelu ergriffen hatten, In⸗ 
jofern aber die Gefahr nahe und drohende Beziehungen auf 
Deutihland Hatte, mußte auch die deutjche Bundesverfammlung 
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fi) bewogen finden, im Befühl ihrer Pflicht und ihres Berufs 
und in den Grenzen ihrer Gompetenz die zur Abwendung der⸗ 
felben dienende verbältnigmäßigfte Mitwirfung des deutſchen 
Bundes in ernftliche Ueberlegung zu nehmen. 

. Denn waren aud die Mittel die dem letztern hierzu zu 
Gebote ftehen, vor der Hand nur noch fehr befchränft, weil er 
ſelbſt noch wicht in hinlaͤnglich ausgefprochenen Verbindungen 
mit den europäischen Mächten ftand, um mit ihnen hierüber in 
direete Unterhandlungen zu treten, jo fonnte er doc) Veranlaſſung 
zu näherer Berüdfichtigung der Sache geben, und ſich in diefer 
Rüdficht mit Vertrauen aber auch mit Entjchiedenheit an diejeni⸗ 
gen Bundesftaaten wenden, die ald europäiiche Mächte entweder 
ſelbſt als Seemaͤchte, oder ald mit den europäifhen Seemächten 
in enger freundfchaftlicher Verbindung ftehende Staaten durch 
ihr politiſches Gewicht die Sache Deutſchlands vertreten Fonnten 
und wollen. 

Alles kam bier auf den ſehr einfachen Geſichtspunkt zurüd, 
daß alle Seemäcdhte fich vereinigen mußten, den Grundſatz auszu⸗ 
fprechen, daß die Barbaresfen vor ber Hand außerhalb bes 
mittelländifchen Meeres ald Seeräuber angefehen, und als ſolche 
verfolgt und behandelt werben jollten — und je entſcheidender 
bie Stimme war, die hierbei England und Frankreich zu führen 
hatten, deſto wichtiger war es, ſich derfelben zu verfichern. Auch 
Ichien es, Daß beide Regierungen den höchft nachtheiligen Einfluß 
einer fortwährenden Unficherheit der Norbfee auf ben Handel, 
und deſſen unvermeidliche Rückwirkung auf die gegenfeitigen 
SHandelsverhältniffe nicht verfennen, und in dem reichen Gewinn, 
welchen der Handel mit Deutſchland vorzüglich ihren Staaten 
gewährt, einen Antrieb finden würden, demſelben ald einem ihnen 
und Deutfchland gemeinfchaftlihen Gute denjenigen Schuß au 
verleihen, der von der Größe ihrer Hülfsmittel wohl erwartet 
werden konnte, und obne welden die ihnen felbft fo vortheil- 
haften HandeldeVerbindungen mit einer gänzlichen Zerrüttung 
bedroht wurden. 

Die Feftftelung jenes Grundſatzes war daber der Geſichts⸗ 
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pınd, von dem die ernannte Commiſſion ausging, und nad 
ſtehende Rathſchlaͤge der gemeinjchaftlichen Beurtheilung der 
Bundesverfammlung unterbreitete: 

nl. Es ſcheine weſentlich und dringend, daß die Bundesver⸗ 


ſammlung in beliebiger Form und Art, entweder auf 

directem oder indirectem Wege, den Kaiſer von Oeſterreich 

und den Koͤnig von Preußen, als die ſtaͤrkſten Glieder 
bed Bundes und zugleich europäifche Mächte, gemeſſenſt 
erjuche, ihren Einfluß Fräftigft dahin zu verwenden: 

a) daß England der Feitftellung jenes Grundfaßes bei- 
trete, und die engliihe Marine befehligt würde, die 
Barbaresfen außerhalb des mittelländifchen Meeres 
ald Seeräuber zu verfolgen, und im Betretungsfalle 
als ſolche zu behandeln und ftreng zu beftrafen und 

b) den Raifer von Rußland und bie Könige von Frank⸗ 
reih, Spanien, Portugal, Dänemark und der Nieder: 
Iande zu Unterflüßung dieſes an England gerichteten 
Antrags zu bewegen, und ihnen den Wunjch zu äußern, 
Daß Bis zur Enticheidung der Sache anderweitige 
fräftige Maaßregeln zu theilweiler Steuerung bes 
Unbeil8 ergriffen werden möchten, wozu fchon das 
Kreuzen einiger Fregatten an den Küften jehr viel 
beitragen würde. 


IL Gleichzeitig möchte diefer Antrag der Bundesverfammlung 


m. 


auch an die Könige von Dänemark und der Niederlande 
zu richten fein, und der König von Hannover würde ld 
Mitglied des Bundes nicht minder zu erfuchen fein, bie 
Wichtigkeit defjelben berüdfichtigen und empfehlen zu wollen. 
Die directen, Durch Defterreich, Rußland, Preußen, Frank—⸗ 
reih und den Nieterlanden bei der Ottomaniichen Pforte 
einzulegenden Verwendungen, würden nur einen ſehr Lang- 
ſamen und bei der fehr geringen Autorität der Pforte 
über die Barbaresken jogar zweifelhaften Erfolg vers 
Iprechen; unterbefien würde auch diefer Schritt nicht zu 
vernachläffigen fein. 
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IV. Als zweckmaͤßiges Abwendungsmittel der augenblidiichen 
Gefahr würde allerdings, wie ſchon gejagt, Dad combinirte 
Kreuzen mehrerer Fregatten europäijcher Seemädhte in ben 
bedroßten Gewäflern, und die ftrengfte Behandlung ber 
aufgebrachten Gorjaren (deren Fahrzeuge ohne Ausnahme 
vernichtet, jowie ihre Mannſchaft mit der haͤrteſten 
Leibeöftrafe belegt werben müßten) erfcheinen; aber audy 
hierzu gehöre Uebereinkunft unter den Seemächten und 
obne den Eräftigen Beitritt Englands und ohne Feitftellung 
des ad I a berührten Grundſatzes würde der Grfolg 
immer nur zum Theil der gerechten Erwartung ent- 
ſprechen“. — 

Diejed waren die wenigen Vorſchläge, die ber Commiſſion, 
ohne Ueberjchreitung der dermaligen Befugniß der Bunbesvers 
jammlung, empfehlungswerth fchienen. 

Sie trug demnädjft darauf an, daß dieſes Gutachten, wenn 
eö; gebilligt werben jollte, loco dietaturae gebrudt, von allen 
reſp. Geſandtſchaften zur einzelnen Berichtderftattung benußt, von 
der Verſammlung aber, beſonders der öfterreichifchen, preußijchen, 
bannöverfchen, dänischen und niederländifchen Geſandtſchaft, zu 
dringender Unterftügung bei ihren Höfen empfohlen werde. Sie 
unterwarf ferner auch noch Der näheren Beurtheilung der Bun- 
desverjammlung, ob es nicht zweddienlich erjcheinen jollte, Davon 
auch gleid nach erfolgter Notification der Gonftituirung Des 
Bundes, denen in Frankfurt befindlichen rufftiichen, franzöfiichen 
und großbritannifchen Gefandten (von denen fie vorausfeßte, Daß 
fie bei dem deutſchen Bunde accreditirt werden dürften), vertrau- 
liche mündliche Mittheilung zu machen. 

Die Commiſſion glaubte ſchließlich noch bemerken zu müflen, 
daß in Erwägung der Schwierigkeiten, welche die Abitellung der 
Seeräuberei der Barbaresken bisher gefunden hätte, fie ſich in 
ibrem Gutachten nur auf den vorliegenden Fal der Erſcheinung 
der Barbaresfen in der Nordſee und im Canal, ald auf bad 
dermalen Dringendfte für Deutſchland bejchränft habe, fich jedoch 
der Hoffnung überlaffend, daß die Unterhandlungen nad) und 
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nach zu gänzlicher Ausrottung des Uebels und folglich zur 
Sicherſtellung des deutſchen Handels auch im mittellänbifchen 
Meere führen würden. 

Von allen Staaten war es allein Baden, welches in der 
44. Sitzung am 24. Juli 1817 eine Abſtimmung zu Protocoll 
gab, obwohl das von der Commiſſion erſtaltete Gutachten nach 
dem Vorſchlag durch die Bundesverfammlung von allen: betreffen» 
den Geſandtſchaften benußt, von ber Bundeöverfammlung aber 
beſonders ber öfterreichiichen, preußifchen, hannöverfchen, dänischen 
und niederlaͤndiſchen Geſandtſchaft, zur dringenden Unterftüßung 
bei ihren Höfen empfohlen, und den in Franffurt refidirenden 
ruffilchen, franzöfiichen und großbritanniſchen Geſandten vertrau- 
lihe mündliche Mittheilung davon gemacht war. Bei Gelegenheit 
des Commiſſionsgutachtens wären alle Stimmen der Bundesver: 
fammlung mit Ausnahme. von Baiern, Württemberg, Baden, 
Kurheſſen und Darmftadt, welche indeflen über dieſen Oegenftand 
Inſtructionseinholung zuſicherten, mit Bemfelben Gutachten ein- 
verftanden, und bie Benugung zur Berichterſtattung wurde in 
Folge deſſen bejchloffen. Aber, wie gejagt, nur Baden aͤußerte 
fih in nächfter Zeit und zeigte in feiner Abftimmung, daß es 
Pflicht fet, dieſes Gelammtinterefje der Handelsinduftrie und des 
Völkerrechts wider die angethane Schmad und Verlegung zu 
fiyern. Es wies darauf bin, daß der Handel des Rheins und 
der in ihn mündenden Flüffe, der Ems und Wefer, der Elbe 
und Dder, und aller jener Küftenpläße an der Nord und Ofls 
fee, wo deutfche Schiffahrten getrieben werben, fih in unzähls 
baren Zweigen mit dem Binnenverfehr ‘der meerentfernteften 
deutfhen Staaten ſich veräfte, und daß der ſchwunghafte Handel 
der Seeplätze geradezu auf Wohlitand und Kraftentwidelung der 
rüdwärtöliegenden Bundesftaaten ſehr folgenreich wirken müfle, 
zumal — wie der Artifel 19 der Bundesacte verſpreche, — die 
Bundesglieder bei der erjten Bundesverfammlung wegen bes 
Handels und Verkehrs, ſowie wegen der Schifffahrt in Berathung 
treten würden. 

Es wied darauf hin, daß weiland Oſtfriesland, Hamburg 
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und Holland, die von den Türken nichts zu befürdhten hatten, 
Zürfenfteuer, und die Schwaben, welche im gleichen Falle mit 
den Normannen waren, Normannenfteuer unter dem flaatenthei- 
lenden Territorialſyſtem des alten Deutichlands bezahlt hatten. 
Wenn einſt deutſche Handelsgeſellſchaften Flotten Hätten hervor⸗ 
rufen fönnen, mit welchen Liſſabon erobert, und den Seeraͤubereien 
der Bitalienbrüder in dem deutſchen Meere ein Ende gemacht 
worden jei, jo würbe es doch wohl nicht einer großen Kraftan⸗ 
ſtrengung jebt bedürfen, um ein paar elende Raubſchiffe des 
Mittelmeered, welche den Handel des Mittelmeeres, welche ben 
Handel der Seeftädte zu lähmen, Belt und Sclaverie zu ver- 
breiten brohten, aus der Nord⸗ und Oſtſee zu verjagen! Es 
jei eine Ehrenfadhe, daß Deutſchland bierin nidt 
von dem guten Willen fremder Mächte abhänge, 
jondern fi ſelbſtſtändigen Schuß erringe. Deutſch— 
land verftebe wohl Schiffe zu bauen und zu rüften, 
und feine Seeleute dienten auf allenMeeren; es fei 
wahrlih Zeit, daß das vorliegende große Intereſſe 
der Nationalehre und des Vortheils und der Noth— 
wendigfeit Bejchlüffe hHervorrufe und verwirklide, 
die allein den Zweck fihere und dauernd zu 
erreihen verheißel Hiernach machte Baden den Antrag: 
„Die Bundesverfammlung wolle, unabhängig von der vorge- 
ſchlagenen Eröffnungen an die Seemaͤchte, durch eine zu ernennende 
Kommiſſion weitere Vorfchläge zum Schuß gegen die Seeräu- 
bereien der Barbaresken, Sofern ſolcher durch Den beutichen 
Bunbesftaat ausgehen follte, vorbereiten und fich vorlegen laſſen, 
wenn man nicht einftweilen ben jeehandelnden Bundesflaaten 
allein Mittheilungen in dem ausgeſprochenen Sinne zu 'madyen 
für gut finden jollte *)*. 


Indeſſen trat aber die Vertagung der Bundbesverfanmlung 
ein, ohne daß eine deutjche Regierung fich weiter über den 


*) B. Br. 1817. Kol. 696. 
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Segenftand äußerte. Es war zwar in vertraulichen Sitzungen, 
worüber Feine gedrudten Protocolle aufgenommen wurden, den 
Bundestagsgefandten mitgetheilt worden, daß unter den größeren 
europaͤiſchen Mächten Verhandlungen über Sicherungsmaaßregeln 
vor den NRäubereien der Barbaresfen eröffnet fei, Anfangs zu 
zu London, und fpäter zu Paris fortgejegt. Bon den Refultaten 
biefer Verhandlungen erhielt aber die Bundesverfammlung Feine 
Kenntniß, und während ber Verhandlungen trieben. nicht allein 
die tuneſiſchen, ſondern auch die algerifchen Seeräuber ihr Weſen 
ungeftört fort. Ein dänifcher Kapitain (Malftröm, führend das 
Schiff Pomana) jah am 3. uni 1817 bei Beachy Head, wie 
eine tunefifche Fregatte, bie unter Eskorte einer engliichen Kutter- 
drigg aus dem Ganal fegelte, eine pommerfche Galliote plünderte, 
auh ihm ſelbſt warb von dem Tuneſer eine Schaluppe an 
Bord geſchickt, Die fich genau nach deutſchen Schiffen erkundigte. 
Den englifchen Lootſen batte biefer Corſar erklärt, er würde, 
fobald er aus dem Canal jet, alle deutjchen Schiffe, deren er 
babhaft werden fönne, verbrennen. Sowohl in Tunis als in 
Algier waren die Deys bemüht, große Flotten zum Seeraub 
auszurüften und über Spanien kam die Rachricht an, daß der 
dortige Minifter Der auswärtigen Angelegenheiten dem bortigen 
banfeatifchen Minifter-Refidenten, Ritter von Provoft, die fchrift- 
lihe Mittheilung gemacht habe: „daß nach Nachrichten der Gon- 
jule zu Tanger und Algier in ben Staaten der Barbaresfen 
beträchtliche Kriegsrüftungen gemacht würden, daß eine Fregatte 
von 34 Kanonen und eine Brigantine von 18 Kanonen vor 
Marocco dem Dey von Algier zur Dispofition geftellt worben 
fei, daß aus verfchiedenen Nachrichten hervorzugehen fcheine, Daß unter 
den Muhamedanern in Nordafrika ein allgemeines Bündniß 
gegen Die europälichen Staaten im Werke jei”. — ‘Der portus 
gieſiſche Conſul zu Gibraltar hatte zu eben diejer Zeit berichtet: 
„8 jei am 28. September 1817 eine aus einer Corvette, drei 
drigantinen und zwei Schonern beftehende algierifche Escadre 
aus Algier ausgelaufen, um gegen die Preußen und Hamburger 
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zu kreuzen, fie mürben ihren Kreuzzug bis zum Kap St. Vincent 
ausdehnen und es leide nicht ben: mindeiten Zweifel, daß fie die 
Peſt an Bord Hätten; Die Zahl ver zu Algier täglich an der 
Peſt Sterbenden beirüge mindeftens 50°. Spanien und Portu⸗ 
gal trafen fofort die nöthigen Anftalten zur: Sicherung ihrer 
Schifffahrt und Küften, Kranfreich und England waren gefidhert, 
bie Rufen, Dänen und Schweden mächtig genug, dem Unfug 
entgegen zu treten; nur allein Deutichland lag wehrlos dem Angriffe 
einiger Piratenchiffe auf feine Hanbelöflotte zu Fuͤßen. Weitere 
Nachrichten beingten, daß Tunis ebenfalld vier neue Raubſchiffe 
ausgerüftet hatten. Schon am 24. uni. 1817 war: das bremifche 
Schiff, Die Leda, welches von Bordeaus nad) Bremen in See 
gegangen war, auf der Höhe Oueſſant, am Eingang bed Canals 
von der tuneſiſchen Fregatte Carabaſch und von dem tunefiichen 
Schooner Tafta, welche ſich unter niederländifcher Flagge ber 
Leda genähert, genommen. Der Kapitain und die fämmtliche 
Maunfchaft wurde nach Tunis gejchleppt, wo fie in ein Pulver⸗ 
magazin eingejperrt, zu ihrem Unterhalt jeder täglih 14 Pfund 
Brod und eine Eleine Geldmünze, ungefähr 2 Zr. an Werth er- 
hielten, Die -2eda aber, auf welcher man den Steuermann ließ, 
wurde nad) dem fpanifchen Hafen Gorrunna geführt, wo e8 dem 
Steuermann unter Bermittelung des preußiichen und frangöfiichen 
Conſuls gelang, dad Schiff und den Reſt der Ladung, von ber 
bie Barbaresfen einen Theil geraubt hatten, für die Summe von 
5000 Biafter wieder Ioszufaufen. In Gemäßheit Des über Diefen 
Rosfauf aufgenommenen formlichen Protocolls erklärte der Come 
mandeur des tumefiihen Schoonerd Tafta, nachdem er zuvor 
dem muſelmaͤnniſchen Ritus gemäß beeidigt worden, daß er auf 
Befehl des Deys zu Tunis ausgelaufen jet und gegen die Feinde 
befjelben zu Freuzen, daß er fin dieſer Eigenfchaft die Leda als 
bremifches Schiff und Eigenthum genommen babe. Der Senat 
Der freien Hanfeftadt Bremen zeigte dieſen Frevel nicht nur den 
beutichen Bundesſtaaten ſondern audy den größeren europäischen 
Seemächten an und bat dringend um Hülfe. 

Auch ein hamburgiſches Schiff wurde an der portugiefiichen 
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Köfte von einem algeriichen Gorjaren genommen und nad) Algier 
aufgebracht, wo die Mannfchaft in das Sclavengefängniß gewor⸗ 
fen, bei jchlechtefter Koft Die härtefte Arbeit verrichten mußte. 

Selbft ein rufſiſches Schiff Induſtria, Fommandirt vom 
Rapitain Schumann wurde von einem algieritchen Gorfaren von 
22 Kanonen beim Kap Finifterre genommen, aber durch ein jelt- 
fame8 Bufammentreffen von Klugheit, Muth und Tapferkeit 
gelang es dem Kapitain Schumann und feinen übrig gebliebenen 
5 Matrofen zuerft den Anführer der Corſaren und einen feiner 
Leute und dann nach einem blutigen Gefecht von einer Stunde 
auch Die 8 übrigen Räuber nieder zu machen und mit dem bes 
freiten Schiffe in Liffabon einzulanfen. Die Matrojen waren 
Lübecker. Nach einem Berichte des ſchwediſchen Gonfuld zu 
Alzier vom 17. Auguft 1817 beeilte fi) der Dey die Wegnahme 
des ruſſiſchen Schiffes für ein Mißverftändnig zu erflären, man 
habe es für ein preußiſches gehalten, gegen ſolche folle aber 
gefrenzt werden”), Es Hatten fi in den Kleidern des 
getödteten Gorfarenhefs vier gedrudte Gertificate 
der englifhen, ſpaniſchen, niederländiſchen und 
franzöfifhen Gonfule zu Algerien vorgefunden, 
welche der Angabe nad als Pälfe für den Gorfaren 
und das letzte zugleich für die von ihm zu madenden 
Prien ausgefertigt waren. Die Bälle waren bei dem 
ruffiſchen Gonfulate zu Liſſabon Deponirt worden. Da war es 
freilich fein Wunder, daß die in Folge der bremijchen Beſchwerde 
bon Breft und Rochefort auslaufenden "beiden franzoͤſiſchen Fre⸗ 
gatten ohne Reſultate heimkehrten! — 


*) Der preußiſche Geſandte im Haag, Fürſt Hatzfeld, hatte dieſelbe Mit⸗ 
theilung erhalten. In einem Circularſchreiben vom 22. Nov. 1817 an die 
preußiſchen Conſule fügte er: „Nach ſichern mir von Spanien über Paris 
zugefommenen Nachrichten ift eine von der Peſt angeſteckte afgieriiche Flotte 
ausgelaufen, um auf alle deutfchen Schiffe, namentlich auf die preußifchen 
Jagd zu machen. Am 28. October ift fie auf ber Höhe vom Gap St. Vin⸗ 
cent gefehen worden, und nahm von da ihre Richtung nach ber Nordſee“. 
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Alle diefe Thatfachen wurben ber Bundesverfammlung mits 
getheilt; fie hatte Daher wohl Grund und Urfache die Angelegen- 
heit ermftbaft in Die Hand zu nehmen. In der Commiſſion 
drang auch jebt die badiſche Anſicht Durch und fie berichtete in 
der vertraulichen Sitzung von 15. Dechr. 1817 (56. Sikung) 
ausführlich und ftellte folgende Anfichten auf”): 

a. Die Seeräubereien der Barbaresfen und ihre feinbjelige 
Behandlung der deutſchen Flaggen dauern fort, und es 
ift ärger damit geworder denn je zuvor. 

b. Es find nicht blos Tuneſer, jondern auch Algerier, 
welche fich dieſer Frevel jchuldig machen, und Marocco 
ift der Theilnahme und Unterſtützung verdächtig. 

Ueberhaupt jcheinen Die von einander fonft unabhängi- 
gen und Häufig in Zwieſpalt befindlihen Staaten ber 
Barbaresfen ſich kürzlich zu einem gemeinjchaftlichen Bunde 
vereinigt zu haben, deſſen jofort praftifch befolgter Zweck, 
die fortwährende Beraubung und feindjelige Behandlung 
derjenigen Seeftaaten ift, welche jich nicht zur Zahlung 
eines Tributs an fie bequemt, oder ihnen ihre Uebermacht 
factifch fühlbar gemacht haben. 

c. Es wird ſolches Raubverfahren von Algier und Tunis 
auf das Beſtimmteſte ald Folge eines zwifchen ihnen und 
mehreren deutſchen Staaten und namentli) Preußen, 
Didenburg und den Hanjeftädten beftehenden Kriegszu⸗ 
ſtandes ausgegeben; es wird nicht von Privatperjonen, 
jondern von den Regierungen ſelbſt angeordnet und 
geleitet. 

d. Die Verweijung der Corſaren aus dem Kanal durch eng- 
liſche Kriegsichiffe Hat Diefelben niht auf das mittellän- 
diſche Meer bejchränkt, ſondern fie haben ſeitdem neue 
Näubereien im Dcean ausgeübt. 

e. Ahr Kreuzen im Ocean ift nicht bloß auf gewille Jahres⸗ 
zeiten beſchraͤnkt, jondern es jcheint demſelben ein berech- 
neter- Operationsplan zum Grunde zu Jiegen. 


-9) B. Br. 1817 Beil. 86 Kol. 843. 
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f, Die Gefahr der Verbreitung der Peſt durch dieſe Cor⸗ 


faren ift drohender geworben wie jemals. 


g. Die deutſche Schiffahrt auf dem Ocean hat durch dieſe 


fortwährende Unficherheit in dieſem Sabre ſchon fo bebeus 
tend gelitten, Daß, wenn nicht fchleunige und Fräftige Hülfe 
geichafft wird, in nächftem Sabre eine noch größere und 
verberblichere Stodung derjelben zu erwarten ift, auch eine 
Rückwirkung dieſer Stodung auf Handel, Fabriken und 
Berfehr der nicht unmittelbar mit dem Seehandel fich 
beichäftigenden deutſchen Staaten nicht ausbleiben Tann. 


h. & muß aber vor Allem ben deutſchen Bundesftaaten, 


deren frieblicher Seehandel jebt feit einem halben Sabre 
durch ungerechten Angriff geftört, deren Schiffe und Güter 
geraubt, deren Bürger und Untertanen in eine von 
Sclaverei nicht zu unterjcheibende Kriegsgefangenſchaft 
geichleppt, und der Anſteckung durch die furchtbarften 
aller Seuchen Preid gegeben worden, Daher Alles daran 
gelegen fein, auf das Baldmöglichſte zu erfahren, ob fie 
von den von Seiten des deutſchen Bundes zur Abftellung 
foldhen Uebels bereits ergriffenen oder noch weiter zu er- 
greifenden Maaßregeln eine wirfjame Hülfe zu erwarten 
oder fi in diefer Hinficht lediglich auf das zu befchränfen 
haben, was fie durdy Anftrengung eigener Kräfte und 
durch anderweitige Hülfsmittel für ihre Sicherftellung zu 
tbun im Stande find. 


. Die Ehre der deutſchen Nation fcheint Daher ein baldiges 


und Fräftiges Vorſchreiten in Diefer Angelegenheit, jei es 
nun von der einen oder von der andern Seite, auf Das 
Dringendfte zu empfehlen. 


Der legte Punkt zeigte zwar, wie tief fie Die deutſche Ehre 
verlegt glaubte, allein zu einer Eräftigen Maßregel erhob ſie ſich 
wiederum nicht: Sie Ihlug nicht die Schaffung einen 
deutſchen Flotte vor, jfietrug nidht auf Verwilli— 
gung einiger Millionen zum Schuß des deutſcher 
Handel8 und der deutihen Induſtrie gegen Die 

Erfter Theil. 19 
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Seeräuber an. Und dennoch erkannte fle jelbft an, mit welch 
geringen Mitteln Deutfchland dem Unweſen ein Ende: machen 
fonnte! Sie legte nämlid ihrem Gutachten den Brief eines in 
den afrifanishen Raubftanten lebenden unterrichteten Deutjchen 
bei, der fih u. a. folgendermaaßen ausſprach: „Die freche Un- 
verfchämtheit der Barbaresfen-Regierungen kann nur mit ihrer 
feigen Ohnmacht verglichen werben; ed iſt unmöglid, fih von 
beiden einen richtigen Begriff zu maden, wenn man fie nicht 
aus der Erfahrung Fennt, fie beobachtet hat,.. .. . . ihre innere 
Ohnmacht und Verwirrung, ihr völliger Mangel an Allem was 
dem europäiſchen Staate Macht und Thätigfeit giebt, überfteigen 
jede Vorftelung; man muß die ganze entfräftende Verwirrung 
eines despotiſchen Staates ald Augenzeuge fennen, um fie nur 
möglich zu denken... . Bol von Unwiljenheit, Uebermuth und 
rohem Fanatismus, vom blinden Fatalismus geleitet, berechnen 
die Barbaresfen-Negierungen nur den Vortheil Des gegenwärtigen 
Augenblid3, wenn fie feine unmittelbare Gefahr erbliden ; zeigt 
fi aber diefe, jo find fie ebenfo unentjchloffen, furchtſam, Frie- 
chend und feige, als vorher übermütbig und unverjchämt. Sie 
belißen wenige und fchlechte Schiffe, find ohne Matrojen und 
Soldaten, die ihr Gewerbe verftehen, ohne Menfchen, die Kennt⸗ 
niffe, Muth und Willen haben, die nur and Plündern denken ıc. 

Eine ernfthafte und würdige AIntimation an die Barba- 
reöfen von Seiten der europaͤiſchen Mächte, fih in Zukunft 
aller Kaperei zu enthalten, ober ficher zu fein als Geeräuber 
behandelt zu werden, würde hierzu wohl ſchon hinlänglich fein. 
Wären die Mächte Europa's mit England vereint geweſen, als 
dieſes Algier bombardirte, es hätte nur gekoftet, es ernftlich zu 
wollen, und die Seeräubereien wären aufgehoben worben. Die 
in den Raubftaaten refidirenden Conſuln mußten nur zu gleicher 
Beit Den Befehl erhalten, künftig Feine fogenannten 
Paͤſſe mehr zu ertheilen, und jeder Corſar würde alddann, 
von welcher Nation er auch angetroffen würde, ald Seeräuber 
behandelt werben, ine Escadre von ſechs Fregatten und 
eben jo viel Briggs würde hinreichend fein, die Execution dieſes 
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Entichluffed und dieſer Drohung auszuführen, und einige Bei⸗ 
jpiele, daß fie ernftlich gemeint feien, würde wohl die Barbaren 
veranlafien, das Räuber-Syften aufzugeben, das ſie mehr noch 
aus fanatiihem Stolze und Uebermuth, ald des Bortheild wegen 
befolgen. Dieje Executionsflotte wird weniger often, al3 Die 
bisherigen jährlichen Präſente betragen... .. “ Der Brief 
ſchließt mit folgenden bezeichnenden Worten: „Ich Tann nicht 
zweifeln, daß alle europätjchen Mächte hierzu beizutragen genö- 
tbigt fein werden, da fie in dDiefem Augenblide durch 
einen heiligen Bund einen allgemeinen Frieden 
unter Jih befhworen haben, und es Daher nicht 
dulden werden noch Eönnen, daß einige ohnmächtige 
Barbarenftaaten durch feige Seeräubereien diejen 
allgemeinen Frieden ſtören“. — 

Dbwohl nun die Bundesverfammlung beichloß, Das Commiſ⸗ 
fionsgutachten an die Regierungen zur Inſtructionseinrichtung zu 
fenden *), und die Commiſſion felbft beauftragt wurde, weitere 
Borfchläge zu machen, jo blieb dennoch die Sache von da ab für 
alle Zeit liegen. Wie leicht wäre ed geweſen, mit Hülfe einiger öfter- 
reichifcher, Dänifcher und niederländifcher Schiffe fich ſelbſt vor: 
erft zu ſchützen! Was bedeutete es denn, wenn Deutſchland einige 
Fregatten ausrüflete? Der von den Engländern gezüchtigte 
Dey von Algier hatte feine Flotte in furzer Zeit wieder auf 44 
Fahrzeuge gebradyt. Aber das große Deutjchland jcheiterte an 
der Beihaffung von einigen Fregatten und Briggsl — Man 
vergleiche nun Dagegen die Handlungsweiſe der verhältnigmäßig 
fo jungen Freiftaaten von Nordamerika. Der Präjident derfelben 
fagte in feiner Rede vor dem Gongreß im Sahre 1817: „Wir 
haben Verträge mit einzelnen der Barbaresten : Staaten zum 
Schuß unfere8 Handeld und unferer Schiffahrt abgefchloflen; in 
einem Falle aber, wo die Regierung Schwierigfeiten machte, 
Haben wir fofort einige Kriegsjchiffe nad dem Mittelmeere ge 
ſandt!“ — Erſt fpäteren Beiten, ohne Hülfe und Zuthun 
Deutſchlands blieb es vorbehalten, dem fchändlichen Unweſen im 

*%) 3. Br. 1817. Pol. 851. 

19* 
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Mittelmeer ein Ende zu machen. Ein Souverain zeigte jedoch 
feinen guten Willen fofort; es war Alexander von Rupland. 
Er machte folgenden Vorſchlag und verlangte den Beitritt ber 
übrigen Mächte: 

„Um den Seeräubereien im Mittelmeere ein Ende zu machen, 
follen jämmtlihe Seemächte eine gewille Anzahl von Krieges 
Schiffen, die übrigen hingegen ein beſtimmtes Geldcontingent zur 
Beftreitung der Unkoften hergeben. England wird dieſen Ver: 
bandlungen zufolge drei Stationen im mittelländifchen Meere 
unterhalten, und Kriegsſchiffe bei Gibraltar, Malta und den 
joniſchen Inſeln ftationiren, um England aber den ganzen Plan, 
welcher feinem Handelsintereſſe im Allgemeinen zuwiderlaufen möchte, 
annehmbar zu machen, fol der Dey von Algier dahin vermocdht 
werden, Bona mit einem paflenden Gebiete an daſſelbe abzu⸗ 
treten, wo demnädhft eine englifche Golonie angelegt werden wird, 
dafür übernimmt aber England aud den Schuß aller Handels⸗ 
ſchiffe an der ganzen afrikaniſchen Küfte. Frankreich foll Bei 
Marfeile und Smyrna in der Levante, Defterreich endlich bei 
Venedig und Trieſt im adriatifchen Meere Stationen von Kriegs- 
fchiffen halten. Sowie Dänemark ſchon durch frühere Traftate 
den Schubeder Dftfee gegen Seeräubereien übernommen und 
zun Theil für Diefe Verpflihtung den Sundzoll erhebt, jo ſoll 
jetzt Schweden eine gleiche Verpflichtung für Das Sattegat über: 
nehmen. Uebrigend muß jede Nation für den Schuß der frieb- 
lichen Flaggen an ihren Hüften jorgen, und um aud) das atlantifche 
Meer in Zukunft zu fihern vor den Seeräubern, werden Die 
vier größeren Seemächte: England, Rußland, Franfreih und 
Holland jährlid, eine gewiſſe Anzahl von Kriegsjchiffen in diefen 
Meeren halten. Ale Handelsjchiffe müſſen mit lateinifchen See⸗ 
päflen, wie fie jetzt ſchon im mittellänbifchen Meere gebräuchlich 
find, verjehen jein, und ein beſtimmtes Schußgeld erlegen, wo⸗ 
gegen ſich Die rejpectiven Mächte verpflichten, den Schaden, ben 
jene Schiffe durch Seeräuber irgend einer Nation erleiden, zu 
erjeßen. Den Barbaresfen ſoll von den alllirten Mächten eine förm- 
liche Erflärung zugeftellt werden, worin fie ihr Mißfallen Aber die 
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fortdauernden Seeräubereien und die Behandlung der Gefangenen 
an den Tag legen, und damit drohen, die Staaten der Barba: 
reöfen zu erobern um bier europäilche Kolonien anzulegen, im 
Fall fie ihr bisheriges Betragen nicht verändern follten“. 


Bir Schließen hiermit Die Ueberſicht Der Thätigkeit Der 
Bundesverſammlung bis zu ihrer erſten Vertagung. Bon wicht 
gen Volks⸗Intereſſen war indeſſen wenig erledigt, Vieles freilich 
vorbereitet, aber erſt in ferner Ausfiht die Erledigung. Die 
Gefandten hatten fleißig, eifrig und mit gutem Willen gearbeitet, 
aber die Menge ungeordneter Buftände und Verhältniſſe, Die 
Maſſe von Privat:Reclamationen, die fih auf 300 beliefen, zer- 
jplitterten ihre Kräfte Es wäre weit zwedmäßiger gewejen, Die 
Angelegenheiten des Reichskammergerichts, Die rheiniſche Suften: 
tationsſache, die Entſchaͤdigung der deutſchen Ordensritter und 
dergleichen aͤhnliche Dinge beſonderen Commiſſionen zu übers 
tragen und zur Berathung vorbereiten zu laſſen, wie dies bei 
den Militär⸗Angelegenheiten des Bundes geſchah. In ſolchen 
Dingen mußte man die Thaͤtigkeit der Geſandten in mechaniſchen 
Detail⸗Arbeiten, die untergeordnete Beamte leicht. vornehmen 
konnten, geradezu abſorbiren. Mean entzog dadurch den wichtig⸗ 
ſten Angelegenheiten bie beſten Arbeitskräfte an der Bundesver- 
ſammlung. War das Material gehörig geſichtet und vorbereitet 
und von den betreffenden Gommilfionen neben Der Bundesver- 
fammlung zum Bericht gebracht, fo konnte ein Ausſchuß der 
Bundesverfammlung die legte Prüfung vornehmen. Wir haben 
ichon oben bemerft, daß wir auf Arbeiten der Buudesverfamm- 
lung, weldye fich auf die genannten Begenftände bezogen, nicht näher 
eingehenwollen, weil die betreffenden Angelegenheiten fürdieNational: 
Intereſſen für unerheblich erachten, obwehl wir weit entfernt 
find, die Bemühung, hierin gerecht zu werben, nicht gebührend 
anzuerkennen, Aber wenn die Bundeöverfammlung jelbit in ihren 
intelligenteften Mitgliedern damaliger Zeit gerade dieſe Seite 
hrer Thätigfeit jo außerordentlich hervorhebt, wie 3. B. von 
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Wangenheim *) gegenüber den Anflagen des Generals v. Radowitz, 
jo Eönnen wir damit nicht einverflanden fein. Die erite 
Pfliht der Bundesverfammlung war die Feſt—⸗ 
ffellung der organifhen Örundgefege Des Bundes, 
Hierauf war un jo mehr Fleiß und Aufmerkjamfeit zu verwen: 
den, als fih das Beſtreben bei einzelnen Mächten zeigte, Die 
Gompetenz der Bundesverfammlung jo viel ald möglid zu be⸗ 
Ichränfen, und als die Politit Metternih8 in der Hofmannfchen 
Angelegenheit einen ſtarken Beweis gegeben hatte, wozu fie die 
Bundesverfammlung zu benußen gedenfe. Die organifchen 
Bundesgrundgefehe wurden aber Damals eben fo 
wenig, als fpäter von der Bundesverjammlung 
berathben und erlaffen, — fie wurden von anderer 
Seite ihr octroyirt gegen den ausdrüdliden Wort: 
Anhalt der Bundesacte und dervon der Bundes: 
verjammlung erlajfenen proviforifhen Competenz— 
beftimmung. 

Man war ermüdet, überarbeitet und eilte zum Schluß. 
Die Vertagung trat ein am 1. Auguft 1817 und mwährte bis ben 
3. November deijelben Jahres. Das Prafidium faßte in ber 
Sitzung vom 17. Suli**) die Xhätigkeit der Bundesverjammlung 
zujammen; fie habe an Gefchäften vollendet 

„a. Unfere vorläufige, von jämmtlihen Gommittenten ohne 
alle Ausnahme durchaus gebilligte Geſchaͤftsordnung. 

b. Die mit einer ganz eigenen Sorgfalt ausgehobene 
Reihenfolge. 

c. Die über die Vermittelung der Bundesverfammlung bei 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter fih, und über bie 
Aufftellung einer wohlgeordneten Aufträgal-Inftanz ge 
troffene proviſoriſche Verfügung. 

d. Die gleichfalld proviſoriſch ausgeſprochenen Beftimmungen 
über die Sompetenz ded Bundestags. 





— 


*) B. Br. 1817 $. 375 %ol. 722. 
+) Dreifönigsbündniß. 
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e. Der hiernaͤchſt auf die baldige Erfüllung des XI Artikels 
ber Bundesacte, die Bildung der oberften Gerichte be⸗ 
treffend, genommene Bebadıt. 

. Die, die Untertbanen der deutſchen Bundesftaaten fo 
hoch begünftigende, über allen Zweifel erhobene Aus⸗ 
legung des XVIII Artikels ber Bundesacte, in Anfehung 
ber Freiheit von aller Nachfteuer. 

g. Die mit der unverdroffeniten edelften Bemühung bewirkte 
vorzüglich Liberale Vorſorge für die Angehörigen des 
ehemaligen Kaiferlichen und Reichskammergerichts. 

h. Für die überrheinijche Geiftlichkeit und ihre Dienerſchaft, 

i. Die zum Beſten der Deutſch⸗ und 

k. Johanniter⸗Ordens⸗Ritter bewieſene Theilnahme. | 
1. Die für die ehethunlichſte Berichtigung des unter Die 

Garantie ded Bundes geftellten Schuldenwejend getragene 
Sorge. 

m. Die für den erwünichten Zweck eines freien Verkehrs der 
nothwendigften Bedfirfniffe in den Bundesftaaten, 

n. Die den häufigen Auswanderungen gewidmete Aufmerf- 
ſamkeit, und endlich 

o. die für den eintretenden Fall einer Bertagung der Bundes: 
verjammlung beliebten einftweiligen Anordnungen werden 
fonder Zweifel jedem billig Denfenden genügend beweifen, 
daß Wir in Hinficht Unſerer innern DVerhältniffe zwar 
auch.noch weiter gegaugen fein würden, hätte es nur au 
Unferem lebten Willen gelegen. 

p. Der über Unfere diplomatischen Verhältnifle gefaßte und 
zum Theil ſchon in Vollzug gejeßte Beſchluß, jo zwar, 
Daß aud) 

q. zur Sicherung des deutſchen Seehandels bereits vielſeitige 
Einſchreitungen erfolgt ſind, wird, ſowie die 

r. zur Entwerfung einer Matrikel gelieferten, moͤglichſt um: 
faſſenden Vorarbeiten, welde als ſolche weit mehr als 
die vorgelegte Aufgabe mit Dem rühmlichſten Fleiße und 
der thunlichften Genauigkeit gelöjet haben, Unjere gleiche 


vu 
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Berüdfihtigung für die auswärtigen und militäriichen 
Verhaͤltniſſe als für den Augenblid vollkommen hinreichend 
beurkunden.“ 

Die Bundesverſammlung dankte dem Vorſitzenden für feine 
einſichtige und thätige Geſchäftsleitung und Beförderung, fo wie 
für Die energijche Bemühung zur Erreichung des dieſer Verſamm⸗ 
lung vorgejeßten Zieles. v. Gagern allein hielt fich veranlaft 
in ausführlihem Vortrage feine Anfichten auszuſprechen. Er 
meinte, da er, alles in Anfchlag gebracht, nur zu günftigen Refuls 
taten und Erwartungen fomme, auch fich keineswegs zu fcheiten 
brauche die Hand an die ſchadhaften Stellen zu bringen. Es 
ftellte nach feiner Unficht Niemand das vernünftige und behut- 
fame Vorrüden der Bundesverfammlung und des Syſtems über: 
haupt ernftlic in Abrede; es ſei Dies in früheren Abftimmungen 
ſattſam dargethan. Nichts defto weniger jet Gährungsftoff im 
Baterlande fehr fihtbar, und das Unvollftändige, Unvollendete, 
Unreife vieler Dinge nicht zu leugnen. Nicht zu leugnen jet, daß 
der Bund felbft nicht überall richtig gewürdigt werde und feine 
organiihe Einrichtung noch lange erwarten werde Nicht zu 
leugnen fei, daß Art. 13 der Bundesacte und die ſonſt gegebene 
Verheißung landſtaͤndiſcher Verfaffungen, noch faft überall auf 
die Ausführung warteten. Den Einen, und vtelleiht auf 
ſehr hoben Stufen, erjcheine der Bund unerheblih und 
Ioder, eine bloße Rolle der Ausfüllung auf der europäiſchen 
Schaubühne, den Anderen wohne eine zu große Erwartung bei, 
eine Verfennung des eigentlichen Zweded der Union, indem fie 
ihre individuellen Zwede als die Hauptjache hineintrügen. Bu 
häufig werde in den Forderungen an den Bund nicht bedacht, 
daß er minder fürdhtend als furchtbar ſei. Es fei der Bunb 
nicht geichloffen an einer Waldecke durch einen Walter Fürft und 
Werner Stauffacher, Jondern Durch Franz und Friedrich, Wil- 
beim und Maximilian an der Spiße fiegreicher Heere, im agitir- 
ten Gongrefje der Kaiſerſtadt. Darum gebühre ihnen auch das 
reinfte Anerfenntniß, wenn fie ihr eigenthümliches Intereſſe nicht 
immer voranjeßten, den Bundeserforbernifien fid) anjchlöffen, oft 
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das erfte Beifptel gäben; kurz, wenn fie das Offenfive ihrer 
Macht dem Defenfiven ihrer großen, politiich fittlichen Anftalt 
unterordneten, ohne den gemeinfchaftlichen Wehrftand außer 
Augen zu laflen, was eben das für tie Wohlfahrt und den Ruhe⸗ 
fand der Srde zu löſende Problem fei. 

Ueber das Innere der deutfchen Staaten im Verbältnig mit 
der Bundesacte und den Forderungen der Zeit Tönne er- ich aber 
nicht befriedigend ausdrüden, Man wife in Srantreih, England 
und den Niederlanden jehr wohl, daß den großen europälichen 
Rationen zwar eine monardijche aber geregelte Verfaſſung ges 
zieme; man fet dort von republicanifchen Srrthümern und dema⸗ 
gogifchen Ausjchweifungen zurückgekommen. Aber man ehre dort 
die Freiheit, und wende nichts ein, wenn man vepublicanifchen 
Geiſt, die ganzen lebendigen Gefühle für ein Gemeinwefen, die 
Freimüthigkeit ohne Grobheit und Beleidigung, die in gehörigem 
Schranken gehaltene Reibung der Meinungen auf ſolche monar- 
chiſche Verfaffung übertragen. Nach großbrittannifchen Ideen ſei 
das Koͤnigthum in Nation und Parlament vollkommen begriffen. 
In Deutſchland aber wolle man auf der einen Seite Volk und 
Fürft ald entgegengefeßte Begriffe hinftellen, ummwälgen, auf ber 
andern Seite vermiffe man im Rathe und Gefolge der Fürften 
den gewünfchten Tact, um den medius terminus, auf den ed an- 
komme, um die rechte Definition der Fürftlichfeit und Souverainetät 
zu finden. Daber fam die Verlegenheit zwiſchen dem 
gegebenen Worte und deſſen Haltung, genährtes 
Mißtrauen, willlommener®orwand um zu hemmen, 

Bis dahin konnte man in Gagerns Rede nur die Anjchauung 
eined wohlmeinenden Patrioten finden, der ehrlich genug war, 
die unwillkommene Wahrheit den Fürften Deutjchlands oder 
vielmehr ihren unmittelbaren Rathgebern unverhüllt zu jagen. 
Gr ſchwaͤchte aber den Eindrud der Rede durch die folgende 
Betrachtung, in welchen er eine Vertheidigung ber neuen An- 
maßungen des Adels verſuchte. Seine Schilderung des Models 
paßte auf den an den Höfen einflußreichen Adel nur in wenigen 
Fällen, denn es ließ fich nicht Teugnen, Daß ein großer Thoil 
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bes beutfchen Adels den Charakter des Hofadels aber nicht 
ben des Landesadels trug, ja daß ed babin wiederum ge 
kommen war, daß man in ber Benennung Landadel gleichſam 
eine geringeree Dualität Des Adels gegenüber dem an ben Höfen 
fid) bewegenden Adel erblidte. Deßhalb war Gagerns Angriff 
auf diejenigen, welche den privilegienfücdhtigen Hof- und Beamtens 
adel, der in vielen Fällen aud nicht Die geringfte Bürgjchaft 
eines unabbängigen Standes ber Nation bot, worauf er doch ein 
fo großes Gewicht Tegte*), — in der Preſſe geißelten, 
ein durchaus ungerechtfertigter. Die Nation wußte ſehr wohl, 
in welchen Kreijen die Schürer des Mißtrauend gegen bed Volkes 
Snterefien zu fuchen waren, und mußte nothwendig erbittert 
werben, wenn fie aus ber Mitte jened Standes Forderungen 
heroortreten jah, die, wie die eines Herm v. Schü, nach Zu⸗ 
ftänden zurücwielen, welche Die Unterjochung Deutſchlands durch 
einen fremden Eroberer herbeigeführt hatten. Welche Opfer 
hatte e8 dem Volk gekoftet, dieſem Eroberer das Land wieder 
zu ‚entreißen! Beller wäre es geweien, wenn Gagern fid) von 
diefem Theile jeined Standes öffentlich losgeſagt, wenn er, als 
Ariftocrat im edlen Sinne des Wortes, der Thorbeit der Ver⸗ 
blendeten, welche vor den Höfen und fonft Gewalt habenden Perſo⸗ 
nen Trochen, dem Bürger gegenüber hochmüthig und aufgeblafen 
waren, in jener Art und Weile den Text gelefen bätte, in welcher 
bei manden Gelegenheiten der Freiherr v. Stein feinen Born 
und jeine Verachtung ohne Unterſchied der Perfon ergoß. Die 
politiichen Oppofitionsblätter der damaligen Zeit hatten deshalb 
auch Leichtes Spiel mit diefer Vertheidigung bes Adeld von 
Seiten des Freiheren v. Gagern und eines der gelefeniten Blätter 
äußerte damals mit Bitterfeit: „Stellt einen Abel hin, der auf 
That oder Befiß, auf Geift oder Amt gegründet ift, und wir 
werben ihn achten. So lange aber gemeine Seelen, die 


*) Bin Freiherr v. Rochow, kon. fühl. Appell -Rath, Hatte fogar der 
Negierung es zur Pflicht gemacht, den fächfiichen Adel aufrecht zu erhalten, 
weil er fo gahlreich und fo arm und doch fo ehrgeizig ſei. 
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nichts für fi) haben, als daß fie von einer vielleicht fehr lie⸗ 
derlichen Mutter geboren find, die das Wörtchen „von 
vor ihren Namen feßen durfte, und die allein wegen biefes 
Umſtandes fi) Edelleute nennen und als ſolche größere An- 
ſprüche in der Geſellſchaft machen und erfüllt ſehen, fo ange 
wird Spott und Hohn nicht ausbleiden und foll nicht aus⸗ 
bleiben”. Es war gewiß nicht Gagernd Wille, eine Kritik 
feiner Vertheidigung der Prätenfion des Adels in den folgenden 
Worten jeiner Rebe zu geben: „Nachdem ich gerechten Tribut 
ber Monardyie und Ariftofratie gebracht habe, bin ich nicht mins 
ber auch Demokrat. Freilich nicht regellos und ftürmifch, fondern 
ich firebe in dem veritändigen Sinne es zu fein, der ber Freiheit 
umd der Ordnung zujagt. Denn das ift es eben, worin wir 
zurüd find; der unverfländige und jchädliche Antagonismus in 
Deutichland, Den ich Befeinde, daß ſchon das Wort „Ariftofratie” 
ben Ohren der einen fo ein Gräuel ift, ald den anderen „Demo- 
Tratie”. Ich befenne mich Dazu fo unumwunden, Daß ih man⸗ 
Gen Herren an der Donau vielleiht damit in 
Grftaunen feßen werde”. 


Das war ed eben, daß ein Mann wie Gagern, von milder 
verföhnlicher Gefinnung bet feinen Standesgenofjen an der Donau 
und fonft ein jo großes Erſtaunen wegen feiner Anfichten erregte, 
das bewies den verwerflihen Standpunkt derjenigen, welche 
Gagern als den Adel Deutſchlands vertheidigte, Dad war gerade 
die Bittere Kritik feiner Vertheidigung der Ariftofratie. 


Am meiften, meinte endlich Gagern, jei er entrüftet gegen 
die Klaſſen, die in übler Laune oder Abfiht fragten: „was 
Deutſchland gewonnen habe?” Gr jagte: zuerſt Unabhängigkeit 
und feften Frieden und die Mittel, fie zu behaupten Wäre es 
jo gewejen! Fremde behaupteten, daß Deutichland feine Ver⸗ 
faffung nicht ohne ihren Willen und ihr Zuthun ändern fönnte!*) 
Bundesgefandte meinten, Deutjchland fei nur ein Defenfivbund 


>) Siehe ©. 237 die Note des Grafen Meinhard. 
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gegen dad Ausland!" Die Gongrefie von Carlsbad, Aachen, 
Troppau, Laibach, Verona beichloffen über Deutjchland ohne fein 
Buthun, gegen feinen Willen! Die Seeräuber elender Raub- 
fianten höhnten es!) War das Unabhängigkeit und feſter 
Friede ? | 

Die tröftende, erquidende und flärfende Meinung, welche 
alle Klaſſen des Volks im Jahre 1815 belebte, daß Deutjchland 
die ſchlechteſte Zeit Durchlebt hätte, war erjchüttert. Die Zuver⸗ 
ficht, daß die Schändung der Welt, Daß dad Unglüd Deutjch- 
lands von einem Groberer auögegangen, daß mit feinem Falle 
die entfittlichenden Grundjäße, welche er handhabte, verjchwinden 
würben, war in den Gemüthern der unabhängigen Männer der 
verfchiedenften politischen Richtung gejchwunden: Freiherr v. Stein 
und die Nemeſis waren darin einer Anficht. ‚ 

Faſt wie Hohn mußte e8 eingeweihten Ohren Elingen, wenn 
dann v. Gagern ferner fragte: „wad wir gewonnen haben? Nach⸗ 
dem wir feit Karls V Zeiten nicht anders gewohnt waren, als 
nachtheiligen Frieden zu fchließen ***), Daß endlich ein befjerer 
Tag und befjere Möglichkeit erſchienen iſt. Was wir gewonnen 
haben ? Ein feſteres Grenzſyſtem.“ Wir jahen oben (S.104ff.), welche 
Grenze Deutſchland gewonnen, was den gedemüthigten Feinden 
geblieben war. Wenn er aber gar fagt: „daß die Mutter 
heiterer das Kind unter ihrem Herzen trägt, der "Sorge und 
Angft enthoben, einen Sclaven zu erziehen, fondern im Vorge⸗ 
fühle, daß fie einen freien Mann dem Vaterlande darbringen 
wird”, fo hätteer fich erinnern follen, Daß gerade der fremde Eroberer 
und fein Einfluß in vielen Theilen Deutfchlands erft Die Leibeigen⸗ 
ſchaft gebrochen hatte, und daß im Augenblide, wo er ſprach, es 
noch Theile unfered Vaterlandes gab, wo fie fih in voller Blüthe 
befand, und endlich, daß gerade von mehren feiner Standes- 
genofjen diefer Krebsjchaden der freien Entwidelung eines Volkes 


*) Eiche S. 288 bie Anſicht ber Commiffion. 
**) Siehe ©. 224. 
2%) Beiläufig übrigens hiſtoriſch nicht richtig. 
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mter den beliebten Nebensarten „väterliches Regiment der Guts⸗ 
herrſchaft u. dergl.“ eine beredte Vertheidigung fand. 

Es konnte nicht fehlen, daß dieſe auffallenden Blößen in der 
Rede Gagerns Spottund Born der Preſſe bervorriefen *), und die 
fonftigen Verdienfte des milden und verföhnlichen Diplomaten 
überjehen ließen. Die öffentliche Meinung, weit entfernt durch 
die Verſöhnlichkeit erftrebende Rede Gagerns gewonnen zu wer 
ben, war faft durchweg“*) gegen Die Bundesverfammlung einges 
nommen. Nicht Daß man den guten Willen der Bundesgefandten 
im Allgemeinen mißtrante; hatte doch felbft der Präfidialgefandte 
eaffärt *%*), daß alle Gegenſtände jo viel es Die Umſtände 
und der Umfang der eingegangenen Snftructionen 
erlaubten, erledigt ſeien! Aber an dem guten Willen einzelner 
Fürften zweifelte man und insbefondere hatte man gerechte Urfache 
die Verzögerungen dem öſterreichiſchen Kabinet zuzuſchreiben. 
Denn ſchon im Monat Maͤrz zu der Zeit, als die Hofmannſche 
Beſchwerde zu erledigen war, gelangte ein Schreiben Metternichs 
an den Grafen v. Buol, welches auf die zum Geburtstage des 
Kaiſers eingegangenen Glückwünſche der Bundesgeſandten ant⸗ 
wortete, in die Oeffentlichkeit. 

Das Schreiben lautete: „Wien, den 2. März Aus Ew. 
Greelleng geehrtem Schreiben vom 12. v. M. entnehme id, baß 
die Herren Bundestagsgejandten, Minifter und Excellenzen, Hoch⸗ 
deınfelben die Slüdwünjche zum Geburtsfefte Sr. Maj. des 
Kaiſers dargebracht haben. Ach habe es für Pflicht gehalten, 
Sr. Maj. den Kaifer davon zu unterrichten und bin ausdrücklich 
beauftragt, Ew. Excellenz zu erfuchen, den fämmtlichen verehrten 
Herren Bundestagsgejfandten, Miniftern und Reſidenten zu vers 
fihern, daß Allerhoͤchſtdieſelben dieſe bejondere Aufmerkſamkeit 


—— 





*) Nemeſis v. Luden, — Zeiten von Voß ꝛc. 

**) Ausnahmen machte in einigen Artikeln die Allg. Augsb. Zeitung 
(1817 Beil. Nr. 96), während in andern Artikeln berfelben Zeitung eine 
ziemlich entgegengefeßte Meinung zu Tage trat. 

*ce) B. Br. 1817 Fol. 722. 
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als folche anerkannten und in gerälligfter Art verdankten, ſowie 
auch die bezeugten Gefinnungen aufrihtigft und freundfchaftlichft 
erwiderten. Se. Maf. wiederholen mit Vergnügen bei 
dieſer Veranlaſſung die Berfiherung, daß Aller: 
höchſtdieſelben in allen Verbältniffen um fo mehr 
nur unverrüdt Des deutſchen Bundes Beftand und 
Wohl, ohne alle Privatrückſichten auf Defterreid, 
zum Bielpunft nähmen, da nad) richtiger politifcher 
Würdigung das wahre Intereſſe der öfterreihifchen 
Monarchie von jenem des deutſchen Bundes nicht 
verſchieden fein könne. Se. Maj. werden daher die Ange⸗ 
legenheiten des deutſchen Bundes ftetd mit der wärmften Theil- 
nahme, zugleih aber audy mit jener Ruhe behandeln, weldye 
Allerhöchftdiefelben für die Intereſſen Deutſchlands fo vorzüglich 
nothwendig halten. Se. Majeftät vertrauen deshalb aud, 
daß ſelbſt beiirgend einer dem Anſcheine nad) zögern- 
den Erklärung weder auf Tältere Theilnahme ge: 
ſchloſſen, noch ſonſtige Beforgniffe gehegt werden 
möchten, Allerhöchſtdieſelben gehen in Behandlung 
der Bundestagsgeſchäfte von dem doppelten Geſichts— 
punkte aus, daß der Bundestag keine vorübergehende 
ſondern fortwährende politiſche Verſammlung aus: 
made, folglihichonaus dieſem Grunde jedes Drängen 
der Geſchäfte zu vermeiden ſei; zugleich auch find Se. 
Ma. der Ueberzeugung, daß jede nachtbeilige poli- 
tifhe Reibung am Bundestage, noch mehr aber eine 
wirkliche Spannung oder Theilung möglidft, und 
befonders beim Beginnen feiner Gejhäftswirfjam- 
feit vermieden werden müſſe; in beiden NRüdfichten 
dürfte daher theils ruhige Berathbung ohne übertrie- 
benes Drängen der Geſchäfte theils aber vorläufige 
Rückſprache unter den Kabinetten und Regierungen 
in einzelnen, einer umfajfenden Auslegung fähigen 
Fällen am geeignetften jein, jeden nakhtheiligen 
Ausbruch beim Bundestage zu verbüten Von biefen 
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Gefihtspunkten find Se. Majeftät bisher ausgegangen, dieſe 
werden audy fortwährend Allerhöchftdiejelben Leiten, und in derer 
treuer Befolgung, verbunden mit unverrüdtem ausjchließenden 
Did auf Deutſchlands Geſammtwohl, find Se. Majeftät übere 
zeugt, Daß auch ſelbſt bei Verſchiedenheit der Anfichten in ſolchen 
Fällen das Nefultat der Verhandlungen gewiß jeberzeit zur 
freundſchaftlichen Wereinigung führen werde. Gm. Excellenz 
erſuche dieſe Geſinnungen Sr. Mafeftät fi) ebenjo ſelbſt zur 
Leitung zu nehmen, als auch bei jeder fich ergebenden Veran⸗ 
lafjung jelbige den Herren Bundestagsgefandten zu bethenern. 
Ich x. 


Drittes Kapitel. 


Verhältwuig der Yundesverfammlung zu dem Streben nach Gleichberechtigung 
der Confeſſionen, insbefondere Emancipation der Inden. 


Wir erinnern und an die Vorfchläge der Commiſſion über 
die Reihenfolge der Bundesverfammlung, wonach auf die Erfüllung 
des Art. 16 der Bundedacte überall gebrungen werden follte; 
inöbefondere fand man es der Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß 
auf die möglichft übereinftimmende Weiſe Die bürgerliche Ver: 
beſſerung der Bekenner des füdilchen Glaubens in Deutſchland 
fo ſchnell als thunlich hinzuwirken. 

In manchen Ländern drohte die Lage der Juden wiederum 
eine ſehr traurige zu werden. Die Verhandlungen des Wiener 
Congrefſſes hatten aus der urſprunglichen Faſſung des Art. 16 
ber B. A.: „Jedoch werben den Befennern des jüdifchen Glau⸗ 
bens bis dahin (d. h. bis zur in Ausficht geftellten bürgerlichen 
Verbefferung derjelben) Die denjelben in den einzelnen Bundes⸗ 
fanten bereits eingeräumten Rechte erhalten’, — Das Woͤrtchen 
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in in bad Wörtchen „von“ verwandelt; Veranlaſſung Dazu 
hatte ber Vertreter der freien Stabt Hamburg am wiener Con⸗ 
grefe gegeben. Damit waren aber in allen Ländern, welche zu 
dem früheren Königreich Weftphalen, zu dem Großherzogthum 
Berg, zu dem hanſeatiſchen Bezirk, zu den Xändern des Linken 
Nheinufers, injfofern der Code Napoleon nicht beibehalten war, 
faft jedes Necht der Juden in Frage geftellt. In manchen Län⸗ 
dern waren die Regierungen einfichtig genug, Den Juden ihre 
einmal erworbenen Rechte zu nicht nehmen. In anderen Staaten 
Dagegen traten traurige Neactionen ein 3. B. in Hannover; nicht 
minder drohten den Juden in den freien Städten jehr empfind⸗ 
lihe Nachtheile. Am meiften trat dieſes bei den Juden in 
Frankfurt hervor. In der Wiener Songreßacte war für die Krank: 
furter Verhältniffe allerdings ein Mittel für die fofortige Ein» 
wirkung der Bundesverfammlung gegeben, da nah Art. 46 
diefe die franffurter Verfaffungsverhältuiffe unbeftreitbar zu orb- 
nen hatte. 

Der politiihe Standpunkt, ja die politiiche Bildung zeigt 
fich faft auf keinem Gebiete mehr, als bei Gleichftellung ber 
Bekenner der verjchiedenen Glaubensbekenntniſſe. Was aber Die 
anzuftrebende Gleichftellung der Juden und der Chriften betrifft, 
jo find heute Die Meinungen durchaus noch nicht geflärt genug, um 
den richtigen Standpunkt feitzuftellen. Viele Verhältniffe wirken hier 
mit, um die Meinungen zu verwirren. Ein Bild damaliger Anfichten 
liegt in dem Streite der freien Stadt Frankfurt mit den dortigen 
Juden In den Verhandlungen der Bundesverfammlung deutlich 
vor. Das, was bisher Darüber bekannt geworden, fol von ung 
hier nur furz dargeftellt, Dagegen Die bi8 dahin geheim gebliebe- 
nen Verhandlungen ausführlicher behandelt werden. Beginnen 
wir mit der hiftorifchen Darftellung der Sache felbft. 

Auf den Beſchluß in der Bundesverfammlung in ber 13. 
Sitzung vom 19. December 1816, wodurd von der rubricirten 
Beſchwerdeſache Mittheilung an den Senat der freien Stadt 
Frankfurt erging, um fich innerhalb einer Krift von zwei Monaten 
darüber bin bezüglich zu Außern, Damit Diefe Beſchwerde gütlich 
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Befeitigt, ‚ober aber zur gehörigen Entſcheidung des Bundestags 
gebracht werde“ — hatte der gedachte Senat, nach einigen wei⸗ 
teren Befriftungen eine Gegenerflärnng mit drei Anlagen unterm 
8. Mai 1817 übergeben. Die Anlage 1 gab eine gejchichtliche 
und rechtliche Darftellung der Rechts⸗ und Gemeindeverhältnifie 
der franffurter Judenſchaft; Anlage 2 war dad demjelben ange 
hängte Gutachten der AJuriftensacultät in Berlin, und Anlage 3 
eine andere, gleichfalls angejchloffene Denkjchrift zur Beleuchtung 
ber Anſprüche der Judenſchaft bei Anwendung des 16. Artikels 
der Bundesacte. In der erften Bejchwerde hatten die Juden 
nad Anficht Des Referenten Über dieſe Angelegenheit (v. Pleſſen) 
berichtet, daß der franffurter Judenſchaft wirflid das völlige 
Bürgerrecht zur Sleichftelung mit den übrigen Bürgern von dem 
Großherzoge von Frankfurt gegen das genannte Ablöfungsgeld 
zugeltanden worden, und fie fi) auch jo lange in Ausübung 
deſſelben befunden, Bid jie zuerft unter Dem proviforischen Gou⸗ 
vernement und durch die weiteren Verfügungen der Stadt außer 
Befiß davon gejeßt ward. Ihre Reclamation beim Bundestage 
war beftimnt auf den vollen unbejchränften Befig und Genuß 
jener’ vom Großherzoge erhaltenen bürgerlichen Nechte gerichtet. 
Es war hierbei aber einleuchtend, daß Diefer Antrag 'auf Die 
Wiedereinſetzung in ſolchen Befiß ein ordentliches Tichterliches 
Berjahren zur Entfcheidung erfordere, mithin der Gegenftand 
fowie er vorlag, durchaus juriftiicher Natur und eine Rechts 
ſache fei. 

Die Reclamation bezog ſich bieferhalb auf Die Art. 45 u. 46 
der Congreßacte, auf die jogenannte Selbſtſtaͤndigkeitsacte und 
auf Die nachfolgenden Schreiben der Faiferlich öfterreichijchen und 
königlich preußilchen Minifter, Fürſten Metternidy und Harden⸗ 
berg, aber auch auf den Schluß des Art. 16 der Bundesacte: 
„daß den Befennern ihres Glaubens bi dahin, daß Die bürger- 
liche Verbefjerung der Juden auf eine möglichft übereinftimmende 
Weiſe in Deutfhland zu bewirken fei, die denfelben von ben 
einzelnen Bundesſtaaten bereit eingeräumten Rechte erhalten 
werben ſollen“. In diefer Hinficht war es wohl außer Zweifel 

Grfer Theil. 20 
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geftellt, daß die Bunbesverfammlung fi veranlaßt und befugt 
halten mußte, die vorgebrachte Beſchwerde anzunehmen, um ſolche 
unter ihrer leitenden Beſchlußnahme zu einer rechtlichen Entſchei⸗ 
dung zu bringen. Um dieſe aber in gehöriger Ordnung herbeis 
zuführen, follte aud) die Stadt Frankfurt ihrerſeits mit ihren 
Einwendungen und Gegengründen noch erft gehört werden. 

Die Fragen, welche nun dabei vorzüglich in Vetracht zu 
fommen und zur Erörterung zu Bringen waren, waren folgende: 

1. Wurden die befagten Verordnungen Des Großherzogs von 

Sranffurt, wodurch der Frankfurter Judenſchaft das unbe 
Ihränfte Bürgerrecht ertheilt worden, zu der Zeit und 
nach ter damaligen Verfafjung ſowohl des Staats über- 
haupt, wie der einzelnen Beftandtheile und nad beren 
Sommunalredhten auf eine gültige und rechtmäßige Weiſe 
erlaflen, um weiter verbindliche Folgen zu haben? und 

2. in wie weit war auch in dieſem angenommenen Fall noch 

die Stadt Frankfurt nad) den feitdem veränderten Umftän- 
den, da fie ihre Freiheit und eigene Verfaſſung wieder 
erlangt hatte, an die Erfüllung und Haltung folder Ber: 
orduungen der vorigen Negierung ber daraus für Dritte 
erwachſenen Anfprüche gebunden *) ? 

Zur Erörterung diefer beiden Fragen konnte erft die Erflä- 
rung der Stadt führen, ehe fih nur über ven Stand der Sache 
oder über die von den Neclamanten deßhalb gemachten 
Borausjeßungen und zu deren Unterftügung angeführten Gründe 
zichtig urtheilen ließ. Die Prüfung und Anwendung aber ber 
von ihnen in Bezug genommenen Beftimmungen bed Wiener 
Congreſſes und der fonftigen Erläuterungen deshalb würbe nur 
demnaͤchſt zur eigentlichen Entjcheidung der Sache gehört haben. 
Indem jedod) jene zwei Fragen zuvor erläutert worden, und Die 
Stadt fi) Darüber genügend zu erklären batte, jo würde daraus 
auch die Unmwendbarfeit des in in dem angezogenen Artikel 16 


®) Diefe Bragen hatte ſchon ein Gutachten ber juriſtiſchen Wacultät zu 
Gießen aufgefteflt (d. 1. Juli 1816) und zu Bunften der frantfurter Juden 


beantwortet. Dagegen hatte bie berliner Juriftensfgacultät die beiden Fragen 
mit Nein beantwortet. 
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ber Bundesacte ausgeſprochenen Grundſatzes über den einftweis- 
ligen Befigftand, worin Die Sfraeliten bei den bürgerlichen Rechten 
erhalten werden jollen, die ihnen won den einzelnen Bundesftanten 
bereit eingeräumt waren, für den vorliegenden Fall fich noch mehr 
ergeben haben, je nachdem es fich zeigen mußte, ob Binlängliche 
Urſachen und eingetretene Umftände vorhanden, weshalb bie 
Stadt Damals an jene früheren Verfügungen der vorigen groß« 
berzoglichen Regierung in diefem Betreff nicht weiter gebunden 
fein, oder doch darauf zurüdfommen könnte. 

Bei diefer Veranlaffung nun, da in einer am Bundestage 
zugelaſſenen Rechtsſache ein fürmliches richterliches Erkenntniß 
nöthig werben mußte, leitete v. Pleſſen die Aufmerkſamkeit der 
Bundesverfammlung auf die richtige Betrachtung: in wie fern 
überhaupt fie ſich für geeignet und beftellt halten 
durfte, in ihrer Mitte Rechtsſachen zu verhandeln, 
rechtliche Erfenntnifje zu ertheilen, oder jelbft eine 
gerihtliche Anftanz zu bilden? Abficht und Mittel fchienen 
hierbei noch keineswegs gegeben; der Bundestag an fi) war 
wenigftens fein judiclum formatum, Einrichtung und Erforderniffe 
dazu mußten noch vorausgehen, wenn er ed werben jollte. In 
der Bundesacte fand fich aber weder ein Grund noch eine Be 
fimmung, welche ihm die Aufgabe eined eigenen gerichtlichen 
Berfahrend machte. War die Frage nun auch noch unbeftinmt 
gelafjen bei den Rechtöftreitigkeiten, Die Privatperjonen oder Cor⸗ 
porationen mit den Regierungen eined Bundesftaates hatten, in 
fofern der Bundestag foldye anzunehmen befugt fein fonnte, wie 
bier der Fall war, jo bot fi) Doc) aus dem Art. 11 der Bunde: 
ade eine Analogie dar, wie ed wohl nicht Abficht gewejen, daß 
daß der Bundestag bei Rechtöftreitigkeiten überhaupt jelbft Die 
die richterlihe Snftanz bilden follte Der angezogene Artitel 
verweifet bekanntlich die Streitigkeiten der Bundesglieder unter: 
einander an die Bundesverfammlung, jedoch nur, um Durch einen 
zu beftellenven Ausſchuß Die Vermittelung zu verfuchen und bes 
ſtimmt ausdrüdlich weiter, daß Bei ſolchem fehlgeiählagenen 
Verfuch eine etwa nothwendige richterlihe Entſcheidung durch 
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eine wohlgeordnete Aufträgalinftanz zu bewirken, der Bundesver⸗ 
Sammlung obliegen follte. Hiernach werden. aljo die Streitigkeiten 
an biefelbe gebracht, fie verhandelt ſolche bis auf einen Punkt, 
der immer nöthig ift, um ſelbſt ſolche ausgleichen zu Eönnen, fie 
bat auch im entftehenden Yale Die weitere Leitung, um eine In⸗ 
ftanz zum Spruch anzuordnen, und Die Sache immer zur Ent» 
ſcheidung zu bringen, nur foll fie nicht felbft darin richterlich 
Iprechen und enticheiden. v. Pleflen, als Berichterftatter, faßte 
die Sadye folgendermaßen auf: 

Um auf eine ähnliche Weile bei andern Rechtsſachen zu 
verfahren, die vor Die Bundesverfammlung gebradyt würden, - 
und die fte zuläffig finde, würde fie anſtatt obiger Auſtraͤgalin⸗ 
ftanz verichiedene‘ Mittel und Wege einfchlagen Töunen, um 
ein vechtliches Erkenntniß darin zu bewirken: 

1. Zu dem Behuf einen beſondern Ausſchuß aus ihrer Mitte 

nieberfeßen ; 

2. bei Berihidung Der Akten ein rvechtliche8 Gutachten von 
einer Univerfjität oder Gerihhtöftelle zur vorherigen Eroͤr⸗ 
terung ber Rechtöfrage einholen; oder 

3. die Sache zum förmlidhen Spruch an irgend ein Ober: 
tribunal in einem ber Bundesflaaten nach der jedesmaligen 
Beſtimmung verjchiden, jo Daß foldye Entfcheidung. von 

dem Bundedtage bewirkt, auch von hemfelben den Bar» 

teien, die fih an ihn gewandt, ertheilt würde; jo wie 
diejed auch bei Gerichtöftellen, wenn Verſchickung der Akten 
Statt findet, gefchebe. 

Die Bundesverfammlung würde nad) jebesmaliger Vorkom⸗ 
menheit unter biefen Mitteln nur wählen Eönnen und zu beftim- 
men haben; wenn gleich das Dritte, nämlih der Spruch 
Rechtens Durch ein Obertribunal, in mancher Hinficht den Vorzug 
zu verdienen jcheine, 

Die Natur der vorliegenden Sache hatte bei Pleſſen dieſe 
Betrachtung herbeigeführt, jubald es zu einer rechtlichen Entſchei⸗ 
dung derjelben fommen folte Es war indeſſen jelbft nad Der 
in der frankfurter Conftitutiond-Grgänzungsacte angebenteten Ab⸗ 
fiht zu erwarten, ob folche nicht noch vermieden und durch bie 
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von der Stadt Frankfurt zu begehrende Erklärung vielleicht beide 
Theile fi) veranlaßt fähen, fich gütlicy zu vergleichen, indem 
verfucht würde, einen billigen Maßſtab auszumitteln, nach welchem 
die obgedachten Anſpüche der franffurter jüdiſchen Gemeinde bei 
ber eingetretenen Veränderung Der Lage und Umftäude mit dem 
neuen Zuftand und den Rechten der chriftlichen Bürgerfchaft 
ausgeglichen und Die gegenfeitigen Verhaͤltniſſe mit gehöriger 
Berüdfichtigung des allgemeinen Intereſſes für die Zukunft feft- 
geſetzt werden Fönnten. Der Bundestag entzog ſich ſicher 
nicht es Tag in feinem Intereſſe jelbft durch feine leitende Wirkung 
eine ſolche Ausgleichung möglichft zu befördern, um auf diefem 
Wege Die angebrachte Beſchwerde zu bejeitigen. 

In allen diefen Rüdjichten ftimmte Pleſſen dahin: 

„daß zuvörberft die Stadt Frankfurt zur Gegenbemerkung 
aufgefordert werden möge”. 

Sm Ganzen fchien der Berichterftatter des Bundes mit ben 
Anfprüchen der Juden in Frankfurt einverflanden zw fein, und 
den hiſtoriſch rechtlichen Ausführungen Derjelben feinen Beifall 
zu geben. 

Der Senat äußerte unn in feiner eigentlichen Eingabe, 
wie Bei Reyulirung der bürgerlichen Verhältniffe jüdiſcher Ein: 
wohner einzelner. Staaten auch noch rationes salutis rei publicae 
ehristianae nad) den LXocalitäten in vorzüglichen Betracht kommen 
müßten, wobei fich dann der Unterſchied zwiſchen großen Reichen 
und Staaten, in welchen jüdische Familien zerftreut Ieben, und 
wo ed an der Möglichkeit, die Juden zum Aderbau und andern 
bürgerlichen Gewerben, außer dem Handel, anzubalten, nicht 
gebräche, und dem Iocalen PVerbältnig einer einzelnen Stadt, 
deren chriftliche Bürger Iedigli auf den Handel und einige 
andere Gewerbe bejchränft jeien, von felbft aufbränge. Sollten 
die hriftlichen Bürger nicht endlich um ihre Nahrung und Gewerbe 
gebracht, "und dielfreie Stadt Frankfurt nicht nad) Jahren in eine 
Judenſtadt verwandelt, follte dad von allem Unterthanenverband 
wiederum gelöfte, und eben Darum von dem großherzoglich frank⸗ 
furtiſchen ganz verfchledene Bürgerrecht der freien chriftlichen 
Stadt nicht herabgewürdigt werben, jo müßten die jüdijchen Eine 
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wohner notbwendig einigen Beſchraͤnkungen, im Verhaͤltniß zu 
den chriſtlichen Bürgern, unterworfen bleiben. Auf die unzähligen 
Klagen, welche die franffurter Bürgerfchaft ſeit mehr ald einem 
Jahrhundert über Die Beeinträchtigung und Bernicdhtung ihres 
Nahrungszuftandes , abjeiten ber übergroßen Zahl Frankfurter 
Juden, geführt, habe auch der vormalige Reich&hofrath, nad 
vorhergegangener LUnterfuhung, eine Abhülfe Durch geſetzliche 
Beichränfungen der jüdiichen Einwohner für gerecht, Billig und 
nothwendig erachtet. — 

Mit dem Entwurf des in der frankfurter Gonftitutiong- 
Ergänzungsace, Art. 7 verorbneten, bem Beitgeift und ber 
Billigkeit entjprechenden Regulativs der bürgerlichen Rechte der 
jüdiſchen Ginwohner, wäre man inzwilhen fo weit ge 
fonmmen, daß ſolches verfaſſungsmäßig an den gejeßgebenden 
Körper bereitd gebracht worden. Was nur immer neben der 
Aufrechterhaltung des Gewerbes und Wohlftandes der chriftfichen 
Bürgerfchaft beſtehen Tönne, würde der Judenſchaft, wie 
wohl unberechtigter und wegen ihrer bisherigen Widerjeglichkeit 
unverdienter Weiſe darin bewilligt werden, und daneben ihr alles 
dasjenige, was die Bundesverfammlung Fünftig im Allgemeinen 
für ganz Deutjchland beflimmen würde, vorbehalten bleiben. 

In der gejchichtlichen und rechtlichen Darftellung von dem 
Verbältniß der jüdischen Gemeinde zu Frankfurt (Anlage 1) 
wurden nun die Hauptmomente und Angabe der Reclamanten 
zuvor herausgehoben, und nad) deren Anleitung war fehr aus: 
führlich zu zeigen geſucht: 

1. Wie während der Periode der Reichsſtadt Frankfurt bie 

dreierlei Arten von Eatjerlichen, mainzijchen, und von dem 
Rath jelbft aufgenommenen Juden jederzeit in einem uns 
widerſprechlichen Subjectivverhältniffe zu der Stadt ge 
ftanden, und ſolches auf Faiferliche Goncejfionen, Declara: 
tionen, und infonderheit auf die im Sahre 1613 neu 
redigirte Suden-Stätigfeit, welche unter den Aufpicien 
einer Faiferlihen Gommilfion wie ein gemachter Vertrag 
und gütliher Spruch zu Stande gekommen, berubt habe; 
jo dag die Reichsſtadt Frankfurt auf dieſem Nechts⸗ und 
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Verfafſungszuſtand ihrer Judenſchaft ein wohlerworbenes, 
titalo oneroso erlangtes, in feierlichen Contracten, Ver 
trägen, Stadtgrundgeſetzen, kaiſerlichen Reverſalien und 
Privilegien, oberſtrichterlichen rechtskraͤftigen Erkenntniſſen, 
endlich in einem vielhundertjaͤhrigen Beſitze gegründetes 
theures Recht erlangt habe. Die kaiſerlichen Commiſſa⸗ 
rien haͤtten zwar in die Judenſtaͤtigkeit Die Clauſel einges 
rüdt, daß kaiſerliche Majeftät diefe Ordnung nad 
Gelegenheit der Zeit und andern bewegenden Urjachen 
Ihres Gefallend allwegen zu mehren, zu mindern, zu er⸗ 
Hären, auch zu ändern oder gar abzuthun, und eine neue 
zu machen, Sich vorbehalten wollte; es ſei ſolche Claufel 
aber nicht genehmiget, jondern dahin modificirt worden, 
daß auf gemeinem Reichstage oder fonft neue verbefjerte 
Ordnung und Saßung ober irgend eine Aenderung je 
und alle Wege nach geftallten Sachen, dieſerhalb vorzu- 
nehmen, rejervirt bleiben ſolle. Der Kaiſer habe aber 
nicht nur noch in der neueflen Wahlcapitulation verſpro⸗ 
hen: „vie Städte bei ihren wohlhergebrachten Verfaſſun⸗ 
gen und gejeßlichen Regierungsformen zu handhaben, und 
darin willführliche Veränderungen weder zu machen, noch 
zu geftatten "5 fondern der Reichsſtadt Frankfurt wäre 
bei Gelegenheit einer Faiferlichen Reſolution im Jahre 
1742 audy befonders zugefichert: „es bei der ihr ertbeilten 
Konfirmation ihrer Privilegien und anderer überhaupt 
wohl bergebradyten jurium durchgehends gerechteft bewens 
den und damider nichts gejchehen zu laſſen“. 


. Sn der Beriode der Regierung des Fürften Primas des 


theinifchen Bundes fei aber jene Grife eingetreten, welche 
Gewalt an die Stelle des Rechts ſetzte, Feine biäher bes 
flandene, noch fo ehrwürdige Rechts⸗ und Verfaſſungsver⸗ 
bältniffe ehrte, und jo auch die Stadt Frankfurt auf ein 
fremdes Machtgebot der neugejchaffenen Spuverainetät 
des Fürften Primas überlieferte. Die Stadt habe fid 
dabei jeboch der gerechten Erwartung überlaffen koͤnnen 
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„daß wohlerworbene Privatrechte einzelner Bürger ober 
Gemeinheiten, ſofern ſolche nicht durch Reichsgeſetze ge⸗ 
ſchaffen oder gegründet, nur geſchützt, auf dem ſelbſtſtäͤn⸗ 
digen Rechtsboden gültiger Verträge oder Localverfaſſungen 
ruheten, nicht zugleich vernichtet, folglich auch die ihrigen 
künftig ihres Fortbeſtandes ſicher ſein würden“. Der 
Fürſt Primas habe auch Anfangs bei der Huldigung und 
ſeinem Organiſationspatente im Jahre 1806 alle wohler⸗ 
worbenen Rechte der Stadt und ihrer Einwohner zu 
ſchützen verſprochen. Die Judengemeinde habe es gleich 
darauf an wiederholten Verſuchen nicht fehlen laſſen, Die 
Aufloͤſung ihrer bisherigen Verfaſſungsverhältniſſe bei dem 
Fürften durch verſchiedene Anträge einzuleiten, und auf 
die Erjchleihung des Bürgerrechts hinzuarbeiten; allein 
es ſei von demſelben noch am 27. December 1806 unter 
andern darauf rejeribirt: „Daß die Geftattung des Bürger: 
recht ohne einflimmige ausdrüdliche und förmliche beiftim- 
mende Erklärung der Bürgerjchaft nicht geichehen könne ꝛc.“ 
In ſpäteren fürftlichen, im Februar und März 1807 erlaffenen 
juccejfiven Verfügungen wäre es in Anjehung der fänımt- 
lichen Verbältniffe der Judenſchaft bei dem Belikftande, wie 
diefer Durch die bisherigen Geſetze, Gewohnheiten undEntſchei⸗ 
dungen des vormaligen kaiſerlichen Reichshofraths beitimmt 
fei, belaffen. Gleichwohl habe derjelbe Fürſt noch am 
Ende diejed Jahres 1807 eine neue Stätigfeit und Schuß- 
ordnung der frankfurter Judenſchaft erlajfen, Die, wenn 
fie gleih) noch) in den Grenzen der Mäßigung geblieben, 
doch den Juden viele neue Rechte und Vorzüge eingeräumt 
babe, welche mit dem früheren Rechtszuſtande und Den 
wohlerworbenen Privat und Communalrechten der chrift- 
lihen Bürgerjchaft unverträglich geweſen; jedoch Habe 
die Stadt gehofft, Daß es hierbei fein Bewenden behalten 
würde, ald bald darauf in dem, unterm 10. Februar 1808 
erjchienenen neuen Statut, die Bürgerrechte betreffend, 
der Fürft Primas ſich jo ausgeiprochen: „daß den jübi- 
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jhen Einwohnern durchaus nicht gleiche Rechte mit ben 
chriſtlichen zu geflatten wären” — unb Daß, „wer zu 

einer andern Religion fich befenne, als zu einer ber brei 
chriſtlichen Confeſſionen, unfähig fein folle, das Frankfurter 
Bürgerrecht zu erwerben“. Dieſes Bürgerftatut hätte 

ſelbſt die Zulaſſung der Chriften zum Bürgerrechte an 
mannichfache beichränfende Bedingniffe gebunden, und es 

jei daſſelbe während der ganzen nachfolgenden Negierung 

des Fürften Primas und bis zur Wieberberftelung der 
freien Stadt Frankfurt Bei feiner gefehlichen Kraft und 
Würde gelaffen und nie aufgehoben worden; um jo weni- 

ger habe man ahnden können, daß ohne alle Berüdjichtigung 

diefer vielen Erforderniffe der franffurter chriftlichen Bär: 
gerichaft, eine Anzahl von 750 jüdischen Familien in Maſſe 

zu nenen Mitbüirgern auf einmalaufgedrungen werden follten. 
Diefem ungeachtet habe der bald darauf erfolgte, zu Paris 

am 16. Sebruar 1810 gefchloffene unglüdliche Stiftungdvertrag des 
Großherzogthbums Frankfurt die Veranlaffung gegeben, neben der 
Einführung des franzöfifhen Civilgeſetzbuches, auch eine Orga⸗ 
nilation nah der franzöfiihen und insbefondere nad) der 
königl. weftphälifchen Verfaffung feftzufeßen, welche unter andern 
dann auch „die freie Ausübung ded Gottesdienſtes der verjchiebenen 
Religiondbefenntniffe, die Aufhebung der bejondern Verfaſſungen 
der Provinzen, Städte und Gorporationen, eben jo der Privi: 
fegien einzelner Perfonen und Familien, foweit fie mit der Bes 
folgung der Geſetze im Widerſpruch ftänden; — und Aufhebung 
der Leibeigenſchaft“ verfügte Mit jenen in der einen Organis 
fationsacte ausgeſprochenen und feftgefeßten Grundſätzen wäre 
mm auch der Anſpruch der frankfurter Judenſchaft auf das volle 
Bürgerrecht der Stadt Frankfurt ald eine Folge ausgeſprochen 
und fanctionirt gewefen; und nur ausſchließlich auf dieſen Titel 
hätte Die Sudenfchaft ihre nachherige Bittſchrift an den Groß⸗ 
herzog vom 10. November 1810 um nunmehrige Zulaffung zum 
Genuß der völlig gleichen Bürgerrechte gegründet, nur auf dieſen 
Titel wäre ihr dieſe Zulaffung auch völlig unentgeldlich gewährt. 
Es wird nun weiter behauptet und zu zeigen gejucht, mie 
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der von der jübifchen Gemeinde am 16. December 1811 abge 
fehlofjene Reluitiondvertrag, ganz ohne alle Beziehung auf Diefe 
Bürgerrechte daftehe, und wie es eine unmwahre Vorjpiegelung 
fei, denfelben al ein pactum onerosum, wodurch die Judenſchaft 
dem Großherzog das Bürgerrecht abgefauft und bezahlt habe, 
darfiellen zu wollen. Denn der Großherzog habe fpäterhin 
unterm 7. Kebruar 1811 in Folge des obigen Organiſations⸗ 
patent8 eine weitere, Die Ausführung des Grundgejeßes ber 
Bleichheit der Rechte, nicht der Juden allein, ſondern ſaͤmmtlicher 
Einwohner des Großherzagthums betreffende Verordnung erlaffen ; 
dabei hatte weder dem Staate noch den Gemeinheiten und ein» 
zelnen Einwohnern in wohlbhergebradhten Rechten und Gelbeins 
nahmen ein Rachtheil verurfacht werden jollen. 

In Diefer Gemäßheit wäre Art. 1 verorbnet: „Daß vorbers 
famft alle Laſten, welche die Leibeigenen, die Schutzverwandten 
und die Juden dem Staate und den Gemeinheiten rechtmäßig 
herkömmlich zu bezahlen hätten, abgelöft werben ſollen“; zur 
Beförderung dieſes Ablöfungsgejhäfts wären bejondere Commiſ⸗ 
fionen ernannt, und der Maapftab der Nenten zu 24 Procent 
dabei als Norm der Kapitals Berechnung angenommen. jenes 
gerühmte pactum onerosum enthalte Daher nichts mehr und nichts 
weniger ald eine Reluition der Abgaben und Leiftungen, welche 
der frankffurter Judenſchaft titulo speciali vorher oblagen, und 
die größtentheild in Das gemeine Stadt-Werar geflofien wären; 
ein Neluitiondvertrag wäre an ſich wieder ungültig und für die 
Stadt Frankfurt unverbindlich; er Disponire über ein fremdes, 
der Stadt zugehöriged Eigenthbum, worüber Fein Regent einjeitig 
und willfürlid) zu bisponiren beredytigt fei. Das im Art. 3 der 
großherzoglichen Vollftredungsverordnung auf Die bajelbft bezeich- 
neten Zocalbehörde der Stadt Frankfurt ausgeftellte Commiſſarium 
wäre umgangen, und ftait deſſen im Geheim aus dem Gabi- 
net eine Specialcommijfton in ten Perſonen des Miniſters⸗ 
Staatöfecretaird, Freiherrn von Eberftein, des Borftandes ber 
Judenſchaft, Geheimen Raths von Itzſtein ernannt, welche fern 
von jeder Mitwirkung der franffurter Stadtgemeinde durch ihre 
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unmittelbare Borgefebten das Ablöfungsgejchäft mit der Juden⸗ 
Ichaft verhandelt und abgefchloffen hätten. ES wäre felbft zum 
Nachtheil der Stadt und ohne deren Zuziehung, der Maaßſtab 
der Ablöjung, der zu 24 Procent angenommen gewejen, zu 5 
Procent, oder nad) dem zwanzigfachen Betrage in eine Capital⸗ 
jumme verwandelt, und darnady die Abgabe von 22000 fl. zu 
einem Gapital von 440,009 fl. berechnet worben. Anftatt aber, 
daß dieſes Ablöjungscapital, fowie vorhin der Betrag der dadurch 
abgelöften Abgaben von 22,000 fl. nad) alleinigem Abzug der 
3600 fl., die fonft an den deutichen Kaiſer als Sronfteuer ents 
richtet worden, in Die gemeine Stadtkaſſe hätte abgeliefert und 
zur Berwendung in das gemeine Stadtwejen überlaſſen werden 
müſſen, jo fei auch diefes nicht gejchehen, vielmehr wäre die erfte 
Abſchlagszahlung von 150,000 fl. von dem Großherzog zu dem 
Domainenfauf der Fürftenthümer Fulda und Hanau an die frans 
zoͤſiſche Regierung bingegeben, von dem in bebungenen jährlichen 
Bielzahlungen abzutragenden Refte des Ablöfungscapitald, worü⸗ 
ber einzelne au porteur zahlbaren Obligationen ausgeftellt worden, 
hätten die bei der Mobilmachung diejer Ablöfungsgelder und bei 
dem Domatinenfauf thätig gewejenen großherzoglichen Gejchäfts- 
leute, fo wie andere von der Freigebigfeit des Großherzogs ein 
Geſchenk von 140,000 Franken erhalten; 50,000 Franfen wären 
zur Tilgung einer, bei dem Banquier M. A. Rotſchild in Frank⸗ 
furt contrahirten großherzoglichen Privatſchuld verwendet; endlich 
aber ſei, nachdem vie verbündeten Mächte im November 1813 
das Sroßherzogthum Frankfurt in militärischen VBefiß genommen, 
auf die fernere Auszahlung der noch übrigen Ablöjungsfummen 
und die Einlöfung ter Diesfallfigen Obligationen unterm 9. Dec. 
des genannten Jahres der Judenſchaft ein Verbot angelegt. 

Nach dieſer gefchichtlichen Entwidelung, meinte die freie Stadt, 
würde es wohl nicht noch erft einer eigenen Rechtsauffaſſung 
bebürfen, daß das der Frankfurter Judenſchaft zugelpielte Bürger: 
recht in Frankfurt Feine gefegliche Haltung habe. 

Indeſſen bezog man fi in der weitern Ausführung noch 
auf bie neueften beutichen Staatöverhandlungen, und führte aus 
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den Protocollen des Wiener Congrefjes mehrere Stellen an, wo 
von dem Kürften » Staatöfanzler von Harbenberg, dem 
Freiherrn von’ Humboldt und dem Grafen von Münfter ſich 
dahin geäußert worden wäre: 

„daß der für Deutfchland als gefebmäßig anzunehmende 
Zufland nur durch den Reichsdeputationsſchluß von 1803 
gejeßt worden; daß die freie Stadt ſich eben jo, wie Brauns 
ſchweig, Heflen und Hannover zur franzöfiichen Zeit in einem 
Sewaltftand befunden, welcher aufgehört, um fie in ihre 
vorigen Rechte zurüdtreten zu laſſen; daß der Verzicht auf 
die Kaiferfrone und der Derfall der deutſchen Reichsver⸗ 
fallung keineswegs auch den Umſturz der Territorialver- 
faffungen der deutſchen Staaten im rechtlihen Sinne nad 
ſich zögen, ein Repräfentativfgftem jei in Deutjchland von 
den Alteften Zeiten her Rechtend geweſen; in vielen Staaten 
hätten deflen nähere Beftimmungen auf förmlichen Verträgen 
zwijchen den Landesherren und ihren Untertbanen berubt, 
und ſelbſt in Denen Ländern, wo feine ftändischen Verfaſ⸗ 
jungen erhalten wären, hätten die Untertanen gewiſſe und 
wichtige Rechte gehabt, welche die Neichögejeße nicht allein 
beftimmt dargelegt, ſondern auch geſchützt Hätten; daß bie 
zwilchen den den deutſchen Fürften und Bonaparte gejchlof- 
jenen Verträge den Rechten ihrer Untertbanen nichts hätten 
vergeben Lönnen ”, 

Die verbündeten Mächte hätten nun die Stadt Frankfurt 
bei der Beſitznahme auch nach dieſen Grundjägen behandelt und 
fie in ihre frühere Municipalverfaffung zurüdtreten laſſen, und 
ſpaͤterhin auch die Wiederherftellung der alten reiheftäbtiichen 
Verfaſſung veriprochen. Es Hätte der franffurter Judenſchaft 
uoch hingehen mögen, daß wie die freie Stadt fidy hierauf in 
ihrer neu redigirten Gonftitution „wegen der bürgerlichen Gemein 
heits⸗Verhaͤltniſſe der iſraelitiſchen Glaubendverwandten und der 
Behandlung der zu den legtern gehörenden Gegenſtände noch 
das Weitere vorbehalten”, fie fih darüber an das oberſte Ver» 
waltungödepartement der verbündeten Mächte gewandt; fie hätte 
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ſich aber bei der von bemfelben unterm 7. November 1814 erhal 
tenen Rejolution, daß dieſerhalb Teine Henderung oder nähere 
Beflimmung von ihm feftzufeßen fei, begnügen tollen. — Wie 
Dagegen die franffurter Judenſchaft ihre Beſchwerde bei dem 
Wiener Gongreß übergab; jo, behauptet Die Stadt, habe derjelbe 
auch wider fie entſchieden, jowohl durch den Art. 6 des acte final 
als durch den Art. 16 der Bundesacte. Denn wenn ber erftere 
der Stadt Frankfurt mit ihrem Gebiete ihre Freiheit aufd Neue 
beftätigt und fie unter die deutſchen Bundesſtaaten aufgenommen, 
lo babe er einzig und allein für die völlige Nechtögleichheit ber 
chriſtlichen Religionsbefenner entjdyieden, ohne auf Die Beſchwer⸗ 
ben und Anträge der Judenſchaft Rüdlicht zu nehmen. Der 16. 
Art. der Bundesacte aber wolle nicht allein, nach deſſen Elaren 
Wortlaut, den Juden nur noch einſtweilen Diejenigen Nechte ers 
halten willen, welche ihnen von den einzelnen Bundesftaaten 
bereit3 eingeräumt worden, jondern die über dieſen Artikel gepflos 
genen Protscollarverhandlungen gäben nody auf Das Beftimmtefte 
zu erkennen: daß hierunter nicht ſolche Rechte zu verflehen feien, 
welche nicht von den Bundesftaaten, jondern von den ujurpatos 
riſchen Herrichern der Judenſchaft bewilligt wären. Es wurden 
dieſerhalb die Wiener Gongreßacten in ben betreffenden Protos 
collen angeführt, und fich auch auf Klübers Ueberſicht der Diplo» 
satifrben Verhandlungen des Wiener Gongrejjes berufen, um 
den befannten nachhberigen Schreiben des Fürſten von 
Metternid und des Fürften von Harbenberg eine biermit 
übereinflimmende Erklärung zu geben, indem Diejenigen Rechte 
hierin nicht wohlerworben heißen Fönnten, welde ber Beſchluß 
vom 8. Inni und der Art. 46 der Schlußacte als ſolche nicht 
anerfannt habe. Der Deutung, welche die Sudenfchaft aber in 
ihrer Denkjchrift auch dem Art. A5 jener acte final geben wollte, 
widerſprach die Stadt ald völlig unzuläjfig, indem die dortige 
Beftimmunng Nr. 7, daß alle aus der Auflöjung des Großhers 
zogthums Frankfurt entiprungene Rechtsanſprüche jeder Art gegen 
den Fürften Primas aufhören jollten, nad) den beiden vorherge: 
gangenen Nr. 5 und 6 fi) ganz natürlich nur auf bie dort 
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benannten Sragegegenftände und keineswegs auf die Behauptung 
der Judenſchaft beziehen könne. — Die freie Stadt enbigte ihre 
Segenerflärung mit den Schlußfolgerungen: daß die Anfprüche 
ber frankfurtiichen Judenſchaft auf das Buͤrgerrecht in der jeit 
dem December 1813 in ihre alten flaatenrechtlichen Verhältnifie 
zurüdgetretenen freien Stadt Frankfurt nicht den mindeften 
Schein Rechtens für ſich hätten: daß ihre wiederholt vorgebradhte 
Behauptung, als ob fie dieſes Bürgerrecht unter der vorigen 
großberzoglichen Regierung durch Vertrag und gegen Bezahlung 
einer namhaften Summe erworben, ganz falſch und erdichtet ſei; 
daß vielmehr das ihnen, den Juden, von dem vormaligen Großs 
berzog von Frauffurt, nur im Gefolge der bamald eingeführten 
franzoͤſiſch-weſtphaͤliſchen Staatöverfaffung ganz unentgelblich, 
ohne alle Auswahl verlichene, von dem Unterthanenverband ber 
Bürger einer jeden andern, einem Souverain untergebenen Mus 
nicipalſtadt, nicht verjchiedene damalige Bürgerrecht nar nicht 
mehr exiftire, fondern mit Wiederherftellung des Kriftlichen Frei⸗ 
ſtaates, nad) deſſen Verfaffung die Landesfreiheit auf ber Ge⸗ 
fammtheit der chriſtlichen Bürger beruhe, nothwendig verjchwine 
den müfle: daß endlich Die Frage, ob und in wie weit die Stadt 
Franffurt ald Kommune an den ohne ihr Zuthun abgejchloffenen 
Vertrag über die Reluition befonderer jüdifcher Abgaben gebun- 
ben fei, allenfalld, und wenn gütliches Einverftändniß fehlichlagen 
ſollte, zur gerichtlichen Verhandlung und Entſcheidung geeignet 
jet, jedoch die nähere Beſtimmung der Fünftigen jüdifchen Bürgers 
Iihen Privatredhts: und Gemeindeverhältniffe jchlechterbings kein 
Verfaffungsgegenftand der Stabt Frankfurt fei, ſondern ausſchließ⸗ 
fi zur Competenz der legislatoriſchen Gewalt dieſes obwohl 
Heinen, Doch freien beutjchen Bundesftaat nur gehören Fönne. 
Hiernady dürfte die freie Stadt von der hohen Bundesverſamm⸗ 
Iung der Berweilung der jüdischen Querulanten an die ftäbtifchen 
Behörden vertrauensvoll und beruhigt entgegenfehen. 

Die iſraelitiſche Gemeinde fand ſich hierdurch veran- 
laßt, zur weitern Grörterung ihrer erften Denkſchrift einen 
Nachtrag bei der Bundesverfammlung einzureichen — Sie 
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fuchte daſelbſt in einer gefchichtlichen und rechtlichen Daxftellung 
die allgemeinen Verhältnifje der Juden in Deutjchland zu zeigen 
und dann die verjchiedenen Yuftände ‚der Frankfurter Juden ins⸗ 
bejondere durch Die drei Perioden: von den aͤlteſten Beiten bis 
zur Auflöfung des Reichsverbandes — während der Regierungss 
periode des Fürſten Primas, nacherigen Großherzogs von 
Frankfurt — und jeit der Auflöjung des Großherzogthums 
Frankfurt zu entwideln. In diejer gefammten Ausführung wurbe 
auf Die obigen Exceptionen ded Senats replicirt, um diejenigen 
Säge und Angaben weiter zu behaupten, welche die Juden in ihrer 
erfien Beſchwerde ausgeführt hatten. Die zweite Befchiverte war 
ebenjo ausführlich als die erfte und bei Weiten nicht je gehäffig 
al3 dies zum Theil die Ausführungen ded Senat? waren! 
Beide Beichwerden der Juden waren fehr gründlich gearbeitet. 
Im Mejentlihen jollte dadurch gejchichtlihh erörtert und 
gezeigt werden, wie in den früheften Zeiten die Eigenjchaft eines 
Juden im Allgemeinen der Aufnahme deſſelben in die bürgerliche 
Genoſſenſchaft eines einzelnen deutſchen Staats Fein Hinderniß 
in den Weg gelegt habe; auch während des Mittelalters im 
römischen Reich und Kaiſerthum wären die Juden nicht3 weniger 
als vecdhtlofe, vielmehr mit Gnaden und Rechten verjehene Leute, 
der koͤniglichen Kammer angebörig, und des Königs und Reichs 
Knechte und Schirmbefohlene gewejen, und es habe in dieſer 
Eigenſchaft der Juden im Allgemeinen fein Grund zur Aus- 
Ihließung derjelben vom Bürgerrecht in einzelnen ftäbtifchen 
Gemeinheiten gelegen, noch zur Abjonderung ihrer Wohnungen 
oder Deren Beſchränkung auf einzelne Duartiere; jondern es 
hätten die Juden, fo viel hierüber von einzelnen Städten Nach» 
richten vorhanden wären, vermijcht mit den übrigen Einwohnern, 
und nicht felten in Den wohlgelegenften Theilen der Städte. ge 
wohnt, wie dieſes namentlich in Nürnberg, bis in die Hälfte des 
vierzehnten Jahrhunderts und in Frankfurt bis in bedeutend 
fpätere Zeiten der Fall gewejen ſei. Das mit den Kreuzzügen 
nahe zujammenhängende Erwachen des Handelsgeiſtes in den 
emporblühenden Städten, babe ben beutichen Juden hier auch 
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aber zum größten Nachtheil gereicht, und Die maucherlei 
Beichränfungen herbeigeführt, welche, beſonders ſeit der Hälfte 
des vierzehnten Jahrhunderts, in den Verhältniffen der Juden 
eingetreten. Durch Herkommen oder kaiſerliche Verleihungen 
hätten meiftend in der Negierungsperiode Kaifer Carls IV und 
feiner nächften Nachfolger zuerft die Kurfürften und nachher an- 
dere Neichsftände dad Hecht erworben, die Juden aufzunehmen; 
indeffen hätte in den Neichsftädten dieſes nur eine befchränfte 
Anwendung gefunden, und die Juden in diefen Städten niemals 
aufgehört, ungeachtet der den ftäbtiichen Magiftraten bald mit 
größerer, bald mit geringerer Gewalt übertragenen Handhabung 
der in Anſehung ihrer feitgejegten Rechte, Privilegien und Ber: 
träge, doch in der Perfon des Kaiferd ihren eigentlichen Ober⸗ 
und Schutzherrn zu verehren. — Bon den frankfurtifchen Juden 
und ihren Verhaͤltniſſen insbejondere wurde nun weiter durch alle 
die oben gedachten brei Perioden ausgeführt, wie die Alteften 
Nachrichten Schon von DVerfolgungen und Mißhandlungen ber: 
jelben reden, auch Die der Faiferlihen Kammer auf felbige zu- 
ftehenden Rechte, Einkünfte und Nußungen mit einigen Ausnahnen 
an Bürger und Rath daſelbſt anfänglich verpfändet und nachher 
täuflich übertragen, dabei jedoch ihnen der kaiſerliche Schuß, jo 
wie alle ihre Nechte, Freiheiten, Gewohnheiten feierlich beftätigt 
worben. Seit den Zeiten Garl IV hätten fi) fonach die Frankfurter 
Iuden in einem zwiefachen Verhältnifje befunden, nämlichzum Kaiſer, 
als ihrem Dber- und Schußherrn, in Anſehungihrer von bemjelben 
ausgegangenen und wiederholt bejtätigten Rechte ꝛc. wegen ihres 
politifchen und rechtlichen Beitandes, und zu dem Rath und Der 
Bürgerfchaft in Anſehung der von ihnen früherhin ver kaiſerlichen 
Kammer zugeflofjenen Abgaben und Gefälle, während fie außer- 
dem in den Magiftrat zu Krankfurt ihre ordentliche, aus Taifers 
licher Autorität da3 gejammte gemeine Weſen abminiftrirende 
Obrigkeit, in dem Schöffengericht aber ihre unmittelbare naͤchſte 
Gerihtsbehörde erkannt hätten. Wie vor ven Zeiten Carls IV 
fo hätten auch nachher Die Juden noch eine geraume Zeit hin⸗ 
durch vermifcht unter den Chriften gewohnt, ja mitunter bie 
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fhönften Häufer befellen, ihre Synagoge jo wie bie meiften ihrer 
Wohnungen hätten in der Nähe der St. Bartholomäusficche gelegen. 
Segen die Hälfte des fünfzehnten Kahrhunderts hätten die Vor⸗ 
urtheile der damaligen Beit bewogen, die Juden aus der Nähe 
der Hauptfirche und in einen entlegenen Stadtbezirk zu verwei⸗ 
fen; nad) zwanzigjährigem Zögern und Widerftreben des Magiftrats 
wäre im Jahre 1462 den Juden die abgefonderte fogenannte 
Judengaſſe zur Wohnung eingeräumt, wiewohl dabei noch einige 
Ausnahme flattgefunten. 

Die übrigen Anführungen von dem Zuftande dieſer Zeit, fo 
wie von den beiden andern Perioden der Regierung des Fürften 
Primas, Großherzogs von Frankfurt, und feit der Auflöfung 
dieſes Großherzogthums gingen dahin, wie in der erſten Bejchwerbes 
ſchrift nachgewieſen, daß fie durch ein Staatsgeſetz einer anerkannten 
Regierung und jelbft itulo oneroso das Bürgerrecht erworben hätten. 
Unter andern wird hierbei auch Bezug auf eine Schrift genom: 
men, welche der Senat zur Rechtfertigung feines Verfahrens in 
Antwort auf die desfalliigen befannten Noten des Staats⸗ 
minifter Fürft v. Metternich und Fürft v. Hardenberg erlaffen 
und wodurch der Senat feierlich erflärt: „er babe bis hierher 
feinen der fi berechtigt glaubenden Juden in der Ausübung 
diejer vermeintlichen Rechte geftört; Die Beſchränkungen im Handel 
die ehehin beftanden, felen noch nicht wieder eingetreten; ja, er 
babe vielmehr die — Stimmen — über die Häuferfäufe der 
Juden einftweilen zu bejchwichtigen gejucht, um den Standpunkt 
in Nichts zu verrüden”, und daß am Schluffe Diefer Nechtferti- 
gung der Senat den Wunſch nad) einem „gütlichen Arrangement 
— bei welchem die Judenſchaft ſelbſten Feine billige Ginwenbung 
zu machen hätte” — ausgeſprochen. 

Indeſſen wären aber von dem Senat die befannte Verord⸗ 
nung vom 8. Juli 1816 und die weitern Verfügungen ergangen, 
in welchen die Verhaͤltniſſe der hieſigen Iſraeliten gerade ſo 
behandelt worden, als ob ſie noch gar keinen rechtlichen Beſtand 
hätten, ſondern ihnen erſt eine rechtliche Norm nach Gutfinden 
und Gonvenienz zu Beftimmen und ‚anzuwenden ſei; während 
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body die ifraelitiiche Gemeinde durch Beendigung bes bebingungs- 
weile daran gefnüpften Reluitionsgeichäftes ihrer Gemeinde auf 
einem ſtreng geſetz⸗ und verfalfungsmäßigem Wege zum Eintritt 
in die volftändig gewährten @leichheitsverhältniffe mit ihren 
chriſtlichen Mitbürgern gelangt ſei. Die Reclamanten bezogen 
fih noch mit mehrern auf die VBorftellungen, die zuvörberft von 
den Miniftern der verbindeten Mächte dem Senat gegen fein 
Verfahren gemacht worden, und erwarteten nunmehr die Grlebi- 
gung ihrer Beſchwerde von dem Ausfprudy der Bundesver- 
ſammlung. 

Dagegen brachten Bürgermeiſter und Rath der Stadt 
Frankfurt eine beurkundete Vertheidigung der Rechte ber 
Bürgerfchaft gegen die Anſprüche der Studengemeinde, welde 
die frankfurter ſtaͤndige Bürgerrepräfentation noch in %olge 
ber abgegebenen Begenerflärung des Senats verfaflen laffen, zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung. Es wurden darin Die brei 
ragen aufgeftellt: 

41. ob die Audenfchaft gültige und rechtsverbindliche 
Anſprüche auf das Bürgerrecht der freien Etatt Frankfurt 
machen und die Aufnahme dieſes von ihr angefprochenen 
Bürgerrechte in die franffurter Gonftitution verlangen 
fönnte ? 

2. ob der am 16. December 1811 zwiſchen großberzoglichen 
Commiſſarien und den Bevollmächtigten der frauffurter 
Sudenfchaft wegen den bis dahin an bie ftäbtifche Ge⸗ 
meindecafle (ober Rechenei) zu entrichten geweſenen bejon- 
deren Judenabgaben zu Stande gekommenen Ablöfungs- 
Vertrag gültig abgefchloffen und für die freie Stabt 
Frankfurt rechtöverbindlich ſei? Und 

3. ob die Judenſchaft befugt geweien, wegen ihrer vermeinten 
Rechtsanſprüche auf das Bürgerreht und auf Erfüllung 
des Ablöſungsvertrags vor der deutſchen Bundes⸗ 
verfammlung Klagbar gegen die freie Stabt Frankfurt 
aufzutreten ? 

und bieje Fragen in umflänblicher Grörterung verneinenb beant⸗ 
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worte. Außerdem iberreichte der Senat aber feinerjeits 
ipäter noch eine zweite Gegenfchrift als Erledigung des 
fogenannten Nachteagd der Beichwerde der Judenſchaft, um in 
jeinen Folgerungen darzuthun, wie die Judenſchaft fich ſelbſt 
beſcheiden müfle, daß eine Zahl von mehr als fünfhundert jüdi⸗ 
ſchen $amilien ohne alle vorherige, ſelbſt in Anſehung chriftlicher 
Erwerber, nöthige Qualification mit einander ohne Unterſchied 
für fid) und ihre Individuen nicht nur, jondern ſelbſt für ihre 
Nachkommenſchaft unwiderruflih und unbeſchraͤnkt das Bürger- 
recht in der freien Statt Frankfurt fchlechterdings nicht titulo 
oneroso und noch. weniger auf rechisgültige Weiſe, nämlich unter 
Sinwiligung und Mitwirkung ihrer Behörde, welche felbft unter 
der fürftlihen Regierung verfaffungsmäßig hierbei hätte mitwirken 
müſſen, erworben hätte. Alles was die Juden nur ald eine un- 
mittelbare Folge bed chriftlihen vollen Buͤrgerrechts nebenher 
anfprächen, ſeien Gegenftände, deren Regulirung in allen Staaten 
vor die Sompetenz Der Regierung ausfchließli gehörte; über 
haupt aber auch fönnten Geſetze, Drbnungen und. Staatseinrich- 
tungen, welche eine Regierung gäbe, unmöͤglich unwiderrufliche 
und unabänderlide Rechte für alle Zukunft, noch für alle fols 
gende Generationen verleihen; die Juden wollten bier aber blog 
bie zu ihrem Vortheil gereichenden Folgen aus der franzöfifchs 
weltpbäliichen Staatsverfaflung fortbeftehen machen. — 

Die Schrift enthielt nun weiter einzelne Bemerkungen über 
die Eingabe der Judenſchaft; nämlich: in Anfehung der Verbälts 
nifje der Judenſchaft zur freien Reichsſtadt nach der Stätigfeit 
vom Jahre 16165 gegen bie Rechtmäßigkeit der Herrſchaft und 
fomit der Herriherhandlungen des Großherzogs in Betreff der 
Stadt Frankfurt; Daß Die von ihm feftgejepte Ablöfung der 
Laften der Judenſchaft und ber darüber mit ihr abgeſchloſſene 
Vertrag in feiner nothwendigen Verknüpfung mit der Einräumung 
bes Bleichheitöperhältniffes geftanden; Daß dieſe betreffende groß» 
herzogliche Verordnung eben jo. wohl wie fie die Stätigfeitäorb- 
nung aufgehoßen, auch jelbit widerrufen und abgeändert. werben 
tönne; daß die allgemeine Beftimmung bed Art. 16 der Bundes 
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acte wegen der bürgerlichen Verbeflerung der Juden auch im 
Frankfurt nur gleichmäßig zur Anwendung komme und Dieje 
Stadt ſich hierbei in feiner verjchiebenen Lage wie bie drei ans 
beren freien Städte befände; die proviſoriſche und tranfitorifche 
Beftimmung des Art. 16 rede auch zu Bunften der frankffurter 
Judenſchaft und Lönnten darunter nur ſolche NRechtsbegriffe fein, 
welche von der Regierung der freien Stadt früßer ertheilt wor- 
den; bie Mittheilung des 46. Artifeld der Wiener Gongreßacte 
durch eine Note des Herrn FZürften von Metternid) werde unrichtig 
wie ein Selbftftändigfeitsact für Die freie Stadt angefehen; dieje 
werde jedoch die folher Mittheilung hinzugefügten Empfehlungen 
verehrten, um der Judenſchaft Dasjenige zu gewähren, was fie 
„geltend zu madyen berechtigt fei *. 

Es folgen nun in der angegebenen Schrift noch einige fo 
betitelte „allgemeine Betrachtungen *, um die Sache nochmals 
unter dem ganzen Gefichtöpunft von diefer Seite zufammen zu 
ftellen und auszuführen: wie Die Judenſchaft bier aus einer Ver: 
orbnung des vormaligen Großherzogs ein ganz anderes bisher 
nie bejefjenes neues Recht, naͤmlich das volle active Bürgerrecht 
der freien Stadt Franffurt zum Gegenftand ihrer Anträge 
machte und ſich dadurch den chriftlichen Bürgern ber verfchiebe- 
nen Gonfeflionen bei der eigenen freien Regierung gleichftellen 
wollte; daß die ganze Maffe der Judenſchaft zugleich in ſolches 
Bürgerredht anfgenommen fein wollte, und erworben zu haben 
behaupte. Es werden ferner noch Normen und Gründe anges 
geben, aus welchen die Sache rechtlich zu prüfen fein würde; 
fo wie der Beligftand, worin die Juden fich zulekt befunden, 
ihr bisher beobachtete Verhalten und beftändiges Fortfchreiten 
dabei. Der Senat fchließt biefe Schrift mit der Behauptung: 
wie die zu Grledigung des Gegenftandes vorliegenden Sache 
allein befähigte verfaffungsmäßige Behörde, der inmittelft in 
Zorm und Wirkſamkeit gebrachte geſetzgebende Körper der freien 
Stadt fei, hierbei aber Feiner von denjenigen Fällen eintrete, in 
denen der Bundesverſammlung eine: Wirkfamkeit auftände; wes⸗ 
halb darauf angetragen wurde, 
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„bie Querulanten lediglich in den ihnen bezeichneten verfafſungs⸗ 

mäßigen Weg der. Erledigung zu verweijen”, 

Als bejondere auf dieſe allgemeine Sache ſich beziehende 
Beichwerben wurden bei der Bunbesverjammlung noch ange 
bracht, eine Vorſtellung der Gebrüder von  Rotbichild 
und des Jacob Barudy gegen Die unterm 12. September 1817 
publicirte Landſturmsordnung, worin e8 nach dem $. 82. heißt, 
„wenn Unteroffizierd, Sergeanten oder Felbwebel zu erſetzen find, 
jo vereinigen ſich die Offiziere der Compagnie über einen Vorſchlag 
von drei Zandwehrmännern der drei hriftlichen Confeſſionen“. 
Dagegen wurde von den Reclamanten angeführt, Daß unter ber 
beträchtlichen Anzahl von Sfraeliten, welche damals Mitglieder 
bes frankfurter Landſturms waren, mehrere, ſowohl Offiziere als 
Unteroffizierftellen either befleivet hätten und noch befleideten; 
ed wäre hierdurch aljo der Beſitzſtand, welcher nad) der Beſtim⸗ 
mung Der Bundesverjammlung inzwiſchen aufrecht gehalten wer: 
den jollte, von Seiten des Senats verlekt. 

Eine weitere Beichwerbeführung kam eine von den Juden 
Samuel, Jacob, Emanuel und Salomo Levi und deren Schweſter 
Marianne Levi, um Schüßung gegen die vom Senat der freien 
Stadt Frankfurt gegen fie verfügte Ausweilung aus dem ftäbdti- 
Ihen Bezirk, mit drei Anlagen, worin angeführt wurde, fie hätten 
jeit 28 Sahren in der Stadt gewohnt und ungeftörten Handel 
getrieben, jedoch in keinem ordentlichen Juden-Schutz-Verhaͤltniß 
geftanden, wiewohl allen öffentlichen Laſten fich unterzogen; auf 
eine Befchwerbeführung der Sattlermeifter, wegen Eingriffe in 
deren Bunftgerechtfame und deren Haudel, wären fie nun aus der 
Stadt verwiefen, und hätten auf wiederholte Anjuchen auch Feine 
Schutzverleihung von dem Senat erhalten Eöunen, ungeachtet ihr 
Bater ein geborner frankfurter Jude und in der Stätigfeit bes 
griffen geweſen fei; fie baten, die Bundesverfammlung wolle 
verfügen, daß ihnen, als dahin gehörigen Ginwohnern, Der 
Aufenthalt in Frankfurt ungehindert nach wie vor geftattet wer 
den möge. 

So weit war bie Sache bis 1818 gediehen, als v. Pleſſen 
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von Neuem darüber berichtete. Er Fam nur-mit kurzen Worten 
auf fein früheres Gutachten zurück und füßrte Die beiden Haupt 
punkte vor, welche bei einer Rechtsentfcheidung zugkeich in Betracht 
zu ziehen waren, nämlid: | 

1. Wurden die befagten Verorpnungen des Großherzogthums 

von Frankfurt, woburd der Frankfurter Judenſchaft das 
unbefchränfte Bürgerrecht ertheilt worden, zu der Zeit 
und nad) der damaligen Berfaffung,, ſowohl des Staats 
überhaupt, wie der einzelnen Beftandtheile und nady Deren 
befondern Communalrechten, auf eine gültige und recht 
mäßige Weiſe erlaffen, um weiter verbindliche Folgen zu 
haben? und 

2. in wie weit würde auch In diefem angenommenen Fall 

noch die Stadt Frankfurt unter den feitben veränderten 
Umftänden, da fie ihre Freiheit und eigene Verfaſſung 
wieder erlangt, an bie Erfüllung und Haltung folder 
Verordnungen der vorigen Regierung und der darin für 
Dritte erwachjenen Anſprüche gebunden ſein? — 

Diefe8 waren allerdings die Rechtsfragen, welche durch 
richterlichen Spruch zu entjcheiden waren, fobald Die Sache weiter 
auf dem Wege verhandelt werden follte. Es wurden auch ſchon 
1816 von Bleffen Die verfchiebenen Mittel und Wege angegeben, 
um durch den Bundestag eine foldhe rihterliche Entſcheidung zu 
bewirfen. 

Die darauf folgende weitere Erörterung und Verhandlung, 
und darin befonderd auch manche von dem Senat der freien 
Stadt Frankfurt bemerfli gemachten Umftände, Hatten indeflen 
die Schwierigkeiten gezeigt, welche eintreten mußten, wenn Dieje 
entflandene Differenz blos auf rechtlichen Wege gehoben werben 
follte. Nachdem nun das Verhältniß vollftändig entwidelt, ſchien 
dem berichtenden Ausfchuß es nach Lage der Sache beinah ım- 
thunli, auf bloßem Nechtswege zu einer Beflimmung uud Gre 
ledigung zu gelangen, welche Billige Befriedigung und ein aus- 
reichendes Reſultat gewähren Tonnte. 

Er meinte nämlich, daß man ſchwerlich ſchon auf die erſte Frage, 
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in wie weit die befagten Berorbnungen des Großherzogs damals 
auf eine gültige und verbinbliche Art erlaſſen worden? mehr 
gehörig werde zurüdfommen fönnen. Denn wenn Regierungs⸗ 
banblungen, je weniger ihnen förmlich widerſprochen worden, 
allerdings die Präfumtion der Legalität für ſich Hätten; jo laſſe 
fih auch hinterher ſehr ſchwer nachweifen, wie nach damaligen 
Sinrihtungen der Widerſpruch, oder eine ausdrückliche Zuſtim⸗ 
mung von den Behörden nach den bejondern Communalrechten 
abzugeben gewejen wäre. 

Die zweite Rechtsfrage aber laſſe auch im angenommenen 
erften Fall durch richterlichen Spruch fi) nur im Allgemeinen ers 
ledigen. Die näheren Beſtimmungen hingegen, über die Verän⸗ 
derungen, welche durch die eigene Verfaſſung und Negierung der 
freien Stadt Frankfurt nothwendig und erforderlich geworden 
und werden würden, Eönnten doc nur in politifcher Hinficht bes 
urtbeilt und behandelt werden. Es ſetze dieſes alſo, als letztes 
Ziel, immer ein Verfahren voraus, welches am rathſamſten gleich 
Anfangs und überhaupt zu befolgen ſein dürfte. Und dieſes wäre 
auch Der Geſichtspunkt, aus welchem, nach feiner gutachtlichen Mei⸗ 
nung, ber Bundestag die Sache jegt zu behandeln hätte. Sonſt 
würde ein bewirkter blos richterliher Spruch, er möge nun außs 
fallen wie er wolle, nicht nur immer eine große Härte mit fidy 
führen, indem er Die großherzogliche Verfügung nach ihrem ganzen 
Umfang aufrecht erhalte oder verwerfe, ſondern es würde, wegen 
bed jeitdem veränderten Gegenftandes dieſer Befugniſſe felbft 
eine endliche Entjcheidung auf dem Wege fih auch nicht einmal 
erreichen laſſen. 

Deßhalb ſah der Ausschuß von einer Behandlung der Rechts 
fragen, deren Berührung nicht gerade durchaus nöthig hierbei 
war, durchaus ab, und fußte feine Anficht folgendermaßen zus 
fammen: 

„Die alte Einrichtung der Judenſchaft in der vormaligen 
Reihsftadt Frankfurt mit ihren Gejegen und Ordnungen ward 
von dem Fürften Primas, Großherzog zu Frankfurt, vermöge 
feiner Regierungögewalt aufgehoben, und in Folge einer vertrags⸗ 
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mäßigen Abldfung ihrer als Juden entrichteten Leiſtungen, wurden 
fie unter. einer allgemeinen Anorbnung mitbegriffen, welche fie 
den riftlihen Ginwohnern und Bürgern in dem damaligen 
Großherzogthum glelchgeftellte. Bei der Auflöfung des letztern, 
und wie die Stadt Frankfurt wiederum für frei erflärt ward, 
befanden ſich danach die Frankfurter Juden unbeftritten im Genuß 
bürgerlicher Rechte und des Betriebs aller Arten von Gewerbe. 
Allein ald die Mitglieder der vorherigen Muntcipalftadt waren 
fie darum nun noch Teineswegs Bürger ded wieder erflandenen 
Freiſtaats; wenigftend folgt eines nicht unmittelbar aus Dem 
andern. Es kann aber auch wohl eben fo wenig behauptet 
werben, daß die Juden dadurch von jelbft in den ältern Zuftand 
der reichsftädtiichen Einrichtung und der Stätigfeitdorbnung 
zurüdverfeßt worden, nach welcher fle wie Kammerfnechte unter 
kaiſerlichem Schuß ftanden. Sie waren mithin in einer Art von 
Bwifchenzuftand, der, in Anjehung ihrer ftaatöblirgerlichen Exiftenz 
in der freien Stadt noch einer weitern Beftimmung bedurfte. 
Wie fi diefe nur nach den repräfentativen Grundlagen eine 
ganz neue Verfaſſung jchuf, jo Hätte Die nöthige Beflimmung 
auf eine Doppelte Weile eintreten Eönnen, entweder indem die 
bürgerliche Nahrung und Gewerbe treibenden Juden dabei zu 
dieſem Behuf auch vertreten und gehört worden; oder e8 hätte 
von Seiten des Senats jo wie ſolches früher unter kaiſerlichem 
Schuß geſchehen, und die Sudenftätigkeit von 1616 felbjt von 
der Stadt wie ein gemachter Vertrag und ein zu Stande ges 
fommener Spruch angejehen ward, nach dem nunmehrigen Zuftand 
mit der Judenſchaft als ſolcher eine anderweite Vereinbarung 
über die Rechte und den Betrieb der Gewerbe, den fie in ber 
freien Stadt noch weiter auszuüben haben Tönnte, nachdem Modi- 
ficationen, weldhe die Natur der Sache und bie eingetretene” 
Veränderung als billig angeben, verhandelt und abgejchloffen 
werben Tönnen. Der NRegierungsgewalt wäre Dadurch nichts 
vergeben worden, da Die neue Regierung eine gejegliche Verord⸗ 
nung der vorigen ſchon vorfand, woraus Rechte oder Doch ein 
Befigftanb vorhergegangen und erlangt waren, die ohne uähere 
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Unterfuchung nicht zu entziehen fanden. Die unbefchräntten 
bürgerlichen Rechte der Juden mögen in der freien Stabt Frank⸗ 
furt allerdings ihre Bedenklichkeiten und noch mehr ihre Unbe—⸗ 
quemlichkeiten haben, und es hätte billig ſcheinen fönnen, daß 
dieferhalb einige Vorkehrung 'zu treffen war. Allein wenn bie 
freie Stadt Anftand nahm, die Juden ald Staatöbürger anzuer⸗ 
fennen oder aufzunehmen, jo hätten dieſe doch ohne vor=- 
herige Berhbandlung auf einem der bezeichneten 
zwei Wege und ohne genaue Ausmittelung in wie 
weit die Aufrehterhaltung der Gerechtſame oder 
des Wohlftandes der hriftlichen Bürgerſchaft Bier: 
bei eine Bejhräntung erforderte, nit in der Auß> 
übung der privatbürgerlihen Rechte und Gewerbe 
geftört oder außer Beſitz geſetzt werden follen — 
Die deöfallfige Verfügung vom 8. Juni 1816 fchien deshalb dem 
Berichterftatter in dem Betracht auch zu weit gegangen zu fein, 
und wenn man in der Verfallungsurfunde vom 19. Juli 1816 
fih Die Befugniß vorbehält, die bürgerlichen Rechte feiner juͤdi⸗ 
Ihen Einwohner nad) den eigenen Zocalitäten zu reguliren, und 
deshalb eine Commiſſion aus der Mitte ded Senats und bes 
ſtaͤndigen Bürgerausfchuffes zuſammen zu ſetzen, um ein dem 
Zeitgeifte und der Billigfeit entjprechendes Negulativ zu ents 
werfen und zur Sanetionirung vorzulegen: jo behandelte ber 
Senat die Sache offenbar auf conftitutionellem Wege, wobei da⸗ 
neben nur die jübifche Gemeinde auf irgend eine Art auch hätte 
gehört oder vertreten werben ſollen. 

Im Allgemeinen ift freilich jebe zeitige Regierung befugt, 
die vorhandenen Geſetze zu Andern, zu beſſern und zu 
modificiren, fie Tann ſolches jedoch nurnad der beſon⸗ 
dern Berfajfung und den veränderten Umftänden 
tbun. Hier jollte aber erft eine Verfaſſung gejchaffen werben, 
die fich aljo nur auf Gerechtſame zu begründen hatte, jo wie 
joldge vorhanden und beftehend waren. Und eine Unterſuchung 
über dasjenige, wad von dem damaligen Beſtand ober Befik 
noch in der Verfallung der freien Stadt weiter mit dem 
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Gemeinwohl oder den Rechten ber chriftlichen Bürgerihaft an⸗ 
wendlich blieb oder nit, wäre wohl richtiger von Der 
Berädjichtigung Des eigentlienzeitigen Zuſtandes 
der Biefigen jüdifhen Gemeinde ausgegangen, 
bevor man dieſe durch Die gedadhte Verordnung vom 
8. Juni außer dem rehtlihen Befigftand gejegt, 
fie blo8 auf den frübern Zuftand vor dem Jahre 
1810 verwiejen, und nur von fernerer freiwilliger 
Zugeftehbung abhängig gemadt hätte, 

- Die Regierung des Großherzogs von Frankfurt war in den 
Stipulationen der Wiener Congreßacte wie eine rechtmäßige 
behandelt, und dasjenige was namentli im Art, 45 feinetwegen 
und in Betreff feiner Diener feftgefeßt worden, war jehr vers 
Tchieden von dem Werfabren gegen andere vorübergegangene 
Regierungen jener Zeit. Auch hatte die freie Stadt nicht nur 
ihren verhältuißmäßigen Beitrag zu feinen, als ihres ehemaligen 
Negenten Suftentation übernommen , jondern auch in andern 
Fällen 3. B. bei gejchehenen Beräußerungen von ftäbtijchen 
Gemeingut und ſenſten, ſowie Regierungshandlungen wie von 
rechtinäßiger Folge ohne Weiteres behaudelt. Wenn man der 
freien Stadt nun zwar die Befugniß nicht entziehen Lönne, jene 
Verfügung der großherzoglichen Regierung auf ihre eigenthümliche 
Berfafiung nad) Erforberniß erft in eine modificirten Anwendung 
zu bringen; jo fei jeboch dabei die Abficht, der Sinn und Der 
Borbehalt des Art. 16 der Bundesacte ebenfalls nicht außer Acht 
zu laſſen. 

Wie bei diefer Lage der Sache die jüdiſche Gemeinde mit 
ihrer Beſchwerde fih an den Bundestag wandte, fo hatte derſelbe 
nad ten Discuffionen über feine Kompetenz und in der Erwa⸗ 
gung, daß die Juden behaupteten, durch das Verfaſſungsgeſetz 
in ihren früher erworbenen Rechten verlegt zu fein, auch bie 
Beſchwerde immer aus ber Errichtung der Stabtverfaflung ihren 
Urfprung Hatte, mit entjchiedener Stimmenmehrheit in der 13. 
Sigung von 1816 beſchloſſen: Die hinlaͤngliche GSegenäußerung 
bes Senat3 ber freien Stabt zu verlangen „bamit bieje Be⸗ 
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ſchwerde gütlich befeitigt, oder aber’ zur gehörigen rechutchen 
Entſcheidung des Bundestags gebracht werde“. 


Schon damals hatte der Referent zugleich bei ſeinem da⸗ 
maligen Antrag ſich geaͤußert: 

„wie ſelbſt nach der in der frankfurter Conſtitutions⸗ Ergaͤn⸗ 
zungsacte angedeuteten Abſicht zu erwarten ſei, ob die rechte 
liche Entſcheidung nicht vermieden und beide Theile veranlaßt 
werden mögen, ſich gütlich zu vergleichen, indem verſucht 
würde, einen billigen Maßſtab auszumitteln, nad) welchem 
die obgedachten Anſprüche der hieſtgen jüdifchen Gemeinde 
bei der eingetretenen Veränderung der Lage und Umftände 
mit dem jebigen Zuftand und den Nechten der chriftlichen 
Bürgerfchaft ausgeglichen, und Die gegenfeitigen Verhältniffe 
mit gehöriger Berückſichtigung des allgemeinen Intereſſe für 
die Zukunft, feftgefeßt werden können. Und der Bundestag 
möchte fich vielleicht nicht entziehen, nöthigen Falls ſelbſt 
durch ſeine leitende Mitwirkung eine ſolche Ausgleichung 
möglichft zu befördern, um auf dieſem Wege bie angebrachte 
Beſchwerde zu beſeitigen. “ | 


Auf dieſen Antrag fam auch jept der Referent um fo mehr 
zurüd, als er hauptjächlich zu zeigen gejucht hatte, wie fein bloßer 
richterlicher Urtheilsſpruch ſondern nur eine Behandlung nad 
politiſchen Hinfichten eine volftändige oder angemefjene Erledigung 
herbeizuführen vermöge. Weil jedod) die inzwiſchen gewechfelten 
Schriften und Verhandlungen ergäben, daß, ungeachtet der ver- 
Tängerten Friften und Des aufgeichobenen Verfahrens, eine Aus⸗ 
gleihung unter beiden Theilen allein und ohne wirkſame ſchlich⸗ 
tende Vermittelung nicht zu erreichen fein dürfte, auch das in 
der ſtädtiſchen Gonftitution vorbehaltene ergänzende Negulativ 
ber die der Judenſchaft zu ertheilenden bürgerlichen Rechte noch 
immer nicht zu Stande gebracht werden fonnte, fo wurde vom 
Referenten beantragt, daß der Bundestag mit Berwerfung der 
von der freien Stadt noch gegen feine Gompetenz verjuchten 
Ginwendungen, nunmehr jeinem erften Beſchluß vom 19. December 
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1816 nur bie weitere Folge zu geben babe Bu diefem Ende 
ſchlug der Referent vor: 


„daß der Bundestag aus feiner Mitte eine Commiſſion von 
drei oder fünf Mitgliedern beftellte, um dieſe Beſchwerde 
auf dem Wege der Güte und Billigkeit auszugleichen, 
nöthigenfalls auch diejenigen Puncte, worüber man fih nicht 
vereinbaren koͤnnen, zu einer erledigenden Entſcheidung vor: 
zubereiten und ſolches demnädft der BundesverJammlung 
zur Genehmigung und Beſchlußnahme vorzulegen. Der 
Senat der freien Stadt würde zu erjuchen fein, für bieje 
Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zu er- 
nennen, und der Gommilfion eine beftimmte Angabe von 
denjenigen privatbürgerlichen Nechten zu machen, welche als 
vereinbarlich mit der DVerfaflung, den Einrichtungen und 
den Gemeinwohl der freien Stadt, der biefigen jüdifchen 
Gemeinde zugeftanden werden könnten, und worüber alddann 
weiter von der Gommilfion auf geeigneten Wege zu ver- 
handeln wäre, In dieſer Zwiſchenzeit aber würde der Befiß- 
ftand ftreng aufrecht zu halten fein, und die Betheiligten ſich 
erforderlichen Falls deshalb, unmittelbar an die Commiſſion 
wenden bürfen.” 


Der Vorſchlag wurde zum Beſchluß erhoben *), eine Com: 
miffion dieferhalb ernannt (Graf Buol, Graf Golf, v. Martens, 
v. Wangenheim, v. Pleffen) und der Senat erjucht, für Diefe 
Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zu ernennen. 
Später trat an die Stelle v. Pleſſens: Frh. v. Aretin (1820), 
an die von Martend: v. Garlowig (1821), an die des Grafen 
Buol, Frh. v. Aretind und v. Wangenheimd: Frh. v. Münd, 
v. Pfeffel und v. Hammerftein (1824), 

Die Angelegenheit zog ſich alfo in langen Verhandlungen 
bis zum Sahre 1824 hin, bis e8 endlich der Bundescommilfion 
gelang, fie zum Vergleich zu bringen. 


— — 


*) B. Br. 1818. Gig. v. 10. Septbr. $. 218. 
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Die Berhandlungen währten fomit faft ſechs Jahre, Bis in 
vertraulicher Sitzung der Bundeöverfammlung vom 26. Auguft 
1824 die erwählte Commiſſion berichtete *). 

Ueber die Thatfachen war unter den Parteien ein Streit. 
Das Factum ergab ſich in feinen Hauptbeftandtbeilen, gleichmäßig 
aud den vielfeitigen Drudichriften, aus den ſich einander ent» 
gegenftehenden Gutachten der verfchiedenen Facultäten und aus 
den gediegenen Vorträgen des erften Referenten, des Herrn von 
Pleſſen. 

Unſtreitig fanden folgende Verhältniſſe Statt: 

Faft fieben Jahrhunderte Hatte in Frankfurt eine jüdiſche 
Gemeinde gewohnt, unter abwechjelnden Schickſalen, Bebrängniffen 
und Verhältniſſen der Stätigfeit, unter flädtifcher Obrigkeit, 
jedoch unter gefeßgebenden auffehendem und erhaltendem Schirm 
faiferliher Majeftät, als, nachdem das Neid, erlofhen und die 
Stadt Frankfurt an den Fürften Primas, nachherigen Großherzog 
übergegangen, erſt die Gleichheit der Rechte anögefprochen, 
deren Realifation indefjen auf Ablöfung der bisherigen Stätig- 
keitsabgaben bedingt, dann aber, als dieſe Durch einen förmlichen 
Abloͤſungsvertrag beſchafft, am 28. December 1811 diejenige 
Berordnung erlaffen wurde, nad) welcher den Juden das Bürger: 
recht und völlige Gleichftellung aller bürgerlichen Rechte ertheilt 
wurde, 

Diefe, für Die biöherigen jüdiſchen Mbgaben von 22000 fl. 
u 440,000 fl. beftimmte Reluitionsfumme wurde dergeftalt bes 
rihtigt, daß von der ifraelitiihen Gemeinde 150,000 fl. baar 
bezahlt, Für Die übrigen 290,000 fl. aber Dispontble Obligationen 
au porteur auögeftellt wurden. Diefe Abgaben hatten jonft nur 3690 
f. an den Kaifer und an bie Stadt, Geſchenke einſchließlich, 
5% fl. 17 Er., in allem aljo nur 9190 fl. 17 Tr. betragen, 
waren aljo vom Großherzog auf 22,000 erhöht **). 


*) II Separat-Protocoll 26 Sitz. 1824. B. Br. Fol. 414 ff. Nr. 2. 
*%) Darnach muß die Angabe des Senats beurtheilt werden, welche den 
Juden vorwarf, daß fle die Summe von 22,000 fl. nur mit dem zwanzigfachen 
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Nachdem Die Schlaht von Leipzig Deutſchlaud befreit, ſtand 
die Stadt - Frankfurt wieder. auf, unter. einem in den occupirten 
Ländern provijorifch geordneten oberjten Verwaltungsdepartement 
und Beneralgouvernement der verbündeten Mächte. Dieje Löften 
im December 1813 die großherzoglichen Behoͤrden auf, und ftell- 
ten Die vorige Selbitverwaltung der Stadt nom 1. Januar 1814 
an proviſoriſch bis zur Beendigung des Wiener Gongrefied 
wieder ber. 

Das Generalgouvernement verordnete am 16. Januar 1814 
im großherzoglich⸗frankfurtiſchen Gebietstheilen die Aufhebung des 
Code Napoleon mit allen in Beziehung auf die frauzöfifche 
Geſetzgebung erjchienenen und damit zufammenhängenden Verorb- 
nungen, und daß vom 1. Februar 1814 an alle vorher in jedem 
einzelnen Landestheile in Gültigkeit und in Gebrauch geweſenen 
eigenen älteren Rechte wiederum ihre vorige Gültigkeit haben 
follten. 

Daſſelbe inhibirte die Zahlung auf die für die Reluitiond, 
fumme ausgeftellten Obligationen. 

Eine Organiſations⸗Commiſſion, zu dem Entwurfe einer 
Gonftitution ernannt, fand, daß bei veränderter Verfallung den 
Juden flaatöbürgerliche Rechte zwar wohl, nicht aber das erwor: 
bene privatbürgerliche entzogen werden koͤnne. 

Allein in dem nad mehreren Verfuchen zu Stande gefom- 
menen vierten Gonftutifionsentwurfe, auf welchen ſich die modi⸗ 
fiirende Entſcheidung des oberſten Verwaltungsdepartement vom 
49. Juli 1814 bezog, wurden die Verhältniffe der Iſraeliten als 
nicht beftimmt und rechtsbeftändig georbnete, fondern erft ala 
nad. Ermeſſen zu beſtimmend beurtheilt. 

Die Iuben wandten ſich an den Monarchencongreß in 


Wien... 
Der Congreß, im 46. Artikel der Congreßacte, erklaͤrte 


Betrage abgelöft Hätten! Hier, wie fo oft auch andere Staaten, wollte ber 
wieder conflituiste Senat ber freien Stadt die Vortheile aus der Zwiſchen⸗ 
herrſchaft ſich aneignen, aber fonft überall, wo irgend thunlich, bie Verpflich⸗ 
tung aus besfelben von fih abwälzen.. 
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Frankfurt als freie Stadt und Mitglied des Bundes, unter Be 
ſtimmung gleidher Rechte für die verſchiedenen chriftlichen. Relt- 
gionen. Derſelbe ftellte Die Discnffionen, welche über bie 
Errihtung oder Erhaltung der Gonftitution. entftehen könnten, 
zur Entſcheidung der Bundesverfammlung. Alle Anfprüche, die 
an den Fürften Primas in feiner Eigenfchaft als Großherzog 
von Frankfurt gemacht werden Fönnten, wurden (im 45. Art.) 
aufgehoben. 

(Die Bundesacte vom 8. Juni 1815 Art. 16 beftimmte Be⸗ 
ratbung über Die bürgerliche Verbeſſerung der Juden und darüber, 
wie ihnen möglichft uͤbereinſtimmende bürgerliche : Rechte gegen 
Uebernahme aller Bärgerpflicdhten zu ſichern. Bis dahin follten 
ihnen die (nicht in) aber von den Bundesſtaaten  eingeräumten 
Rechte erhalten werden.) 

Der Stadt Frankfurt wurde am 9. Juni 1815 die Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeitsacte zugefertigt, Unparteilichkeit bei Feſtſetzung ihrer 
Verfaſſung empfohlen, und auf Erhaltung aller wohlerworbenen 
Nechte jeder Claſſe von Einwohner feſt beſtanden, damit jede 
zurükwirkende Maßregel vermieden werde. 

An demſelben Tage (9. Juni 1815) wurde den iſraelitiſchen 
Deputirten zu erkennen gegeben, daß in dieſem Selbſtſtaͤndigkeits⸗ 
arte dem Magiftrate die Auflage. geworden, alle wohlermorbenen 
Rechte jeder Clafſe von Einwohnern feit zu Halten, und jede 
zurüdwirkende Maaßregel zu vermeiden, und daß die jüdiſche 
Örmeinde in dieſer Verfügung. ihre Beruhigung finden werde, 
indem dadurch bie Gerechtiame, welche fie aus einem frühern 
Dertrage geltend zu machen berechtigt fei, vollflommen geſichert 
ſeien. 

Am 8. Juni 1816 erließ die Stadt eine Bekanntmachung, 
daß wie nach den Altern Berfügungen auch Fünftig den Befennern 
des jüdischen Glaubens nicht geftattet fein ſolle, Häufer und 
ſonſtige Immobilien in andern Diftrieten, ald wie. folches im 
Jahr 4810 zugeftanden, käuflich oder miethweife an ſich zu 
bringen, 

Bei den Heirathen ber Sfraeliten und dem Ginjchreiten ber: 
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felden in die Handwerke wurde Schwierigkeit und ihr Verhaͤltniß 
von künftiger Beſtimmung abhängig gemacht. — 

Die von dem Generalgouvernement erlaflene Inhibition 
der Zahlung auf die für die Reluitionsſumme ausgeftellten Obli- 
gationen der ijraelitiichen Gemeinde dauerte fort. 

Sn der Gonftitutiond:Ergänzungsacte vom 19. Juli 1816 
Art. 7 wurbe feftgejeßt: 

„da es, jo viel die hiefigen Einwohner juͤdiſcher Religion 

betrifft, — feinen Zweifel leidet, daß jeder chriſtliche Staat 

nicht nur die Befugniß, ſondern aud die Pflicht hat, bie 
bürgerlichen Rechte feiner jüdischen Einwohner nach ben 
eigenen Localitäten jo zu reguliren, daß der Nahrungs- und 

BSewerbftand der chriſtlichen Bürgerjchaft, als des weſent⸗ 

lichſten Beitandtheild des hriftlichen Staats, Daneben beftehen 

kann, jo fol der Senat durch ein aus Öliedern feiner Mitte 
und aus jener des beftändigen Bürgerausfchuffes zufammen- 
gejegte Commiſſion ein dem Beitgeift und der Billigfeit ent- 
fprechendes Regulativ der bürgerlichen. Rechte der biefigen 

Einwohner jüdischer Gonfefjion unverzüglic, entwerfen laſſen, 

und ſolches dem gejeßgebenden ‚Körper in feiner erſten Zu⸗ 

funft zur Deliberation und Sanctionirung vorlegen“. 

Die von den Fürften Metternich und Hardenberg an den 
Magiftrat gegen dieſe Verfügungen, ald der Eongreßbeftimmung 
wiberftreitend, erlaffene Schreiben blieben ohne Wirkung. — 

Run wandte fi) bie ijraelitifche Gemeinde am 16. November 
41816 an den Bundestag *). Die gewechſelten Streitichriften 
führten endlich zu dem oben angegebenen Bundesbeſchluß vom 
10. Sept. 1818 **). 

Die vondem Senate in Gemäßheit des Bundestagsbeſchluſſes 
ernannten brei Deputirten hatten damit angefangen, der Gom: 
miffton eine Weberficht der privatbürgerlichen Rechte, welche als 
vereinbar mit der DVerfaffung, den Ginrichtungen und dem 


*) Eiche ©. 304. 
=) Siehe ©. 332. 
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Gemeinwohl der Stadt, Der Judengemeinde zugeflanden werben 
jolten, zu übergeben, und von der ifraelitifchen Gemeinde war 
eine Erklärung in Bezug auf Diefelbe eingereicht. 

Es wurde von. der Commiſſion über Die Faffung eines 
Geſetzes zur Feſtſtellung ber privatbürgerlichen Rechte der Juden 
verhandelt und Dabei Die erwähnte Veberficht zu Grunde gelegt, 
indem bei jedex Stelle die von der Commiſſion für angemeſſen 
gehaltenen Abänderungen bemerkt wurden. 

Unter dieſen Projecten und Gegenprojecten rückte inzwiſchen 
die Sache nicht ſehr vor, theils und beſonders weil die Stadt 
auf Verweigerung der Benennung iſraelitiſcher Bürger, theils 
aber auch, weil Diefelbe auf manche Bejchränfung ber privat: 
bürgerlichen Rechte beſtand. 

Es wurde hierauf von dem Senate ein Gefeßentwurf ver: 
fertigt, im welchen die Anträge der Gommilfion zum 
zheil berüdfichtigt wurden, und nachdem folder vorläufig 
vom Senat und von der Bürgerfchaft genehmigt morben, 
von den SDeputirten mittelft einer Note vom 12. Juli 
1820 der Commiſſion vorgelegt, in welder die Gründe 
gegen einige der Anträge der Commiſſion, und beſonders aud) 
gegen die Benennung der Juden als iſraelitiſche Bürger aufge 
führt wurden. Die Commiſſion zeigte in einer Note an die Depu⸗ 
titten vom 28. Auguft 1820 denfelben an, daß fie die auf Ver⸗ 
wendung der Juden in Wien ihr mitgetheilte Anficht des Faijer- 
lihen Hofes ſich zu eigen gemacht habe, und ſetzte in Materie 
und Form die Hauptpunfte für die Ausgleichung auseinander. 

Unterbeffen waren von den Juden unter dem 16. September 
1819, und unter dem 6. December 1820 Vorftellungen an die 
Gommiffion übergeben, in welchen fie fich über eine ihnen mit- 
getheilte Meberficht der ihnen einzuräumenden Rechte, ſowohl gegen 
die Hauptgrundlagen ber beabfichtigten Gejeßgebung, ald gegen 
die in Hinficht einzelner Puncte von den Deputirten vorgeſchla⸗ 
genen Beſchränkungen erklärten. 

Auch überreichten die Juden am 13. Juli 1821 eine neue 
Vorſtellung gleichen Inhalts, und mit der hinzugefügten Bitte 

Erſter Theil. 22 
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um Grhaltung des ihrer Behauptung nach mehrfach von ber 
Stadt gegen den Bundestagsbeſchluß vom 10. September 1818 
geftörten Beſitzſtandes. 

Die Sommilfion erließ nun unterm 31. Suli 1821 eine aus 
führlihe Note an Die Deputirten, in welcher der Geſetzentwurf 
den Deputirten zugefertigt, ale Hauptpunkte ausführlid 
auseinander gejeßt und die Abänderungen motivirt wurden, auch 
zugleih die Erwartung einer im Laufe des Decembers ab: 
zugebenben lebten Erklärung des Senats, jowie eined während 
der Verhandlungen dem Bundestagsbejchluffe vom 10. Sept. 1818 
nicht entgegenftehenden Benehmens, ausgedrüdt wurbe. 

Von den Deputirten war die Erflärung auf diefe Note 
unterm 12. März 1822 eingefommen, und von den Juden wurbe 
unter dem 16. Februar 1824 eine Vorftellung übergeben, in 
welchen von neuem Gründe gegen die in der ihnen mitgetheilten 
Vieberficht beabfichtigte Gefeßgebung aufgeftellt waren. 

Der Stand der Unterhandlungen im Anfange des Jahres 
4824 ergibt fih in feiner wejentlichen Dualification zum Wer: 
gleiche aus den legten drei Actenftüden der Sommiffionsverhand- 
lungen, nämlich aus 

1. der Note der Sommiffion an die Deputirten des Raths 
vom 31. Juli 1821 und dem derfelben beigefügten Geſetz⸗ 
entwurfe; 

2. der Erflärung bed Raths auf die Note vom 12. März 
1822 mit gleichfall® beigefügten Gejeßentwurf; 

8. der Vorftellung der ifraelitifchen Gemeinde vom 16. Febr. 
1824. In jener Note Hatte die Commiſſion ben berfel- 
ben beigefügten Gejeßentwurf zu Grunde gelegt, und 
zugleih in Hinſicht der einzelnen ftreitigen Puncte die 
Gründe für deren Annahme auseinander gejegt. — 

In der Erflärung der Deputirten des Raths waren_gegen 
verjchiedene diefer Puncte Bemerkungen gemacht. Inzwiſchen war 
auf den Fall, daß die Gegenbemerkungen bei der Commiſſiou 
keinen Gingang finden follten, die Vereitwilligkeit zur Annahme 
ber Vorjchläge ber Commiſſion, jedoch mit ber einzigen Ausnahme 
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erklärt, Daß den Juden nicht die Benennung „ilraelitiiche Bürger” 
zugeflanden werben koͤnne. Auch war von den Deputirten bes 
Raths über die Form und Einkleidung des Rejultat3 der Vers 
bandlungen eine von bem Commiſſionsvorſchlage abweichende 
Anfiht geäußert. 

In der BVorftellung der ifraelitiihen Gemeinde waren ald 
Hauptpuncte gegen einen auf der Grundlage des Geſetzentwurfs 
abzuſchließenden Vergleich dargeſtellt: 

1. daß ſolcher von dem negativen Grundſatz ausgehe, nach 
welchen den Iſraeliten feine Rechte zuſtehen, ſondern nur 
ausnahmsweife einzelne Befugniſſe eingeräumt werben 
jollten, ſtatt des von ihnen behanpteten umgefehrten 
Grundſatzes erworbener Bürgerrechte, und nur Davon zu 
beftinnmenver Ausnahme; 

2. daß eine Audgleihung nur in Form eined unter Ver: 
mittelung und Garantie der YBundesverfammlung abzu= 
ſchließenden Vertrags Statt finden, und, ohne Beſtimmung 
vertragsmäßigen Bürgerredht3, in die einzelnen Punkte 
des Gejebentwurfs nicht von ihnen eingegangen werben 
fönne. — 

Die Commiſſion, überzeugt, daß in jo complicirten und von 
beiden Theilen unter gänzlich entgegengejegten Anfichten verhan⸗ 
beiten Sachen die Vergleiche nicht leicht zu Stande gejchrieben 
würden, erließ unter dem 6. Auguft 1824 eine Note an die 
Deputirten, zufolge welcher fie biejelben zu einer mündlichen 
Verhandlung einlud. 

Diefe am 10. Auguft ftattgefundene Verhandlung hatte auch 
infofern dem Entzweck entiprochen, ald den Deputirten bes 
Senats nach Anfiht der Commiſſion das Zeugniß micht verfagt 
werden Eonnte, Daß von dem Senate der freien Stadt Frankfurt 
im Wege außergerichtlidher Vereinigung ein Mehreres, ald wozu 
ih derfelbe in dem Geſetzentwurf anheiſchig gemacht habe, nach 
ihrer Meberzeugung nicht zu verlangen gewejen fei. 

Es war nämlich von den Deputirten, nad) vorheriger Ges 
nehmigung des Senats alles dasjenige eingeräumt worden, was 

22° 
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lernt und ſich Die dazu erforderlichen Kenntniffe eigen gemacht, 
auch nach dieſer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate in eins 
zelnen Fällen dispenſirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
bieligen oder zwei Jahre in einem auswärtigen chriftlichen ober 
jüdifhen Handelshauſe als Handlungscommis gedient haben. 

3. Diejenigen iſraelitiſchen Bürger, welche fih vom Hankel 
und SKträmergefchäfte ernähren, theilen fich gleich den ehriftlichen 
Hanbeltreibenden in zwei Clafjen, nämlich 

a. die Kaufleute, worunter auch Die Banquiers und Spediteurs 
begriffen find, und 

b. die Krämer. 

4. Den ifraelitiichen Handelsleuten ift, wie den chriftlichen, 
erlaubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Öattung Waaren 
dahin anzulegen, jebod) dürfen ſolche, wie bei dieſen, nicht in den 
Nahrungs und Erwerbszweig der hiefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriken und Manufacturen dürfen Teine Handwerker 
aufgenommen — und, nad) Ablauf der erften zehn Jahre, Fünftig 
Hriftliche Arbeiter nur nach vorheriger Diöpenjation des Senats 
in befondern Dazu geeigneten Fällen gebraudyt werben. 

db. Den ald Handelsleuten aufgenommenen ifraelitifchen 
Unterthanen ift jede Gattung des Handels und der Hülfsgefchäfte 
des Handeld ebenjo wie den Chriſten erlaubt, mit alleiniger 
Ausnahme des Handeld mit Brennholz , Frucht, Fourage und 
Mehl, worunter jedoch der Kleinhandel mit Mebl durch Dazu 
aufgenommene Mehlhändler nicht verftanden wird. 

6. Zur Erlernung und Betreibung der Handwerfe follen 
Kinder der ifraelitiichen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermächtigt werben: 

a. ein jüdiſcher Lehrling muß von hieſigen ifraelitifchen 
Bürgern ehelich geboren fein und das vierzehnte Lebens» 
jahr zurüdgelegt haben. 

b. derfelbe ift zwar in Hinſicht der nach den Artifeln eines 
jeden Handwerks erforberlichen Lehrjahre, ben chriftlichen 
Lehrlingen gleich zu halten; Dafern derfelbe aber bei einem 
hriftlichen Meifter in Die Lehre gegangen ft, und nicht 
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erweislih am jübifchen Sabbath gleich den chriſtlichen 
gearbeitet hat, jo muß er ein Jahr länger in der Lehre 
ftehen. 

c. Eben dieſer Unterfchieb tritt in Anfehung der Zahl ber 
Wanderjahre ein. 

d. Es flieht den tfraelitifchen Bürgern frei, in den Kalle, 
baß ein jübifcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Handwerk bei einem hiefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben koͤnnte, ihre Kinder auch an andern 
Orten bei chriftlichen oder jüdiſchen Meiftern dieſes Hands 
werks in die Lehre zu geben, und jollen denjelben ihre in 
der Fremde beftandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Fortkommen ebenfo angerechnet werben, ald wenn ſie jel- 
bige bei einem hieſigen Meifter beftanden hätten. 

7. Wer auf dieſe Weiſe zur Betreibung eines Handwerks 
befähigt ift, jomit Durch vollgültige Zeugniſſe darthun kann, daß 
er das Handwerk, auf welches er ſich etabliren will, jenen Vor⸗ 
ſchriften gemäs erlernt habe, der muß, unter Aufficht der Ge: 
Ihworenen des Handwerks, ein die Eigenjchaft eines Meifterftücks 
bei den chriſtlichen Handwerken vollkommen befigendes Probeftüd 
verfertigen, und wird jodann, wenn dieſes feine Fähigkeit zur 
Betreibung bes erlernten Handwerks begründet, als Ifraelitiicher 
Handwerksmeiſter aufgenommen, 

8. Ein solcher iſraelitiſcher Handwerksmeiſter Bat, fo viel ben 
eigenen Betrieb feiner Profeſſion betrifft, alle Rechte eines chrift- 
lihen Handwerksmeiſters. Er darf jedoch bei Verluft des refp. 
Meifters und Handwerksrechts jo wenig in eine Socletät mit 
einem hriftlichen Meifter treten, als mit foldyer Arbeit, welche 
er nicht ſelbſt verfertigt Hat, oder mit rohen Materialien handeln, 
Auch darf der jüdiſche Handwerksmeiſter fünftig fein Handwerk 
mr mit jüdiſchen Gejellen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift, 
waͤhrend der nächften ſechs jahre, jedem fübiichen Meifter erlaubt 
ſo viele Jahre hindurch mit chriftlichen Geſellen zu arbeiten, als 
nah den. Geſetzen ſeines Handwerks dazu gehören, damit ein 
dehrjunge das Meifterrecht gewinnen koͤnne. 
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lernt und fidy die dazu erforderlichen Kenntniſſe eigen gemacht, 
auch nach diefer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate in eins 
zelnen Fällen dispenſirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
biefigen oder zwei Sabre in einem auswärtigen chriftlichen oder 
jüdischen Handeldhaufe als Handlungscommis gedient haben. 

3. Diejenigen iſraelitiſchen Bürger, welche fi vom Hankel 
und Srämergefchäfte ernähren, theilen fich gleich den ehriftlichen 
Handeltreibenden in zwei Claſſen, nämlid) 

a. Die Kaufleute, worunter auch die Banquierd und Spediteurs 

begriffen find, und 

b. die Krämer. 

4. Den ifraelitiichen Handeldleuten ift, wie den chriftlichen, 
erlaubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dahin anzulegen, febod) bürfen folche, wie bei dieſen, nicht in den 
Nahrungs und Erwerbszweig der hiefigen Handwerker eingreifen. 
In dieſen Fabriken und Manufacturen dürfen feine Handwerker 
aufgenommen — und, nach Ablauf der erften zehn Sabre, Fünftig 
KHriftliche Arbeiter nur nach vorheriger Dispenjation des Senats 
in bejondern dazu geeigneten Fällen gebraucht werden. 

db. Den ald Handelsleuten aufgenommenen ifraelitifchen 
Untertbanen ift jede Gattung des Handels und der Hülfsgeichäfte 
des Handeld ebenfo wie den Ghriften erlaubt, mit alleiniger 
Ausnahme des Handeld mit Brennholz, Frucht, Fourage und 
Mehl, worunter jedoch der Sleinhandel mit Mehl durch dazu 
aufgenommene Mehlhändler nicht verftanden wird. 

6. Zur Erlernung und Betreibung der Handwerke follen 
Kinder ber ifraelitiicheu Bürger ebenfalld unter nachfolgenden 
Beſtimmungen ermächtigt werben: 

a. ein jübifcher Lehrling muß von Biefigen ifraelitifchen 
Bürgern ehelich geboren fein und das vierzehnte Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt haben. 

b. derjelbe ift zwar in Hinficht der nach den Artikeln eines 
jeden Handwerks erforderlichen Lehrjahre, den chriftlichen 
Lehrlingen gleich zu halten; dafern derfelbe aber bei einem 
chriſtlichen Meifter in Die Lehre gegangen ift, und nicht 
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erweislich am jübifchen Sabbath gleich den chriſtlichen 
gearbeitet hat, fo muß er ein Jahr länger in der Lehre 
ftehen. 

c. Eben diefer Unterfchied Fritt in Anfehung ber Zahl ber 
Wanderjahre ein. 

d. Es ſteht den ifraelitiihen Bürgern frei, in ben Falle, 
daß ein jhbifcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Handwerk bei einem biefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben könnte, ihre Kinder auch an andern 
Orten bei hriftlichen oder jüdiſchen Meiftern dieſes Hands 
werks in die Lehre zu geben, und follen denſelben ihre in 
der Fremde beftandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Fortkommen ebenjo angerechnet werben, als wenn fie fels 
Bige bei einem biefigen Meifter beftanden hätten. 

7. Wer auf diefe Weije zur Betreibung eined Handwerks 
befähigt ift, fomit durch vollgültige Zeugniffe darthun kann, daß 
er das Handwerk, auf welches er ſich etabliren will, jenen Vor⸗ 
Ihriften gemäs erlernt babe, der muß, unter Aufficht der Ge- 
ſchworenen des Handwerks, ein Die Eigenjchaft eines Meiſterſtücks 
bei den chriftlihen Hanbwerken vollfommen befigendes Probeftüd 
verfertigen, und wird ſodann, wenn Diefed jeine Fähigkeit zur 
Betreibung bes erlernten Handwerks begründet, als ifraelitifcher 
Handwerksmeiſter aufgenommen. 

8. Ein folher iſraelitiſcher Handwerksmeiſter hat, fo viel ben 
eigenen Betrieb feiner Profeſſion betrifft, alle Rechte eines chrift- 
lichen Handwerksmeiſters. Er darf jedoch bei Verluft des reſp. 
Meifters und Handwerksrechts jo wenig in eine Socletät mit 
einem chriftlichen Meifter treten, als mit ſolcher Arbeit, welche 
er nicht ſelbſt verfertigt hat, oder mit rohen Materialien handeln. 
Auch Darf der jüdische Handwerksmeiſter Fünftig fein Handwerk 
nm mit jüdiſchen Geſellen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift, 
während der nächften ſechs Jahre, jedem jübiichen Meifter erlaubt 
fo viele Jahre hindurch mit chriftlichen Geſellen zu arbeiten, ale 
nah den Geſetzen jeined Handwerks Dazu gehören, damit ein 
Lehrjunge das Meifterrecht gewinnen koͤnne. 
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9, Für ein und daſſelbe Handwerk koͤnnen zu gleicher Zeit 
nie mehr iſraelitiſche Handwerksmeiſter aufgenommen werden, als 
dem Verhältniffe der für das naͤmliche Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berüdfichtigung der iſraelitiſchen 
Population zu der driftlichen, angemeſſen ift. 

10. Wenn die Wittwe eines jüdischen Handwerksmeiſters 
das Handwerk ihres verftorbenen Ehemannes fortjeßen will, fo 
kann Dieje mit Berüdjichtigung der in $.8 enthaltenen interimi⸗ 
ftifchen Beſtimmung fünftig nme mit judiſchen Gehülfen 
geſchehen. 

11. Will ſich eine ſolche Wittwe wieder verehelichen und 
ihrem Ehemann das Handwerk zubringen, ſo ſind die obigen 
Beſtimmungen auch auf letztern anwendbar. 


IH Bon dem Eigenthumserwerb und der Miethe 
und Vermiethbung liegender Güter, Läden, Gewölbe 
u. f. w. durch ifraelitifhe Untertbanen. 


1. Die Verweilung der hiefigen Einwohner jüdischer Religion 
in eine mit Mauern und Thoren umgebene Straße bleibt auf 
immer abgejchafft, vielmehr wird 

2. ben ijraelitiichen Untertbanen das Recht in der Stadt 
und deren Umgebungen Häufer und @ärten eigenthümlich zu 
erwerben, auch in den Häufern der Stadt Läden und Gewölbe 
zu miethen und ‚offene Läden zu Halten, unter nadjfolgenden 
Ausnahme und Beichränkungen eingeräumt : 

a. daß ein jeder Familienvater ober ſelbſtſtaͤndiger Jude num 
ein Haus und einen Garten zu. Taufen ober eigenthümlich 
zu befißen berechtigt ſei; 

b. daß ein jeder iſraelitiſcher Familienvater oder jelbititän- 
diger Siraelit in jedem Theile der Stabt ſich eine Woh⸗ 
nung, (jedoch nur zum Behufe der Bewohnung derjelben 
mit feiner Familie) miethen dürfe. 

c. daß in Hinficht Der eigenthümlichen oder gemietheten Läden, 
Gewölbe und Wanreunieberlagen der Belikfland des 14, 
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Juli 1817 in dem Maaße zur Noym für die Zukunft ans 
genommen wird, Daß bie durch eine ohne Zeitverluft zu 
veranlaffende Aufnahme und Verzeichnung der zu jener 
Zeit eigenthümlich oder miethweiſe von iſraelitiſchen Unter⸗ 
thanen beſeſſenen offenen Läden, geichlofferen Gewölben 
oder Waarenniederlagen jeder andern Art ſich ergebende 
Zahl auch in Zukunft nicht überjchritten werde, dergeſtalt, 
daß wenn in einer Straße ein offener Xaden, ein gefchlofs 
jene Gewölbe oder fonftige Waarenniederlage in Dem 
Befiß eines Iſraeliten gewejen, er jelbigen oder jelbiges 
fernerhin auch eigenthuͤmlich oder miethweife zu befiken 
berechtigt bleiben, auch wenn ein folcher Laden, Gewölbe 
oder jonftige Waarenniederlage einginge, Dagegen ein ans 
derer Jolcher Laden, Wewölbe oder Waarenniederlage in 
den Häufern derſelben Straße, oder, Falls ſich dazu Feine 
Gelegenheit fände, auch in einer andern Straße der Stadt, 
mit Bewilligung des Senats von einem iſraelitiſchen 
Unterthan eröffnet werden koͤnne, jo lange aber der Kal 
nicht eingetreten ift, Daß ein oder der andere offene Laden, 
geſchloſſenes Gewölbe oder jonflige WWaarenniederlage von 
feinem bisherigen ifraelitiichen Beſitzer als folcher oder 
folche nicht mehr benußt wird, die Eröffnung eined neuen 
Ladens, gejchlofienen Gewölbe oder Wanrennieberlage, 
durch einen ifraelitiichen Unterthan zur Vermehrung der 
oben bezeichneten Zahl derſelben überall nicht flattfinden 
jol. — 

3. Zum Behufe gleicher Vertheilung der Juden in die 
zum Sandel mehr oder minder vortheilbaften Stadtquar- 
tiere, wird mit Der Zahl der Iebtern in die Zahl der von den 
Yuden eigenthümlich in den von Chriſten bewohnten Straßen 
beieffenen oder gemietheten Läden, gejchlofienen Gewölben und 
Waarenniederlagen jeder andern Art bivibiret, und jo jedem 
Quartiere eine beftimmte Zahl derjelben, welche ohne Dispen⸗ 
ſation derfelben wicht überfchritten werben Darf, zugetheilt. Findet 
fich bei dieſer Vertheilung, daß dermalen ein Quartier mehr als 
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die ihm gebührende Zahl hat, fo darf — jedoch nur in ber 
Borausfehung, Daß irgendwo ein anderer Laden, gejchloffenes 
Gewölbe und Waarenniederlage jeder andern Art wirklich zu 
haben fein follte — ein ſolcher eingehender Laden, Gewölbe und 
Waarenniederlage, von einem iſraelitiſchen Handelsmann fo lange 
nicht wieder beſetzt werden, bis fie auf die feftgefehte Verhältniß- 
zabl vermindert find, wo hingegen bie ifraelitiichen Handelsleute 
nicht gehindert werben, foldhe in jedem Duartiere der Stabt 
neu zu errichten, wo jene Normzahl noch nicht erreicht iſt. 

Es findet jedoch dieſe Beſchraͤnkung bei der jebigen alten 
Judengaſſe nicht Statt, weldye den Juden ausschließlich verbleibt, 
und deshalb in gegenwärtige Berechnung und Vertheilung nicht 
aufgenonmen wird. 


IV, Berforgung der Armen und Kranken. 


Mei der Obliegenbeit der traelitiichen Gemeinde für ihre 
Gemeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorftande über: 
laſſen, unter obrigkeitlicher Aufſicht für die Armen⸗ und Kranken⸗ 
pflege ihren Glaubensgenoſſen zweckdienliche Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in den Dienſten eines hieſigen 
ſtehenden chriſtlichen Geſindes in die hieſigen chriſtlichen Kranken⸗ 
hoſpitaͤler hat nicht anders als gegen eine in jedem einzelnen 
Kalle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn oder ſonſt zu- 
leiftende Vergütung, es fei an Capital oder jährlidem Beitrage 
ftatt. 


Ausführung und Schluß. 


Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Verfügungen werben in bejonderen Verordnungen 
nachfolgen. Ä 

Gleich wie vorſtehende geſetzliche Beſtimmungen auf bie, dem 
Inhalte der deutſchen Bundesacte entſprechende und mit dem 
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Gemeindewohl im Einklang ftehende Kürgerliche Verbeſſerung 
der biefigen Einwohner ifraelitiichen Glaubens abzwedten, fo 
bleiben ebenſowohl die Verfügungen, weldhe von der hohen 
Bundesverſammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſch⸗ 
land in der Folge noch getroffen werben fönnten, al8 aud) der 
Geſetzgebung hieſiger Stabt alle auf die bürgerliche Verbeſſerung 
hiefiger Judenſchaft, fowie auf Das hiefige Gemeindewohl gerich- 
tete und den Verhältniffen biefigen Freiftaatd zu dem deutjchen 
Bunde angemefjene fernere Verfügungen, welche jedoch in feinem 
Tale den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, injofern 
fie der Judenſchaft günftig find, derogiren jollen, ausdrücklich 
vorbehalten. 


Es konnte nunmehr nur noch darauf ankommen, daß die 
iſraelitiſche Gemeinde auch von ihrer Seite fi mit der durch 
diefen Gejeßentwurf beabfichtigten Ausgleichung zufrieben erklärte, 

Die Commiſſion hatte nämlich, wie fi aus der Natur der 
Sache Schon von jelbft ergab, in einer Note vom 18. Dezember 
1819 vorbehalten und demnädhft in der Note vom 28. Auguft 
1820 diefen Vorbehalt ausdrüdlich erneuert, noch dasjenige nach» 
zutragen, was etwa die Siraeliten, auf ſolche Gründe geftügt, 
welche die Gerechtigkeit nicht etwa unberüdjichtigt Taffen durfte, 
hierauf anzutragen ſich veranlaßt finden Fönnten, 

War von der Bommiffion auch bisher nicht förmlich mit 
der iſraelitiſchen Gemeinde verhandelt, fo war ihren Vorſtehern 
doh von den verjchiebenen Referenten und andern Mitgliedern 
von der Commiſſion über alle wejentlihen Puncte des Geſetz⸗ 
entwurfs Mittheilung gefchehen. — Auch waren von ihnen in 
bem ganzen Laufe der Verhandlumgen vielfache Anträge an ben 
Faiferlichen Hof gejchehen, und dieſe Anträge waren nicht allein 
mit Wohlwollen aufgenommen, fondern auch in ben mehrften 
Hauptpuncten des Geſetzentwurfs beridfichtigt. 
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Man glaubte daher, daß die letzte Nebaction des Geſetz⸗ 
entwurfs, wenigftend in der Hauptſache und im Ganzen von 
ihnen angenommen werden würde, und daß nur einzelne Puncte 
nur noch in Erörterung kommen könnten, in Hinficht welcher 
man bereit gewejen fein würde, ſich für das billig Befundene 
nochmals bei dem Senate zu verwenden, um vielleiht auch in 
Hinfiht dieſer Vuncte bei Der von dem Senat bewiejenen Bereit: 
willigfeit noch dasjenige zu erwirken, was den redlichen Abſchluß 
dieſer jo lang verhandelten Sache herbeiführen konnte. 

In Diefer Ausfiht beſchloß die Commiſſion: Die Vorfteher 
der ifraelitiichen Gemeinde einzuladen, um ihnen den Geſetzent⸗ 
wurf vorzulegen, und ihre definitive Erklärung darüber zu er⸗ 
alten. 

Dieje Ausfiht wurde aber auf eine der Commiſſion gänzlich 
unerwartete Weiſe vereitelt, indem die juͤdiſchen Deputirten gleich 
bei Verlejung des Eingangs und des 1.6. des Entwurf erklärten 
von der Gemeinde nicht zur Annahme des Entwurfs bevollmaͤch⸗ 
tigt zu fein. ‘Die Sommijfion, in deren Sigung vom 13. Auguft 
diefe Erklärung der iſraelitiſchen Gemeinde abgegeben wurde, 
theilte Denjelben den Geſetzentwurf mit, eröffnete denſelben, 
wie ohne Vollmacht für Annahme oder Ablehnung bderjelben 
feine weitere Berbandlung mit ihnen flattfinden könne, und be 
flimmte den von ihnen auf den 16. gewünjchten Termin bis zum 
18. Auguft, der nachher auf ihr Anſuchen bis zum 20. erweitert 
wurde, um die definitive Erklärung der Gemeinde einzu- 
bringen. 

Man konnte ſchwerlich ein anderes Refultat verlangen. Die 
Borichläge des Senats waren der Art, daß ſie die ifraelitijche 
Gemeinde in jene Rechtäunficherheit zurüdgeworfen hätte, welche 
ihm im Laufe der Jahrhunderte fo oft zum Nachtheile und Ver⸗ 
derben gereichte. Betrachtet man Die von Staaten wie Frankreich, 
Breußen ıc. gegebenen Verbeflerungen in der Gejeßgebung über 
die Juden, jo begriff man wohl, daß fidy die franffurter Sfraeliten 
nicht ohne harten Kampf das bereits erworbene Bürgerrecht 
nehmen laſſen wollten. Die Erklärung, weldye fie gaben, ent: 
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Iprach durchaus ihrer Rage, und ftellte in ber ihr beiliegenden 
Kritif des Senatsvorſchlags die Situation Har und ſcharf dar. 
Sie lautete: 


Hohe Bundescommiflion | 


Es glauben die unterthänigft Unterzeichneten vor allen 
Dingen der hiefigen ifraelitifchen Gemeinde, wie ihren eigenen 
innigften Dank ausbrüden zu dürfen, der vielfachen Bemühungen 
und Verwendungen wegen, welche die hochverehrlichen Mitglieder 
einer hohen Commiſſion zur Herbeiführung einer gütlichen Ans⸗ 
gleihung diejer Teidigen Differenzen eintreten zu laſſen Die Gnabe 
batten. Wie ed einerjeitö zu der Gemeinde Tebhaftem Bedauern 
gereicht, das gewünfchte Nejultat dennoch nicht herbeigeführt zur 
jehen, jo gereicht es andererſeits zu ihrer großen Beruhigung, 
daß fie mit bereitwilliger Offenheit jeder annähernden und ver- 
mittelnden Eröffnung entgegengefonimen, und nur dad als unan- 
nehmbar zurüdweifen mußte, was offenbar zur Folge gehabt 
hätte, ihrer zufünftigen bürgerlichen Stellung jede feite Grundlage 
zu entziehen, und ihre rechtliche Exiſtenz von zweifelhaften und 
einfeitigen Deutungen abhängig zu machen, daß dem alfo jet, 
wird aus den menigen Bemerkungen ſchon hervorgehen, mit welchen 
die Gemeinde den ihr mitgetheilten Geſetzentwurf glaubt anliegend 
begleiten zu dürfen, fo wenig ſolche die Gefammtzahl der ihr 
zur Seite ftehenden Gründe erjchöpfen, jo wenig beabfichtigt Die 
Gemeinde durdy deren Neußerung und Mittheilung von diejer 
hohen zum Verſuche einer gütlichen Ausgleihung gnädigft nieder: 
geſetzte Commiſſion von ihren wohlerworbenen Rechten das geringfte 
anfzugeben, vielmehr tritt fie mit deren ganzem und ungefchmä- 
lertem Umfange, fall eine gütliche Ausgleihung nicht zu Stande 
fommen follte, in das der gnädigen Anordnung dieſer hohen 
Commiſſion vorhergegangene Verhältuiß zurüd, und fieht der 
rechtlichen Würdigung und Entſcheidung über ihre unantaftbaren, 
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nichts Defto weniger angefochten werden wollenden Rechtszuſtaͤndigkei⸗ 
ten, und der gnädigen ferneren Aufrechterhaltung des Befigftantes bis 
nach endlicher der Sache Erledigung, von einer hoben deutſchen 
Bundesverfammlung mit ruhigem Vertrauen entgegen. 


Nach derimaliger Sache und Actenlage glaubt die ifraelitijde 
Gemeinde übrigens dem von Se. Excellenz dem großherzoglicen 
Minifter Freiherrn von Plefjen in dem in der zwölften Bunte: 
tagsfigung vom 16. December 1816, ald damaligen Referenten 
in diefer Angelegenheit, eritatteten Vortrage ausgeſprochenen 
Anfihten und Grundſätzen über das auf den Fall einer nicht zu 
Stande fommenden gütlihen Ausgleichung einzubaltende Ver 
fahren unterthänigft in Erinnerung zu bringen, und in Ueberein⸗ 
flimmung mit denfelben bemerfli machen zu dürfen, daß eine 
hohe deutſche Bundesverfammlung nunmehr zuvörderft die Weijſe 
gnädigft in Betracht ziehen wird, wie diefe Rechtsſache zwiſchen 
zwei flreitenben Parteien über vertraggmäßig, titulo omeroso er⸗ 
worbene, anerkannte, bejejlene und ausgeübte Rechte, und in beren 
Gefolge zu macende Zahlungen, zum Spruche Rechtens, zum 
rechtlichen Erkenntniſſe zu bringen ift, vorbehaltlich der nochmal 
gen bundesgeſetzlichen, überhaupt durch Die feftgeftellte Sompeten; 
begründeter Einwirkungen einer hohen deutjchen Bundesverſamm 
Yung, welchem nach die unterthänigft Unterzeichneten Namens dei 
hiefigen ifraelitiichen Gemeinde die ehrfurdhtövolle Bitte wagen’ 


Eine hohe Commiſſion geruhe, Diefe Acten, da eine gütliche 
Ausgleichung der Sache nicht zu erzielen geweſen, fie vielmehr 
in den Stand vor Niederjegung einer hohen Ausgleichungscom⸗ 
milfionzurüdgelehrt, an eine hohe dDeutfche Bundesverfammlung 
zur gnädigen Beſchlußnahme über das zur Erzielung eines 
rechtlichen Erkenntniſſes in derſelben vorbehaltlich hochderen 
bundesgefeßlich feitgeftellter nochmaliger Einwirkung einji- 
haltende Verfahren und gnäbigen Aufrechthaltung de 
Befisftandes in der Zwilchenzeit, nah) Maaßgabe Hochderen 
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höchſt verehrlichen Beſchlüſſen vom 16. Auli 1817 und 17. 
September 1818 gnäbigft abzugeben. 
&iner hohen Bundescommilfton 


unterthänigft gehorjanifte 


Amſchel M. Baron von Rotbfchild 
Jonas Rotbichild 
Jacob Baruch. 

Frankfurt, 20. Aug. 1824. 


Bemerkungen 
zu bem 
Entwurf eines Geſetzes der freien Stadt Frankfurt am Main 


ar Feſtſtelung der privatbürgerlihen Rechte der Ifraeliten in Folge 
Art. 7 der EConflitutions-Ergänjungsacte. 





Wenn man ber biefigen freien Stabt als Bundesftaat im 
Allgemeinen Das Gefepgebungsrecht gerne zugefteht, fo ift dieſes 
jedoch dundesgeſetzlich für beſondere Fälle beſchraͤnkt. Cs ift 
bereitö von einer hoben beutfchen Bundesverſammlung beftimmt 
anerkannt, daß die bürgerliche Stellung der hiefigen ifraelitifchen 
Ginwohner unter diefe Beſchraͤnkung zu rechnen fei, und es find 
teren Rechte durch beſondere Congreßbeſchlüſſe in die der hiefigen 
Stadt wieber geſchenkte Selbftftändigkeit dermaßen verflochten 
und verwebt, daß um fo weniger ber biefigen Stadt felbft und 
um jo mehr einer hoben beutjchen Bundesverfammlung allein 
eine Sognition hierüber zuftehen kann. 

Wenn alfo auch in Folge eines unter Vermittelung einer 
hohen deutſchen Bundescommiffton zwifchen der Stadt und der 
ijraelitiſchen Gemeinde abgejchlofienen Vertrags ein. Geſetz erlaffen 
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worben wäre, fo hätte biefer des äußern Anſtandes wegen gewählte 
Modus, weder der eigentlichen rechtlichen Natur einer Weberein: 
funft noch der begründeten Competenz einer hohen deutſchen 
Bundesverfammlung Abbruch thun jollen und Dürfen, womit aber 
bie im Art. 7 der biefigen Conſtitutions-Ergaͤnzungsacte ausge⸗ 
Iprochenen Grundfäße in gradem Widerfpruch ftehen, weshalb 
die Erwähnung dieſes Artikel, zumal, vorausgefegt es käme 
eine gütliche Wereinbarung zu Stande, die ohnehin auch Fonft 
begründete Gompetenz einer hohen deutfchen Bundesverfammlung, 
von allen andern abgejehen, durch diefe Vereinbarung jelbft für 
fünftige Zeiten ausbrüdlich feftgeftellt wurde, jo überflüffig als 
unthunlich erfcheint. Hiernach und nach dem, was unter ad. 1,2 
folgt, hätte ſich vielleiht, auf den Fall einer gütlichen Vereins 
barung, folgende Verfafjung gerechtfertigt: 


„Entwurf eines Geſetzes, die bürgerlichen Nechte der ifrae- 
litiſchen Gemeinde zu. Frankfurt am Main betreffend. 


ad I Ueberichrift. 

Bei diefem kurzen und einfachen Geſetze wäre ein Berlegen 
in Abjchnitte unnöthig gemwefen, und die nicht jehr zahlreichen 
Paragraphen hätten mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet werden 
fönnen, auf Diefe Welle wären bie überflüffigen Ueberſchriften 
von ſelbſt weggefallen, wie denn bekanntlich in jedem Geſetze 
jedes Veberflüffige zu vermeiden ift, und fo wäre wenigſtens Die 
Bemerkung leicht befeitigt gewefen, daß weder das Wort Auf- 
nahme, noch der Ausdrud Staatdunterthanenrecht hier paflen. 

ad 1 8.1.2. Es Scheint unmöglich, der ifraelitifchen Gemeinde 
anzumutben, auf beftimmte und are Rechte, die fie auf rechtS- 
afıltige Weife erworben, die fie unangefochten bejeffen und aus⸗ 
geübt hat, zu verzichten, ohne Diejenigen Rechte mit Klarheit und 
Genanigkeit über allen Zweifel zu fegen, in welcher man fte bes 
laſſen will. Es ift aber bekannt genug, daß der Umfang der 
ſtaats- und privatbürgerlidden Rechte in. verfhiedenen Staaten 
nach Verſchiedenheit ihrer Verfaffungen gang verſchieden und 
a priori gar nicht zu beflimmen iſt; auch Bat es ſich wohl nir: 
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gend wo in der Mirklichkeit fo geftaltet, Daß Bürger unter eine 
vage Benennung und Glaffification geftellt, und es der Auslegung 
überlaffen worden, daraus ihre Nechte abzuleiten, vielmehr wer: 
den umgekehrt Bürger nad) Dem Umfange ber einzelnen ihnen 
deutlich und beſtimmt in den Verfaflungen und Gefeben einges 
räumten Rechten claffificirt, Denn Die Lehre muß erft aus dem 
Lebendigen, Vorhandenen und Gegebenen abftrahirt werben. Hier 
im @ingange, wo. der ganze Nechtözuftand der iſraelitiſchen 
Gemeinde für die Zukunft feftgeftellt werden fol, kann dieſe ſich 
unmöglich bei vagen Unriffer, vieldeutigen Ausdrüden und zwei⸗ 
felhaften Beftimmungen beruhigen, die zu unabfehbaren Anfed): 
tungen und Streitigkeiten führen müfjen. Iſt ed wirklich, wie 
verfichert worden, die Abficht hieſiger Stadt, die ifraelitiichen 
Einwohner im Bürgerrecht zu belafjen, und dieſes Lediglich Durch 
die mit der Gemeinde übereinzufommenden Modificationen zu 
beichränfen, jo hätte dieſe vorgebliche Ablicht etwa in folgender 
Faſſung mit der in jedem Gefeße, wie Bertrage, vor allen Dingen 
erforderlichen Beftimmtheit wieder gegeben werden können: 
„Alle dahier gegenwärtig jeßhafte tjraelitiiche Familien und 
Individuen, deren Kinder und Nachkommen, genießen als 
ifraelitiiche Bürger, mit unten folgenden Mobdificationen in 
biefiger freien Stadt das Bürgerrecht überhaupt gegen Ueber: 
nahme gleicher öffentlichen Laften und Abgaben, gleiche bür- 
gerliche Befugniſſe und Rechte, auch völlig gleiche Behandlung 
bei allen gerichtlichen und adminiftrativen Behörden mit den 
übrigen biefigen Bürgern, welchem nach alle entgegenftehende 
Vorſchriften, Anordnungen. und SObfervanzen außer Kraft 
und Wirkungen gejebt find.” 

„Die ifraelitifche Gemeinde behält neben der ungeftörten 
Ausübung ihrer Religion, ihre eigene Gemeindewerwaltung, 
das alleinige Eigentum, die alleinige und vollfonımene 
Verwaltung, Verwendung und Leitung aller ihrer Kirchen⸗, 
Schulen und milden Stiftungsfonds und der Gemeinde—⸗ 
befigung uͤberhaupt.“ 

„Die biefigen ifraelitichen Bürger find in ber Art von 

Erſter Theil. 23 
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der Stantsverwaltung ausgejchloffen. daß ihnen ber Eintitt 
in den Senat, in den ftändigen Bürgerausſchuß und in den 
gefeggebenden Körper, ferner die Theilnahme an der Wall 
zu Mitgliedern des letztern nicht geftattet ift; fie haben auch 
feinen Anſpruch auf eine von Staat beſoldete Givilanftellung, 
jeboch behält ſich in Tebterer Beziehung Der Senat vor, 

Ausnahmen zu geftatten. Die Beflimmungen (folgen tie 

Geſetze, melde fih auf die Verfchiedenheit Des Cultus 

beziehen) Hinfichtlih der ifraelitiichen Glaubensgenoſſen, 

bleiben als zum Cultus gehörig, mit veränderter entiprede: 
der Wortfaflung bei etwa erneuerter Redaction fortwähren 
in Wirkung“. 

Es muß einem hohen Senat biefiger Stadt, infonderbeit 
daran gelegen fein, daß, was von Hochdemfelben, vermittelft der 
erwählten verehrlichen Herren Deputirten geäußert und zuge 
ftanden worden, geſetzlich feftgefeßt werde, weil er ſich fonft 
feiner verfaflungsmäßigen Stellung nach beim beften Willen aufe 
Stand fehen könnte, Den Anfechtungen zu begegnen, Denen tie 
ijraelitifchen Bürger anderswo fich ausgefegt jehen dürften. Mas 
alsdann immerhin hinterher die Doctrin Die iſraelitiſchen Bürger 
nach ihren Deutlich ausgelprochenen Rechten und Beichränkungen 
im Berhältniß zum Staat und ber Gefammtbürgerfdhaft claſſif⸗ 
ciren, wenn nur nicht naturwidrig aus der Glaffification ven 
vorn herein deren Rechte beftimmt werden wollen. 

Der Zweck wäre auf Die hier angegebene Weife erreitt, 
Die ifraelitiichen Glaubensgenoffen wären das, was fie überein⸗ 
kunftsmaͤßig alsdann fein follten, und das nicht, was fie überein: 
kunftsmaͤßig nicht fein follten, fie blieben im Beſitz deſſen, wa: 
ihnen alsdann vertragsmäßig belafjen worden, und wären ven 
dem ausgejchloffen, worauf fie alsdann vertragsmäßig verzichtet 
hätten, und Fünftigen Streitigkeiten wäre jo viel als möglid 
vorgebeugt. 

Welche unendlich vielfache und verfchtedene Deutungen läft 
nicht Die Dermalige Faflung zul Wer vermag es zu beſtimmen, 
was nicht alles unter Die unmittelbare Verwaltung des Staats 
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und der chriſtlichen Gemeinde zu ſubſummiren iſt? Wer kann 
vorherſagen, welche Rechte den iſraelitiſchen Bürgern des Aus— 
drucks wegen, daß fie des vollen Staatsbürgerrechts und Bürger: 
rechts und Bürgernamens nicht tbeilhaftig werben, wieder 
beftritten, ja entgegnet werden dürften! Wer vermag bie Grenzen 
der privatbürgerlichen Beziehungen (2?) abzufteden? und wie ift 
es möglih, auf alle Diefe unbeilimmten Aeußerungen zujammen 
einen beſtimmten Rechtszuſtand zu bauen? Will nicht den ifrae- 
litiſchen Glaubensgenofjen im Gefeßentwurfe der Eintritt in 
Zünfte und Innungen unterfagt, und diefe wahrfcheinlich in das 
Bebiet ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte gezogen werden? Welche Hinder: 
niſſe wird man den iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen in den Weg 
legen, Die zur Advocatir und zur Ausübung der Arzneiwiſſen⸗ 
Ihaft gelafjen fein wollen? Welche denen, die zu Officierftellen 
beim Linienmilitair und bei der Landwehr ſich qualiflciren? Zu 
allen Zeiten hatten hier iſraelitiſche Glaubensgenoſſen ganz unter- 
geordnete Anftellungen; 3. B. als Polizeidiener, NRechneiamts- 
Pebell.2e., auch dieſes dürfte in Zukunft unterbleiben. Kerner 
hätten nach dem aufgeflellten Grundprincip alle entgegenftehende 
geſetzliche Vorſchriften jofort abgeſchafft fein und bleiben follen, 
und e8 war ein leichtes, bie wenigen fich wirklich auf Verſchie⸗ 
deubeit der Meligion und des Cultus gründenden Gejeße als 
Ausnahmen nahmhaft zu machen; die im Entwurfe vorgejchricbene 
Weiſe würde zum großen Nachtheil der hiefigen ifraelitifchen 
Gemeinde, einen offenen Widerjprudy in der Gefeßgebung für 
unbeftimmte Zeiten fanctioniren, da ber vorzunehmenden Revifion 
feine Friſt geſeßt if. Auch die eheliche Geburt beburfte Feiner 
Erwähnung, da die ifraclitiichen Glaubensgenoſſen hierüber den 
allgemein beftehenden Gejeßen unterworfen find. Selbft im Geifte 
des Entwurfs hätte nad) den gemachten Aeußerungen der Herren 
Senatödeputirten dem $. 2 am Schluffe Binzugefügt werben 
dürfen: 

„die ungeflörte Ausübung wifjenjchaftlicher Kenntniffe, als 

Advocaten, Procuratoren, Notare, Aerzte, Lehrer ꝛc. ſteht 

Br. 5. 
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die ihm gebührende Zahl bat, jo darf — jedoch nur in ber 
Borausjegung, daß irgendwo ein anderer Laden, geſchloſſenes 
Gewölbe und Waarenniederlage jeder andern Art wirklich zu 
haben fein follte — ein folder eingehender Laden, Gewölbe und 
Waarenniederlage, von einem tfraelitifchen Handeldmann jo lange 
nicht wieder bejegt werben, bis fie auf die feftgefehte Verhaͤltniß⸗ 
zahl vermindert find, wo hingegen bie tfraelitiichen Handelsleute 
nicht gehindert werben, foldhe in jedem Duartiere der Statt 
neu zu errichten, two jene Normzahl noch nicht erreicht iſt. 

Es findet jedoch dieſe Beſchraͤnkung bei der jeßigen alten 
Judengaſſe nicht Statt, welche den Juden ausjchließlich verbleibt, 
und deshalb in gegenwärtige Berechnung und Vertheilung nicht 
aufgenonmen wird. 


IV, Berjorgung der Armen und Kranfen. 


Dei der Obliegenheit der ifraelitiichen Gemeinde für ihre 
Gemeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorſtande über: 
Laflen, unter obrigkeitlicher Aufficht für die Armen und Kranken⸗ 
pflege ihren Glaubensgenoſſen zweddienlihe Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in den Dienften eined hieſigen 
ſtehenden chriftlichen Befindes in Die hieſigen chriftlichen Kranken 
hofpitäler hat nicht anders als gegen eine in jebem einzelnen 
Kalle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn oder fonft zu 
leiftende Vergütung, e3 fei an Gapital oder jährlichem Beitrage 
ftatt. 


Ausführung und Schluß. 


Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung dieſes Gefetzes 
erforderlichen Verfügungen werden in bejonderen Verorbnungen 
nachfolgen. 

Gleich wie vorſtehende gefegliche Beftimmungen auf Die, dem 
Inhalte der deutjchen Bundesacte entſprechende und mit dem 
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nehmbar. Es ift eine unausführbare Zumuthung, Daß der Han- 
delsmann gerade das zu etablirt habende Geſchaͤft erlernt haben 
muͤſſe. Xheild würde dadurch das Erlernen der Handlung un 
möglich gemacht, indem niemand einen Lehrling annehmen wird, 
von dem er gewiß überzeugt ift, Daß er daflelbe Geſchäft errichten 
müfle, theils endlich geitattet ed Die Beweglichkeit des Handels 
überhaupt nicht, fich für immer an ein beſtimmtes Geſchaͤft zu 
binden. So 3 B. war vor einigen Decennien der Handel mit 
engliihen Waaren in Frankfurt ganz unbedeutend, jo hatten 
3. B. vor wenigen Sjahren die meiften ihriftlichen Handelshaͤuſer 
mit Colonialwaaren Gejchäfte gemacht, und Die damaligen vor: 
übergehenden Conjuncturen benußt, ohne ſich deshalb an dieſes 
Geſchaͤft für Die Folgezeit zu Halten. — So gibt es bier viele 
hriftlichde Handeldleute, Die Waaren-, Wein, Leber, Materials 
Eiſen⸗, Eolonial- und Banquiergejchäfte zu gleicher Zeit treiben, 
und wieder andere, die heute dieſes und morgen jenes Gejhhäft 
führen, je nachdem fie ihren Nuben zu befördern glauben. Ueber: 
baupt, wie es jedem chriftticden Handelsmann gejtattet it, in 
allen nicht zünftigen Artikeln Gejchäfte zu machen, muß dem 
iraelitiichen Handeldmanne gleiche Befugniß zu flehen, weil er 
jonft von allem andern abgejeben, ewigen Anfechtungen ausge 
ſeßt iſt. 

Das auswärtige Conditioniren eines Handlungscommis iſt 
ſchon durch Zulaſſung von Dispenſationen als in den meiſten 
Faͤllen zweckwidrig erkannt, allein es dürfte auch in der Regel 
nur nachtheilbringend ſein, indem nicht alle Staͤdte Deutſchlands 
grade ſo ſehr Ausbildung für den Handel wie Frankfurt dar: 
bieten, und ber mittlere Handelsmann dadurch doppelt gebrüdt 
wird, wenn er feinen Sohn in feinem Haufe, in feinem Gefchäfte 
entbehren, und ihn auswärts noch unterflügen muß. — Bei den 
biefigen Chriſten fchiden nur Die ganz Reichen ihre Söhne ins 
Ausland, oder die ganz Armen, die fein Brod haben, nicht aber 
ber mittlere Stand, der durd) feine Abwefenheit die verlorene 
Localfenntniß nicht wieder leicht bekommt. 

Ad I, 3. Da die iſraelitiſchen Handelöleute der allgemein 
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Man glaubte daher, daß die letzte Nedaction des Geſetz⸗ 
eutwurfs, wenigftend in ber Hauptfahe und im Ganzen von 
ihnen angenommen werden würde, und daß nur einzelne Bunde 
nur noch in Erörterung kommen Eöunten, in Hinficht welder 
man bereit geweſen fein würde, fich für das billig Befunden 
nochmals bei dem Senate zu verwenden, um vielleicht auch in 
Hinfiht Diefer Puncte bei der von dem Senat bewiejenen Bereit- 
willigfeit noch dasjenige zu erwirken, was den reblichen Abſchluß 
diejer jo lang verbandelten Sache herbeiführen Fonnte. 

In diefer Ausfiht beſchloß die Commiſſion: die Vorſteher 
der ijraelitiichen Gemeinde einzuladen, um ihnen den Geſetzent⸗ 
wurf vorzulegen, und ihre definitive Erklärung darüber zu er 
halten. 

Dieſe Ausfiht wurde aber auf eine der Commiſſion gänzlid 
unerwartete Weiſe vereitelt, indem die juͤdiſchen Deputirten gleid 
bei Verlefung des Eingangs und des 1.8. des Entwurfs erflärten 
von der Gemeinde nicht zur Annahme des Entwurfs bevollmäd: 
tigt zu fein. Die Commiſſion, in deren Sißung vom 13. Augufl 
diefe Erklärung der ifraelitiichen Gemeinde abgegeben wurde, 
theilte denjelben den Geſetzentwurf mit, eröffnete denſelben, 
wie ohne Vellmaht für Annahme oder Ablehnung berjelben 
feine weitere Verhandlung mit ihnen ftattfinden könne, und be 
flimmte den von ihnen auf den 16. gewünjchten Termin bis zum 
18. Auguft, der nachher auf ihr Anſuchen bis zum 20. erweitert 
wurde, um die definitive Erklaͤrung der Gemeinde einzu 
bringen. 

Man konnte jchwerlich ein anderes Rejultat verlangen. Die 
Borichläge Des Senats waren der Art, daß jie die ifraelitiiche 
Gemeinde in jene Rechtöunficherheit zurüdgeworfen hätte , welche 
ihm im Laufe der Jahrhunderte jo oft zum Nachtbeile und Ber: 
derben gereichte, Betrachtet man Die von Staaten wie Frankreich, 
Preußen ꝛc. gegebenen Verbeflerungen in der Gejeßgebung über 
die Sjuden, jo begriff man wohl, daß ſich die franffurter Iſraeliten 
nicht ohne harten Kampf das bereit3 erworbene Bürgerrecht 
nehmen laſſen wollten. Die Erklärung, welche fie gaben, ent: 
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ſprach durchaus ihrer Lage, und ftellte in ber ihr beiliegenden 
Kritif des Senatsvorſchlags die Situation klar und ſcharf dar. 
Sie lautete: 


Hohe Bundescommilfion ! 


Es glauben die unterthänigft Unterzeichneten vor allen 
Dingen der biefigen ifraelitifchen Gemeinde, wie ihren eigenen 
innigften Dan? ausbrüden zu bürfen, der vielfachen Bemühungen 
und Verwendungen wegen, welche die hochverehrlidhen Mitglieder 
einer hohen Commiſſion zur Herbeiführung einer gütlichen Ans⸗ 
gleihung dieſer leidigen Differenzen eintreten zu laſſen Die Gnade 
hatten. Wie e3 einerjeitS zu der Gemeinde Tebhaftem Bedauern 
gereicht, da gewünſchte Reſultat dennoch nicht herbeigeführt zur 
jeben, jo gereicht es andererfeitd zu ihrer großen Beruhigung, 
daß fie mit ‚bereitwilliger Offenheit jeder annähernden und ver: 
mittelnden &röffnung entgegengefommen, und nur das als unan- 
nehmbar zurückweiſen mußte, was offenbar zur Folge gehabt 
hätte, ihrer zufünftigen bürgerlichen Stellung jede feſte Grundlage 
zu entziehen, und ihre rechtliche Exiftenz von zweifelhaften und 
einfeitigen Deutungen abhängig zu machen, daß dem alfo fet, 
wird aus den wenigen Bemerkungen ſchon hervorgehen, mit welchen 
bie Gemeinde den ihr mitgetheilten Geſetzentwurf glaubt anliegenb 
begleiten zu dürfen, jo wenig ſolche die Geſammtzahl der ihr 
zur Seite ftehenden Gründe erjchöpfen, jo wenig beabfichtigt die 
Gemeinde durch deren Neußerung und Mittheilung von dieſer 
hohen zum Verſuche einer gütlichen Ausgleichung gnaͤdigſt nieder⸗ 
geſetzte Commiſſion von ihren wohlerworbenen Rechten das geringfte 
aufzugeben, wielmehr tritt fie mit Deren ganzem und ungejchmä- 
lertem Umfange, falls eine gütliche Ausgleichung nicht zu Stande 
fommen follte, in das der guädigen Anorbnung dieſer hoben 
Commiſſion vorbergegangene Verhaͤltniß zurüd, und fieht ber 
tehtlichen Würdigung und Entfcheidung über ihre unantaftbaren, 
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nichts Defto weniger angefochten werben wollenden Rechtszuſtaͤndigkei⸗ 
ten, und der gnädigen ferneren Aufrechterhaftung bes Befigftantes Bid 
nach endlicher der Sache Erledigung, von einer hohen beutjden 
Bundesverfammlung mit ruhigem Vertrauen entgegen. 


Nach dermaliger Sache und Actenlage glaubt Die ifraelitiide 
Gemeinde übrigens dem von Se. Excellenz dem großherzoglichen 
Minifter Freiherrn von Pleffen in dem in der zwölften Bunde: 
tagsfipung vom 16. December 1816, als damaligen Referenten 
in dieſer Angelegenheit, erftatteten Vortrage ausgeſprochenen 
Anſichten und Grundſaͤtzen über das auf den Fall einer nicht zu 
Stande kommenden gütlihen Nusgleihung einzuhaltende Ver 
fahren unterthänigft in Erinnerung zu bringen, und in Ueberein- 
flimmung mit denfelben bemerklich machen zu dürfen, daß eine 
hobe deutjche Bundesverfammlung nunmehr zuvörderſt die Weiſe 
gnädigft in Betracht ziehen wird, wie dieſe Rechtsſache zwiſchen 
zwei flreitenden Parteien über vertragsmäßig, titulo oneroso er 
worbene, anerkannte, bejefjene und ausgeübte Rechte, und in deren 
Gefolge zu machende Zahlungen, zum Spruche Nechtene, zum 
rechtlichen Erkenntniſſe zu bringen ift, vorbehaltlich der nochmali⸗ 
gen bundesgejeplichen, überhaupt durch die feſtgeſtellte Gompeten, 
begründeter Einwirkungen einer hohen deutjchen Bundeöverjamm: 
lung, welchem nady die unterthänigft Unterzeichneten Namens ter 
hiefigen ifraelitiichen Gemeinde die ehrfurchtsvolle Bitte wagen: 








Eine hohe Commiſſion gerube, dieſe Acten, da eine gütlihe 
Ausgleichung der Sache nicht zu erzielen gewefen, fie vielmebt 
in den Stand vor Niederjegung einer hohen Ausgleichungscon: 
miffionzurüdgelehrt, an eine hohe deutſche Bundesverfammlung 
zur gnädigen Beichlußnahme über das zur Srzielung eines 
rechtlichen Erkenntniſſes in derſelben vorbehaltlich hochderen 
bundesgejeglich feitgeftellter nochmaliger Einwirkung einzu 
baltende Verfahren und gnädigen Wufrechthaltung de 
Befisftandes in der Zwilchenzeit, na) Maaßgabe Hochderen 
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höchſt verehrlichen Bejchlüffen vom 16. Juli 1817 und 17. 
September 1818 gnädigft abzugeben. 
Einer hohen Bundescommilflon 
unterthänigft gehorſamſte 
Amſchel M. Baron von Rotbfchild 
Konad Rothſchild 
Jacob Baruch. 
Frankfurt, 20. Aug. 1824. 


Bemerkungen 
zu dem | 
Entwurf eines Gefeßed der freien Stadt Frankfurt am Main 


jar Schflellung der privatbürgerlihen Wechte der Ifraeliten in Folge 
Art. 7 der Eonfitstions-Ergänjungsacte. | 





Wenn man der biefigen freien Stadt als Bundesſtaat im 
Allgemeinen das Geſetzgebungsrecht gerne zugefteht, jo iſt dieſes 
jedoch bundesgeſetzlich für bejondere Fälle beſchraͤnkt. Es iſt 
bereits von einer hohen deutſchen Bundesverſammlung beſtimmt 
anerkannt, daß die bürgerliche Stellung der hieſigen iſraelitiſchen 
Einwohner unter diefe Beſchränkung zu rechnen fei, und es find 
deren Rechte durch befondere Congreßbeſchlüͤſſe in die der biefigen 
Stadt wieder gejchenkte Selbftftändigfeit dermaßen verflochten 
und verwebt, daß um fo weniger der hiefigen Stadt felbft und 
um jo mehr einer hoben deutſchen Bundesverfanmlung allein 
eine Cognition hierüber zuftehen kann. 

Wenn alfo auch in Folge eines unter Bermittelung einer 
hoben beutfchen Bundescommiffion zwifchen der Stadt und ber 
iſraelitiſchen Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrags ein Geſetz erlaffen 
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worben wäre, fo hätte biefer des äußern .Anftandes wegen gewählte 
Modus, weder der eigentlichen rechtlichen Natur einer Ueberein 
funft noch der begründeten Gompetenz einer hohen deutſchen 
Bunbesverfammlung Abbruch thun follen und dürfen, womit aber 
bie im Urt. 7 der biejigen Sonflitutiond-Ergänzungsacte ausge: 
fprochenen Grundfäße in gradem Widerfpruch ftehen, weshalb 
die Erwähnung diefes Artikel, zumal, vorausgefept es Time 
eine gütliche Vereinbarung zu Stande, tie ohnehin auch fonft 
begründete Competenz einer hohen deutjchen Bundesverfammlung, 
von allem andern abgejehen, durch dieſe Vereinbarung feldft für 
fünftige Zeiten ausbrüdlich feitgeftellt wurde, jo überflüffig als 
unthunlich erjcheint. Hiernady und nad) dem, was unter ad. 1,2 
folgt, bätte fi vielleiht, auf den Kalleiner gütlichen Verein: 
barung, folgende Verfaſſung gerechtfertigt: 


„Entwurf eines Geſetzes, die bürgerlichen Rechte der iſtae— 
litiſchen Gemeinde zu Frankfurt am Main betreffend. 


ad I Ueberſchrift. 

Bei diefem kurzen und einfachen Geſetze wäre ein erlegen 
in Abjchnitte unnöthig gewefen, und die nicht jehr zahlreichen 
Paragraphen hätten mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet werben 
fönnen, auf Diele Welle wären bie überflüffigen Weberfchriften 
von ſelbſt weggefallen, wie denn befauntlidy in jebem Geſetze 
jedes Ueberflüffige zu vermeiden ift, und fo wäre wenigftens vie 
Bemerkung leicht befeitigt gewefen, daß weder das Wort Auf: 
nahme, noch der Ausdrud Staatsuntertbanenrecht hier paffen. 

ad 1 8.1.2. &8 ſcheint unmöglich, der ifraelitiichen Gemeinde 
anzumutben, auf beftimmte und klare Rechte, Die fie auf rechts⸗ 
ofıltige Weite erworben, die fie unangefochten bejeflen und auf 
geübt hat, zu verzichten, ohne diejenigen Rechte mit Klarheit und 
Genanigkeit über allen Zweifel zu feßen, in welcher man fie bes 
laſſen will. Es ift aber befannt genug, daß der Umfang ber 
ſtaats- und privatbürgerlicden Nechte in. verfchiedenen Staaten 
nah Verſchiedenheit ihrer Verfaſſungen ganz verfchieben und 
a priori gar nicht zu beſtimmen iſt; auch Bat es ſich wohl nir: 
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gend wo in der Wirklichkeit fo geflaltet, Daß Bürger unter eine 
vage Benennung und Glaffification geftellt, und e8 der Auslegung 
überlaffen worden, daraus ihre Rechte abzuleiten, vielmehr wer⸗ 
ben umgefehrt Bürger nad) dem Umfange der einzelnen ihnen 
deutlich und beftimmt in den Verfallungen und Geſetzen einge⸗ 
räumten Rechten clafftficirt, denn die Lehre muß erſt aus den 
Lebendigen, Vorhandenen und Begebenen abftrahirt werben. Hier 
im @ingange, wo. Der ganze Rechtszuſtand der iſraelitiſchen 
Gemeinde für die Zukunft feftgeftellt werben ſoll, kann dieſe ſich 
unmöglich bei vagen Umriſſen, vieldeutigen Ausdrüden und zwei- 
jelhaften Beftimmungen beruhigen, die zu unabfehbaren Anfed;- 
tungen und Streitigfeiten führen müfjen. Iſt ed wirklich, wie 
verfichert worden, die Abficht hiefiger Stadt, Die ifraelitifchen 
Einwohner im Bürgerrecht zu belaffen, und dieſes Lediglich durch 
bie mit der Gemeinde übereinzulommenden Modificationen zu 
beichränfen, jo hätte diefe vorgebliche Abficht etwa in folgender 
Faſſung mit der in jedem Geſetze, wie Vertrage, vor allen Dingen 
erforderlichen Beltimmtheit wieder gegeben werden fünnen: 
„Ale dahier gegenwärtig ſeßhafte tjraelitiiche Samtlien und 
Sinbivibuen, deren Kinder und Nachkommen, genießen als 
iſraelitiſche Bürger, mit unten folgenden Modiflcationen in 
biefiger freien Stadt das Bürgerrecht überhaupt gegen Ueber: 
nahme gleicher öffentlichen Laften und Abgaben, gleiche bür- 
gerliche Befugniſſe und Rechte, auch völlig gleiche Behandlung 
bei allen gerichtlichen und abminiftrativen Behörden mit den 
übrigen biefigen Bürgern, welchem nach alle entgegenftehende 
Vorschriften, Anordnungen. und Obſervanzen außer Kraft 
und Wirkungen gefebt find.“ 

„Die ifraelitifche Gemeinde behält neben der ungeftörten 
Ausübung ihrer Religion, ihre eigene Gemeindeverwaltung, 
das alleinige Eigenthum, die alleinige und vollfonmene 
Berwaltung, Verwendung und Leitung aller ihrer Stirchens, 
Schulen- und milden Stiftungsfonds und der &emeinde- 
beſitzung iiberhaupt.” 

„Die biefigen ifraelitifchen Bürger find in der Art von 

Erſter Theil. 23 
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der Staatsverwaltung audgefchlofien. daß ihnen der Eintritt 
in den Senat, in den ftändigen Bürgerausfhuß und in den 
gefeßgebenden Körper, ferner die Theilnabme an der Wahl 
zu Mitgliedern des letztern nicht geftattet ift; fie haben auch 
feinen Anſpruch auf eine von Staat befoldete Bivilanftellung, 
jedoch behält ſich in letzterer Beziehung der Senat vor, 

Ausnahmen zu geftatten. Die Beflimmungen (folgen bie 

Sefeke, welche fi) auf die Verſchiedenheit des Cultus 

beziehen) Hinfichtlih der iſraelitiſchen Glaubendgenofien, 

bleiben ald zum Cultus gehörig, mit veränderter ent|prechen- 
der Wortfaffung bei etwa erneuerter Redacion fortwährend 
in Wirkung”. 

Es muß einem hohen Senat biefiger Stadt, infonderheit 
daran gelegen fein, daß, was von Hochdemjelben, vermittelft der 
erwählten verehrlichen Herren Deputirten geäußert und zuge 
ftanden worden, gejeblich fefigefeßt werde, weil er Sich fonft 
feiner verfaffungsmäßigen Stellung nach beim beiten Willen außer 
Stand ſehen könnte, den Anfechtungen zu begegnen, denen die 
ijraelitifchen Bürger anderswo fich ausgeſetzt jehen dürften. Mag 
aledann immerhin binterher die Doctrin Die tfraelitifchen Bürger 
nad) ihren Deutlich ausgejprochenen Rechten und Beichränfungen 
im Berhältniß zum Staat und der Gefammtbürgerichaft claffifi- 
ciren, wenn nur nicht naturwidrig aus der Glaffification von 
vorn herein deren Rechte beftimmt werden wollen. 

Der Zweck wäre auf Die hier angegebene Weiſe erreicht, 
die iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen wären das, was fle überein⸗ 
funftsmäßig alddann fein jollten, und das nicht, was fie überein- 
funftsmäßig nicht fein jollten, fie blieben im Beſitz deſſen, was 
ihnen alsdann vertragsmäßig belaffen worden, und wären von 
dem ausgeichloffen, worauf fie alsdann vertragemäßig verzichtet 
hätten, und kuͤnftigen Streitigfeiten wäre fo viel als möglich 
vorgebeugt. 

Welche unendlich vielfache und verfchtedene Deutungen läßt 
nicht die dermalige Fafjung zul Wer vermag es zu Beftunmen, 
was nicht alles unter die unmittelbare Verwaltung bed Staats 
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und der chriftlichen Gemeinde zu fubjummiren it? Wer kann 
vorherfagen, welche Rechte den ijraelitiichen Bürgern des Aus: 
drudd wegen, Daß fie des vollen Staatsbürgerrechts und Bürger: 
rechts und Bürgernamend nicht theilbaftig werden, wieder 
beftritten, ja entgegnet werden dürften! Wer vermag bie Örenzen 
der privatbürgerlichen Beziehungen (2) abzufteden? und wie ift 
es möglich, auf alle dieje unbeftimmten Aeußerungen zuſammen 
einen beftimmten Rechtszuſtand zu bauen? Will nicht den ifrae- 
litiſchen Glaubensgenoſſen im Geſetzentwurfe der Gintritt in 
Bünfte und Innungen unterfagt, und diefe wahrjcheinlich in das 
Bebiet ftaatsbürgerlicher Rechte gezogen werden? Welche Hinder- 
niffe wird man ben ifraelitiichen Glaubensgenoſſen in den Weg 
legen, die zur Advocatur und zur Ausübung der Arzuneiwiſſen⸗ 
Ihaft gelaflen fein wollen? Welche denen, Die zu Dfficierftellen 
beim Linienmilitair und bei Der Landwehr fich qualificiren? Zu 
allen Zeiten hatten bier ijraelitifche Glaubendgenoffen ganz unter: 
geordnete Anftellungen; 3. B. als Polizeidiener, Rechneiamts⸗ 
Pedell ꝛc., auch dieſes dürfte in Zukunft unterbleiben. Ferner 
hätten nach dem aufgeftellten Grundprincip alle entgegenftehende 
gefegliche Vorfchriften ſofort abgefchafft fein und bleiben follen, 
und ed war ein leichtes, die wenigen ſich wirklich auf Verſchie— 
beuheit der Religion und des Cultus gründenden Geſetze als 
Ausnahmen nahmhaft zu machen; die im Entwurfe vorgejchriebene 
Weiſe würde zum großen Nachtheil der hieſigen iſraelitiſchen 
Gemeinde, einen offenen Widerſpruch in der Gejebgebung für 
unbeflimmte Zeiten fanctioniren, da der vorzunehmenden Reviſion 
feine Friſt gefegt if. Auch die eheliche Geburt bedurfte Feiner 
Erwähnung, da die iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen hierüber den 
allgemein beftehenden Geſetzen unterworfen find. Selbft im Geifte 
bed Entwurfs hätte nach den gemachten Yeußerungen der Herren 
Senatsdeputirten dem $. 2 am Schluffe Hinzugefügt werben 
dürfen: 

„die ungeftörte Ausübung wilfenjchaftlicher Kenntniffe, als 

Advocaten, Procuratoren, Notare, Yerzte, Lehrer ꝛc. fteht. 

2 Ba... 
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ben hiefigen ifraelitiichen Bürgern, nach den auch für Chriſten 

beftehbenden Vorjchriften, gleichfalls Frei.” 

Ad 1.3. Wenn fih and die Gemeinde je entjchließen 
tönnte, in biefe gegen Religion, Moral und GSittlichfeit ver 
ftoßende Vorſchrift zu willigen, würde jedoch die Clauſel: bis 
auf weitere Verfügung, da bierunter ſowohl eine Verminderung 
als eine Vermehrung der Zahl gedacht werben kann, auszulaften, 
auch das angegebene Durchjchnittsverhältniß näher zu erläutern, 
und endlich folder Ehen, zu deren Vollgiehung bisher ohne 
Grund die Erlaubniß verfagt worden, dieſe nunmehr zu geben 
und der Paragraph etwa dahin abzufaflen fein: 

„Es follen im Durchſchnitte von Jahr zu Jahr berechnet, 

nicht mehr ald fünfzehn ifraelitiige Ehen jährlich dahier 

gejchloffen werden, jedoch darunter ſich zum wenigften zwei 
befinden, bei welchen Die Frau oder der Mann fremd ifl. 

Sämmtlide aus früheren Jahren zurüdftehente, bisher auf- 

gehaltene Ehen, injofern nicht beſondere Auftände obwalten, 

find unter jener Zahl nicht begriffen, und wird deren Boll 
ziehung im Allgemeinen bewilligt; auch iſt Der angegebene 

Durchichnitt dahin zu veritehen, Daß, was in einem vorher⸗ 

gegangenen Sabre an der gefeblich erlaubten Zahl zu 

jchließender Ehen abgeht, dem folgenden Jahre gutgerechnet 
wird, und fo weiter von Jahr zu Jahr”. 

Ad I 4. Die Fähigkeit, eine Familie ernähren zu können, 
läßt ſich eigentlich gar nicht nachweilen, da man Beijpiele genug 
bat, daß Leute mit geringerem Vermögen, ſelbſt mit geringeren 
Fähigkeiten es viel weiter gebracht haben, als andere mit größe: 
ren Mitteln; Darum Fönnte in dieſe zu Unterfuchungen und Auf: 
züglichfeiten aller Art möglicherweife führende Nachweifung auf 
feinen Fall gewilligt werden. 

Ad II. Ueberfchrift. 

Scheint, wie ſchon oben ad I bemerkt, überflüffig. 

Ad Il, 2. Der vorhergehende Paragraph ftellt die ifraeli- 
tiſchen Glaubensgenoſſen unter Die allgemein beftehende Geſetz⸗ 
gebung, und jebe weitere Beſchraͤnkung ift zwedwibrig und unan⸗ 
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nehmbar. Es ift eine unausführbare Zumuthung, Daß der Han- 
deldmann gerade das zu etablirt habende Gejchäft erlernt haben 
möfle Theils würde dadurch das Erlernen der Handlung uns 
möglich gemacht, indem niemand einen Lehrling annehmen wird, 
von dem er gewiß überzeugt ift, daß ex daſſelbe Gefchäft errichten 
müffe, theild endlich geftattet ed die Beweglichkeit des Handels 
überhaupt nicht, fich für immer an ein beſtimmtes Gejchäft zu 
binden. So 3 B. war vor einigen ‘Decennien der Handel mit 
englifchen Waaren in Frankfurt ganz unbedeutend, jo hatten 
z. DB. vor wenigen Jahren die meiſten chriftlichen Handelshaͤuſer 
mit Solontalwaaren Gefchäfte gemacht, und Die Damaligen vor- 
übergehenden Conjuncturen benußt, ohne fi) deshalb au dieſes 
Geſchaͤft für die Folgezeit zu halten. — So gibt ed hier viele 
hriftliche Handeldleute, die Waaren:, Wein⸗, Leder-, Materials 
&ifen-, Eolonial- und Banquiergefchäfte zu gleicher Zeit treiben, 
und wieder andere, die heute dieſes und morgen jenes Gejchäft 
führen, je nachdem fie ihren Nußen zu befördern glauben. Ueber: 
haupt, wie es jedem chrifttichen Handelsmann geftattet ift, in 
alleır nicht zünftigen Urtifeln Gejchäfte zu machen, muß dem 
ifraelitifchen Handeldmanne gleiche Befugniß zu ſtehen, weil er 
ſonſt von allem andern abgejeben, ewigen Anfedjtungen ausge 
ſetzt if. 

Das auswärtige Konditioniren eined Handlungscommis ift 
ihon durch Zulaflung von Dispenfationen ald in den meiſten 
Fällen zwedwidrig erkannt, allein e& dürfte auch in der Regel 
nur nachtheilbringend fein, inden nicht alle Städte Deutjchlandg 
grade fo ſehr Ausbildung für den Handel wie Franffurt dar: 
bieten, und der mittlere Handelsmann dadurch doppelt gedrüdt 
wird, wenn er feinen Sohn in feinem Haufe, in feinem ®efchäfte 
eutbehren, und ihn auswärts noch unterflüßen muß. — Bei deu 
biefigen Chriften fehiden nur Die ganz Neichen ihre Söhne ing 
Ausland, oder die ganz Armen, Die Fein Brod haben, nicht aber 
der mittlere Stand, der durch feine Abwejenheit die verlorene 
Localkenntniß nicht wieder leicht befonmt. 

Ad I, 3. Da die ijraelitiichen Handelsleute der allgemein 
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dahier beftehenden Geſetzgebung untergeben find, fo ſcheint Diefer 
Paragraph wenu die aufgeftellte Glaflification gejeplich ift, über- 
flüffig, wenn nicht, ungegründet und unannehmbar, weil an die 
jelbe nicht vorherzufehende und zu berechnende Folgen gefnüpft 
werden möchten. 

Ad II, 4. Die eingefchalteten Modificationen, daß Die ver: 
ftatteten Fabriken in Feine Handwerke eingreifen Dürfen, ‚bedarf 
feiner Erwähnung, da der Paragraph ausdrüdlich bemerkt, daB 
auch die Chriften dieſer Beichränfung unterliegen. Daß in ſolche 
Fabriken feine Handwerfer aufgenommen werden dürfen, fließt 
(wenn darunter verftanden wird als Arbeiter) zwar von ſelbſt 
aus dem Verbote, daß joldhe in Fein Handwerk eingreifen dürfen. 
Da aber hierin einige Dunfelheit herrſcht, jo möchte man dieſen 
Punft näher aufgeklärt jehen. Es jcheint nicht immer ausführ⸗ 
bar, Fabriken ohne Handwerker zu unterhalten. In Tuchfabrifen 
3: B. gibt e8 einige Zweige der Handarbeit, preflen, färben ıc. 
die hier zünftig betrieben werben. Der Zwang, daß dieſe Ma- 
nufacturen und Fabriken, nach Verlauf einer gewiffen Reihe von 
fahren, mit jüdiſchen Arbeitern betrieben werden müflen, Täme 
einem Verbote, Fabriken anzulegen, faft gleih. Wer wird es 
wagen, ſich in ſolche Unternehmungen einzulafien, wenn er 
befürchten muß, nicht zu jeder Zeit Arbeiter jüdifcher Religion 
zu finden, oder daß diefe, in Berechnung ihrer Nothwendigfeit 
und Seltenheit, den Arbeitslohn fo jehr fleigern würden, daß Die 
Fabrikwaaren mit den von Ghriften verfertigten, in Wohlfeilheit 
des Preiſes unmöglich würden concurriren konnen. 

Ad. I. 5. Da für die bier angegebenen Beſchraͤnkungen, 
in fo fern fie nicht allgemein find, ein Grund weder denkbar 
noch angegeben ift, fie hingegen mittelbar die hieſigen tfraelitifchen 
Slaubensgenofjien von Aderban und Deconomie ausfchließen 
würden, jo fcheinen fie unhalt- und unannehmbar., 

Ad. II. 6—11. Die mannichfaltigen Einjchränkungen, unter 
welchen man den Ssiraeliten Das Betreiben der Handwerfe ver: 
flatten will, find folder Art, daß fie nicht dabei gewinnen 
fönnen, als einen ungerechten und fchmerzlichen Vorwurf mehr, 
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ald den Vorwurf: jebt ftünden ihnen Die Handwerke offen, und 
dennoch befleißigten fie fich ihrer nicht, und verharrten Fieber bei 
Handel uud Schade. Wäre ed Familien-Vätern, Die für den 
Wohlſtand und die Sicherheit dieſes Wohlſtandes threr Finder 
beforgt find, zu verargen, wenn fie bet den laͤſtigen oft ganz 
unausführbaren und wahren Verboten gleichfommenden Beichräns 
tungen, unter weldyen das Handwerfämeifterredyt erlangt und 
ausgeübt werden darf, ihre Söhne lieber den, fichere Bürgjchaft 
gewährenden, Kleinhandel ergreifen ließen? Als unter der ehe 
maligen ®roßberzoglichen Regierung Die hiefigen Stfraeliten niit 
dem vollen Staatöbürgerrechte auch die unbejchränfte Freiheit zu 
allen Gewerben erlangten, da hatten fi) in Zeit von wenigen 
Jahren mehr als dreißig ifraelitifche Zünglinge dem Handwerks⸗ 
ande gewidmet, ein Beweis, daß ed an guten Willen nicht 
fehlte. Aber, da mit der Miedererlangung der freien Verfaſſung 
die hiefige Stadt, die Bürgerrechte der Siraeliten, theils einzeln 
vorläufig juspendirt, theils mit der Entziehung bedroht hatte, da 
ließen die Eltern jener jungen Handwerker, die ihre Lehrjahre 
nody nicht vollendet, wegen der Zukunft gerecht bejorgt, ihre 
Söhne in den Handelsftand zurüdtreten, und die wenigen Die 
ben Muth Hatten, dabei zu verharren, find genöthigt worden, im 
Auslande das erlernte Handwerk ald Gefellen oder Meifter zu 
betreiben. Es ift augenfällig, Daß dieje Beſchraäͤnkungen einen 
Verbote Schon Darum gleichfoimmen, weil die iſraelitiſchen Meifter 
nicht zünftig fein jollen, ſich mithin nie ein Geſell, Der auf der 
Wanderjchaft ift, entjchließen wird, bei ihnen, Die nicht zur Zunft 
gehören, zu arbeiten, da ihm dieſe Arbeit nicht in die Wander: 
zeit eingerechnet wird. Es kanu dieſe bier zwilchen chriftlichen 
und ifraelitiihen Glaubensgenoſſen aufgerichtet werben wollende 
Scheidewand Feine andere Kolgen haben, als daß fich, wie ſchon 
erinnert, ſchwerlich ein guter Hausvater entjchließen wird, unter 
ſolchen Berhältnifien und Augfichten jeinen Sohn Dem Hands 
werköftande zu widmen. Nach dem hier Gefagten ift ed unnoͤthig, 
in die bejondern Beftiinmungen der SS. 6—11 einzugehen. Bei 
denjenigen, die das allgemein, auch für Chriften geltende Hand: 
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werförecht vorjchreibt, ift eine ausdrückliche Erwähnung über 
flüſſig, und von Beichränkungen, welche man den ifraelitifchen 
Gemeinde allein zugedacht, kann dieje fi) höchſtens nur zu fol- 
genden beseitwillig finden Iaflen, um jeder wenn auch ungegrün- 
deten Beſorgniß wegen Heberjchwerung der einzelnen Handwerke 
zu begegnen: 

„Für ein und dafjelbe Handwerk können zu gleicher Zeit 
nie mehr ifraelitifche zünftige Meifter aufgenommen. werben, als 
dem BVerhältniffe der für das nämliche Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifter, mit Berückſichtigung der iſraelitiſchen Popu⸗ 
lation zu der chriſtlichen, angemeſſen iſt, jedoch darf in jedem 
Handwerke wenigſtens ein zünftiger Meiſter iſraelitiſchen Glau⸗ 
bens ſein. Ferner ſoll jede ſich herausſtellende gebrochene Zahl 
zu Gunſten der iſraelitiſchen Gemeinde für ein Ganzes gerechnet 
werden.“ 

Uebrigens wäre die vorgeſchlagene heilſame Beſtimmung 
beizubehalten: 

„Es ſteht den iſraelitiſchen Bürgern frei, in dem Kalle, daß 
ein ifraelitifcher Lehrling in einem von ihm erwählten Handwerke 
bei einem biefigen Handwerker nicht untergebracht werden könnte, 
ihre Kinder auch an andern Orten bei chriftlichen oder iſraeliti⸗ 
ſchen Meiftern dieſes Handwerks in die Lehre zu geben, unb 
follen denfelben ihre in der Fremde beftandenen Lehrjahre bei 
ihrem zukünftigen Fortkommen eben jo angerechnet werden, als 
wenn fie felbige bei einem hiefigen Meifter beflanden hätten.” — 

Ad. III Ueberſchrift. (Siehe Ad. II Ueberfchrift). 

Ad. II. 1. Diefer Paragraph ift überflüfftg, da im Allges 
meinen der Grundjaß gilt, daß die ijraelitiichen Bürger alle 
Rechte der chriftlichen haben, welche ihnen nicht burch gegenwär⸗ 
ttge8 Geſetz ausbrüdlich entzogen worden. 

Ad. II. 2, 3. „Selbftitändige ifraelitiiche Glaubensgenoſſen 
dürfen, ohne beſondere Dispenjation vom Senate, ein jeber ‚mehr 
nicht als eine Behaufung nebit Zubehör, und einen Garten mit 
Pertenenzien Fäuflich an fich bringen, beliebig benußen und ver- 
äußern. Es verfteht fich jedoch von jelbft, Daß jeder anderweite 











361 


Orundeigenthumserwerb der hiefigen ifraelitiichen Glaubensge⸗ 
nofjen, als durch Erbfchaft, Schenkung unter Lebenden und auf 
ben Todesfall, Illation in die Ehe, Adjudication u. vergl. auf 
feine Weiſe bejchränft ift, daß ferner der Befit von Immobilien 
in der Judengaſſe nicht in Anfchlag kommt.“ 

„Auch ſoll obige Beftimmung weder den Art. 18 der deut- 
Ihen Bundesacte feinem Inhalte und Geifte nad) befchränfen, 
noch fol er auf folche hiefige ifraelitifche Glaubensgenoſſen aus 
gewendet werden Fönnen, welche fich dem Feldbau und ber 
Deconomie widmen.” 

Zu mehreren ald den hier zugeltandenen Befchräntungen 
fann ſich die ifraelitiiche Gemeinde nicht. verftehen, ohne eine 
Stleihgültigkeit gegen ihren eigenen MWohlftand zu zeigen, bie 
man von feinem Menjchen fordern wird. Der angenommene 
Grundſatz, Daß jeder Siraelite jedes beliebige Gewerbe foll ers 
greifen Tönnen, würbe ja durch Sinfchränfung der Bahl der 
Läden wieder aufgehoben werben, weil daraus folgt, daß, wenn 
jene Normzahl einmal erreicht, Fein Sfraelite ein Waarengejchäft 
treiben fann. Wird den Iſraeliten verftattet, mit gleicher. Freiheit 
wie bie Ghriften, Handwerfe, Künfte und Wiffenfchaften auszus 
üben, Dann muß ſich mit Der Beit die Zahl der Handelslente 
von felbft vermindern, da die Bevölkerung der hieſigen ifcaeliti- 
hen Gemeinde, bei der Einfchränfung der jährlich verftatteten 
Ehen und bei den für nichts zu rechnenden Einwanderungsredhte 
von nur zwei fremden Sfraeliten jährlich, nie fteigen kann, ja fich 
eher vermindern wird. Um fo untrüglicher dieſe Ausficht iſt 
um fo unnöthiger, um jo härter Daher, um fo verberblicher er- 
icheint e8, Die Zahl der Läden und Gewölbe, das heißt, die Zahl 
der Handelsleute einzufchränfen. Zugleich auf eine Vermin⸗ 
derung der Volksmenge, und auf eine Verminderung der Han- 
belätreibenben bedacht fein, das hieße, ein Licht an beiden Enden 
anzünden. Wer die Tage des Handels im Allgemeinen und Die 
biefigen Dertlichkeiten in&bejondere Eennt, der weiß, wie oft und 
ſchnell Veränderungen dabei eintrten, wie bald dieſer, bald jener 
Zweig des Handels blüht. So haben feit einigen Jahren Jos 
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wohl hriftliche als ifraelitiihe Handeldleute ihre Waarengeſchäfte 
entweder ganz aufgegeben, oder wenigftend vermindert, um ben 
einträglicheren Hantel mit Staatöpapieren zu treiben. Die 
Freiheit, bei veränderter Lage von lebterem wieder zu XBaaren- 
gejhäften, oder innerhalb diefer, von einem Bweige zum andern 
zurüdzufehren, muß den Iſraeliten fo {billig ald den Chriſten 
offen gelafjen werden; durch die ein für alle mal feſtgeſetzte 
Bahl der Läden, wäre den ijraelitiichen Handelsleuten jene Frei- 
heit benommen. Es wäre einem Samilienvater die freiheit 
benommen, fein Gejchäft zu theilen, um feine Söhne zu etabliren. 
Es wäre jeder Handelfocietät verwehrt, fich zu trennen, und 
diefe Unftatthaftigkeit voraus bedenkend, würden Tünftig Teine 
Handelsgefellichaften gejchloffen werden fünnen. Es wäre Den 
Iſraeliten dadurch unterfagt, ſolche Zweige Der Handeldgejchäfte 
zu. ergreifen, die fie bis jeßt noch nicht benußt haben. Außer 
Diefen gegen jede derartige Bejchränfung geltenden Gründen 
macht noch der Umftand die neu vorgejchlagene Fallung ganz 
unannehmbar, daß nach den hieftgen Localitäten der Handel nur 
in einigen Stadtquartieren, nicht in allen, mit gleichem Nugen 
und Erfolge betrieben werben kann. Man brauht nur an 
Sachſenhauſen und jonft an Die entlegenere Straßen zu denken, 
um das unthunliche diefer neuern Faſſung glei einzuſehen. 
Was den Erwerb und Befig von Häufern und Gärten an⸗ 
betrifft, jo kann bie Legislation, ſelbſt vom ungünftigften Geſichts⸗ 
punfte ausgehend, Doch nur verhüten wollen, DaB Der einzelne 
ijraelitifche Glaubensgenoſſe deren nicht zu viele freiwillig an fich 
bringe; feine Legislation Tann aber Einzelne, ja Familien um 
ihr ganzes Vermögen, oder einen großen Theil deſſelben bringen 
wollen, was die nothwendige Folge davon tft, Daß fie, bei einem 
unfreiwilligen naturgemäßen und nothwendigen Anfall von ſol⸗ 
hen Immobilien, 3. B. durd) Erbichaft, Schenkung, Legat, SUation 
in die Che, Adjubication ꝛc. auf deren Veräußerung beftehen 
wid, Es Fann ferner den Beſitz faft wertblofer Immobilien in 
ber Judengaſſe fo wenig in Anſchlag gebracht, ald wenig den 
Beitimmungen bed Art, 18 Der deutſchen Bundesacte berogirt, 
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ober den ijraelitifchen Glaubensgenoſſen hinfichtlich der Betrei- 
bung des Aderbanes ıc. Beichränfungen auferlegt werben wollen. 


Ausführung und Schluß. 

Einen Vorbehalt befonderer Drdnungen und Verfügungen 
kann fi) die Gemeinde um fo weniger gefallen laſſen, als nad 
zwiſchen der Stadt und der Gemeinde abgefchlofiener Ueberein- 
funft und von Seiten einer hohen deutjchen Bundesverfammlung 
ausgefprochener Genehmigung und Garantie die bloße Promul- 
gation des übereingefommenen Geſetzes binreiht. Bei feftge: 
ſtellter Rechtögleichheit der ijraelitifchen Bürger mit den chriftki- 
hen unter den einzelnen aufgezäblten Beschränkungen unterliegen 
erftere nur den allgemein zu erlaffenden allen biefigen Bürgern 
gleichtreffenden gefeßlichen Beitinmungen fie allein treffende, 
würden für die Folge undenkbar, deshalb ließen fich etwa nad) 
Lage der Sache folgende Schlußverfügungen denken: 

„durch gegenmwärtigeß Gefeb darf auf feinen Fall ein biefiger 
ifraelitifcher Glaubensgenofle in der Ausübung und Befig einzel- 
ner beftimmter ſchon befigender und ausübender Rechte beichränft 
werden.” 

„Begenwärtiges an ſich unabäuderliches Geſetz wird jedoch 
durch Die Beftimmungen modiflzirt werben, welche zu Gunften 
der ifraelitiichen Glaubensgenoſſen in Deutjchland im Allgemeinen 
in Gemäßheit ded Art. 16 der deutſchen Bundesacte erfolgen 
jollen, vergeftalt jedoch, daß ſolche die feitgejehten Rechte der 
biefigen ifraelitiichen Gemeinde nicht verringern dürfen.“ 

Auf den Fall eine Uebereintunft zwiſchen der Stadt Frank: 
furt und Der ifraelitifhen Gemeinde zu Stande gefemmen wäre, 
fo wurde in dem über dieſelbe zu errichtenden Protocolle vor: 
züglich die begründete Gompetenz einer hohen Bundesverſamm⸗ 
lung auch für alle Tünftigen, fich in Diefer Angelegenheit ers 
gebende Zweifel und Differenzen vorzubehalten geweſen jein, 
auch hätten beide Theile ihre Erläuterungen bündig und fach 
gemäß zu machen gehabt, und veriteht es fid endlich von jelbft, 
daß die ifraelitifche Gemeinde nie mehrere oder andere Zahlungen 
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zu leiften gehabt hätte, al8 nadı Maßgabe und gegen Herausgabe 
der im Gefolge des Vertrages mit dem Großherzog ausgeſtell⸗ 
ten Obligationen an deren Inhaber, da deren verzögerte Zahlung 
Folge eines bei der Gemeinde angelegten Verbot3 und nicht ihre 
Schuld if. 


Durch dieſe Erklärung, in Verbindung mit den Bemerkungen 
wurde nun jede weitere Verhandlung zu dem Eudzwede einer 
Ausgleihung ausgefchloffen. 

Die Bemerkungen gingen nämlich nicht nur in einigen wich» 
tigen Puncten über dasjenige hinaus, was biöher von dem Ges 
nate als letzte Bewilligung verlangt worden, fondern fie jeßten 
auch eine ſolche Veränderung in der Form und Nedaction 
Des ganzen Geſetzentwurfs voraus, die Die Commiſſion gleichfalls 
für eine vom Anfange der Verhandlungen an bis zu deren Ende 
zum Grunde gelegte Form zu verlangen, fi, nicht veranlaßt 
fand. Wäre aber auch wirflih in einem oder dem an—⸗ 
dern Bunfte noch möglich gewejen, auf früher fchon von der 
Sommiffion aufgegebenen Anträge zurüdzufommen, um eine noch 
weitere Bewilligung des Senats zu bewirken, jo wurde folcher 
doch die allgemein ablehnende und allgemein vorbehaltende Tens 
denz der Erklärung der ijraelitiichen Gemeinde ausgeſchloſſen, 
indem Die Regel der Verhandlungen, bei einer Ablehnung Des 
Ganzen, nach Anficht der Commiſſion nicht zuließ, Die Bewilli- 
gung für einzelne Theile in Antrag zu bringen. 

ALS die Commiſſion daher ihren Auftrag jo weit derſelbe 
dem Berhältniffe zu einem Mitbundesftaat angemeſſen, den Depu⸗ 
tirten des Senats von der Tage der Sarhe, und davon, daß die 
Ausgleihungsunterhbandlungen gejchlofien jeien, Mittheilung zu 
machen, und denſelben anheim zu geben, ob nicht vielleicht von 
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Seiten des Senats der freien Stadt, noch etwas zur Beilegung 
biefer Sache gefchehen Fünne? 


Derjelbe Fam dieſer Abſicht mit Bereitwilligkeit entgegen. 


Es wurde von dem Senate nämlidy ein neuer Gejeßentwurf 
der Sommiffion vorgelegt, und dabei erklärt, Daß die darin ent- 
haltenen Beftimmungen allein unter Der Vorausjeßung gegeben 
würden, DaB dadurch im Wege der Gejeßgebung ber Stadt, und 
unter völliger Ablöjfung der frühern bejondern Präftationen der 
ijraelitiichen Gemeinde wurden nun in einer Commiſſionsſitzung 
vom 25. Auguft mit den einzelnen Puncten des Gejeßentwurfs 
verglichen, und mit Nüdficht auf derfelben ein neuer Entwurf 
redigirt, den die Commiſſion der Bundesverfammlung vorlegte 
und der folgendermaßen lautete: 


Entwurf eines Geſetzes. 


Mir, Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frankfurt, 
verorbnen hiermit zur Feftftellung der privatbürgerlichen Nechte 
der Siraeliten 


Art. 1. 

Ale in hiefiger Stadt gegenwärtig feßhafte iſraelitiſche 
Familien und Individuen, nebit deren ehelihen Nachkommen, 
fteben als ifraelitiiche Bürger in dem Staatöuntertbanenrecht ber 
freien Stadt Frankfurt. 

Sie können zwar, inden fie von der unmittelbaren Verwaltung 
des Staates und der chriftlicden Gemeinde ausgeſchloſſen bleiben, 
des vollen Staatsbuͤrgerrechts nicht theilbaftig werben und behalten 
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Daher auch in ihrer Eigenſchaft als ifraelitifche Bürger neben 
der ungeftörten Ausübung ihrer Religion ihre eigene Gemeinde: 
verfaflung; jedoch werden fie in allen Gewerbs⸗ und Abgabe-, 
ſowie in allen privatbürgerlichen Beziehungen mit den Bürgern 
biefiger Stadt gleidy behandelt, infofern dieſe Beziehungen durch 
gegenwärtiged Geſetz (wodurch alle frühere desfallfige gejeßliche 
Beftinnmungen, die fich nicht auf den Cultus und die Verfdhie 
denheit der. Religion gründen, ausdrüdlih und für immer 
aufgehoben werben) feine beſondern Mopdificationen erhalten 
haben. 


Art. 2. 


Wer von hiefigen ifraelitiichen Bürgern ehelich geboren ober 
nit Einwilligung der Obrigfeit als iſraelitiſcher Bürger ins 
Unterthanenrecht aufgenommen tft, kann unter den im gegenwär: 
tigen Geſetze enthaltenen näheren Beftimmungen, und nad) der, 
auch für die Chriften beftehenden Vorfchriften jede Art von 
bürgerlichen Gejchäfte, Gewerbe und. Handthierung treiben. 


Art. 3. 

Es jollen jährlich nicht mehr als fünfzehn ifraelitiiche Ehen 
gefchloffen werden, jedoch Darunter zwei fich befinden dürfen, bei 
welchen Die Frau oder der Mann fremd if. Wenn jedoch in 
einem Jahre diefe Zahl nicht erreicht wird, fo kann die fehlende 
Zahl auf die nachfolgenden Jahre übertragen werben. 


Art. 4, 


Neben der Uebernahme der gefeglichen öffentlichen, und an 
die Gemeinde zu entrichtenden Gelder und Abgaben, muß ein 
bieliger ijraelitifcher Bürger, um die Bewilligung zur Che zu 
erhalten, die hinlängliche Fäbigkeit, eine Familie ernähren zu 
Tönnen, gehörig nachweijen. 


Art. 5. 
Allen denjenigen Verpflichtungen, welche die Chriſten hin⸗ 


- 
% 
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fichtlich der Betreibung einer Handlung, eined Handwerks oder 
jonftigen &ewerbes unterworfen find, unterliegen auch Die ijrae- 
litiſchen Bürger. 


Art. 6. 


Wenn ein Jude fi dahier als Hanbeldmann niederlaffen 
wil, fo muß er Duck vollgültige Beugnifie erweifen, 
daß er die Handlung von dem auch bei Chriften gewöhnlichen 
Alter von fünfzehn Jahren an gerechnet, wenigftend drei 
Sabre lang ordentlich erlernt, und ſich die dazu erforberlichen 
Kenntniffe eigen gemacht, auch nach diefer Zeit, wenn nicht bier- 
über vom Senate in einzelnen Fällen dispenfirt wird, wenigftens 
vier Jahre in einem hiefigen oder zwei Jahre in einem auswaͤr⸗ 
tigen chriftlichen oder jüdifchen Handelshauſe als Handlungs- 
commis gedient haben. 


Art. 7. 


Den ifraelitiichen Handelsleuten ift wie Den chriftlichen er- 
Laubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
Dabier anzulegen, jedoch dürfen ſolche, wie bei diefen, nicht in 
den Nahrungs und Erwerbözweig der hieſigen Handwerker ein= 
greifen. In dieſen Fabriken und Meanufacturen dürfen Feine 
Handwerker aufgenommen — und nad Ablauf der erflen zehn 
Sabre Fünftig nur nad Dispenfation des Senats in bejondern 
Dazu geeigneten Fällen gebraucht werben. 


Art. 8. 


Den als Handeldleuten aufgenommenen iraelitifhen Bür- 
gern ift jede Gattung des Handeld und der Hülfsgefchäfte des 
Handels, ebenjo wie den Ehriften erlaubt, mit alleiniger Aus- 
nahme des Handeld mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, 
worunter jedoch der Kleinhandel mit Mehl durch Dazu aufge 
nommene Mehlhändler nicht verflanden wird. 
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Art. 9. 


Die jebt vorhandene Zahl der ifraelitiichen Waaren⸗ und 
Kleinhändler fol von einem Jahre zum andern nicht über 
das Verhaͤltniß ihrer gegenwärtigen Population zur Fünftigen 
vermehrt werden Fönnen, jedoch in den nächiten Jahren, wo Die 
ifraelitifchen Bürger bei Handwerfen und andern Gewerben noch 
wicht ihr gehöriged Unterkommen finden, eine billige Ausdehnung 


ftattfinden. 


Art. 10. 


Zur Grlernung und Betreibung der Handwerke follen die 
Kinder der iſraeliliſchen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beitimmungen ermächtigt werben. 

a. ein jüdiſcher Lehrling muß von Biefigen ifraelitifchen Bür⸗ 

gern ehelich geboren fein und das 14. Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben. 


b. derjelbe ifl zwar in Hinficht der nach den Artikeln eines 
jeden Handwerks erforderlichen Lehrjahre den chriftlichen 
Lehrlingen gleichzubalten; dafern derſelbe aber bei einem 
hriftlichen Meifter in die Lehre gegangen ift, und nicht 
erweiälih am jüdiſchen Sabbath glei” den chriftlichen 
gearbeit hat, jo muß er ein Jahr länger in der Lehre 
ftehen. 

c. Eben dieſer Unterjchied tritt in Anſehung der Zahl der 
Wanderjahre ein. 


d. &8 fteht den ifraelitiihen Bürgern frei, in dem Kalle, 
daß ein jüdijcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Handwerk bei einen hiefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebradyt werben Zönne, ihre Kinder auch an andern 
Drten bei hriftlichen oder jübifchen Meifter dieſes Hand⸗ 
werks in Die Lehre zu geben und follen denjelben ihre 
in der Fremde beitandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Fortkommen ebenjo angerechnet werben, als wenn fie fel- 
bige bei einem biefigen Meifter beftanden hätten. 
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Art. 11. 


Ein ifraelitiicher Handwerksmeiſter hat, jo viel den eignen 
Betrieb jeiner Profejfion betrifft, alle Rechte eines chriftlichen 
Handwerksmeiſters. Er darf jeboch bei Verluft des rejp. Meifter- 
und Handwerksrechts jo wenig in eine Societät mit einem chriſt⸗ 
lichen Meifter treten, als mit folcher Arbeit, welche er nicht ſelbſt 
verfertigt bat, oder nit rohen Materialien handeln. Auch darf 
der jüdische Handwerksmeiſter Fünftig fein Handwerk nur mit 
jüdifchen Gehülfen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift während 
der nächſten ſechs Jahre dem jüdiſchen Meifter erlaubt, jo viel 
Sabre hindurch mit Hriftlichen Geſellen zu arbeiten, als nad 
den Geſetzen jeined Handwerks Dazu gehören, daß ein Lehrjunge 
das Meifterrecht gewinnen koͤnne. 


Art. 12. 

Für ein und dafjelbe Handwerk Fönnen zu gleicher Zeit nie 
mehr ijraelitiiche Handwerfsmeifter aufgenommen werden, als 
dem Verhaͤltniß der für das nämlihe Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berüdfichtigung der iſraelitiſchen 
Population zu der chriftlichen, angemeſſen ift. 


Art. 13. 


Wenn die Wittwe eines jüdischen Handwerfämeifter das 
Handwerk ihres verftorbenen Ehemannes fortjeßen will, jo kann 
dieſes mit Berüdfichtigung der im Art. 11 enthaltenen interimi- 
ſtiſchen Beftimmung künftig nur mit jüdijchen Gehülfen gejchehen. 


Art. 14, 


Will fih eine foldye Wittwe wieder verehelichen und ihrem 
Ehemanne das Handwerk zubringen, jo find die obigen Beftim- 
mungen auch auf letztere anwendbar. 


Art. 15. 


Den ifraelitiichen Bürgern wird das Recht, in der Stadt 
Erſter Theil. 24 
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und deren Umgebungen Häufer und Gärten eigenthümlich zu 
erwerben, auch in den Häufern der Stadt Läden und Gewölbe 
zu miethen und offene Läden zu halten, unter nadyfolgenden Aus: 
nahmen und Beichränfungen eingeräumt: 

a. daß ein jeber Samilienvater oder jelbftftäudiger Jude nur 
ein Haus und einen Garten zu kaufen oder eigenthümlich 
zu befißen berechtigt ſei; 

b. daß ein jeder Familienvater oder felbftfländiger Iſraelit 
in jedem Theile der Stadt fih eine Wohnung (jedoch 
nur zum Bebufe der eigenen Bewohnung derjelben mit 
feiner Familie) miethen dürfe. 


Art. 16. 


Bei der Obliegenheit der ifraelitiichen Gemeinde, für ihre 
Gemeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorſtande über: 
laſſen unter obrigkeitlicher Aufficht für Die Armen- und Kranken⸗ 
pflege ihrer Glaubensgenoſſen zweckdienliche Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines biefigen 
Iſraeliten ftehenden chriſtlichen Gefindes in Die hiefigen hriftlichen 
Kranfenhofpitäler hat, nad) Maaßgabe deren Stiftungsurkunden 
und Ordnungen, nicht anders ald gegen eine, in jedem einzelnen 
Zalle zuvor zu vergleichende, von den Dienftheren oder ſonſt zu 
leiftende Vergütung, es ſei an Gapital oder jährlichem Beitrage 
Statt. 

Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Verfügungen werben in befondern Verordnungen 
nachfolgen. 

Gleich wie vorſtehende geſetzliche Beſtimmungen auf die 
dem Inhalte der deutſchen Bundesacte entſprechende und mit dem 
Gemeinwohl im Einklang ſtehende bürgerliche Verbeſſerung der 
hieſigen Einwohner iſraelitiſchen Glaubens abzwecken, ſo bleiben 
ebenſowohl die Verfügungen, welche von der hohen Bundesver⸗ 
ſammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſchland in 
der Folge noch getroffen werden koͤnnten, als auch der Geſetz⸗ 
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gebung hiefiger Stabt alle auf die bürgerliche Verbefferung hieſiger 
Judenſchaft, fowie auf Das hieſige Gemeindewohl gerichtete, und 
den Verhältniffen hiefigen Freiftants zu dem dem deutſchen Bunde 
angemefjene fernere Verfügungen, welche jeboch in feinem Kalle 
den Beftimmungen ded gegenwärtigen Geſetzes, in jo fern fie Der 
Judenſchaft günitig find, derogiren follen, ausdrücklich vorbehalten. 


Die Commiſſion hatte in diefem Vorſchlage des Senats ein 
angemefjenes Ausfunftsmittel für die Erledigung der Sache ge 
finden, indem der nunmehr vorgelegte Geſetzentwurf alles das⸗ 
jenige entfernte, was bisher gegen den frühern vorgebracht 
worden, und alles dasjenige enthielt, was nach ihrer Anfiht von 
einem billigen Regulativ erwartet werden konnte. 

Die Commilfion richtete daher die Aufmerkſamkeit ber 
Bundesverfammlung durch eine vergleichende Darlegung und 
Beurtheilung der einzelnen Puncte dieſes Entwurfs, in Vergleich 
mit den von den Vorftehern der ijraelitiichen Gemeinde gemachten 
(S. 349) vorgelegten Bemerkungen in Anſpruch nehmen zu 
Dürfen. 

Die Sommilfion ftellte nun folgende Geſichtspunkte auf: 


1. Sie zeigte, daß der neue Gefeßentwurf nunmehr nicht 
nur wejentlid dasjenige gewährte, was nach den bisheri⸗ 
gen Verhandlungen und felbft nach den frübern, theils 
bei der Commiſſion, theild bei dem Ffaijerlichen Hofe ge= 
Tchehenen Anträgen der Vorfteher der ifraelitiichen Gemeinde 
im Wege der Ausgleichung als erreichbar erjcheinen konnte; 
fondern daß derjelbe auch 

2. ein die ganzen Bejchwerben der Siraeliten nah Billigkeit 
erledigendes Regulativ darböte. 

Sie geht num auf das Einzelne über: 

DA? 
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Die Bemerkungen tiber die Worte des rubri in dem frübern 
Entwurfe: „in Folge Art. 7 der Bonftitutiond-Ergänzungsacte * 
war von der einen Seite nach ihrer Anſicht überflüffig, von 
der andern ungegründet. | 

Die Bundesverfammlung und die Commiſſton beburften Der: 
jelben nicht, um bie außer allen Zweifel flebende Gonpetenz zu 
fihern. - 

Die eigentliche Lage der Sache hatte die Sommilfion nie 
aus den Auge verloren. 

Diefelbe Sollte eine Ausgleihung verjuhen. Aus 
Nüdficht für ihren Mitbundesftaat, die freie Stadt Frankfurt, 
hatte diejelbe die Form eine von dem Senate zu erlaffenden 
Gejeßes angenommen, weldyes auf der Grundlage einer, dem⸗ 
felben vorangehenden, von der ifraelitiichen Gemeinde erwarteten 
Erklärung beruht haben würde, daß baburd ihre Beſchwerde 
Bejeitigt fei, diefe Grundlage war aljo allerdings die einer Aus⸗ 
gleihung und nad) dem Bundestagsbefchluffe vom 10. Septbr. 
1818 würde auch für dieſes Geſetz die Billigung und Genehmi- 
gung der Burdeöverfammlung erforderlich gewefen fein. 

Es war eine ungegründete Bejorgniß, daß Die Lage der Sache 
durh die Worte: „in Folge des Art. 7 der Gonftitutions- 
Ergaͤnzungsacte“ Hätte in Zweifel gefebt werben Fönnen. Diefer 
Sinn fonnte diefen Worten um jo weniger beigelegt werden, als 
vielmehr die Qualität der Sache ald eine Verfaſſungsſache daraus 
hervorging, welche vom Anfange an ald der Hauptgefichtspunft 
für Die Gompetenz betrachtet war. Es war mithin in der That 
fein ausreichender Grund für die Weglaffung dieſer Worte. 

Gleichwohl Hatte der Senat Durch diefe Weglaffung Die 
ganze Bemerkung entfernt. 

Die Commiſſion hatte gleich anfangs die allgemeine Bemer⸗ 
fung ad I des frübern Entwurfs Nr. 1, in Hinficht der Uebers 
Schrift al3 eine für Unterthanen zu weit gehende Kritik betrachtet. 
Was die Beforgniß der ifraelitiihen Gemeinde betraf, es Eönne 
das Wort „Aufnahme in das Untertbanenrecht” zu der Vorauss 
fegung gedeutet werden, daß die Juden erft jebt als Fremde 
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ohne Recht aufgenommen werben follten, und daß dadurch gegen 
fie im Zundament der Sache, ald gegen joldye, die Feine Rechte 
hätten, entjchieden werden follen; jo konnte freilich eine eigent- 
lihe Aufnahme in das Staatsunterthanenrecht für die Juden 
nicht gedacht werben. Denn alle Staatsunterthanen haben Rechte, 
Diefe mögen fein, welche fie wollen. Staatsunterthanen aber 
jollten die Juden nicht allein fein, ſondern fie waren es feit vielen 
Jahrhunderten gewefen und zwar mit beftimmten Nechten unter 
kaiſerlichem Schuß. Sie fonnten alſo nicht erſt damals in das 
Staatdunterthanenreht aufgenommen werden. 

Aber der Senat hatte dieſe Erörterungen gänzlich befeitigt, 
indem er die Ueberjchriften überhaupt aus dem Entwurfe ganz 
weggelaflen, und denſelben in einer fortgehenden Reihe von 
Paragraphen verfaßt hatte, wie der lebte Entwurf ergibt. 

Die Bemerkung ad 1. $. 1 und 2 des frühern Entwurfs 
enthielt zwar ein Ganzes in Hinficht der allgemeinen Geſetzgebung 
für die privatbürgerlichen Rechte der Juden. 

Diefed Ganze zerfiel aber in verjchiedene Abtheilungen. 

1. Die Siraeliten verlangten die privatbürgerlicher Rechte 
in ihrem ganzen Umfange mit alleiniger Ausnahme ber 
befonderen Mobdificationen, Die das Geſetz enthalten 
würde, 

Dieſes Verlangen war billig: es war jedoch mit vieler 
Mühe eine jo allgemeine Beftimmung erlangt, wie in dem 
$. 1 des letzten Entwurfs enthalten war. 

In der That war dieſelbe jo Elar, daß es darum nicht 
der von den Iſraeliten verlangten gänzlichen Umänderung 
der Faſſung bedurfte. Es war nicht möglich, wenn Die 
Sache erhalten werben follte, jelbft in der Form jeden 
Ausdrud, wenn er auch der beilere wäre, der Obrigkeit 
aufzudringen. 

Die Abfiht der Commiſſion war nicht nur dahin ges 
gangen, fondern es war auch ausdrüdlich in dem Geſeztz⸗ 
entwurfe ausgefprochen, daß alle privatbürgerlichen Rechte 
den Sraeliten gleich den chriftlichen Bürgern eingeräumt 
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werden jollen, Die nicht in dem Bejeße namentlich ausge⸗ 
nommen waren. 

Gleichwohl Hatte die ifraelitiiche Gemeinde noch Die 
Belorgniß unterhalten, daß ber Ausſchuß nicht nur von 
der unmittelbaren ſondern auch von ber mittelbaren Staate- 
verwaltung dahin gedeutet werden Tönnte, ald ob die 
Ausübung der Advocatur, der Heilkunde in allen ihren 
Zweigen, des Notariats, ſowie der wiftenfchaftlichen Kennt: 
niffe überhaupt für die ifraelitifchen Bürger einer befondern 
Beſchränkung unterworfen gedacht werden Tönnten. — 
Diele Schon au ſich durch die allgemeine Beflimmung Des 
Geſetzes ausgeſchoſſene Deutung war aber gänzlich durch 
die ausdrüdliche Erklärung der Deputirten des Senats 
befeitigt, daß die Abſicht defielben nie auf eine ſolche Be- 
ſchraͤnkung gerichtet gewejen jet. 

Ebenfo war auch von derſelben erflärt, daB das 
Avancement im Milttair für die Sfraeliten keineswegs 
ausgefchlofien fein jollte, vielmehr Die frühere Beſchraͤnkung 
in dieſer Hinficht bereit8 aufgehoben jei. 

Es war audy von dieſer Seite die Befugniß der Iſrae⸗ 
liten beſeitigt. Es wurbe 
. von der iſraelitiſchen Gemeinde verlangt, daß bie einzel- 
nen ftaatäbürgerlichen Beziehungen ausgebrüdt werben 
müßten, in Hinficht welcher ein Ausſchuß von der Stadt 
verwaltung ftattfinden fol, 

Aber Diefem Anſpruche fand nach Anficht der Comiſfion 
daſſelbe Princip entgegen, zufolge welches von ihnen mit 
Recht verlangt und ihnen bewilligt war, daß ihnen alle 
privatbürgerlichen Rechte mit Ausnahme der ausdrücklich 
aufgeführten Modificationen zugeſtanden werden ſollten. 
So wie dieſe in Complex ihnen unter jenen Modificatio⸗ 
nen gelaſſen war, ſo konnte auch bei einer Ausgleichung 
von dem Senate nicht verlangt werden, ſtatt des Com⸗ 
plexes ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte, deren Verzicht immer 
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vorausgeſetzt war, ſich einzelne dieſer Rechte fubftituiren 
zu laſſen. 

Dagegen konnte 

3. Falls nicht bis dahin nicht genug bekannte oder nicht 
genug motivirte Rüdfichten entgegen ſtehen ſollten, der 
Vorbehalt einer Tünftigen Revifion der Gejehgebung nicht 
erforderlich ſcheinen. Vielmehr konnte die ohnehin in 
diefem Geſetze bereits ausgeſprochene Aufhebung aller ent⸗ 
gegenſtehenden Beſtimmungen, mit Ausnahme der ſich nicht 
auf den Cultus und die Verſchiedenheit der Religion 
begründenden, ohne den Zuſatz bleiben, nach welchem 
ihre Realiſation erſt von einer vielleicht nicht ſo leicht, 
noch jo bald zu bewerkſtelligenden Reviſion abhängig 
erichien. 

Der Senat war diejer Anficht der Commiſſion entgegen» 
gefommen, indem derjelbe den ganzen Zuſatz weggelaſſen⸗ 
und Dadurch Die Bemerkung aufgehoben Hatte. 

Eben dafjelbe war in Hinficht 

4. der gewünſchten GSinfchaltung des Wortd „Finder und 
Nachkommen“ geichehen, indem die Worte „nebft ehelichen 
Nachkommen“ geſetzt wurben. 

5. Was den Zuſatz „und Bürgernamens“ betraf, ſo war 
durch die Einräumung der Benennung „Iſraelitiſcher 
Bürger” ſchon unſtreitig eine große Bereitwilligkeit des 
Senats bewieſen, die in der That von denjenigen aner⸗ 
fannt zu werden verdiente, die die Schwierigkeiten dieſer 
Einräumung kannten, und die Realifation derfelben mit 
Recht gewuͤnſcht und ald Bedingung der Ausgleichung 
verlangt hatten, 

Da nun Die Benennung Sfraelitiicher Bürger zugeftan- _ 
den war, jo fonnte mit Necht gejagt werben, daß ſowie 
nicht volles Staatsbürgerreht, alſo auch nicht voller 
Bürgername ftattfinde, 

Aber der Senat war in diefem Puncte hinausgegangen, 
was allerdings als begründet betrachtet werben Fonnte ; 
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derjelbe hatte die Worte ganz eliminiet, wie bie Anſicht 
des letzten Geſetzentwurfs ergab. 

Die Commiſſion hatte ad J. 3. des fruͤhern Entwurfs bereits 
in ihrer Note vom 31. Juli 1821 geäußert, daß die Beſchraͤn⸗ 
fung der Ehen gegen das natürliche Gefühl anfloße. 

Es war noch in der letzten Zeit die Tendenz dieſer Beftims 
mung von fünfzehn Eeelen für eine Bevölkerung von mehr ald 
3000 Seelen von neuem bei der Gommillion in Betracht ge 
fommen, und bie ſämmtlichen Mitglieder derfelben 
Batten die Meinung getheilt, daß dieſer Beihrän- 
fung wichtige Gründe entgegenftänden. 

In der Ruͤckſicht auf die Anfichten des Senats über dieſen 
Punct, der fi Darauf bezogen hatte, daß unter der großberzog- 
lichen Regierung, bei völliger Freigebung der Shen, nur dieſe 
Zahl der Ehen ftattgefunden habe, auf die frühern Verhandlun⸗ 
gen und auf die Vorausſetzung eines geringen Widerſpruchs der 
Vorfteher der ifraelitiichen Gemeinde gegen dieſe Beſtimmung 
hatte die Commiſſion aber dafür gehalten, daß man jebt nicht 
mehr auf dieſen Gegenftand zurüdtommen könne. Die Worte 
„bis auf weitere Verfügung” hatte der Senat weggelaflen. 

Der Beweid der Fähigkeit eine Familie zu ernähren, ad LA. 
des Frühern Entwurfs war nun einmal bei der franfjurter Admini⸗ 
ftration für die Zulafjung der Ehen in der Regel erforberlich, 
und biefe Beftimmung mußte durch den Zuſatz, gleich wie bei 
den chriſtlichen Bürgern, alle Bejorgniß einer befondern Befchräns 
fung entfernen. 

Die Beftimmung ad II. 2. des frühern Entwurfs, daß ein 
Jude, der fih als Handeldmann niederlaffen will, drei Jahre 
die Handlung ordentlich erlernt, und zwei Sabre in einem aus⸗ 
- wärtigen oder vier Sahre in einem franffurter Hanblungshaufe 
als Handlungscommis gedient haben müfle, hatte Vieles gegen 
fih, weil fle für den Mittelftand drüdend war, überhaupt aber 
in mancher Hinficht nicht zweckmäßig erjcheinen Tonnte. 

Die Deputirten des Senats hatten inzwifchen angeführt, daß 
zwar fir Ghriften feine ausdrüdliche geſetzliche Vorfchrift Diefer 
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Art beftehe, eine Gewohnheit fi aber darüber gebildet habe, 
und bis ſolches auch bei den Juden der Fall fein werde, ver 
ihnen ſelbſt nachtheiligen zu großen Vermehrung der Handlungs⸗ 
häufer durdy eine ſolche Beſtimmung zu begegnen ſei, auch für 
bejondere Fälle das Dispenfationsrecht des Senats bleibe. 

Da num die Nachtheile einer folchen Beſchraͤnkung von den 
Borftehern der ifraelitiichen Gemeinde nicht befonders beitritten 
ſchienen, fo bieft die Commiſſion Dafür, daß dieſer Punct nicht 
beſonders wieder auszuheben fei. 

Die ad 1. 3. des frühern Entwurfs enthaltenen Claffifica⸗ 
tion war nur von einer frühern, ſpäter ausgefallenen Vermoͤgens⸗ 
beflimmung für die verfchiedenen Arten der Handlungtreibenden 
übrig geblieben, und hatte nur auf foldye ihre Beziehung; Daher 
fie von dem Senat weggelafien war, wie der lebte Entwurf 
ergab. 

Die Beſtimmung, daß Feine Handwerker in die Fabriken 
aufzunehmen jeien, war eine allgemeine gejeßliche, von welchen, 
da fie auch für chriftliche Bürger galt, die ifraelitifchen nicht 
ausgenommen werden konnten. Die Beichränfung, in den Fa- 
brifen Feine chriftlichen Arbeiter aufnehmen zu Dürfen, follte aber 
nad einer von dem Senat nachträglich zugeftandenen Abänderung 
für die erften zehn Jahre nicht in Wirkung treten. — Es hatte 
baber bei dem Entwurfe fein Bewenden behalten müflen. — 

Die Beichränfung ad I. S. 5. des frühern Entwurfs, in 
Hinficht des Handels mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, 
mit Ausnahme des Sleinhandeld mit Mehl durch dazu aufge 
nommene Mehlhändler war bis dahin überall nicht beftritten, 
und wenn auch Die Sfraeliten in dieſer Hinficht Feine Veranlaffung 
zu Borwürfen gegeben hatte, jo war doch dieſe polizeiliche Maaß⸗ 
tegel darum nicht Damals auszufchließen. 

Was ad II. $. 6. des früheren Entwurfs die Handwerker 
betraf, fo war es gegründet, Daß die Abficht, die Juden vom 
Keinhandel mehr ab⸗ und zu nüßliher Handwerksthätigfeit zu 
führen, Durch Befchränfungen, die den Eintritt in die Handwerfe 
und Gewinnung des Meiſterrechts erfchwerten, vereitelt werben 
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müßte, und daß folche den Auden nur den Vorwurf zuziehen 
fonnten, von einer Bewilligung nicht Gebrauch zu machen, deren 
Bedingungen eben jo viele Hinderniffe ihrer Benutzung geweſen 
fein würden. Dieje Beichränfungen Eonnten Daher nur aus bem 
Geſichtspuncte eines fich jelbit zerflörenden Princips beurtheilt 
werden. 

Die Commiſſion Hatte aber auch auf dieſen Geſichtspunct 
die vollfte Rüdlicht genommen, und der Senat hatte ihren Ab 
fihten vollftändig ent|prochen. 

Es waren daher alle wirklich Läftige Beichränfungen aus 
dem Gejeßentwurf eliminirt. 

Die einzigen weldye geblieben, waren 

1. daß ein jüdischer Lehrling, Der bei einem chriftlichen 

Meilter am jüdischen Sabbath nicht gearbeitet, ein Jahr 
länger in der Lehre ftehen müfje: dieſe Beitimmung bes 
ruhte auf dem arithmetiichen Grunde, daß er unter der 
angegebenen Vorausfegung weniger gearbeitet und gelernt 
haben würde, als der chriftliche Lehrling. 
Dafielbe trat mit gleichem Grunde für die Wander 
jahre ein. N 
2. Daß nur während der nächften ſechs Sabre chriftliche 
Geſellen bei jüdiichen Meiftern arbeiten dürften, 

Abgerechnet, daß nicht möglich war, mit einem Male alle 
bei Handwerfseintichtungen, Zünften und Innungen herrichenden 
Begriffe zu zerftören, und daß die chriftliden Hanbwerfer 
wünjchen fonnten, fich vorzugsweiſe Die Gejellen ihrer Religion 
zu erhalten; jo war angenommen, daß dieſe Beichränfung, da 
fie erft in 6 Jahren eintrat, alsdann Feine fein werde, weil 
vorausgefeßt wurde, e8 werde alsdann nicht an jüdiſchen Gefellen 
fehlen, was ſich jedoch ſpaͤterhin nicht bewahrbeitete, 

&3 waren mithin die in Hinficht der Haudwerke gebliebenen 
wenigen Beichränfungen überall nicht mehr aus dem in den Be 
merfungen aufgeftellten Gefichtspunfte zu betrachten. Es war 
aber auch die allgemeine Bejorgniß der tfraelitiichen Gemeinde, 
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welche fie in Hinficht der Rechte der Handwerksmeiſter überhaupt 
äußerte, Durch den neuen Gefeßentwurf ganz aufgehoben. 

Diefelbe war bejorgt, es fei durch die Ausdrüde von Probes 
füd und Handwerksmeiſter die Gleichftellung chriftlicher und 
ifraelitifcher Meifter verrüdt, und es könne Darnad) angenommen 
werben, worausdie Folge entftehen müßte, daß chriftliche Gejellen 
nicht bei ihnen in Arbeit gehen würden. 

Die Deputirten des Senat? hatten bereit3 dieſe Yweifel 
gänzlich gehoben. Diefelben hatten erklärt. daß infofern mit dem 
Eintritt in die BZünfte und Innungen ftaatsbürgerliche Rechte 
verbunden, felbige den Sfraeliten nicht zuftehen, und daß dieſel⸗ 
ben auch nicht Gefchworene der Zünfte fein Fönnten. In Hinficht 
aller übrigen Zunftrechte war fein Unterfchied zwilchen chriftlichen 
und ifraelitiichen Meiftern, noch konnte über die Zünftigfeit der 
lebtern irgend ein Zweifel fein, 

Der Senat war aber in dem neuen Gefeßentwurf noch 
weiter gegangen, indem berjelbe den ganzen Paragraphen wegge⸗ 
laſſen hatte. 

Uebrigend war ad II $. 9. des frühern Entwurfd von der 
Gommiffion, und zwar unter einftimmiger Anfiht des Senats 
angenommen, daß die in dieſem Paragraphen enthaltene Beſtim⸗ 
mung den Zwed habe, dafür zu jorgen, daß Die verhältnigmäßige 
Theilnahme der Juden an einem Handwerke nicht durch die wirk- 
lid vorhandenen chriſtlichen Meifter, jondern durch die in den . 
Aunftgefegen erlaubte Zahl der Meifterftellen geregelt werben 
jollte, woraus denn auch hervorging, daß die Beftimmung folcher 
Berhältniffe nur in gejchloffenen Zunften flattfinden Tonnte, 
während der Eintritt der Juden in ungefchloffene Zünfte und 
freie Handwerker an fein numerifches Verhältniß gebunden wer- 
den durfte. 

Um alle Mißverftändniffe jo viel ald möglich zu bejeitigen 
Ihien e8 der Kommiffion Dringend nöthig, daß in einem Anhange 
zum Geſetz vffentlich befannnt gemacht werde: 

1. die nah dem im $. 9 (nun 12) aufgeftellten Grundſatze 


3. 


380 


zeſetzliche Zahl der für die Juden offener Meifterftellen 
and ziwar 

a. im Allgemeinen, 

b. für jedes Handwerk bejonbers; 
die Beftimmung, daß dieſes doppelte Werzeichniß von 
von Zeit zu Beit revidirt und nad) dem Populationsver- 
hältuifje abgeändert werben ſolle. 
Die Beſtimmung, daß, das Verhaͤltniß möge fein wie es 
wolle, den Juden in jedem Handwerke wenigftens eine 
Meifterftelle offen ftehen müſſe. 


Die in dem frühern Gefeßentwurfe ad IM. 1. enthaltene 


Aeußerung in Hinſicht der auf immer aufgehobenen Bejchränfung 
auf eine mit Mauern und Thoren umgebene Straße war von 
dem Senate ganz weggelafjen worden. 


Die Bemerkungen ad II. 2. des frühern Entwurfs betrafen 


den eigentlichen Realpunkt, auf welchen die Intereſſen der Iſra⸗ 
eliten berubten, denjenigen, um welden ſich Die ganze 
Zuftandebringung einer Ausgleichung vom Anfange 
bis zum Ende der Verhandlung bauptjähli herum: 
gedreht hatte. 


In Hinſicht auf 


1. 


die Beſtimmung ad a und b, in Betreff des Kaufes ober 
der Miethe der Häufer hatte der Senat das Gigenthum 
eines Haufes und eines Gartens, und die Miethe, jedoch 
nur zur Bewohnung, in jedem Theile der Stadt zuge 
ftanden. Diejes Zugeftändniß Iag allerdings auch in dem 
eigenen Intereſſe der Stadt. Aber ed war darum nicht 
weniger von der ifraelitifchen Gemeinde als einen Beweis 
bereitwilligen Gntgegenfommend des Senats gu ven 
Wünjchen der Commiſſion und der Zuſtandebringung 
der Ausgleichung anzuerkennen. 

Denn ed waren gewiß viele und tiefliegende Borurtheile 
zu beflegen, um zu dieſem Mefultate zu gelangen. 


. Daß, nad) den Bemerkungen, in Fällen von Grbfchaft, 


Schenkung, Illation in die Che und Adjudication, von 
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der Beſchränkung auf ein Haus eine Ausnahme gemacht 
wurbe, war anfich billig. Es follten aber auch für chrift- 
lihe Bürger nad) "der Frankfurter Verfaffung Fälle -der 
Art eintreten Tönnen, in welden der Beſitz bejchränft 
war. 

Die Depitirten des Senats hatten bemerkt, Daß geſetzlich 
in ſolchen Fällen Yahr und Tag zur Veräußerung für 
den Acquirenten frei bleibe, da dieſe Frift in befondern 
Fällen durch Dispenfation verlängert werden konnte; fo 
hatte die Sommilfion nicht geglaubt, auf eine weitere Be⸗ 
flimmung für dieſe fpeciellen Fälle antragen zu Eönnen. 

Der Senat hatte alle übrigen Buncte des Streites 
entfernt. 

Alle übrigen Beſchraͤnkungen für Gewölbe, Niederlagen, 
offene Läden follten ganz wegfallen, und damit alle über 
diefen Hauptdifferenzpunct fo lange flattgefundenen Bes 
ſchwerden, Grörterungen und Bemerkungen. 

Nur die Zahl der Waaren⸗ und Kleinhaͤndler wurbe in der 
Maaße ihre Feititellung erhalten, welche in dem $. 9. Des lebten 
Entwurf8 enthalten war. 

Die Damals vorhandene Zahl der Waaren⸗ und Kleinhändler 
jolte von einem Jahr zum andern nicht über das Berbältnig 
ihrer gegenwärtigen Population zur Tünftigen vermehrt werden 
fönnen, jedoch in den nächſten Jahren, wo die ifraelitifchen 
Bürger bei Handwerken und andern Bewerben noch nicht ihr 
gehöriged Unterlommen finden Tonnte, billige Ausdehnung ftatt- 
finden. 

Diefe neue Beftimmung ſtand mit der völligen Freigebung 
in Hinfiht der Gewölbe, Waarenniederlagen und offenen Laͤden 
Infofern in Verbindung, ald fie durch jelbige ihre Aufklärung 
und Rechtfertigung erhielt. Indem nämlich jede bejondere Bes 
Khräntung des Handels für die Iſraeliten gänzlich) wegfallen 
jolte, war die von jeher angenommene Abficht, diefelben jo viel 
ald möglich auch zu den audern Erwerböarten in Betracht gezo⸗ 
gen, und Dafür gehalten, daß die Zahl der Waaren⸗ und Klein⸗ 
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händler für die Zukunft, wenigftens nicht über das damalige 
Verhaͤltniß hinausgedehnt werden dürfe. Dieſes Verhältniß der 
damals vorhandenen ifraelitiichen Waaren⸗ und Kleinhändler zur 
damaligen tfraelitiichen Population war Daher mit ſelbſtverſtan⸗ 
dener Berüdfihtigung der jährlich hinzukommenden Chen zum 
Grunde gelegt, und feſtgeſetzt, daß die Vermehrung derſelben nur 
nad) dem Berhältnifie der Vermehrung der ijraelitiihen Popu⸗ 
lation ftattfinden ſollte, noch über dieje Beſtimmung hinaus aber 
eine billige Ausdehnung in den nächften Jahren geftattet. Eine 
vom Handel noch ausfchießlich Iebende, und auf denfelben als 
Erwerbömittel allein beichränfte Bevölkerung Tonnte nicht in 
einem kurzen Zeitraume und noch weniger auf einmal in einem 
andern Gang der Induſtrie und des Erwerbs geleitet werben. 
Indem von der Beit und von der Eröffnung anderer Gewerbe 
diefe Folge erwartet werben durfte, Eonnte man feine andern 
Verhaͤltniſſe ald Die der ijraelitiichen Population bei dieſer Be 
flimmung zum Grunde Tegen, 

Bu dem die Commiſſion diefe befondern Rückſichten und die 
DVerfchiedenheit der in einer ganz andern bürgerlichen und in- 
duftriellen Lage ausgebildeten Verhältniffe der chriftlichen Bürger 
in Betracht zog, bielt diefelbe dafür, daß bei übrigens geftatteter 
Handelöfreiheit dieſe Beſtimmung ein angemeſſenes Anskunfts⸗ 
mittel darbieten werde, um die neue Geſetzgebung mit den der⸗ 
ſelben zum Grunde liegenden Abfichten in Uebereinſtimmung zu 
bringen, und in das allgemeine Wohl dasjenige der iſraelitiſchen 
Bürger zu begreifen. 

Was die Ausführung und den Schluß ded Geſetzentwurfs 
betraf, jo war nach den vielfältigften Erörterungen, Berichtigungen 
und Berhandlungen die Faſſung des letzten Entwurfd zum Grunde 
gelegt. Die Commiſſion hatte diefelbe als eine ſolche Betrachtet, 
daß nicht mehr verlangt und nicht weniger gegeben werden koͤnnte. 
Dem wejentlihen immer im Auge behaltenen Endzwede entſprach 
diefelbe, daß die ifraelitiiche Gemeinde gegen einfeitige Abaͤnde⸗ 
rung desjenigen Rechtszuſtandes, welcher damals feftgeftellt wer: 
den follte, dadurch ficher geftellt werde. 
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In Hinfiht des Rüdftandes der Abldjungsfumme ergab 
das der Rote der Sommiffion vom 28. Auguft anliegende Proto- 
coll die Anficht derjelben” Zufolge Derjelben fiel in Folge die 
Inhibition gänzlich weg, auf deren Aufhebung Die Juden ange- 
tragen hatten. und die Sache war auch in dieſer Hinſicht erledigt, 
indem die Zahlung mit den Zinjen gegen Rüdgabe der Obligas 
tionen ftattfinden jollte. 

Die Rüdgabe der Haupt und Partialobligationen gegen die 
Bahlung war rechtlicher Ordnung. 

Die Commiſſion glaubte durch ihre Grörterungen zu der 
Behauptung berechtigt zu fein, daß Der lebte Gefeßentwurf nicht 
nur wejentlich alles, was nad) ben Verhandlungen und Anträgen 
als Ausgleichung irgend erreichbar ſcheinen Eonnte, fondern auch 
ein die Beſchwerde erledigendes billiged Regulativ darbiete. 

Die durch den Beſchluß der Bımdesverfammmlung der 
Commiſſion gewordene Aufgabe war eine doppelte gemwefen. 

Diefelbe ſollte 

1. die Beichwerde auf dem Wege der Güte und Billigfeit 
auszugleichen juchen ; 

2. noͤthigenfalls auch Diejenigen Puncte, worüber man ſich 
nicht vereinbaren Fönne, zu einer erledigenden Entjcheldung 
vorbereiten. 

Der erfte Theil diefer Aufgabe war Durch Die von der iſra⸗ 
litiſchen Gemeinde geſchehene gänzliche Ablehnung einer Aus: 
gleichung nicht erreichbar gewejen, den zweiten Theil Dagegen 
glaubte fie Durch den neuen, von dem Senate jelbft gegebenen 
Geſetzentwurf und durch ihre Darftellung und Erörterung deſſelben 
zur vollftändigen Erledigung gebradyt zu haben. 

Die Erörterung des ganzen Rechtsverhaͤltniſſes der Sache 
war von der Commiſſion in den frühern Verhandlungen ums 
gangen, weil nad) ihrer Anficht Diefelbe fo wenig zu einer Bes 
förderung der Ausgleihung führen Eonnte, daß vielmehr Davon 
nur die Vermittelung Derjelben zu erwarten gewejen wäre. Auch 
bei der lebten Verhandlung ging die Commiſſion nicht auf Die 
Erörterung des Rechtäverhältniffes der ganzen Sache ein. 
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Welche auch Die rechte Entſcheidung der Sache fein mochte, 
in der concreten Anwendung des Rechts wäre doch immer auf 
Grundſaͤtze zurückzukommen nothwendig geworden fein, bie dem 
Nechtögebiete nicht angehörten. 

Denn außer ihrer rechtlichen Beſchaffenheit war dieſe 
Sache politifcher, conftitutioneller und abminiftrativer Natur, 
und nad folcher hätte dieſelbe in ihrer letzten Beitimmung 
Grundjägen unterliegen müſſen, Die nicht in der reinen Theorie 
des Rechts unterlagen. Die rechtlihe Natur der Sache "mußte 
freilich auch auf dieſe Beitimmung ihren gebietenden Einfluß 
üben, aber nicht auf eine den andern Theil ihrer Natur aus: 
Schließende oder gänzlich unterbrüdende Weile, und gleichwie in 
allen menſchlichen Verhältniffen verwidelter Art, mußte am Ende 
die Billigkeit das vorherrſchende Princip ihrer Entſcheidung werden. 

Dieſe Billigfeit des Regulativs, welche der neue Gejegent- 
wurf darbot, Fonnte nach Anficht der Commiſſton nicht klarer 
dargelegt merden, als inden derjelbe mit allen Bemerkungen 
fiber den früheren Entwurf in jedem Punct verglichen würbe, 
und wenn nad) der vollften Erörterung berfelben gefunden würde, 
daß in jedem einzelnen alle8 durch den neuen Gejeßentwurf gegeben 
fei, was verlangt war, ober billiger Weiſe hätte verlangt werben 
fönnen. 

Die Commiſſion war mit fich Darüber zu Rathe gegangen, 
ob nicht bei der durch Die DBereitwilligfeit de Senats gegebenen 
neuen Lage der Sache eine nodymalige Aufforderung zur Aus: 
gleihung an die ifraelitifchen Vorfteher angemeffen gewefen jei? 
Aber fie wurde davon abgehalten, daß der ijraelitifche Worfteher 
nicht nur gegen die einzelnen num gänzlih hinweggeräumten 
Puncte fi) eıflärt, fondern auch die aus den vieljährigen Ver⸗ 
handlungen Herborgegangenen Gejammtgrundlagen den Aus- 
gleichung mit entjchiedenem Widerſpruche zurückgewieſen hatten. 

Die Commiſſion übergab nun der Bundesverfammlung das 
Refultat ihrer Arbeiten mit dem Antrage zur Billigung und 
Genehmigung des Gefeßentwurfs. 

Dieſer Iautete: 





Entwurf 


eined Geſetzes der freien Stadt Sranffurt am Main. 


Art. 1. 


Alle in hieſiger Stadt gegenwärtig jeßhafte ifraelitifche Fa⸗ 
milien und Individuen nebft deren ehelihen Nachkommen, ftehen 
ald iraelitiihe Bürger in dem Staatsunterthanenrecht der freien 
Stadt Frankfurt. Sie können zwar, indem fie von der unmittels 
baren Verwaltung bed Staats und der dhriftlichen Gemeinde 
ausgeichloffen bleiben, des vollen Staatsbürgerrechts nicht theil⸗ 
baftig werden und behalten daher auch in ihrer Eigenſchaft als 
traelitiiche Bürger neben der ungeftörten Ausübung ihrer Religion 
ihre eigene Gemeindeverfaffung; jebody werden fie in allen Ge 
werbs⸗ und Abgabe, fowie in allen privatbürgerlichen Beziehungen 
mit den Bürgern hiefiger Stadt gleich behandelt, infofern dieſe 
Beziehungen durch gegenwärtige Geſetz (wodurch alle frühern 
deöfallfigen Beftimmungen, die fi nicht auf den Eultus und Die 
Berfhiedenheit der Religion gründen, ausbrüdlich und für immer 
aufgehoben werben) feine befondern Modificationen erhalten 


haben. 


- Art. 2. | 


Wer von den hiefigen Ifraelitiichen Bürgern ehelich geboren 
oder mit Ginwilligung der Obrigkeit als ifraelifcher Bürger ins 
Unterthanenrecht aufgenomnien ift, kann unter ben im gegenwärtigen 
Geſetze enthaltenen nähern Beftimmungen und nad) den auch für 

Erſter Theil. 25 
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die Chriften beſtehenden Vorfchriften jede Art von bürgerlichem 
Geſchaͤfle, Gewerbe und Handthierung treiben. 


Art. 3. 


Es follen jährlich nicht mehr als fünfzehn ifraelitiiche Ehen 
gejchloffen werben, jedoch darunter zwei ſich befinden dürfen, bei 
welchen bie Frau oder der Mann fremd if. Wenn jedoch in 
einem Jahre Diefe Zahl nicht erreicht wird, fo kann diefe fehlende 
Anzahl auf Die nachfolgenden Jahre übertragen werben. 


Urt. 4. 


Neben der Uebernahme der gefeklichen öffentlichen und an 
die Gemeinde zu entrichtenden Gelder und Abgaben muß ein 
ifraelitiicher Bürger, um die Einwilligung zur Ehe zu erbalten, 
eine hinlänglihe Fähigkeit, eine Familie ernähren zu Fönnen, 
gehörig nachweilen. | 


Art, 5. 


Alen denjenigen Verpflichtungen, welchen die Chriften hin 
fichtlich der Betreibung einer Handlung, eine Handwerks ober 
jonftigen Gewerbes unterworfen find, unterliegen aud bie ifraeli- 
tiſchen Bürger. 


rt. 6. 


Wenn ein Jude fi Dahier ald Handelsmann niederlafien 
will, jo muß er durch vollgültige Zeugniffe erweijen, daß er bie 
Handlung von dem auch bei Ehriften gewöhnlichen Alter von 
fünfzehn Jahren an gerechnet, wenigitens drei Jahre lang ordent- 
ich erlernt, und ſich Die Dazu erforderlichen Senntniffe eigen 
gemacht, auch nach dieſer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate 
in einzelnen Fällen Diöpenfirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
hiefigen oder zwei Jahre in einem auswärtigen chriftlichen oder 
judiſchen Handlungshaufe als Handlungscommis gebient "haben. 
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Art. 7.- 


Den iſraelitiſchen Handelsleuten ift. wie Den chriftlichen er 
laubt Fabrifen und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dahier anzulegen, jedoch Dürfen ſolche wie bei Diefen nicht in den 
Rahrungd: und Erwerbözweig der biefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriken und Manufacuren dürfen Feine Handwerker 
aufgenommen — und nach Ablauf der erſten zehn Jahre Fünftig 
chriſtliche Arbeiter nur nad) vorheriger Dispenfation des Senats 
in befondern dazu geeigneten Fällen gebraucht werben. . 


Art 8. 


Den ald Hanbelsleute aufgenommenen ifraelitifchen Bürgern 
ift jede Gattung des Handels und der Hülfsgefchäfte des Han- 
bel, ebenfo wie den Chriften erlaubt, mit alleiniger Ausnahme 
des Handels mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, worunter 
jedoch der Kleinhandel mit Mehl durch dazu aufgenommene 
Mehlhändler nicht verftanden wird. | 


Art. 9. 


Die jetzt vorhandene Zahl der ifraelitiichen Waaren⸗ und 
teinhändler foll von einem Sabre zum andern nicht über Das 
Verhältniß ihrer gegenwärtigen Population zur Fünftigen vers 
mehrt werben koͤnnen, jebod, in den naächſten Jahren, wo Die 
iſraelitiſchen Bürger bei Handwerfen und andern Sewerfen noch 
nicht ihr gehöriges Unterfommen finden, eine billige Ausdehnung 
fattfinden. 


Art. 10. 


Zur GErlernung und Betreibung der Handwerke jollen bie- 
Kinder der ifraelitiichen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermärhtigt werben: . 

a. ein jübifcher Lehrling: nb. von hieſigen „Hraeitiiggen 

25* 
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Bürgern ehelich geboren fein und das 14. Lebensjahr 
zurüdgelegt haben. 
b. Derſelbe ift zwar in Hinficht der nach den’ Artifeln eines 
jeden Handwerks erforderlichen Lehrjahre den chriftfichen 
Lehrlingen gleich zu achten, dafern derſelbe aber bei 
einem chriftlichen Meifter in dier Lehre gegangen tft und 
nicht erweislich an jüdiſchen Sabathen gleich den chrift- 
lichen gearbeitet hat, jo muß er ein Jahr länger in ber 
Lehre fteben. 
c. Eben dieſer Unterſchied tritt in Anſehung der Zahl ver 
Wanderjahre ein. 
d. Es fteht den ifraelitiichen Bürgern frei, in dem Falle, 
daß ein jübifcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
anbwerf bei einem hiefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werden Fünnte, ihre Kinder auch an andern 
Orten. bei riftlichen oder juͤdiſchen Meiftern dieſes Hand- 
werks in die Lehre zu geben, und follen bemfelben ihre 
in der Fremde beftandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Fortkommen ebenjo angerechnet werden, als wenn fie 
jelbige bei einem hiefigen Meifter beftanden hätten. 


Art. 11. 


Ein ifraelitiicher Handmwerfsmeifter bat, fo viel dem eigenen 
Betrieb feiner Profeſſion betrifft, alle Nechte eines chriſtlichen 
Hanbwerfsmeifterd. Er darf jedoch bei Verluft des refpectiven 
Meifter: oder Handwerksrechts jo wenig in eine Societät mit 
einem chriftlichen Meifter treten, als mit folder Arbeit, welche 
er nicht jelbft verfertigt hat, oder mit rohen Materialien handeln. 
Auch darf der jüdische Handwerfämeifter fünftig fein Handwerf 
nur mit jüdischen Gehülfen treiben, und nur ausnahmsweife ift, 
während der nächſten ſechs Syahre jedem jüdiſchen Meifter erlaubt, 
fo viel Jahre hindurch mit chriftlichen Gejellen zu arbeiten, als 
nach den Geſetzen feines Handwerks dazur ‚gehören, Damit ein 
Lehrjunge das Meifterrecht geminnen koͤnne. 
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Art. 12. 


Für ein und daſſelbe Handwerk Tönnen zu gleicher Zeit 
nie. mehr ifraelitiſche Handwerksmeiſter aufgenommen werben, 
als dem Verbältniß der für das nämlide Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berhdfichtigung ber ſſraelitiſchen 
Population zu der hhriſtlichen angemeſſen iſt. 


| Art. 13. 


Wenu die Witwe eines jüdiſchen Handwerfsmeifterd das 
Handwerk ihres verftorbenen Ehemanned fortjeßen will, jo kann 
diefed mit Berudfichtigung der im Art. 11 enthaltenen interimi- 
ſtiſchen Beſtimmung, fünftig nur mit jüdiſchen Gehülfen geſchehen. 


Art. 14. 


Wil fi eine ſolche Wittwe wieder verehelihen und ihrem 
Ehemann dad Handwerk zubringen., fo find bie bigen Beſtim⸗ 
mungen auch auf letztere anwendbar. 


Art. 15. 


Den iſraelitiſchen Bürgern wird das Recht, in der Stadt 
und deren Umgebungen Häuſer und Gärten eigenthümlich zu 
erwerben, auch in den Häufern der Stadt Läden und Gewölbe 
zu miethen und offene Läden zu halten, unter nachfolgenden 
Ausnahmen und Beichränfungen eingeräumt: 


a. daß ein jeder Familienvater oder ſelbſtſtaͤndiger Jude 
nur ein Haus und einen Garten zu kaufen oder eigentlich 
zu beſitzen berechtigt ſei; 

b. DaB ein jeder iſraelitiſcher Familienvater oder ſelbſtſtaͤn⸗ 
Diger Iſraelit in jedem Theile der Stabt fih eine Woh⸗ 
nung (jedoch nur zum Behufe der eigenen Bewohnung 
derjelben mit jeiner Familie) miethen dürfe. 





390 
Art. 16. 


Dei der UObliegenheit der iſraelitiſchen Gemeinde für ihre 
Semeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Borftande über 
laffen, unter obrigteitlicher Aufficht für die Armen und Kranken⸗ 
pflege ihrer Glaubensgenoſſen zweddienlide Maaßregeln zu 
treffen. Ä 

Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines biefigen 
Iſraeliten ftehenden chriftlichen Geſindes in die biefigen dhrift- 
lihen Kranfenhofpitäler bat, nad) Maafgabe deren Stiftungs- 
urkunden und Ordnungen nicht anders ale gegen eine in jedem 
einzelnen Falle zuvor zu vergleichende, von dem Dienfiherru oder 
Jonft zu leiſtende Vergütung, es fei an Capital oder jährlichen 
Beitrage, ftatt. Die zur Ausführung und Aufredhterhaltung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Verfügungen werden in befondern 
Verordnungen nachfolgen. 

Gleichwie vorftehende gefegliche Beftimmungen auf die dem 
Inhalte Der deutfchen Bunbesacte entfprechenbe und mit dem 
Gemeinwohl in Einklang ftehende bürgerliche Verbefferung ber 
hiefigen Einwohner ifraelitifchen Glaubens abzmweden, fo bleiben 
eben jo wohl die Verfügungen, welche von der hohen Bundes 
verfammlung in Betreff der AJudenfchaft für ganz Deutjchland 
in der Folge noch getroffen werben könnten, als auch der Geſetz⸗ 
gebung biefiger Stadt alle auf die bürgerliche Verbeilerung bie: 
figer Jugenſchaft, ſowie auf das hieſige Gemeinwohl gerichtete 
und den Verhaͤltniſſen biefigen Freiſtaats zu dem deutſchen 
Bunde angemefjene fernere Verfügungen, welche jedoch in keinem 
Falle den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, injofern fie 
der Judenſchaft günftig find, derogiren follen, ausdrücklich vor: 
behalten. | | 








391 


ALS die Angelegenheit der frankfurter Juden nun zur Be 
ſchluhnahme der Bundesverſammlung reif war, erflärte der 
Praͤſidialgeſandte im Auftrage feines Hofes Folgendes: 


„Der kaiſerlich-koͤnigliche Hof erblidt in demjenigen Gefeße, 
welche3 unter Einwirkung des beftellten Bundestagdausfchuffes 
zur Regulivung der bürgerlihen Verhältniſſe der Juden 
zu Stande gefommen ift, ſolche Beftimmungen, welche ge 
eignet find, der Bundesverfammlung darüber volle Beruhi— 
gung zu geben, daß bierbei jowohl die früheren, wenn 
auch nicht unwiderruflich, Doh wohlerworbenen 
Rechte der frankfurter ifraelitifhden Gemeinde, 
als auch die gegenwärtige Verfaſſung und das Gemeinwohl 
ber freien Stadt in ebenmäßige Berückſichtigung gezogen 
worden feien. Aus dieſem Grunde, und in der ferneren 
Erwägung, daß durch den heute vom Bundestagsausſchuſſe 
zur Jchiedärichterlichen Enticheidung der Bundesverfammlung 
vorgelegten Geſetzentwurf alle begründeten wejentlichen Eins 
wendungen der ifraelitiichen Gemeinde gegen den frühern 
Vergleichdentwurf umfichtig beachtet erfcheinen, findet man 
faiferlich öfterreichifcher Seit8 Fein Bedenken darauf anzu- 
tragen, daß dem Senat der freien Stadt Frankfurt Durch 
deren Bundestagsgeſandten Died mit dem Beiſatze eröffnet 
werde, wienady man gewärtige, daß dieſes Gele von dem 
Senat erlaffen werde, jo wie die Shiraelitengemeinde auf 
bafjelbe als auf ein billiges, ihre bürgerlichen Rechte beſtim⸗ 
mendes, und ihre Beſchwerde erledigended Negulativ ver: 
wiejen werde, und daß endlich, Da der ven den Sfiraeliten 
angefuchten Behebung der Spnhibition der Zahlung bes 
Reſtes der Ablöfungsfumme nunmehr nichts im Wege 
fteht, die Sfraelitengemeinde zur Zahlung dieſes Reſtes gegen 
Rüdgabe der Obligation angewiejen werde.” 

Der preußifche Geſandte fand gegen die auf den Commiſſions⸗ 


bortrag gegründeten Beſtimmungen durchaus nichts zu erinnern, 
welche Durch Einwirkung Des Bundestagsausſchuſſes zur Sicher: 
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ftellung des Buftandes ber Ifraeliten erlaſſen werben follten, 
ſprach aber den Wunſch aus, über dieſe Sache vorher an feinen 
Hof berichten zu koͤnnen, wollte jedoch ſeinerſeits ben Beſchluß 
nicht aufhalten. 

Diefem Votum jchloffen fich der badiſche, Furheffifche, der 
großherzoglich und herzoglich fächfiiche und die 15. und 16. 
Stinme an. Sadjen und Württemberg verwahrten fi in 
ihren Abftimmungen gegen Gonfequenzen aus dem beantragten 
Beichluß für ihre Verfaflungen. Der königlich ſaͤchſiſche Geſandte 
erklärte: | 

„Für die königlich jächliiche Regierung kann Feine Veran 

lafjung vorwalten, ſich von den jo eben dargelegten 

nfihten und Anträgen des kaaiſerlich königlich öfter: 
reihiihen Hofes zu trennen; diejelbe FTönnte — 
abgejehen von dem gegenwärtigen fpeciellen 

Falle, wo das Einfhreitungsreht der Bundes 

verfammlung feſtſteht — nicht wollen, Daß einem 

Bundesgliede Goncejfionen in innern Ange 

Iegenheiten feines Staat8 abgedrungen werben, 

welche felbiges dem Gemeinwohle und der be: 

ftebenden Berfafjung entgegen findet, und eben 
jo wenig Tann ſie wollen, daß einer Claſſe der 

Unterthanen eines Bundesgliedes privatbürger: 

liche Rechte vorenthalten werden, die ihre 

Landesobrigkeit ſelbſt ihnen darbietet.“ — 

Der württembergijche Geſandte aber ſagte: 

„Ausgehend von dem boppelten Gefichtöpuncte, 

1. daß der vorliegende Ball ein ganz bejonderer fei, ber 
weder der Form, noch der Materie nad) jemald zur 
Gonjequenz gereihen Eönne; 

2. daß die hohe Bundeöverfammlung nur in Folge einer 
bejondern Ermächtigung nach fruchtlofem Verſuche der 
Guͤte nunmehr über ein politifches Geſetz zu erkennen 
babe, indem ihr übrigens die Gigenfchaften und Die Be- 
fugniß zu dem eigentlichen Richteramte abgehen. 
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tritt ber württenibergilche vof, der verehrlichen kaiſerlich oͤſter⸗ 
reichiſchen Abſtimmung bei. — 

Der Geſandte der len Städte: zab ſeine Abſtimmung 
dahin: 

„das Geſetz, welches die freie Stadt Frankfurt wegen der 
frankfurtiſchen Iſraeliten erlaſſen will, muß Die eigenen 
Erwartungen derjelben überfleigen, wemn jolche nur einiger- 
maßen — frei von überfpannten Anmaßungen — auf Be 
rüdfihtigung der VBerhältnifie gegründet waren. Der Geſandte 
flimmt daher für die Gurie dahin, daß die Sache hiernach 
für vollfommen erledigt anzunehmen fei. 

Für Frankfurt muß der Gefandte jedoch bemerken, daß 
die Stadt zu jenem nur aus dem Grunde vermocht worden 
ift, Damit, da nun ‚alles erjchöpft tft, jedem weitern Anfinnen 
der Siraeliten, welches, ohne fefte Beitimmung mit. gemelfe- 
nem Einjchreiten nie ein Ende erreichen, vielmehr immer 
wieberfehren würde, ein Biel geſetzt werde; Daß aber 
die Stadt hieran nicht gebunden zu fein glaubt, wie fle es 
nicht fein Fann, wenn bie Sache auf dieſe Weiſe nicht wirk⸗ 
lich zur gänzlichen Erledigung gebracht würde”. 

Die Mehrheit der Stimmen hatte ſich mit’ dem äfterreichifchen 
Antrage vereinigt, und hiernach lag der Beſchluß materiell vor; 
das Praͤſidium wollte aber: den Beſchluß nicht ziehen, weil es fich 
im Wejentlichen nicht darum handle, Daß der Beſchluß nicht auf- 
gehalten werde, fondern um die unummundene Anſicht aller Res 
gierungen, vorab ber preußiſchen über bie Sache ſelbſt zu 
vernehmen. 

Bei der hierauf ſtattgehabten Umfrage wurde von einer 
Geſandtſchaft der Antrag geſtellt, ob es nicht thunlich ſei, 
die Schlußziehung bis nach den Herbſtferien zu 
verſchieben? 

Das Praͤſidium gab hierauf folgende wichtige Erklaͤrung: 

„Es ſei bereit, jedem auch noch ſo entferntem Termin beizu⸗ 
ſtimmen; aber es würde es vor ſeinem allerhoͤchſten Hofe 
nicht verantworten koͤnnen, wenn es bie beabfichtigte Ver⸗ 
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tagung der Bundesverfammlung in einem Augenblid propos 
niren würde, in welchem die definitive Schlußziehung über 
einen durch acht Sabre am Bundestage anhängigen Gegen: 
ftand nur von Nachtragung weniger Stimmen abhängig fei. 

Die Bundesverfammlung babe nah dem Art, 
T der Bundesdacte bie Befugniß, wenn bie ihrer 
Beratbung unterzogenen Gegenftände erledigt 
feien, fih zu vertagen; die Regulirung bes 
bürgerlihen Redhtszuftandes der Jfraeliten in 
Sranffurt fei der Berathung unterzogen, die 
Erledigung hänge von der Nachbringung einiger 
Stimmen ab, mithin könne die Vertagung erſt 
ausgeſprochen werden, wenn der Beſchluß in 
dieſer Sache gezogen ſein werde. 

Zu dieſer bundesgeſetzlichen Beſtimmung trete noch fol⸗ 

gender Umſtand. Die Iſraeliten haben gleich bei Eröffnung 
des Bundestags im jahre 1816 gegen den 7. Artikel der 
franffurter Verfaſſungsurkunde Beſchwerde geführt; bie 
Bunbesverfammlung "hat deren Ausgleichung verſucht, Diele 
ift im Wege des Vergleichs nicht gelungen, bie freie Stadt 
Frankfurt erbietet fi) aber, im Wege der Geſetzgebung den 
Grund der Beichwerbe der Siraeliten zu heben, jedoch nur, 
wenn Diefe Sache durch dieſes Erbieten fofort zur gänzlichen 
Erledigung gebracht würbe. 
: Bei Diefer Lage der Sache Liegt ſonach die Verpflichtung 
der Bundesverfammlung entjchieden vor, von Diefer Berathung 
nicht früher abzulafjen, und ſich nicht eher zu vertagen, bis 
die Bundesuerfammlung ihr Jchiedsrichterliches Amt in dieſer 
Sache verwaltet haben wird. 

Außerdem dürfte e8 wohl auch nicht gerathen fein, Dieje 
Angelegenheit in ihrer gegenwärtigen Lage Durch vier Mo⸗ 
nate in suspenso zu belaſſen und Die Spannung, Die zwilchen 
den riftlichen und jübifchen Bewohnern der Stadt Franf- 
Furt über die Ungewißheit der Stellung ber letern bis zum 
Austraze der Sache nothwendig herrfchen muß, zu erhalten.“ 





395 


‚Die ſehr entichiebene Sprache Des Praͤſidialgeſandten, welcher 
offenbar im vollften Rechte fih befand, verfehlte nicht einen 
großen Eindruck zu machen und der preußiſche Geſandte erklaͤrte 
nun: 

„er finde ſich, obgleich mit jeder Vertagung, die nothwendig 

erachtet werden möchte, einverſtanden, durch Die Vortheile, 

die von alsbaldiger Ziehung des Beſchluſſes erwartet 
würden, befkimmt, der Mehrheit unbedingt beizutreten.” 

Diefem Votum traten die Sefandten von Baden, Kurbeffen, 
bie fächfiichen Häufer,. Medlenburg und die 16. Stimme nun⸗ 
mehr Bei, ſodaß der einſtimmige Beichluß zu Stande fam: 

„4. daß die Bundeöverfammlung ben ihr Durch Den eigens 
befiellten Bundestagsbeſchluß vorgelegten Gefepentwurf 
genehmige, von dem Senate der freien Stadt Frankfurt 
die. Erlafjung des Geſetzes nach dem Wortlaute des mit- 

. folgenden Entwurfs vertrauensvoll erwarte, bie iſraelitiſche 

Gemeinde hierauf ald auf ein billiges, ihre bürgerlichen 
Rechte beſtimmendes, und ihre Befchwerde erlebigenbes 
Regulativ verweiſe; übrigend aber die Aufhebung der 
Inhibition zur Bablung bes Reſtes der Abloͤſungsgelder 
vorausfetze; 

2. daß von dieſem Beſchluſſe die iſfraelitiſche Gemeinde zu 
veritändigen jet”. — 


Damit ſchließen die Verhandlungen über biefen wichtigen 
Gegenftand, der eine Reihe der verwideltften Nechtöfragen vom 
Standpunkte der Bundesverfammlung aus weniger erledigt als 
umgeht, für die Zukunft anderer ſchwebender Nechtsfragen von 
Bedeutung wird. Wir werben meiter unten auf bie ſchweren 
Gonfequenzen aufmerkſam maden. 

Ueber die Emancipation der Juden herrfchten Damals wie 
iegt ſehr verſchiedene Anfichten, welche ſich aber durchaus nicht 
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nach den. gewöhnlichen Rubriken ber .verichiedenen Parteien 
ſcheiden. Männer, deren politiſche Anſichten bekanntlich nicht 
dem Metternichfchen Syſtem hold waren, ſprachen fich fehr ent- 
tchieden gegen die unbedingte Emancipation der Juden zur Zeit 
bed Wiener Congreſſes aus, während Anhänger des Abſolutis⸗ 
mus für diefelben ſtimmten. So fagte Klüber *): 
„der Judenſchaft, das Heißt dem ganzen Inbegriff der 
Bekenner des Aubenthums, wie ed vor unſern Augen lebt 
und webt, volle Staatsbürgerſchaft, völlig gleiche 
Rechte mit allen Staatsbürgern ertheilen, Die nicht in ſolchem 
erffärten Widerftreit, wie die Juden mit dem Staate -Ieben, 
wäre eben ſo viel, als jened begränzt unheilbare Uebel in einen 
unheilbaren Krebsſchaden verwandeln, der ein ſtets um 
fich frefienber wäre, mithin da® Ganze, mo nicht über Eurz 
oder lang zeritören, Doch immerwährend peinigen würde”, 
Er vertrat bie Anficht, daß die Juden als eine eigene Nation 
auf dem ganzen Erdfreife bildend, von jeder andern durch fo 
eigentbämliche, in das bürgerliche Xeben fo . vielfach eingreifende 
politifchreligiäfe Sinrichtung, Handlungs und Sinnesart völlig 
abgefchloflen Feten ımb nothwendig .einen Staat im-Staate bil- 
deten, ja bilden müßten. Er verwied zur Begründung feines 
Urtheils auf die nad feiner Anſicht Für damalige Verbältniffe 
durchaus noch entſcheidenden Schriften von Bodenſchatz, Selig 
und Eijenmenger**). 


*) Ueberficht der diplomatiſchen Verhandlungen des Wiener Congreſſes. 
©. 393. 

*, Bodenſchatz (3. E. ©.) Kirchliche Verfaſſung der heutigen Juden. 
Frankfurt und Leipzig 1748179. 4 Theile. 

- Selig (Gottfr.) Der Jude, eine Wochenſchrift. Leipzig 175981772. 9 
Bde. und defien Der Jude oder das alte Judenthum. Leingig 1781. Th. I. 
Defiau 1782. Th. II. (Selig war in dem Judenthum geboren und erzogen, 
dann zu dem Chriftentyum übergegangen, und bei der Univerfität Leipzig als 
lector rabbinicus et talmudicus angeftellt.) 

Eifenmenger (I. A.) Entdecktes Judenthum. Frankfurt 1700. 2 Th. 4° 
2. A. Königsberg 1711. (Die franffurter Judenſchaft erwirkte Heim Reiches 
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In Diefen zum Theil ſehr feltenen Schriften waren bie 
Lehren und Meinungen der Juden wörtlidd aus ihren eigenen 
Schriften dargeſtellt und bieten eine Reihe von ſehr bevenklichen 
und gefährliden Maximen *), welche ſich mit feinem geordneten 
Staatsweſen vertragen würben. Auch der berühmte rationalifijche 
Theolog Paulus bat noch im Jahr 1840 gegen die völlige 
Gleichſtellung der Juden ſehr geeifert **), und wollte ihnen nur 
Schugbürgerichaft. zugeltehen,, weil die Juden jelbft eine abge- 
fonderte Nation bleiben wollten, und es fir ihre Religionsauf⸗ 
gabe hielten, Daß fie eine joldye von allen Rationen eine gefchiedene 
Nation. bleiben müßten. So lange das talmudische Rabbinats- 
weſen, Dad nichts weiter jei als eine fremdartige und fogar 
ſchaͤdliche Winkelgejeßgeberei, nicht bejeitigt würde, könne audy 
von einer Verleihung faatäbürgerlicher Rechte an die Juden 
nit die Rede fein. . 

Rob. v. MohL***) hat jogar no im Sahre 1856 die Uns 
fiht aufgeftelt: „daß für den Staatsmann die zähe,. eng ver 
bundene, fremdartige Nationalität der Juden, ihre vielfach ver: 
Ihiedenen Grundauſchauungen vom Leben und feiner fttlichen 
Träger, eine nicht wuͤnſchenswerthe Richtung ber . Thätigteit, 
gegründete Veranlaſſung von. Zögerungen und Bweifeln ſeien, 
wo es ſich — verfteht fich nicht etwa von menfchlicdhen ober 


hofrath drei Mandate, woburd die ganze erſte Auflage diefes merkwürdigen 
Buches zu Frankfurt 40 Jahre lang mit Arreft belegt war. Hierauf ließ 
ber König von Preußen zu Königsberg einen Abdruck veranflalten. Erſt 
1741 ward der Arreft aufgehoben. Gifenmenger war Profeſſor der orientalis 
(dem Sprache zu Heidelberg; er ſtarb 1704.) 

*), Ein kurzer Auszug, aber ſyſtematiſch geordnet, aus Bijenmengers 
großer Schrift findet fih in: Die Juden und das Judentum wie fie find. 
Coln 1816. 96. ©. 

”) Baulus, Die jüdiſche NRationalabfonderung. Heidelberg 1830. und 
Recenfion deijelben über die Schrift: „Ein Wort über die Emancipation der 
Delenner des moſaiſchen Glaubens von einem chriſtlichen Badenſer 1831*, 
in Sophronigon XII 4. ©. 1—149. 

s0, Mohl, Geſch. und Litter. der Staatowiſſenſchaften II 322. 
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bürgerlichen Rechten — aber von einer vollſtandigen Einfũgung 
in das ſtaatliche Leben handle“. 

Da iſt es nun nicht zu verwundern, baf im ‚zweiten Deten⸗ 
nium unſeres Jahrhunderts ſich fehr bedeutende und zahlreiche 
Stimmen gegen die völlige Gleichſtelling der Juden überall 
erhoben. Der Art. 16 der Bundedacte Hatte’ zunaͤchſt die erneu- 
erte Beranlaflung zu einem lebhaft geführten Litterarifchen Streit 
gegeben. Insbeſondere traten Ruͤhs und Fried gegen die An. 
Ipräche der Juden auf, während ihnen Friedrich Schmid (1816) 
und Friedbländer (1820) das Wort redeten. Während die eine 
Seite behauptete, daß Staatömänner und Rechtsgelehrte und 
felbft die meilten der damaligen Theologen das Berhältnig der 
jüdiſchen Nation zu der Gejeßgeberei des Talmuds und ber 
Rabbiner weniger kannten und daß der Talmub ſchon Beinabe 
verjchollen und der Rabinismus untergehend jei”), wies bie an⸗ 
dere Seite auf Lehrbücher der mojaifchen Religion, in denen 
fi) das Gegentheil ausgeſprochen finde. Allerdings ließ ſich 
nicht leugnen, Daß ſelbſt noch ſpaͤter als im zweiten 
Decennium des 19. Jahrhunderts, Lehrbücher Dies 
fer Art den Sagungen der Miſchna und Gemara 
für die gefammte jüdiſche Ration nad immer eine 
vollfommen gleidhe Bültigfeit mit der heiligen 
Schrift beilegten, und daß ſogar Die dreizehn 
Blaubensartifel des R. Ben Maimon ftatt der au 
gelaffenen gehn Gebote in einem jüdiſchen Katechis— 
musaufgenommenwaren**), daß unter des Verfaſſers 


*) Dies behauptete auch fpäter (1831) Rießer Ueber die Stellung ber 
Bekenner des mofaischen Glaubens in Deutihland, an die Deutfchen aller 
Gonfeffionen. Altona. ©. 46. 

*e) Alex. Behr Lehrb. der moſaiſchen Religion, welches unter Aufſicht 
und Leitung des Oberrabbiners Abrah. Bing zu. Würzburg und ‚mehrerer 
angefehener Rabbiner in München 1826 erfhien. Siehe daſelbſt ©. 17. 
Die 13 Blaubensartifel des Maimonides waren ein GErzeugniß ber erfien 
Jugendhitze deſſelben als eine Art Proteſtation gegen bie chriſtlichen Dogmen 
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bejielben Leitung, in Fürth wieder eine Talmud— 
ihule errichtet wurde. Es ließ ſich ferner nicht leugnen, 
und war von jüdiſchen Schriftftellern eingeftanden*), daß bie 
Rabbiner, unter dem Schein münblicher Ueberlieferung Moſes, 
Geſetze machten und fie ald Gewiſſensſache den Gläubigen zur 
Richtſchnur über alle Staatsgeſetze gaben, ja daß ſich jelbft bie 
Richtgläubigen fich von dieſem Nationalband ſchwer losmachen 
fonnten, wie Dies fpäter nody Rießer durch Den Vorſchlag von 
Vereinen für das Beharren ald Bekenner eines rein moſaiſchen 
Glaubens für die Glaubensfreien beweiſt. Wahrhaft bedenklich 
und verabjcheuungswürbig waren aber die Lehren über Eid und 
Meineid, welche fi in einzelnen Lehrbüchern der Juden fanden. 
Stern**) hatte in feinem für das fübiiche Volk beitimmten 
Bonfirmationsbuh eine Beſtimmung des Maimonides aufges 
nommen, welche durch eine leichtfinnige Ueberſetzung des hebräi⸗ 
ſchen Textes in ihrer Bedenklichkeit noch ſehr erhöht wurde. Es 
beißt dort: „Der Eid, welchen wir aus freiem Willen 
ablegen, Eönnen drei Kundige unferer heiligen 
Lehre durch einen feierlihden Sprud aufldfen, jo: 
bald die Urſache bes Eides niht mehr vorhanden 
it, Der Eid hingegen, welder uns von einem Ans 
bern auferlegt wurde, bleibt ewig unauflösbar, 
und der ihn alfo auf irgend eine Weife verlegt, ift 
meineidig***)“. Wann ift die Urſache eined Eides nicht 


feiner Zeit von ihm fpäter felbft nicht mehr aufrecht erhalten und finden fidh 
in feinem größen Werke (Jad⸗Hachafakah) nicht mehr vor, wurde überdem 
von den frömmſten und gelehrteſten jüdifchen Gelehrten verworfen, da fi 
iht einmal im Talmud eine Spur davon findet. Vergl. Paulus 1. c. 

*) Hermann Stern Confirmationsbuch für Sfraeliten. 1829. 

+) a. a. O. S. 3. Nr. 40-42. 

*#r) Der Tert des Maimonides ift nicht ganz jo bedenklich. Gr lautet: 
„Bean einer einen leihtjinnig ausgefprochenen Cid (Nedarim Batuiim) 
geleiftet Bat, und bies ihn reuet, weil er einfieht, daß er ſich ſelbſt verkleinere 
(Mitzaer), wenn er ben Gib geltend macht; oder daß für ihn etwas Neues 
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mehr vorhanden? Würden ſich Viele nicht ‚überreden, daß fie 
einen freiwilligen Eid geleiftet haben, und baß fie Davon durch 
drei Rabbiner entbunden werden können ? 

Neben Dielen mit Recht zu erhebenden Bedenklichkeiten fan: 
den fi auch Vorwürfe von bedeutenden Schriftftellern, Die in 
biejer Kategorie zu finden billig zu verwundern if. Man fand 
in den rabbiniſch officiellen Geboten, welche die Iſraeliten zu 
beobachten haben, ein bemitleidendwerthe Ungläd der Juden. 
Wird nım glei) die Zahl derjelben nach vielen Hunderten ge 
rechnet *), jo gibt doch das gewiß feinen Grund gegen die Auf- 
nahme der Juden in die ſtaatsbürgerliche Gemeinſchaft der 
chriſtlichen Staaten ab. Manche der für die ETörperlihen Ber: 
bältnifje der Iſraeliten beftimmten Gebote wären auch für andere 
Volksklaſſen fehr praftiih. Man werfe einen Blick in den pol: 
nifchen und iriſchen Schmutz, man ſehe füdeuropätfche und ſelbſt 
dentſche Haushaltungen der armen Klafje, ja man fteige noch 
etwa höher. hinauf: — eine ganze Reihe jüdiſcher Neinlichkeits- 
geſetze Durchgreifender Art könnten nicht ſchaden. — Den 
gegen die Emantipation erhobenen Bedenken ließ fih aber mit 
Recht entgegenftellen, Daß die Lehre, welche von einzelnen Rabbi: 
nern feitgehalten wurden, von der großen Mehrzahl der Siraeliten 
verworfen wurden. Gin weit verbreitetes Buch: J. Johlſon 
Die Lehre der Moſaiſchen Religion 3.9. Frankfurt 1829 enthält 
in Beziehung auf den Eid ganz andere Grundfähe, als Das 
Lehrbuch von Alex. Behr*), und im eilften Abfchnitt: „Won den 


entflanden in, welches zur Stunde des Eidſchwörens nicht in feiner Kenntnig 
war, fo wird ꝛc.“. Der Fall aber, wo Jemand zum Bid mit Unrecht genö- 
thigt wird ift zwar nicht erwähnt und darnach war in früherer Zeit von an- 
gefehenen Rabbinern der Sa ausgeſprochen, daß jeder Eid, zu welchem man 
genöthigt wurde, zum Voraus ungültig fei. vergl. Estor et Lotichius Diss. 
de Lubrico Jurisjurandi Judaeorum. Marp. 1746. 

*) 613 aus der Heiligen Schrift, bazu feit der Zerſtreuung unter ambere 
Bölfer noch 369 und unter diefen allein 248 nah ber Anzahl der Gliehber 
am menfchlichen Körper (Stern a. a. D. ©. 22, 121). 
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Bürgerpflichten” entwidelt es Anfichten, deren ſich Shriften nicht zu 
fchämen hatten. Ausdruͤcklich heißt esdort **): „Als umfer Vaterland 
erfennen wir ein jedes Land, worin wir geboren wurden, ober 
wo wir und niebergelaffen haben und wohnhaft find und unter 
deſſen Geſetzen wir Schuß und Sicherheit finden. Wir dürfen ımfern 
Brivatvortheil und Wohl unjerer eignen Familie von dem Wohl 
der großen Staatsfamilie nicht trennen, ſondern müſſen bei 
Geſetzen des Staates gemäß, dieſes unfer Vaterland mit unferem 
Dermögen und mit unferem Blut und Leben vertheibigen.“ 
Diefe Pflichten werden durch Bibelſtellen begründet ***) durch 
Anführungen aus dem Thalmud weiter bekräftigt ). An einer 
andern Stelle FF), wo die Frage aufgeworfen wird: „ob es er: 
faubt fei einen Nichtjuden zu beleidigen oder zu betrügen?“ 
beißt es: „Unſere Gefeßlehrer erklären einſtimmig, daß ein ſolcher 
Iſraelit nicht nur ausdrüdlich gegen die Geſetze Gottes ſündiget, 
fondern auch babei noch das unverzeihliche Verbrechen auf fich 
ladet, den beiligen Namen Gottes zu entweihen: indem er Dadurch 
feine Religion und feine Glaubensgenoſſen — in: den Augen an- 
derer Völker herabſetzt“. Dazu wird aus. dem Thalmub +FF) 
angeführt: „Jeder Iſraelit ift dem göttlichen Geſetze 
noh verbunden, diefenigen Menſchen aus jedem Volke, 
welche bie ſieben Noahittichen Gebote FFFF) befolgen, als jeine 


*%) Man ſehe 8. 97. 98. 99. 154. 
”) g. 232 fi. 
*#) Serem. 29, 5. 7. 40,9. 

1) Thalmud Berachoth 58: „Sieheft du einen König von einer andern 
Ration, fo fprich den Segen: Gelobt feift du Gwiger, unfer Gott, König der 
Belt! der du einem Menfchen etwas von deiner Majeftät mitgetheilt Haft.“ 
„Geſeze des Landes. — Staatsgeſetze — find zugleich Religionegeſehe 

ir) $. 215. 216. 217. 

tm) Tractat Gittin 61 wozu Maimonides von den Königen Abſchn. 10 
$. 12 verglichen wird. 
tt) Si der Abgötterei enthalten, Feine Gotteslaͤſteruug auszuitoßen 
kinen Nächften weber zu verwunden noch zu töbten, nicht zu fehlen und nicht 
ju betrügen, die Gerechtigkeit zu handhaben, ſich keineswegs Ehebruchs und 
Erſter Theil. 26 
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Brüder zu lieben, ihre Kranken zu bejuchen, ihre Todten zu 
begraben, ihre Armen und Rotbleideuden zu pflegen unb zu 
unterftäßen, wie die von Iſrael; und fo gibt es auch überhaupt 
feine Handlung der Menſchenliebe, Deren fich ein wahrer Iſraelit 
gegen bie Beobachter der Noahitiſchen Lehren entziehen Eönnte. ” 

Die Bundesverſammlung felbft erfannte auf Vortrag bes 
Frh. v. Wangenheim an, daß das Lehrbud von Johlſon den 
Gharacter und die Lehre des Judenthums aus den reinflen und 
zuverläffigften Quellen gejchöpft und getreu und ber ftrengfien 
Wahrheit gemäß bargeftellt habe und votirte dem Verfafler einen 
Dank für die Ueberreihung feines Lehrbuches *). 

Die von den Gegnern der Emancipation der Juden ange 
führten Bejchuldigungen der Lehre find demnach nicht zu rechtfer⸗ 
tigen. Jene oben angeführten Lehren aber find ald die Anlichten 
einzelner unverfländiger und beichränkter Eiferer anzufehen, deren 
ed auch bei den Ehriften und zwar in nicht geringer Anzahl von 
jeher gegeben hat, ohne daß man deßhalb dem Chriſtenthum 
sugerechnet hätte, was Iediglih Mißverſtand, Thorheit ober gar 
Heuchelei Einzelner verſchuldet. 

Eine andere Frage würde aber fein, ob nach dem damaligen 
moraliihen Buflande oder der Lehensgewohnheit der Juden eine 
Emancipation derfelben ſchon 1816 eintreten konnte ? Viele und 
große Beſchwerden find, und fehr oft mit voller Lirfache, 
jelbft von den Wohlwollendften in dieſer Beziehung gegen 
die Juden erhoben worden. Doch hat man fi dabei 
niht immer Har gemacht, daß die Urfachen tadelswerther 
Erſcheinungen fehr Häufig in der mangelhaften Staatögefeßgebung 
im Beſondern in der fehr troftlofen ſtaatswirthſchaftlichen Geſeß⸗ 
gebung, und vorzugsweiſe in dem Drud und in der Ungerechtig⸗ 
feit,die auf den Juden Iaftete, Ing. Wohl ift es gewiß, Daß 
eine Emancipation fämmtlicher Juden in Deutfhland ohne vor: 


einer Unkeuſchheit ſchuldig zu machen, nicht cher dom Sleiſch eines Thieres 
zu eſſen, bis dieſes wirklich todt iſt. |. F. 90. 
*) B. Br. 1824, 20. Siß. v. 24. Mai, 





403 


bergegangene Revifton der Bejeßgebung auf ftaatswirthichaftlichen 
Gebiete zum Theil ſehr böfe Folgen hätte haben können”). Aber 
die Schuld ſolcher Verzögerungen der nöthigen Neviltonen lag 
vorzugäweife in der mangelhaften Erkenntniß der wirthſchaft⸗ 
lihen Geſetze der Voͤlker Seitens der Regierungen: — die meiften 
derſelben wollten Einrichtungen feithalten, Die Durch Die Ente 
widelung der Juduſtrie, des Handels, ja felbit des Landbaues 
laͤngſt unbrauchbar und ſchaͤdlich geworden waren. Auch bie 
Volkswirthſchaftsgelehrten waren damals in Den traurigften Irr⸗ 
tbümern befangen. Konnten doch Damals noch die einfachiten 
Grundgefege der Bolfewirtbichaft, wie fie Adam Smith Iehrte, 
feitdem fundamental geworben, nicht zur rechten Geltung gelangen! 
Statt von Den Juden gu lernen, Daß die Afjociation bei Durdyweg 
andern Communicationdmitteln und Goncurtenzen mächtiger auf 
induftriellen Gebiete wirken mußte, als Die namentlich für eine 
ganz andere Arbeitätheilung berechneten alten Zünfte, bielt man 
die alten verrotteten Bünfte aufrecht, ja führte fie mit bejeitigter 
grembherrichaft wieder neu ein, und wo man ſie fallen ließ, jeßte 
man feine neue Ordnung an ihre Stelle. Enteder jollten die 
alten verrotteten Orduungen nad) ‚Anficht der Regierungen Der 
modernen wirtbichaftlichen Entwickelung ber Völker genügen nder 
gar fie ald Verderben dringend meiltern und auf andere Wege 
bringen; mitunter wurde nur einmal mit plumper Hand irgendivo 
jornig dreingeſchlagen. Oder bie Gentralifationswuth, das trau⸗ 
tige Etbtheil der bourboniſchen Könige Frankreichs **), nivellirte 
auch auf wirthſchaftlichem Gebiete jede Gliederung, wie ſie es 
auf ſiaͤndiſchem ebenfalls gethan, nicht nur etwa. ohne den wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſetzen nachzufommen, fondern mit unbegreiflicher 
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e) Wer ſich über dieſen Gegenſtand genau unterrichten will, vergleiche 
die dem preußiſchen vereinigten Landtag im Jahre 1847 vorgelegten grünb⸗ 
lichen Denkſchriften bei Bleich, der vereinigte Landtag ıc. S. 390 ff. 
e. 1853 $. 

*e; Nicht der Revolution von 1789, wie Tocqueville ſehr ſchoͤn nachge⸗ 


wieſen hat. oge 
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Thorheit fie verlekend und. m ihrer Anwendung vernichtend für 
den Wohlftand des Volkes machend. Kein Wunder: mit wenigen 
Ausnahmen waren die wirtbichaftlichen Verhaͤltniſſe der Voͤlker 
nur vom Standpunkte des Kammer: oder Tandeöherrlichen Ver⸗ 
mögen betrachtet worden, nur gefchüßt, wenn fie viel Geld in 
die Kaſſe brachten. 


Da war ed unvermeiblih, daß die auf wirtbichaftlichen 
Gebiete affociirten Juden in der Inbuftrte und im Handel die 
in den Zünften eingeengten oder bequem gewordenenen, bie ohne 
Zünfte vereinzelten, Die auf eigene immer ungenügenbe Kapitalien 
befchränkten -hriftlihen Mitbürger überflügelten, was um jo 
leichter zu erklären, da fich ber Jude wenige Beit zum Vergnügen 
gönnt und im Durchfchnitt weit mäßiger lebt — letzteres eine Mitgabe 
aus der Heimath, der warmen Zonel— als ber Ehrift der gemäßig- 
ten und fälteren Länder. Darüber wurde man nun überans 
zornig; man fchrieb den Juden zu, wad Schuld der Verhältaiffe 
war. Woher follte aber bei den Höfen und Bureaufraten Die 
Kenntniffe folder Verhältniffe fommen? Em Großherzog von 
Baden hatte zuleßt 15000 unerledigte, unerbrochene Eingaben 
von Behörden ıc. Liegen, ein König von Württemberg erlieh 
Verordnungen, die den Aderbauern ed faft unmöglich machten, 
in ber Nähe feiner Reſidenz ihre Felder zu düngen, 
in einem andern Lande war ben Bürgern verboten, mehr 
als zweimal wöchentlich Kaffee zu trinken, oder ed war gar, wie 
im Großherzogthum Naflau, eine allgemeine Gonceffion für die 
Stellung der Bullen im ganzen Lande einzelnen Perfonen ge 
geben! Wollen wir aber noch zwei bis drei Decennien weiter 
zurückgehen, fo erbliden wir ein großes Herzogthum, in welchem 
ein abliges medlenburgijched Fräulein als Maitrefle des Herzogs 
den Sigungen des Staatsminifteriums präfidirte*), oder einen 
König, der mit feiner Umgebung wegen ertheilter Maulfchellen 
auf Abrechnung fland. Woher aljo Kenntniß von Zuſtänden, 


*) Schloſſer Geſchichte bes 18. Jahrhunderte. 
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bie genau beachtet werben müfſen, weil fie fi) lange und 
unfcheinbar im Leben der Wölfer "worbereiten, und bie nicht 
mit Soldaten, SHofbeluftigungen, Waitrefien und der: 
gleichen zufammenhingen? Auch Die wohlmollenden, väterlidy 
beforgten Regenten jener Beit wirthſchafteten wohl ſparſam, in 
vielen Dingen gewiß fegensreich, aber doch oft zum Nachtheil 
ihrer Länder, weil fie fi) von dem Soldatenfpiel ſchwer los⸗ 
machen Tonnten, und fi), wie wir an anderer Stelle gezeigt 
haben *), durch demagogiſche Umtriebe zu einem bevormundenden 
Volizei-Negimente, welches da? größte Hinderniß’der wirtbichaft- 
lihen Entwidelung eines Volkes ift, verleiten ließen. 

Dieſes Alled muß man erwägen, wenn man die Verjuche 
damaliger, Zeit, welche auf gängliche ober theilweife Emancipa⸗ 
tion der Juden ging, ins Auge faßt. 

Deshalb iſt es ſehr anzuerkennen, daß die Bundesverfamm- 
lung den zum Theil gehäjfigen und ungeredhten Angriffen des 
‚franffurter Senats energiſch entgegengetreten, Daß fie jenes trau⸗ 
ige Schußbürgertbum bejeitigte, und mit einigen Ausnahmen 
die privatbürgerlichen Rechte der chriſtlichen Bevölkerung auch 
den Juden zukommen ließ. Nach damaligen Berhältnifien war 
für die Juden nicht mehr zu erreichen. — 

Hervorleuchtend ift hierbei das Verdienſt der Commiſſion, 
aber auch Defterreichd und Preußens, weldye fomweit nicht etwa 
andere von ihnen befämpfte Principien im Wege landen, wie 
z. B. die BVerbindlichfeiten aus der fogenaunten Zwiſchenherr⸗ 
haft, Die Nechte der Iſraeliten in Frankfurt lebhaft unter: 
ſtützten und dem Senat der freien Stadt Frankfurt zu wefent- 
lichen Gonceffionen veranlaßten. Es ift interejlant Die Rechte 
der Siraeliten in den deutichen Staaten vor dem jahre 1848 
zuvergleichen, deshalb haben wir im Anhang Diejes Bandes **) eine 
vergleichende Ueberſicht nach den einzelnen Staaten beigefügt. Lehr: 


*, Siehe oben ©. 91 fi. und Meine Geſchichte der politifchen Verfolgungen 
ic. Sranffurt 1860. a. v. O. 
“) Siehe Anhang 4. 
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reich ift e8, daß die Bundesperfammlung den frankfurter Juden 
Rechte einräumte, welche fie in vielen Staaten noch Iange ent- 
behren mußten und müfjen. 


Auch die Siraeliten in Bremen und Lübeck hatten fich bei 
der Bundesverfammlung befehwert; fie wurden aber kurz abge- 
wiefen, ihre Beſchwerden gelangten nur bis in die gejchriebenen 
Regiftraturen %. Sie find nicht wichtig genug bier vorgeführt 
zu werden. — Die Verhältniffe der Juden in Deutſchland im 
Allgemeinen zu orbnen, wurde zwar an der Bundesverfanmlung 
verjucht, kam aber zu keinem Biel **). 


*) Bertraulide Sigung vom 4 September 1820. Bericht v. Aretins. 
Bertraul. Sikung vom 12. Juli 1821. 

7) Die Wiener Minikerial» Eonferenzen beiten in der 33. Gonferem 
(1820) die JudensAngelegenheit an ben Bundestag verwielen. Metternich 
hatte damals den Antrag gemacht: „Die in den verfchiebeneu Bundesſtaaten 
beſtehenden Geſetze in Anfehung ber bürgerlichen Verbefferung der Juden zu 
fammeln und ale Grundlage zur ferneren Bearbeitung der Frage durch eine 
bieferhalb von der Bundesverfammlung zu ernennende Commiſſton zuſammenſtellen 
zu laſſen“. Die Commiſſton wurde zwar erwählt (B. Pr. 1821 €. 197. 
%ol. 569), allein fie Hat nie etwas von fi hören laſſen. — 
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Viertes Kapitel. 


Der Fortgang der Verhandlungen über die Angelegenheiten des Verkehrs 
and Handels in den dentſchen PYundeskanten am Yundestoge und bei den 
geheimen Miniferial-Lonferenzen zu Wien. (1813—1821). 


Wir nehmen num wieder den im zweiten Kapitel begonnenen 
Segenftand über Die Angelegenheiten bes freien Verkehrs und 
Handeld mit den nothwenbigften Lebensbedürfniſſen auf, Die 
troftlofen Abftimmungen, insbeſondere die Defterreihs (©. 212 ff.) 
liegen Teine großen Hoffnungen fallen. Aber die Angelegenheit 
war für dad materielle Wohl der Völker doch zu wichtig, um fie 
ohne Weiteres bei Seite jeßen zu Zönnen, und fo wurde dann 
in der 9. Sitzung vom 16. Februar 1318 das Protocol von 
Neuem eröffnet. Württemberg ſprach zuerft feine Anficht*), die 
es indefjen ſchon in der vertraulichen Sigung vom 41. Dechr. 1817 
vorläufig zur Kenntniß gebracht, aus. Anfnüpfend an den Be 
Ihluß, welchen wir oben (S. 213) mittheilten, erklärt ed, daß 
es Schon am 7. Auguft 1817 alle Befchränfungen der Verkehrs 
aufzuheben gejonnen gewejen fei, und den Zuſtand vor dem 
8. Novbr. 1816 Habe heritellen wollen, und daß es hiervon Die 
Minifterien in München, Carlsruhe und Darmftadt, ſowie Die 
Regierungen in Sigmaringen und Hechingen benachrichtigt habe. 
Allein dieſe Schritte hätten Die erwartete Wirkung nicht herbei 
geführt. Denn die baierifche Regierung habe ſich nicht bewegen 
laſſen, die Vorſchrift, nach welcher die Größe der Ausfuhrzölle 
von dem Steigen und Fallen der Fruchtpreife abhängig gemacht 
werde, zurüdzunehmen. Dieſe Vorjchrift ftehe aber nicht nur im 
Widerſpruch mit Dem 3, Artikel der in Vorſchlag gebrachten 


*, 9. Br, 1818. Fol. 62. 
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Uebereinfunft, ſondern wirfe auch befonders entichieden auf 
Württemberg. Es würde der wirklichen Uebereinkunft ſonſt wichts 
im Wege fteben. 

Baiern modificirte feine frühere Abftimmung dahin, daß es 
fi zum Beitritt zur Uebereinkunft unter der Bedingung bereit 
erklärte: daß alle deutfhen Bundesftaaten ohne Aus 
nahme wenigftens mit ihren beutfhen Ländern (fohin 
auch Oeſterreich mitden zumdeutſchen Bundegehörigen 
Provinzen) dem Vereine beitreten, und daß die 
Bundesſtaaten, welche nur mit einem Theile ihrer 
Länder zum deutſchen Bunde gehören, den Tranſit 
des ausländifhen Getreides auch durch ihre übrigen 
Länder, die nicht dem deutſchen Bunde einverleibt 
ſeien, ohne Beſchränkung frei geben würde. 

Hinſichtlich der von dem Steigen und Fallen des Getreide 
preiſes abhaͤngenden Zölle, wollte es ſich dazu verſtehen, daß der 
legte Tarif vom 23. September 1811 ohne weitere Abänderung 
und Steigerung, welche ſeitdem noch nachträglich angeordnet 
wurde, als feit und bleibend beibehalten werden ſolle. Das 
Mäßige biefer Zollerhebung falle von felbft auf und überliefere 
den überzeugendſten Beweis, wie ſchon Batern dem beabfichtigten 
Verein felbft ihre finanztellen und übrigen NRüdfichten zu opfern 
fi) beeifere. Doch meinte es jchließlich, Daß es ihm vorbehalten 
bleiben müfje, die Ausfuhr des Getreides in die Schweiz (in 
Folge der mit derfelben beftehenden Salzbandlungsverbindung) 
nad ihrem Ermeſſen unbejchränft reguliren zu koͤnnen. — 

Das Königreich Sachſen fand großes Bedenken bei dem 
Vorſchlage, Daß unter der allgemeinen Freiheit des Handels mit 
Getreide und Schlachtvieh zwilchen den Bundesftanten eine Bes 
freiung von den gewöhnlichen gleichbleibenden Ausfuhrzöllen nicht 
begriffen et, dieſe Zölle aber auch von dem Steigen und Fallen 
ber Sruchtpreife nicht abhängig gemacht werben follten, und trug 
auf einen ganz freien Verkehr mit Lebensbebürfniffen zwiſchen 
den Bundesſtaaten, ohne Anlegung von Ausfuhrzöllen an. 
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Uebrigens inhärirte es feine frühere Abſtimmung und den bereits 
gefaßten Beichluß. | 


Hanover erflärte: 
„Hannover, Das von jeher die Freiheit: dieſes Verkehrs bei 


ſich moͤglichſt begünftigt hat, wird gerne die Hände zu einer all- 
gemeinen Bereinbarung. über dieſen gemeinwichtigen Gegenftand, 
auf den in der 48. Sißung von 1817 in Vorſchlag gebrachten 
Fuß, bieten: doch nur, fofern 


1. 


2. 


diefe Vereinbarung allgemein für alle Bundesftaaten unter 
einander gleichförmig abgefchloffen wird; 

der Handel mit dem Auslande‘, ed fei zur See oder zu 
Lande, ſowohl was jeine Befreiung als feine Beſchraͤnkung 
betrifft, nach wie vor der freien Dispofition, infonderheit 
den an der Grenze liegenden Bundesftaaten, ausdrücklich 
überlaffen bleibt, mithin feinen Gegenftand der Verein: 
barung ausmacht; 


. der Ausfuhr und der Tranfito nach einem jeden der Bundes⸗ 


ftaaten gegenfeitig mit Feinen mit dem Preife der Lebens: 
mittel fteigenden Böllen belegt, nicht an befonbere Com⸗ 
merzialrouten gebunden, oder auf gewiſſe Ouantitäten be 
ſchraͤnkt wird, wo Hingegen 


. 8 nicht als Berlekung des Vertrags angefehen werben, 


noch eine Beſchwerde bei der Bundesverfammlung veran- 
Iaffen fann, wenn ein Staat in eben dem Maaße Eſſito⸗ 
oder Tranfito:Zölle gegen einen andern Bundesſtaat er: 
hebt oder erhöht, oder Beichränfungen der Ausfuhr eintreten 
läßt, in welchem dieſen in dem Verhältniffe zu ihm oder zu 
andern Bundesflanten dieſe Zölle beftehen laͤßt, einführt 
ober erhöht, oder Beſchraͤnkungen der Ausfuhr verfügt. — 
Sollte eine ſolche allgemeine Vereinbarung auf dieſe Be 
dingungen fich nicht erreichen laſſen, ſo wird Hannover 
nad) wie vor gerne die Hände zu befondern Verträgen mit 
dazu geeigneten und geneigten Bundesftaaten bieten, woran 
jedoch Die Verhandlungen Fein Gegenftand ber Berathungen 
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am Bundestage zu fein fcheinen, ob es gleich wimſchens⸗ 
werth wäre, wenn die Anmwejenbeit ber Gefandten der ver: 
ſchiedenen Bundesftaaten Die Gelegenheit zu folchen befonderen 

Vereinbarungen am Sige des Bundestags befördern koͤnnte“. 

Baden, trat der vorgefchlagenen Uebereintunft ihrem ganzen 
Inhalte nach bei, bemerkte jebod, daß von dem auswärtigen 
Landhandel daſſelbe zu gelten haben werbe, wad nad) 6 
vom Seehandel gelten follte, nnd brachte Den Bufag in 
Vorſchlag 

„daß ſaͤmmtliche Bundesſtaaten auf jede Maaßregel, 
welche auf indirectem Wege die Freiheit des Getreide⸗ 
verkehrs ftören, und den Zweck der zu treffenden Ueber⸗ 
einfunft vereiteln würde, namentlich auf die Beſchränkung 
der Ausfuhr auf einzelne Punkte, oder anf gewiſſe 
Duantitäten gegenfeitig Verzicht leiſten“. 

Die großherzoglich und herzoglich ſaächſiſchen Häuſer ſchloſſen 
ſich an die nachträglich aufgeſtellten Grundſaͤtze bereitwillig 
an, weil fie alle zu befördern beabfichtigten, was zu einer 
gemeinfamen Uebereinfunft führen Fönne, 


Medlendurg- Schwerin und Medlenburg-Streliß erflärten 
ſich mit den aufgeftellten ſechs Punkten vollkommen einverftanden, 
um foldye ald Normen anzunehmen, auf beren Grundlage bie 
Uebereinfunft, entweder mittelft eine8 zu fallenden gemeinſamen 
Beſchluſſes, oder jonft Durch das bejondere gegenfeitige Einver- 
ſtaͤndniß derjenigen Bundesftaaten, die fich für ben freien Ver⸗ 
fehr erklärten, nun, obne längern Verzug, au Stande gebracht 
werden möge. 


Am Schluffe wird bemerkt: der Durchgang des Getreides 
von einem Bunbesftaate zum andern, werde weber durch Verbote, 
noch durch ungewöhnlich erhöhte oder fleigende Zölle, au in 
ſolchen deutſchen Staaten immer nicht geftört werben bürfen, 
welche jelöft dem, von den übrigen beichloifenen, freien Berfehr 
der Lebendmittel nicht beitreten wollten. 
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Oldenburg, Anbalt und Schwarzburg ſchloſſen fich ber 
Hannoͤverſchen Erklärung an. 

Die 16. Curie trat der Maforität bei, und wünfchte bie 
baldigſte, vollftändige Uebereinkunft über dieſen Gegenſtand; vor- 
behaltlich jedoch der Retorſion, im Falle einzelne Staaten Ex⸗ 
portationsabgaben erheben ſollten. 

Die freien Städte erklaͤrten ihre Bereitwilligkeit an ben 
vorgeſchlagenen 6 Punkten fowohl, als an einer jeden, auch be 
ihränkten Bereinigung über dieſen Gegenftand Theil zu nehmen, 
welhe die Begünftigung bes freien Verkehrs zum Zweck babe. 

Daͤnemark äußerte feine Bereitwilligfeit, die erwähnten jechs 
Punkte als Grundlage einer zu treffenden allgemeinen Verein⸗ 
karıng ber deutſchen Bundesſtaaten anzunehmen, wobei es fich 
jedoch von ſelbſt verftehe, dab die Bundesmitglieber für ihre, 
nicht zum Bunde gehörenden Staaten Feine Verpflichtung über- 
nehmen Fönnten, die irgend einen Bezug auf Diefen Gegenfland 
babe, der nur die Bundesſtaaten jelbft beireffe. 

Preußen fprach ſich dahin aus: 
biepreußifheRegierung feiimmer überzeugtgeweſen, 
daß der freie Verkehr unter allen Bundesſtaaten, 
und die Aufhebung Der Fruchtſperre, im Innern 
Deutfhlands, dem Geiſte der Bundesacte ange> 
meifen, und den Örundfägen einer liberalen Ber- 
waltung vollfommen entſprechend fei. 

Sie habe in diefer Hinficht, unaufgefordert, ihre Ueber: 
jeugung Durch das gute Beiſpiel beftätigt, daß fie jchon während 
bed vorjährigen Nothſtandes die Sperre nur ald Repreflalie 
gegen ſolche Staaten, welche ſich gegen fie zu ähnlichen Maaß⸗ 
vegeln veranlaßt geglaubt hätten, verfügt habe — und fie habe 
daber auch Teinen Anfland genommen, die Geſandtſchaft zu er- 
maͤchtigen, ſchon in der AO. .vorjährigen Sikung, dem in ber 
32. Sikung in Antrag gelommenen Commiſſionsvorſchlage, wegen 
einer unter allen Bundesſtaaten, zu ſchließenden allgemeinen 
Uebereintunft über Die Freiheit bes Verkehrs mit Lebensmitteln, 
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unbedingt mit dem Wunfche beizutreten, daß man fi) aud noch 
beſonders in Betreff der hohen Ausfuhrzöle und Mauthen, Die 
einem Verbote gleich kaͤmen, über billige Örundfäge vereinigen wollen. 

Die Geſandtſchaft fei nun, in Folge des zulekt in der 43. 
Sitzung genommenen Befchluffes: 

„daß man über die ſechs Punkte, die zuerft diefer allgemeinen 

Uebereinfunft zum Grunde zu legen fein würden, entfcheibende 

Inſtruction einholen wolle” 

wiederholt augewiefen, unter Vorausſetzung ber Beiſtimmung ber 
übrigen Bunbesftaaten, mit Bezug auf das ſchon früher abgelegte 
Botum, die Beifällige Erklärung ihres allerhöchften Hofes in der 
Art zu beftätigen, daß, 

ba nach dem bereits beftinmt zu erkennen gegebenen Wunſche, 

einer folchen allgemeinen Bereinigung über jene ſechs Punfte, 

die baldige Befeitigung der noch vorliegenden Schwierigkeiten 
zu erwarten fei, auch die preußifche Regierung ihre Mit 
wirkung zu dieſem Bwede, in fo fern e8 deshalb auf fie an- 

Eoınme, nach Thunlichkeit verfichern wolle. 

Großherzogthum Heſſen erflärte: 

Obgleich man diesſeits fortdauernd überzeugt ſei, daß Faͤlle ber 
Noth eintreten koönnten, wo eine Regierung die Subſiſtenz ihrer 
Unterthanen von dem gewöhnliihen Gange bes Handels nicht 
mehr abhängen Lafjen dürfe, jo babe der großherzoglide Hof 
fih dennoch entfehloffen, den unterm 14. Juli 1817 vorgelegten 
Entwurf einer Uebereinktunft unter den alleinigen Einfchränkungen 
beizutreten: 

1. daß man ber Veſchrankung der Ausfuhr einer oder der 
andern Gattung der genannten Lebensbedfirfniffe auf be- 
fondern Handelsſtraßen, oder gewilfe Duantitäten, fo wie 
auch wandelbare Zölle, als der Webereinfunft zu wider: 
laufend betrachte, und fi Die Retorfion vorbehalte, gegen 
diefenigen Bundesftaaten, welche die Ausfuhr überhaupt 
durch Zölle erjchwerten. 

2. Könne man den Wunſch nicht unterbrüden, Daß diejenigen 
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Bundeöglieder, -melche zugleich Beherrſcher auswaͤrtiger 
Staaten ſeien, ſich beſtimmt finden moͤchten, deu freien 
Tranſit des ausländiichen Getreides auch Durch dieſe nicht 
zum beutjchen Bunbe gehörige Staaten zu geftatten, 

3. Möchte in der Uebereinkunft noch beftimmter auszudrücken 
fein, Daß der Handel mit dem Auslanbe ber - freien Dispo⸗ 
fition einer jeden Regierung übertafje en bleibe, zu Land 
wie zur See. 

Niederlande trat ben ſechs Bunften unter ber Beſchraͤnkung 
bei, daß es rüdfichttich des Hornviehs für Luxemburg bei den 
frübern Probibitio-Maaßregeln fein Bewenden behalte. _ 

Sn der 37. Sitzung vom 9. Juli 1818*), erflärte fi 
Defterreich dahin, Daß der Antrag des würtembergiihen Hofes 
von ſaͤmmtlichen deutfchen Regierungen ald ein achtenöwerther 
Beweis aufgenommen worben jei, wie jebr man beablichtige, Daß 
das gemeinfame, alle Deutfchen Staaten vereinigende Band, fich 
zugleich auch wohlthätig für das. individuelle Wahl der einzelnen 
Gebiete bewähren folle. . 

Die dadurch veranlaßten Commiſſionsberathuugen „ſo wie 
mehrere darüber erfolgten Abſtimmungen athmeten einen gleichen 
Geiſt, und beruhten auf der ſchon in dex Erkenntniß wohlthaͤtigen — 
nie genug zu würdigenden — Wahrheit, daß Deutſchland in feiner 
Geſammtheit nur. Durch ganz außerordentliche Glementarzufälle 
in einen Zuſtand allgemeiner Noth hinſichtlich der erſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe verfetzt werden Tönne, wenn alle deutſchen Staaten ſich 
auch in dieſem Sinne und nach den Andeutungen des Art. 19 
der Bundesacte als ein für gemeinſames Wohl und Sicherheit 
vereintes Ganzes anjähen. 

Bei dieſem unverkennbarem genauem Zuſammenhange, bei 
dieſer gleichſam bedingten Wohlfahrt der einzelnen deutſchen 
Gebiete, durch gleiche Umfaſſung des Ganzen, ſcheine auch 
Sr. Majeſtaͤt eine gemeinſame Berathung in dieſer Beziehung 


*) B. Pr. 1818. 8. 165. Fol. 375. 
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geeignet zu fein, um eine ebenſo für:dte einzelnen Staaten, als 
für die Gefammtheit wohlthätige Anordnung, in Art einer freund: 
ſchaftlichen Mebereinkunft, zu bewirken. Sei feine folche Lieber: 
einfunft zu erzielen, jo ſei die wohlgemelnte Abficht nur durch 
Separatconventionen erreichbar, und alfo biefen vorbehalten. 
Nach den vorliegenden Abftimmungen trete aber die koͤniglich 
baterifche Regierung in drei wejentlichen Punkten dem in der 
43. Sitzung vom 14. Juli 1817 zur Snftructiondeinholnng vor: 
Behaltenen Entwurf einer Uebereinkunft nicht bei. Es werde 
namlich 
1. anftatt der alldort Begutachteten unwandelbaren Unab- 
hängigfeit der Ausfuhrzölle, vom Steigen umd Zallen ber 
Fruchtpreiſe, dieſes mit dem koniglich baierlichen Mauth⸗ 
ſyſtem als unvereinbar erkannt, und ſich nur zu einem be 
| dingten Maximum verftanben; 

2. ferner, während bie Beibehaltung der gewöhnlichen Durch⸗ 
gangögebühren im Allgemeinen für das blos durchgehende 
Getreide im Sonventiondentwurfe begutarhtet werde, glaube 
die Königlich baieriſche Regierung, daß diejenigen Bundes: 
ftaaten, welche nur mit einem Theile ihrer Länder zum 
beutfchen Bunde gehören, ‚grade für dieſe Gebiete ben 

. Tranfito ohne Beichränkung frei geben follten, und endlich 

3. während, gemäß dem in Antrag gebrachten Entwurfe, der 

- Beitritt der nicht zum deutſchen Bunbe gehörenden Staaten 
eine Bundes: Mitglieds als nicht erforberlih angefehen 
werde, und überhaupt der Handel mit dem Auslande gar 
feinen Gegenſtand dieſer Gonvention ausmachen folle, baber 
die Königl. Baieriſche Abſtimmung felbige auch auf Die 
nicht deutfchen Gebiete und. Reihe von Bundesregierungen 
jo aus, daß deren Aufnahme, wenigftend in Beziehung auf 
den angeführten Tranfito,, als unerläßliche Bedingung des 
Baieriſchen Zutritts angejehen werde. 
Unter diefen Umfländen, und da man es allerdinga 
einer jeden deutjhen Regierung, und aljo aud der 
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lönigl. baierijchen, inbivinuellen eigenen Würdigung 
überfajfen mäſſe, ob und unter welchen Vorans— 
jegungen dieſelbe eine ſolche Uebereinkunft den be 
jonderen Verhältniſſen und der Ipeciellen Wohl- 
fahrt ihres Gebiets entſprechend finde, Da ferner 
auch ſelbſt Bei einer ganz verfhiedenen Anſicht über 
dbiefe wahre NationalsAngelegenheit, wodurd man 
eine wohltbätige Vereinigung der verſchiedenen 
deutfhen Staaten beabfihtiget, dennoch gewiß jede 
deutſche Regierung weit entfernt ſei, den entſchei— 
benden Standpunkt zu verkennen, worauf fich eines 
einzelnen Landes eigene Regierung in foldsartigen 
Landespolizeis®erhältniffen befinde, könnte man fich 
kaiſerlich SÖfterreichifcher Seits dermalen darauf beichränfen, 
auch die abweichendften, mit Umſicht und Unbefangenheit vorge 
tragenen Anfichten zu ehren, übrigens aber dieſer Geſchaͤftslage 
ben vorliegenden Gegenftand nur befondern Gonventionen vor⸗ 
behalten zu betrachten. Man Eönnte aljo eine weitere Bundes: 
tagsberatbung bis zu dem Beitpunfte ausgejeßt anfehen, wo 
zugleich aud etwa bie jeßt noch beſtehenden abweichenden 
Interefjen ſich genährt haben dürften; gleichwohl ſehe man fich 
veranlaßt in Erwiderung einiger von baierifher Seite aufges 
Rellten Behauptungen ſich über Die in Oeſterreich rüdfichtlich 
des Handeld mit den nothwendigften Lebendbedürfnifien be⸗ 
ſtehenden Drbnungen etwas näher zu verbreiten”. 

Nachdem der öfterreichiiche Geſandte dieſe Verhältniffe aus- 
einandergejegt und nachzuweiſen verfucht hatte, Daß in ber öfter 
reichiſchen Monarchie der Handel und Verkehr mit den noth 
wendigften Lebensbedürfniſſen Teinerlei beſchwerenden Beichrän- 
kungen unterworfen, und daß namentlich gegen Das Ausland nur 
bie alten niedrigen Ausgangszölle beibehalten worden feien, ſchloß 
er mit den Worten: „Man wünfjche übrigens vereint mit ben 
gleiche Anſichten ausfprechenden deutichen Regierungen, daß es 
der Zukunft vorbehalten fein möchte, fich auch in biefem wichtigen 
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Punkte über gemeinfame Grundſätze zu einigen, und fo andy in 
biefer, das Individuelle Wohl der einzelnen Bundesſtaaten eben 
fo ſehr als jenes der Geſammtheit betreffenden Angelegenheit, 
den wahrbaften Nationalfinn zu bewähren, welder allein ben 
großen deutſchen Staatenverein in feiner Kraft und Würde zu 
erhalten vermöge. Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreid 
bebauerten Daher aufrichtigft, wen bie Berathungen über Diefe für 
die einzelnen Staaten und für die Geſammtheit jo wichtige Ans 
gelegenheit vermalen nach zu Feiner gemeinnüßigen Verabrebung 
führten, nährten jedoch die Hoffnung, daß nach mehreren etwa 
jebt noch zwedinäßig fcheinenden vorläufigen Grörterungen, dem⸗ 
nächft diefer Gegenftand wieder in erneuerte Anregung gebracht 
werden und fodann die Verhandlungen ein angemeſſenes gemeins 
james Refultat haben möchten”. — 

Die für Defterreih und andre Länder bei Abjchluß des 
projectirten Vertrags eintretenden Schwierigkeiten Tonnten freilich 
nicht anerfannt werben, aber die jpätere Beit hat bewiejen, wie 
fie bei ernftem Willen doch zu bejeitigen waren. Bei den biöher 
betrachteten Verhandlungen ift ed aber nur. zu offenbar, daß ein 
ernfter. Wille bei Baiern und Defterreich nicht vorhanden war, 
daß alles nur auf eine Hinzögerung binauslief. Grunbfäße, wie 
fle Defterreih in jeiner Abftimmung ausfprady (S. 213. 414.), 
würden, wenn fpäter feſtgehalten, eine Zollvereinigung niemals 
haben zu Stande fommen lajjen. 

Noch lange nach der Zeit der Mißernte zeigten ſich die 
Folgen einer die erſten Grundſaͤtze des Verkehrs mißkennenden 
Handels⸗ und Verkehrs⸗Politik der deutſchen Staaten. Wenn 
wir hier auf dieſe Verhaͤltniſſe auch nicht näher eingehen koͤnnen, 
jo wollen wir doch an einem Beiſpiele die verkehrten volfswirth- 
Ichaftlihen Grundfäße damaliger Zeit beleuchten. Man nahm 
damals und nimmt noch heute vielfach — wenn auch irrig — 
an, daß Kurheffen fo viel an Früchten erziele, als es zur Con⸗ 
ſumtion gebrauche, man glaubte, ja man glaubt noch heute von 
manchen jonft intelligenten Seiten, Daß die früheren Fruchtböden 
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jeden durch Mißernte eintretenden Ausfall erfegen koönnten, wenn 
nur in ſolchen Zeiten keine Ausfuhr Statt finde, man nahm und 
nimmt an, daß der Staat am beften für das Volkswohl vie 
Fruchtböden verwalte. Nun, wir wollen für Letzter— es ein Bei⸗ 
ſpiel aus jener Zeit anführen. 

Die kurheſſiſche Staatsregierung hatte durch Rothſchild 
Früchte von der Oſtſee kommen laſſen. Daſſelbe kam, wie auch 
das in Süddeutſchland der Fall war, zu ſpät an, um der Noth 
abzubelfen. Die Breife der Früchte ſanken fchnell und nach⸗ 
Baltig. Der Preid der ruht war gegen Die Mitte des 
Monats Auguft 1817 überall im Lande 7 Thlr. für das kaſſeler 
Biertel *) zu haben. Aber die Fruchtböden follten den Schaden 
nicht tragen, und fo wurde den kaſſeler Bädern bei Kaftellfixafe _ 
auferlegt **), wöchentlich eine gewiſſe Menge Oftjeeforn zu 
12 Thlr. 2 Gr. für das kaſſeler Viertel von den herrichaftlichen 
Böden zu nehmen. Da nun zu jener Zeit die bis dahin unent- 
geltlichen und wohlfeileren Brobdvertheilungen plötzlich aufbörten, 
fo fam gerade das Entgegengefehte von dem zum Vorſchein, 
was man nach der befeitigten Gefahr einerneuen Mißernte und dem. 
Eingang einer guten Ernte hätte erwarten follen. Während der 
Mißernte Fofteten 22 Loth Roggenbrod in Kaffel einen Albus 
(9 Pfennige Sour), mit dem auf den herrfchaftlichen Böden 
angelangten Oftfeegetreide fofteten 19 Loth eben fo viel; nach dem 
Marktpreife im ganzen Lande hätten aber für einen Albus 35 
Loth Brod gegeben werben müflen.— Daſſelbe gefchah, oder Doh _ 
ähnliches in vielen andern Ländern. Als in Württemberg bie 
Theuerungs⸗Commiſſion fich auflöfte, zeigte der Präfident v. 
Malchus dem König unter dem 23. Februar 1818 an, daß fi 
für den Staat ein Schaben von 1,816,255 Gulden bei dem 
Setreidehandel berausgeftellt habe; — die preußifche Mheinpros 
vinz hatte aͤhnliche Erfahrungen zu machen gehabt. 


*) 1 Kafieler Viertel — 8085 Pariſer Kubikzoll — 2,917 preußiſche 
Scheffel. 
A, Augsb. Zeitung 1817 Nr. 239, 
Erſter Theil. 27 
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Während der am Bundestage geführten Verhandlungen 
hatte Preußen raſtlos diefenigen Reformen in feiner Verwaltung 
vorbereitet, welche mit dem Mangel einer reichsjtändiichen Ber: 
faſſung ausföhnen follten. In erfter Linie ftanden Die Beftre 
"dungen auf finanziellen und flaatswirthichaftlichem Gebiete, 
darumter die neue Gefeßgebung in Zoll⸗ und Handelsſachen. 
Troß aller Schwierigkeiten, die in den verwidelten Verhaͤltniſſen 
lagen und die ein fo ſchwieriger Gegenſtand theoretiſch wie practiid 
bildet, erſchien am 26. Mai 1818 das Geſetz über den Zoll und 
ber Verbrauchsfteuer von ausländiihen Waaren und tiber deu 
Verkehr zwiſchen den Provinzen Des Staates*). Gr bob bie 
Binnenzölle auf, erfannte bie Hanbelsfreiheit als Princip an, 
figirte das Maximum der Conſumtion aus dem Auslande ein- 
gehender Manufacur und Fabrikwaaren ımd jebte Dabei bie 
Erhebung der Gefälle nah Gewicht, Maaß und Städzahl feſt. 
Wenngleich fich nicht leugnen ließ, Daß in der neuen Gejeßgebung 
ein wefentlicher Fortjchritt zu Liberalen Grundjäßen der Finanz 
und Handelspolitik ftattfand, fo wurbe es den deutfchen Nach— 
barftaaten doch ſehr Läftig, weil die ſehr firenge, aber durchaus 
nothwendige Grenzbewachung den bisherigen Handel und Wandel 
zwiſchen Preußen und den angränzenden Staaten ‚in empfindlicyfter 
Weiſe ftörte, und eine Reihe jchwerer Bedrängnifle für Einzelne 
berbetführte. Nur Wenige ſahen ein, daß mit der neuen preußis 
Sehen Gejebgebung gerade ein Uebergang von dem alten, dem 
Volkswohlſtande jo jehr IHädlichen Prohibitivſyſtem Tag **). Die 
preußiſche Staatszeitung gab fich vergebene Mühe die Teitenden 
Grundſaͤtze der preußiſchen Regierung als wohlthätig für 


‚9% Man vergleiche Dieterici, Der Volkswohlſtand im preußifcChen Staate. 
Berlin 1846 ©. 61 fi. Hier finden fi die höchſt intereffanten Nachrichten 
über die Schwierigkeiten bei Vorbereitung bes Geſetzes vom 26. Mai 1818. 
Wir müflen uns verfagen an biefem Orte näher wie wohl fenft wünſchens⸗ 
werth wäre, hierauf einzugehen. | 
**) Dönniges, Das Syſtem bes freien Handels und ber Schutzzölle mit 
mit vorzüglicer Nüdfiht auf den beutfchen Zollverein. Berlin 1847. S. 114 ff. 
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Deutfchland barzuftellen . Nur einzelne Kleine Staaten in 
Thüringen ſchloſſen ſich dem preußiſchen Syſtem an, zuerft 
Schwarzburg⸗Sondershauſen mit der ſog. Unterherrſchaft **) 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt erſt 1822, Weimar 1823 u. ſ. w. 
Anhalt⸗Deſſau und Anhalt⸗Köthen erſt 1828. Mit Köthen ent⸗ 
ſpann ſich aber ein ſehr verdrießlicher Streit, der zu langen 
Verhandlungen vom Bundestage führte »**). Erſt durch die 
Vertraͤge mit Darmſtadt FT), und Kurheſſen FF) wurde die Tren⸗ 
nung des preußifchen Staates, der öftliche und weitliche Zollverband 
bejeitigt und ein Zollfyftem für Die Monarchie hergeftellt! So langfam 
reifte die Erkenntniß der deutſchen Regterungen auf volkswirthſchaft⸗ 


Ithem Gebiete. Der wahre Geſichtspunet, aus welchem nah 


damaliger Sachlage das neue preußifche Gejeg im deutſchen 
Intereſſe betrachtet werden mußte, wäre geweſen, daß alle 
größeren europäifchen Staaten von der Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr Abgaben erhoben, und daß fie e8 in ihrer Gewalt 


hatten, einige Handeldzweige vorzüglich zu belaften und zit bee 


ſchränken. Sie mochten Recht oder Unrecht dabei haben, Daß fie 
Hand an den Handel Tegten und feinen natürlichen Lauf nad 
ihrer Abficht zu lenken trachteten; immer mußte derjenige Staat 
ſchwach und wehrlos gegen feinen Nachbar erjcheinen, der diefem 
allgemeinen Syſteme nicht beitrat, und ſich Die Möglichkeit nicht 
erhielt, Freiheit und Zwang zu erwidern. Mögen auch Reprefſa⸗ 
tion ſehr oft demjenigen mehr ſchaden, der fie ausübt, als dem, 
gegen den fie gerichtet find, felbfifländtge Staaten Tönnen gleich⸗ 
wohl dieſer Waffe nicht entbehren. Abgaben von der Berzehrung 
und dem Berbraudye inländischer Erzeugnifie koͤnnen nicht beftehen, 


ohne Mittel die Zufuhr ähnlicher Waaren vom Auslande ber - 


gleihmäßig zu befteuern. Wer das Salz, den Branntwein, deu 


*) Etaatzeitung 1819. Januar. 
8) Vertrag vom 25. October 1819. 
96%) fiche weiter unten. 
+) 14. 28. Febr. 8. März 1828. 
tm) 3. Ang. 1881. 
27* 
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Tabak, die das Rand. erzeugt, befteuern will, muß wenigftens bie 
gleiche Abgabe au von dem Salze, Brauntweln und Tabak 
erheben, die vom Auslande eingeben. 

Endlich aber ift, abgefehen von jedem Bedürfniſſe der innern 
Verwaltung die Veftenerung des Handeld mit dem Auslande 
überall eine bedeutende Hülfäquelle für die Finanzen, Keine 
biejer drei Beziehungen darf überſehen oder einjeitig berborge- 
hoben werden, wenn e8 darauf ankommt, Steuerfyfteme für den 
äußern Handel richtig zu würdigen. Die Kraft aller diefer Sys 
fteme beruht darauf, daß der Handel auf möglichft wenigen 
Punkten in möglihft großer Maſſen vereinigt ſei. Beifpiele 
lagen Damals gewiß in Hinreichender Menge und von großem 
Gewichte vor. Es gab Fänder, in welchen durch die Ratur ſelbſt 
aller Kleinhandel mit dem Auslande damals unmoͤglich gemacht 
war. Die nordamerifanifchen Freiftaaten grenzten damals auf 
der Randfeite nur an weite Eindden, durch Die noch Feine Han 
delsſtraße führte; ihre Küften umgab das offene Weltmeer, nur 
. befahrbar mit großen Schiffen, welche damals fo tief im Waſſer 
gingen, daß fie nur auf wenig Puncten den befannten Häfen 
und Anferpläßen fich gefahrlos dem Lande nähern konnten. In 
Folge diefer Lage konnte Norbamerifa Zölle von zwanzig, dreibig 
und mehr Brocenten mit großer Leichtigfeit und Sicherheit 
erheben. Es bezog davon jährlich tie ungeheure Summe von 
36 Millionen Thaler, womit ed, ohne andere Abgabe, feine 
ſämmtlichen Verwaltungstoften beftreiten, feine Schulden ver: 
zinfen und abbezahlen, feine Häfen befeftigen, Kriegsjchiffe bauen 
und große Nationalwerfe ausführen konnte. Großbrittanniens 
Lage war damals nur inſofern minder günftig, als es auch mit 
kleinen Fahrzeugen von der niederlaͤndiſchen und franzöfifchen 
Küfte erreicht werden konnte. Dieſer Küftenverkehr, abhängig 
von jedem Wechſel der Witterung, würde ſich ftetd auf Kleinig- 
Teiten bejchränft haben, die der Gunft des Augenblidd anvertraut 
werben konnten, wenn Die ungeheuern englijchen Ginfuhrabgaben, 
die bei weitem zum Beifpiel häufig den ganzen Einfaufspreis über: 
fliegen, nich tjo reichlich Die@efahr und Koften des Schleichhandels 
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gelohnt hätten. Landgrenzen Tießen damals bei dem Mangel der 
Gifenbabnen im Ganzen die Möglichkeit einer größeren Splitte⸗ 
rung des Verkehrs zu, doch auch in ſehr verſchiedenem Verhaͤlt⸗ 
nie Sehr viele Handelsartikel vertrugen Landfracht nur auf 
kurze Streden und mußten nothwendig den Flüſſen folgen, wenn 
fie aus beträchtlichen Entfernungen herbeigeführt werden jollten. 
In ſchwach bebauten Ländern lagen Die großen SHeerftraßen, 
worauf allein das fchwere Frachtfuhrwerk in allen Jahreszeiten 
ficher fortlommen konnte, weit auseinander. Gebirge boten nur 
fparfam an einzelnen Stellen Päſſe bar, durch welche 
Handelsſtraßen angelegt werden fonnten. Nachbarn, welche ftrenge 
Zollſyſteme hatten, öffneten ihre Grenzen dem Handel nur auf 
wenigen Puncten, 

Vornehmlich aber lag es damals in der Natur des Handels . 
ſjelbſt, daß er überall fih auf großen Märkten zu vereinigen 
fuchte, wo der Zufammenfluß der Käufer, der Umfang und Die 
Mamnigfaltigkeit der Waarenlager und die Größe der in den 
. Handel gebradhten Kapitale eine Sicherheit, Wohlfeilheit und 
Lebendigkeit ded Handel und eine Vollfommenheit aller Anftalten 
zu feiner Erleichterung erzeugte, von der man im Stleinbandel 
feinen Begriff hatte. Gin größerer Staat konnte viel thun, um 
dem Handel dieſen Character zu erhalten. Zunaͤchſt und vor 
Allem durch eine hohe Sicherheit und Freiheit der Perſonen 
und des Eigenthums; nur da, wo diefe Sicherheit und Freiheit 
beftebt, ift das Vaterland des Kapitaliften. Sodann durch Er⸗ 
wedung eined großen und edlen Geiſtes in den Taufmännijchen 
Eorporationen; die Geldmacht muß ihren natürlichen Rang nicht 
erichleichen und erbetteln, denn das macht jchlau und troßig, 
nicht Hug und muthig. Endlich durch große Nationalwerke für 
die Commnnication aus einer umfaflenden Anſicht entworfen, 
burdhgeführt mit wahrem praftifchen Geifte, und gepflegt mit Ge⸗ 
meinfinn und Ausdauer. Man fol hier rechnen, aber nicht wie der 
Nomade, der die Saat ausgräbt, um fie aufzuefien, weil er die 
Grute nicht erwarten kann. Der Handel ſucht ſich der Beſteue⸗ 
rung durch Zerfplitterung zu entziehen, fobald er den Vortheil 
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ter Vereinigung zu theuer erfaufen muß. Aus den Niederlagen 
wird ein Winkelkram, aus den reichen Läben Haufirer, aus den 
Frachtfuhren Packtraͤger. Wer nur Durch Auffiht zu fleuern 
weiß, ift genöthigt, fie in gleichem Maaß zu zerfplittern, wodurch 
zufeßt Alles unüberſehbar wird. Wer zum Schleichhändler, 
Padträger und Hauſtrer aufgezogen tft, hat felten mehr Neigung 
und Kraft, ein beſſeres Gewerbe zu ergreifen. Dieſe Lotterie 
mit ihren Gewinnen und Nieten, dies unftete umberjchweifende 
Leben hat einen großen Reiz für Menfchen, die nur Dem Augen: 
blide argehören. Wo der Irrthum oder die Noth Tolches 
Gewerbe erzeugt hat, wird man der Aufficht darüber fich nicht 
entziehen Können. Daß aber diefe Aufficht nur erfcheine als 
vorläuflge Hilfe wider zeitliches Uchel, daß in dem Geifte bes 
Steuerſyſtems und ber Steuerverwaltung die Kraft und der 
Beruf liege, die Keime eines edleren Lebens zu pflegen und 
aufzuziehen, daß vornehmlid das Steuerweſen nicht fremd fei 
den höhern Staatszwecken, nicht vorherrichen, ſondern mit ver 
walten, nicht Zweck fondern Mittel fein wolle, dies ift es, woran 
eine verbeflerte Werfaflung erkannt werben möge. 

Dieſe Grundfäße fcheinen jo Far, daß man hiernach die 
neue preußifche Geſetzgebung von 1818 hätte beurtheilt glauben 
follen. Allein weit entfernt, Daß diefem jo geweſen wäre, trat 
überall ein fehr großer Widerftand und eine tiefgreifende Bitter 
feit gegen Preußen zu Tage. Klagen kamen von allen Seiten, 
insbeſondere aus Sachſen. Man erinnerte von dort aus Preußen 
an fen bet Uebernahme der Provinz Sachjen gegebened Wer: 
Sprechen, für da8 dem Könige von Sachfen übrig gebliebene 
Land durch die wohlmollendften und ihm noͤthigſten Einrichtungen 
im Nahrungsbetrieb zu ſchuͤtzen aber nicht zu beeinträchtigen, wie 
es nun geichehen fei. Die Tuchmacher im Boigtlande 3. B. 
hätten früher das Stüd ihrer Waare zu 60 Thlr. in das 
preußifche Sachſen verfauft, und müßten fih nun feit Aufrich- 
tung des neuen Bolltarif mit 48 Thlr. begnügen, wodurch 
das Gewerbe zu Grunde ginge, Elend und Armuth täglich 
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fteige*). Kurheſſen waubte jofort Repreiialien an und legte auf 
die aus Preußen kommenden Waaren, Erzeugniffe und Fabrikate 
biefelben Gingangsgebühren, weldye nad) dem preußiichen Zoll⸗ 
tarif an den Grenzen von Zurbefliichen Producten verlangt 
wurden. Gin bittrer Streit (gefehürt durch den oöſterreichiſchen 
General⸗ Conſul Ad. Müller in Leipzig *) mit Köthen regte bie 
öffentliche Meinung, wie fchon oben gejagt, noch mehr auf, und 
die Preffe verfehlte nicht faſt überall gegen Preußen Partei zu. 
nehmen. ‘Der bekannte Brofellor Krug zu Leipzig jchrieb in einer 
Zeitfchrift***) eine Kritif, welche den Beweis lieferte, daß auch 
in dem Kreiſe, wo man es am wenigften bätte erwarten ſollen, 
in dem Kreiſe der Staatswirtbichaftslehrer, eine unendlich, obers 
fläächliche Kenntniß des volkäwirthichaftlichen Lebens und feiner 
bewegenden Principien ſich darlegte. Einzelne Ungeſchicklichkeiten 
ber Bertheidiger der preußijchen Maßregeln, Die nicht einmal von 
amtliher Stelle hergefommen F) gaben Stoff zu den gehäſſigſten 
Angriffen, es wurde auf eben jo oberflächliche Schriftiteller wie 
Krug war verwiefen Tr), ja Lebterer ging jo weit zu ſagen: 
„ſelbſt wenn es — das preußiſche Zollgeſetz — eine 
Wohlthat für die kleinen benachbarten. Staaten oder eins 
geſchloſſenen Enclaven jo jei fie Doch immer eine aufge» 
drungene und wenn es in Anfehung des Rechts fchon 
bevenflich jei, Die eigenen Untertanen par force glüdlich 
machen zu wollen, fo ſei es wohl in Unjehung fremder 
Unterthanen nody weit bedenklicher *. 
Preußen ließ fich aber zum Helle Deutſchlands nicht irre 
machen und verfolgte feit und ruhig fein angenommenes Princip, 


*) A. A. Big. 1819 Nr, 46. 
se) Berg Leben des Frh. v. Etein V S. 605. Briefwechſel zwiſchen 
Gentz und Ad. Müller ©. 6. 7. 353. 
2) Sermes 1819 III 279 ff. 
7) 3. B. Recenfion in der Allg. Litt. Ztg. 1819 Nr. 114. 
1) Wiener Jahrb. der Litterat. V ©. 283 verwies auf Bradts Gemälde 
von Enropa. 
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und das Organ der preußiſchen Regierung, die Staatözeitung, 
erflärte*) bei Belegenheit der Adrefje eines Vereins von Kaufe 
leuten und Sabrifanten, auf weldye wir fogleich kommen werben; 
„Preußen werde ſchon feiner Lage wegen, mehr 
aber noh, weil die Vereinigung Des einzelnen 
Intereſſes der deutſchen Bundesftaaten in ein Ge— 
fammtintereffe für Preußen vorzüglich wünſchens— 
werth fei, zu Dem Pläne einer völligen Handelt: 
freiheit (zwiſchen den deutſchen Bundesftaaten) 
die Hand zu bieten amerften geneigt fein, und werbe 
am Tiebften Die Schwiertgleiten gehoben ſehen, die 
fi der Ausführung entgegen zu ftellen ſcheinen.“ 

Eine’ große Kalamität war in Bezug auf die Handelds und 
@ewerbeverhältniffe durch Deutſchland gegangen und die allges 
- meine Noth veranlaßte endlih, da die Bundesverfammlung gar 
feine Anftalt machte, auf, Grund der Art. 19 der B. U. die 
Zolls und Handelsfachen zu ordnen, eine Anzahl von Kaufleuten 
und Fabrikanten eine Eingabe an den Bundestag zu überreichen. 

Ein von Kaufleuten und Fabrikanten bei Gelegenheit der 
frankfurter Meffe gebildete deutihe Hanbeld- und Gewerbsverein 
hatte nämlich in einer am 24. April 1819 gehaltenen allgemeinen 
Berfammlung fich folgende Statuten gegeben **), unter der aus- 
brüdlihen Bedingung, daß biefe Statuten bei der nädhften 
Bufammenkunft erft definitiv feitgefeht werben follen, da mehrere 
Theile des deutſchen Handels⸗ und Fabrikantenftandes an ter 
Berathung nicht Antheil nehmen konnten: 

„1. Der Bwed des Vereins ift: in verfafjungs: und geſetz⸗ 
mäßigen Wege zu fireben, daß Handel und Gewerbe in 
Deutichland wieder gehoben werben. 

2. Der Verein ift durchaus nicht politifcher Natur. Gr fteht 
zum Staate ganz in bemfelben Verhältnig wie andere 
Privatvereine, z. B. Landwirthſchaftliche, Gelehrten: 
Vereine. 


— — — 
*) 1819 Nr. 131. 
⸗*) A. A. Ztg. 1819 Nr. 130. 
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. Der Ort der Zuſammenkunft des Vereins iſt Frankfurt 
a. Main. Hier wird derſelbe zur Zeit der Oſter⸗ und 
Herbſtmeſſe ſeine Sitzungen halten. Die Verhandlungen 
ſollen ohne Ausnahme oͤffentlich bekannt gemacht werben. 
. Zum Behufe der geregelten Geſchaͤftsführung beſtellt der 
Berein einen Ausſchuß, welchem er die Leitung ber Ge: 
Ihäfte überträgt. Diefer Ausſchuß befteht vor der Hanb ' 
aus einen Gorrefpondenten der SKaufmannjchaft eines 
jeden deutſchen Staated und einen Erſatzmanne. In der 
Folge ſoll es aber dem Handelsſtande jeder bedeutenden 
Stadt freiftehen, einen eigenen Correſpondenten zu be- 
ftellen. 

. Der Ausſchuß bereitet mit Hülfe eines gelehrten Gefchäfts 
führerd die Geſchäfte vor, Handelt in unbedeutenden 
Sachen für ſich jelbft, bringt bedeutendere an den ganzen 
Verein, und vollzieht die Beſchlüſſe deſſelben durch einen 
Vorfteher. | 

. Die Art der Wahl des Ausſchuſſes, des Vorftehers und 
des Geichäftsführers fol erft in der Herbftmefle mit 
Uebereinſtimmung aller Theile definitiv feftgeftellt werden. 
Bid dahin foll beftellt werden: Johann Jacob Schnell 
aus Nürnberg ald Vorfteher (Borrefpondent aus Bayern). 
Als Gorrefpondenten: Leiöner aus Hanau für Kurheſſen, 
Hartmann, Sommerzienrath aus Heidenheim, für Württem- 
berg, Herroje aus Conſtanz für Baden, Ernft Weber in 
Sera für Sachſen, Bergrath Buderus für Nafjau und 
Darmftadt. 

. Nothwendige Geichäfte, welche in der Zwiſchenzeit vor⸗ 
fallen, follen von dem proviforischen Vorfteher und dem 
Gefchäftsführer erledigt werden. Anden Vorfteher Schnell 
ſollen alle Notizen eingejchicdt und von dieſem dem Ge⸗ 
Ihäftsführer zur Verbreitung fir die künftige Herbftmefje 
mitgetheilt werben. 

. Der Bundeöverfammlung, den Regierungen der bentfcheit 
Staaten und dem Senat ber freien Stadt Frankfurt 
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joflen zur ſchuldigen Ehrfurchtöbegeugung Exemplare biefer 
proviſoriſchen Statuten eingereicht werben. 
9. Auch find fle der Kaufmannfchaft aller derjenigen Staaten 
mitzutheilen, von weldyen feine Mitglieder anweſend waren, 
‚nnd dieſelben follen zugleich eingelabden werden, dem 
Vereine beizutreten *. - 


Nachdem die Vorftellung bei der Bundesverfammflung eis 
gegangen war, wurde dv. Martens zum Berichterflatter Darüber 
ernannt. Diejer gehörte zu denjenigen Geſandten, welche bis 
dahin der Erwartung des deutjchen Volkes, foweit wie immer 
erreichbar jchien, am Bundestage zu entjprechen fuchte. Aber 
and) er erkannte nicht, welch ein Fortſchritt der Entwidelung 
des gewerblichen und Handeldleben des Volkes in dem Verſuch 
eines folchen Vereins, als fich der zu Frankfurt bildende Verein 
von Kaufleuten und Fabrifanten darftellte, zu Tage trat, wie 
dieſer Anfang, dieſe Vorbereitung zu einer Afjociation, zur Selbft: 
beftimmung auf dem wichtigen Gebiete der Volkswirthſchaft 
führen konnte. Er jagte in feinem Gutachten darüber*): 

„Sofern diefe Statuten der Bundesverfammlung blos zu 
ihrer Notiz mitgetheilt werden, kann dieſe fich dabei begnügen, 
dieſelben ad acta zu legen und der freien Stadt Kranffurt über 
laſſen, wiefern fie Ddiefen in ihrem Gebiete errichteten Verein 
autoriſiren wolle. 

Da aber diefer ſich ernennende deutſche Handeld: und 
Bewerböverein unter dieſem Namen auch eine von jiebenzig 
Kaufleuten unterjchriebenen Petition sub Nr. 40 des Einreichungs⸗ 
Protocolls durch Herrn Profeſſor Lift aus Tübingen, der ſich ale 
Devollmächtigter des allgemeinen deutjchen Handels und 
Gewerbsvereins angibt, übergeben hat, worin derſelbe auf die 
Abschaffung aller Zölle uud Mauthen in dem Innern von 
Deutjchland und auf Die Aulegung einer allgemeinen Douanen⸗ 
Linie gegen das Ausland anträgt; jo wird DieBunbesverfammlung 


— — 





*) B. Br. 1819 8. 103 Beil. 26 loco dictaturae Fol. 270 ff. 
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fi) wohl darüber entſcheiden müffen, ob fie dieſe Eingabe des 
Herrn Profeſſors Lit als eine von der moraliſchen Perſon dieſes 
Vereins, oder lediglich als eine von einzelnen Kaufleuten durch 
einen Bevollmächtigten eingerichtete Bittſchrift anzuſehen und zu 
behandeln habe. 

Nun wird zwar Niemand Privatperſonen, mithin auch 
einzelnen Kaufleuten, Die Freiheit beſchraͤnken wollen, über Gegen⸗ 
ftände, die ihr Gewerbe betreffen und zu ihrer &ompeteuz ge 
hören, ſich zu beiprechen, auch zu dem Ende in Geſellſchaften 
zulammen zu treten; und in Den, in ven vorliegenden Statuten 
angekündigten Zweden dieſes Vereins liegt an fi) gewiß nichts 
Unerlaubtes oder Bedenkliches. 

Allein wenn dieſe Zuſammentretung auf die Stiftung einer 
förmlich organiſirten Geſellſchaft gerichtet iſt, welche ihren Vor⸗ 
ſteher, ihren Ausſchuüß, ihre Correſpondenten annimmt und ſich 
fortwaͤhrend auf geſetzten Zeiten zu vereinigen und Beſchlüſſe zu 
faſſen verabredet, und welche kurz nach ihrem Urſprunge ſchon 
beweiſt, daß ihr Zweck ſich nicht darauf beſchraͤnke, wie andere 
Gelehrten⸗Vereine, durch wiſſenſchaftliche Eroͤrterungen einen 
Zweig des menſchlichen Wiſſens ſeiner Vollkommenheit naͤher zu 
bringen, ſondern den Regierungen Rathſchläge zu geben und den 
darauf gerichteten Petitionen durch zahlreiche Unterſchriften mehr 
Gewicht zu verſchaffen, auch einer in der That nur noch aus 
einzelnen Kaufleuten und Fabrikanten einzelner Länder gebildeten 
Geſellſchaft das Anſehen einer den Handelsſtand aller deutſchen 
Staaten repraͤſentirenden Geſellſchaft zu geben; ſo kann nicht 
nur die Errichtung einer ſolchen Geſellſchaft dem Staate, in 
welchem fie entſteht, nicht gleichgültig fein, ſondern fie ſetzt, um 
die Rechte einer Körperſchaft zu erlangen, mindeſtens tie Ge— 
nebmigung bes Staates voraus, worin fie beitehen joll. 

Schon unter dieſem Gefichtäpnnfte glaube ich Daher, daß, 
fo Tange die freie Stadt Frankfurt dieſer bei ihr entftehenden 
Geſellſchaft nicht ihre Genehmigung ertheilt und fie anerkannt 
bat, die Bundesverfammlung von berfelben als Verein gar feine 
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Notiz zu nehmen, fondern ihre jegigen und Tünftigen Gingaben 
lediglich al8 von einzelnen Privatperfonen eingereicht, zu beur⸗ 
theilen und zu behandeln hat. 

Und wenn vollends, wie in dem vorliegenden Falle, Indivi⸗ 
duen einzelner Staaten fih als Bevollmächtigte eines ganzen 
Standes in denfelben benehmen und unterzeichnen, indeß fie doch 
nur von cinigen wenigen derſelben Dazu autorifirt worden, und 
dieſe Bevollmächtigten aus wenigen einzelnen Staaten fich für 
berufen Halten, einen Handels- und Gewerbs-Verein für ganz 
Deutichland zu ftiften, jo fcheint Died den Staaten, deren Linter: 
tbanen zu dieſem Vereine gezogen werben, um jo weniger gleich 
gültig zu fein, je weniger ſich die |pätere Tendenz diefer Ge 
ſellſchaft aus den bloßen Worten der proviforiishen Statuten 
verbürgen läßt, und daber mandye Staaten fich bewogen finden 
fönnten, ihre Unterthanen in Zeiten vor ber Theilnahme an 
Verbindungen zu warnen, deren jpätere Entwidelung dieje viel 
Teicht nicht voranszufehen vermögen. Da nun in den Statuten 
fi) zwar nur Die oben angeführten Vorfteher und Correſpondenten 
unterzeichnet finden, in der sub Nro. 40 eingereichten Petition 
aber fich fiebenzig Kaufleute und Kabrifanten aus einigen deutſchen 
Staaten unterzeichnet haben, ohne Daß fie jedoch die Aechtheit 


dieſer Unterfehriften weiter, als durch die von Herrn Brofeffor 


Lift erfolgte Uebergabe diejer Schrift, verbürgt findet, und noch 
mehrere Theilnehmer angefündiget worden find; jo glaubt Referent, 
daß, jo viel die sub Nro. 43 eingereichten Statuten betrifft, Pie 
Bundeöverfammlung felbige vorerft lediglich ad acta zu legen, 


- die Namens des Vereins übergebene Petition Nro. 40 als eine 


blos von einzelnen Privatperfonen Durch ihren Bevollmächtigten 
eingereichte Vorftellung zu beurtheilen, im Uebrigen aber ben 
Herren Gejandten der Staaten, aus welchen Kaufleute uud 


Zabrifanten an diefem Vereine Theil genommen, zu überlaffen 


babe, das Verzeichniß derjelben thren Regierungen einzufenden 
und dieſen bie weiteren desfallfigen Verfügungen zu überlaffen; 
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unb da lebtered Feines befontern Beichlufles bebarf, fo würde 
der Beſchluß auf Nro. 43 ſich blos darauf befchränfen koͤnnen, 

daß die von dem Herrn J. J. Schnell unter Nro. 48. 

eingereichten Statuten eines bier geſchloſſenen Vereins 

vorerft lediglich ad acta zu legen fein“. 

Zu gleicher Zeit ging aber au eine Bittihrift des 
Profefjor Lift aus Tübingen als Bevollmächtigter des oben ge 
nannten Bereind der in Franffnt am Main verfammelten 
deutfchen Kaufleute und Fabrikanten, 

„um Aufhebung der Zölle und Mauthen im Innern Deutſch⸗ 

lands und um Aufſtellung eines allgemeinen deutſchen, auf 

das Princip der Retorſion beruhenden Zoll⸗Syſtems gegen 
die angrenzenden Staaten”, ein. 

In diefer Bittfehrift wurde, unter Vorftellung des jchauer: 
Iihen Zerfalls deutſcher Gewerbe und Handlung, Die Urſache 
diefed Uebels in den Mängeln der gejellfchaftlidhen Ordnung in 
Deutfchland gefucht. 

Der Wohlſtand der Völker werde durch Feſſeln gebeigt, 
welche der Production und dem Verkehr ter Güter angelegt 
würden. Nur durch allgemeinen, freien, unbejchränften Handels⸗ 
verkehr konnten die Volker ber Erde den höchſten Grad bes 
phyſiſchen Wohlftandes erreichen. 

Daß inländifche Induftrie durch Mauthen und Zölle gewedt 
werde, jei irrig; diefe würden nur zu Prämien für die Schleich⸗ 
händler und wirkten nachtbeilig auf alle inländifche Induſtrie 
zurück. 

Deutſchland, ungürtet von englifchen, franzöfifchen, niebers 
ländifchen ıc. Douanen, thue ald Geſammtſtaat nichts, was jene 
Nachbarſtaaten nöthigen koͤnnte, zur allgemeinen Handelsfreiheit 
für Europa die Hände zu bieten. 

Dagegen beichränften Die Deutfchen fich felbft um fo mehr, 
33 Zoll: und Manth-Linien in Dentſchland Iäkmten den Verkehr 
im Sinnern. 
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Verderblichkeit der Zölle und Mauthen im Innern Deutfehlands 
dur Detail-Ausführıngen und Berechnungen nachgewieſen fein 
follte, fle diefe in Gemeinſchaft mit dem fämmtlihen Handels 
und Gewerbftande ihrer Länder zu entwerfen und nachträglich 
einzureichen ſich vorbehielten. 


dv. Martens als Berichkerftatter der Bundesverfammlung-fab, wie 
ſchon oben gejagt, in der Bittfchrift des deutjchen Handel8 und Ges 
werbvereind nur eine von 70 Individuen unterjchriebene Bittfchrift 
Ginzelner an, und legte derſelben Feine Wichtigkeit bei. Er fagte: 

„In der Sache ſelbſt iſt zwar der Gegenſtand, der in dieſer 
Bittſchrift behandelt wird, ſofern er die Beförderung des Handels 
und Gewerbes betrifft, gar. wohl geeignet, am in der Bundes 
verfammlung erörtert zu werden, da in dem 19. Artikel ber 
Bundesacte Die Bundesglieder ſich vorbehalten haben, in der 
erſten Zufammenfunft der Bundesverfammlung wegen des Handels 
und Verkehrs zwilchen den Bundesftaaten in Berathung zu 
treten, und die Wichtigfeit und Dringlichkeit läßt fich nicht vers 
fennen, wenn man auch hier nnerörtert laſſen Tann, wiefern bei 
der in dieſer Bittfchrift enthaltenen Schilderung Des fchauerlichen 
Berfalles der deutjchen Gewerbe und Handlung richtig abgewogen 
worben, wie Vieled daran auf die Rechnung ber Zölle zu feßen, 
und wie Vieles dem Bufammentreffen folcher Umftände bei zu 
mefjen fei, in deren Folge eine Stockung des Handels und Ge: 
werbes augenblicklich faft in allen Ländern gefühlt und beflagt 
wird. 

Die Bundesverfammlung bat ihren Wunfch, auch ohne Auf: 
forderung von Privatperfonen, für das Beſte des innern Ber- 
kehrs Sorge zu tragen, ſchon dadurch bethätigt, daß fie, auf bie 
erfte Veranlaflung eines ihrer Mitglieder, die Einführung eines 
freien Verkehrs mit den nothwenbigften Lebensmitteln zum Gegen⸗ 
ftande einer ſehr ernflen und forgfältigen Berathung gemacht, 
allein die Erfahrung bat gelehrt, wie ſchwer es hält, ſelbſt über 
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dieſen fpeciellen Punkt zu einer allgemeinen Vereinbarung zwifchen 
einer Zahl von einander unabhängiger Staaten zu kommen, wenn 
gleich. Die Hoffnung dazu nicht als aufgegeben anzuſehen ift. 

Der viel weiter gehende Vorjchlag, den dieſe Bittjchrift ent- 
hält, alle inneren Zölle abzufchaffen und fie an die Grenze zu 
verlegen, kann allerdings theoretiſch ſehr fcheinbar als vortheilhaft 
dargeftellt werden, vollends wenn man den Anfichten der Bitt⸗ 
fteller folgen zu können glaubte, daß durch dieſe Maaßregel bie 
fremden Mächte zur Einführung einer allgemeinen Hanbelsfreiheit. 
bewogen werden fönnten, und jo nach und nady in Europa, und 
wer weis, auch in andern XTheilen ber Welt, eine allgemeine 
Handelsfreibeit eingeführt werbe, bei weldyer alle Völker fich wie 
Brüder behandelten, und, bei völlig freien Verkehr mit allen 
Producten der Natur und Kunft, nur demjenigen der Vorzug des 
Reichtgums gebühren werde, ber den hoͤchſten Grad der Induſtrie 
bei ſich zu erreichen wiſſe *). 

Allein, indem die Bundesverfammlung ihren hohen Sommitten: 
ten überlaflen muß, wiefern diefe eine folche Anficht theilen und für 
ausführbar halten, kann fie, ohne denjelben worgreifen zu wollen, 
ſich wohl nicht verhehlen, welche große Schwierigkeiten fich der 
Erfüllung entgegen fiellen, und wie der Antrag, fowie er geftellt 
worden, wohl nicht geeignet fei, um unmittelbar eine Berathung 
des Bundestags nad ſich zu ziehen, wenn ſchon auch Die in 
demjelben enthaltenen Ideen mit berüdfichtiget zu werben ver- 
dienen, wenn die Bundesverſammlung die Erfüllung des 19. 
Artikels der Bundesacte ferner zum Gegenftande ihrer Berathung 
machen wird. 

Der Antrag enthält zwei Punfte: 

1. die Aufchaffung aller innern Zölle und Mauthen in Deutſchland 
2. an deren Stelle die Anlegung einer allgemeinen Douanen⸗ 
Linie gegen das Ausland. 


=) Dies hatten die Bittſteller nicht gemeint, ſondern gerade im Gegentheil 
behauptet, daß man fo lange Netorfion gegen das Ausland anwenden müſſe, 


| Bis daſſelbe zur Gonceffion in Deutichland fidy geneigt fände. 


Erſter Theil. 
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Was den erflen Pumkt betrifft, fo Iehrt die Erfahrung, 
wie fchwer es felbft in einfachen, aus urfprünglich verſchiedenen 
Provinzen beftehenden Reichen ift, die fämmtlichen Provinzial: 
zölle abzuschaffen und an die Grenzen vorzulegen; davon hat 
Frankreich in den Zeiten vor der Revolution bei manchen des— 
falls gemachten vergeblichen Verſuchen ein rebendes Beifpiel 
gegeben, und wenn ed der, alle vorigen Bande Iöjenden Revo: 
Intion möglich war, Died zu bewirken, jo war der Vortheil da: 
von um dieſen Preis wohl zu theuer erfauft, und es iſt gewiß 
die Abficht der Bittfteller nicht, dDiefe bervorzurufen, oder Frank: 
reich darum zu beneiden. Schon ald Deutfchland immer gemein: 
famer höchfter Gewalt unterworfen war, ift viel und oft mit 
Grund fiber die Mannigfaltigkeit der Lands und Waflerzölle und 
Mauthen geklagt worden, Lech ift e8 Niemanden eingefallen, 
auf mehr als auf die Ermäßigung und mögliche Vereinfachung 
derfelben anzutragen, weil man wohl damals glaubte, feine 
Wünſche nur auf dies Erreichbare beichränfen zu müffen. 

- Segt, wo Deutjchland nad) feiner jelbft gewählten und von 
ben europäischen Mächten garantirten Berfaffung nicht mehr 
‚einen Staat ausmacht, jondern aus fonverainen, durch einen 
gleichen Staatenbund vereinigten Staaten befteht, ift die Schwie- 
rigfeit unverfennbar noch größer, eine jo gänzliche Veränderung, 
wie die Bittfteller in Hinficht der Zölle und Mauthen wünschen, 
durch eine Vereinbarung, zu der nothwendig alle und jede Mit- 
‚glieder zuftimmen müßten, zu bewirken. 

In Ländern, wo die Zölle und Mauthen einen bedeutenden 
Theil der Randes-Reventen ausmachen, wird man es jchwerlich 
dem Staate zumuthen Fönnen, Dieje aufzuopfern, um den Erſatz 
dafür theild durch einigen Antheil an dem Ertrag ber Grenz 
zölle theil& durch neue directe Steuern zu been, welcher letztere 
Vorſchlag wohl den Beifall ber Kenner nicht erhalten wird, zu⸗ 
mal wenn man bedenkt, daß zur vollftändigen Erreichung ber 
bezweckten gänzlichen Handelsfreihelt, die Zölle und Mauthen, 
im ftrengeren Sinne des Wortes, nicht die einzigen indirecten 
Abgaben jein würben, die im Innern abgefchaft werben müßten, 
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und wenn auch bafür der Erſatz durch directe Steuern gebedt 
werden follte, fi) dabei wohl der Handelsſtand jehr gut, aber 
ber Staat und die übrigen Stände in demſelben deſto ſchlechter 
befinden würben, 

Bweitend. Der Vorſchlag der Errichtung einer allgemei- 
nen, auf Retorfion gebauten Douanenlinie hat in der Ausführung 
wohl nicht weniger Schwierigkeiten, wenn man auch nur bebenft, 
daß zu dem Ende alle oder doch die mehriten der zwiſchen ein- 
zelnen Staaten und dem Auslande beftehenden Handelsverträge 
über den Haufen geworfen werben müßten, auch daß einzelne 
Bundesſtaaten in Anſehung einiger ihrer Provinzen zu dem . 
Auslande zu zählen find, und dieſen wohl nicht zugemuthet wers 
den kann, an der Grenze zwijchen beiden eine Bundesbouane 
zu dulden. 

Die Schilderung diefer Schwierigkeiten bat übrigens nicht 
zum Bwed, das theoretiih Wünſchenswerthe dieſes Antrags in 
Zweifel zu ziehen, wohl aber die Erwartungen von ber Möglich» 
feit feiner baldigen Erreichung zu mäßigen. 

Daß es übrigens ſehr wünfchenswerth jel, daß ſich bie 
Bundesglieder baldmöglichft unter einander über eine Billige Er⸗ 
mäßigung der Zölle und Mauthen, zumal die Tranſitozoͤlle, wer: 
einigen und ſich dadurch der Nothwendigkeit der den freunnfchaft: 
lihen Verhaͤltniſſen der Mitglieder jo wenig entfprechenben 
Retorfionen überbeben möchten, wird wohl ein Jeder einfehen, 
und dürfte es nicht erft der Aufforderung von Privatperjonen 
bedürfen, um die Bundesglieder geneigt zu machen, fich Die Er: 
füllung des 19. Artikels angelegen fein zu laſſen, wenn gleich 
auch hierin mehr von bejonderen Bereinbarungen zwiſchen ein: 
zelnen, infonderheit benachbarten Staaten, ald von allgemeinen 
Bundestagsbeichlüfien zu erwarten fein möchte. 

Uebrigend wird es den Kaufleuten und Fabrifanten eines 
jeden einzelnen Bundeöftantes unbenommen fein, wenn fie ſich 
durch die in andern Staaten exgriffenen, bie Freiheit des Ger 
werbes bemmenben Maßregeln bejchwert fühlen, ſich desfalls an 
ihre eigenen Souveraine zu wenden, und von Diejen zu erbitten, 

28 * 
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daß fie die Abftellung derſelben durch Unterhandlungen auf 
diplomatischen Wegen zu erlangen fuchten, und wenn biefe den 
gehofften Erfolg nicht hätten, daraus aber gegründete Beſchwer⸗ 
den, nicht blos einzelner Kaufleute, fondern der Bundesftaaten 
unter einander erwachſen würden, koͤnnten ſich dieſe Fälle zur 
wirffamen Verwendung des Bundes eignen, 


Da aber die Unterzeichner der Bittfchrift diefen Weg nicht 
gewählt haben, den einzelnen Rrivatperfonen der verjdhie: 
denen Bunbesftaaten aber in flaatsrechtlichen Gegenftänden dieſer 
Art. das Recht nicht eingeräumt werden kann, ſich mit Uebergehung 
ihrer Obrigkeit, mit ihren Bejchwerden und Petitionen unmittel⸗ 
bar an die Bundesverfammlung zu wenden; fo fcheint es, daß 
die Bundesverfammlung fi nur bewogen finden Fönne, über den 
- in Frage ftehenden Gegenftand nachftehenden Beſchluß zu fallen 
und zur Kenntniß der Unterzeichner der Bittfchrift gelangen zu 
laffen: 

„Da das Zollwejen mit dem Handel und Ber: 

kehr zwiſchen den verfhiedenen Staaten in der 

engften Berbindung fteht, jo wird die Bundes: 
verfammlung bei der ohnehin bevorftehenden 

Beratbung, zu welder ſie nach dem Art. 19 der 

Bundesacte berufen ift, auch jenen Gegenftand 

teifer Prüfung unterwerfen, und dasjenige 

nad) den Verhältniffen einzuleiten bemüht fein, 
was wahrhaft zur Befördeung des deutſchen 

Handels, vereiniget mit dem Gemeinmwohl des 

Ganzen, gereiht. 


Bu dem Ende wird die Bundesverfammlung 
von ihren Regierungen ſich Die nöthigen Erläu— 
terungen über dieſen Gegenſtand erbitten, und 
werden diefe ohne Zweifel von ſelbſt darauf 
Bedaht nehmen, vondem Handeld> und Gewerb- 
ftande ihrer Länder, da, wo fie es für nötbig 
finden, Ausfünfte zu begehren“. 
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Diefem Antrage gemäß wurde von Der Dunbesverfammlung 
der Beſchluß auch gezogen. *) 

Indeſſen waren die volfswirthichaftlichen Zuftände überall . 
zu bedenflih geworden, ald daß nicht einzelne einfich- 
tige Regierungen mehrmald den Verſuch gemacht Hätten, einen 
andern Zuftand herbeizuführen. Die am meiſten Teidenden thü⸗ 
ringifchen Fürften ergriffen von Neuem das Wort bei ver 
Bundesverfammlung. | 

Die großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen Häufer dußerten 
in der 26. Sitzung vom 22. Suli 1819 **) mit befonderer Beziehung 
auf den Fabrifitand in dem Thüringer Walde: 

„Die von allen Seiten lautwerdenden Klagen, daß Deutjch- 
land mit PBroducten folcher auswärtiger Staaten überſchwemmt 
werde, in weldyer den Erzeugniſſen des deutjchen Arbeitäfleißes 
ber Eingang verfagt fei, und daß durch Die neuerlich in einigen 
großen Bundesftaaten auf alle ein und ausgehende Waaren 
gelegten Bol: und Mauthabgaben die inländiſchen Fabriken und 
der Handel nicht nur auf das Höchfte bedrängt, fondern hier und 
da ganz vernichtet werbe, fchienen eine baldige Berathung über 
diefen Gegenſtand nöthig zu machen. Es Tiege unwiderſprechlich 
in den Worten der Bundesacte, und noch: mehr in dem Geifte 
bes Vereins, daß Deutjchland ein Ganzes bilden ſolle. Dieſes 
fei aber unmoͤglich, fo lange durch Zoll und Mauthlinien im 
Innern, benachbarte Bundesftaaten als Ausland behandelt und 
die Reibungen vermehrt würden, ſtatt Durch Die Idee eines ge- 
meinfamen VBaterlandes vermindert zu werden. ‘Die großherzoglich 
und berzoglich ſächſiſchen Häufer erkannten e8 als Pflicht an, 
immer und vor allen Dingen das deutſche Nationalmohl im 
Auge zu haben, und das äfterhin und oft nur jcheinbare Intereſſe 
des einzelnen Staated demjelben unterzuordnen. Der Nachtheil 
der ihren Caſſen daraus erwachſen könnte, werde fie Daher nicht 


*) 9. Br. 1819. 19. Sitz. 24. Mai 1819 6. 103. 
+2) 9, Br. 1819 $. 152. 
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abhalten, für die unbebingtefte Erweiterung ber Gewerbe und 
Handelöfreiheit in fämmtlichen beutfchen Bundesſtaaten zu 
flimmen. Der Art. 19 der Bundesacte ſpreche Deutlich aus, 
daß bei der erften Berfammlung der Bundesverfanmlung bie 
Srundfäße wegen des Handeld und Verkehrs zwiſchen den 
deutſchen Staaten in Beratbung genommen werben follten und 
e8 Scheine daher dringend, nothwendig, Daß ohne längern Anftand ein 
Ausschuß gewählt werde, der ſich mit dieſer wichtigen Angelegen- 
heit beſchaͤftige, und Vorfchläge thue, wie dem nicht blos drohen⸗ 
ten, fondern nun ſchon eingetretenen Uebel abgeholfen, und ben 
billigen Winfchen des deutſchen Arbeitsfleißes entiprochen werben 
£önne”. 

Auf Diefen würdigen und wahrhaft nationalen Vortrag der 
ſächſiſchen Häufer wurde befchloffen: 

„A. die in Bezug auf den Art. 19 der Bundesacte, und in 
Gemäßheit des in der 19. diesjährigen Sipung gefaßten 
Deichluffes, F. 103. Nr. 25 von den großherzoglicdh und 
herzoglich ſächſiſchen Häufern abgegebenen Erklärung vor: 
erft zucr Sammlung zu nehmen; zugleich aber 

2. an Diejenigen Regierungen, welche ebenfalld hierüber 
Erklärungen abzugeben oder Erläuterungen nachzubringen 
gebenfen, Die Bitte zu wiederholen, biefelben bald, und 
noch im Laufe der nächften Ferien anher gelangen zu 
laffen, damit 

3. nad Wiedereröffnung ber Sigung eine eigene Commiſſion 

ernannt werben koͤnne, welche 
die eingehenden &rflärungen zuſammen zu ftellen, mit 
ihrem Gutachten der Bundesverfammlung vorzulegen, 
und biejelbe durch dieſe nöthige Vorarbeit in den Stand 
zu feßen hätte, demnaͤchſt dieſen wichtigen Gegenftand 
einer reifen Berathung zu unterwerfen.“ 

Die großherzoglich heffen-darmftäbtifche Regierung ließ gleich 
taranf ebenfalls in entjchiedener Weije erflären*), daß von dem 


4 


*) 3. Br. 1819. 28. Sip. 5. Aug. $. 168, 
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Angenblid an, wo die ehemalige Deutjche Reichsverfaſſung aufhoͤrte, 

von der Ueberzeugung durch brungen geweſen, daß ed von den 
nachtheiligſten Folgen für den deutſchen Rationalwohlſtand fein 
werde, wenn jeder deutſche Souverain, nunmehr der wohlthätigen 
Feſſeln eutledigt, welche Die deutſche Reichsverfaffung den Landesherrn 
in Beziehung auf das Zollweſen in ihren Territorien angelegt hatte, 
fi) Ijoliren und das Zollweſen auf eine willfürliche Art das 
Iniereſſe der Bundesgenoffen nicht berfidfichtigendb ordnen wolle. 

Bon biejer Ueberzeugung ausgehend, habe die Regierung die 
Zolleinrichtungen im Großherzogthum Heffen ganz in dem Stande 
belafjen, wie fie zur Beit der deutjchen Reichsverfaſſung gewejen 
waren, ohne die bedeutenden finanziellen Vortheile zu beachten, 
weldye ein verändertes Zollſyſtem, nach der Lage der großher: 
zoglichen Lande, den Staatscaffen gebracht haben würde. 

Mit Bedauern mußte Dagegen wahrgenommen werden, bafı 
mehrere deutſche Bundesſtaaten eine andere Anficht ergriffen, 
und mit Aufhebung. alle8 Unterſchiedes zwilchen ganz fremden 
Staaten und deutjcher Bundeslanden, ihr Zollwejen nach Grund: 
fäben Des Mercantilfuftems geordnet haben. Die dadurch bem 
Nahrungsftande der Bewohner des Großherzogthums zugefügten 
Nachtheile find ſehr fühlbar geworden. 

Aufgefordert durch die zahlreichen Beſchwerden der Unter: 
tbanen, babe fie Daher die Gefandtichaft beauftragt, bei ber 
Bundesverſammlung auf einen gemeinfchaftlichen Beichluß über 
den wechlelfeitigen freien Handelsverkehr in der Art anzutragen, 
. daß unabhängig von demjenigen, was in Beziehung auf die 
Handelsverhältnifje Deutſchlands gegen nicht deutſche Staaten 
Cünftig etwa zu beichließen fein möchte, bei allen Producten und 
Fabrikaten deuticher Bundesfianten, in feinem Bımdesftaat ein 
Unterfchied zwilchen inländischen und ausländischen Waaren, in: 
fofern fie nur aus einem deutichen Bundesſtaate hberrühren, 
feinen andern Beichänfungen, als auch der Verkehr mit inlän⸗ 
diſchen Waaren unterliegen dürfe; und daß allenfalls auf alle 
blos tranfitirenden Waaren eine mäßige Abgabe nach gleichför: 
migen Örundfäßen regulirt werben möchte Wan Fam hierauf 
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überein, dieſe Erflärung, bis die übrigen noch eingehen würden, 
zurüdzulegen. Auch Baden gab eine Erflärung ab. 

Hier wirkte fchon Nebenius, deſſen Denkſchrift bei den 
Wiener Minifterial-Gonferenzen 1840 die Grundlage der Ber: 
bandlungen bildete. Die Erklärung war einfach, Far, würdig 
und vollkommen den Verhältniffen angemefjen. Sie lautete: 

„Die großherzoglich badiſche Regierung bat je und allegeit 
dem Grundfage des freien Handel3 und Verkehrs practiid 
gehuldigt, und feine koͤnigliche Hoheit ber Großherzog 
ſchließen fi mit Vergnügen dem Vorſchlage an, baß ein 
ſolches Syſtem für den ganzen Umfang Deutſchlands befolgt 
werde, damit nit das Iſolirungsſyſtem der Cinzelnen 
Retorfionen zur. Folge hat, melde das, was in das wirkliche 
Leben übergeben foll, auf einen fterilen theoretiihen Satz 
reduciren. | 

Unter ben vielen laͤngſt erörterten Geſichtspuncten, melde 
dieſer äußerft wichtige Gegenſtand darbietet, will man bier nur 
den. herausheben, daß das gemeinfame Band ver deutſchen 
Staaten fi nicht blos in Formen und Worten, fondern aud) 
in reellen wohlthätigen Folgen darftellen müffe, namentlich in 
joldyen gemeinnüßlich wejentlichen Beziehungen, 

Ein Syſtem, zu welchem Badens Regenten aus Gründen 
bes felbit erkannten Gemeinwohls ſchon Längft die Hände boten, 
ift jetzt allgemeiner Wunſch der Gefammtbeit, der fi) von allen 
Seiten vielfach und dringend ausfpricht, und den, nad) bem be: 
ſtimmten Auftrage Sr. Eönigl. Hoheit von der Geſandtſchaft zu 
madhenden Antrag binläuglich motivirt, 

„auf die fchleunigfte Herftellung der Handels⸗ und Verkehrs: 

freiheit, und zwar in dem Maße anzutragen, daß dieſes 

wohlthätigfte Werk, jelbft durch ein Retorſionsſyſtem Deutſch⸗ 
lands gegen auswärtige Staaten nicht verzögert und anf: 
gehalten werte *. 

Die Gefandtfhaften von Württemberg, Kurheflen, den 
aroßherzoglich und herzoglich fächfiichen Häufern, Iprachen ſich 
ebenfald dafür aus, daß der Handel möglichft freigegeben und 


— 
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der Feſſeln entledigt werben ,,- die bemfelben gegenwärtig in 
Deutichland angelegt wären. 

Beim Schlufie der Sikungen des Jahres 1819 ($. 219) 
wurde unter den Gegenftänden, über welche Inſtructionen ein- 
zubolen feien, um bei Wiedereröffnung des Bundestags nach den 
Serien dieſelben unverweilt verhandeln und zu einer endlichen 
Beſchlußnahme bringen zu können, auch genannt. 

6. Die Erleichterung des Handels und Verkehrs zwiſchen 
den verjchiedenen Bunbesftaaten, um den Art. 19 der 
Bundesacte zur möglichften Ausführung zu bringen, foviel 
die Verſchiedenheit der Localitäten und bejonders die 
Steuerſyſteme der einzelnen Bundesſtaaten folche zulafjen 
koͤnnen“. 

In der 35. Sitzung vom 20. September 1819 ($. 233) 
ſprachen die Geſandtſchaften Batern, Hannover, Medlenburg und 
Anhalt ihre lebhafte Theilnahme an dem ſoeben zur Sprache 
gebrachten Gegenftande aus. Aber dennoch geſchah nichte.- 

Während der Dauer der Minifterial-Gonferenzen vom 4. 
März bis zum 29. Mai 1820 wurde am 4. Mai 1820 in vertraulicher 
Sigung zu Frankfurt beſchloſſen, die von Schnell, Lift und Arnoldi, 
Namens des ſ. g. Handels⸗ und Gewerbvereind jellen jo lange 
sd acta genommen werden, bis tie nachgefuchte Inſtruction eine 
Berathung des 19. Art. der B. A. möglich machten *). 


Bei den Wiener Minifterialconferenzen kamen die Handels⸗ 
angelegenheiten ebenfall8 zur Sprache. Es wurde Dieferhalb ein 
befonderer Ausschuß beftellt, der am A. März 1820 Bortrag 
erflattete **) | 


%) Ungedrudte Regiftratur vom 4. Mai 1820. 
: 0) Wiener Miniſterial⸗Conferenj 18. Sig. 
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Hierin ift gejagt: 

Dem zehnten Ausſchuſſe jei der Auftrag geworden, gutachtliche 
Borichläge darüber vorzulegen, wie dem Art. 19 der Bundesacte 
Durch ſolche Erleichterungen des Handels und Verkehrs zwifchen 
den verfchiedenen Bundesftanten Genüge gejchehen könne, als 
die Verſchiedenheit örtlicher Verhältniffe und zumal die beſondern 
Steuerfyfteme der einzelnen Staaten zulaſſen möchten, 

In der Art, wie diefe Aufgabe geftellt ſei, liege ſchon bie 
Andentung und Anerkennung der Schwierigkeit ihrer Löfung. 
Diefe Schwierigfeit babe ſich bei näherer Beleuchtung des Gegen⸗ 
ftandes nur zu ſehr beftätigt. 

Nachdem der Ausichuß alle, ſowohl in feiner Mitte ausge⸗ 
iprochenen, als ihm von einigen andern der Bevollmächtigten 
vorgelegten Wünjche und Aufichten auf Das Sorgfältigfte geprüft, 
und feinen Verſuch unterlaffen babe, um foldye, jo weit es die 
Verſchiedenheit der Zoll Steuer- und Gewerb⸗Verfaſſungen der 
einzelnen Bunbesftaaten für jetzt nur irgend geftatte, unter ſich 
auszugleichen, und in einem einhelligen Beichluffe zu vereinigen, 
jehe ſich derjelbe genöthigt, feine Anträge auf folgende mehr 
vorbereitende ald entſcheidende, Feinen Fünftigen bundesförderlichen 
Beichlüffen vorgreifende Beitimmungen zu bejchränten: 


Die Bundesverfammlung babe die Beförderung und Er—⸗ 
leidhterung des beutfchen Handels überhaupt, und infonderheit 
auch des Verkehrs zwilchen Den einzelnen Bundesſtaaten, nad) 
Anleitung des 19. Artifeld der Bundesacte, ald einen Der Haupt: 
gegenkände ihrer Aufmerkfamkeit und Thaͤtigkeit anzufehen, und 
fih fortwährend zu beftreben, die biefem Endzweck entgegen: 
ftehenden Hinderniffe aus dem Wege zu räumen. 


ll. 


Sie habe zur nähern Bearbeitung dieſer Gegenftäude einen 
Ausschuß zu beftellen, und demſelben die Befugniß zu ertheilen, 
zu feinen Berathungen Diejenigen Sachverfiändige zuzuziehen, 





weldye einzelne Bundesſtaaten zu diefem Enbe abzuordnen fich 
veranlaßt finden möchten. 
IH. 

Zuvörderft und vorzugsweiſe babe die Bundesverfammlung 
ihre Bemühungen dahin zu richten, daß die in ihrer Mitte früher 
eingeleitete Verhandlung wegen des freien Verkehrs mit allen 
Arten Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtvieh 
wieder angefnüpft und eine Vereinbarung darüber nad) Möglich: 
feit befördert und zur Ausführung. gebracht werde. 


IV. 

Um auf der Flußſchiffahrt die derjelben durch die Wiener 
Gongreßaete zugeficherte Grleichterung wirklich zu gewähren, 
machten fämmtliche dabei betheiligte Bundesglieder fich verbind> 
lid, die Deshalb ſchon beſtehenden Unterhandlungen fo thaͤtig zu 
betreiben, und jo fehnell zu beendigen, ald die Natur Des Gegen- 
Randes es zulafien könne, wie auch da, wo feine Unterhandlungen 
eingeleitet ſeien, jolche baldthunlichſt eintreten zu laſſen. 


V. 


Die in Folge der vorſtehenden Beſtimmungen den fämmt: 
lichen Gejandten am Bundestag zu ertheilenden Juſtructionen 
ſeien denſelben bis zur kurzeſten Zeit zuzuſenden. 


In der 28. Sitzung der Wiener Miniſterial⸗Conuferenzen am 





11.Mai wurden fernere Verhandlungen über diefen Gegenſtand 


gepflogen. 

Metternich) ſprach Hierbei feine Ueberzeugung aus, daß ein 
allgemeines deutſches Handelsfyften, und eine Die gefammten 
Bundesſtaaten umfaflende Hanbelsgejeßgebung wohl nur ala 
fromme Wünfche zu betrachten wären, in der Wirklichkeit aber 
jeder Regierung überlaffen bleiben müfje, auf practifchem 
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Wege; Durch freie Berathung und Vereinbarung mit 
ihren Nachbarn das Mögliche zu erreiden. 

v. Marihall gab die Erklärung ab, daß nad bießfeitige 
Ueberzeugung nichts mehr zu wünfchen, als daß ed möglich 
gewejen wäre, in Hinficht auf Handel und Verkehr zwijchen ten 
‚ einzelnen Bundesſtaaten über irgend eine den Handel und Verfehr 
wirklich befördernde Beftimmung fich zu vereinigen. In den von 
dem Ausſchuſſe aufgeftellten Säben werde von Neuem, in Lieber 
einftimmung mit den Wünfchen der Bewohner der beutjchen 
Bundesſtaaten, Die Nothwendigkeit der Beförderung des freien 
Verkehrs anerkannt, allein es jcheine in den nachfolgenden Sägen 
nichts zu Liegen, als was eine wirliche Beförderung des Handels 
und Verkehrs als wirkliche Erfüllung des auch bier anerkannten 
Bedürfniſſes angejehen werben werde. 

Wenn ed den zu Wien verfammelten Kabinetten unmöglich 
geweien, fich in Diefer Beziehung über ſolche Beftimmungen zu 
vereinigen, wie folle Diejes der Bundesverfammlung möglich 
werden, die ſich jchon lange ohne Erfolg mit dieſem wichtigen 
Gegenſtande beichäftigt habe, und Dazu bereitS durch ben 19. 
Artikel der Bundesacte angewielen fei? 

Die Belanntwerbung der bier- ausgeiprochenen Säe bürfte 
alſo unter foldyen Umftänden die Wirkung bervorbringen, die 
Hoffnungen der Bewohner der deutſchen Staaten, daß irgend 
eine &rleichterung ihnen wirklich werde zu Theil werden, woch 
mehr zu jchwächen. 

E83 dürfte daher auch beſſer fein, dieſen Gegenſtand bier 
unberührt zu laſſen, als ihn mit den vorgeichlagenen Säßen, 
wenn nicht beliebt werden jollte, ihnen eine andere Faſſung zu 
‚geben, an bie Bundesverfammlung zurhdzumweifen. 

Die Mehrheit der übrigen Bevollmächtigten war jedoch mit 
biefer Abficht nicht einverftanden, fonbern hielt e8 für rathſam 
und nüplich, daß nachdem die Conferenz fich einmal mit der 
Handelöfrage beichäftigt habe, fie die dabei obwaltenden Schwie: 
rigleiten rein ausfpreche, zugleid, aber der Buntesverjammlung 
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die weitere. Behandlung dieſer Frage bringend zur. Pflicht 
made. 

In derjelben Sitzung verlas der großherzoglich und herzog⸗ 
lich ſächſiſche Abgeordnete, Baron von Fritſch einen Aufſatz, in 
welchem dargethan war, Daß die Vollziehung des Art. 19 
der®undesactedadzuverläffigfte Mitteldarbitete,bie 
Ruhe in dem gefammten Deutſchlandzu erhalten und 
zubefeftigen. So wenig aud) die Schwierigleiten zu verfennen- 
feien, welche in der Verfchiedenheit der örtlichen Verhältnifie und 
der Steuerjyfteme der einzelnen Bunbesftaaten berubten und es 
zur Unmöglichkeit machten, daß jebt bereits eine durchgaͤngige 
Handeld- und Gewerbefreiheit eingeführt werde, fo ſei es doch 
ohne Zweifel eben jo möglich alsdringlich, einige Leitende Grund 
fäbe aufzuftellen,, welche zur weiteren GEntwidelung und Ausbil 
dung der Bundesverfammlung überlafien werden Eönnten. 

Dan folle nicht jäumen, den Grundfag zu verfündigen, daß 
die Kreiheit des Getreidehandeld und des Verkehrs mit ben 
Lebensmitteln in den deutſchen Bundesſtaaten nie unterbrochen 
werben folle. Die Conferenz habe das ausgezeichnete Verdienſt 
fih erworben, die Begriffe über die Bundeöverhältniffe berichtigt 
und Irrthümer aufgeklärt zu haben, woburd der Keim vieler 
Streitigkeiten erftidt worden fe, — Sollte es ihr nicht noch 
gelingen, die allgemeine Frage jowohl über die Haubelsfreiheit, 
ald auch die Frage zu erörtern und zu beleuchten, ob ein Bans 
desſtaat das Recht befite, fein angenommenes Finanzſyſtem auf 
die Conſumtion des Rachbarſtaates auszudehnen? 

Der großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſche Abgeordnete fei 
befehligt, gegen die Fortdauer des bermaligen Buflandes als 
eines rechtlichen, im Sinne der Bundesacte, eine förmlidhe Pro: 
teftatton niederzulegen, und die nadhbrüdlichften Anträge beim 
Bındestage nady Maßgabe und auf den Grund der Bundesaete 
Art. 19 vorzubehalten. Da in biefem Aufſatze der nachbar⸗ 
lichen Handelöverbältuiffe erwähnt "wird, jo bemerkte ber 
preußifhe Staatsmintfter Graf von Bernstorff, daß er feine 
Bundesverhältniffe Fenne, nach welchen ſolche Souverainetäts 
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rechte, ald man hier anfechten wolle, audy nur zweifelhaft erſchei⸗ 
nen Fönnten. — 

Nach einer lange fortgefekten Discuffion tiber dieſen @egen- 
ftand machte Fürſt Metternich bemerklich, daß die Wiener Gon- 
- ferenz keineswegs berufen jet, fi) auf Streitfragen, wie die bei 
Gelegenheit dieſer Discuffion aufgeworfenen, einzulafjen, indem 
für folche, wenn fie einmal verhandelt werben müßten, Die Buudes⸗ 
verfammlung in ben Schranken ihrer verfafiungsmäßigen Com⸗ 
petenz und ber Rechtsweg offen fände, 

Da die Beiprechungen übrigens zu keinem beftimmten 
Reſultate führten, jo behielt man ſich vor, den Tl. Saß, wegen 
Freiheit bes Verkehrs mit Getreide und andern Lebensmitteln, 
für deſſen unmittelbare Erledigung die kaiſerlich öfterreichifchen, 
Föniglich preußifchen und Föniglich baieriſchen, ſowie fämmtlice 
übrigen Bevollmächtigten fih vorläufig im günftigften Sinne 
erflärten, in der nädften Sigung zur Berathung zu ziehen. 

. Die 29. Sihung eröffnete Fürſt von Metternich mit ber 
Bemerkung, dab man ſich Über einige in den Anträgen berührte 
Puncte vielleicht bier ſchon vereinigen und Beftimmt außfprechen 
tönnte, fo daß alddann nur die übrigen dem Bundestage zur 
ferneren Bearbeitung zu übergeben jein würden. Bu jenen 
Puncten gehöre vorzüglich der freie Verkehr mit Getreide und 
andern nothiwendigen Lebensmitteln, über welchen man fich bereits 
von allen Seiten günftig erflärt habe, und für welchen derr 
Fürft in wenigen Tagen auch die definitive Zuſtimmung 
des Kaiſers, oder wenigitend cine Entſchließung zu er 
halten hoffe, wodurch eine baldige Bereinigung am Bundestage 
bewirkt werben koͤnnte. 

Rückſichtlich der Flußſchiffahrt wurbe in derſelben Sipunz 
eine veränderte Faſſung des hierauf bezüglichen Artikels ange: 
nommen. 

In der 32. Sipung vom 20. Mai dußerte Fürft von 
Metternich, Daß in Anfehung des vorläufig beiprochenen Artikels, 
wegen des freien Verkehrs mit Betreide und Lebensmittel 
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erſt nach Eingang der noch zu erwartenden Neſolution 
des Kaiferd eine Entſchließung zu fallen, und im. Kalle der 
Zuftimmung deſſelben dieſer Artikel, fowie der wegen der 
Flußſchiffahrt als definitiv feſtſtehend, die übrigen Puncte aber 
ald Einleitung zu ferneren Beratbungen Durch Die Höfe und 
Regierungen an den Bundestag zu erlaflen fein würden. 

Sin der 33. Sigung am 23. Mai wurde befchloffen: 

1. den Artikel wegen der Flußſchiffahrt von dem entworfenen 

Separatprotocoll ganz auszufchelden; 

2. den Artikel über den freien Verkehr mit Getreide und 
Lebensmitteln zwar dem genannten Separatprotocoll vors 
läufig einzuverleiben ,„ jedoch. in Ruͤckſicht auf die zu er- 
wartende Refolution des Kaiſers, ein anderes 
Separatprotseol zu entwerfen, worin ber Grund: 
ſatz des freien Verkehrs mit den gedachten Gegenſtaͤnden 
al8 definitiv angenommen und ausgeſprochen werde, 
biernähft aber nad) Maßgabe der Umſtände entweder 

von letzterm Protocol Gebrauch zu machen und folchen- 
fall in dem Protocol über den Handel den Hl. Artikel 
zu flreichen, oder aber, wenn die Taiferlihe Zuſtimmung 
nicht erfolgen follte, dieſen Artikel in feiner jeßigen 
Geſtalt beftehen zu laſſen. 

Der großherzoglicy Iugemburgijche Bevollmächtigte erneuerte 
den ſchon am Bundestage gemachten Vorbehalt wegen Einführung 
bes Hormviches in das Großherzogthum Luxemburg, trat im 
Uebrigen aber den Vorichlägen der Gonferenz bei. 

Sn der 34. Sipung am 24. Mai wurben die in ber 38. 
Sitzung beſprochenen Separatprotocolle unterzeichnet; fie Lauten 
wie folgt: 

„Da die hier verfammelten Bepollmächtigten mit Zuftimmung 

ihrer Höfe und Regierungen ſich über den Grundſatz eines 

für alle Zeiten freien und ungehinderten Verfehrs mit Ge: 
treide und andern Lebensmitteln zwiſchen den Bundesſtaaten 
definitiv vereinigt, zugleich aber befchloffen haben, die weitere 
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Entwidelung und Volziehung des Grundfaßes, in Bezug 
auf alle Dabei eintretenden Modalitäten, den Berathungen 
ber Bundesverfammlung zu überlafen; jo ift zu dieſem Ende 
das gegenwärtige Separatprotocoll abgefaßt, und von 
fämmtlichen Bevollmächtigten unterzeichnet, auch einſtimmig 
verabredet worden, ſolches ihren reſp. Höfen und Regierun- 
gen. zu überreichen, damit Die Bundesverfammlung ven dem 
Inhalt deſſelben unverweilt benachrichtigt, und zur fernern 
Bearbeitung und Vervollftändigung des gefaßten vorläufigen 
Beichluffes angewieſen werde.“ 

Ferner 

„Die Conferenz bat aus dem Vortrage bes 10. Ausſchuſſes 
erſehen, daß die bei demfelben über den Handel und Ber- 
kehr zwifchen den Bunbesftaaten gepflogenen Verhandlungen 
zu keiner erichöpfenden Uebereinkunft geführt haben. — Ein 
jo vielfeitiger und verwidelter Gegenftand Tieß fich in dem 
Berbältnifie, worin die Bundesftanten gegen einander flehen, 
obne ausführliche Snftructionen der Höfe und Regierungen 
nur hoͤchſt unvollfommen bearbeiten; die Ertheilung folder 
Inſtructionen aber konnte bei dem Umfange und den 
Schwierigkeiten der Fragen bei der Kürze der Zeit und bei 
der Mannigfaltigfeit anderer dringender Berathungen nicht 
erwartet, folglich auch bier nichts Entſcheidendes "darüber 
. beichlofjen werden. 

Der Ausfhuß bat daher — in der Ueberzeugung, daß 
unreife und nicht Dinreichenb vorbereitete Maßregeln in 
einer Sache von jo großer Wichtigfeit, anftatt den Zweck 
zu befördern, nur das wirklich erreichbare Gute erfchweren 
oder vereiteln fönnen, — die fernere Erwägung: der hier 
nicht aufzulöjenden Fragen der Bundesverfammlung fiber: 
laſſen zu müllen geglaubt, ohne den bei ihr einzuleitenden 
Verhandlungen vorzugreifen. Nichts deſto weniger theilen 
fammtliche bier vereinigte Bevollmaͤchtigte das lebhafte 
Gefühl, daß man ſich mit Aufklärung diefer Fragen, zumal 
in einem Beitpunde, wo das Publicum, und bejonbers bie 
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producirenden und gewerbtreibenden Claſſen durch wider⸗ 
ſprechende, verkehrte oder treuloſe Darſtellungen jo vielfältig 
irre geführt werben, ernſthaft beſchaͤftigen müſſen und haben 

ſich zu dem Ende vorläufig über folgende Beftimmungen 
vereinigt.“ 


„Die Bundesverſammlung hat Die Beförderung und Erleich⸗ 
terung des deutſchen Handels überhaupt, und infonderheit de 
Verkehrs zwiſchen den einzelnen Bunbesftanten, nach Anleitung 
bes 19. Artikels der Bundesacte, ald einen der Hauptgegenftände 
ihrer Aufmerkſamkeit und Thaͤtigkeit zu behandeln und fi fort: 
während zu-beftreben, die jenem Zweck entgegenftehenben Hinder- 
nifje aus Dem Wege zu räumen. 


Il. 


Sıe hat zur nähern Bearbeitung des Gegenftandes einen 
Ausſchuß zu beftellen und demſelben die Befugniß zu ertheilen, 
bei feinen Berathungen fachverftändige Geſchaͤftsmaͤnner nach 
einer dieſerhalb mit den Regierungen zu treffenden Verabredung 
zu Rathe zu ziehen. 


III. 


Die Bundesverfammlung hat fortdauernd ihre Bemühungen 
dahin zu richten, daß die in ihrer Mitte früher eingeleitete Ver⸗ 
handlung wegen des freien Verkehrs mit allen Arten von Getreide 
und Schlachwieh baldmoͤglichſt zu einer gruͤndlichen und feſten 
Vereinbarung zwiſchen den Bundesſtaaten gedeihe. 


IV. 


Da es für das Geſammtwohl der Bundesſtaaten und zur 
Beförderung ihres gemeinſchaftlichen Flors aͤußerſt wunſchenswerth 
iſt, daß die im Art. 1 berührten und mit dieſen in Verbindung 
ſtehenden Gegenſtaͤnde von allen Seiten gründlich aufgeklaͤrt und 
erörtert werben; fo verpflichten ſich faäͤmmtliche Bundesregierungen 

Erſter Theil. 209 
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ihre Gefandifchaften am Bundestage mit möglichft erſchoͤpfenden 
Juſtructionen zu verfehe, damit die nach Art. 2 bei der Bunbes- 
verfammlung zu beftellende Commiſſion zuvörberfi zu einer voll: 
ſtändigen Ueberſicht des gegenwärtigen Standes der Dinge, als 
der nothwendigen Grundlage aller ferneren Verhandlungen, und 
demnaͤchſt nad) reifer Ueberlegung zu einem mit der eigenthüm: 
lichen Lage und den Verwaltungsſyſtemen der einzelnen Staaten 
vereinbaren, zugleich aber für die Geſammtheit Des Bundes er: 
ſprießlichen Reſultate gelangen möge. — 

Vorſtehende Sätze follen in Form eines abgejonderten 
Conferenzprotocolls von den hier anwejenten Bevollmädtigten 
unterfchrieben und an die refp. Höfe und Regierungen mit der 
Bitte, ihren Geſandten am Bundestage die erforderlichen Inſtruc⸗ 
tionen im Sinne des Art. 3 fobald die Wichtigkeit der Sache 
es nur irgend zuläßt, zu ertheilen, eingefendet werben.“ 

Hiermit ſchließen ſich die bei den Miener Winifterial: 
Gonferenzen über den Handel und Verkehr gepflogenen Verband: 
lungen. — 


. Sn der 13. Sigung der Bımdesverfammlung von 22, Juni 
1820 machte das Praͤſidium die Eröffnung, daß Se. Majeftät 
der Kaifer zu lebhaft das von fämmtlicdhen, allerjüngft in Wien 
vereinigt gewejenen Bevollmächtigten der Bundesftaalen ausge: 
fprochene Gefühl über die Nothwendigkeit theilten, daß die hohe 
Bundesverſammlung bie Beförderung und Erfüllung des beutjchen 
Handels überhaupt, und infonderheit des Verkehrs zwifchen den 
einzelnen Bundesſtaaten, nad Anleitung des 19. Artikels der 
Bundesacte, als einen der Hauptgegenftände ihrer Aufmerkſam⸗ 
feit und Thaͤtigkeit behandele, um nicht auf Die thunlichite 
Beichleunigung diesfälliger, möglichft erichöpfender, ſofort die 
einjchlägigen, mannichfaltigen Modalitäten umfaflender Inſtruc⸗ 
- tionen Dringend anzutragen. 
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Se. Majeftät hielten dafür, daß unter biefen Mobalitäten 
unverkennbar und vorzugsweife die Beachtung zweckmaͤßiger Boll 
verhältniffe in den, verſchiedenen Bundesſtaaten und die Beſtim⸗ 
mung des Rechts der Regierungen hinſichtlich der Abnahme und 
des Ausmeſſens von Aus⸗, Ein⸗ und Durchfuhrzoͤllen bei dem 
wechjelfeitigen Verkehr gehörten, und als wefentliche Praͤmiſſen 
erwogen werben müßten, um zubörberft nach Ihrem aufrichtigften 
Wunſche die ſchon früher eingeleitete Verhandlung wegen bes 
freien Verkehrs mit allen Arten Getreide und Schlachtvieh 
eheſtens zu einer gründlichen und feften Vereinigung unter ben 
Bundesflaaten zu bringen. 

Sänmitliche Stimmen vereinigten fich, über den Präfidial— | 
antrag Bericht zu erftätten, und um fchleunige Inſtruction zu 
bitten. | 
Sn der 18. Bundestagsfigung vom 27. Juli 1820 wurde 
bie Zufammenftellung ber bejondern Begenftände, welche in Folge 
der lebten Wiener Minifterialeonferenzen zur weitern Berathung 
an den Bundestag gebracht werden follten, mit näherer Bezeichnung 
des verjchiedenen Standpunctö derſelben vertraulich vorgelegt, 

Hierin ift sub II. 3 gejagt: 

„In Betreff des Handels und Verkehrs zwiſchen den Bundes⸗ J 
ſtaaten hat ein Separatprotocoll vom 24. Mat zur 34. Sitzung 
(der Wiener Sonferenzen) zwar die fernere Erwägung der in dieſer 
Hinficht dort nicht aufzuldjenden Fragen der Bundesverjammlung 
überlafjen zu müfjen geglaubt, um den bei ihr einzuleitenben Ver⸗ 
handlungen nicht vorzugreifen; allein vier allgemeine Beflimmungen 
‚zu Anhaltspuncten dabei angenommen, in deren Gemäßheit 
nun zunächft von der Bnndesverfammlung 

a. ein Ausſchuß zur nähern Bearbeitung Des Gegenſtandes 

überhaupt zu beſtellen wäre, zu welchem Ende ſich ſämmt⸗ 

liche Bundesregierungen verpflichtet haben, ihre Geſandt—⸗ 

ſchaften am Bundestage mit möglichſt erſchoͤpfenden 

Inſtructionen zu verſehen, damit dieſe zu beſtellende Com⸗ 

miſſion zuvorderſt zu einer vollſtaͤndigen Ueberſicht des 

gegenwaͤrtigen Standes der Dinge als der nothwendigen 
29* 
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Grundlage aller fernern Verhandlungen und demnaͤchſt x. 
gelangen möge, 

.b. die Bundesverfammlung fortdauernd ihre Bemühungen 
dahin zu richten haben wird, daß die in ihrer Mitte 
früher eingeleitete Berhanbfung wegen des freien Ver: 
kehrs mit Lebensmitteln baldmöglichſt zu einer gründlichen 
und feiten Vereinbarung zwijchen den Bundesftaaten 
gedeihe. Nach einem Beichluffe im 33. Protocol find die 
Höfe und Regierungen erfucht worten, in diefem Sinn 
die erforderlichen Inſtructionen an ihre Geſandten am 

Bundestage, jobald die Wichtigkeit der Sache es nur 

irgend zuläßt, zu ertheilen *. 

In der 19. Bundestagsfikung vom 3._Auguft 1820 wurde 
die Sommiffton zur Begutachtung dieſes Gegenftandes, beftehend 
aus 5 Mitgliedern, ermählt.' 

Die Sommiffion erftattete in der 30. Sikung vom 12. 
October 180 Vortrag, in welchen fie fidh 
- I rüdfichtlih des freien Verkehrs zwilchen den Bundes⸗ 
ftanten mit Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schladhtvich 
noch dahin ausſprach: 

A. daß eine feſte Norm über unabänderliche, möglichft gleich⸗ 
- fürmige Eins, Aus: und Durchfuhrzölle, denen alle Arten 
von Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schladt: 
vieh unterworfen fein würden, fich vereinigen wollen. 

. B. Sie glaube ferner, daß ald Regel werbe ausgeſprochen 
werden müſſen, daß zwiichen den Bundesſtaaten unter 
fi feine Art von Sperre Diefer Gegenftände iemas ein: 
treten jolle. 

C. Daß nicht von einjeitigen Verfügungen, ſondern nur von 
dem gemeinſchaftlichen Einverſtaͤndniſſe es abhängen folle, 
ob an den Grenzen der Bundesitaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörigen Staaten, Sperranftalten verfügt 
werben follen. Ausgenommen hiervon fei nur allein, wenn 

ein nicht zum Bunde gehörender Staat gegen die an 

feinen. Grenzen liegenden Bundesftaaten die Sperre an- 
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ordnete, in welchem Sale es den betreffenden Bundes— 
ftaaten durchaus freiftehe, eine ähnliche Sperre zu ver: 
fügen oder nicht, im erftern Kalle jedoch würden fie 
lammtliche Bundesregierungen von dieſer Retorſionsmaß⸗ 
regel unverweilt in Kenntniß zu jeßen haben. 

D. Unter ver allgemeinen Freiheit des Getreidehandels 
zwilchen den Bundesftaaten wäre eine Befreiung von den 
vor dieſer Vereinbarung feitzufeßenden Gin, Aus⸗ und 
Durchfuhrzöllen nicht zu verftehen. 

E. Blos durchgehendes Getreide, es fei im Auslande oder 


in Bundesftaaten erfauft, wenn es nicht für einen mit . 


dem Bunde im Kriege befindlichen Staat beſtimmt ift, 
würde mit bloßer Erlegung der ber feitzufeßenden Durch: 
gangszölle durch ale Bundesſtaaten unaufgehalten durch⸗ 
zuführen fein. 


II. Der zweite Gegenftand Des der Commiſſion ertheilten 


Auftrags betreffe, nach Anleitung des 19. Art. der Bundesacte 
und des 2. Art. des Separatprotocolls der 34. Miniſterialconferenz 


die Beförderung und Erleichterung des deutſchen Handels und 


Verkehrs im Allgemeinen und inſonderheit des Verkehrs unter 


den deutſchen Bundesſtaaten unter ſich. 

Der Commiſſion gingen zur weitern Bearbeitung dieſes ſehr 
wichtigen und allgemeinen Gegenſtandes noch ſo viele Nachrichten 
ab, die fie theils von den höchften und hoben Bundesregierungen, 
theils von jachverftändigen Gefchäftsmännern, die bei ihren Be⸗ 
rathungen zuzuziehen fie ſich vorbehalte, erhalten zu können 
hoffe. Vor der Hand glaube ſie jedoch ſich darauf beſchränken 
zu müſſen, von ſämmtlichen Bundesſtaaten die Mittheilung 

a. ber bei ihnen beſtehenden Zoll⸗ Mauth⸗ und Aceiſegeſetze 
über Ein⸗, Aus und Durchfuhr ſämmtlicher Gegenſtände 
des Handels nebſt den verſchiedenen allenfallſigen Beſtim⸗ 
mungen über Contrebande. 

b. einer Anzeige: ob und welche Verfügungen an ihren Grenzen 


über den Heinen Verkehr mit den Nachbarftaaten beftehen, - 


erbitten zu müſſen. 


.8* 
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.Hierauf wurde bejchlofjen: - 


„daß über die bier aufgeftellte Anficht der Commiſſion Bericht 
zu erftatten, in&bejfondere aber die Negierungen der Bundes- 
ftanten zu erfuchen ſeien, über Die gegenwärtig beftehenden, 
den Handel betreffenden Gefeße und Einrichtungen in Den 
Biindesftaaten, dann fiber die bei ihnen eingeführten Zoll⸗, 
Mauthe und Acciſe⸗-Geſetze über Ein-, Aus und Durchfuhr 
ſaͤmmtlicher Gegenftände des Handels nebft den verfchledenen 
alenfallfigen Beftimmungen tiber Gontrebande der Bunbes- 
verfanmlung Mitthellung zu machen, aud) damit Die Anzeige 
zu verbinden, ob und welche Verfügungen an ihren Grenzen 
über den feinen Verkehr mit den Nachbarftaaten beftehe“. 

„Bas die bierunter begriffenen Mittheilungen und In—⸗ 
fiructionen wegen des freien Handeld und Verkehrs mit 
Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schladhtvieh betrifft, 
jo wäre deren möglichſte Bejchleunigung zu erbitten *. 


Su der 12. Sigung vom 26. März 1821 wurde von 
Baiern über diefe Anträge abgeftimmt, wobei fich die Eönigl. 
Regierung mit denfelben, infofern fie fih auf ben freien Verkehr 
mit den nothwendigften Lebensmitteln beziehen, im Wefentlicyen 
einverſtanden erklärte und hinſichtlich der Beförderung und Er- 

. leichterung des deutjchen Handels im Allgemeinen Die gewünfchten 
Mittheilungen machte. Im gleihen Siune erklärte ſich Koͤnig⸗ 
reih Sachſen in der 13. Sigung beffelben Jahres. Württemberg 
ſtimmte ebenfalls beifältg ab, mit Ausnahme des Punctes C, 
‚wegen. des Verkehrs mit den nothwendigften Lebensbedürfniſſen, 
»inden dieſer Antrag mit ver früher ausgefprochenen Anficht der 
Majorität der Bundesglieder, welcher zufolge der Handel mit 
dem Auslande feinen Gegenftand dieſer Convention ausmache, 
nicht übereinflimme. - 

In der 18. Sigung vom 14. Mai 1821 erklärte ſich Groß⸗ 
Derzogtum Helfen im Weſentlichen mit den Commiſſionsanträgen 
einverſtanden und bemerkte, daß bie großberzogliche Regierung 
lich gerade damit bejchäftige, die jenjeitige Zolls und Handels⸗ 
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geſetzgebung zu reguliren, und daß man fich baher in diefer 
Beziehung weitere Mittheilung vorbehalte. 

Die fürſtlich ſchwarzburgiſchen Häufer brachten einige No⸗ 
tizen tiber die jenfeitigen Bolle und Handeldverhältniffe zur 
Kenntniß der Bundesverſammlung. 

In der 23. Bundestagsſitzung vom 14. Juni erklaͤrte 
Preußen: 

daß es erboͤtig ſei, einer Vereinigung der Bundesſtaaten 

dahin beizutreten, daß 

a. hinſichtlich des Verkehrs mit allen Arten von Getreide, 
Hülſenfrüchte, Kartoffeln und Schlachtvieh ein Maximum 
des Ausfuhrszolls feſtgeſtellt, 

b. jeder ſonſtigen, den freien Verkehr ſtoͤrenden Veſchräukung 
der Ausfuhr von den gedachten Lebensbedürfniſſen, ſowohl 
in Rückſicht von Quantitaͤt, als auf Die einzelne Ausgangs⸗ 
puncte entjagt werde, 

e. daß unter der allgemeinen Freiheit des Getreidehandels 
zwifchen den Bunbesflanten eine Befreiung von Ginz, 

Aus⸗ und Durchfuhrzöllen nicht zu verftehen ei, . 

d. daß burchgehendes Getreide, es fei im Auslande oder in 
Bundesftaaten erfauft, wenn es nicht für einen mit Dem 
Yunde im Kriege befindliden Staat beftimmt ifl, mit - 
bloßer Entrihtung der gewoͤhnlichen Durchgangsgebühren 
nicht allein die Grenzen des Bundes, fondern auch in den . 
zum Bund nicht gehörigen Ländern eines Bundesgliedes 
allenthalben unaufgehalten durchgeführt werden könne; 
und 

e. daß der Verkehr mit dem Auslande nicht zum Gegenftanb 
der Bereinigung zu machen fet. 

Zugleich theilte Preußen die jenfeitigen geſetzlichen Beftin: 
mungen über die Abgaben von der Ein-, Aus: und Durchfuhr 
jämmtlicher Handelögegenftände über den Schleichhandel und 
über den Heinen Grenzverkehr mit Nachbarſtaaten mit. 

In der 38. Sitzung deffelben Jahre ftimmte Baden in 
demfelben Sinne wie Württemberg ab._ - ° 
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Weitere Abftimmungen über diefen Gegenſtand kamen Feine 
ein. Sn ber 26. Sikung vom 26. Auguft 1824 wırde Die 
Commiſſion zur Begutachtung der Verbältniffe des freien Han- 
del und. Verkehrs, welche in der Bwifchenzeit unvollzählig 
geworden war, wieder ergänzt. 

Bei diefer Gelegenheit erklärte Baden: Die großherzoglidhe 
Regierung babe aus allen bisherigen Verhandlungen Die Ueber: 
zeugung gefchöpft, daß die Schwierigkeiten, welche die Verſchie⸗ 
denheit der Handeldinterefjen den Berabredungen über Handels: 
angelegenheiten entgegenftelle, um fo feichter zu überwinden feien, 
je größer das Marktgebiet und je zahlreicher die Artikel feien, 
wofür die unbedingte Freiheit, oder eine Erleichterung des 
Verkehrs in Anſpruch genommen werde. 

Unter dieſer Vorausſetzung werde naͤmlich unverkennbar eine 
Ausgleichnng der verſchiedenen Intereſſen der Production und 
des Handels der einzelnen Staaten leichter moͤglich, waͤhrend 
Bei einer Beſchränkung gemeinfaner Maßregeln auf wenige 
Gegenſtände leicht der Fall eintreten fönnte, Daß dieſe wenigen 
Erzeugniffe in. dem einen Land nur zu den Ausfuhrartileln und 
in dem andern nur zu den Importationsartikeln gehörten. Cine 


" wahre und gerechte Reciprocität, die allein das Biel gemeinjamer 


Mapregeln fein könnte, werde aber nur erreicht, wenn die Be 
dingung des freien Austaufches jedem Theile Abjabwege für bie 
Ueberſchüſſe einzelner Productionsgegenftände eröffneten. 

Daher erjcheine es als höchſt wünſchenswerth, daß bei ter 
Reaffumtion der Berhandlungen zur Begründung eines freien 
Verkehrs zwifchen den fämmtlichen Bundesflaaten der frühere 
Plan eine angemeflene Ausdehnung erhalten, und jene Verkehrs⸗ 
freiheit für alle rohen Erzeugniſſe des Bodens, ohne Ausnahme, 
und für fo viele verarbeitete Stoffe in Anſpruch genommen 
werden möchte, ald ed nur immer die Nüdfichten erlaubten, 
welche die gegen das Ausland beftehende Handelsverhältniſſe den 
einzelnen Bundesftaaten zu nehmen geboten. 

Da in dem nämlichen Verhaͤltniſſe ald der Kreis des wechſel⸗ 
feitigen freien Verkehrs erweitert werde, die Vortheile beflelben 


457 
unter allen Staaten ſich dleihmäßig vertheilten, fo bürfe auf 
Diefem Wege auch nur um fo eher ein gemeinfames Ginverftänd- 
niß und Die Befriedigung eines. eben jo allgemeinen als dringen. 
den Bedürfniſſes erwartet werden. 
Großherzogthum Helfen und Die großherzoglid und herzogl 
Jächfiichen Häufer traten biefer Erklärung im Wefentlichen bei. 
Seitdem ift bis zum Jahre 1832, wo Hannover 
bie Sache wieder aufnahm über diefen Gegenftand 
inder®undesverfammlungnihtövorgefommen. Man 
fam alſo weder deu Beihlüffen der Wiener Minis :. 
fterialconferenzen, nach denen der Bunbesverfamm» 
lung, ammwenigften aber der Vorſchrift der Bundes⸗ 
und Schlußacte nach. Um ſo höher muß das Verdienſt 
Preußens für die Schaffung des Zollvereind von 
Deutfhland anerfannt worden”). 


— — ee nn en — ———— 


Fünftes Kapitel. 
Die Angelegenheiten der Unterthanen des auſfgelsſten Wechpbälifchen 
Königreichs in Dezug auf gehaufle Jomainen, rühfändige Peſoldungen 
und gefichte Kautionen. 


Erſtes Stabium, 


Die Bundesverfammlung war von Der Zeit ihres Zuſammen⸗ 
trittö an mit zahlreichen und ſehr verjchiedenartigen Reclamationen _ 
von Privatperfonen beichäftigt geweſen. Keine aber ſchien fo 
wichtig als die der Käufer der Domainen des aufgelöften König» 
reichs Weltphalen. Die Sache gewann dadurch noch eine erhöhte 
Wichtigkeit, daß bei derſelben Grundſaͤtze zur Sprache famen, 








welche tief in das Leben der Staaten eingreifen, welche eine . - 


*) Weber einige fpecielle Gegenftände des Verkehrs z. B. die Pofl werden 
wir ganz furz berichten. Weber diefen Gegenſtand muß mun bie ausgezeichnete 
Abhandlung v Linde's in defien Archiv vergleichen. 
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Erörterung - bervorriefen,. bie fi} über weite Lebenskreiſe ver: 
breitete und in politiicher wie moraliſcher Beziehung Die Auf: 
merkſamkeit aller Zeitgenoſſen auf fi) z0g. Die Träger bes 
monarchiſchen und Iandesherrlichen Princips ftellten Säbe auf, 


welche eine tiefe Aufregung im ganzen deutichen Volke nach ſich 
zogen, den Gegnern biejer Brineipien einen ſehr großen Borjchub 


leiſteten und viel dazu beitrugen, ſdaß das Vertrauen auf Die 


Bundesverfammlung verloren ging Was jo durchaus gegen 
die moralifche Weberzeugung eines ganzen Volkes ift, wie in 
Diefer Angelegenheit die von der Anfangs vom beiten Willen 
geleiteten Bundesverſammlung fpäter nach und nad aus 
geiprochenen Principien, kann nicht gerechtfertigt werben durch auf 
die Spiße geftellte fogenannte Rechtsgrundſaͤtze. Wohl wäre eö 
thoͤricht, ſich bei jeder Gelegenheit, wo es fich um ftaatsrechtliche 
Fragen handelt, eine Berufung auf die moralifche Ueberzeugung 
des Volkes vorzunehmen; damit koͤnnte man Alles in Frage 
fielen. Aber es gibt im Leben der Völker Momente, in denen 
fie. während der kurzen Spanne eines Jahrzehnts in der Ent: 
widelung ihres Öffentlichen Lebens fo große Fortfehritte machen, 
wie Sonft fait nicht in einem halben Jahrhundert und wo fie die alten 
abgelebten Formen, welche nur ein ſcheinbares Leben batten, mit 
einem Male zerbredien. Das deutfche Volk war in dieſem Kalle 
in der Beit von 1807—1815 gewefen. Wir haben in der Eiu- 
leitung dieſen Gegenftand ſchon berührt. Wer nun wagen will, 
‚jene abgelebten Formen bes polttifchen Lebens wieder einzuführen, 
weil fie etwa formel juriſtiſch zur Zeit nicht befeitigt waren, wer 
noch weiter geht, und Principien geltend machen will, welche 
eine Nation in endlofes Ungläd geftürzt, wer enblid jo unfinnig 
ift, die Anftrengungen eines Volkes zur Befeitigung jenes Rational: 
Unglüded zu mißachten und thm, dem Volfe, dieſes Unglüd 
zurechnen, welches ed mit feinem Herzblute wieder gutmachen 
mußte: mag ſich nicht wundern, wenn Abneigung und Wißtrauen, 
. wenn Grbitterung und Haß ftatt des eben wiebergeivonnenen 
Vertrauens und der Auhäuglichkeit eintritt. Wir haben zum 
‚Defteren darauf angewiefen, daß nur das deutſche Volk fo. harte 
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Proben überwinden konnte*). In der weftphälifchen Domainen⸗ 
Angelegenheit findet ſich eine Veſtaͤtigung diefer Anſicht. Wir 
wollen bier nicht die Frage erörtern, ob die Regierungshandlun⸗ 
gen eines fogenannten Zwiſchenherrſchers an dem wieder eintres 
tenden rechtmäßigen Fürften wieder anzuerkennen feien, insbeſondere 
wenn es fi) um Privatforderungen handelt *%); aber fidher war 
es ein politifcher Fehler ſonder Gleichen, die Privatforderungen, 
‚welche aus der Zeit der Zwiſchenregierung herruͤhrten, ſpaͤter 
nicht anzuerkennen. | 
Aber nicht nur ein politischer Fehler war Dies, fondern auch 
ein moraliſches Unrecht. Denn man fagte damit: „Eönnen Die 
Fürften ihre Voͤlker nicht gegen den Feind vertheidigen, jo müflen 
fi) Die Bölfer gefallen laſſen, während der Herrſchaft des fremden 
Fürſten, und dauere fie ein Menfchenalter, in vielen Beziehungen 


rechtlos zu fein“. Nie wird es baher gelingen, und ließen 


ſich fämmtlihe Juriſten der civilifirten Welt dafür aufbieten, 
einem Volke unferes Jahrhunderts die Heberzeugung beizubringen, 
dag ein ſolches Princip Recht fein müffe. Daß es Recht war 
und fein ſollte, bat das deutſche Volk damals. allerdings ges 


jeben und würde ed weiter bis zum Sabre 1840 geſehen haben, . 


wenn die Bumdesprotocolie veröffentlicht wären. Yu dem polts 
tifchen Fehler, der nicht um 20 Millionen Willen hätte gemacht 
werden dürfen, trat aber von einzelnen Negierungen noch offen> 
barer Hohn hinzu. Der Kurfürft von Heſſen beichräufte ſich 


*) Geſchichte der politiichen Unterfuchungen ıc. Branffurt 1860. ©. 55. 


6) BVfeiffer. In wiefern find die Regierungshandlungen . eines gwiſchen⸗ 
herrſchers für die rechtmäßigen Regenten verbindlich. 1018 
Schaumann. Die rechtlichen Verhältniſſe des legilimen zarſten, des 
Ufurpators und bes unterjochten Volkes. 1820. 
Stidel. Beitrag zu der Lehre von der Gemwährleiftung und der Rechte: 
beitändigfeit der Handlungen eines Zwifchenherrichers. 1820. 
Bülow. Abhandlungen. Bd. I. und I. j 
CE. Zachatiaͤ. Deutſches Staats⸗ und Bundesrecht. J. S. 363 fi. 
B Br. 1838. Fol. 656 ff. | 
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einfach auf fein behauptetes Recht als legitimer Batrimonal: 

- Kürft, aber der Regent von England *) wagte zu fagen: 
„daß es das dringende Intereſſe der Fleineren, wie ber 
‚ größeren Staaten, für kommende Zeiten fei, diefe Grund⸗ 
ſaͤtze feſtzuhalten, und zum Voraus den Unterthanen 
die Luſt zu benehmen, dem eindringenden Feinde 
Bbehuülflich zu fein, wenn er wider alle Grund— 
ſätze des Kriegs rechts dieSubftanz eines Landes 
verzehren will, das ſelbſt der rechtmaͤßigſte Feind nur ſo 
lange zu verwalten berechtigt iſt, bis ein Friedensſchluß das end⸗ 
liche Schickſal dieſes Landes beſtimmt, oder bis er, wie hier 
der Fall war, von dieſem Zeitpunct des factiſchen Beſitzes 
wieder entſetzt und alle rechtlichen Wirkungen deſſelben für 

die Zukunft vereitelt worden!“ 

Das deutſche Volk mußte ſich von einem fremden Regenten, 
von einem in allen Laſtern ſich waͤlzenden Prinzen ſagen laſſen, 
daß es eher mit Steuern und Laſten zu Grunde gehen müſſe 


und ſolle, ehe nur eine einzige Domaine mit ihrer Beihülfe ver⸗ 


fauft werben bürftel Die Braunfchweiger, ja die Deutfchen 
‚mußten hören: daß ihnen in Zukunft die Luft benommen werben 
jollte, dem eindringenden Feinde behülflich zu fein, Die Subflanz 
des Landes zu verzehren! Das mußten dieſelben Braunfchiveiger 
hören, die in Roth und Tod mit ihrem Herzog außgehalten, 
wovon ſelbſt in der troftlofen Zeit der tiefften &rniedrigung die 
Einwohner der Refidenz die Proben ablegten, al8 der Herzog 
die Nacht (31. Juli 1819) vor den Thoren derfelben bei feinen 
treuen Kampfgenoſſen auf Stroh ſchlief; damals waren Die Be- 
weife der Theilnabme und Treue todeögefährlih. Der eble 
Held erfannte wohl die Hingebung feiner Untertanen, unb er 
wäre wahrlich nicht mit jenen ſchmachvollen Worten des Brinz- 


"*),B. Br. 1818, Fol. 404. 
Man war fo Hug, .diefe Grtlärung ale Vormund Braunfdweigs 
abzugeben. 


— 
⸗ 
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regenten einverftanden geiwefen. Wäre ein Freiherr v. Stein in 
der Bundesverfammlung geweſen, welch' eine Antwort: möchte 
wohl erfolgt fein! Er, der die berühmte Antwort an bie Kaiferin 
von Rußland gab*), was möchte er einem Prinzen, welchem 
der Vorwurf der Bigamie gemacht wurde **), geantwortet - 
haben ? | 

Wir werden fpäter jehen, wenn wir von den Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheiten zu jprechen haben, daß derſelbe Prinzregent in 
faft noch ſchmaͤhlicherer Weife gegen den mißleiteten und aus 
der Art gefchlagenen Herzog Carl von Braunfchweig ſich 
benahm und daß er in der Bunbesverfammlung Worte gebrauchte, 
die ſich deutſche Fürften und Staatömänner niemals hätten gefallen 
laſſen ſollen. 

Preußen nahm zwar von Anfang an in dieſer Yngelegenheit 
eine würdigere Stellung ein, ſchwankte aber bei verſchiedenen 
Belegenbeiten Hin und her, und bei den Wiener Minifterial: 
Gonferenzen 1820 gab Graf Bernftorf nebft den übrigen Bevoll- 
mächtigten zu Protocofl ***), daß bei Abfafjung des 15. (jebt 30.) 


*) Berk II. ©. 199. Bei der Nachricht von dem Rüdzuge der Fran-⸗ 
zofen aus Moskau Hatte die Kaiferin, Mutter gefagt: „Fürwahr, wenn von 
dem franzöfifchen Heere Gin Mann über den Mhein ins Baterland zurüd- 
fommt, werbe ich mich fchämen eine Deutfche zu fein”. Stein fand von der. 
Tafel auf und erwiderte: „Eure Mafeftät haben jehr Unrecht dies zu fagen, 
und zwar dor den Ruſſen zu fagen, die ben Deutfchen fo viel verdanfen. 
Sie follten nicht fagen: Sie werden Sich der Deutſchen fhämen, 
fonbern follten Ihre Bettern nennen, bie beutfhen Fürſten. Ich 
habe in den Jahren 1792 —1796 u. |. w. am Rhein gelebt; das 
brave Deutsche Volk hatte niht Schuld; Hätte man ihm vertraut, 
hätte man es zu brauchen verflanden, nie wäre ein Franzoſe über 
die Elbe, gefchweige über die Wechfel und den Dniepr gekommen.“ 

**) Die VBertheidiger der Königin Caroline von England erklärten, bag 
nur derjenige auf Cheſcheidung nach englifchen Geſetzen antragen bürfe, welcher 
nicht felbit Ehebruch getrieben; fie, die Vertheidiger, fönnten aber Tann | bes - 
weifen, Laß der König in Bigamie lebe. 

* 17. Protecoll der Wiener Mmiſterial⸗Conferenzen von 1820. 
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Artikels der Schlußacte von den weftphälifchen Forderungen 
durchaus nicht Die Mede fein Tönne, die Abficht Diefer Artikel 
lediglich dahin gehe,. zu beftimmen, wie es mit rechtmäßigen und 
‚begründeten Forderungen und Anſprüchen zu balten, tenen bie 
gebührende Befriedigung deshalb verweigert werde, weil die Ver- 
pflihtung Dazu oder das Maß der Uebernahme und Repartition 
zwifchen mehreren Bundesgliedern noch ftreitig fein möchte”; in 
einer-[pätern Sigung *) ſtimmte es dahin, daß die Eingaben der 
‚weitphälifchen Domainenkäufer als durchaus unzuläffitg bei ben 
Miniftertals&onferenzen betrachtet werben follten, was tem Be- 
vollmächtigten Derjelben, dem Dr. Schreiber, mündlich mitgetheilt 
wurde, Im Ganzen hat aber Doc) die preußijche Regierung am 
meiſten ihre wohlwollende Geſinnung und ihren Wunſch Gerech⸗ 
tigkeit in dieſer Sache zu üben, dargelegt. — Wir wollen nun 

‚auf die Sache ſelbſt naͤher eingehen. 


Im Jahre 1802 occupirte bekanntlich Napoleon die Han- 
növeriihen Lande in DVerfolg eines Krieges gegen England, 
eroberte dann 1806 im Kriege gegen Preußen einen Theil Der 
preußifchen Staaten und occupirte zugleich Die kurheſſiſchen und 
herzoglich braunſchweigiſchen Lande, obſchon gegen Den Kurfürften 
von Heſſen und Herzog von Braunſchweig ein formaler Krieg 
nicht erklaͤrt war und nicht ſtattgefunden hatte. Dennoch wurden 
beide Regenten aus ihren Landen vertrieben. Im Jahre 1807 
. war. Preußen genoͤthigt im Tilſiter Frieden einen Theil feiner 
vom Feinde eroberten Länder zur Verfügung Napoleond zu 
ftellen. 

Diefer- bildete in bemfelben Jahre dad Königreich Welt- 


*) 33, Sing. . Der Beſchluß war einſtinmig gefaßt. 
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phalen und fchlug dazu einen Theil der von Preußen ihm abge: 
tretenen und von Hannover und Kurheſſen occupirten, fowie Die 
braunfchweigifchen Länder. Das Jahr 1813 fah dieſe Schöpfung 
Napoleons wiederum fallen. Das Königreic, Weſtphalen wurde 
von den gegen Napoleon und feine Dynaftie verbünbeten Mächten 
Defterreich, Rußland und Preußen erobert und hierauf in foldyer 
Weiſe aufgelöft, daß deſſen Gebietstheile an die vorigen Beſitzer, 
die Regenten von Preußen, Hannover, Kurheſſen und Braun- 
ichweig, zurüdgelangten, oder fonft vertheilt wurden. Das unter 
den an Preußen zurüdgelangten Ländern begriffene Fürſtenthum 
Hildesheim wurde jedoch 1815 in ber Wiener Gongreßacte an 
Hannover abgetreten. 

Nah der Hei dem Wiener Congreſſe 1814 buch deſſen 
ftatiftifche Commiſſion gefertigten und den Theilungsverhandlungen 
zum Grunde gelegten Ueberſicht der Bevölkerung bes Königreichs: 
MWeftphalen zur Zeit der Auflöfung verjelben beftaub Die Wolfe: 
zahl in 


891,970 Unterthbanen von Preußen, 

397,038 n „ Hannover, 

401,693 „ „  Kuchefjen, 

203,998 r „ Braunjchweig, 

31,108 n „ Königreich Sachſen, 

34.000 „ pn Gormwey, Rittberg, Schaum und der 
mebiatiftrten Ritterjchaft in Kurs 


heilen. 
1,959,907 *) 





*) Klüber, Acten des Wiener Gongrefies Bd. V ©. 59, 


. 404 
Dieſes beträgt | 
4541933384 p. C. auf die preußifchen Landestheile 
20m u m Hannsverifchen n 
On urheſſiſchen n 
10T nn nn braunfchweigifchen „ 
ee „on nn fibrigen " 


Das völferrehtlihe und ſtaatsrechtliche Verhaͤltniß des 
- Königreich Weftphalen war folgendes: 

Das Königreich Weftphalen und deſſen König wurden von 
den mehrften europäifchen Mächten, injonderheit auch von Preußen 
völkerrechtlich anerfaunt; allein die Negenten von Hannover, 
Kurheſſen und Braunſchweig erkannten Dieß niemald an und 
traten weder an Napoleon, noh an einen Dritten etwas 
‚von dem .ab, was ihnen durch militärifche Occupation 
entrifjen worden war. Napoleon aber beitimmte das neue 
Königreich zu einem Mitgliede des von ihm neugeſchaffenen 
Rheinbundes und gab dem Lande eine Gonftitution nach jener 
oberflächlichen franzöfifchen Manier, welche in wenigen Stunden 
eine Berfaflung ohne alle Rüdficht auf Die verfchiedenen Zanbes- 
theile, au8 denen es zufammengejegt war, fabricirt. Das Land 
jollte als ein einheitliche8 Ganzes betrachtet und verwaltet, 
übrigens in Departements neu eingetheilt werben und der Form 
nad) eine völlig geordnete Verfaffung und Verwaltung analog 
‚derjenigen, welche in den übrigen nach den Grundfäßen des dama⸗ 
maligen franzöſiſchen Gonvernements organifirten Staaten 
beftand, beſitzen *). 

Die neue weftphälifche Regierung, im Befige einer fonverainen 
Gewalt unter gewiſſen conftitutionellen Formen und fortwährend 
gedrängt durch eine ſtürmiſche Zeit, durch die Habſucht Napo⸗ 
leong und die unerfättliche Gier feiner Marihälle und die faft 
unmnterbrochenen Kriege bewegte ſich frei innerhalb der Grenzen 


*) Bülletin ber Geſetze und Decrete des Königreichs Weitphalen. Bd. J. S. 7. 
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ihrer Macht. Ste veräußerte und erwarb Domainengut. Unter 
ihrer Verwaltung wurden manche Objecte deſſelben deteriorirt, 
andere verbefjert; fie belaftete fowohl ihren Staatsſchatz als ihren 
Staat inder Geſammtheit mit Schulden, tilgte Dagegen wieber ältere 
Schulden der Landestheile, aus denen diefer Staat zufammengefebt 
worden war; fie erhob von ihren Dienern und andern Functionaͤrs 
beträchtliche Cautionen, die fie nicht zurüdgab, und ftellte eine 
Menge Diener an, weldye die nachfolgenden Regierungen, unter 
gänzlich veränderten Verhältniffen und Verwaltungseinrichtungen, 
nicht alle beibehalten wollten oder konnten. 

Jene Handlungen der weftphälifchen Regierung wurden nad 
der Auflöfung ihres Staates von den nachfolgenden Regterungen 
zum Theile nicht anerkannt, und daraus erwuchſen empfindliche 
Nachtheile Für das Intereſſe vieler Privatperjonen. Ein Theil 
derjelben wendete ſich deshalb mit Reclamationen ſowohl an die 
verbündeten großen Mächte, ald an den deutſchen Bund und 
juchte deren Hülfe. 

Diefe Reclamanten, fo weit deren Anfprüche hier in Betracht 
fommen Eönnen, tbeilen fich in fünf Claſſen. 

1. Erwerber von Domainengut im Königreich Weftphalen, 

2. Gläubiger des weftphäliichen Staatsſchatzes, 
3. Gläubiger wegen der weftphälifchen Regierung beftellter 
Cautionen. 
4. Glaͤubiger der weſtphaͤliſchen Staatsſchuld 
und 
5. vormalige weſtphaͤliſche Staatsdiener, welche auf Ver— 
ſorgung oder Penſion Anſpruch machen. 


m — — — — 


L 


Betrachten wir nun zubörberft die erſte Klaſſe der Recla- 
mationen die der Erwerber von Domainengut im Köntgreiche 
Weftphalen. Diefe find es, welche von Anfang des Beſtandes 

Erſter Theil. 30 
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der Bundesverfanmlung die öffentliche Meinung aufregte und 
mit am meiften dazu beitrug, ein unüberwindliches Mißtrauen 
gegen Die Bundesverfammlung zu erregen. Das Thatfächliche 
war Folgendes: 

Gleich nad) dem Tilfiter Frieden ließ Napoleon den Ertrag 
der Domainen in den Ländern, welche das Königreich Weſt⸗ 
phalen Bilden folten, ausmitteln. Er wurde auf ungefähr 
16,500,000 Franken jaͤhrlich angefchlagen. 

In der dem Königreiche gegebenen Gonftitution beftimmte 
nun Napoleon, daß er ſich die Hälfte der Allodialdomainen der 
Fürften zu Donationen vorbehalte, und daß der König und die 
fönigliche Familie zu ihrem Unterhalte einen befondern Schag, 
unterdem Namen Kronſchatz befißen, weldyer in 5 Millionen Franken 
jährlicher Einkünfte zu beftehen babe, auch der Ertrag der Do- 
mainenwaldung und ein Theil der Domainen zu diefem Behufe 
beitimmt fein jollte. Der Ertrag der von Napoleon vorbehaltenen 
und ſogleich abgefonderten Hälfte der Domainen, welche er für 
allodial hielt und in Gütern, Zehnten, Mühlen ꝛc. beftanden, 
war auf 7 Millionen Franken angelchlagen, mithin wurben bie 
bei dem Königreiche Weftphalen verbliebenen Domainen zu 94 
Millionen Ertrag gerechnet. 

Es wurde nun eine doppelte Claſſe der weftpbälifchen 
Domainen angenommen. 

1. Staatsdomainen unter der Verwaltung des Finanzmini- 

fteriums, Deren Ertrag in die Staatskaſſe flog, und 
2. Krondomainen, welche unter einer eigenen Verwaltung für 
den Föniglichen Privatſchatz benußt wurden. 

ALS die weftphälifche Regierung ſich wegen der Abfindung 
Napoleons und feinen Günftlingen zum Verkauf der Domainen 
entjchließen mußte, jo erftredte fi) die Veräußerung ſowohl auf 
ganze Güter und Waldungen ald auch auf Vorwerke und einzelne 
landwirthſchaftliche Grundftüde aller Urt, auf Kabrifen, 
Schlöfier, Gebäude, Gefälle, Dienfte und andere nugbaren 
Rechte. 

Die Gefälle, Dienſte und andern nutzbaren Rechte wurden 
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theild von denen abgelöft, welchen die Präftation oblag, theils 
von Dritten erworben. 


Diefe Veräußerungen fanden ftatt: 


a. bei denjenigen Domainen, welche zur Beit der Occupation 
ſchon Domainen waren, 

b. bei den zu den Domainen gefchlagenen Gütern der von 
dem König von Weftphafen aufgehobenen Stiften, 

c. bei den während feiner Befibzeit dem Landesherrn als 
eröffnet anheim gefallenen Lehnen, und 

d. bei den dem König von MWeftphalen zugefallenen Gütern 
des deutſchen Ordens. 


Wenngleich der aufgelöfte deutſche Orden derſelbe 
nah 1803 durch den Reichsdeputationsſchluß in feiner 
Verfaſſung beftätigt worden war, fo erhielt Diefe Ber: 
faſſung bald nachher durch den Preßburger Frieden zwiſchen 
Defterreih und Frankreich (26. Dezember 1805) eine wefentliche 
Veränderung, indem die Würde des Großmeifterd, ſammt allen 
Rechten, Domainen und Einkünften derjelben einem Prinzen des 
öfterreichiichen Haujes und deſſen männlichen Nachfommen erblich 
übertragen wurde. Auch dies Verhältnig währte nicht Tange. 
Napoleon hob während eines ferneren Kriege mit Defterreich 
durch ein einſeitiges Decret vom 24. April 1809 den deutſchen 
Orden in den Staaten des Nheinbundes auf und verfügte: 
»tous les biens et domaines du dit ordre seront reunis au domaine 
des princes dans les Etats desquels ils sont situds.« 

Auf den Grund diefer Verfügung verließ der König von 
Weftphalen unterm 1. Juni 1809 ein Decret, wodurch er die in 
feinem Reiche gelegenen Güter des Ordens mit feinen Krondo⸗ 
mainen vereinigte. 

Im Wiener Frieden zwijchen Deiterreicd) und Frankreich vom 
14. Detober 1809 wurde die Verfügung Napoleond von dem 
Kaifer von Oeſterreich anerfannt und für deſſen Bruder, den 
Erzherzog Anton, als Großmeifter des deutſchen Ordens, dem 
Großmeiſterthume in den Staaten des Rheinbundes entjagt. 

30* 
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Bei der Auflöfung des Rheinbundes 1813 blieb es zweifel: 
haft, ob der deutſche Orden in den zu dieſem Bunde gehörig 
gewejenen Staaten werde wieder hergeftellt werben. Jedoch Die 
deutfche Bundesacte lied es Art. 15 bei der bereit3 anerkannten 
partiellen Aufhebung deſſelben bewenden, indem fie, obne bier- 
über eine directe Beftimmung auszusprechen, verfügte: 

„Die Mitglieder des deutſchen Ordens werden nad den in 
dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe von 1803 für Die 
Domttifter feftgefebten Grundſätzen Penfionen erhalten, in- 
fofern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilligt worben, 
und Diejenigen Fürften, weldye eingezogene Beſitzungen des 
deutſchen Drdens erhalten haben, werden dieſe Penfionen 
nad) Verhältniß ihres Antheild an den ehemaligen Beſitzungen 
bezahlen *. 

Die Veräußerung des Domainengut3 im Königreiche Weſt⸗ 
phalen erfolgte durch Schenkung, Taufh, Verkauf und Vererb⸗ 
lichung. 

Der Verkauf der Staatsdomainen geſchah auf beifälliges 
Gutachten des Staatsraths, mit Koncurrenz der 
weſtphäliſchen Stände nah vorgängiger Veran— 
ihlagung des Werths, unter öffentliher Autorität, 
Beobahtung gejeglih vorgejhriebener Formen 
und richterlicher Beftätigung, an den Meiftbieten- 
den. Ein Gleiches fand meift auch bei den Vererbleihungen und 
dent Verkaufe der Krondomainen flatt. 

Um den Staatöcredit zu heben, wurde als Verfaufsbedingung 
feftgejet, daß ein beflimmter Theil des Kaufgelves in Obliga- 
tionen bald über die Altern vorgefundenen, Bald Über die neuern 
Staatsichulden des Koͤnigreichs nad) dem Nominalwerth bezahlt 
werden mußte Die Zahlung auf die Altern Staatöfchulden 
fonnte nach Belieben des Käufers in preußifchen, hannoͤveriſchen, 
kurheſſiſchen und Braunfchweigifchen von Weſtphalen zu vertre- 
tenden Obligationen gefcheben. Die eingezahlten Schulbicheine 
wurden an bie Amortifationskaffe abgegeben und dafelbft vers 
nichtet. 
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Sn den Jahren 1809 und 1840 wurden für mehr als 6 
Millionen Franken Staatstomainen verkauft. 

Durch ein Decret vom 1. December 1810 wurde ald Til 
gungsfond der auf 20 Millionen Franken beftimmten Staats» 
anleihe die Summe von 10 Millionen Franfen in dergleichen 
Gütern angewiejen, auch zugleich feftgejeßt, daß der dritte Theil 
des Kaufgeldes für die zu veräußernden Güter in Obligationen 
über jene Anleihe berichtigt werben müſſe. 

Ein Decret vom 17. Mai 1811 ſchrieb allgemeine und an 
ſich zwedmäßige Grundſätze für die Fertigung der Verkaufs: 
anjchläge und das formale Verfahren bei den Verkäufer vor. 

Uebrigens war in Drudichriften und jelbft bei der Bundes: 
verſammlung angeführt worden, daß unter den Taufch: und 
Kaufgejchäften auch Schenkungen und Bevortheilungen verborgen 
waren und daß von ben erlangten Kaufgeldern ein nicht geringer 
Theil zu verjchwenderifchen, dem Lande Feineswegs zu Nuben 
gereichenden Ausgaben verwendet worden jei. 

In einer mit genauer Sachkenntniß verfaßten Schrift *) werden 
über den Finanzzuftand Weſtphalens S. 8 bis 19 mit Hin- 
weilung auf amtlihe Duellen folgende Daten abgegeben: 

Das Königreich Weftphalen war bei feiner Entftehung mit 
94 Millionen Franken Schulden der Landestheile, aus welchen 
daflelbe gebildet wurde, belafte. Obige Schuld wurde durch 
25 Millionen Franken rüdftändiger franzöfiicher Kriegscontribus 
tionen vermehrt. Aus der Periode der franzöfiichen Verwaltung, 
welche der weftphälifchen unmittelbar vorberging, waren viele 
Rüdftände und Verwaltungsjchulden übernommen worden, ohne 
die Fonds, welche zu deren Dedung beftimmt und in bie fran- 
zöſiſche Armeecaſſe gefloffen waren. ‘Der Verluft, den das Reich 
an dem Grtrage der von Napoleon vorbehaltenen Domainen 
und deren auf den Staatsſchatz zu übernehmenden Laften Iitt, 
betrug auf die 54 jährige Dauer des Reichs an 51 Millionen 


— — 





*) „Ueber die Regulirung ber Centralangelegenheiten des Königreichs 
Weſtphalen, nebſt Borjchlägen zu ihrer Bewirkung“, Worme, 1823, 4. 
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Sranfen und ungefähr eben jo viel Betrugen in dieſer Zeit bie 
Leitungen an und für Frankreich. Ueberdem waren durch Die 
Zeitereigniffe die Quellen des öffentlichen und Privateinfommend 


erſchöpft. 


Im Staatshaushalte betrugen 





| 1808 | 1809 | 1810 | 1811 | 1812 


t 





Frank. Frank. Frank. Frank. Frank. 
Die gewöhnlichen 
Einnahmen von 
Steuern, von Res 
galien, unmittelba- 
rem Staatseigen⸗ 


thume, auch beſon⸗ | 

derm und zufälligem 

Ginfommen unge⸗ 

fh. .... 28,600,000|37,500,000| 34,400,000|38,500,000:42,300,000 


Die Ausgaben für | 

die Staatsſchuld, 

die Civillifte, Ben- 

fionen, den innern 

Dienſt und das 

Kriegsweſen unge: 

fh... 2... 31,900,090|37,300,000|34,500,000|53,600,000|55,000,000 


Unter diefen Umftänden mußte die weitphäliiche Regierung 
zu außerorbentlichen Hülfsquellen die Zuflucht nehmen, welche in 
dem Verkanfe von Staatödomainengut, einer Zwangsanleihe und 
der Emiffion von Bons oder Gafjentratten beftanden. 

Der Verkauf der Krondomainen gejchah für Rechnung des 
königlichen Privatichaßes. 
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Betrag des verfauften Domainenguts fowohl über: 
baupt, als in den verſchiedenen Gebietstheilen. 


Rad) der Schrift: „Weber die Regulirung der Gentralange- 
legenheiten des aufgelöften Königreich Weftphalen ©. 18. 19. 
und 24° verkaufte Die weitphälifche Regierung von den Staats: 
domainen: 


an Gütern . -. . 2 2 2.22. für 10,770,229 Fr. 4 Gt. 
an einzelnen Parzellen, Grundftüden, 

Hänfer ungefähr .» . 2: 2 nm. 80000 „ — u 
an Gefällen, Zehnten, Dienften . . „  2,000,000 „ — „ 
überbied noch von den Krondsmainen „ 2,201,500 „ — 1 


15,771,729 Fr. 4 Gt. 


Wieviel an Domainengut in jedem dem Köntgreiche Welt: 
phalen einverleibten Landestheile verkauft wurde, war zufällig. 
An allen.wurde deſſen feilgeboten, aber der Verkauf hing davon 
ab, ob fi annehmlich fcheinende Käufer fanden. Daher war 
auch das, was in jedem Landestheile verkauft worden tft, im 
Berhältniffe des einen Theild zu dem andern fehr ungleich. 

Bon obigem Gejammtbetrage der Verkäufer kamen, nad) 
Maßgabe bed jeßigen Xeritorialbefiges, laut der angeführten 
Schrift, S. 19 und 24, 
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von den Staatsdomainen von d. Krone 





auf die vormals 
und bann wieder 
Föniglih preuß. 
Provinen. - . 
auf vormals meift 
preußifche, dann 

hannöverijche 
Provinzen... 
auf Karheſſen 
auf das Herzog⸗ 
thum Braun⸗ 
ſchweig 


Hierbei wird bemerkt, daß der oben angegebene Betrag der 
Kaufgelder für Güter und deren Repartition auf die verſchiedenen 
Gebietstheile aus Acten entnommen ſei, Dagegen ber Betrag der 
Kaufgelder für Protocolle, Grundftüde, Häufer und Gefälle, 
Zehnten, Dienfte, fowie deren Repartilion auf die Gebietstheile 
fih auf Schäßung gründe. 

Ferner wird bemerft, daß in dem turheſſſchen Gebietstheile 
ein bedeutendes Activum des Krondominiums verblieben fei, welches 
über 14 Million Franken und mit Einfchluß desjenigen aus 
der Staatöverwaltung an 3} Millionen Franken betragen haben 
dürfte. 

Aus den vorftehenden Angaben erhellet, daß die auf Die 
Domainenkaͤufe ſich beziehenden Neclamationen im Allgemeinen 
einen Gegenftand betreffen, welcher nicht nur für bie betheiligten 
Privaten, jondern auch für die betheiligten Staaten von großer 
Michtigfeit war. 

Die Donationen des Kaiſers Napoleon wurden nach bem 
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Umfturze feiner Herrichaft in Deutjchland nicht mehr anerkannt. 
Eben jo wenig erkannte man die feines Bruders Jerome an. 
Die von dem einen und dem andern im Gebiete des Königreichs 
Weſtphalen verfchenkten Domintalgrumdftüde, Rechte und Ein- 
fünfte wurden Daher von den nachfolgenden Begierungen 
vindieirt. Deshalb find auch Reclamationen an bie Bundes⸗ 
verfammlung nicht gelangt. 

‚Die von der weſtphäliſchen Regierung einge: 
taufchten Dbjecte wurden Theile des Domalnen: 
guts, weldhes an die nahfolgenden NRegenten 
gelangte. 

Was das durdy Verkauf veräußerte Domainengut anlangte, 
jo ließ die preußifche Regierung, weil fie die weftphäliiche im 
Tilſiter Frieden anerkannt batte, die von leßterer gejchloffenen 
Berfäufe befteben: es ift Daher eine Reclamation von 
Domainenkäufern gegen diefelbe bei der Bundes- 
verfammlung niemals angebracht worden. 


Dagegen ergriffen die Regierungen von Hannover, Kur: 
heſſen und Braunjchweig, welche Die weitphäliihe Regierung 
nicht anerkannt hatten, Maßregeln zum Zwede ber Vindication 
des in ihrem Gebiete verkauften Domainenguts, 


Die hannöverifche Regierung erklärteauch im Fürftenthum Hildes⸗ 
beim obſchon jelbiges vorhin Preußen gehörig gewejen, im Tilfiter 
Frieden von demjelben abgetreten und erſt 1815 an Hannover gekom⸗ 
men war, Durch eine Verordnung vom 26. Auguft 1815 und eine 
Erläuterungdverorbnung vom 22. Juni 1819 die von der weft: 
phälifchen Negierung bewirkte Veräußerung daſiger Domainen 
und Stiftögüter für ihrer Seits unverbindlih und behielt ſich 
au eine Beitfrift die Entſchließung über die Wiedereinziehung 
derjelben gegen Grftattung des Kaufpreifes vor. 


Uebrigens war das Verfahren, welches einer Seit die hannö⸗ 
veriihe und braumjchweigifche und anderer Seits die kurheſſiſche 
Regierung gegen die weftphälifchen Domainenfäufer beobachteten, 
weſentlich verfchieben. 
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Das Berfahren, welches die Eöniglih hannoͤveriſche und 
herzoglich braunfchweigische Regierung gegen die weftphäliichen 
Domainenfäufer beobachtet haben, ift aus einer durch einige 
Reclamationen wieder die braunfchweigifche Regierung veran⸗ 
laßten Erklaͤrung des hbannöverifchen und braunfchweigifchen 
Bundesgeſandten von Martens abzunehmen. 

Nachdem derjelbe früher bemerkt hatte, daß man in Braun 
jchweig, jo viel er wille, ganz nad) benfelber &rundfäßen ver: 
fahren ſei, wie in den alt-bannöverifchen Brovinzen *), entwidelte 
er dieſe gemeinjchaftlichen Grundfäge in der Bundestagsfigung 
am 23. uni 1818 mit folgenden Worten: 

„Die herzoglich braunfchweinifche Regierung bat zwar üı 
Anjehung feines der in Frage ftehenden Fälle oder anderer ähn- 
licher Art, fih von den unmandelbaren Brundjägen bed Bölfer: 
rechts entfernen koͤnnen, Daß das bloje Redyt der Eroberung und 
feindlichen Decupation eined Landes dem Sieger nidyt blos das 
Recht gebe, unbeweglihe Güter des Staatd oder der im Lande 
befindlichen Gorporationen zu veräußern, oder durch Denjenigen 
veräußern zu lafjen, dem er feinen Befiß abtritt, Doch nicht mehr 
Recht als er felbft bat, abzutreten vermag; daß vielmehr alle 
dieſe Dispofitionen ungültig find, fo lange nicht die rechtmäßige 
Landesherrſchaft ihren Nechten entfagt, oder alle vernünftige 
Hoffnung verloren bat**), wieder zum Befig Dderjelben zu ge 
langen. 

„Sie ift Daher ftandphaft der Ueberzeugnng ge: 
folgt, daß für Braunſchweig, feit es im Kahre 1806 
von Napoleon ohne SKriegserflärung, obne den 
mindeften Schein eines rehtlihen Anſpruchs feind: 
lich bejegt und nachmals feinem Bruder abgetreten 
worden, alle von Diefem vorgenommenen Veräuße- 
rungen von Domainen und Stiftdgütern und alle 


*) 3. Br. von 1817. ©. 662. 
**) Mer enticheidet barüber? bie vertriebene Dynaftie? Bourbon, Orleane 
oder Napoleon in Frankreich? 
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Dispoſitionen, welche ſich über Die Dauer feine 
factifhen Befiges hinaus erſtrecken, null und nich— 
tig find, und daß die rehtmäßige Landesherrſchaft, 
welche weit entfernt bis 1813 einen Frieden oder 
fonft irgend einen Vertrag einzugeben, wodurd fie 
zur Anerfennung folder Dispofitionen verbunden 
worden wäre, vielmehr fortwährend in feindlider 
Stellung gegen den Eroberer und deffen Gejfionar 
geblieben ift, nachdem ſie 1813 mit eigenen Kräften 
wie mit Hülfe der Alliirten, den Feind vertrieben 
und feinem Beſitz ein Ende gemacht hat, das volle 
Recht gehabt habe, ſich wieder inden Beſitz des ihr 
geraubten Eigenthums zu ſetzen, unbefümmert, in 
weſſen Hände daſſelbe gejpielt worden, und ohne 
Verbindlichkeit, den zu entfhädigen, der ohne 
Rehtstitel gefauft oder ſonſt contrahirt hat, daß 
e8 Dabei auch nicht auf die Frage anfommen Fänne, 
ob ſolche Güter von dem feindlichen Beſitzer ver: 
äußert, oder ob fie verſchenkt worden, und Daß mit 
eben dem Rechte, mit welchem die Güterverfdhen- 
tungen Napoleons an feine Donatairs in den ero— 
berten Ländern inganz Europa als null und nichtig 
anerfannt worden, ohne daß dabei von Entihädi- 
gung auch nur für diejenigen die Rede gemwefen, 
welche von den Donatairs gefauft hatten, aud alle 
Beräußerungen von Domainen und Stiftsgütern, 
weche in nicht abgetretenen Provinzen von der weft 
phäliſchen Regierung unternommen find, nad 
Bertreibung derſelben als nichtig und zu nichts 
verbindend betrachtet werden können und ſelbſt 
müſſen, wenn man nicht in Inconſequenzen ver— 
fallen will. 

„Daß es das dringende Intereſſe der kleineren 
wie der größern Staaten für kommende Zeiten ſei, 
an dieſen Grundſätzen feſtzuhalten und zum Voraus 
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den Untertbanen die Luft zu benehmen, dem ein- 
dringenden Feinde bebülflih zu fein, wenn er 
wider alle Grundſätze des Kriegsrehts die Sub- 
ftanz eines Landes verzehren will, das felbft der 
vehtmäßigfte Keind nur fo lange zu verwalten 
beredtigt ift, bis ein Friedensſchluß das endliche 
Schidfal diefes Landes beſtimmt, ober bis er, wie 
bier der Fall war, vor dieſem Zeitpuncte feines 
factiſchen Beſitzes wieder entjegtundalle rechtlichen 
Wirkungen deſſelben für die Zukunft vereitelt 
worden. 

„Daß endlich Verträge, welde zwiſchen andern 
Mächten eingegangen find, einen dritten Staat 
nicht binden Fönnen, der an biefen Berträgen und 
deren Berhandlungen Leinen Antheil genommmen 
bat. * 

„Bleihwohl hat die herzoglich Braunfchweigifche Regierung 
nicht nur 
1. in einem jeden Falle der bei ihr angebrachten Beſchwer⸗ 

den von Käufern oder Vächtern von Domalnen, Stifte 
gütern u. ſ. f., injoweit fie fih nur zu einer rechtlichen 
Erörterung qualificiren konnten, den NReclamanten deu 
Weg Rechtens bei den Lanbeögerichten nicht nur nicht | 
verfperrt, fondern willig eröffnet, und in dem gerechten, 
auch nicht getäufchten Vertrauen auf die Legalität derfelben | 
ihnen bie Entſcheidung der dabei eintretenden Rechts⸗ 
fragen durch Urtheil und Recht ohne alle Einmifhung | 
überlafien; fie bat 
2. in den Fällen, in welchen bie Berichte auf die Manı- 
tenenz in summarlissimo bis zur Erledigung bes posses- 
sorii ordinarli vel petitorli wider die fürftliche Sammer 
geiprocdhen haben, unbedenklich dieſen Beſitz manutenirt; | 
fie ift aber | 
3. noch viel weiter gegangen und ift felbft mehren von 
denen, deren Beichwerden von den Gerichten ald unge: 


| 
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gründet verworfen worben, die aber wegen der Umſtaͤnde, 
unter welchen fie zu ſolchen Käufen, Pachtungen u. |. f. 
verleitet wurden, einer Schonung würdig geſchienen haben, 
auf alle Weife, die nur mit jenen Grundſaͤtzen ſich ver- 
einigen ließ, zur Hülfe gelommen und hat manche dadurch 
völlig klaglos geftellt, andere aber fo jchonend behandelt, 

daß wenn fie auch Neclamationen erheben, diefe nur ein 
ungünftiges Licht auf Die Neclamanten jelbft zurückwerfen 
tönnen *).“ | 

Die bannöverifche und Braunfchweigische Regierung haben 
den Domainenkäufern in ihren Landen den Anlaß zu Beſchwer⸗ 
ben benommen, indem fie ſich mit ihnen verglichen, oder ihnen 
uneingejchränft geflatteten, den Weg Rechtens zu betreten. Wider 
Eritere war bei der Bundesverfammlung nie eine Reclamation 
vorgefommen, und wider Xegtere jchon Feine mehr feit 1820. 

Anders aber ftellte fich die Angelegeit im Kurfürftentbum 
Helfen *"). 

„Nachdem Kurheſſen 1813 durch die Waffen der hoben 
verbündeten Mächte, ohne Zuthun des Kurfürften, dem Könige 
von MWeftphalen wieder entriſſen worden war, ſchloſſen Diele 
Mächte mit Erfterem unterm 2. Decbr. d. a. einen Vertrag, 
worin fie ihm feine Lande zurüdgaben und zugleich feine Souve- 
rainität und Beſitzungen garantirten. 

Diefer Vertrag enthielt nur Beflimmungen über Die von 
dem Großherzog von Frankfurt im dem Fürftentfum Hanau 
vorgenommenen Domainenveräußerungen, und zwar: 

Art. 38. Toutes les ventes de proprietes Hessoises faites 

par le Gouvernement du Grand-Duc de Frankfort sont decla- 

rees de nulle valeur et envisagees comme non avenues. 

Si cependant il avait &i€ payd par les acquereurs de 

bonne fois quelques termes à compte du prix de l’achat, 


*) 9. Br. 1818 %ol. 403. 
se) MWörtlih aus dem Bundes-⸗Protocolle 1827. Kol. 525. Bericht 
loco dict, 
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S. A. S. Electorale en boniflera le montant d’apres une 

liquidation re&guliere. 

Dagegen überging Dderjelbe die von der weſtphäliſchen 
Regierung im kurheſſiſchen @ebiete veranftalteten Domainen: 
veräußerungen gänzlich mit Stillſchweigen.“ 

Der Kurfürft erließ nun wegen diefer unterm 14. Januar 
1814 folgende Verordnung: 


„Von Gottes Gnaden Wilhelm I. Kurfürft ıc. 


„Zu den mehreren, während der feindlichen Ueberziehung 
Unferer Lande ausgeführten Kränfungen Unferer Iandeöherrlichen 
Gerechtſame gehören auch Die in diefer Periode flattgefundenen 
Beräußerungen und Verſchenkungen eined Theils Unferer Sammer: 
güter, beftehend in Borwerfen, Gütern, Zinſen, Zehnten, Ge 
bäuden und Forften und dergleichen mehr. 

Die auf ſolche Art zum Nachtheil des rechtmäßigen Regenten 
verübten Schmälerungen des Staatdeigenthums find für Ling, 
Unfere Erben und Nahfommen in der Regierung ganz unver- 
Bindlih, und es trifft Die Inhaber folder Güter und Gefälle 
der Vorwurf, daß fie fich fremdes Gut zugeeignet haben, fie 
mögen nun läfliger Weiſe oder ald Geſchenk in den Befiß von 
dergleihen Begenftänden gefommen jein. 

Um diejerhalb über Unſeren landeöherrlihen Willen Feinen 
Zweifel zurückzulaſſen, jo erklären Wir, Eraft Diefer gegenwärtigen 
Verordnung, alle während der feindlihen Occupation Unjerer 
Lande vorgegangenen Veräußerungen und Verſchenkungen ber 
Uns und Unferm SHurfürftlichen Haufe zugehörigen Kammergüter, 
beftehend in Vorwerken, Zorften, Gütern, Gebäuden, Zinfen, 
Zehnten und andern Kammergefällen, nicht weniger Die mit jolden 
Gütern vorgegangenen Bererbleihungen, desgleichen die von 
Zins⸗, Zehnt: und Dienftpflichtigen eingeleiteten Ablöfungen ber 
auf ihren Gütern gehafteten Präftationen, ohne Unterſchied, für 
nufl uud nichtig. 
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Wir befehlen zugleich Unferer Oberrentfammer, bie auf 
gleiche Art entlommenen Güter und Gefälle fofort zufammen zu 
bringen und fi), ohne auf Widerſpruch der Inhaber zu achten, 
in den Beſitz derfelben zu jeßen, auch Die Davon auffommenden 
Revenüen nebft den etwa vorhandenen Actenftüden einzuziehen 
und durch die betreffenden Nendanten zum Beften Unfer Sammer: 
falle verwalten zu alien. 

Sämmtlihe Inhaber von dergleichen Rammergütern und 
Befällen werden aufgefordert, fih in dieſem Stüde den Ber: 
fügungen Unſerer Oberrentfammer zu unterwerfen, ohne daß 
ihnen geftattet ift, unter dem Vorwande von bezahlten Kaufgel: 
bern oder verwendeten Meliorationen, bie begehrte Abtretung 
des Beſitzes zu verweigern. Wogegen Wir ihnen vorbehalten, 
die allenfall3 wegen nüiglicher Verwendungen habenden Anſprüche 
wenn dieſerhalb eine gütlihe Ausmittelung nicht zu Stande 
fommen follte, gegen Unfere Oberrentfanıner im Wege Rechtens 
beſonders auszuführen. 

Urkundlich Unjerer Höchfleigenen Namens⸗Unterſchrift und 
beigedrndtem Kurfürftlichen Geheimen Inſiegels. Sp gejchehen 
Gaflel, 14. Januar 1814. 


(unterz.) Wilhelm, Kurfürft. 
(L. S) 
vt. Schmerfelb. 


Schon gleich nad Eröffnung der Bundesverfammlung hatten 
einzelne Betheiligte*) durch Dr. Schreiber eine Reclamation nebft 
Denkſchrift wegen Uufrechterhaltung der unter der königlich 


9) Steig, Habich, Renno, Schneider, Leer, v. Maloburg, Bocholz, 
Murhard ꝛtc. zuſammen 29 Committenten. 
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weſtphaͤliſchen Regierung ftattgehabten SDomainenfäufe an ben 
Bundestag erlaflen. v. Berg erflattete Darüber Bericht ”). 
.Die Domainenkaͤufer behaupteten, in dem kurheſſiſchen Gebiete 
jei unter der weitphäliichen Regierung verhältnißmäßig nur ein 
Heiner Theil von Domainenſtücken veräußert worden, und ber 
ganze Betrag belaufe fich nicht höher als etwa eine Viertel 
Million Thaler. Kein einziges Gut von einiger Bedeutung jei 
zum Verkauf ausgeboten worden; das Meifte beftehe in Zehnten, 
Katuralgefällen und Grundzinfen, welche entweber von den 
Pflichtigen ſelbſt oder von Dritten nach gejeßlich vorgefchriebenen 
Bedingungen abgelöfet worden feien. 

Der BZufammenhang der Schritte, weldye die Eupplifanten 
bei ihren Landesheren gethan hatten, um eine Abänderung ober 
Modiftcation der Verordnung vom 14. Januar 114 zu bewirken, 
lag der Bundesverfammlung nicht vollfländig vor. Ste hatten 
jedoch im Frühjahr 1814 eine Verwendung bes Staatsminiftere 
Freiherrn von Stein nachgeſucht und erhalten. Ebenſo Hatten 
fie bei dem Wiener Congreſſe Schritte gethan, um eine ihnen 
günftige Beſtimmung in der Congreßacte zu erlangen, und dazu 
war ihnen auch Hoffnung gemacht worden. 

Am 12. Februar 1816 Hatten fie ſich mit einer ausführlichen 
Borftelung an Se. koͤnigliche Hoheit den Kurfürften gewendet 
und gebeten, ihre Angelegenheit der Beurtheilung der Eurfürftlichen 
Regierung communlcative mit der Oberrentfammer zu unter 
werfen, aber am 27. deflelben Monats die Rejolution erhalten, 
daß das Gefuch nicht ftattfinde, 

Früher jchon hatten fie Der preußiichen Hof um feine Ber 
wendung gebeten, welche ihnen jedoch abgejchlagen wurde, weil 
e8, wie der Staatskanzler Fürft von Hardenberg In ſeinem Schrei 
ben vom 6. Januar 1816 fagte, nach der Stiftung des deutſchen 
Bundes deſſen Verfafjung entgegen wäre, wenn Seine Eönigliche 
Majeftät von Preußen auf den Grund einer früheren Befugniß 


*) 8. Br. 1817, 8. 166. Beil, 54. Fol. 243. 260. 
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oder Verbindlichkeit, welche aber weder der Tilfiter Friede noch 
ein fpäterer Friedensſchluß ertheile, für das Intereſſe der Dos 
mainenkaͤufer eine eimjeitige Wirkſamkeit zulaffen wollten, welchem 
nach diefen nichts Abrig bleibe als die Eröffnung und den Forte 
gang ber beutjchen Bundesconferenzen abzuwarten, um dort mit 
ihren Anfprüchen fich zu melden, wo dann der Fürſt⸗Staatskanzler 
gern bereit fei Dasjenige zu unterftüßen, was in Abſicht jener 
Anſprüche einer ımpatteilichen Anficht Der vorwaltenden Rechts⸗ 
verbältnifie gemäß jet. 
Aus der Beſchwerde der Reclamanten hob der Referent nun 
beſonders hervor: *) 
„Der Wachslichterfabrilant Steig, wohnhaft in. der Wilhelms 
höher Vorftabt, ein 73 jähriger Greis von echter beutjcher 
Biederkeit hatte 50 Sabre lang der herrichaftlichen Wachs⸗ 
fabrif vorgeftanden. Die Fabrikgebaͤude nebft Bubehör 
follten unter ber weſtphaͤliſchen Regierung verkauft werben, 
weil dieſe es zwedmäßiger fand, eine ſolche Anftalt von 
Privateigenthümern betreiben ald wie bisher vom Staate 
verwalten zu lafien. Herr Steitz Jah fih Daher in die 
Nothwendigkeit verſetzt, dieſe Fabrik, welche früher 
kurheffiſches Staatseigenthum geweſen war, durch Kauf an 
fich zu bringen, denn dies war das einzige Mittel, was ihm 
zu Gebot ſtand, um zu verhindern, daß dieſe Anftalt, bie 
ihm und feiner Familie jo Lange Zeit Unterhalt verjchafft 
batte, nicht in andere Hände komme. Der Kaufichilling 
beftand in 22,000 Rthlr. die Steiß zum Theil auf feinen 
Grebit bei Gapitaliften erborgen mußte, um in ber verlangten 
Beit richtige Zahlung zu leiſten“. 
„Das Geld wurde von ihm baar eingezahlt und bei dem 
Rotar Diede zu Gafjel niedergelegt. Mit dieſem nämlichen 
Gelbe wurde nun von Der weitphällichen Regierung das Hoff 
mannſche Landgut in dem Dorfe Wehlheiben angekauft. Der 
Kurfürft bat nun jo wohl Die Steiß’jche Wachsfabrik als auch 


*%) B. Sr. 1817. Fol, 261. 
Erſter Theil. 31 
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: das Hoffmannſche Gut, ‚erftere add ‚unter. Der vorigen Yan 
beöregierung veräußertes, letzteres als unter berfelben neu 
erworbened Staatseigentbum in Beſiß genommen, mithin 
ih rem et pretium ‚zugleich zugeeignet. Der Kabrifant 
Steit hat überdies in ber Zwiſchenzeit fiber 5000 Rthlr. zur 
Grweiterung und Vergrößerung ber Gebäube, ſowie zur Ber: 
- beflerung und Vervollkommnung vieler dem Lande höchſt 
‚ sortheilhaften Anſtalt aufgewendet, melde er eben fo wie 
das baar eingelegte Kaufgeld, zu verlieren in Gefahr fleht, 
wenn fein Kauf⸗Contract nicht aufrecht erhalten wird *. 
„Der Salpeterfabrifant Habich, ein ehrwürbiger Greis, 
deſſen Verdienſte um Heſſens Gewerbfleiß anerfannt find, 
hatte eine lange Reihe von Jahren hindurch feine verſchie⸗ 
denen Fabrikzweige in einem berrichaftlicden Gebäude bei 
Caſſel betrieben, welches ihm zu Diefem Zweck mar einge 
räumt worden. Unter: der weitpbäliichen Regierung mußte 
er dies Local, das eine andere Beftimmung, nämlich für Die 
Artillerie erhielt, plößlich räumen. Man bot ihm dagegen 
von Seiten ber weitphäliichen Regierung ein für fein Ge 
ſchäft weit zweckmäßigeres Local, nämlich das alte Jagdſchloß 
zu Veckerhagen zu einem neuen Gtabliffement, jedoch nur unter 
der Bedingung des Kauf an. Da er in der Eile fein 
anderes Local finden Eonnte, jo ſah er fih, um feine weit: 
läufigen Geſchaͤfte nicht ‚ind Stocken gerathen und Diefe ganze 
Anftalt zn Grunde gehen zu laſſen, genöthigt, das gedachte 
alte Gebäude für Die haare. Summe von 28,000 Fr. zu 
tanfen und noch 30,000 Fr. anzuwenden, um daſſelbe in 
gehörigen Stand zu ſetzen. Das alte Jagdſchloß Hatte vor- 
mals dem Kurfüriten jährlih nur 17 Rihlr. Pacht einge: 
tragen, und alle Jahre 150-200 Rthlr. zur Unterhaltung 
gekoſtet. Das von bem Yabrilanten Habich erlegte Kaufgeld 
wurde zur Aufführung nener Gebäude zum. Behuf ber 
Artillerie in Gafjel angewerbei: Die wieberheugeftellte 
kurheſſiſche Regierung ift jet nicht nur Eigenthimerin von 
biefen, ſondern fie hat fich auch in Beſitz jenes Jagdſchlofſes 
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gefegt und Dadurch ben Fabrikanten um fein ganzes, AO 
Sabre lang, Durch raftlofe Thaͤtigkeit und Induſtrie erwor: 
benes und eripartes Vermögen gebracht”. 

„Die Schweizeret bei Caſſel wurbeunter der vorigen Re 
gierung meiftbietend zum Verkauf ausgeboten. Der Tang« 
jährige Pachter auf derjelben, Herr Reno, fand, um nicht 
mit feiner zahlreichen Familie zu Grunde gerichtet zu wer⸗ 
den, keinen andern Ausweg, als felbft Käufer zu werben. 
Der Kauffehilling war 30,000 Franken und Reno genöthigt, 
diefes Geld größtentheils zu erborgen. Der Erlös aus dieſem 
Berkauf wurde dem Vernehmen nach auf Wieberherfellung 
und Verbefferung von Gebäuden zu Wilhelmshöhe verwendet. 
Sept befißt der Kurfürft diefe wieder und ber Verkauf ber 
Schweizerei ift zugleich ohne Entſchädigung für null und 
nichtig erklärt worden. Während Reno foldyergeftalt um 
nicht Alles zu verlieren, ſich gezwungen gefehen bat, von 
feinem erfauften Eigenthum wie vormals Pacht zu geben, 
muß er zu gleicher Zeit dad von ihm zu biefem Kauf er- 
borgte Kapital mit 6 Procent jährlig verzinfen *. 

„Das Vorwerk Freienhbagen, eine Stunde von Gaffel, war 
zu den kaiſerlich⸗franzöfiſchen Domainen geſchlagen worden 
und follte als ſolche veräußert worden. Der jegige Fönigl. 
preußiſche Regierungsrath Beermann that ein beträchtiiches 
Gebot auf dafjelbe. Der 20fährige Pachter auf demfelben, 
der Oekonom Schneider, war mit feiner zahlreichen Familie 
zu Grunde gerichtet, wenn ber Verkanf zu Stande kam. 
Er hatte dies Gut zuerſt urbar gemacht und den größten 
Theil feines Vermögens auf deſſen Verbefierung verwendet. 
Da trat deflen Schwager der Negociant P. W. Schreiber 
ind Mittel, und es gelang ibm den Kauf auf jeinen Namen 
zum Beften der Familie feines Schwager, für 12,000 Thlr. 
zu Stande zu bringen. Die kurfürſtliche Regierung hat 
auch diefen Berkauf ohne Entſchaͤdigung für ungültig erklärt, 
obgleich das Gut fruͤherhin gar nichts eingebracht Hatte, 
jebt aber durch das von dem Känfer anf daſſelbe verwendete 
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Kapital zu einem ganz bebeutenben Ertrage gebracht worben 
iR. Dies tft Abrigens bie einzige Fatferlihe Domaine, 
welche auf kurheſſiſchem Gebiete während der Dauer ber 
weitphälifchen Regierung verkauft worden ift, unb bei ber 
‚Keine versio In rem nachzuweiſen fteht, während Das Gelb 
von allen übrigen veräußerten Domainen im Lande geblieben 
und verwandt worden ift“. 

„Der Gifenfabritant Lefer zu Brotterode warb Käufer 
des dortigen Amthauſes, wo er von dieſer Zeit an in einem 
der ärmften Theile von Helfen einige hundert Menſchen 
"durch feine Induſtrie beſchaͤftigt. Auch er wird ohne Rüd: 
fiht von Haus und Hof vertrieben *. 

„Der Graf von der Malsburg trat der weſtphaͤliſchen 
Regierung ein von ihm neu erbautes großes Haus in Caſſel 
zum Etabliſſement des Lyceums ab, und erhielt bafür als 
Erſatz ober Tauſch, nachdem er eine beträchtliche Summe 
Binzugejchoffen, einen bei feinem Gute gelegenen großen 
Wald für den Preis von 40,000 Rthlr. Die Eurheffiiche 
Regierung iſt jeßt in dem Beſitz jenes Haufes in Gaflel, 
welches fie als unter der vorigen Regierung neuerworbenes 
Staatseigenthum betrachtet, aber zugleich hat fie auch ven 
dem Dagegen vertaufchten Wald ald vormaligem Staats: 
eigenthum Beſitz ergriffen, wodurch fie aljo rem et pretium 
nun in Händen bat”. 

„Der geheime Rath von Maldburg, der edle Veteran ver 
kurheſſiſchen Nitterfchaft, vormaliger königlich weitphätiicher 
Staatöratb, hat. für 34,000 Rthlr. Behnten, Gefälle und 
Grundzinſen, Die auf feinen Gütern hafteten, angelauft, um 
fie nicht in fremde Hände fommen zu allen. Der erlegte 
Kaufſchilling tft noteriich und wie ſich aus Acten erweiſen 
läßt, zur Tilgung von alten Ranbesfchulden verwandt iworben. 
Die Oberrentkammer zu Caſſel hat ſich, ohne dies zu berüd- 
fihtigen wieder in ben Befig diefer Einkünfte geſetzt, ohne 
an irgend eine Entſchaͤdigung für. bie Käufer zu denken“. 

„Der Graf von Bocholz im Paderborniſchen ſah fih in 
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der Nothwendigkeit, zu feinem Etabliſſeinent als koöniglich 
weftphätiicher Wroßceremoniennteifter ein Haus in der Reſi⸗ 
denz anzufaufen, zu welchem Zwecke man ihn von Seiten 
der vorigen Regierung ein fchidlich gelegenes Haus in ber 
Köniaftraße anbot, das ihm für einen Kaufpreis von 12,000 
Athlr. eingeräumt ward. Das Geld wurde zur Neparatur 
des Schlofjes zu Caſſel verwendet. Seht bat der Kurfürft 
das Schloß und auch jenes von dem Grafen erfaufte Haus, 
welches letztere vormals kurheſſiſches Stantdeigenthum ge 
weſen, in Befib genommen”, 

„Der Hofrath Murhard zu Gaflel hat etwa für 40,000 
Franken Grundzinjen, welche auf Häufern und Grundftüden 
in der Refidenz und der umliegenden Gegend laften, ange⸗ 
kauft, und der Kaufſchilling tft, wie actenmäßig bargethan 
werden Tann, zur Tilgung alter Landesſchulden verwandt, 
mithin die versio in rem klar. Dennoch ift er ohne bie 
mindefte Entſchaͤdigung feines wohlerworbenen Gigentbums 
beraubt worden *, 

„Ale Uebrige was an Domainenſtücken in Kurheſſen 
außerdem noch in Privathände gekommen ift, befteht in cin» 
zelnen Gefällen, B®ärten und andern Grundflüden von 
geringer Bedeutung. Dahin gehört dad Wenige, was an 
Stifts⸗ und Kloftergütern im Schaumburgifchen, Fritzlar ſchen 
und Amöneburgijchen veräußert worden *. 

Der fritzlar'ſchen Käufer, Die befonders eingefommen find, 
iſt ſchon gedacht worden. Sie haben im MWejentlichen nichts 
eigenthümliches fuͤr fich anzuführen, als daß neuerworbene Stifts, 
güter noch unbebenklicher gültig hätten veräußert werben Finnen. 
ald alte Domainen. Die Beſchwerdeführer verficherten weiter, 
daß dem Staatövermögen durch Das unter der 
Zwifhenregierung auf kurheſſiſchem Gebiet neu 
erworbene und in Staatdeigenthum verwandelte 
Srundeigentbum ein mehr als doppelter, ja drei: 
facher Erfab au Theil geworden ſei. Sie führten noch 
andere GBegenftände an, wodurch dieſer Grſatz vermehrt fein 
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folte, deren Wufzählung zu weitläufig fein würde, und fägten 
die Bemerkung hinzu, daß, wenn die kurheſſiſche Regie— 
rung die unter der weſtphäliſchen gemachten Ankäufe 
gültig annehme und ſich zueigne, ed der Gerechtig— 
keit gemäß ſei, auf Die unter derſelben Regierung 
angenommenen VBerfäufe für rehtsbefländig anzu: 
erfennen. 

Die Reclamanten hielten die Bundesverfammlung zur Ein 
fchreitung befugt, weil bie NRegulirung der Angelegenheiten bes 
vormaligen Königreih8 Weitphalen durchaus nothwendig ſei, 
wenn nicht ein Theil der Bundesſtaaten in einem ungewiſſen 
Rechtözuftande bleiben ſollte; weil, was in dieſer Hinſicht 
der Wiener Gongreß nicht beftinmt babe, jegt nur von ber 
Bundesverſammlung erfeßt werden fünne, und aud an fie ver 
wielen fei, weil endlich die Reclamanten, Denen alles weht: 
lihe Gehör verſagt werde, Feine andere Zufludt 
wäßten, als die Bereinigung aller Bundesgenoſſen, 
welche nicht zugeben würden, daß ein Dentfcdher 
rechtlos gelafjen werde. 

Der Referent der Bunbesverfammlung fand in ber Bundes: 
acte weder eine beſtimmte noch eine analoge Vorfchrift, welche 
die Bundesverſammlung verpflichtete und berechtigte, dasjenige 
anzuordien, einzurichten oder zu enticheiden, was in Folge ber 
Auflöjfung des ehemaligen Königreichs Weſtphalen zweifelhaft 
ober ftreitig, ober wenigftend von einem ober Dem andern ange 
fochten fein mag. Die Wiener Congreßacte ſchweige nach feiner 
Anficht Aber die aus jenem Exreigniſſe hervorgegangenen Berän- 
derungen in mancherlei Rechtsverhaͤltniſſen gänzlich, indem fie ich 
begnüge, Aber die Beſtandtheile des Koͤnigreichs Weſtphalen, 
welche nicht unmittelbar an ihre rechtmaͤßigen Fürſten zurückge⸗ 
fommen waren, zu verfügen. Sie verweiſe nichts folcher Art an 
den Bımdestag, und dieſem feten ae Teritorial⸗Anordnungen 
mit ihren Folgen durchaus fremd geblieben. Die Reclamationen 
der Snpplicanten feien Klagen gegen ihren Landesherrn, welde 
dahin abzwedkten, daß derfelbe in dem Beſitz ımb Gigentbum ber 
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erfauften Domainen nicht ftöre,. vielmehr da, wo folches bereits 
gefchehen, in den vorigen Stand. wieder Berftelle. Ihre Infprüche 
feien gegen eine. Berorimung gerichtet, Die nach bed Referenten 
vollfentmener Ueberzengung der vom Feinde vertrieben geweſene, 
nun in feine Staaten zurückgekehrte Landesherr zu erlaffen wohl 
bereditigt war. Oegen dieje Landesverordnung an und für fi 
fonıme ed allerdingd den Landgerichten nicht zu, ein Erkenntniß 
abzugeben. Die Bunbeeverfanimlung koͤnne fie aber nicht erſetzen, 
ba fit keinen Auftrag dazu habe. Ein Hauptzwed bes Bunbes: 
innere Sicherheit, ſei nicht geftört, denn es jet kein allgemein un⸗ 
gültiger, das Eigenthum und den Nechtsauftand in dem Bunde 
verletzender Grundſatz aufgeftellt und ausgeführt, noch Eönne es 
der Regierung an Mitteln fehlen, etwa zu beforgenten Unruben 
vorzubeugen und. zu ſtenern. Es jei hier. fem Fall vorhanden, 
wo eine in ber Bundesacde gegründete Garmıtie eintreten, ober 
die rechtliche Kraft und Wirkung irgend einer Beftimmung biefes 
Brundvertrages erflärt und feftgejeßt werden mäfle.. Wenn es 
auch für zwedmäßig erfannt werden möchte, daß völferrechtliche 
Berbältnifie, welche mehrere Bunbeäftaaten berühren, daß noch 
unbeftimmte Folgen politiiher Ereigniſſe, daß Schwierigkeiten, 
die aus früheren diplomatischen Verhandlungen Abrig geblieben 
fein möchten, daß Einrichtungen, welche in Deutjchland in Folge 
völferreihtlicher Verträge und infonderheit in Folge der Wiener‘ 
Congreßacte zu treffen feten, wenn Dabei Neibungen mit einbefe. 
mifchen ober fremden Nachbarſtaaten entftehen fünnten, ja! daß 
ſelbſt folche Verhältniffe, welche in das allgemeine Wohl mehrerer 
Staaten eingriffen, — dem Bunde zus Berathung, zur Vers 
mittelung und wo nöthig zur: Entjcheidung verftellt würden: fo 
fei Doch darüber noch nichts beichlojfen, und die Verweiſung bet. 
Supplicanten an die Bundesverfammlung von Seiten einiger 
Mitifterien laſſe fich leicht aus der Erwartung erklären, daß‘ 
deshalb etwas werde beichlofien werden. Die proviſoriſche 
Sompetenzbeftimmung werde Bazu den Weg bahıten, und in der 
Folge die Brundgefeßgebung und organiſche Eimichtung auch 
dieſen Theil der Bundeeͤverfafſung vollenden. 
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Die Supplicanten würden e3 in ber Ueberzeugung won ber 
Gerechtigkeit ihrer Sache hart. finden, wenn. fie den Zeitpunkt, 
wo dieles geichehen fein werbe, abwarten ſollten. Allein bie 
Bundesverjammlung könne nicht mehr, als daß fie bie proviſoriſche 
Gompetenzbeilimmung möglichit beichleunige, und es ftehe immer 
noch) dahin, ob diefelbe auf den Kal der Supplifanten ſich er- 
ficeden werde ? 

Wenn indeflen gleich ber Neferent den Grundjaß, aus 
welchem Die Zurheiftiche Verordnung vom 11. Sanuar 1814 ge 
floffen fei, für durchaus unumftößlich in dem europälichen Voͤlker⸗ 
rechte feit gegründet, und beilen Gegenſazz für rechtlich uneriweisbar, 
für politiſch unratbfam, ja! dem Wohl der Staaten höoöͤchſt 
gefährlich Halte; fo fei er Dagegen doch auch vollkommen 
überzeugt, daß es rehtlihe und politifhe Gründe 
geben koͤnne, welde gehörig erwiejen, Die Anwend- 
barkeit dieſes Grundſatzes, und folglih aud der 
kurheſſiſchen Verordnung unftatthatthaft, oder doch 
höchſt unbillig machen würden. 

Referent wolle nicht an Dad summum jus, summa injuria 
erinnern; wenn aber, wie von den Supplicanten behauptet werde, 
ber größte Theil der von den veräußerten Eurheffiichen Domainen 
eingegangenen Saufgeldern wirklich in den Ruben bed Landes 
verwandt wären; wenn man in mehreren Fällen mit Recht jagen 
Fönnte, Die Eurheffifche Regterung habe durdy Die (übrigens gewiß 
rechtömäßige) Beſitznahme der von der weftphäliichen Regierung 
mit jenen Geldern gemachten neuen Erwerbungen und Verbeſſe⸗ 
rungen, und Durch die Zurüdnahne der verkauften Staatögüter 
die Sache und ihren Preis zugleich fi) zugeeignet; wenn dieſe 
oder andere gleich erhebliche Umftände, welche infonderheit bei 
der Ablöfung von Gefällen und Dienften in Betracht Fommen 
dürften, gehörig bewieſen werden koͤnnten; fo fcheine eine Aus⸗ 
nahme ftatthaft, eine rechtliche Einrede — nicht gegen die Rechte 
gültigfeit — jondern gegen die Anwendung des Geſetzes auf Die 
beftimmten Faͤlle wohl gegründet zu fein, und damit follten baber 
die Supplicanten gegen ben landesherrlichen Fiscus von ber 
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competenten Landesbehorde Billig gehört werben. Geſchehe dies 
nicht : wiejen die Landesgerichte fie, wie von’ ihmen wieberholt 
behauptet jei, mit ihren — auf dieſen Gegenſtand gerichteten 
Klagen durchaus zurüd; jo entſtehe für fie ein Zuſtand 
ber Rechtlofigkeit, der bem allgemeinen Bundes 
zweck und den aus dem Beifte der Bundesacte her» 
vorleucdten, dem Beftreben für die Herftellung und 
Handhabung eines allgemein gefiherten Rechtszu⸗ 
ſtandes unftreitig widerſpreche. 

Finde in dieſer Hinſicht die Meinung des Referenten den 
Beifall der Bundesverſammlung; ſo ſcheine es dem Berufe der⸗ 
ſelben gemäß zu fein, ihre Anſicht der Sache zur Keuntniß der 
furbeiftichen Regierung zu bringen, und zu dem Ende den an 
wejenden kurheffiſchen Geſandten um geeignete Berichtserftattung 
und die Beranlafjung zu erfuchen, damit den Supplicanten für 
den angezeigten Zwed der Weg Nechtend eröffnet werde. Dieſe 
Verwendung wäre den Supplicanten befannt zu machen, ımb ihnen zu 
verftatten, nöthigenfalls mit ihrer weitern Borftellung einzulommen. 

Wenn endli das Vorgeben der Supplicanten richtig fein 
jollte, Daß Die kurheſſiſche Regierung eine mehr ald vollftändige 
Entfehädigung für die während der feindlichen Decupation vers 
äußerten Domainen erhalten habe; fo würde biejes zwar auch 
unter gewiſſen Umftänden rechtliche Ruͤckſicht verdienen, vorzüglich 
aber neben andern Billigfeitögründen dazu bewegen Zönne, bie 
Käufer kurheſſiſcher Domainen Sr. koͤnigl. Hoheit dem Kur⸗ 
fürften zu milder Tandesväterlicher Behandlung von Seiten Des 
Bundes zu empfehlen und auch in dieſer Beziehung den Herrn 
Geſandten um gefällige Berichiserflattung zu erjuchen. 

Referent fehe in den Charakter und in Die Gerechtigkeits⸗ 
liebe Sr. koͤnigl. Hoheit des Kurfürften ein jo großes Vertrauen, 
baß er feine Meinung ohne Rüdficht auf neuere Vorgange aus⸗ 


geſprochen habe. 
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Allein der Kurfuͤrſt beharrte feſt auf feinem echte ber 
Souverainetät und wollte fich von der Bundesverfammlung nichts 
vorichreiben Taflen, und wurde hierin von Metternich unterſtützt, 
welcher, wie wir oben gejehen (S. 161) in der Hofmannjchen 
‚ Angelegenheit die Bundesverfammlung desavoutrt hatte (April 
1817). Jetzt trat einfach die Sonfequenz dieſes Verfahrens ein. 
Der Kurfürft, Oeſterreichs ficher, im Principe der vorliegen- 
den Angelegenheit auch der Unterflüßung Hannovers und Braun: 
ſchweigs gewiß, gab am 5. Mat 1817 eine Außerft fcharfe Erklaͤ⸗ 
rung an bie Bunbesverfammlung durch jeinen Geſandten v. Lepel. 
Sie Tautete*): 

„Ich habe nicht verfehlt, der übernommenen Verpflichtung 

zufolge, Seiner koͤniglichen Hoheit dem Kurfürften über Die 

Beichwerde der Domainenfäufer und die darüber in der 

23. diesjährigen Sißung ftattgehabte Berathung einen aus⸗ 

führlichen Bericht zu erftatten, und ohngeachtet dieſe Ange 

legenheit abermals zu dem gehört, worin fie die Kompetenz 

der Bundesverfammlung vorerfi nicht anzuerkennen vermögen, 
jo Haben Sie mir doch aufgetragen, der Verſammlung 
darüber Nachſtehendes zu erklären. 

Daß Seine königliche Hoheit berechtigt waren, die unter 
der ufurpatoriichen Regierung vorgenommenen Veräußerungen 
des Staatdeigenthums als nicht gejchehen zu betrachten und 
zu annulliren, Täßt ſich aus den allgemeinen Grunbjäßen 
des Staatd- und Volkerrechts leicht deduciren, und ift von 
den verbündeten Mächten, in dem Vertrage vom 21. Dec. 
1813 ausdrüdlich ankannt worden. 

Daß ferner die Bundesverfammlung weder verpflichtet 
noch befugt jei, über das, was ald Kolge der Auflöfung 
bes Koͤnigreichs Meftphalen ftreitig oder zweifelhaft iſt, 
jetzt ſchon etwas anzuorbuen oder zu entjcheiden, ift von 
dem Herrn Referenten felbft dargethan worden, bedarf alfo 
feines Beweiſes. 


*) B. Br. 1817 5. 154. Fol. 296. 
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Da nun das Geſuch ver Duerulanten dahin ging, baß 
die Bundesverfammlung tie Rechtsgültigkeit der in dem 
Königreiche Weſtphalen und namentlich in Kurheffen gefihehes 
nen Domainenveräußerungen ausfprechen möge, fo hätte 
wohl zu erwarten geitanden, daß ihr Geſuch als unſtatt⸗ 
haft und nicht hierher gehörig abgemwiefen werben würde. 

Was die Verfammlung veranlagt habe, gleihfam kraft 
mildrichterlichen Amts den einzigen Geſichtspunct hervorzu⸗ 
fuhen, unter weldhem ihre Verwendung für einige ber 
Duerulanten gerechtfertigt werben kann, wollen Seine koͤnigl. 
Hoheit dahin geftellt fein laſſen. 

Es Hätte übrigens der Verwendung derfelben und des Vor 
trags ihrer Anficht, Hinfichtlich Der Anwendung der Verordnung 
vom 14. Januar 1814 anf einzelne Fälle um fo weniger 
bedurft, als bie Einficht jener Verordnung ergibt, daß ‚Seine 
Tönigliche Hoheit am Schlufje derjelben denjenigen Domainen⸗ 
kaͤufern, welche wegen nüßlicher Verwendungen Anfprüche 
hätten, ausdrüdlich vorbehalten haben, ſolche im Wege 
Rechtend gegen die Dberrentfammer bejonders auszuführen. 
Seit drei Jahren ift alfo der Weg Nechtens für die, welche 
versionem In rem oder Meliorationem beweifen koͤnnen, er» 
öffnet. Bid jetzt wurde aber nicht eine einzige darauf 
gerichtete Klage bei den Gerichten erhoben. Alle gingen auf 
Schub im Befitz oder Wiebereinjegung in denſelben, und 
mußten natürlich abgemwiejen werben. 

Ebenjo haben ſchon vor der gefchehenen Gmpfehlung 
zu landesväterlicher Behandlung mehrere der Querulanten 
Beweiſe derfelben erhalten, nicht aus dem von ihnen anges 
führten abfurden Grunde, daß Se. königliche Hoheit reich" 
liche Entihädigung für Die veräußerten Domainen vorge 
funden (denn Die wenigen Häufer und Grundftüde, womit 
das Staatövermögen unter der ufurpatoriihen Regierung 
vermehrt worden fein fol, möchten nicht zum fünfzigften 
Theil erjegen, was demjelben durch die franzöftiche Occu⸗ 
pation war entzogen worden), jondern weil Seine Eimigliche 
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Hoheit fie. zum Xheil billiger Schonung würdig fanden. 
So find einigen bie acqutrirten Domainen auf erbliche, 
andere unter jehr billigen Bedingungen in Zeitpacht gegeben 
worden, und es ift eine der frechften Lügen, wenn nody in 
den neueften Eingaben Der Domainenfäufer gejagt wird, 
daß Fein. einziger. der Käufer entjchäbigt oder befriedigt 
worden, und zahlreiche deutſche Kamilien durch gewaltſame 
Entziehung ihres wohlerworbenen Eigenthums ganzlichem 
Ruin ausgejebt feieu, welches Iebtere am wenigften den an 
der Spibe ftehenden Domainenkäufer treffen kann, da der⸗ 
jelbe nach glaubhaften Nachrichten den größten Theil des 
Kaufgelded noch in Händen, mithin biöher rem et pretium 
befeſſen bat. 

An dem ruhigen Bemußtfein, Ihre Pflichten als gerechter 
Regent mit dem ald milder Landesvater bei dieſer Angele 
genheit in genaue Webereinftimmung gebracht zu haben, 
können Seine Tönigliche Hoheit die Erfinder und Verbreiter 
folcher haͤmiſcher Verläumdungen nur mit der tiefften Ver⸗ 
achtung frafen ”. 

Die weitphäliichen Domainenfäufer in Kurheſſen wieder: 
holten aber demohngeachtet ihre Bitte um Wiedereinſetzung in 
den Beſitz, aus welchem fie in Folge der furfürftlichen Verordnung 
vom 14. Januar 1814 gejeßt worden waren. Zwar beicheinigten 
fie dieſes nicht, und ed war befannt, daß noch verfchiebene der⸗ 
ſelben fich im Befiße ber von ber weitphälifchen Negierung an fie 
verdanften Domainen befanden. In Anſehung der übrigen aber 
konnte bie von dem kurheſſiſchen Gefandten am 5. Mai 1817 
zu Protocol gegebene Erklärung ſtatt der Beicheinigung dienen. 

Die Bittfteller fanden in der Ausführung biejer Berorbnung 
ein Spolium, und geflüßt auf die von allen cultivirten Völkern 
anerdannte Helligkeit des Beligftandes beriefen fie fih auf Die 
allbekannte Megel: daß der Spolürte vor allen Dingen zu refti- 
tuiren je. So hätten die ehemaligen Reichsgerichte den Beſitz⸗ 
ſtand gegen Misbraudy ber Gewalt durch ſcharfe Strafbefehle 
ſtets aufrecht erhalten. „Dahin jei freilich — dieſes Palladium 
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des deutſchen Bürgers: doch nicht verſchwunden koͤnne bie —* 
tigkeit ſein vom vaterländiſchen Boden!“ 

„Allein, ‚sagten fie weiter, zu welchem Retter ſollen nun bie 
bis zur Verzweiflung getriehenen weftphäliichen Domaineufänfer 
in Kurheſſen ihre Zuflucht nehmen? — Sie, die unter einer 
voͤlkerrechtlich conftituirten Staatsuerfaffung in gutem Glauben 
fauften, Jahre lang in gutem Glauben bejaßen, und. im grellſten 
Widerſpruche mit dem Beiſpiele : glorreiher Souveraine, mit 
Nichtachtung der feierlichften öffentlichen Berträge, aller Grund⸗ 
ſätze des biäher in Europa gangbaren Voͤlkerrechts und ſelbſt 
aller Rechtsformen, durch bloße Babinetsverfügungen Seiner 
föniglichen Sobeit des Kurfürften von Heſſen gewaltthaͤtigerweiſe 
aus dieſem Beſitz vertrieben, mit Weib und Kindern mehr ober 
weniger dem härteften Schiefal hingegeben find, und alle Pforten 
ber Gnade und Gerechtigkeit. in ihrem . Baterlande verriegelt 
finden ?_ Nur bie erhabene deutſche Bundesverfammlung koͤnne 
unter ſolchen Verhaͤltnifſen Rettung gewähren, und dem unver⸗ 
ſchuldeten Unglücke ſo vieler Familien ein Ziel ſetzen. Und 
daß dies geſchehe, fordere Deutſchland, fordere des 
Vaterlands Ehre und des Bundes Würde. 

Zu der deutſchen Bundesverſammlung Sphäre gehöre dieſer 
große Act der Gerechtigkeit. Möge in ibm den Völkern aller 
deutfchen Bauen ein beruhigendes Beiſpiel gegeben werben, daß 
es wirklicher Ernſt fei, einen unmwanbelbaren Rechtszuftand zu 
begründen, nicht blos für den übermächtigen Starken, ſondern 
auch für Den geringen, ohnmächtigen Privaten und jolchergeftalt 
ber erhabene Bundestag bie troftreich verheißene Beftimmung 
verwirklichen, Darüber zu wachen, daß überall und ohne Anfehen 
ber Berfon Gerechtigkeit geübt werbe im deutſchen Vaterlande! 

Sn der 13. Sigung 1817 babe Die Bundesverſammlung 
ſelbſt ausgeſprochen, daß fie, eingebenf ihres hohen Berufs, ihrem 
Wirkungskreiſe es angemeſſen halte, ſelbſt bevrängter Unterihanen 
ſich anzunehmen, und auch ihnen die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
daß Deutſchland nur darum vom fremden Joche befreiet und 
ben 2ändern rvechtmäßige Erben zuridgegeben worden, damit 
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uͤberall ein vechtlicher Zuſtand an Die Stelle der Willkuͤr treten 
möge. u 
Seht fei der Augenblick gekommen, wo in Erfüllung gebracht 
werben fünne und werbe, was zugefagt und gelobt ward. “Der 
Pariſer Friede, der Wiener Bongreß, Die Bundesacte, der Accei- 
fionsvertrag haben für Deutfchlands Souveraine gemeinfchaftliche 
Rechte und Verbindlichkeiten feſtgeſetzt. Hier ſei eine Geſammt⸗ 
beit von Willen. Gin Einzelner von Vielen koͤnne nicht 
vernichten, was Allen beliebt: hätte Naturrechtlich ſei die 
Geſammtheit befugt, und wenn ein Dritter Rechte daraus ableite, 
verpflichtet, ihrem Geſammtwillen Nachdruck zu verjchaffen. Ein 
Geſammtwille und zwar hoben Rechtsfinnes und thätiger Huma- 
nität fprechen fih, im Einklange mit $. 51. Art. A des weſtphaͤ⸗ 
liſchen Friedens und des Art. 5 des oͤſterreichiſchen bürgerlichen 
Geſetzbuches beſtimme im Art. 16 des Partfer Friedens vom 30. 
Mai 1814 aus. Denn da werbe vorgefchrieben: 
„daß allen Staatsbürgern in ben abgetretenen und reftituir 
‘ten Zändern, mithin auch in den Gebieten des aufgeläften 
Königreihs Meftphalen und in dem wieber hergeftellten 
beffifchen Kurſtaate der ungeftörte und ungekränkte Beftk 
ihre8 in der verflofienen Periode erworbenen Eigenthums 
zugefichert werben jolle, bergeftalt, daß unter Teinem Bor 
wanbe, von welcher Art derjelbe auch ſein möge, Reactionen 
in biefer Hinficht geftattet jein ſollen“. 

Wenn nun deſſen ungeachtet von Seiten der wieder ber- 
gefteliten Turheffiichen Regierung dieſer allgemeinen Verfügung 
einfeitig zuwider gehandelt werbe; jo habe Die Gefammtheit der 
in jenem Frieden eingefähloffenen Souverainen Die Befugniß, ja 
ſelbſt die Verpflichtung, den Einzelnen zu hindern, Daß er einen 
feierlichen Vertrag, der feine und ihre Rechte auf gleiche Weiſe 
beflimme, eigenmächtig breche. Die Bundeöverfammlung, durch 
die fih der Geſammtwille der Verbündeten ausfpreche, habe alfo 
die vollfommenfte Befähigung darauf zu halten, daß die auch 
auf Deutjchland fi) bestehende Vorſchrift bed Pariſer Friedens 
nicht von dem Ginzelnen willfürlich verleßt werde. 
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Die Bındesverfammlung fei überdies berufen, den Mangel 
ber Unorbnungen zum Schuße des Beſitzes und Erwerbes zu 
erjegen, und in den fich ergebenden Faͤllen zwiſchen Den nicht 
mehr vorhandenen politiihden Sinrichtungen und ben noch 
nicht wieber hergeftellten oder angeorbneten auf irgend eine XBeife 
die Lücken auszufüllen, wie dies ein hochverehrliches Mitglied 
ber Berfammlung ſelbſt in der 33. Sikung (1817) ausgeſprocher 
babe. 

Diefe Lüde ungefäumt auszufüllen werde vollends da zur 
gebieteriichen Nothwendigkeit, wo felbft Die innere Sicherheit 
gefährdet fei. Und dies fei gewiß der Fall, wo die Macht zu 
Singriffen in das Privateigentbum mißbraucht und die Heiligkeit 
des Beſitzſtandes angetaftet werde. Wo fein Recht zu finden, 
— da fei wilde Anardjie: wo die Bande der Gejelligkeit zer- 
riffen würden, die an das Vaterland feſſeln, — da ſei kein 
Baterland mehr, und gleich wie die Noth fein Geſetz Tenne, fo 
nody minder der DBerzweifeltel In ihr Privateigenthbum aber 
jeien die erfauften Güter übergegangen, und rechtmäßig überges 
gangen. Denn die weftphäliiche Regierung jei ald rechtmäßig 
anerkannt gewejen, und ber Untertfan Habe, nach monarchiſchen 
Brincipien, nicht zu grübeln über die Rechtmäßigkeit der Fürften- 
ihaft. - 

Wolle nun die Bundesverfammlung ſich nicht als oberrich⸗ 
terliche Behörde jelbit darftellen, jo jolle fie Doch wenigſtens 
dafür Sorge tragen, daß überall gerichtet und allgemeine Gerech⸗ 
tigkeit gehandhabt werde. Dazu aber gehöre vor allen Dingen, 
daß das, was Gewalt und Willlür vollfitedte, als nicht gefchehen 
erflärt und bis zu einer definitiven Entſcheidung Hin ein Befig- 
ftand regulirt werde. Könne die Bundesverſammlung dieſes 
nicht einmal bewirken; jo würbe fie nur zu deutlich und jogar 
factiſch beurkunden, daß fie, ungeachtet der laut fund gethanen 
wohlthätigen Abficht dennoch und bei dem beften Willen nicht 
vermöge, einen gelicherten Rechtszuſtand herbeizuführen. 

Wo in einem zum Bunde gehörigen Lande offenkundig 
wahrhafte Spolien begangen würben: da gehöre es gewiß zur 
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Gompetenz; ber Bundesverſammlung mit ihrer wohlthaͤtigen 
MWirkfamkeit aufzutreten, unb es bebürfe dazu feines Weges ber 
Abwartung beſonderer organiſcher Bundesgefebe, fowie babei 
von einem procefjualtichen Verfahren nicht die Rebe fein könne.“ 

Die Supplicanten erkannten mit Dank die Verwendung ber 
Bunbeöverfammlung, aber fie behaupteten, daß bie Darauf erfolgte 
Erklärung bes Kurfürften fie überzeuge, baß weber auf bem 
Wege einer Iandesväterlihen Milde noch auf dem der @erechtig- 
feit in Kurheſſen fortan etwas fire fie noch zu erwarten ober zu 
boffen ftehe. 

Ihr gehabter Befig fei fo unzweifelhaft als die gegen fie 
verfügte Entjegung. Nach allen in Deutichlanb gangbaren 
Gejeßen werde weiter nichts erforkert, um fofort reftitwirt zu 
werben. Geſchehe Dies nicht, jo werde jeder Rechtökunbige 
bekennen müfjen, daß ein Zuſtand der Nechtlofigkeit eingetreten 
und feine Gerechtigkeit mehr zu finden fei. 

Der deutiche Bundestag habe den weftphälifchen Domainen- 
fäufern verftattet, nöthigenfalld mit weiterer Vorftellung einzu- 
fommen. Die Vermittelung der Bundesverfammlung fei vergeblich 
geweſen, und habe nur noch weitere fpoliative Maßregeln zur 
Folge gehabt. Sin der abgegebenen Erklärung der kurheffiſchen 
Befandtfchaft ſei felbft die Verweigerung aller Juſtiz in dieſer 
Angelegenheit bei den Landesgerichten öffentlih und ohne Scheu 
protlamirt worben. Bei den kurheſſiſchen Juſtiz⸗Tribunaͤlen Tönne 
bei der entfchieben nnd beſtimmt vor Augen liegenden Willens⸗ 
meinung des Regenten, ſchon nach der menfchlichen Natur und 
den individuellen Verhältnifien der Richter, fortan weber Hülfe 
noh Recht für die armen bebrängten Familien ber Domainen: 
kaͤufer erwartet werben. 

Die notbgebrungene eifrige Betreibung ihrer jo gerechten 
Angelegenheit bei dem hohen deutichen Bundestage babe fogar 
Seine Tönigliche Hoheit den Kurfürften veranlaßt, während ber 
heiligen Pfingfifeiertage ben 26. und 27. Mat biefes Jahres durch 
deu Fiscal zu Gafjel bie einzelnen beiheiligten Domainenfäufer 
zu Verhoͤren heranzuziehen, und durch den Sthredien fißcalifcher 
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Unkerſuchungen die perjönlidye Sicherheit berfelben zu bebrohen, 
und vielleicht Die Unglädlichen durch Einflögung von Furcht 
abzuhalten von ferneren Schrüten bei dem hoben Bundestag. 

„Deuticher Gerechtigkeit vertrauend, jchluffen endlich die 
Supplicanten, nähren die armen Unterdrüdten die zuverfiäätliche 
Ueberzeugung, daß bei einer jolchen Lage der Dinge die erhabene 
deutihe Bundesverfammlung fi) von dem würbevollen Beruf 
durhdrungen fühlen werbe, den Hülflofen, denen in ihrem Vater: 
lande alles Recht verfagt iſt, Schub zu gewähren. Diefe hobe 
Berfammlung wird nun, ihrer Achten und wahren Beſtimmung 
nach, keinen Anftand mehr nehmen koͤnnen, ſich nicht blos berech⸗ 
tigt, ſondern zugleich verpflichtet zu Halten, zu aller edlen deutfchen 
Staatöbürger Beruhigung einer in einem Theile des gemeinfamen 
Baterlandes auffallend und offenkundig waltenden Rechtlofigkeit 
im mindeften durch Ausfprechung der Reftitution salva causae 
prineipali ein Tängft von Deutſchland erwartetes Ziel zu feßen. 
So wagen ed denn die Domainenfäufer, aus den vorgetragenen 
Bründen, unter den ftatthabenden Umftänden vorläufig einzig 
und allein darum unterthänig zu bitten: restitutionem spolit 
gerehteft zu erfennen, demnächſt aber na Vollen» 
dbunng ber organiſchen Bundesgeſetze definitiv in 
Anfehung des Rechts felbft einen Beſchluß zu 
tajfen * ®). | 

Die Bundedverfammlung, eingefchüchtert Durch das Verfahren 
Metternich (S. 161) ing fehr vorfichtig zu Werke, wie dies 
das Gutachten des Berichterfiatterd v. Berg beweili **). Die 
Wandelung fing fehon an fich bemerklich zu machen. Zwar war 
in bem Gutachen noch Manches, was an die Fräftige Sprache 
bes Jahres 1816 und des Frühjahrs 1817 erinnerte, allein bie 
Unficherheit dad Schwankende gewinnen das Uebergewicht. Wir 


*) Die überaus ſtarke Sprache der Bitifieller zog ihnen, dies müſſen wir 
bier ausd rücklich bemerken, von Geiten ber kurhefſiſchen Staatsregierung 
keinerlei Art von Berfolgung oder Unannehmlichkeit zu. 

*) 9, Br. 1817 Fol. 732. 
32* 
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laſſen e8 im Wejentlichen folgen, Da aus dem loco dielaturse 
gebrudtem Bericht wiederum die entſchiedenen Stellen in dem 
öffentlichen Protocol ausgelaſſen wurden; v. Berg fagte: 


„Da der Kurfürft von Heflen, ohne Kriegserklärung überfallen, 
nie in eine Abtretung feiner Staaten gewilligt und im jahre 
1813 dieſelbe mit voller Souverainetät wieder erhalten 
und im Beliße derjelben die Verordnung vom 14. Januar 1814 
erlaffen habe, wodurch er die verkauften Domainen ꝛc. zurüdge: 
fordert; da ferner erfi am 30. Mai 1814 der parijer Friede den 
Grund zur Wiedervereinigung der deutſchen unabhängigen 
Staaten gelegt habe und dieſe erft zwölf Monate nachher erfolgt 
fei: — jo könne die Bundesverfammlung nicht Richter fein über 
eine Regentenhandlung, die der Kurfürft vor diefer Zeit, unab» 
hängig von jeder Verbindlichkeit und befchränft durch Bundes: 
verpflichtung vorgenommen babe, Nach privatrechtlichen 
Begriffen könne wohl von einem Spolium die Nede fein, aber 
die Behanptung der DBittiteller, daß auch nach völferrechtlichen 
Grundfäßen ein Spolium vorliege, jei ungegründet”. v. Berg 
führte Died näher aus. Er Jagte: 


„Wenn aber die die Befißentfegung der beffiichen Domainen⸗ 
fäufer Durch ihren wiebergefehrten Landesherrn als eine Folge 
der gegen diefen Durch Uebermacht und Waffengewalt verübten 
Beſitzentſetzung zu betrachten, wenn fie nicht nach der jeßigen 
Bundesverfafjung , jondern nach dem Zuſtande von 1814, wicht 
nach bürgerlichem Rechte, jondern nach voͤlkerrechtlichen Grund: 
fäßen (worüber fich jedoch auch in dieſer Verſammlung eine 
Verſchiedenheit der Meinungen gezeigt bat) zu beurtheilen ik: 
wenn bie Furheffiiche Verordnung vom 14. Jannar 1814 in un 
mittelbarer Verbindung mit dem Wiedeseintritt Seiner. koͤniglichen 
Hoheit in ihre Befibungen und Rechte fleht; wenn tn biefer 
Hinfiht durchaus Feine Verträge zum Vortheil der Supplicanten 
fi) auffinden Tafjen, weldhe der Bundesverſammlung zum Leit- 
faden dienen Eönnten und vielmehr. in dem Vertrage ber alliirten 
Mächte mit Kurheſſen vom 2. December 1813, durch welchen 
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ſelbſt für Hanau, wo die Domainenfäufer Doch fonft begünftiget 
worben, im 3. Artifel der Satz laut ausgeſprochen wird: 


Toutes les ventes de proprietes Hessofises faites par le 
Gouvernement du Grand-Duc de Francfort sont declardes de 
nulle valeur et envisagees comme non avenues; 


wenn infonderheit der 16. Artikel des Pariſer Friedens vom 
30. Mat 1814 nur eine gewöhnliche Amneftie enthält, und ent» 
bielt er mehr, auf die von der gegenwärtigen franzöfijchen 
Regierung durch den parifer Tractat gewiß nicht zurüdgegebenen 
kurheſſiſchen Staaten jo wenig als auf die von den Suppficanten 
erfauften Domainen, Die als ihr unbeftrittenes Eigenthum nicht 
anzujehen find, anwendbar fein würde : wenn endlich dieſer hoben 
Berfammlung zwar obliegt Sorge zu tragen, daß Recht und 
Gerechtigkeit im ganzen Umfange des Bundes gehandhabt und 
folglich auch bei beitehender Bundesverfaſſung, unter Teinerlei 
Vorwand , anders ald im Wege Rechtens verfahren werbe, der⸗ 
jelben aber keineswegs bie Befugniß beigelegt ift, frühere völfer- 
rechtliche Anordnungen der Bundesglieber in deren Staaten ihrer 
Beurtheilung au unterziehen, oder felbftrichterliche Verfügungen 
auf Beichwerden der Untertbanen gegen ihre Regierungen zu 
treffen; jo kann ich auf Das erbetene Reftitutorium, welches alle 
zeit eine richterlihe Handlung wäre, wenn fie auch ohne vors 
gaͤngiges prozeſſualiſches Verfahren erfolgte, in Feiner Hinficht 
antragen. 

Auch glaube ich nicht, daß aus ber Verweigerung biejer 
Bitte auf einen rechtloſen Zuftand im deutſchen Bunde gejchloffen 
werben Eönne, wie Die Supplicanten höchft ungeziemend zu bes 
baupten wagen. Was in Kurheilen gejchehen ift, bezieht fich auf 
einen außerorbentlichen, gewaltſamen blos factiichen Zuftand, 
den als rechtlich anzuerkennen, der Kurfürft aus Grüuden ſich 
weigert, deren Prüfung und Würdigung außerhalb der Compe⸗ 
tenz Diefer hohen Berfammlung liegt ”. — 

v. Berg konnte ſich aber, wie die Mehrzahl feiner Gollegen, 
nicht verbergen, daß bie Sache noch eine andere Seite hatte; ex 
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wußte wohl, baß früher an das summum jus samma injurla 
erinnert wurde; deshalb fagte er: 

„Demungeachtet Hat Die Lage der weftphältichen Domainen⸗ 
fäufer dem deutſchen Bunde nicht gleichgültig bleiben koͤnnen, 
und ganz bejondere Verhältniffe haben eine Theilnahme für bie 
jelben erregen müſſen, deren fie fich vielleicht nur Durch unziem⸗ 
lihen Xrog auf ein — wenigftens immer zweifelhaftes Nedht, 
durch die Heftigkeit ihrer Vorftellungen, durch Unſchicklichkeit umd 
Kühnheit in Ihren Behauptungen und Andeutungen verluftig 
machen Eönnen. 

Das Königreihh Weftphalen bat einmal beftanden. Es if 
fowie von beinah ganz Europa, aljo von den allermeiften Gliedern 
des deutfhen Bundes förmlich anerfannt, von den meiſten als 
ein Bunbesftaat geehrt worden. Der König von Weftphalen war 
in die Neihe der rechtmäßigen Souveraine aufgenommen. Das 
Königreich hatte eine geordnete Verfaffung und Verwaltung, mit 
Formen und Einrichtungen, weldye eine ewige Dauer verfimbigten. 
Sp wenig dies alle die Kürften verpflichten mochte, aus beren 
nicht abgetretenen Ländern zum Theil das Königreich Weſphalen 
Beftand : fo einleuchtend iſt doch die Verſchiedenheit dieſer VBerhältnifie 
bon einer vorübergehenden Eriegerijchen Befipnahme und von einer 
Regierungsverwaltung des Grobererd. Wenigftens laͤßt fich nicht 
läugnen, daß die Unterthanen jener Fürften, obgleich ihrer Pflichten 
gegen fie nicht entlaffen, Entjehuldigung verdienen, wenn fie Diele 
Verhältniſſe nicht ftrengsrechtlich zu beurtheilen verftanden, und — 
vielleicht mit blutendem Herzen — die Ruͤckkehr ihrer angeflammten 
Regenten nicht mehr zu hoffen wagten: wenn fie daher mit ber 
neuen Negierung Verträge jchloflen, deren Linverbinblichkeit in 
einer ungemwifien Zukunft fie nicht ahndeten oder nicht ſcheuten. 

Die Glieder des deutfchen Bundes, von welchen bie wet 
phaltiche Regierung anerlannt worden war, wenngleich deshalb 
nicht verpflichtet, Deren Handlungen aufrecht zu erhalten, konnten 
nicht anders, als auch in biefer ihrer Unkenntniß einen Grund 
des Hffentlihen Glaubens, defien jene Regierung genoß, zu fin 
den und mußten, nach ihren großmüthigen Geſinnungen, ſchon 











903 


dadurch ſich bewogen jehen, eine billige und milde Behandlung 
derjenigen zu wuͤnſchen, weldye nach Den glüdlich eingetretenen 
Veränderungen in Gefahr gerathen find, Durch Verträge, welche 
fie mit der weftphälifchen Regierung gejchloffen, einen bedeutenden 
Vermögensverluft zu erleiden. Auf der andern Seite Eönnte die 
unbedingte Anwendung eined Grundjaßed, den die wieberher: 
geftellten Regierungen behaupten zu müfjen glauben, in manchen 
Hinfichten wirkliche Rechtsverletzungen nach fich ziehen, und es 
ihien, daß die Domainenfäufer in ſurheſſen deshalb nicht unge⸗ 
gründete Beſchwerden führten. 

Dieſe Betrachtungen bieten ſich ſo ſehr von ſelbſt dar, daß 
bei einiger reiferer Erwägung die kurheſſiſche Regierung ſich nicht 
in dem Kalle finden konnte, es dahin geftellt fein zu laſſen, was 
die Verſammlung veranlaßt habe, gleichjam Fraft mildrichterlichen 
Amtes den einzigen Gefichtöpund hervorzuſuchen, unter weldyem 
ihre Verwendung für einige ber Supplicanten ald einer Nedht- 
fertigung fähig betrachtet wird. 

Der jo natürliche und gerechte Wunfch der meiften Bundes» 
glieder und unter ihnen derjenigen, welche zu ber Wieberherftellung 
Seiner koͤnigl. Hoheit des Kurfürften vorzüglich beigetragen 
haben, durch Hoͤchſtdeſſen Gerechtigkeit und Großmuth Beſchwerden 
ein Ende gemacht zu ſehen, welche biöweilen die Geftalt von 
Klagen darüber anzunehmen jchienen, Daß nicht, wie bei Andern, 
Bedingungen zum Bortheil der Domainenkaͤufer gemadyt worden 
waren — diefer der Bundesverfammlung befannte Wunſch war 
eine hinreichende Beranlaflung zu einer Verwendung, die triftige 
Gründe für fich hat, und die von Seiten ſaͤmmtlicher Bundes: 
genoflen gegen ein Bundesglied um jo weniger einer Rechtfertigung 
bedürfen möchte, als unter Verbündeten und Freunden Verwen⸗ 
dungen diefer Art allezeit mit Gefälligkeit aufgenommen zu werden 
pflegen. 

Hat nun glei die Erklärung des kurheſſiſchen Gejandteu 
vom 5. Mai d. J. den äußern Schein einer ſolchen Aufnahme 
nicht; ſo bat die Verfammlung doc gewiß Urſache zufrieden zu 
jein, wenn ihr bezeugt wird, daß ſchon vor der erfolgten Gm 
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pfehlung zu Ianbesväterlicher, milder Behandlung Seine koͤnigl. 
Hoheit in verfchlebenen Fällen Beweiſe derjelben gegeben haben, 
indem daraus um fo gewiſſer die Hoffnung fernerer, gleichmäßiger 
Behandlung gefchöpft werben darf, je weniger zu zweifeln if, 
daß Seine Töniglihe Hoheit auf eine Empfehlung Höoͤchſtihrer 
Bundesgenoſſen, welche Namens derfelben durch diefe hohe Ver⸗ 
fammlung vorgebradht ift, einen beſondern Werth feben. 

Vorzüglich angenehm aber muß es, meiner geringen Einficht 
nach der Bundesverſammlung fein, durch ihre Verwendung eine 
Erklärung veranlaßt zu baben, welche fie in ben Stand feßt, 
dem Supplicanten zu beweilen, daß ihnen ihr gerechter Landes⸗ 
herr den Weg Nechtend zu verweigern keinesweges gemeint if. 
Denn, wenn gleich die Verwendung und der Vortrag der Anſicht 
biefer hohen Berfammlung von der kurheſſiſchen Regierung für 
üiberflüffig gehalten wird; jo Iäßt ſich Doch nicht verfennen, daß 
der in der kurheſſiſchen Verordnung vom 14. Januar 1814 den 
Domainenkäufern zugeficherte Erſatz nüßlicher Verwendungen durch 
die Erklärung, daß ihnen der Beweis nicht nur von Melioratio: 
nen, ſondern auch von der versio in rem d. h. der mittelbaren 
oder unmittelbaren Verwendung der für die von der weftphäfifchen 
Regierung veräußerten Domainen erlegten Kaufgelder in ben 
anderweiten Nutzen des Regenten oder ded Staats frei, und zu 
dem Ende der Weg Recdhtens offen flehe, eine jehr große und 
nicht überflüffige Beſtimmtheit erhalten hat. 

Sch Tchlage daher vor, die Supplicanten mit ihrem Reftitu- 
tionsgefuch ab» und auf dieſe Erklärung Seiner königlichen Hoheit 
des Kurfürften zu verweilen, auch damit für Diejenigen, auf 
weldye dieſelbe nicht anwendbar fein möchte, eine nochmalige 
Empfehlung zu gerechter und milder Iandesväterlicher Behanblung 
zu verbinden“. 

Nach dem Untrage des Referenten wurde der Beſchluß 
gezogen. Die meiften Regierungen traten dem Antrage einfach 
Bei. Oeſterreich und Preußen erflärten fiy bei der Abſtimmung 
noch näher und eingehender *). Erſteres wollte um fo lieber 

*) B. Br. 1817. Fol. 719 ff. 
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dem Antrag des Referenten Betftimmen, je übereinftimmender 
derſelbe im Grunde mit feiner Ueberzeugung ſei, nach weldyer 
man zwar nicht umbin Tönne, lebhaft zu bedauern, daß bie in 
der 28. Sitzung 1817 beſchloſſene Empfehlung der kurheſſiſchen 
Domainenfäufer zur milden väterlichen Behandlung Sr. koͤnigl. 
Hoheit bisher allerdings Feine fichtbare erwinjchte Wirkung gehabt 
habe. Man wolle aber darum gleihwohl um fo weniger au 
nehmen, baß bieje befigemeinte Empfehlung auch in der Folge 
unberhdfichtiget bleiben follte, als der kurheſſiſche Geſandte in 
ber 26, Sitzung erflärt habe, daß Seine fönigliche Hoheit, auch 
abgejehen von dieſer — Teinem Bundesgliede gleichgültig fein 
fönnenden Verwendung der Gejammtheit aus eigener Bewegung 
bereit8 mehreren dieſer Käufer eine billige Schonnng bewieſen 
hätten; Oeſterreich glaube Daher mit gerechter Zuverficht voraus⸗ 
jeben zu Lönnen, daß Seine koͤnigl. Hoheit Sich ſeitdem mur um 
jo geeigneter zu fernerer Bethätigung dieſes milden, von ber 
Bundesverfammlung einzig und allein bezwedten Geiftes finden 
werde, und enthalte ſich in Diefer Zuverficht, jchon jetzt auf eine 
weitere Sinjchreitung anzutragen. Es begnüge ſich vor der Hand 
durch die Darlegung diejer feiner Anficht, jein Vertrauen dahin 
auszuſprechen, daß die kurheſſiſche Negierung, weit entfernt ben 
nah der gejanbtichaftlichen Verficherung eingefchlagenen Weg 
Iandesväterlicher Behandlung und billiger Schonung zu verlafjen, 
vielmehr auf demſelben in ter von andern nahahmungsmwürbigften 
Staaten bezeichneten Art fortjchreiten werde, daß die Bunbes- 
verfammlung fich in Bälde von Seiten Seiner föniglichen Hoheit 
einer gleihen Beachtung Ihres Fürwortes in der That zu er: 
freuen haben werde, welche berjelben von andern Souverainen, 
und ſtets in den gefälligften Ausdrüden, bezeugt worden fei. 
Während Defterreich mit diplomatifher Zurückhaltung fid) 
äußerte, Sprach fich Preußen in entjchiebener nnd zugleich würbiger 
Weiſe dahin aus: 
„Die , Lage der bei der Bundesverfammlung ange: 
brachten Beichwerden über Beeinträchtigung der unter der 
erlofchenen weftphäliichen Regierung erworbenen Privatrechte 
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jet bis dahin unverändert. Preußen erkläre hiermit einfach uud 
beftimmt, was als dad Reſultat Sffentlicher Ereigniſſe und alter 
wie neuer Tractaten an und für ſich laͤngſt bekannt geweſen und 
son nothwendiger Anwendung auf die vorbemerften Angelegen- 
beiten ſei. Preußen erfenne für ſich felbft dasjenige au, was 
in Weſtphalen, ald in einem, durch deu fiegreich vernichteten aber 
in feinem Zujfammenhange und Folgen doch einmal vorbauden 
gewefenen Frieden, anerfanntem Königreiche, nach deſſen Verfaſſung 
geſchehen fei. 

So wie aber der König felbft die an Preußen zurüdgefalle 
nen Beitandtheile jenes erloſchenen Königreihs nur unter jener 
Anerkennung zurüdgenommen habe, jo feße er auch mit 
Recht voraus, daß die in Gemeinfchaft der hoben Mitverbündeten 
vollzogene Rückgabe der übrigen Beitandtbeile, an Die übrigen 
wieder eingetretenen Regierungen, offenkiegend nur als in gleichem 
Sinne erfolgt; betrachtet werben koönne. 


Inſofern jedoch die neueren unerwarteten Erklärungen bes 
Furfürftlich heſſiſchen Bundesgeſandten noch Feine Ausſicht eröff: 
neten, daß dieſer mit der MNechtlosftellung einer bedeutenten 
Zahl deuticher Unterthanen ftetS dringender androhende Gegen⸗ 
ftand ſich bis dahin irgend einer milderen mehr eingebenven 
Berüdfichtigung zu erfreuen habe — jo gebe Preußen nody vor 
Eintritt der Ferien, hiermit eine Erklärung ab, aus weldyer die 
eben jo angelegentliche als vertrauensvolle Erwartung Seiner 
Majeftät des Königs hervorgehe: 


„daß dasjenige, was in den zurüdgenommenen Beſtandtheilen 
des erlojchenen Koͤnigreichs noch in Hinfiht folder Verfü⸗ 
gungen und Anorbnungen ermangele, die im Geiſte neuerer 
Tractaten, wie der Bundesade, durch Wiederbefeſtigung 
erichütterter PBrivatrechte, auf endliche Beruhigung eigener 
und fremder Untertanen abzwedten, doch nunmehr in jolcher 
Art feine baldige Erledigung erhalten werbe, daß bie Bundes: 
verfammlung ſich nicht ferner in den Fall gelebt befinde, 
nochmals auf die zu befördernde Heritellung eines beruhigenden 
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und geficherten Rechtsftandes beuticher Unterthanen hierunter 
verwieſen zu ſein“. 

Hannover äußerte ſich über Die preußiſche Erklaͤrung em⸗ 
pfindlich indem es bemerkte, „daß es niemals den tilfiter Frieden 
anerkannt habe“ und Baden verweigerte eine Abſtimmung ſo 
lange, bis nicht über Die Haupt⸗ und Grundfrage ber Erledigung 
dieſer Reclamation entſchieden ſein werde, naͤmlich: 

„Wie fern die im tilfiter Frieden 1807 formell anerkannte 

und nachher mit allen Mächten Europa's in Verkehr getre 
tene weitphäliichen Regierung, mit welcher namentlich mehrere 
Bundesftaaten Staatöverträge ſchloſſen mit dem Brädicat 
einer ufurpatoriichen und deſſen Folgen belegt werben 
könne ? * 


Die Angelegenheit rubte länger als ein Jahr bei ber 
Bundesverſammlung. . Während Diefer Zeit batten aber die 
Domainenfäufer ein Erfenntniß bes Oberappellationdgerichts zu 
Gaffel vom 14. Januar 1818 vorgelegt, auf Grund deflen fie 
bei ven Turheffiichen Gerichten Fein Recht erhalten zu koͤnnen 
behaupteten. Es felen naͤmlich die in der Sache eines ber 
Domainenkäufer gegen den advocatum camerae wegen Exmiſfion 
gebotenen Appellationd-Proceffe aus den vom judicio a quo ange: 
führten und vom Wppellanten nicht widerlegten Gründen auch 
um deswillen abgefchlagen werben, „weil in Anfehung des 
rückappellantiſcherSeits behaupteten Erwerbs des 
befragtenfammergutsdieaufdieEntfheidungbdiefer 
Sache anzuwendende Berordnung vom 14. Januar 
1814 einen foldhen, aus jener Beit berrührenden 
Erwerbstitel für nichtig erfläre”. 

Die Supplicanten, auf die Nothwendigkeit eines geficherten 
Eigenthumsbeſitzes, und auf die alfo erwieſene Unmöglichkeit, 
von Ten kurheffiſchen Berichten Recht zır erhalten, ſich berufent, 
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wenbeten fich ann abermal3 an bie Bundesverfammlung, um Durch 

biejelbe zu feinem Zwecke, auf eine oder die andere Art zu ge 

augen, indem fie bei ihr Darauf antrugen: 
„entweder in Gemäßheit des von den alliirten Mächten mit 
Seiner Töniglihen Hoheit dem Kurfürften von Helen am 
2. December 1813 abgejchloffenen Ceſſions⸗Vertrages zur 
Aufftellung von Grundfägen über die Regulirung der Ange 
legenheiten des vormaligen, bisher nur factifch aufgelöften 
Koͤnigreichs Weſtphalen zu fchreiten, 

„oder, im Falle fie ſich nicht Dazu ermächtigt halten follte, 
bei den allerhöchften verbündeten Mächten, als europäilchen 
Friedensſtiftern und Geſetzgebern, die zugleich durch ihre 
ftegreihen Waffen das weftphäliihe Gebiet erobert und 
einen Theil befielben an Seine fönigliche Hoheit den Kur 
fürften von Heflen wieder abgetreten haben, die Feſtſetzung 
der Örundfäge, nad) denen die auf den aufgelöften weſt⸗ 
phaliichen Staat ſich beziehenden Gegenftände zu behandeln 
und zu entjcheiden, zu veranlafien *. 

Die Bundeöverfammlung hielt fi) auf Vortrag ded Re 
ferenten (v. Berg) aber nicht fir competent, der Bitte der 
Domatinenfäufer nachzukommen, ohne darüber Inſtruction von 
den einzelnen betreffenden Höfen zuvor eingeholt zu haben”); 
die Bundesverſammlung habe ſich in die Gejchäfte einer durch 
Berorbnung von 1813 feftgeftellten Commiſſion nicht zu mifchen, 
auch beziehe fich der geltend gemachte 5. Separatartilel ber 
Verordnung vom 2. December 1813 nur auf Die Gegenftände, 
welche die gemeinfchaftlihen Intereſſen der ehemaligen 
Provinzen bed Königreichs Weftphalen beiräfen **). 


*) 9, Br. 1818 42, Eip. 13. Aug. Kol. 424. 

»*) Der Artikel Tautete nämlich alfo: „La ville de Cassel ayant die, 
sous le regime Westphalien, le dep6t de toutes les Archives, il sera 
nomm€ une commission chargeo de separer les papiers, actes et docu- 
mens appartenans aux provinces qni compesaient le Royaume de Westphalie. 
Les commissaires de S. A. S. Electorale recueilleront ceux qui reviennent 
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Nachdem die Angelegenheit 6i8 zu diefem Stadium gebichen, 
fonnte Kurhefien mit einer Erklaͤrung nicht mehr zurückbleiben. 
Sie erfolgte in der Sipkung vom 10. September 1818 und 
lautete *): 


Nachdem id) in der 26. Situng des vorigen Jahres meine 
Beſchwerde der Domainenkäufer abgegeben, und der Beſchluß in 
ber 44, vorjährigen Sigung dieſelben auf jene verwielen hatte; 
fand in der That nicht zu erwarten, Daß Die Duerulanten abers 
mal eine Angelegenheit ber Bundesverſammlung vortragen 
würden, welche nach der früheren Ausführnng nicht dahin ge⸗ 
hoͤrig iſt. 

Ich enthalte mich billig einer Wiederholung alles desjenigen, 
was ſchon vorhin über den Mangel der Competenz der. Bundes⸗ 
verjammlung, jowie über die Nichtigkeit der Veräußezung ber 
furheffiichen Domainen vorgefommen if. Jene Nichtigkeit insbes 
fondere würbe, wenn fie nicht fchon in den allgemeinen Grund⸗ 
lägen des Staats⸗ und Volkerrechts ihre Rechtfertigung fände, 
für Kurheſſen nur durch den Buchſtaben des mit den allürten 
Mächten gejchloffenen Vertrags vom 2. December 1843 begräns 
bet fein; und es bebarf daher nicht der Bezugnahme auf bie 
weiteren desfallfigen Ausführungen des koͤnigl. hannöverifchen 
und berzoglich braunſchweigiſchen Geſandten, welche Diejenigen 
Principien beflimmt enthalten, deren Anwenbbarkeit auf. bie 
Domainenveräußerungen in Heſſen feinen: Zweifel feibet; es bes 
darf eben jo wenig des Anfübrens einer hierher einjchlagenben 
Aeußerung der koͤniglich preußifchen Heren Bevollmächtigten in 
dem Wiener GonferenzProtocolle vom 29. Detober 1814: 


aux pays qui rentrent sous sa domination et ou en nommera pour les 
prorinces qui retournerent à d’autres Souverains, ou qui se trouvent sous 
administration provisoire. Le meme commission sera charg6e de s&parer 
et de regler tous les interdts qui ont &te communs jusqu'ici aux differentes 
provinces du Royaume de Westphalie “, 

*) 8. Pr, 1818 8. 319 Fol. 460. 
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„daß Hannover, Helfen und Braunfehweig ſeitdem der fran- 
zöſiſche Gewaltftann aufgehört habe, in ihre vorigen Rechte 
: . zurũckgetreten jeien, und daß, wenn gleich Preußen die Ab⸗ 

tretung der im Tilfiter Frieden benannten Provinzen aner: 

kannt babe, es gleichwohl weber in Anjehung Braunfchweigs, 
noch Heffens, noch Oldenburgs, noch in Anfehung aller der 
unter die 32. franzoͤſiſche Militatr-Divifion gezogenen Lande 
eine Anerkennung vorgenommen habe ;* 
da ohnehin hieraus für den dritten, nicht mit paciscirenden Staat 
feine Verbindlichkeit zu folgern fteht. 


Man würde auch, ſo viel in der 42. diesjährigen Sitzung 
vorgelragenen Bitten ber Domainenfäufer betrifft, bei der von 
dem Heren Referenten weiter auseinandergejeßten Unftatthaftigkeit 
derjelben, jeder ferneren Erörterung fi) enthalten Tönne; jedoch 
ſoll ich zu allem Ueberfluß noch über Die wahre Lage der einzel« 
nen. in dem Vortrage vom 27. März v. J. verzeichneten Fälle 
Nachſtehendes anführen: 

Vorerſt Scheint es, ald ob um die Reihe dieſer Fälle zu 
vergrößern, der Name mehrerer Intereſſenten mißbraucht und ein 
Auftrag von denſelben vorgeipiegelt werde, welchen fie nie er 
theilten. So verhält es ſich nämlich, mit ben Mmainenkaͤufern 
zu Frißzlar und dem geheimen Rath von der Malsburg, welche 
jeden Auftrag zur Beichwerbeführung in Abrebe geftellt haben, 
Iegterer mit dem Zufaß: daß er Die. Angelegenheit ver Domai: 
nenkaͤufer nur aus öffentlichen Blättern kenne. 

Eben fo hat der Gutsbeſitzer Wilhelm Dito von der Mal 
burg nach feiner. Berficherung keine Vollmacht zu einer Vorftellung 
bei der Bundesverfammlung erteilt, wozu er audy um ſo weniger 
Anlab haben würbe, da zwar Die ihm eingeräumt gewefene 
Domainial-Waldung von der Domainenbehörbe wieder in Beſiß 
genommen, auf das Dagegen von ihm abgetretene Haus aber, 
Namens Seiner königlichen Hoheit des Kurfürften Fein Anſpruch 
gemacht, vielmehr foldhes dem Bernehmen nad) von dem darauf 
verficherten Glaͤubiger zum Verkauf gebracht worben iſt. 
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Ob nun der aufgetretene Bevollmaͤchtigte für bie übrigen 
Domainenläufer gehörig fegitimirt ſei? will man dahin geftellt 
fein laſſen, muß fodann aber aud) wegen diefer erwähnen, daß 
ber Wachslichterfabrikant Steig Die berrichaftliche Wachslichter⸗ 
fabrif Bei Caſſel feit dem Jahre 1789 gegen einen mäßigen 
Pachtzins und mit einem baaren Vorſchuſſe in Beſtand hatte, 
Nach dem Ablauf der Pachtzeit im Jahre 1810 will er das Ganze 
gefauft, und biejen Kauf dermalen aufrecht erhalten haben, ſich 
auch deshalb auf das Anerbieten über einen Beitpacht- ober 
Grbleihes-Gontract mit ihm zu unterhbandeln, gar .nicht einlaffen. 
Indeſſen ift er bis jeßt noch im Beſitz, und nur die Verweige⸗ 
rung jeder Grlärung über eine gütliche Vereinigung bat bie 
turfürftliche Oberrentfammer endlich veranlapt, ihn auf Räumung 
bed Beſitzes gerichtlich zu belangen. Es verſteht ſich jedoch, daß 
man ihm den Erſatz nützlicher Verwendungen, nach geführten 
Beweiſe, nicht verweigern wird, wie joldyes die Verordnung vom 
14. Sanuar 1814 und meine Erklärung vom 5. Mai v. X. aus: 
brüdlich zufichern. 

Dem Salpeterfabritanten Habich ift der zu feiner Wohnung 
und Fabrik erforberlihde Raum in den Scloßgebäuben zu 
Vederhagen pachtweife überlaflen und zur Gonftatirung feiner 
Meliorationsforderung ein commiſſariſches Verfahren eingeleitet 
worden, deſſen Rejultat noch zu erwarten fteht. Sollte er jeboch 
vorziehen, ſolche im gewöhnlichen Rechtswege einzufoubern, fo 
wird ihm dieſe nicht verfagt werben. 

So viel das von bem binlänglich befannten P. W. Schreiber 
an ſich gebrachte Vorwerk Kreienhagen betrifft, jo gehörte baflelbe 
zu ben von Napoleon verichenkten Domainen; von dem frangö- 
filhen Donatair ward es verkauft. 

Ob diefer Verkauf mehr Gültigkeit haben Tönne, als jene 
Schenkung, ob nicht mit dieſer andy jener zerfallen müfle? Diefe 
Frage dürfte nicht ſchwer zu entjcheiden fein. 

Hätte nun gleich hiernach ohne Rückſicht auf Diefen Kauf 
verfahren werden können, jo ließ man doch nicht nur anfänglich 
den P. W. Schreiber und deijen Schwager Schneider, ben bis⸗ 
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berigen Pachter des Guts, im Befiß, ſondern nahm auch bas 
von des erſteren Bruder, dem vormaligen Aubiteur C. F. Schreiber 
gemachte Anerbieten, ihm, der das was an Kaufgelb gezahlt fei 
aus eigenen Mitteln hergegeben habe, um feinen Schwager 
Schneider im Gute zu erhalten, dieſes in Erbleihe zu überlaſſen, 
an und ſchloß deshalb mit ihm ab. Die zwifchen ihm und feinen 
Berwandten entitandenen Mißhelligleiten hinberten jedoch nach⸗ 
ber, daß das But ihm auf dem Wege ber Büte übergeben 
werden konnte, und machten vielmehr Die gerichtliche Ausſetzung 
des P. W. Schreiber und des Schneider nothwendig. Die von 
dem lehteren berechneten Meliorationen aber find Gegenſtand 
eined noch anhängigen Prozefjes, von deſſen Entſcheidung deren 
Griap abhängt. 

Der. von dem Hofrath Murhard bewirkte Anlauf mehrerer 
auf Häufern und Grundftüden in und um Gaflel haftenden 
Srundzinjen fcheint eine bloße Handelöfpeculation geweſen zu 
fein; da es befannt ift, daß man unter dem wahren Werthe 
faufen und in weſtphaͤliſchen Papieren zahlen konnte, welche bier 
im Nominalwerthe anzubringen, bingegen weit unter dieſen anzu 
kaufen fanden. Die Behauptung, daB alte Lanbesichulden Dadurch 
getilgt worden, würbe er zu beweifen haben, dennoch aber nicht 
die Guͤltigkeit des Kaufs, ſondern nur einen Entſchaͤdigungs⸗ 
anſpruch gegen denjenigen zur Folge haben, welcher Nutzen 
daraus gezogen hat; jedoch würbe, wie ſich von ſelbſt verſteht, 
die Tilgung altheifiicher Landesſchulden gezeigt werben müſſen. 

Das von dem Grafen Bocholz gekauft fein jollende Haus 
iſt zwar zu unbeitimmt angegeben, um darüber etwas jagen zu 
fönnen ; fo viel aber ift gewiß, daß Die angebliche Verwendung 
bes Raufgeldes zur Reparatur bed Schloſſes in Caſſel fir Seine 
Tönigliche ‚Hoheit den Kurfürften nit den mindeſten Nuben 
gehabt bat, da Allerhöchſt Sie, flatt des im Sabre 1806 im 
vollfommenften Stande verlafienen Reſidenzſchloſſes bei Ihrer 
Rückkehr nur ein halb nievergebranntes, in dem ftehen gebliebenen 
Theile mehr einer Ruine, als einem Schloſſe ähnliches Gebäude 
wieder fanden. 
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Dem Kaufmann Leſer zu WBrotterode Fonnte das Amthaus 
daſelbſt um jo weniger überlaffen werden, als der Beamte mit 
jeiner Dependenz nirgends anderswo im Orte unterzubringen 
fteht, und die Verlegung des Amtsſitzes den größten Nachtheil 
fie die Unterthanen gehabt haben würde. 

Endlich iſt zwar auch Die Wittwe Reno, Pächterin ber herw 
ſchaftlichen Meierei bei Caſſel, zu denen zu zählen, welche dem 
P. W. Schreiber Feine Vollmacht gegeben zu haben verfichern, 
und man Tönute fi Daher jeder Aeußerung in Rüdficht ihrer 
enthalten; indeſſen muß ich doch anführen, daß fie beſonders 
ihonend behandelt worden if. Sie hat nicht nur Die Pachtung 
auf eine ungewöhnlich lange Reihe von Ssahren gegen einen ſehr 
billigen Preis, fondern noch dazu einen jehr bedeutenden Sapital- 
Vorſchuß gegen geringe Berzinfung und andere billige Bedingun⸗ 
gen erhalten. 

Faden ich nur noch erwähne, daß Das ebenfalls veräußerte 
Schloß in Amöneburg dem Käufer in Erbleihe gegeben worden 
it; mag das überall Vorgetragene den Beweis liefern, baß, 
wenn auf der einen Seite von wohl begründeten Rechten nichts 
vergeben werben Tonnte, dennoch auf ber andern dem Ginzelnen- 
da, wo es mit dem Wohle des Ganzen zu vereinigen ſtand, Billige 
Rüdficht nicht verſagt worden iſt“. 


Richtig war an diefer Erflärung allerdings, daß eine große 
Anzahl von Reclamanten als eigentliche Domainenkaͤufer nicht 
anzujehen waren, daß, wie e8 gewöhnlich bet jolchen Angelegen- 
beiten geſchieht, bie erften Erwerber, weil fie entweber aus Furcht 
Alles zu verlieren, oder aus Mangel an Mitteln die Güter nicht‘ 
hielten ober halten Tonnten, an Speculanten für Spoitpreife 
die Anſpruͤche verkauften. In diefer Beziehung Hatten bie 
eigentlich Bedürftigen zu einem großen heile von dem Gange 
der Dinge nicht8 mehr zu erwarten. Allein es exiſtirten doch noch 

Erſter Theil. 33 
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viele ber erſten oder durchaus redlichen Erwerber, wehhe nur aus 
Beſorgniß bis dahin geſchwiegen, weil fie noch größere Nachtheile für 
fich fürchteten, oder welche fich wirklich in bitterfle Armuth ver- 
febt ſahen und ihren letzten Rettungsanfer in der Bundesver⸗ 
fammlung erblidten. Die Betheiligten wendeten ſich nochmal! an 
bie Bundesverfammlung und baten um Fürfprache bei Defterreich 
und Preußen. Dieſes Mal berichtete v. Wangenheim über dieſe 
Angelegenheit. Wir geben aus dem weitläufigen Bericht, loco 
dietaturae gebrudt, welcher Damals nur nach einzelnen Theilen in dem 
Protocolle vom 12. October 1818 veröffentlicht wırde, nur dag, 
was für den Zufammenbang nöthig, indem wir unſerm Grunbs 
faße treu bleiben, hauptſaͤchlich Die unbefannt gebliebenen weſent⸗ 
lich wichtigeren Actenftüde und Verhandlungen vorzuführen, um 
da8 Buch nicht unnäthig zu einer zu großen Bogenzahl anfchwellen 
zu lafien. 

v. Wangenheim, einer der tüchtigften Urbeiter, ehrenwertb 
in feinen Anfichten und Handlungen, wenn aud oft unnöthig 
weitläufig in feinen Arbeiten, war jchnell mit einem umfaflenden 
Berichte fertig, jo daß ſchon in der Sigung vom 12. October 
1818 über feine Vorjchläge beichlofien werben konnte. 

* Die Beichwerde der Reclamanten wieberholte das Bereits 
Bekannte, und berief fich dabei auf folgende Umftänbe: 

„Die Bundesverfammlung Babe erflärtt, daß fie es ganz 
vorzugsweiſe zu ihrem Berufe zähle, Vorſorge zu tragen, und 
darüber zu wachen, daß ſoweit das Bundesgebiet reiche, fein 
Buftand von Gejeglofigkeit obwalte, und es ſei nicht zu bejorgen, 
daß die Hohe Bunbesverfammlung fi) jemals von dieſem Grund» 
faße entfernen werde. Solle aber in feinem Falle ein Zuſtand 
von Geſetz⸗ und Nechtlofigkeit eintreten Eönnen, jo ſei offenbar 
erforderlich, daß gejeßliche Behörden vorhanden feien, welche nad) 
jenen Beftimmungen entjchieden, weil, wo Die eine ober die andere 
dieſer Bedingungen fehle, an bie Stelle bes Rechts und bes 
Geſetzes nur Willkuͤr und Convenienz träten. Sin ſolcher Zuſtand 
von Geſetz⸗ und Rechtloſigkeit walte num offenkundigermaßen 
über alle Verhältniſſe und Angelegenheiten in Bezug anf das 
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ehemalige Königreich Weftphalen ob; jo ſei es gekommen, daß 
die Privatintereffen der vormald weftphälifchen Domainenfäufer, 
Sautiondbefteller, Stantsgläubiger, Givil- und Militairbeamten 
in Kurheſſen noch unberüdjichtigt und unerledigt geblieben ſeien. 

Das einfachfte Mittel zu Erreichung eines geſetzlichen Zus 
flandes Liege darin, daß die Mächte, welchen es allein zufommen 
fönne, die mangelnden gejeglichen Beitimmungen feitzuftellen, 
jelbft Glieder des deutjchen Bundes feien, und daß einer dieſer 
Mächte ihre Grundſaͤtze hierüber bereits öffentlich ausgeſprochen habe. 

Der Bundestag werbe daher blos dieſe beiden höchften 
Slieder der Sonföderation erfuchen Dürfen, die vorhandene Tüde 
in der Geſetzgebung übereinftimmend zu ergänzen, um dem ſchwan⸗ 
fenden Buflande der Dinge augenblidlih ein Ende zu machen. 
Wären Durch jene Monarchen die erforderlichen gejeplichen Be 
flimmungen erfolgt, jo erfcheine ohne Zweifel der deutſche Bun- 
dedtag als die geeignete Behörde über die Anwendung und Volle 
ziebung dieſer Beflimmungen zu wachen”. — Hierauf gründete 
nun ber Bevollmächtigtigte Die Bitte: 

„daß eine hohe deutſche Bundesverfammlung dem Inhalte 
des Promemoria an die allerhöchften verbündeten Monarchen 
ihre Aufmerkſamkeit widmete und fih hierdurch veranlaßt fehen 
wolle, den Erfolg dieſes Schrittes ihrer Seits huldreichſt zu er⸗ 
leichtern, auch fich mittelft eines Beſchluſſes Dahin zu vereinigen, 
daß bei den erhabenen Monarchen Oeſterreichs und Preußens 
eine Verwendung flattfinde, welche eine Diefen Mächten vorzugs⸗ 
weile zukommende Seftitellung von beflimmten Grundjägen als 
Richtſchnur zur demnächitigen Entjcheidung jämmtlicher auf das 
Königreich Weftphalen Bezug habender Gegenftände bezweden *. 

v. Wangenheim ftellte in feinem Gutachten die Angelegenheit 
jo dar, daß er fragte: 

L in Beziehung auf die gefeblihen Beflimmungen, wornad 

Dieje Angelegenheiten entjchieben werben müßten: 

1. 05 fie denn wirklich fehlten? 

2. ob, wenn fie fehlten, die verbündeten Monarchen es 

ſeien, welche fie geben könnten ? 
33 * 
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Ir. In Beziehung auf die Behörden, welche nach ben gefeglihen 

Beſtimmungen entſcheiden koͤnnten, 

1. ob und wie fern zu ſolcher Entſcheidung die Landes- 
gerichte tauglich ſeien ? und 

2. ob und wie fern die Bundesverfammlung dazu mitwirken 
fönne oder nicht? 

Die erfte Frage zu I. 1. verneinte er und erwähnte, die 
Entfeheidung müfje, wenn fi) in dem pofitiven Staatörechte des 
Landes und in den völkerrechtlichen WVerträgen feine bejonderen 
Beftimmungen fänden, aus den allgemeinen Principien bes 
Staatd: und Voͤlkerrechts gefchöpft werben *). 

Zu den bejondern Beftimmungen aber gehörten zunächft ber 
zwiſchen dem Katjer von Defterreich und feinen Alliirten einer: 
feitö, dann dem Kurfürften von Heflen andererfeit8 am 2. Der. 
1813 zu Frankfurt in der Abficht gejchloffene Vertrag, um zu 
der Wiebereinfegung des Kurfürften in feine Rechte und Beſitzun⸗ 
gen mitzuwirken und Die Hülfsmittel zu beftimmen, welche Höchkt: 
derjelbe der gemeinen Sache in dem Augenblide zu leiften haben 
würde, in welchem er zu ber großen Allianz zugelaffen worben 
fein werde. 

Huf diefen Tractat, der in feinen ſechs Special⸗Artikeln Fein 
Geheimniß mehr ei, beriefen ſich die Neclamanten, nur wollten 
fie ihn mit dem Parifer Frieden und der in der Wiener Congreß⸗ 
acte über das Sroßherzogthum Frankfurt gegebenen Beſtimmungen 
in Verbindung und Ginflang gebradht willen, während Seine 
Lönigliche Hoheit der Kurfürft ihn auf eine ganz andere Art als 
die Reclamanten außlege. 

So wüͤnſchenswerth es aber auch fei, über die wahre Abſicht 
und ben eigentlichen Sinn dieſes Vertrags, eine authentifche Er⸗ 
Härung zu erhalten, fo ſei dieſes doch fchlechthin unmöglich. 

Zu 2. meint v. Wangenheim: Die Reclamanten glaubten 
zwar, baß die hohen verbündeten Mächte dieſe authentiſche Er⸗ 
Härung geben koͤnnten, vergäßen aber, daß nad einmal gejchloffenem 


%*) Dies war eine jener ſtaatsrechtlichen Theorien , bie 1819 fo ſcharf ver 
bammt wurden. 
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zweijeitigen Bertrage keiner der Paciscenten bad Recht der ein« 
feitigen Erklärung in Anſpruch nehmen Eönne, und daß wenn über 
den Sinn eined Vertrags zwiſchen Mitgliedern des beutjchen 
Bundes eine Verjchiedenheit der Erklärung eintrete, dieſe Ver⸗ 
mittelung abermald nur durch Vermittelung des Buntes ober 
ſchiedsrichterliches Erkenntniß ausgeglichen werben könne 

Dem ungeachtet werde es derjenigen Behörde, welche in den 
Angelegenheiten ver Reclamanten Fünftig einmal zu entſcheiden 
hätte, zu großer Grleichterung und Beruhigung gereichen, 
wenn fi) Die hohen verbündeten Mächte, zugleich Glieder des 
deutſchen Bundes über die Anfichten, won welchen fie bei dem 
Abſchluß jened Tractatd geleitet worden, amtlich ausgeſprochen 
haben würden, obgleich eine foldye Erklärung nie die Natur einer 
geſetzlichen Beitimmung annehmen koͤnne. 

Diefe Erklärung fei von Ihren Majeftäten tem Kaiſer von 
Defterreih und König von Preußen mit Zuverfiht in dem naͤm⸗ 
lichen Augenblide zu erwarten, in welchem Allerhöchftdiejelben 
Ihre Sejandtichaften zur Beantwortung der in der 42. Sigung 
aufgeworfenen Fragen inftruiren würden. 

Sp wenig ed demnad an gejeblihen Quellen fehle, aus 
welchen die Entſcheidung gefchöpft werden koͤnne, fo wenig 
dürfte es 

zu IH an ben Behörden mangeln, welche bie erforberlidhe 
Entſcheidung an bie Hand geben könnten. Die Behörden feien 
die Landesgerichte und die hohe Bundesverjammlung *). 

v. Wangenheim äußerte ad 1. die Landesgerichte. 

Die Reclamanten hätten zwar behauptet, daß dieſe Gerichte 
dazu ganz unbefähigt ſeien, 

a. weil dieſe in ihren Erkenutniſſen und Urtheilen durch 
Localverorbnungen, welde von der fouverainen Macht 
ausflöffen, gebunden werden Tönnten; 

b. weil es fich bei den meilten der vorgebracdhten Klagen 
um Gegenftände handele, weldye über die Sphäre der 


*) Die nun folgende Ausführung fehlt im Protocolle; wir geben fie 
nach dem loco dictet. gedtuckten Gutachten. 
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bürgerlichen Gejeßgebung ımb der Givtl-Tribunale weit 
hinaus reichten. 
Wenn man jedod 

ad a. in Beziehung auf die erfie Behauptung auch zugeben 
mitfje, daß der oberften Staatsgewalt Das Recht zuftehe, mittelft 
allgemeiner Gejeße Die wejentlihe Form beftehender Rechte ab- 
zuändern oder wohl gar diefe Rechte jelbft ganz aufzuheben; 
wenn man auch zugeben müͤſſe, daß die oberfle Staatögewalt in 
gewiſſen außerordentlichen Fällen den Unterthanen wohlerworbene 
Nechte ſchmaͤlern oder auch gänzlich entziehen dürfe, ſobald nad 
gewiefen werben fünne, daß die fortdauernde Ausübung folder 
Nechte mit der Erhaltung oder Wohlfahrt des Staates oder eine? 
beträchtlichen Theils feiner Bürger in Gollifion fomme; wenn 
man auch zugeben mülle, daß dieſes Außerfte Recht der oberften 
Staatsgewalt durch Feine pofitiven Grenzen beichräntt werben 
fönne, ohne den Conflict des Privatwohls mit dem Wohle des 
Ganzen zum Nachtheil des Allgemeinen zu vereinigen; wenn 
daher auch allgemein und namentlich in der gewiß milden und 
liberalen oͤſterreichiſchen Geſetzgebung der Grundſatz aufgeftellt 
jet, daß wenn es das allgemeine Befte erheiſche, jedes Mitglied 
des Staats gegen eine angemefjene Schabloshaltung, felbft das 
vollftändige Eigenthum einer Sache abtreten muͤſſe; wenn dem 
nach endlich zugegeben werden müſſe, daß in folchen Fällen die 
oberfte Staat@gewalt unmittelbar und mit Abweichung von ben 
fonft anwendbaren gewoͤhnlichen Entſcheidungsquellen einen 
Nechtöftreit per sententiam, vi juris eminentis latam entfcheiden 
laffen könne, jo müfje Doch auch auf der andern Geite zugegeben 
werden, daB biejed jus eminens nur nad) vorhergegangener 
firenger Prüfung feiner Anwendbarkeit auf gegebene Fälle und 
zwar auf dem Verfaſſungswege des Landes, und auch dann nur 
mit äußeriter Schonung ausgelibt werben dürfe, daß daher ter 
leivende Theil vermöge des Grundſatzes der rechtlichen Gleich⸗ 
heit, fo weit es immer möglich jet, entſchaͤdigt werten müfle, 
daß ſomit der Punct der Entfhädigung, namentlid 
in Hinſicht auf ihre Angemeffenbeit in jedem Zalle 
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als ein Gegenſtand rechtlicher Beurtbeilung ohne 
GinmifhungderRegierungsgewalt, vor die @erichte 
gehöre, und daß dann, wenn die oberfte Staatögewalt ben 
Gerichten nicht geftatte nach vorhandenen rechtlichen Principien 
aus eigener Weberzeugung über bie Gültigkeit gewiſſer Rechts⸗ 
geichäfte zu erkeunen, venfelben vielmehr bei der Ausübung bes 
jaris eminentis vorjchreibe, wie fie Die hier erwachjenen Streitig- 
keiten enticheiden ſollen, die Gerichte, Die fidh über dieſe Vor⸗ 
fchrift, wenn fie auf dem verfafiuugsmäßigen Wege gegeben fei, 
zwar nicht hinausſetzen könnten, dennoch jo befugt und verpflichtet 
feien, in dem Kalle auf verbältnißmäßige Schadlosbaltung zu 
erfeunen, in welchem fie ſich überzeugt hätten, daß das Rechts⸗ 
aeihäft, über welches geftritten werde, ohne Dazwiſchenkuuft 
jener Vorſchrift ald ein an fich gültiges betrachtet werben müſſe, 
und daß endlich, wenn bie Gerichte Durch Vorfchriften der oberften 
Staatögewalt auch) hieran gehindert werden wollten, der Fall 
der verweigerten Juſtiz und bie Zuftändigkeit der 
Bundesverfammlung, fi diejer Angelegeit anzu» 
nehmen, eintrete, 


Was nun aber 


ad b. die zweite Behauptung betreffe, daß die Landesgerichte 
ſchon um deswillen feine Hülfe gewähren Tönnten, weil es ſich 
bei den meiften der vorgebrachten Klagen um Gegenftände hans 
dele, welche über die Sphäre der bürgerlichen Gejeßgebung und 
Tribunale weit hinausreichten, fo erfcheine Diefelbe bei genauerer 
Prüfung eben jo unbegründet als Die erfte. 

Das öfterreichiiche Geſetzbuch enthalte hierüber im $. 20 des 
erſten Theils eine Dispofition, welche, weil fie alles kurz und 
bündig zuſammenfaſſe, was aus allgemeinen Prinzipien conjequent 
hervorgehe, als eine allgemein anwendbare betrachtet werben 
könne. 

„Auch ſolche Nechtögeichäfte — jo heiße Die angeführte 
Stelle — die das Oberhaupt des Staatd betreffen, aber auf 
deſſen Privateigenthum ober auf die in dem bürgerlichen Nechte 
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gegründeten Grwerbungsarten ſich beziehen, find von den Gericht 
behörben nach den Geſetzen zu beurthetlen®. 

Man unterjcheide zwiſchen öffentlichen und Privat⸗Ange⸗ 
legenheiten. | 

In jenen übe der Regent die ihm, kraſt des Verfaffungs⸗ 
vertrags zuſtehende Regierungsrechte aus. Er gebe auf dem 
verfaflungsmäßigen Wege Geſetze, führe die oberfte Anfficht, übe 
das Beſteuerungsrecht u. |. w. Dieſe Regierungsrechte und bie 
aus ihrem Gebrauche heruorgehenden Regierungshandlungen 
tönnten allerdings ein @egenftand ver Givilgefeßgebung und 
der Givilgerichtöbarkeit werden. 

In Privatangelegenheiten hingegen oder bei Rechtögefchäften, 
weldye der Regent zwar über öffentliche Güter ober zum 
gemeinen Beften, Dennoch aber mittelft der im Privatrechte ent: 
baltenen Grwerbimgsarten, 3. B. mittelft Kauf, Pachts u. |. w. 
ſchließe, trete auch die Givilgefepgebung und Civilgerichtsbarkeit 
in Wirkung, weil diejenigen, mit welchen der Regent folche 
Geſchaͤfte machen ließe, die in den Geſetzen über ſolche Geſchafte 
enthaltenen Beltimmungen und deren Anwendbarkeit auf ſie als 
die Bedingung betrachteten, unter welcher allein mit einer Regierung 
Geſchäfte gemacht werden koͤnnten. 

Wenn der öfterreichiiche Gefepgeber beſtimme, daß alle 
ſolche Rechtsgeſchäfte von Den Gerichtsbehörden nad) ben Belegen 
entſchieden werden follten, fo fei hierdurch hinreichend ausgedrüdt, 
daß der Richter auch Die befondern, in einzelnen Gejchäften von der 
allgemeinen Norm vielleicht abweichenden Bedingungen und Be 
flimmungen berüdfichtigen und in Anwendung Bringen müfle, 
wenn dieſe befonderen Beſtimmungen nım (zur Sicherheit derer, 
mit weldhen die Regierung die Gefchäfte machen ließ) vorber 
hinlaͤnglich befannt gemacht worden wären, ober aus allge 
meinen Principien flöflen, welche einem Seben befannt jein 
koͤnnten. 

An rechtlichen Normen, nach welchen die Berichtsbehörben 
zu entjcheiden hätten, könne es daher heute fo wenig fehlen, als 
e3 während ber ehemaligen Reichsverfaſſung daran fehlte, da im 
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allen denjenigen Yällen, wo andere Rechtsquellen verfiegt wären, 
das Naturrecht die Entſcheidung an die Hand gebe. 

Es ſei gewiß irrig, wenn man ohne Unterſchei— 
dung von den jo genannten völkerrechtlichen Fragen 
behaupte: daß fie ihre Beantwortung nit in den 
Gerichtshöfen finden Fönnten. 

Die eigentlichen völferrechtlihen Fragen, welche die Ange 
legenheiten unabhängiger Staaten, die Teinen andern Richter über 
ih erfennten, als Gott und das Schwert, beträfen, gehörten 
freilich nicht vor die Givilgerihte, wenn man aber 3. DB. Die 
Srage, ob Die Veräußerung der Domainen in Wels 
phalen für Seine königliche Hoheit den Kurfürften 
von Heljen verbindlich ſei? eine völferredhtlide 
nenne und fie deswegen zur gerichtlichen Entſchei— 
dung nit für geeignet balte, jo jei man gewiß im 
Srrthbum®). 

Durch einen Friebensichluß Eönne allerdings beſonders be 
ſtimmt werben, wer die Wirkungen einer Eroberung tragen folle, 
und es ſei Teinem Zweifel unterworfen, daß foldye befondere 
Beftimmungen auch zur Anwendung kommen müßten. Wenn 
aber ſolche beſondere Beflimmungen nicht gemacht worben ſeien, 
jo müfle nach allgemeinen Brincipien entſchieden werben. Diele 
würden zwar aus dem Natur⸗ und Voͤlkerrechte abgeleitet, die 
Ableitung aus dieſer Quelle aber fchließe die Gognition der 
Gipilgerichte über Streitigkeiten, die fi über ſolche Fragen 
zwiſchen Privaten unter. fi) oder zwifchen Privaten und dem 
Fiscus entſponnen hätten, ficherlich nicht aus. 

Ganz gleiche Bewanbniß habe e8 auch mit den ſtaatsrechtlichen 
Fragen, fie jeien auch entweder nur jo genannte oder wirkliche, 
Denn wenn gleich der Inbegriff der wechjeljeittgen vollkommenen 
Rechte des regierenden und regierten Subject in dem Staate, 
als Staatsrecht im eigentlichen Sinne, niemals @egenitand einer 


%) Diefer ganze Theil der rechtlichen Ausführung fehlt ebenfalls im 
öffentlichen Protocolle. 
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gegründeten Erwerbungdarten ſich beziehen, find von den Gerichts⸗ 
behörben nach den Geſetzen zu beuriheilen®. 

Man unterjcheide zwijchen Hffentkichen und Privat-Ange- 
legenheiten. 

In jenen übe der Regent die ibm, kraft bed Verfaſſungs⸗ 
vertrags zuſtehende Regierungsrechte aus. Er gebe auf dem 
verfaflungsmäßigen Wege Geſetze, führe die oberfte Aufficht, übe 
das Befteuerungsrecht u. |. w. Diefe Regierungsrechte und bie 
aus ihrem Gebrauche hervorgehenden Regierungshandlungen 
könnten allerdings ein Gegenſtand der Civilgeſetzgebung und 
der Civilgerichtsbarkeit werden. 

In Privatangelegenheiten hingegen ober bei Rechtsgeſchäften, 
welche der Regent zwar über oͤffentliche Guter ober zum 
gemeinen Beften, dennoch aber mittelſt der im Privatrechte ent: 
baltenen Erwerbungsarten, 3. B. mittelſt Kaufe, Pacht u. |. w. 
ſchließe, trete auch die Givilgejeßgebung und Givilgerichtöbarfeit 
in Wirkung, weil Diejenigen, mit welchen der Regent folde 
Geſchaͤfte machen ließe, die in den Gefegen über ſolche @ejchäfte 
enthaltenen Beftimmungen und deren Anwendbarkeit auf fie als 
die Bedingung betrachteten, unter welcher allein mit einer Regierung 
Geſchaͤfte gemacht werden könnten. 

Wenn der öfterreichifche Geſetzgeber beftimme, daß alle 
foldye Rechtsgeſchäfte von den Gerichtsbehörden nad, den Geſeßzen 
entſchieden werden follten, jo ſei hierdurch hinreichend ausgedrüdt, 
daß der Richter auch die befondern, in einzelnen Gefchäften von der 
allgemeinen Norm vielleicht abweichenden Bedingungen und Be 
flimmungen berüdfichtigen und in Anwendung bringen müfle, 
wenn dieſe bejonderen Beſtimmungen nur (zur Sicherheit derer, 
mit welchen die Regierung die Geſchäfte machen Tieß) vorber 
hinlänglic bekannt gemacht worden wären, ober aus allge: 
meinen Principien flöffen, welde einem Steben bekannt fein 
koͤnnten. 

An rechtlichen Normen, nach welchen die Gerichtsbehoͤrden 
zu entſcheiden Hätten, koͤnne es daher heute fo wenig fehlen, als 
e8 während der ehemaligen Reichsverfaſſung daran fehlte, da in 
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allen denjenigen Fällen, wo andere Rechtäquellen verfiegt wären, 
Das Naturrecht die Entſcheidung an die Hanb gebe. 

Es jei gewiß irrig, wenn man obne Unterſchei— 
dung vonden fo genannten völferrehtlihenKragen 
behaupte: Daß fie ihre Beantwortung nidht in den 
Gerihtshöfen finden Fönnten. 

Die eigentlichen völterrechtlichen Fragen, weldye die Ange 
legenheiten unabhängiger Staaten, Die feinen andern Richter über 
fidh erfennten, als Gott und das Schwert, beträfen, gebörten 
freilich nicht vor die Givilgerichte, wenn man aber 3. B. Die 
Srage, ob Die Veräußerung der Domainen in Weſt⸗ 
phalen für Seine königliche Hoheit den Kurfürften 
von Heſſen verbindlich ſei? eine völferrehtlidhe 
nenne und fie deswegen zur gerichtlichen Entſchei— 
dung nit für geeignet halte, fo ſei man gewiß im 
Srrtbum”). 

Durch einen Friedensſchluß Tönne allerdings beſonders be- 
flimmt werben, wer die Wirkungen einer Groberung tragen jolle, 
und es fei Teinem Zweifel unterworfen, daß ſolche beſondere 
Beftimmungen auch zur Anwendung kommen müßten. Wenn 
aber ſolche bejondere Beſtimmungen nicht gemacht worden ſeien, 
fo müfje nad) allgemeinen Principien entichieben werden. “Diele 
würden zwar aus dem Natur⸗ und Bölkerrechte abgeleitet, die 
Ableitung aus diefer Duelle aber fchließe die Gognition ber 
Civilgerichte über Streitigkeiten, Die fi über ſolche Fragen 
zwifchen Privaten unter. ſich oder zwifchen Privaten und dem 
Fiscus entfponnen hätten, ficherlich nicht aus, 

Ganz gleiche Bewandniß habe es auch mit den ſtaatsrechtlichen 
Fragen, fie jeten audy entweder nur jo genannte oder wirkliche. 
Denn wenn gleich der Inbegriff ber wechfelfeitigen vollkommenen 
Rechte des Tegierenden und regierten Subjecd in dem Staate, 
als Staatsrecht im eigentlichen Sinne, niemals Gegenftand einer 


*) Diefer ganze Theil der rechtlichen Ausführung fehlt ebenfalls im 
öffentlichen Protocolle. 
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gerichtlichen Discufflon und Entſcheidung werben koͤnne, jo koͤnne 
doch dieſelbe Sache, in verichiedener Hinfiht, Staats⸗ und zugleich 
Privatangelegenheit fein, weil auch Einzelne bei bemjenigen, 
was das gefammte Volk oder deſſen Repräjentanten betreffe, ein 
unmittelbares privatrechtliches Anterefie ‘haben Eönnten. Died 
fei gerade bier der Fall, wo die Gültigkeit oder 
Ungültigfeit gewifjfer Rechtsgeſchäfte von der Be: 
antwortung der Frage abhänge, ob einzelne Unter: 
tbanendieBerpflidtungbätten,einevoneuropäifchen 
Mächten anerkannte Regierung darum, weil folde 
fein Erbredt zum Throne gehabt habe, als eine 
unrehtmäßige anzujehen? 

Wenn nun aber die Reclamanten auch 

ad II 2, die Wirkfamkeit der Bundesverſammlung zur Gnt: 
ſcheidung ihrer Angelegenheiten bezmeifelten, fo lange fie ſich 
ohne Entjcheidungenormen und ohne Auftrag in Anwendung zu 
bringen finde: fo fei zwar der erfte Grund fchon in feiner 
Nichtigkeit nachgewiefen worden; dagegen aber mülle Der zweite 
in einiger Hinficht defto gültiger erjcheinen, dennoch aber jei er 
nicht jo beiehaffen, daß er eine Berüdlichtigung des Geſuchs der 
Reclamanten, wenigftens nicht in der Form und Art, wie fie es 
gemeint hätten, zur Folge haben koͤnnte. 

Es koͤnne und müſſe nämlicdy im Allgemeinen zwar als au 
gemacht angenommen werben, daß weder die Bundesacte noch 
die Songreßacte eine Gompetenz der Bundedverfammlung in ben 
weitphältfchen Angelegenheiten an und für fi) begründe. Weder 
jene noch diefe habe der Bundesverfammlung eine Befugniß ein 
geräumt, fiber Regulirung der Angelegenheiten des erloſchenen 
weftphältichen Staats unter deſſen jebigen Theihabern zu wachen, 
ober gar insbejondere in Beziehung auf die Domainenveräuße: 
rungen, wie foldyes die Congreßacte Art. 41 in Beziehung auf 
das ebenfalld erlojchene Großherzogthum Frankfurt thue, Vor⸗ 
ſehung zu treffen. 

Selbft die Beſtimmung des von den hohen Verbündeten 
mit Seiner Eöniglihen Hoheit dem Kurfürften von Heſſen 
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geſchloffenen Vertrags vom 2. December 1813, nach deſſen 6. 
Separatartifel Die für Xheilung der Archive zujammentretenbe 
gemeinjchaftlihde Commiſſion der Provinzen des Königreichs 
Weſtphalen alle gemeinjchaftlicyen Intereſſen dieſer Lande regu⸗ 
liren ſolle — Tönne hierzu nicht führen, ſondern müſſe einzig und 
allein von den vertragichließenden oder jonft betheiligten Mächten 
und Fürften betrieben werben, und es jei gewiß aͤußerſt wohl: 
thätig, wenn bie beiheiligten Bundesglieder fo fchleunig «als 
immer möglidy, zujammentreten wollten, um enblih und auf 
einmal alle jene Intereſſen, welche bi8 dahin den verfchiebenen 
Provinzen ded Königreichs Weſtphalen gemeinjchaftlich waren, 
auf dem Wege ber Güte ober bes Rechts, auf eine würbige 
Weiſe zu reguliren*), 

Ueberdies feien die vorliegenden Streitigkeiten ſolche, welche 
zwiſchen Fuͤrſten und Unterthanen obwalteten, folglich von der Art, 
daß ſie, an und fuͤr ſich betrachtet, ſich einzig zur Entſcheidung 
vor den Landesgerichten eigneten, indem ſelbſt das als proviſo⸗ 
riſche Norm betrachtete Commiſſionsgutachten über Die Competenz 
F. 5 Nr. 3 jede Einmiſchung in bie inneren adminiſtrativen 
Verhaͤltniſſe ausſchließe. 

Demungeachtet ſei die Competenz der Bundesverſammlung, 
ſowohl in Beziehung auf die vorliegenden als auch auf alle 
ähnlichen Fälle, nicht jo unbeſtimmt und unzulanglich, als es auf 
den erften Blick fcheinen möge, uud Die Sinftructionen, welche fie 
vor ihren allerhöchiten Committenten zu erwarten habe , wuͤrden 
fiher für die größtmögliche Beflimmtheit jorgen. 

&8 werde ficher Dabei erwogen werben, ob es geftattet merben 
fönne, daß in irgend einer Zeit ein Mitglied des deutſchen 
Bundes bloße Verordnungen an die Stelle auf dem verfafiungs- 
mäßigen Wege gegebener Geſetze treten laſſe, und dieſen zugleich 
eine ruͤckwirkende Kraft verleibe, da, wenn dieſes geftattet 
würde, in jedemAugenblide und in jedemeinzelnen 
Salle die Auftizpflege niht nur gehemmt, ſondern 


%) Der Abſchluß erfolgte erft im Jahre 1843. 
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fogar gegen das offenbarfte Recht gelehrt werden 
koͤnnte. 

Denn ſo gewiß es auch ſei, daß der Bund nicht befugt ſein 
koͤnne, einem einzelnen Mitgliede deſſelben vorzuſchreiben, welche 
Berordnungen und Geſetze es geben oder nicht geben ſollte, ſo 
ſei doch nicht zu verkennen, daß mit dieſem unbeſtrittenen 
Rechte der Verordnungen und der Geſezge ein ſolcher 
Mißbrauch getrieben werden könne, der ſich ganz 
dazu eignen würde, von Bundeswegen abgeſtellt zu 
werden. 

Im 8. 1. tes Commiſſions⸗Gutachtens über Die proviſoriſche 
Feſtſetzung der Competenz des Bundestags jet ausgeſprochen ): 

„die Feſtſetzung ter Competenz der deutſchen Bundesver⸗ 

ſammlung iſt gleichbedeutend mit der Feſtſetßung ihres 

Geſchaͤftsumfanges, und dieſe iſt gleichbedeutend mit den 

Angaben ihrer Beſtimmung. Der Umfang ihrer Pflichten, 

entnommen aus ihrer Beſtimmung, bezeichnet den Begriff 

der Competenz“. 

Das heiße mit andern Worten: in allen 
Dingen, welche herzuſtellen oder welchen vorzu— 
beugen die Bundesverſammlung verpflichtet ſei, 
müſſe ſie auch berechtigt ſein, die zur Erfüllung 
ihrer Pflicht nothwendigen Maasregeln zu er: 
greifen. 

Nun ſei ſie aber berufen, nicht nur im Allgemeinen für die 
Erhaltung der innern Sicherheit, ſondern auch im Beſondern 
für ungehinderte und unbefangene Rechtspflege zu ſorgen: alſo 
mäfje ihr auch dag Recht zuſtehen, Die Abſtellung 
ſolcher Mißbräuche der geſetz⸗ und verordnung— 
gebenden Gewalt in den einzelnen Bundesſtaaten 
zu veranlafjen, wodurd die Öffentlihe Sicherbeit 


— 





*) Die hier folgende wichtige Ausführung über die Competenz der 
Bundesverfammlung wurde ebenfalls im öffentlichen Protocol nicht ab⸗ 
gedruckt. 
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geſtoͤrt ober eine felbftftänbige Rechtspflege ge» 
bemmt werde. 

Der 5.8. der proviſoriſchen Gompetenzbeftimmung fage mar 
in feinem dritten Abfchnitte jehr beftimmt: 

„Da der Begriff der vollen Souverainttät einzelner Bundeds 
faaten der Bundesacte zum Grunde gelegt ift, fo Yiegt 
unbezweifelt jene Einmiſchung ber Bunbeöverfammlung in 
die inneren abminiftrativen Verhältnifie außerhalb der Grenzen 
ihrer Kompetenzen ”. 

Allein es werde auch eben jo beftimmt Hinzugefügt: 
„Indeſſen gründen fich jedoch auf den Sinn der Bunbedacte 
die folgenden Ausnahmen :* 

unter welchen ſich namentlich auch) bie befinde: 

„Wenn der Fall einer in Nechtsfachen intendirten Juſtiz⸗ 

verweigerung oder einer derjelben gleich zu achtende Ver: 

zögerung vorkommen follie”, 

Nun heine ed ganz unbezweifelt, daß, wenn 

Durch einen Mißbrauch der gejehggebenden Gewalt 
jebesin den Weg des Prozefjes gebrachte ftreitige 
Recht zum ungeſetzlichen Unreht gemadht werden 
könne, einer Berweigerung der allerfhlimmiten 
Art, Thor und Thür geöffnet und die Bundesacte 
in einem ihrer wejentlihften $und amente unters 
graben werden würde”). 

Gegen ſolchen Mißbrauch der gejeßgebenden Gewalt, wodurch, 
indem die formale Rechtspflege allerdings aufrecht erhalten, die 
materielle aber deſto tiefer gebeugt werde, dürfte aber ber unbe: 
firittene Grundſatz der Bundesverfaflung ſchützen, daß wenn der 
Fall einer in NRechtöfachen eintretenden Juſtizverweigerung ober 
einer berjelben gleich Fommenden Verzögerung vorkommen jsllte, 
die Bundesverſammlung jo befugt als verpflichtet ſei, begründete 
Beichwerben über wirklich gehemmte oder verweigerte Juſtiz an⸗ 


*) Diefer und der folgende Abſatz finden ſich im öffentlichen Protocol; 
der dann wieder folgende Abſatz dagegen wieder nicht. 
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zunehmen, um darauf die gerichtliche Hülfe in den einzelnen 
Bundesftaaten zu bewirken. &8 koͤnne dabei weniger ein Zweifel 
shwalten, ob Die Competenz der Bunbesverfammlung dahin be 
flimmt werden jolle, ald die Schwierigkeit, die an fi wahren 
und unbeftreitbaren Säße jo zu fallen, daß Daraus Teine Kolge- 
rungen gezogen werben bürften, welche dem eigenthümlichen 
Leben der Bundesſtaaten zu enge oder zu weite Grenzen feßten. 


Denn man dürfe es ſich nit verbergen, Daß der 
Bund gefährdet werden fönne, wenn die, welche dad 
Steuer führten, ihn nicht zwiſchen den beiden 
Exztremen der Unmadht und der Hebermadt der 
Bundesverfammlungmit fihererHand durchführten. 
Set die Verſammlung ohne genügende Madt, fo 
tönne fie in jedem Nugenblide zum Dedmantel ber 
gefährlihften Antriguen werden, werde fie aber 
übermädtig, jo Eönne fie fih an die Stelle der 
Regierungen jegen und ein vielköpfiges Ungebeuer 
werden. In jenem Salle werde fie verähtlich, in 
dieſem fürchterlich, inbeidenaberverderblih werden. 
Begen dieje Gefahr ſchützten nur richtig entwidelte 
und klar und beſtimmt aufgeftellte Brincipien, und 
Dafür werde Die Weisheit der Deutfhen Regierungen 
jorgen. 

Wenn nun aus Diefem Vortrage wirklich hervorgehe, was 
daraus hervorgehen jolle, daß es in ben Angelegenheiten bed 
ehemaligen Königreich Weitphalen weder an gefeßlichen Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen fie beurtheilt, noch an Behörden fehle, 
von welchen fie beurtbeilt und gerichtlich erledigt und Die Rechtes 
pflege und Vollſtreckung geſchützt werben koͤnne, jo werde bis 
daͤhin, wo die bereits ergebenen und über bie bier entwidelten 
Grundfäße zu erwartenden Inſtructionen eingegangen fein werben, 
für jetzt auch der Antrag gerechtfertigt erſcheinen, 

daß der Bevollmaͤchtigte der Neclamanten in den weſtphaͤ⸗ 

lifchen Angelegenheiten mit feinem Geſuche um Verwendung 
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bei Ihren Majefäten dem Haifer von Defterreih und dem 
Könige von Preußen in der Art, wie gebeten wurde, abges 
wieſen werden möge. 


Ale Stimmen mit Ausnahme Hannoverd und Kurheſſens 
traten einfach dem Untrag bei, und fo wurde der Antrag bes 
Referenten zum Beichluß erhoben. Hannover und Kurheſſen 
flimmten zwar bei, aber erftereß berief fich auf feine früheren 
Abftimmungen und lebteres äußerte: 


„Dem Schlußantrage des Herrn Referenten kann ich nicht 
anders als volllommen beiftimmen. Wenn aber die vorher 
gegangene Ausführung dazu dienen ſoll, die Competenz ber 
Bundesverfammlung in der weftphäliihen Angelegenheit 
überhaupt und in den Angelegenheiten der Domainenfäufer 
in8befondere, weiter zu gehen, als biäher gefchehen, zu recht: 
fertigen, jo muß ich mich in Bezug auf meine früheren Er⸗ 
Märungen und unter Vorbehalt etwaiger weiterer Heußerungen 
biergegen ausdrüdlich verwahren ”. 


Wir jehen bisher noch immer den redlichften Willen der 
Mehrheit der Regierungen, die Angelegenheit in würdiger Weiſe 
zu beendigen. Die „bedenklichen Theorien ”, welche Tpäterhin 
offen verworfen wurden, |prad) man noch ungeſcheut in ber 
Bundesverfammlung aus, doch ließ man die entichiedenften Stellen 
der Gutachten aus dem dffentlihen Protocolle weg. Died war 
ein Unrecht. Denn wenn auch darüber eine verfchiedene Meinung 
herrſchen Tonnte, ob überhaupt ein Gegenſtand zur Zeit veröffent« 
licht werben follte, jo durfte e8 doch nie einem Zweifel unterliegen, 
daß bei einem im öffentlichen Protocolle dem weientlichen Inhalt 
nach angegebenen Gommiffionsberichte die für die Beſchwerde⸗ 
führer ſprechenden Erwägungen willlarlich nicht weggelafſen 
werden durften. 
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Weil nun in jehr vielen Angelegenheiten nicht mit Aufrich⸗ 
tigleit der eben ausgeiprochene Grundſaß aufrecht erhalten wurbe, 
jo ermangelten die öffentlichen Protocolle derjenigen Zuverlaͤſſig⸗ 
feit und Vollitändigkeit, welche ihnen allein Werth geben Tonnte. 


Als die MinifterialsGonferenzen in Carlsbad Statt fanden, 
reichten die weftphälifchen NReclamanten eine Denfichrift dorthin 
ein. Dr. Schreiber, welcher überall als Bevollmächtigter derſelben 
auftrat, bemerkte in feiner Eingabe, daß die Angelegenheit feiner 
GSonmittenten bei dem Gongrefje in Aachen eine willfährige Aufs 
nahme gefunden hätte, daß die Erledigung dieſer Sache zwar 
zunächft, ſoviel Die Ausgleichung ſelbſt betreffe, die Beſitzer der 
vormals wetphälifchen Lande angehe, zugleich aber auch, infofern 
fie noch unerledigt fei, theil8 die europäifchen Mächte, weldhe den 
weftphäliichen Staat nur erft factifch aufgelöft hätten, theils alle 
deutfchen Regierungen, die in ber Menge der Anfprüche noch 
eine Beeinträchtigung des allgemeinen Friedens erbliden müßten, 
und daß jelbige ihrer Natur nad) jo gut zu behandeln fei, wie 
in andern Staaten geſchehen, welche unter gleichen Verhaͤltniſſen 
anfgelöft und umgewandelt worden. Sein Geſuch ging nun da 
hin, die Orundfäße der Behandlung und Ausgleihung jelbft aber 
einer Commiſſion der betheiligten Regierungen zu überlaffen und 
auf diefe Weife die flreitige Angelegenheit zu befeitigen. Diele 
Bittfchrift wurde aber auf den Carlsbader Gonferenzen nicht 
berädfichtiget. 


Darauf wendeten fi) Die Reclamanten von Neuem an bie 
Bundesverſammlung. 

Die beſendere Veranlaſſung dazu war eine kurfuͤrſtliche 
Berorbnung am 31. Yuli 1818, welche in Folge eined Spruchs 
des Dberappellationsgerichts zu Gafjel unter dem 27. Juli 1818 
erichien. 
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Als nämlich in einer Klagefache, Haim, Klägers, der von 
Stein, Beflagten, und des Anwalts des Eurfürftlihen Fiscus, 
Spntervenienten, wobet es bauptjächlich auf Die Frage ankam: 
in wiefern die der weftphälifchen Regierung geleiftete Zahlung 
eined der furfürftlichen Kriegscaſſe gehörig geweſenen Capitals 
für Teßtere als gültig zu achten ſei? von ber Regierung in Caſſel 
und dem dbafigen Dberappellationsgerichte nicht ganz überein. 
flimmend, jedoch beiderfeitd dahin erfannt worden war, daß eine 
joldye Zahlung, wenn der Schuldner ein weftphälticher Unterthan 
geweien, für gültig betrachtet werben müfle; erließ der Kurfürft 
unterm 31. Juli 1818 nachſtehende fernere Verordnung: 


„Bon Gottes Gnaden, Wilhelm I Kurfürft ıc. fügen hiermit 
zu willen: Es tft Uns von Unjerm Juſtizminiſterium die Anzeige 
geicheben, daß die zur gerichtlichen Erörterung gekommenen 
Fragen: 

in wie fern Die während der feindlichen Unterziehung Unferer 

Staaten von Unfern Unterthbanen an den Serome Bonaparte 

oder deſſen Bevollmächtigte geleifteten Zahlungen der aus 

Staatöfafien, vor dem 1. November 1806 vorgeliehenen 

Capitalien, desgleichen die an Dritte, von den vorgenannten 

Perſonen gejchehenen Ceſſionen folcher Capitalien als gültig 

anzuſehen ſeien? 


von den Gerichten ſehr verſchieden beurtheilt und daher gaͤnzlich 
von einander abweichende Erkenntniſſe gefällt worden find. 

„Auf dieſe Anzeige, und nachdem Wir in Erwägung gezogen 
haben, daß die Verjchiedenheit der Anfichten, welche über bie 
Rechtsguͤltigkeit der während der frieblichen Beſetzung Unferer 
Lande mit jenen Capitalien vorgegangenen Veränderungen in 
den Gerichten herrichen, und die, den fich widerjprechenden 
Urtheilen beigefügten Entſcheidungsgründe einen Mangel in ber 
Geſetzgebung anerkennen Lafjen, welchem absuhelfen für das Wohl 
des Ganzen um fo nothwendiger erjcheint, als es nicht zu ber 
Sphäre des Richteramted gehört, die Beweggründe zu feinen 
Erkenntniſſen in politiichen Greignifien aufzufuchen, Die ſeinen 

Erſter Thell. 34 
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Korfeäungen fremd Bleiben müffen, — finden wir uns bewogen, 
wegen dieſes Gegenſtandes nähere Beſtimmungen feftzufegen. 

„Sn Rückſicht nun, 

„daß die im Jahre 1806 gejchehene feindliche Ueberziehung 
Unferer Staaten durch franzöfiihe Truppen nicht in Folge eines 
Krieges, jondern im Zuſtande des Friedens ſich ereignete, mithin 
nur als ein Raubzug zu betrachten, keineswegs aber im Stande 
ift, den hierdurch erlangten Beſitz unter bie völferrechtlichen 
Bebingungen einer Eroberung zu ftellen; | 

„daß Diefe Handlung der Gewalt nicht zum Rechte werben 
fonnte Durch Die nadyfolgende Ginzwingung der kurheſſiſchen Lande 
unter die Provinzen des Königreich Weſtphalen, da letzteres 
weder von jämmilichen Friegführenden Mächten anerfannt worben 
ift, noch Die Unfern Unterthanen befohlene, zur Verhütung größerer 
Uebel theilweije geleiftete Hulbigung und die gebotene Wahl der 
Stände als ſolche Handlungen anzufehen find, durch welche ein- 
feitig die Rechtmäßigkeit einer Regierung begründet werden kann, 
Mir auch, was allein die Geftalt der Sache zu ändern vermochte, 
niemal3 eine Entjagung auf die Thronrechte Unferer Dynaſtie 
abgegeben haben; 

„daß aber ohnehin die von dem damaligen Beherrfcher 
Frankreichs durch den Berliner Verein vom 22, April 1808 an 
feinen Bruder, den Jerome Bonaparte abgetretenen kurheſſiſchen 
Staatskapitalien auf biefen, nach allen Rechten, nicht mit 
größeren Befugnifien übertragen werben Tonnten, als jener 
beſaß; 

„und wenn ſelbſt dieſſeits ein beſtandenes weſtphaͤliſches 
Staatsrecht angenommen werden Tönnte, dennoch bie in Rede 
lebenden. Gapitalten Teineswegs als zum sHffentlihen Schatze 
gehörige Beftandtheile des Staatseigenthums betrachtet, vielmehr 
hiervon getrennt, von Jerome Bonaparte als ſein beſonderes 
Eigenthum verwaltet worden find, mithin die deflen Orts ober 
von feinen Bevollmächtigten dieferhalb genommenen Maßregeln 
fo wenig zu den innerhalb der Grenzen ber Staatöverwaltung 
vorgenommenen Handlungen gehören, als wenig von Wedhten, 
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welche Schuldner durch geleiſtete Zahlungen gegen den Staat 
erworben haͤtten, die Rede ſein kann; dem zufolge auch die im 
Decrete der weſtphaͤliſchen Staͤnde vom 15. Februar 1810 
(welches, ohne die Frage über die Rechtmäßigkeit des Erwerbes 
und bie hieraus allein fließende Dispofitionsbefugniß zu berühren, 
blo8 von der Zuläffigkeit der Beweismittel handelt) zugeficherte 
Gewährleiftung nit vom Staats, fondern vom Kronſchatze, als 
dem Privatvermögen des Jerome Bonaparte übernommen worben 
ift, eben hierdurch aber, weil ein rechtmäßiger Glaͤubiger, wegen 
der an ihn geleifteten Zahlung, eine Gaution nicht zu beftellen 
hat, auf den nicht unwahrjcheinlichen Fall ber von ben recht⸗ 
mäßigen Regierungen zu erwarten ſtehenden Anſprüche hinge⸗ 
deutet wurde; 

„DaB es überhaupt mit dem Rechte der Völker und ber 
Staaten unvereinbar ift, der feindlichen Herrjchaft während ihres 
Beſtehens andere Gerechtjame über die kurheſſiſchen Staaten zu 
geflatten, als folche, die in der Natur einer feindlichen Beſetzung 
fremder Länder liegen und Iebigli in der vorübergehenden 
Verwaltung des Staatd und ſeines Vermögens beftehen; 

„daß jedoch da, wo der feinblihe Machthaber die Grenzen, 
die jeiner Gewalt von dem Völferrechte vorgezeichnet find, über- 
Ichreitend das Staatögut verjchleudert, das Ziel ift, hinter 
welchen er weder Rechte auf einzelne zu übertragen, noch ben 
Staat mit Verbindlichleiten zu belaften vermag; 

„daß die Grundfäße, welde nicht weniger einer 
natürlidhen, den Umfturz der Throne und aller bürgerlichen 
Ordnung verhütenden Politif, ald dem öffentlichen Rechte ange 
hören, nad) der Rückkehr in Unfere Staaten Uns ſtets geleitet 
und namentlich zu Der Verordnung vom 14. Januar 1814 vers 
anlaßt haben, durch weldye alle während Linferer Abweſenheit 
geſchehenen Benachtheiligungen des Staatdeigenthums für nichtig 
erflärt worden, und Die aus Sffentlichen Caſſen ausgeliehenen 
Capitalien bierunter allerdings zu rechnen find; 

„vollen Wir jene Verordnung vom 14. Januar 1814 dahin 
authentiſch erklären: daß alle und jede Verfügumgen über bie 
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vorhin aus kurheſſiſchen Staatskaſſen ausgeliehenen Gapitalien, 
unter welchen Namen und Xitel folche von der feindlichen Herr: 
Ihaft auch gejchehen fein mögen, ungültig und für Uns und 
Unfere Erben und Nachkommen an der Regierung unverbindlich 
find. — 

„Da wir jebod) zugleih auf die Lage, in welcher die 
Schuldner zu der fremden Herifchaft ſich befanden, billige Rüd- 
ficht nehmen und Daher nicht geſchehen Laffen wollen, daß dieſelben 
durch Doppelte Zahlung Schaden leiden, dagegen aber nidyt zu 
derftatten ift, Daß Diefelben zum Nachtheile der öffentlichen Cafſen 
einen unrechtmäßigen Wortheil fich zueignen, jo verorbnen Wir 
weiter biermit: \ 

„daB diejenigen Zahlungen, welde an den Jerome Bona- 
parte, deſſen Bevollmächtigte oder Ceſſionarien wirflich geleiftet, 
nachgewieſen werden Eönnen, von den öffentlichen Caſſen auf die 
ſchuldigen Gapitalien, nebft rüdftändigen Binfen, erftere mögen 
auf Kündigung geftanden haben oder nicht, in Zurechnung ange 
nommen werden jollen, wonach ein Jeder den es angeht fid 
Ichuldigft zu achten hat”. 

Bufolge dieſer Verordnung wurden nun die weitphälijchen 
Domainenfäufer, deren urfprüngliche Bahl in Kurheffen auf 600 
angegeben wurde, außer Befiß gejeßt und von den Zandesgerichten 
abgewiefen. Died gab nun aber Veranlaſſung zu unzähligen 
einzelnen Reclamationen 'bei der Bundesverfammlung. Zwar 
hatte fih nah und nach Die kurheſſiſche Regierung mit einer 
Anzahl der Käufer auf Entjchädigungsfummen oder Ueberlaſſung 
des vindicitten Domainialeigentbumd in Erb: oder Beitpadht 


verglichen *), allein es waren der Forberungen doch noch gemug 
übrig: geblieben, | 


Es wurde in der neuen Bittfchrift noch Darauf aufmerkſam 
gemacht, Daß der Verkauf der in Frage flehenden Domainen 
nicht. blos in dem Willen des damaligen Regenten gelegen, fon» 
dern vielmehr von deutfchen Staatämännern in Antrag gebradht 





*) 3. Pr. 1817 Fol. 297. 1818 Fol. 461. 1823 Bol, 241. 
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und durchgeſetzt werben und daß der Ertrag der Beräußerungen 
dem Staate zugefallen und in deſſen Nuben verwendet worden 
fei. Die Bittjchrift berief fi) auch auf das Beiſpiel Frankreichs, 
Staliend und Hollande, wo die Verfäufe Diejer Art aufrecht er- 
halten worden jeien. 

v. Wangenheim berichtete nochmal; die Bundesverfammlung 
hatte im Sabre 1818 um nftructionen gebeten, weil Zweifel an 
ihrer Gompetenz in Diejer Angelegenheit erhoben waren. Allein 
fie waren bis zum Auguft 1819 noch nicht eingegangen. 
v. Wangenheim meinte deshalb, es jcheine räthlih, der Erinnes 
rung daraneine nähereBezeihnung Des Standpunctes 
von welhem aus die ganze Angelegenheit zu be— 
trachten fein mödte, vorauszuſchicken. 

Es fcheine ihm auf die Beantwortung folgender Fragen 
bauptjächlich anzulommen: 

„I. In wiefern find Regierungshbandlungen eined Zwiſchen⸗ 
herricher8 für den rechtmäßigen Regenten nad) feiner Rüd» 
fehr verbindlich ? 

Wenn diefe Kragen auch nicht von allen Staats und 
Bölferrechtölehrern auf ganz gleiche Weiſe beantwortet würben, 
jo fei die Theilung derjelben doch wieder eine hoͤchſt ungleiche. 
Es dürfte genügen, blos die fich hinter einander entgegen- 
geſetzten Anfichten des Eurfürftlich heſſiſchen Oberappellationdgerichts 
au Caſſel und der kurfuͤrſtlich heſſiſchen Adminiſtrativ⸗Behoͤrde zu 
bezeichnen. 

1. Das Oberappellationdgericht ftelle in dieſer Beziehung 
folgende Säße auf: 

a. Rah Grundjägen des Völkerrechts und dem daraus 
entlehnten Axiom: daß fein Hecht des Siegerd gedacht 
werben Zönne, wenn bafjelbe nicht von Seiten der befieg- 
ten Staatögewalt durch einen förmlichen Friedensſchluß 
ald ein ſolches anerkannt worden ſei, ift Heſſens 
Sinverleibung in das Königreich Weſtphalen Tediglic als 
ein Erzeugniß der Gewalt zu betrachten, und es konnte 
daher zwilchen dem rechtmäßigen Tandesfürften und dem 
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von dem Üroberer eingejebten Zwiſchenherrſcher, von 
wechjelfeitigen Rechten und Berbinblichkeiten gar nicht die 
Rede fein; 


. da jedoch Grundſaͤtze des Voͤlkerrechts, welches bie Ber: 


haͤltniſſe der Staaten und ihrer Regenten gegen andere 
Staaten und deren Regenten beftimmt, ſchon nach dieſem 
feinem Begriffe nicht anwendbar find auf das rechtliche 
Derhältniß, in welchem die Staatsbürger zu ihrem Zürften 
ftehen, jo koͤnnen auch 


. Grfenntniffe über die fortvauernde Wirkſamkeit der von 


einzelnen Untertanen, während der Bwifchenregierung 
gegen den Staat erworbenen Rechte nur aus Grundſaͤtzen 


des allgemeinen Staatsrechts in ihrer Anwendung auf 


u. 


vorliegende factiſche Verhaͤltniſſe geichöpft werden. 
Nun bat aber 


. ein Staatöverein zwilchen den gefammten Bewohnern 


Heſſens, auch während der Abwejenheit ihres rechtmäßigen 
Regenten, fortgebauert und fortdauern müflen; 


.dieſer Staat ift inmittelft und nachdem die im Sabre 1806 


eingefeßte Militair-Regierung aufgehört hatte, von einem 
Zwiſchenherrſcher verwaltet worden, der, wenn gleich durch 
Gewalt dazu erhoben, fi doch in der wirklichen und un- 
geftörten Ausübung der Staatsregierung, nad) einer 
beftimmten Berfafjung, welcher ſich die Staatöbürger durch 
Huldigung und frei gewählte Volks⸗-Repraͤſentation unter: 
worfen hatten, befand, weswegen es auch 

bei einer gerichtlichen Entſcheidung über die Wirkſamkeit 
der von dem Bwilchenberrfcher vorgenommenen Hand—⸗ 
Iungen allein auf Die Frage ankommen Tann, ob ſolche 
Handlungen innerhalb der Grenzen der Staatöverwaltung 
und in dem verfaffungsmäßigen Wege angenommen 
wurden ?* 


v. Wangenheim führt dann aus der bekannten Pfeifferfchen 
Schrift „In wie fern find Regierungshandlungen für den recht 
mäßigen Regenten nach deſſen Ruͤckkehr verbindlih? ıc. 1819 
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diejenigen Gründe an, Die der berühmte Surtfi damals als bie 

leitenden bei dem Oberappellationg-@ericht darlegte. Velarotlich 

reduciren ſie ſich auf Folgendes: 
„Die Dauer, der Völker kennt keine andern Grenzen als 
bie dem Beſtande der Erbe, welche fie trägt und erhält, 
vorgefehrieben find, während die Machthaber mit den 
Menichenaltern. und Weltereignifjen wechjeln, und einer des 
andern Stelle ibm nachfolgend einnimmt, oder, wie Klüber 
ſich ausdrückt, der ewige Staat Ipricht durch jeden Regenten. 
Bloße Umwandlung in Der phyſiſchen oder moraliichen 
Perſon des regierenden Subjects Tann Daher auf Verpflich⸗ 
tungen des Staats entkräftenden Ginfluß nicht haben *. 

„Daß ein Staat feinem Begriffe nach nicht gedacht 

werben kann ohne einen Oberheren, einen Regenten, ift Far, 
daß aber dieſer Regent, als wejentliches Glied des Staats, 
nur eine ideale Perfon fei, ift wohl eben jo wenig zu bes 
zweifeln; von einem beflimmten Regenten, von einem beftimms 
ten Individuum, welchem Die Negierung zufteht, kann Teine 
jo unzertrennlidhe Verbindung mit dem Staate behauptet - 
werben, daß ohne jenes dieſer felbft nicht mehr egiftiren 
könne. Ein beflimmter Regent Tann zwar allerdings für 
fih oder auch für feine Familie ein Recht auf die Regierung 
des Staats haben; dieſes Recht Fann ihm, auch getrennt 
vom Staate, weder einfeitig von Den eigenen Unterthanen, 
noch durch Gewalt von Außen entzogen werben; er ift und 
bleibt immer rechtmaͤßiger Regent. Allein der Staat bedarf 
in jedem Augenblide feiner Dauer, die feine Unterbrechung 
leidet, nothwendig eines Führers, eines Oberhaupts, welches 
den, wenigſtens präjumtiven, Gelammtwillen ausſpreche und 
vollſtrecke. Das Volk — als der weſentlichſte, immer fort 
dauernde Beftandtbeil des Staat? — kann fich aljo, während 
ed von dem rechtmäßigen Negenten unvermeidlich getrennt 
ift, einem andern unterworfen, ber die höchfte Gewalt im 
Staate ausübt, und fo lange dieſer die höchſte Gewalt 
ausübt, ift zwiſchen ihm und dem Wolfe das rechtliche Ver 
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hältniß des Oberherrn zu feinen Unuteribanen begründet, 
alle Rechte, welche dem Staate als ſolchem zufiehen , find 
auf ihn übertragen, und alle Verbindlichkeiten, welche dem 
Staate als foldyem obliegen, find von ihm zu erfüllen. Was er 
thut innerhalb der durch Die Verfaflung beftimmten Grenzen der 
Staatsgewalt, das ift ald vom Staate jelbft geichehen zu 
betrachten, und muß von dieſem und jebem, ber in Zukunft 
die Staatögewalt ausübt, als gültig anerkannt und vertreten 
werben: benn der Staat iſt immer berjelbe, wie auch fein 
Oberherr wechjele, da diefer in den Rechten und Verbind⸗ 
lichkeiten nte feine eigenen, fonbern fletS mur die ihm über⸗ 
tragenen, im Namen bes Staatd auszuübenden erbliden 
kann“. 
Darnach hatte denn auch das Oberappellationsgericht zu 
Cafſſel unter dem 27. Juni 1818 ein Urtheil zu Gunſten der 
Domainenfäufer erlafien. Das war freilih gerade das Gegen⸗ 
theil: von dem, was die Verordnung vom 31. Juli 1818 (ſ. o. 
©. 529) ausgefprodhen. Unter Damaligen Verbältnijfen 
war dieſe ehrenwerthe Selbſtſtändigkeitdes oberſten 
Gerichtes doppelt hochzu ſchätzen. v. Wangenheim verglich 
nun beide Anſichten und warf die Fragen auf: 

„U. wer Bat die Grundſätze, nach welchen in Beziehung auf 
bie weſtphaͤliſchen Angelegenheiten, Die oben aufgeworfene 
Frage: in wie fern find Negierungshandlmgen eines 
Zwijchenherricherd für den rechtmäßigen Regenten nach 
jetner Nüdfehr verbindlich , beantwortet werben fol, feſt⸗ 
zuftellen? der Surfürft von Heflen, die verbündeten Mächte, 
die Bundesverfammlung oder die kurheſſtſchen Gerichte? 

Im eriten Falle frage es fih, ob Das heſſiſche Parti- 
cularftaatsrecht über den vorliegenden Gegenftand bereits 
gejehlihe Normen an die Hand gebe? ober ob von einer 
neuen pofitiven Geſetzgebung für bie Zukunft, ober ob 
von einer neuen pofitiven Geſetzgebung mit rückwirkender 
Kraft Die Rede fei. 

Das heſſiſche Particular» Staatsrecht enthalte dergleichen 
geſetzliche Normen nicht, da weder die Gerichtsbehörden in ihren 
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Grefenntnifien, noch bie Adminiſtrativbehoͤrden in den Verordnungen 
vom 14. Sanuar 1814 und vom 31. Juli 1818 ſich auf ältere 
Geſetze berufen hätten. Kehle es an foldhen pofitiven Beſtim⸗ 
nungen, jo gebe dieſe das allgemeine, das jo genannte natürs 
liche, oder vielmehr das Vernunft⸗Staatsrecht an die Hand. 

Es leide nun aber feinen Ywelfel, daß nicht der Landesherr 
das Recht haben Jollte, auf verfaffungsmäßigem Wege die Ans 
wendung jenes allgemeinen Staatsrecht3 durch poſitiv⸗geſetzliche 
Beſtimmungen überflüffig zu machen, und e8 könne bier unerörtert 
bleiben, in wiefern einer ſolchen pofitiven Geſetzgebung auch in 
dem Falle, daß irgend. eine neue Regierung wieder conſtituirt 
werben müßte, eine immerwährenbe und durchgreifende Wirkſam⸗ 
teit mitgetheilt werben dürfe; eben jo gewiß aber jcheine es, daß 
ein neues pofitived Recht die Hechtögefchäfte, welche, jei es unter 
dem Schuhe älterer pofitiver Gefeße, oder unter dem des natür> 
lihen Rechts, gültig geſchloſſen wurden, auf Feine Weiſe wie ums 
gültig behandele, Das heißt, daß eine Geſetzgebung in biejem 
Sinne eine rüdwirfende Kraft haben Tönne. 

Dies ald richtig vorausgeſetzt, würde alfo die oben aufge 
worfene Yrage verneint, und Daher die Verorbnung vom 14. 
Januar 1814 und deren Erläuterung vom 31. Juli 1818 als 
eine ſolche nicht betrachtet werben können, welche Die competenten 
Behörden abhalten. dürften, die Litigiöfen weftphäliichen Ange- 
legenheiten, nad) den Grundſaͤtzen des natürlichen Stantörechtd 
und der unter ihrem Schube gültig entflandenen weitphäliichen 
Geſetzgebung zu entjcheiben. 

Was den zweiten Fall beireffe, jo koͤnnten die verbünbeten 
Mächte nur dann entſcheiden, wenn fie die Wiedereinfegung Des 
Kurfürſten in feinen Erbftaaten an Bedingungen, weldhe den, in 
den bier in Frage ftehenden Verhaͤltniſſen Betheiligten zum 
Vortheile gereichten, gefnüpft hätten, 

Die Frage, ob dem Bunde oder in deſſen Namen der 
Bundesverfammlung das Recht der Erläuterung und der Ent: 
Iheidung der aufgeworfenen Hauptfrage zuftehe, werde unbedingt 
nicht bejaht werden koͤnnen, obwohl fie dafür zu forgen 
berehtigt und verpflihtet fei, daß überhaupt 
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rechtlich entſchieden werde, GEs laſſe ſich zwar nicht 
verkennen, daß dem Bunde oder für ihn der Bundesverſammlung 
ein Recht, welches ihr noch nicht ertheilt ſei, ertheilt werden 
koͤnne; allein dies koͤnne doch wohl nicht ohne Zuſtimmung 
der dabei hauptſaͤchlich betheiligten Bundesglieder geſchehen, und 
ſelbſt dann würde die Verſammlung bei der Anwendung des 
Grnndſatzes auf die einzeln Fälle den Beiſtand richterlicher 
Behorden nicht entbehren koͤnnen. 


Die Frage endlich, ob die Entſcheidung der aufgeworfenen 
Hauptfrage und die der Beantwortung gemaͤße Entſcheidung der 
einzelnen ftreitigen Fälle den competenten Landesgerichtöftellen 
zuftehe, Lönne durchaus feinem Zweifel unterliegen, jobald einmal 
ausgemacht fei, Daß weder der Landeöherr, noch die verbünbeten 
Mächte, noch der Bund oder die Bundesverfammlung dieſe Ent« 
ſcheidung mit Beftanden Rechtes geben Fönne, und doch eine folche 
gegeben werben müfje. ” 


v. Wangenhein Fam nun zu deren letztem Punkt nämlid): 


„I. Wenn einmal anerkannt und durch einen Bundesbeſchluß 
ausgeſprochen fei, daß bie Yandesgerichte jene Entſcheidung 
zu geben und darnach die einzelnen Faͤlle zu erledigen 
fo jei auch ausgemacht, daß nur die Bundesverfammlung 
es fein koͤnne, welche die Vollftredung ber Entſcheidung 
zu fihern Habe. Denn dann jei die Wirkfamfeit derjelben 
unverfennbar dahin beftimmt, zu forgen, 


daß die Gerihtsverwaltung des Landes 
weder unmittelbar durch Gabinetsbefehle, 
noch unmittelbar durch Verordnungen mit 
rückwirkender Kraft, in der felbftfiändigen 
Ausübungen ihrer rihterlihen Functionen 
gehemmt werde, und daß es an der Hülfs— 
vollfirtedung der von ihnen ertbeilten 
Urtheile nicht fehle. 


Erft dann, wenn dieſes bundesgejeßmäßig anerfannt und 
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ausgeſprochen worben fein würbe, Eönne der Bund mit Fug und 
Recht die reclamirenden Domainenläufer an bie competenten 
Zanbesgerichtöftellen verweilen“. 


Bei der in der Sigung vom 12. Auguft 1819 einleitenben 
Abftimmung”) ging man auf die nähere Srörterung der vom 
Berichterftatter geftellten Fragen nicht ein, fondern vereinigte ſich 
zu dem Beichluffe, Inſtructionen einzuholen und Die Regierungen 
um Beſchleunigung berfelben zu bitten. Nur Hannover brachte 
in längerer Ausführung die Anſicht vor, daß der Kurfürft von 
Heſſen ſich im vollen Rechte befinde, und fügte zum Schlufie 
hinzu: 

„Es ift undenkbar, daß die Mehrheit der Snftructionen ſich 
in Aufftelung des verberblidyen Grundſatzes vereinigte, daß 
der feindliche Beſitzer gültig Domainen verlaufen Fönne 
und dafür Erjaß geleiftet werben müſſe; follte dieſes aber 
eintreten, jo würde mein Hof zu einem folchen Grundfaße 
nte ftimmen können ”. 

Nur Luxemburg ſchloß ſich dieſer Anſicht Haunovers an, 
wie Graf Srünne, der damalige luxemburgiſche Geſandte äußerte 
nach Inhalt ſeiner allgemeinen Inſtruction. 

Die erbetenen Inſtructionen trafen aber nicht ein. Die 
Angelegenheit, welche bei den Wiener Conferenzen in An- 
regung kam (S. 461 ff.), wurde von dort aus wieder an den Bund 
gewiejen. Fürft Metternich hatte die Eingaben der weſtphaͤliſchen 
Domainenfäufer in der 33. Sitzung mit feinen gutachtlichen 
Bemerkungen der Conferenz mitgetheilt. Er hatte bemerkt, 
Daß bei der Lage, in welder ſich die weftphäliichen 
Angelegenheiten befänden, jienur durch eine billige 
und gleihförmige Anftructions-Ertheilung von 


*) 9. Pr. 1819 Fol. 497. 
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von Seiten der Höfe an die Bundestagsgejandt- 
Thaften erledigt werden könnten und diefe Inftruc- 
tionen, mit genauer und billiger Berüdfichtigung 
aller bier concurrirenden VBerhältniffe, von der 
Art fein müßten, daß fie einen Bundestags-Beſchluß 
berbeiführten, wodurch zwar die Bittſtellermit ihren 
mannigfachen Reclamationen an Die betreffenden 
Landesgerihte verwiefenwürben, zugleich aber aud 
von Seiten ber Bundesverfammlung das Gejud an 
Die betbeiligten Regierungen erginge, Die Entſchei— 
dung diefer Landesgerihte wenigftens über Die 
Srage: ob und in wie weit den einzelnen Recla- 
manten bona fides zur Seite fiebe, und ob fie für 
das bis dahin Bezahlte oder Geleiſtete ſchadlos 
zu halten feien, oder nit? wirklich anzuerkennen 
und den desfallſigen Rechtsgang durch Feinerlei 
Borichriften zu beſchränken“. 

Alfo ſelbſt Metternih war bis dahin noch nicht zu Der 
Anficht gelangt, die fpäter bei der Mehrzahl der Kabinette 
durchdrang. 

In der vertraulichen Sitzung vom 27. Juli 1820 kam in 
der Bundesverſammlung der Gegenſtand zur Sprache blieb aber 
llegen bis zum 12. April 1821, wo durch einhelligen Beſchluß 
an die rückſtaͤndigen Inſtructionen erinnert wurde *). Auch das 
nuͤtzie nichts. Endlich machte in der Sitzung vom 30. Juli 1821 
v. Wangenheim den Antrag, daß der 22. November ald Termin 
feitgejeßt werben möge, in welchem in Beziehung auf Das Refti- 
tutionsgefuch ber weftphälifchen Domninenkäufer in Kurheſſen 
unfehlbar abzuftimmen fei, und daß die Geſandten von Preußen, 
Hannover, Kurhefien und Braunſchweig dringend erjucht würden 
dafür zu jorgen, Daß in gleichem Termine auf die übrigen Buncte 
des Beſchluſſes vom 12. Auguft 1819 (S. 539) eine genügende 
Erklärung zu Protocol komme. Der haunöverſche Gejandte 


*) B. Pr. 1821. Fol 249. 
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verfehlte wieberum nicht für fi) und Braunſchweig Die feierliche 
Verwahrung derjenigen Grundfäße einzulegen, die von Hannover 
und Braunfchweig vom Anfange und bejonders noch bei dem 
legten Wiener Congreſſe (j. unten) dargelegt worden und an 
welchen feflzuhalten der unveränberliche Entjchluß feines Hofes 
fei. Der Antrag v. Wangenheimd wurde zum Beichluß er- 
hoben *). 

Nachdem ein Beitraum von zwei fahren verftrichen war, 
fam endlich auch eine neue Eingabe verjchiedener Reclamanten 
zu einem gewiffen Abfchluß, der freilich für bie Betheiligten ſehr 
traurig war. v. Wangenbeim berichtete im Namen ber betreffen- 
den Commiſſion in der Sigung vom 5. Juni 1823 in ſehr aus- 
führlicher Darftellung *). Er recapitulirte alle bis dahin 
gemachten Anträge, Verhandlungen und Beſchlüſſe, nit nur 
über die Domainenkäufer, fondern überhaupt über Die bei ber 
Regulirung der weftphäliichen Angelegenheiten betheiligten Per- 
ſonen. Diefer Vortrag gab zu jehr ernften Zerwürfnifien in der 
Bunbesverfammlung erneueten Anlaß, Die endlich dahin führten, 
dag v. Wangenheim und v. Lepel aus der Bundesverfammlung 
ſcheiden mußten ***), Der Vortrag ift Damals öffentlich bekannt 
gemacht und findet fi) in ber Quartausgabe ber Bunbestags- 
Protocolle; wir beichränfen und Daher darauf nur das zum Zu- 
fammenhang Nothwenbigfte vorzuführen. v. Wangenheim ging 
von folgenden Vorberjäßen aus: 

1. Es giebt ein auch für Kurheſſen verbindliches deutſches 
Staatsreht; hierfür wird ind Beſondere die Autorität 
Klübers (Deffentlihes Recht) angeführt. Daran Tnüpft 
v. Wangenheim die Bemerkung, daß Die pofitiven Be 
flimmungen eines etwa vorhandenen beſondern Staatsrechts 
die Grenzen, welche die legitime Staatsgewalt von ber 
blos willfürlich geübten ſcheide, nicht überjchreiten duͤrften; 


0) fiehe weiter unten. 
*#) Hierũber das Nähere in einem ſpaͤteren Kapitel, 
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abgeſehen von ber Gefahr der Gefährdung der hoben 
Würde der Iegitimen Stantögewalt auch beöhalb, weil 
die pofitiven Beflimmungen der Bunbesverfaflung forber- 
ten, daß in allen zur Gognition der Bundeöverfammlung 
gehörigen Fällen, durch fie Die von allen Bundesgliedern 
gewollte Herrſchaft des Rechts, gegen jede Berlekung 
ſicher geftellt werde. Dies beweife der Art. 12 der 
Bundedacte und noch weit beflimmter der 29, Artikel der 
Schlußacte; erflerer richte drei Inſtanzen ein zur Sichers 
ftellung gegen richterliche Mißbraͤuche, alfo gewiß noch 
weit mehr gegen Mißbraͤuche Der gejeßgebenden und voll» 
ziehenden Gewalt in Beziehung auf Juſtizſachen, und 
Ießterer verpflichte die Bundesverfammlung, Beſchwerden 
über verweigerte Rechtöpflege anzunehmen. Wenn nun 
aber in irgend einem Bundesſtaate Geſetze befländen oder 
entfländen, welche von ber Art wären, daß im Falle einer 
wirklichen Juſtizhemmung, dem, ber fi darüber zu be 
fchweren hätte, dennoch bie Nachweifung unmöglich würbe: 
die wirklich gehemmte Juſtiz jet auch nach den beftehen- 
den Geſetzen des Landes gehemmt, — fo würbe ber 
Art. 29 der Schlußarte unfehlbar Anwendung finden 
müflen vermöge der analogiichen Schlußfolge a contrarlo, 
wonach jener Artikel Die Angemeſſenheit der be 
ſtehenden Geſetze im Weſentlichen fchon vorausgefeßt 
haben müſſe, weil er felber fonft, für alle Bunbesglieder 
gleich wirfend, gar nicht zur Anwendung gebracht werden 
fönne*). Dieſe Interpretation dieſes Art. 29. ber 
Schlußacte werde durch die Gefchichte und den Zweck 


%), Zum Beweis ‚daß die Analogie nicht nur in ber Theorie bes Staatsrechts 
gelte, fondern daß auch die Bunbesverfammlung bie Anwendung von ber 
Analogie in Beziehung auf den 12. Art, der Bunbdesarte, gemacht, weiſt v. 
Bangenheim auf 3. Br.1820 8.91. und 1822 $. 28. (die betreffenden Referate 
find aber nicht gebrudt, mäflen alſo in geſchriebenen Regiſtraturen ſich 
finden.) 
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gerade derjenigen Beftimmnngen in ihm, welche einer 
gerechten unb bei allen Bundesſtaaten gleichen Anwendung 
deſſelben ein großes Hinderniß in den Weg zu legen 
fcheinen Lönnte, fehr erleichtert. Als bei den Wiener 
Minifterialeonferenzen der Art. 29 (Damals Art. 28) vor⸗ 
gelegt wurde*) Habe er bie Beftimmung, „daß bie 
üiber verweigerte oder gehemmte Juſtiz angebrachten Bes 
ſchwerden nach der Berfaflung und ben Geſetzen jebes 
Landes beurtheilt werden müßten” nochnicht enthalten; erſt auf 
bie Bemerkung des großherzoglich heſſiſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten **), daß ohne diefen Zuſatz jener Artikel als eine 
Beſchraͤnkung der Autonomie der Bundesftaaten erfcheinen 
dürfte, ſei er aufgenommen. In diefer Gonferenz- 
fitung jei von einem Bevollmächtigten behauptet: 
„daß die Beflimmung, der Bund folle dafür 
forgen, Daß in keinem Bundesſtaate Die Rechts— 
pflege verweigert oder gehemmt werde, nicht 
in der Bundesacte begründet jet”, aber auf 
Vortrag eines Mitgliedes des erſten Ausfchuffes ***) habe 
fich Die Conferenz nicht bewogen gefunden, von biejem Ein» 
wande Notiz zu nehmen. v. Wangenbeim fagte deshalb ganz 
richtig, daß wenn auch Die Beichwerbe über verweigerte 
oder gehemmte Juſtiz nicht nad) allgemeinen Normen, 
fondern nach den beftehenden Gejehen jedes Bundes» 
ſtaates beurtheilt werden follte, Doch nicht jede belies 
bigeVerordnung einem ſolchen beftehenden Geſetze 


*) 16. Sitzung des Blenums der Gonferenz. 

*®) |. ©. 128 ff. ©. 248. An letzterer Stelle war bei dem Beſchluſſe 
über bie Competenz von MMeverfalien einzelner Megierungen, auch der großs 
herzoglich Heifiichen die Mebe. (B. B. 1817. 5. 242. Fol. 492.) 

*5*) „Es fei ber Bund bermalen für die Aufrechterhaltung aller Fürſten⸗ 
rechte fo ſehr beſorgt, daß es nälhig und zeitgemäß fei, feine Sorgfalt au 
für Wahrung eines ungefährbeien öffentlichen Rechtozuſtandes in Deutichland 
an den Tag zu legen ”. 
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gleich geachtet werben koͤnne. Denn in bem Art. 29 der 
Schlußacte ſei vorgejchrieben, Daß Die Beichwerben nah 
der VBerfajjung beurtheilt werden follten, und deshalb 
jet auch unverkennbar beftimmt, daß das beftehende Geſetz 
ein verfafjungsmäßig beſtehendes jein müſſe. 
Hiermit ftehe jelbft Die (in der Anmerkung oben mitge- 
theilte) Erklärung Darmſtadts nicht im Widerſpruch. 
Dies weift er näher und fcharffichtig nach ”). 

2. Das au für Kurheſſen verbindliche, namentlih in Be 
ziehung auf die Selbfiftändigfeit der Mechtöpflege in ben 
einzelnen Bunbesftaaten Durch Die Bundeöverfaflung fanc- 
tionirte und jo zum pofitiven gewordenen allgemeinen 
Staatsrecht verpflichtet die kurheſſiſche Regierung die 
beiden Verordnungen vom 14. Januar 1814 und 31. Zuli 
1818 durch welche Eigenthumsrechte, Die, wie die Recla⸗ 
manten behaupteten, wohlerworben gewejen find, vernichtet 
werden follen, in Beziehung auf die Rechtsverfolgung 
der von den Reclamanten wegen widerrechtlidhen Eigen⸗ 
thums erhobenen Beſchwerden, außer Wirkung zu ſetzen, 
auf vollfommene Weiſe. 

Diefen Sap begründete v. Wangenheim nad) drei Geſichts⸗ 
puncten, nämlich nad dem flantsrechtlichen der Gefehgebung 
überhaupt, nad) dem des Verbot der rüdwirkenden Kraft neuer 
Geſetze, fowohl nach dem rein juriftiichen als auch nach dem 
legislatoriſchen und endlich nach Dem Gefichtspuncte befien, was 
über die rüdwirkende Kraft der nad) einer Unterbrechung 
wieder hergeftellten alten Gejebe Nechtend ſei. Er ging 
hierbei jehr ind Einzelne **). Wir übergehen die Ausführungen 
rein juriftiicher Natur um jo mehr, da fie veröffentlicht find, 
heben aber Diejenigen Puncte, welche in Oeſterreich und zum 


*) B. Br. 1823, Kol. 257. 

”s) Mir verweilen auf B. Br. 1823 Fol. 258—265. v. Wangmbeim 
beruft ſich als Autoritäten auf Kiüber, B. W. Pfeiffer, Bergmann, auf die 
oͤſterreichiſche und preußiſche Geſetzgebung. 
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Theil ſelbſt in Preußen in der Bureaukratie allgemeines Entfetzen 
erregten und zu Proteften und Verwahrungen der großen Staaten 
im Bundesprotocoll führten. Für die damaligen ®ewalthaber, 
welche die Carlsbader Beſchlüſſe gefaßt, den Wiener Gonferenzen 
von 1820 und 1823 Beigewohnt, waren die Prinetpien v. Wangen- 
heims freilich unerbört. Denn er hatte die Kühnheit zu fagen: 
„Die Staatsgewalt kann nur zur Erreihung und Beförderung 
bed Staatszwedes ausgeübt werben. Sie beredhtigt das 
regierende Subject nur dazu, wozu fie daſſelbe 
verpflichtet. Nur gerechte Mittel find der Wahl des Regenten 
überlaffen und Mäßtgung derjelben ift eine Hauptpfliht der 
Staatöregierung. So weit ber Grund der pofitiven Privatgefeße 
auf den Regenten Anwendung findet, ift er auch zu deren Beobadh- 
tung verpflichtet ”. Andere Säbe finden fich in jeder Gefeßgebung 
3. B. die Domainenverwaltung wird in ihren flreitigen Sachen 
in der Regel nach dem gemeinen Privatrecht des Staats beurtheilt, 
der Fiscus Tann in eigener Sache nicht Richter fein, ſondern 
muß in allen Privatrechtsftreitigfeiten vor dem ordentlichen Richter 
Recht geben und nehmen. 

v. Wangenheim erklärte, geftüßt auf Diele Principien, in 
Bezug auf die innere Gültigkeit der Verordnung von 1814 und 
1818, „daß der Kurfürft fih zum Richter in eigener 
Sache gemacht habe*), daß er als Repräfentant des Fiscus 
die Domainenverwaltuug von dem gemeinen Rechte des Staates 
eximirt, daß er den Neclamanten den Weg zum ordentlichen 
Richter zum Theil verfperrt und dem Richter eine felbftfländige 
Beurtheilung der ftreitigen Rechtsſache durch die beiden oben 
genannten Verordnungen unmöglid gemacht habe. In Bezug 
auf die rückwirkende Kraft der Verordnungen fagte er, daß fie 
mit der beftehenden Verfaſſung und Gejeßgebung des Kurſtaates 
nicht in Einklang gebracht werden koͤnnten; in Kurheffen fei das 
gemeine Recht das geltende, und überdies hätten die beiden 
Berorbnungen weder unmittelbar noch mittelbar gewagt, das 


*) 9, Br. 1823 Fol. 258, 
Erſter Thal. 55 


946 


gemeintechtlide Verbot der rückwirkenden Kraft neuer Geſetze 
aufzuheben. Noch Härter tabelte er die beiden Verordnungen 
vom legislatoriichen und allgemeinen politiihen Standpunfte *). 
Er war gerecht genug, um auch jebweben für die Legalität der 
Berorbnung vom 14. Januar 1814 angeführten Grund zu be 
leuchten; er entwidelte babei Anfichten, welche Klüber **) mit 
Recht denkwürdig nennt und welde deshalb wohl eine 
Stelle in einer Gejchichte der Bundesverfammlung finden müflen. 
Er fagte: Ä 

„Was aber dasjenige, was zur Nechtfertigung der Verord⸗ 
nung vom 14. Januar 1814, in Beziehung auf die, unter weft 
phaͤliſcher Regierung veräußerten kurheſſiſchen Domainen angeführt 
wurbe, betrifft; jo wurbe darauf erwidert: 

Wenn die Domainen, obwohl vom Staate untrennbar, ber 
Subftanz nach ein Privateigentbum der regierenden Dynaſtie 
find, und nur die Verwendung der aus denfelben herrübrenden 
Einkünfte durch Staatszwede beſchränkt ift — was wohl in 
allen deutjchen Landen, in welden nicht etwa die befonbere 
Landeöverfaflung eine Abänderung der darüber gegolten habenden 
Grundfäße herbei geführt haben jollte, nicht bezweifelt werben 
wird: jo jcheine gerade hieraus zu folgen, daß in ſolchen Källen, wo 
mitdiefem Privateigentbum der Dynaftie Verwendungen vorgingen, 
welche als gültige von dem Regenten nicht anerfannt werben wollen 
oder fönnen, bei der Bekämpfung jener Veränderungen, nicht 
via facti, ſei e8 auch unter der Form eined Geſetzes, welches 
bereits begründete Rechtsverhaͤltniſſe annullirt, ſondern nur via 
juris vorgejchritten werben bürfe. 

Die Beſorgniß, daß die Gerichte dasjenige, was der Regent, 
in feiner Eigenſchaft als WBrivateigenthümer für unzweifelbar 
recht halt, dafür nicht Halten möchten, Tann die unmittelbare 
Hemmung der Rechtspflege nie vechtfertigen: denn wenn bie 


*) Er führt aus Bergmanns, Rehbergs, Bauers und B. W. Pfeiffere 
Schriften die hier einfchlagenden Stellen im Auszuge bei. 
**) a. a. D. $. 169e 
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Gigenthumsrechte, welche dem Wegenten auf das Kammergut 
zuftehen, altbegründet find, jo ift auch der Grundſatz altbegründet, 
daß jedes eigenmächtige factiiche Vorjchreiten des Fiscus, um ſich 
jelbft zu jeinem Rechte zu verhelfen, jelbit dann, wenn ber wirf- 
liche Beſitzer gewaltthätig, beimlicy ober Bittweije befige, wider⸗ 
rechtlich ſei *). 

Daher ift die. Rechtöverfolgung nur auf dem gerichtlichen 
Wege erlaubt und jedes Ginfchlagen eines andern Weges gefeß- 
widrig. Auch der Fiscus macht fi) eined Spoliums ſchuldig, 
wenn er mit Hintanjeßung der legalen Ordnung eigenmädtig 
Befiß ergreift. 

Eine Beforgniß der geäußerten Art fcheint aber auch gegen 
die kurheſſiſchen Gerichte nicht einmal gejchöpft werden zu koͤnnen, 
wenn man die oben ©. 536 mitgetheilten richterlichen Erfenntniffe 
derfelben zum Maßftabe ihrer Anfichten nimmt. 

Das Regierungscollegium zu Gaffel jagte 3. B. ausdrücklich 
nur, daß nad) den Örundfägen des europäifchen Völferrechts die 
beweglichen Sachen, deren ſich die occupirende feindliche Regie» 
rung im überzogenen Staate bemächtige und die fie veräußere, 
bei dem dritten Beſitzer nicht vindicirt werden könne; das Ober: 
appellationsgericht zu Caſſel aber jcheint bei feinem Erkenntniſſe 
noch außerdem auf die beiden Umftände ein beſonderes Gewicht 
zu legen, einmal daß der Kronanwalt anerkannt habe: die dort 
in Frage gefommenen Capitalien der Kriegskaſſe jeien nicht als 
furfürftlicdes Privateigentbum, jondern als Theil des Staats- 
vermögend zu betrachten (e8 würde aljo, wären jene Gapitalien 
kurfürſtliches Privateigenthbum geweien, die Beurtheilung des 
Kalle anders auögefallen fein); dann aber auch darauf, daß 
über Staatsfapitalien der Staatögewalt um deswillen eine freie 
Verfügung zuſtehe, weil fie zu der unveräußerlichen Subftanz 
des Staatövermögens nicht gerechnet werden Tönnten. 


*) Wahlcapitul. Art. 21, 6 und 7. Dönabrüdifches Friedens⸗Inſtrument 
Art. 3.8. 1. Art. 4. 5. 17. Art. 5. 9. 2 und 28. Art. 8,61. Art. 17, 
$. 7. inst, IV 15. Frag. 14. Dig. XLII. 16. 


35 
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Davon Aber ganz abgefehen, kann jene Verordnung vom 
14. Sanuar 1814 dur die Dafür angeführten beiben Gründe 
ſchwerlich gerechtfertigt werden: denn entweder hat 

ad 1. das altbefliiche Geſetz auch nach Ginführung ber 
franzöfiichen Gefeße feine Gültigkeit behalten, oder es ift jenes 
durch dieſe aufgehoben worden. 

Im erften Falle beduͤrfte es Feiner Declaration, wenn dieſe 
nicht etwa Durch den Schein einer Declaration des alten Geſetzes, 
der legalen Auslegung defjelben zu Gunften bed Fiscus vor 
greifen follte. 

Im zweiten Falle aber tritt Feine bloße Declaration ober 
authentifche interpretation ein, fondern es wird ein exiftirendes 
Geſetz, unter deſſen Schupe Nechtögeichäfte begründet worden 
waren, abgefhafft, und ein alte und zugleich interpretirted 
Gefeß hergeftellt, um jene Nechtögefchäfte zu vernichten. 

Denn 

ad 2. die jener Verordnung gegebene wohlmollendere Dentung 
fcheint weder Durch den inhalt der Verordnung, noch 
durch den Erfolg, den die Verſuche gütlicher Abkunft gehabt 
haben, beitätigt zu werben. 

Nicht Durch den Inhalt der Verordnung, da dieſe will, daß 
fi) die Domainenerwerber, unter dem Borwande fchon bezablter 
Raufgelder und gemachter Verbefferungen der getroffenen Anorb- 
nung nicht entziehen follen und ihnen nur etwaige Anfprüche 
wegen nüßlicher Verwendungen, in Grmangelung gütlicher Aus- 
gleihung vor Gericht ausführen zu dürfen, zugefteht; nicht durch 
den Erfolg jener Berjuche, weil diefer — unter der Vorausſetzung, 
dag die Kaufgelder und die Meliorationen hätten reftituirt 
werden follen — hHöchft wahrjcheinlich ein günftigerer geweſen 
fein würde. | 

Gefebt aber, daß diefe Verordnung biefen wohlwollenderen 
Sinn wirklich gehabt habe, jo würde fie dennoch ald eine folche 
exicheinen, welche dem richterlichen Erkenntniſſe vorgriff und bie 
Selbfthülfe an die Stelle der Rechtshülfe treten ließ. Alles was zur 
Begründung der durdy die kurheſſiſche Regierung aufgeftellte Anfich, 
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gejagt wurde und noch gejagt werben fönnte, ift nichts mehr und nichts 
weniger ald dag, was ter kurheſſiſche Fiscus, wenn er Kläger 
würde, zur Nechtfertigung jeiner Klage, ober wenn er Beflagter 
würde, exceptionis modo, vor Bericht an= und auszuführen hätte, 

Eine umfaſſende Prüfung dieſer entgegengejeßten Anfichten 
würde bier am unrechten Orte jein, theild weil bei jeber einzel⸗ 
nen, von dem flaatsrechtlichen Verbote der rückwirkenden Kraft 
der Geſetze abweihenden Beftimmung bejonders erörtert werden 
müßte, ob fie durch Gründe des Außerften Rechts gerechtfertigt 
oder fonft durch Die Sorge für das Gemeinwohl auf kathegoriſche 
Weiſe geboten worden ſei? theild aber auch, weil wie oben 
S. 546 gezeigt wurde, bet Wiederheritellung der cinheimifchen 
Geſetze das ſtaats- und gemeinrechtliche Princip, nach welchem 
die rüdwirfende Kraft der Gefeße verboten ift, in Kurheſſen gar 
nicht aufgehoben wurde, theild gber und hauptjächlich, weil bie 
Nechtöverhältniffe im Innern ter Bundesftaaten nur dann und 
nur in fo weit vor den Bund gehören, als fie durch verfafjungs- 
mäßige Beftimmungen deſſelben gegründet oder gefichert werben 
follen *). 

Es genügt daher Die allgemeine Bemerkung, daß die Auf- 
hebung jenes Verbots im Ganzen oder in einzelnen Faͤllen, wie 
überall, fo auch bei der Wiederherftellung alter Rechte, welche 
von einer neuen wenn auch vorübergehenden geſetzgebenden Macht 
verdrängt wurden, als eine Ausnahme betrachtet werden müſſe, 
die zu ihrer Rechtfertigung befonderer Gründe bedarf, daß aber 
in jenen beiden Verordnungen Feine ſolche Gründe fich vorfinden 
laffen, welche die ihnen verliehene rückwirkende Kraft auf fchon 
zwijchen dem Fiscus und Privatperjonen begründete Rechtsver- 
haͤltniſſe zu rechtfertigen vermöchten“. 

Hierauf kam Bangenheimnun zu dem Refultate, Daß wie ſchon aus 
einem früheren Vortrage bei Der Bunbesverfammlung bervorgehe**), 
nur bie kurheſſiſchen Landesgerichte zu entfcheiden hätten 


*) Klüber a. a. D. $. 156. 
*#) B. Pr. 1818 51. Eik. 6. 240. 3. 40. 
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und daß es In der Gompetenz der Bundesverfamm- 
lung liege, Dafür zu forgen, daß die in Betreff ber 
Domainenveräußerungen und der Staatsfapitalien 
erlaffenen Verordnungen vom 14. Januar 1814 und 
31. Juli 1818 in Beziehung auf die Redtsverfol: 
gung jener Bejhwerden außer Wirfung gejept 
würden — 
Dieſes NRefultat wird folgendermaßen gerechtfertigt. 


„i- 


Es handelt ſich bier um die Frage: ob ein zwifchen ber 
ehemaligen weftphäliichen Staatsregierung (dem Fiscus) 
und Privatperjonen, in Beziehung auf Domanialgüter 
und Staat3fapitalien bereitd begründetes Rechtsverhaͤltniß 
auch nach der Vertreibung bed Zwiſchenherrſchers durch 
den angeflammten Regenten noch als ein gültiges zu 
betrachten jei? 

Die Furfürftliche Regierung verneint, was die Recla- 
manten bejahen. 


. Diefe Frage ift eine Nechtöfrage, deren Entſcheidung nad 


allgemeinen ftaatsrechtlihen Grundfägen dem Nichter 
gebührt. 
Sene allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſaͤtze wurden vou 
der kurheſſiſchen Regierung als ſolche anerfannt, welche 
auch in dem bejondern Cheiftichen) Staatsrechte begruͤndet 
ſind, denn 
a. fie publicirte Die Wiedereinführung ber ainheimiſchen 
Rechte unter der Beſtimmung, daß ſie erſt mit dem 
Tage der Publication in Kraft treten ſollten; 
b. fie ließ e8 zu, baß der procurator fisch in Rechts⸗ 
ftreitigleiten dieſer Art vor den Landesgerichten Recht 
gab und nahm. 


. Wenn fie dies aber auch, abweichend von dem in Hannover 


und Braunfchweig gegebenen Beifpiele, nicht gethan hätte; 
jo Eonnte fie doch das, was fie in ihrer Eigenſchaft ala 
Repräjentant des Fiscus, deſſen Handlungen nach dem 
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Privatrechte und von dem ordentlichen Richtern zu beur⸗ 
theilen find, in Rechtswege an⸗ und auszuführen hatte, 
in ihrer Eigenſchaft als Geſetzgeber, deſſen Handlungen 
der Beurtheilung des Richters entzogen ſind, auf gültige 
Weiſe vorher nicht ſelber entſcheiden, und durch eine ſolche 
dem Urtheil vorgreifende Entſcheidung ein ſelbſtſtaͤndiges 
rechtliches Erkenntniß über ſchon begründete Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe für künftige Faͤlle unmoͤglich machen, 
. Dieſer Mißgriff geſchah aber nicht etwa blos in Folge 
allgemeiner legislatoriſcher Anfichten und Ueberzeugungen, 
fondern in der beftimmt ausgefprochenen Abſicht, Dem 
Nichteramte die Telbftftändige Verwaltung befjelben unmöglich 
zu machen, indem der Kurfürft eine Verordnung erließ, in 
welcher die Entjcheidungsgründe der von den Gerichten 
gegen die Doctrin des Fiscus ausgeſprochenen Rechtser⸗ 
fenntniffe auf dem Wege der Geſetzgebung paralifirt 
wurden, jo daß die Gerichte Fünftig in ähnlichen Streitig« 
feiten über bereits begründete Nechtöverhältnifie der Art 
biefelben nicht mehr felbfiftändig beurtheilen koͤnnen, fon» 
dern fi nad) den ihnen für diefe Fälle vorgefchriebenen 
Namen richten müfjen. 
. Der ben Reelamanten von Seiten ber kurheſſiſchen Res 
gierung eröffnete Rechtsweg iſt ihnen Daher nur fcheinbar 
geöffnet; in ber That aber ift für fie die Rechtspflege 
gehemmt. 
. Es ift demnach der im Artikel 29 der Schlußacte vor⸗ 
gejehene Fall, in welchem dieſe hohe Berfammlung berufen 
ift, Die gerichtliche Hülfe bei der betreffenden Bundesre⸗ 
gterung zu bewirken, wirklich eingetreten, Da 
a. die Reclamanten auf keinem der im Lande gejeplich 
eröffneten Wege ausreichende Hülfe erlangen konnten; 
da 
b. die Beſchwerde über gehemmte Nechtöpflege, nach 
allgemeinen Normen, ald eine begründete nachge⸗ 
wieſen iſt; und da endlich 
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c. in der Verfaſſung und den ‚beflehenden Geſetzen 
des Kurſtaates fo wenig (Pfeiffer a. a. D. 
Seite 17) ald in dem Geiſte bed 29. Artikels 
der Schlußacte felbft irgend etwas enthalten ift, 
was in jenen allgemeinen Normen eine Mopdification 
zu bringen vermöchte. 

Sind die bis hierher entwidelten Grundſätze nicht von der⸗ 
jenigen entſcheidenden Kraft, welche fie, nad) dem Dafürhalten 
der Commiſſion, in der That mit ſich führen, Fönnten daher Die 
beiden Verordnungen vom 14. Januar 1814 und 31. Juli 1818 
als ein Wet der Regierung, durch welden für Die Domainener- 
werber und die ehemaligen Schulpner der Eurfürftlicden Kriegs⸗ 
kaſſe Die Nechtöpflege gehemmt wird, im Sinne der Bundesver⸗ 
fallung nicht betrachtet werden: fo bleibt Diefer hohen Verfammlung 
— wenn biejelbe, wie nachzuweifen verfucht wurde, im vorliegen» 
den Falle, nur in Folge bes 29. Artikeld der Schlußacte, zu 
irgend einer Einfchreitung verpflichtet und berechtigt fein Tann — 
nichts übrig, als ſich für incompetent zu erklären und Die Recla⸗ 
manten ganz und gar abzuweiſen. 

Der Antrag der Commiſſion lautete nun folgendermaßen: 

„Weil die Commiſſion der Anſicht fei, daß bie 
beiden genannten Eurfürftliden Verordnungen Die 
durd die Bundesacte geforderte Selbſtſtändigkeit 
der Rechtspflege zu einer blos illuforifhen maden 
und die Vorſchrift des 29. Artikels der Schlußacte 
völlig eludiren würde; fo halte fie den Antrag für 
gerechtfertigt: 

1. Die Beſchwerden der weſtphaͤliſchen Domainenerwerber 
von hier ab⸗ und an die kurheſſiſchen Landesgerichte zur 
rechtlichen Erledigung zu verweiſen; 

2. der kurfürſtlichen Regierung, in ſpecieller Beziehung auf 
die beiden Verordnungen vom 14. Januar 1814 und 31. 
Juli 1818, durch die kurheſſiſche Bundestagsgeſandtſchaft 
zu erklaͤren, daß unter der den Landesgerichten zugewie⸗ 
ſenen rechtlichen Erledigung nur eine ſolche verſtanden ſei, 
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bei welcher jenen Gerichten die Beurtheilung ſowohl der 
Streitfrage ſelbſt, als auch der ihren Entſcheidungen zu 
unterlegenden Rechtsnormen auf eine von den genannten 
beiden als bloße Adminiſtrativ⸗Verfügungen zu betrachten⸗ 
den und in dieſer Eigenſchaft der richterlichen Cognition 
nach Form und Inhalt unterworfenen Verordnungen völlig 
unabhängigen Weile überlaflen werde; worüber zu balten 
die Bundesverfammiung durch den 29, Artilel der Schluß- 
acte eben jo befugt als verpflichtet fei; 

3. von diefen Beichlüffen aber den Dr. Schreiber, ale 
Bevollmächtigten der weftphälifchen ‘Domainenerwerber in 
Kurheſſen in Kenntniß zu ſetzen“. 


An der Sigung vom 5. Juni 1823 *) kam der Gommifjionds 
bericht zur Störterung, zugleih mit den fpäteren und in der 
Kürze zu beiradhtenden übrigen Angelegenheiten, welche aus dem 
aufgelöften Königreich Weftphalen herrührten. Aber nur die 
betheiligten Staaten Preußen, Hannover und Kurheſſen ſprachen 
fi) vorläufig aus. Erſteres wollte dem Antrag des Referenten 
nicht beiftimmen, weil es von ber in Ausficht ftehenden commiſſa⸗ 
riſchen Verhandlung über die Gentralangelegenheiten des weft 
phälifchen Koͤnigreichs zwiſchen den drei betheiligten Staaten 
einen wejentlichen Ginfluß auf die Erledigung der Domalnen- 
Angelegenheit in Kurheſſen hoffte Hannover wies auf feine 
Erklärung bei den Wiener MinifterialsGonferenzen von 1820 hin, 

Dieje Erklärung lautete folgendergeftalt **): 

„In Beziehung auf die in der legten Sitzung vorläufig 
angenommene zweite Rebaction, wegen Feſtſetzung Der Goms 
petenz ber Bundesverſammlung, find bie koͤniglich groß» 


*) 8. Pr. 1823 5. 98 Fol. 235 ff. 
0) 9, Br. 1823 ol. 298. 
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brittanischehannöverifchen bevollmächtigten Minifter verpflichtet, 
ihren allerhöchften Hof gegen eine mögliche Auslegung bes 
15. Artikels zu fihern, welche aus ihrem unbedingten Bei- 
tritt zu deſſen gegenmwärtiger Faſſung gefolgert werden 
konnte“. 

„Es iſt dieſem Artikel der Bundesverſammlung die 
Befugniß beigelegt worden, in Fällen, „wenn Forderungen 
von Privatperſonen deshalb nicht befriedigt werben koͤnnen, 
weil die Verpflichtung, denjelben Genüge zu leiften, zwijchen 
mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten ift“, eine 
Vereinbarung oder rechtliche Entſcheidung der Vorfrage zu 
veranlafjen“. 

„Es koͤnnte verfucht werden, diefen Artikel künftig auf die 
Frage von Unerkennung der Forderungen in Anwendung zu 
bringen, die aus dem während des Revolutiondfrieges ent: 
ftandenen, und während befjelben wieder untergegangenen 
Königreihe Weitphalen herrühren. 

„Seine koöniglich großbrittanifch-hannsveriihe Mafeftät 
haben Sid, ſtets geweigert, rüdfichtlich der Altern Staaten 
Ihres Haufes die Errichtung und die ephemere Griftenz 
jenes Königreiches für etwas anderes als für eine auf einen 
feindlihen Einfall begründeten Gewaltſtreich, mitbin als 
Ulurpation anzujehen, dem Ihrer Seitd durch Gewalt der 
Waffen, ohne irgend eine Bebingung eingegangen zu fein, 
durch Wiederbefegung Ihrer Staaten ein Ende gemadht if. 

„Dieſes Verhältnig Seiner königlichen Majeftät fowie des 
Herzogd von Braunſchweig und Lüneburg in Beziehung 
auf das Königreich Weſtphalen, beftand vor Ihrem Beitritt 
zum beutichen Bunde, ud Wllerhöchftdiefelben Haben bei 
jeder Gelegenheit — indem Seine Majeftät auf der einen 
Seite allen Gründen der Billigfeit für die Betheiligten 
Gehör gegeben haben, in fo fern als felbige mit dem 
Staatswohl fich vereinigen Tießen — auf der andern Seite 
den Grundſatz vertheidigt, Daß jede Dispofition über Staaten 
ohne rechtliche Wirfung bleibt, bevor fie durch Einwilligung 
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des Landesherrn oder durch einen Friedensſchluß beſtaͤtigt 
worden iſt“. 


„Es ſcheint Sr. Majeſtaͤt für das Wohl aller Staaten 
zu widhtig, diefen im europätfchen Nölkerrecht unbeftrittenen 
Grundfag aufrecht zu erhalten, ald daß fie benfelben je 
auch nur per indirectum dem Ausſpruch einer richterlichen 
Entſcheidung unterwerfen follten ”. 


„Die Unterzeichneten müſſen deshalb ihnen, fowie den durch 
fie mitvertretenen herzoglich braunfchweigiichen Hof gegen 
eine ſolche Anwendung dieſes 15. Artikels hierdurch ver- 
wahren *. 


v. Wangenheim hatte aber in dem oben angeführten 
Bericht bei einer andern Gelegenheit (nämlicy bei den Forbe 
rungen an den Staatsſchatz des aufgelöften Königreich Weſt—⸗ 
phalen, Bautionen 2c)*) nachgewieſen, daß die hanndverjche 
Erklärung bei den Wiener Miniftertals&onferenzen von 1820 in 
anderem Sinne aufzufaflen ſei. Er ftellte nämlidy außer Zweifel, 
daß aus ben lithographirten Protocollen der Konferenz die das 
malige Meinung der hannöverifchen Regierung nicht Deutlich 
hervorgehe, wohl aber fo viel, Daß Hannover in Beziehung auf 
ben 15. Artifel der Gompetenzbeftimmung (jebt Art. 30 der 
Schlußacte) eine Jchriftlihe Erklärung zu Protocoll gegeben, 
um ſich zu fihern, Daß Die Diöpofition dieſes Artifeld nicht etwa 
auf Privatforderungen, die aus der militärischen Occupation bes 
bannsverifchen Gebiete und aus Verhältnifien des ehemaligen 
Königreichs Weftphalen hergeleitet werden Eönnten und daß die 
Berufung auf dieje Erklärung zum 30. Artikel der Schlußacte 
mit rechtlichem Erfolg nicht gegen die Gompetenz der Bundes; 
verfammlung und Art. 29 der Schlußacte, wonach fie den Recla⸗ 
manten der Domainen in Bezug auf ihre mit der vormaligen 
weſtphaͤliſchen Regierung abgejchloffenen privatrehtlidhen 
Gontracte, rihterliches Gehör vor felbftftändig urtheilenden 


*) 3. Br. 1823. Fol 270. 271. 
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Richtern zu verichaffen babe, beuußt werben Eine, da in 
diefen Verhandlungen keineswegs der Sinn liege, daß der 
Bundesverfanmlung in den weitphälifchen Angelegenheiten jedes 
Vorſchreiten unmöglid gemacht werden jolle. 

In diefem Sinne wurde in der 17. Wiener Gonferenz- 
Sitzung verlangt, daß der 30, Artikel der Schlußactie auf Die 
weftphälifchen Angelegenheiten und zwar um beöwillen Feine 
Anwendung finden folle, weil die rechtliche Exiftenz der betreffen: 
den Forderungen von einigen der betheiligten Regierungen 
geradezu beftritten würde; allein jo wenig war es die Abſicht 
der Gonferenz, jede Einwirkung der Bundesverfammlung abzu- 
fchneiden, daß vielmehr noch in der 33. Sitzung ein hierauf ſich 
beziebender richterlicher Entſcheidung ausdrkdlih erwähnender 
Antrag erfolgte. — 

Unter dem 27. Juli i820 wurden in Gemaͤßheit Defjelben 
die Reclamationen in den weitpbälifchen Angelegenheiten, naments 
li und mit Beziehung auf das 33. Konferenz Protocol, in bie 
Bufammenftellung der beſonderen Gegenftände, weldye in Folge 
der legten wiener Minifterialeonferenzgen zur weitern Berathung 
an den Bundestag gebracht werden follten, von dem Prafibium 
der Bundes⸗Verſammlung, zugleich mit Bezeichnung des dafür 
in den Gonferenzen von dem Fürften Metternich aufgeftellten 
Geſichtspunkte aufgenommen *). 

Ganz verſchieden von der Vorausſetzung des Artifeld 30 ber 
Schlußacte ift aber die, welche den Beichlüfen der Bundesver⸗ 
fammlung in den 68. 177, 178, 179 und 180 des Protocolls der 
29. Sitz. derBundesverſammlung vom Jahre 1819 zum Grunde liegt. 

Die Vorausſetzung, in welcher jene Beſchlüſſe gefaßt wurden, 
beſtand aber darin 

a. daß es fih in den vorliegenden Fällen von Anfprüchen 

handle, weldhe an und für fidy als Liquide noch nicht er: 
achtet werben koͤnnten; 

b. daß fie aber, wenn fein Vergleih zu Stande fomme, 


*) 8. Pr. 1820 Fol. 216. 
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jedenfalls richterlich entfcheiben müßten, indem fte, mögen 
fie auf Erfüllung der mit der ehemaligen weſtphaͤliſchen 
Regierung abgejchloffenen Contracte, oder auf Entſchaͤdi⸗ 
gung für Contracte, welche die dermaligen Regierungen 
aufzuheben fich veranlaßt fanden, gerichtet fein, ſich un- 
verfennbar als ſolche darftellen, die in Beziehung auf ein 
urſprünglich privatrechtliches Nechtögeichäft gegen den 
Fiscus erhoben werden; 

c. daß folche ftreitig gewordenen Rechtögeichäfte ihren privat- 
rechtlichen Character auch dann nicht verlieren Tönen, 
wenn die Entjcheidung über ihre Gültigkeit aus andern ale 
blos civilvechtlichen Normen geſchoͤpft werden müßte. 

Dieſe Vorausfegung aber beruhte, ubgefehen von dem, was 
ſchon oben in Bezug auf Art. 29 der Schlußacte gejagt wurde, 
wieder auf den jchon bei den Berathungen über Die deutſche 
Bundesverfaffung ausgefprochenen allgemeinen Willen aller ver- 
handelten Staaten Die deutſchen Wölfer uüber ihren Rechtszuſtand 
durch möglihft vollkommene Sicherung deſſelben zu beruhigen. 

Der Wille dafür zu forgen, daß (mie fih ein Bundesge⸗ 
fandter in der Sitzung vom 21. November 1816 ausdrüdte) die 
Deutſchen in allen Bundesftaaten gegen Willführ gefichert und 
völlig gewiß ſeien, daß ihnen rechtliches Gehör nirgends verfagt 
werben dürfe, fprach ſich überall jehr Deutlich, auf Das Unzwei⸗ 
dentigfte aber bei den Berathungen über Errichtung und Wirk⸗ 
jamfeit eines Bundesgerichtes und über Beſtimmung der Rechte . 
der Untertbanen in den deutjchen Bundesftaaten überhaupt aus”). 

Unter denjenigen Regierungen — und dazu gehörten mit 
jehr wenigen Ausnahmen alle — welche fowohl für die Errich⸗ 
tung eined Bundeögerichtd, als auch für die ausdrüdliche Be⸗ 
flimmung der Rechte der Unterthanen in den deutjchen Bundes⸗ 
ftaaten ftimmten, zeichneten fi) — neben ber öfterreichiichen — 
befonders die von Preußen und Hannover aus. 

®) Klübers Ueberſicht der diplomatiſchen Verhandlungen des Wiener 

Gongrefies überhaupt und infonderheit über wichtige Angelegenheiten des 
teutichen Bundes. Zweite Abtheilung Seite 173—193 und 244 fi. 
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Sp reclamirte Preußen für bie Untertbanen aller beutichen 
Staaten unter Anderem auch „die Freiheit, Beeinträchtigungen 
der perjönlihen Gigenthumsrechte gegen Jedermann nad ben 
Geſetzen vor dem ordentlichen Rchter verfolgen, und wegen ver⸗ 
weigerter, verzoͤgerter oder geſetzwidrig geübter Rechtspflege 
Beſchwerden bei Dem Bunde führen zu können *) *. 

Preußen forderte bei einer anbern Gelegenheit noch 
beftimmter, „Daß die Richter in Klagen gegen den Landesherrn 
in demjenigen, was Die (gefeßmäßige &rörterung und) Entſchei⸗ 
bung der Sache beiräfe, ihres als Unterthanen ober in irgend 
einer andern Eigenjchaft geleifteten Eides entbunden fein follten; 
auch Fein Richter anders als durch förmlich geſprochenes Urtheil 
feines Richteramtes entjeßt werben folle **) *. 

Hannover forderte in dieſer Beziehung ebenfalls, „daß bie 
Richter in Sachen, wo der Landesherr Partei wäre, von ihren 
Pflichten gegen dieſen zu entbinden und anzuweifen feien, Iedig- 
lich nad) den Geſetzen, mit Hintanfeßung aller etwaigen Gabi« 
netSreferipte, zu ſprechen “. 

Nur durch ſolche liberale Grundſätze — ſagten die königlich 
hannoͤveriſchen Congreßbevollmächtigten, und Die kaiſerlichen und 
koͤniglichen Bevollmaͤchtigten von Oeſterreich und Preußen er: 
Härten ihr völlige Ginverftäubniß mit dem Inhalte Diefer han⸗ 
növeriihen Erklaͤrung — nur durch ſolche Liberale Grundjäße 
tönne man bei dem jebigen Zeitgeift und bei den billigen Forde⸗ 
zungen der beutfchen Nation hoffen, Ruhe und Zufriedenheit 
berzuftellen ***). 

Noch bei der Unterzeichnung der Bundesacte befannte Hans» 
nover laut, daß dieſe Acte die Erwartungen ber deutjchen Ration 
nur zum Theil erfüllen könne; indefien fjchließe der Bund, wie 
er beliebt fei, feine DVerbefierung aus, und dieſe zu beförbern, 
würde es ſich ſtets bemühen F). 


*%) Klüber a. a. D. ©. 249. 
**) Klüber a. a. D. ©. 260. 
*s) Müber a. a. D. ©. 255. 
+) Klüber a. a. D. ©. 272, 
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Aber auch diejenigen Regierungen, welche gewiß nicht ohne 
triftige Gründe gegen die Errichtung eined Bundesgericht und 
gegen eine nähere Beftimmung der Rechte der Untertbanen in 
ben deutſchen Bunbesftaaten ſtimmen zu müljen glaubten, erklaͤr⸗ 
ten, zum Theil al8 Notiz ibrer Abftimmungen, in Beziehung auf 
bie Zuftigpflege, daß Diefe in ihren Staaten auch) der Regierung 
gegenüber, völlig unabhängig jet. 

So erklärte 3. B. Baiern: „die baieriſche Regierung er 
fenne auch in Klagſachen gegen fie jelbft die Kompetenz der von 
ihr niebergefeßten Gerichte an; fie unterwerfe fi), wie ſchon 
mehrere Fälle zeigten, dem Ausſpruche ihres oberſten Gerichts⸗ 
Hofes, wider deſſen Urtheile feine Berufung mehr Statt finde *)“. 

So erflärte Sroßberzogthum Heflen: In feinen Staaten 
habe Hefjen durch ganz unabhängige und Eraftvolle Rechtspflege, 
und da es das eigne Intereſſe feines Fiscus, Den Ausiprüchen 
der Gerichte unbedingt unterworfen habe, für Alle, die feiner 
Staatögewalt unterworfen wären, den Wunjc aller weitern 
Berufung bejeitigt. 

Aber diefe Grundſaͤtze waren laͤngſt vergefien. Hannover 
fagte jebt: „nie werde ed dazu flimmen, Daß die 
Entſcheidung über die vor Entſtehung des deutſchen Bundes 
ftattgefundenen völferrechtlihen Berhältnifie zwiſchen ben 
einzelnen, zu dem erfleren Königreich Weftphalen gewaltjam 
gezogenen Provinzen der Bundesverfammlung beigelegt oder vor 
ihr einem zur Erkenntniß darüber gar nicht geeigneten Gerichte 
übergeben werde. Es ſei allein Sahe der Bundes: 
ftaaten jelbft, welche Daran ein Intereſſe hätten 
fib darüber unter einander zu verftehen, und fie, 
wärden ſich dazu feinen Termin von der Bundes: 
fegen laſſen können“. Noch entichiedener ſprach ſich Han- 
nover gegen die von dv. Wangenheim in feinem Berichte aufge 
ſtellten allgemeinen ſtaatsrechtlichen Principien aus. 

Wären freilih die Anfihten der Commiſſion 
und ihbresReferentenindiejer Angelegenbeitvon ber 

*) Kfäber a. a. D. S. 260. 
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Bundesverfammlung angenommenworben, jo würde 
das damalige Regiment zu Wien und Berlin, zu 
Münden, Dresden und Kaſſel nicht haben befteben 
fönnen; die Bundesverfaſſung bätte troß der 
Carlsbader Befhlüffe, trog der Wiener Minifte- 
tialeonferenzen, troß der Central-Unterſuchungs— 
Sommijfion zu Mainz eine nationale Ausbildung 
erhalten müſſen. Aber Metternich und feine Anhänger und 
Werkzeuge jebten Alles daran, dieſe Anfichten und Anträge der 
Commiſſion in der Bundesverfammlung nicht zur Geltung kommen 
zu laſſen. 

Hannover ließ es ſich, wie gejagt, nicht nehmen, den An⸗ 
fang zu machen. v. Hammerftein ſprach fich folgendermaßen 
aus; 

„Was die Xehre vom ewigen Staate betrifft, jo ſteht die 
felbe, fowie fie von einem Rechtsgelehrten aufgeftellt und 
in dem Gommilfionsvortrage aufgenommen ift, mit ben 
Grundfäßen der Legitimität, mit dem monardhifchen Princip 
und mit dem beftehenden Staatsrechte in einem dieſe ver- 
faffungsmäßige Grundvefle zerftörenden Widerſpruche. Was 
in demjelben für die Gefühle BVerführerifches, und bie 
Urtheile Werleitendes liegt, beruht auf einer Verwirrung und 
Verwechſelung der Grundbegriffe Daß bei einem feindlichen 
Veberfalle, bei Vertreibung bed Regenten und bei Berflörung 
der rechtmäßigen Stantögewalt, die Menfchen als unter ven 
Bedingungen ihrer focialen Natur, unter dem jure naturali et 
gentium, quod naturalis ratio inter omnes homines constitalt, 
bleibend zu betrachten, begründet Die Folgerung, daß was waͤh⸗ 
rend dieſer Gewaltzeit nothwendig oder gezwungen für bie &r- 
haltung der Geſellſchaft gejchehen, von dem Erhaltenen nad) Den 
Brundjägen der legis Rhodiae de jactu getragen wird. Keined- 
wegs folgt aber aus diefer bleibenden focialen Verbindung, daß 
jener Zuſtand der Gewalt ˖ ald ein rechtlicher Staatszuſtand 
betrachtet, oder Daß willfürlichen, unrechtlichen Handlungen von ber 
eingebrungenen Gewalt der Stempel ber Rechimäßigkeit aufgebrüdt 
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werben koͤnne. Daß ein finatsrechtlicher Buftanb mit allen feinen 
Berbindlichfeiten und Folgen beftehen koͤnne, eben ſowohl unter 
dem eingebrungenen als rechtmäßigen Megenten, ift mit unferer 
Berfafiung überall nicht vereinbar, nach welder die geſammte 
Staatögewalt in dem Oberhaupt des Staat3 vereinigt tft, aljo 
ohne dafjelbe nicht rechtmäßig gebacht werben kann. Unermeßliche 
Folgen würden aus ter Verirrung jener Lehre für das Reich 
der Gewalt hervorgehen, eine Bahn ihm eröffnet und erhalten 
erjcheinen, in welche ſich das Auge nur mit Entfehen verlieren 
fann. Sid, ſelbſt zeritörend erjcheint dieſe dee eines ewigen 
Staates, den jedes feindliche Corps unter Aufftellung eines 
Maire oder einer Scheinverfaffung verkaufen und verjchenfen 
fann. Anders dachten Die Römer von der Unveräußerlichkeit des 
vaterländiichen Beftandes, als fie jelbft den Grund verkauften, 
auf welchem das fiegreiche feindliche Heer fand. Jene Doctrin, 
von idealen Regenten ausgehend, und in ihrem Reſultate Die 
Rechtmäßigkeit feindliher Beräußerung des Regenten⸗ unb 
Staatögrundes zeigend, feheint mir in ihrem Gingange ebenjo 
unrichtig gedacht, ald Unglüf bringend in ihrem Ende. Über 
auch diejenige Doctrin, welche von den Rechten des regierenden 
und regierten Subject® ausgehend (ſ. o.), das Staatöredht 
innerhalb feiner natürlichen Grenzen über die pofitiven hinaus 
aufftellt, ift wentgftend in der Wahl ihrer Ausdrüde nicht glüd- 
lich, und in ihrer Anwendung mißlich. Allerdings ift eine götte 
liche Rechtsordnung, über alle Berirrungen und Saßungen ber 
Menfchen hinaus, in die Herzen und die Gewiflen gejchrieben. 
Aber die beften und weifeften Männer haben noch nicht den Um: 
fang ihrer ®ebote mit voller Beftimmtheit zu einem allgemeinen 
Geſetze der Zeiten und Völker zu erheben vermocht. In unferer 
Zeit, in welcher alle Grundſaͤtze durch Die größten Begebenheiten 
erfchättert worden, die Meinung einiger Nechtölehrer nicht 
als die unabänderliche Baſis von Entfcheidungen angenommen 
werben, die über Regenten und Unterthanen normiren follen. 
Die Borgänger diefer Rechtslehrer haben auf anderem Brunde 
gebaut und die LUnrechtmäßigfeit jeder Dispofition bed Feindes 
Erſter Theil, 36 
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tiber unbewegliche Güter in. ihre Völker: und Staatsrechtslehre 
aufgenommen. So lange und in wie fern jened natürliche 
Staatsrecht ein ſelbſtgemachtes und nicht ein allgemein anerfanntes 
iſt, kann es nicht In einer, die pofitive Gejebgebung beſchraͤn⸗ 
tenden Gewalt gebacht werben. Wenn baber bie Lehre ber 
Rechtsbeftändigkeit der Regierungshandlung eines Eroberers in 
einer Verſchiedenheit von allen bisher feftgeftandenen Grunbfäßen 
auffteht; jo kann meines Erachtens ber gejepgebenden Gewalt 
nicht das Recht beftritten werben, dieſe ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe gejeßlich zu normiren. * 

- Die von Wangenheim aufgeitellten Vorausfeßungen in 
Beug auf die Miener Gongrefade wied v. Hammer: 
fein als unbegründet zurüd und behielt fich weitere Erklärung 
vor, 

Kurheſſen begnügte fi) einfach auf die früßeren Erffärumgen 
zurückzuweiſen. 

Der Beſchluß der Bundesverſammlung ging dahin, „daß 
über die Anträge der Commiſſion und die Erklä— 
rungen Der betheiligten Regierungen am 4. Dechr. 
1823 abgefliimmmt werden folle“. 

Schon am 12. Juli 1823 gab der preußiiche Geſandte eine 
nachträgliche Erklärung ab, in welder er fi, vorläufig gegen 
bie ftantsrechtlichen Theorien, aus welchen v. Wangenheim feine 
Gründe geſchoͤpft bei der großen Allgemeinheit, womit fie in bem 
Bortrage aufgeftellt würden und bei der Bedenklichkeit ihrer An- 
wendung und der Daraus zu ziehenden Folgerungen, ausſprach, 
und daß er Die Inſtructionen hierüber von feinem Hofe fidy exft 
erbitten wollte. Entſchiedener ſprach ſich aber ber öfterreichiiche 
Geſandte in derjelben Sikung aus: 

„Die foeben vernommene Grklärung bes koͤniglich preuß. 
Geſandten, fo wie bie Weußerungen einiger anderen geben bem 
praͤſidirenden Gejandten zu der Bemerkung Anlaß; es koͤnne ſich 
derfelbe von ber Nothwendigkeit nicht überzeugen, daß von den 
verehrlihen Gejandtichaften, welchen die Abflimmung über bie 
Anträge der Reclamations⸗Commiſſion in ber weſtphaͤliſchen Ans 
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gefegenheit bis 24. December 1823 abgehalten worden iſt 
gegen diefenigen Motive, aus welchen diefe Anträge von Seiten 
ter Singabencommiffton hervorgegangen find, heute eine förmliche 
Berwahrung in das Protocol eingelegt werden müffe Wenn 
der kaiſerlich oͤſterreichiſche praͤſidirende Geſandte mit jemen 
Theorien, welche nach der Ausarbeitung der Reclamationscom⸗ 
miſſion von mehreren Rechtslehrern aufgeſtellt worden, ſich eben ſo 
wenig vereinigen, als überhaupt mit der bisherigen Uebung 
befreunden koͤnne, daß in den Verhandlungen der Bundesver⸗ 
fammlung ſich fo vielfältig auf derlei Rechtslehrer berufen 
werbe, denen dadurch in den Augen des Publicums eine Auto: 
rität zügeftanden zu werden fcheint, die vielleicht nicht immer 
und in allen Beziehungen vertheidigt werben koͤnnte; fo glaubt 
daſſelbe doch nur feinem allerhöchften Hofe, jowohl hierüber, 
als über den eigentlichen Gegenftanb der Frage, die Abſtimmung 
im feitgejepten Termine vorbehalten zu müſſen, und bejorgt. 
keineswegs, daß durch die von der Verſammlung befchlofjene 
Feſtſetzung des Abitimmungs-Termind der Vermuthung Raum 
gegeben werben könne, daß ob man dadurch auch ſchon im 
Boraus den Grundfägen huldige, aus welchen jener Antrag 
hervorgegangen iſt“. 

v. Wangenheim Hatte mit feinem Berichte einen außeror⸗ 
dentlihen Sturm in den Kabineiten gegen ſich heraufbeſchworen 
unb durch feinen Widerftand gegen die Bejchlüffe des Congreſſes 
zu Verona den Zom der Großmächte Defterreih, Preußen und 
Rußland im höchſten Grade erregt. Er wurde bejeitiget *). 
Die Abftimmungen der Bundesſtaaten fanden am 4. December 
1828 Statt. Preußen hätte wohl Urſache gehabt, der allge⸗ 
meinen &rbitterung gegen v. Wangenheim nicht die Brüde 
Bauen zu Helfen, jo weit ed die oben aufgeftellten 
Grundſaͤtze deſſelben galt. Daß die Kabiuete der kleineren 
und mittleren Staaten feine Grundſätze auflommen laſſen würhen, 
welche vom ewigen Staate ohne eine beftimmte, gar 


*, Das Nähere in einem folgenden Bande, 
56 * 
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nit zu befeitigende Dynaftie rebeten, war gewiß 
nicht zu verwundern; fie jelbft Batten zwar mit großer Befrie⸗ 
digung Die Befißungen der Fleineren Herren vor 1803 und |päter 
ihren Staaten einverleiben lajjen und würben damals wie Beute 
fehr wenig erbaut gewejen fein, wenn bie Recdhtöverwahrungen 
der Mediatifirten und der Fatholifchen Kirche gegen fie Hätten 
durchgreifen follen, wie etwa die Erklaͤrungen Hannoverd x. 
in Bezug auf das SKönigreih Weftphalen. Eine Großmacht 
wie Preußen durfte aber in biefen Chor nicht einflimmen; fie 
mußte bei feinen am Wiener Gongrefje gegebenen früheren Erklaͤ⸗ 
rungen gerabe Bei dieſer Gelegenheit bebarren. Auch vom 
Standpunkte einer durchaus verwerflihen Reaction, wie fie da 
mals in Breußen Statt fand, durfte ſich ein Staat von Breußend 
Bedeutung die Hände für die Zukunft nicht Binden. Nicht etwa, 
daß wir plumpen Mebiatifirungsgelüften hier da8 Wort reden 
wollen; allein die Entmwidelung der Völker beweift. daß man 
mit dem auf die Spitze getriebenen Legitimitätöprincip felbft bei 
dem beiten Willen nicht durchdringen Tönne; und die Gefchichte 
der germanifchen Welt zeigt, daß es ein Geſetz der Entwides 
lung der Völker ift, langſam, fehr langfam, aber ficher wirkend, 
fi von den kleinen flaatliden Anfängen zu 
großen Reihen zu confolidiren. Bei der Stellung 
Preußens zu Deutſchland kann es niemald ein Erzeugniß einer 
gefunden Politik fein, fih für, doch möglicher Weiſe, ſchnell 
eintretenbe Gventualitäten auch ohne alle zwingende Nothwendig⸗ 
keit auszufprechen, und durch in gewiſſer Weife bindende Brincipien 
einen Hemmſchuh ohne Gleihen anzulegen. Die Dauer eines 
Staates, bie notbwendbigen Regierungshbanblungen 
dejfelben, weldhedie Exiftenzderbürgerlihen@®efelL 
ihaft bedingen, von einerDynaftie allein abhängig 
machen wollen, ift in unferem Jahrhundert gera- 
dezu eine Thorhbeit. Die Hohe Bedeutung einer mit dem 
Volke verwachſenen Dynaſtie fol von uns nicht im geringften 
verfannt werben. Allein wie im Privatleben es oft nur eines 
Schrittes bedarf, um vom Erhabenen zum Lädherlichen zu ge 
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angen, jo ift auch im öffentlichen Beben von ber body zu achtenden 
Legitimität in ihrer Machtfülle oft nur ein Schritt bis zur 
Narrheu. Preußen hätte ſogar den Vortheil gehabt, auf einen 
Bundesbeſchluß weiſen zu koͤnnen, welcher e8 ihm möglich gemacht, 
auf die v. Wangenheim aufgeftellten Principien nicht einzugehen. 
GE war jener Beichluß über die Gompetenzbeftinmung bes 
deutſchen Bundes*), in welchem e3 (Nr. 3 S. 5) heißt: „da 
ber Begriff der vollen Souverainität der einzelnen Bundes: 
ftaaten (nit Fürften) der Bundesacte zu Grunde gelegt 
iſt ac.“ Aber da war freilich Carlsbad, Troppau, Laybach und Ves 
zona, eine jchredliche Reihe von politischen Fehlern Preußens gefolgt! 

Preußen ging aber von feinen früher ausgefprochenen Prin⸗ 
cipien ab; es bebachte nicht, Daß mit der Eingehung auf öfter 
reihifhe Anſchauungen die Angelegenheit der weſtphäliſchen 
Domainenkäufer in Kurheflen, die es doch in feinen früheren 
Erklaͤrungen jelbft unterftüßt hatte (S. 506), rettungslos ver⸗ 
Ioren war, daß es dieſe frühere Erflärung geradezu wiederrief. 
Dies zeigte fih in trauriger Weile, ald es zur definitiven Ab⸗ 
ftimmung fam (4. Dechr. 1823). Metternich hatte die beutfchen 
Angelegenheiten in Verona nicht behandeln können, ſondern fie 
nady dem Beugniß des Ritterd Geng **) nad Wien verwieien. 
Sein Einfluß war in Sübdeutjchland dahin gediehen, daß von 
Baden und Baiern aus Anträge nach Wien gelangten auf Grund 
bes Art. 59 der Schlußacte von 1820 durch die Bundesper- 
fanmlung die Ständeverfammlinng zu maaßregeln und eine 
Metternichiche Denkfchrift vom Februar 1823 faßte neben verſchie⸗ 
denen andern Gegenfländen (Preſſe, Univerfitäten ꝛc.) dieſe 
Anträge zu einer Propofition an jämmtliche Deutsche Regierungen 
zujammen. Preußen wiberftrebte Damals noch immer. Ancillon 
erwiderte Metternich, daß Preußen niemald die Hand Dazu 
bieten würde, den Bundeögrundgefegen durch willfürlidhe Inter⸗ 
pretation Gewalt anzuthun. Aber Iange währte diefer Widerftand 


*%) S. 248. 
©) Briefwechfel mit Ab. Müller. 
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nicht. Württembergs Widerfiand: gegen die Beichlüfle zu 
Berond, v. Wangenheims frühere Haltung in den Milttair- 
Angelegenheiten und in ber Streitſache zwiſchen Preußen und 
Köthen, machten es endlich Deflerreih möglid die in dem 
denfwürdigen Gommiffionsbericht über die weitphäliichen Ange- 
tegenbeiten ausgeſprochenen politiichen Principien zum vollkom⸗ 
menen Siege ber Reaction in Preußen zu gebrauchen. Mochte 
v. Wangenheim Unrecht in den Militair- Angelegenheiten ſowie 
im dem preußifchtöthifchen Streit gehabt haben, mochte er bei 
den Beronefer Beihlüffen unbequem geworden fein, — Preußen 
hätte nie vergeffen follen, daß der Hort Deutſchlands andere 
Rädfichten nehmen mußte, als die auf Empfindlichkeiten, und 
wäre fie fonft auch noch fo ſehr gerechtfertigt ”). 

Für Die mweftphälifchen Angelegenheiten war es aber von 
hödyfter Bebeutung, daß ihre Entjcheibung während dieſes Kampfes 
der Sieg der Reaction eintrat. Defterreich hatte in früheren Jahren 
noch immer eine Art Neigung bewiefen, den Domainenkäufern 
gerecht zu werden; jebt bekannte es ſich offen zu ben Grund⸗ 
fügen des Kurfürften von Heflen. Für die Schaam ter umge 
wandelten Meinung war in Metternich Kabinet fein Raum. 
Die Kurfürften von Hefien waren confequent bei ihrer Meinung 
geblieben, ohne weitere Redensarten zu machen, aber bie fchönen 
Redensarten der Großmächte fchlugen in das Gegentheil um, 
ein wahrhaft wiberwärtige8 Schaufpiel für Dierdeutiche Nation. 

Betrachten wir nun die entjcheivdenden Abftimmungen über 
ben oben vorgeführten Commiſſionsantrag und die dabei vor- 
waltenden Motive. Sie bilden in der Reihe der Reaction‘ 
Mafregeln gleichſam den Schlußftein bis zum Jahre 1824. 


Zuerſt begann Oeſterreich **): 


*) Wir müflen uns die nähere Betrachtung dieſer Zuftände für cm 
ipäteres Kapitel aufiparen. 


**) Wir müflen bie Erklärungen der Großmächte geben, fo traurig und 
befgämend fie auch für die Nation fein mögen. 
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„GEs kann nah den feftflehenden. Competenzgrundſaͤtzen 
Teinem Zweifel unterliegen, daß die Bundeöverfammlung von bes 
im Sjahre 1814 erfolgten Wiebereinziehung der auf kurheſſtiſchem 
@ebtet belegenen, während der aufgelöften weftphäliichen Regie 
rung veräußerten Domainen nur in jo fern Kenntniß zu nehmen 
berechtigt ift, als bei den Durch Diefe Wiedereinziehung verans 
laßten Klagen der Kall einer Rechtsverweigerung wirklich dar⸗ 
gethan werden kann, indem die Kompetenz des Bundestages iu 
biefer Angelegenheit und die Anwendbarkeit des 20. Artikels 
der Biener Schlußacte unter Feiner andern Vorausſetzung Platz 
nzeifen koͤnnte. Dieſe kurheſſiſche Verordnung vom 14. Januar 
1814 if eine Art der Souverainetät, zu welchem der Landesherr, 
vermöge der Ihm beimohnenden oberften gejeßgebenden Gewalt, 
unftreitig befugt war, und für welchen auch, in Hinficht auf 
den außerorbentlihen und gewaltſamen, worin ſich feine Länber 
während der aufgedrungenen fremden Herrjchaft befunden hatten, 
erhebliche, in den Augen des verfiorbenen Kurfürften überwiegende 
Gründe ſprachen; ein Artikel, welchen die Landesgerichte in 
allen vorkommenden Fällen ald Geſetz anzuerkennen und zu 
befolgen jchuldig find, und über deſſen materiellen Werth ber 
Bundesverſammlung feine Goguition zuſtehen würde, wenn ex 
auch nicht in einen Beitpunct fiele, wo der deutſche Bund felbft 
noch nicht beftand. 

Bietet demnach die Sache der weitphäliichen Domainen⸗ 
fäufer, au8 diefem Geſichtspuncte betrachtet, an ſich ſchon Feine 
Rechiöverweigerung und mithin audy feine Begründung ber 
Gompetenz des Bundestages bar, ſo gewährt zugleidh die kur⸗ 
fürftlide Verordnung vom 14. Sjanuar 1814. die beruhigende 
Heberzeugung, Daß hinfichtlich der Anwendung der Darin ausge 
Iprochenen Beltimmungen in einzelnen Fällen die zuläffigen 
privatrechtlichen Anſprüche der Betheiligten in jo fern gehörig 
berüdfichtigt worden find, als daſelbſt denjenigen Domainen- 
Fäufern, welche wegen nüßlicher Verwendungen Anfprüche haben, 
ausdrüdlich vorbehalten wurde, ſolche gegen die Turfürftliche 
Oberrentkammer im Wege Rechten befonderd auszuführen, wo⸗ 
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durch daber Iebterer allen denen eröffnet if, welche versienem in 
rem oder Meliorationen beweifen koͤnnen. Es ift freilich zu be: 
dauern, daß viele der in biefer Sache Betheiligten ihre eigne 
Stellung und ihr eignes Intereſſe verfannt, und anftatt Jeder 
für fich gütliche Ausgleichung zu verjuchen oder den ihnen bezugs⸗ 
weile vorbehaltenen Rechtsweg zu betreten, in fo fern eine falfche 
Maaßregel ergriffen haben, als fie ihre Intereſſen gemeinichaftlich 
zu befördern ſuchten. Indeſſen wird jeder Ginzelue der Bethei- 
ligten auch heute noch, nicht nur in der ihm zugeflandenen oben 
erwähnten Rechtshülfe, in fo fern fie auf jein inbivibwelles 
Verhaͤltniß anwendbar ift, ſondern auch vorzugsweiſe in ben vor⸗ 
liegenden Thatſachen, welche beweifen, daß mehrere Domainen⸗ 
Täufer fih von Seiten Seiner Töniglichen Hoheit des Kurfärften 
einer fie wejentlich berubigenden Behandlung zu erfreuen hatten, 
gewiß den erwünfchteften Anhaltspunkt finden, ſeine Angelegen- 
heit einer günftigen Erledigung zuführen zu Tönuen Der 
kaiſerlich königliche Präfidialgefandte ift übrigens beauftragt, 
bei dieſer Gelegenheit Namens feines allerhöchften Hofes dieſer 
Abftimmung noch folgende Erklärung beizufügen, und dadurch 
die von ihm in der 16. diesjährigen Bundestagsſitzung in Be 
ziehung auf den raifonirenden Theil des neueften Vortrages über 
die weftpbälifchen Angelegenheiten zu Protocoll gegebene, aller- 
hoͤchſten Orts durchaus auf das Beifälligfte anerkannte Ber- 
wahrung näher auszuführen. Seine Majeftät haben mit wahrem 
and innigem Bedauern in jenen Actenftüden, weldyes, bei gehöriger 
Berüdfichtigung der wahren Gejchäftälage und feiner eigentlichen 
Beſtimmung nad, nur auf den Antrag einer baldigen definitiven 
Erledigung des ſchon früher hinlänglich inftruirten Gegenftandes 
fi) zu befchränfen gehabt Hätte, eine Ausführung flaat® und 
bunbesrechtlicher Theorien wahrgenommen, welde, wenn fie 
jemals bei irgend einer gemeinſchaftlichen Berathung ber dem 
deutfhen Bunde vereinigten Yürften und freien Städte als 
Bafis anerfannt würden, nicht nur jedem einzelnen Bunbeögliebe 
zum gefährlichiten Praͤjudiz gereichen, ſondern auch für die Ge⸗ 
ſammtheit in fo fern nachtheilig werden Fönnte, ald ein Gang 
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folder Art bei allen befreundeten Staaten, weldye mit ihr dem 
monarcichen Princip huldigen und für deſſen Aufrechkbaltung 
zu wachen bemüht find, nur die lebhafteſten Beforgnifie erwecken 
müßte, | 

Diefe Anſicht bedarf wohl um jo weniger einer ausführ- 
licheren Entwidelung, als ſchon ein Blid auf einzelne Süße des 
Bertrages, ſowie fie die FF. 10,13, 14, 15u.22 (S.538 ff.) enthalten, 
gewiß hinreicht, untrügliche Belege dafür aufzufinden, und als 
in der von ber Föniglich hannoveriſchen Bundestagsgefandtichaft 
zu Protocoll gegebenen gehaltuollen Erörterung dieſes Acten- 
flüdes bereitö in biefer Beziehung die wefentlichften Momente 
bezeichnet find. 

Seine Mafeftät der Kaifer hielten es dennoch für ange 
meſſen und nothwendig, hiermit ausdruücklich zu erklären, daß 
Alerhöchftdiefelben die Gültigkeit und Anwendbarkeit der in 
dem mehr erwähnten Vortrage enthaltenen ſtaats⸗ und bundes⸗ 
rechtlichen Theorien, ſowie auch die Autorität der dafür anges 
führten Schriftfteller, nicht nur allein anzuerfennen nicht vermögen, 
fonbern daß Allerhöchftdiefelben vielmehr jene als höchſt bedenk⸗ 
liy, ja in mancher Rüdficht als gefährlich betrachten, dieſe aber 
förmlich verwerfen müljen. 

Seine Mafeftät der Kaifer jehe ſich aber auch veranlaßt, 
im reinften förberativen Sinn den angelegentlihen Wunfch aus: 
zufprechen, daß in dieſer ihrer hohen Beftimmung nach jo ehr: 
würdigen Verfammlung Teine Grundfäße folcher Art Eingang 
finden, vertheidigt werden mögen, deren Geift jo wenig dem im. 
europäiihen Staatenvereine fo glüdlih zum Wohl ter Ges 
fammtbeit und jebes Einzelnen beftehbenden erhaltenden Syfteme 
entjpricht, und welche daher bei jeder Gelegenheit entfernt zu 
halten die E. k. Präfidialgefandtichaft auf das Beſtimmteſte anges 
wieſen tft”. 

Die Richtung Defterreihd, der Gang feiner Politit der 
legten Jahre ließ Tein anderes Reſultat ber Abflimmung er: 
warten. Ehe Metternich die Brundfäpe Wangenheims anerkannt, 
hätte er lieber Deutichland - zu Grunde gehen Taflen, warum 





570 


nicht die armen. Domaineufänfer? Aber daß Preußen von feinen 
früheren Principien abgewichen war, hatte man jich in biefem 
Umfang doch wohl nicht vorſtellen können. Es ſprach ſich folgen- 
dermaßen aus: 

„Es Tommen nady Lage der Sache bei den Commiſſions⸗ 
anträgen. aud) die denſelben zum Grunde liegenden, im Bortrage 
ausführlich entwidelten und größtentheild aus neueren ſtaats⸗ 
rechtlichen Theorien geihöpften Motive in Betrachtung. Nachdem 
ſich Die koͤnigliche Geſandtſchaft hierüber bereitö in der 16. Sigung 
d. J. dahin geäußert, Daß und wie fie mit den gedachten ſtaats⸗ 
rechtlichen Theorien keineswegs einverflanden fein Eönne, fo bleibt 
ihr jebt nur noch übrig, unter Bezugnahme darauf, und im 
Sinne der eben vernommenen kaiſerlich öfterreihiichen Abftim- 
mung binfichtlich deſſelben Gegenftandes, nachträglich zu erklären, 
daß nunmehr jene frühere Aeußerung auch von Seiten ihres 
allerhöchften Hofes eine ausdrüdliche Beftimmung nicht minder 
erhalten bat, als die damalige im Protocolle der 16. Sitzung 
ebenfalls befindliche allgemeine Bemerkung bes FE. £. öfterreichifchen 
Heren Präfidialgefandten über übli gewordene Allegationen 
aus ſtaatsrechtlichen Schriftftellern in Verhandlungen der Bun 
desverfammlung. 

Abgejehen von ihren Motiven find Die Gommiffionsanträge 
nicht für fich allein, ſondern mit den bereitd abgegebenen Erkla⸗ 
rungen ber betheiligten Regierungen bejchlußmäßig zum Gegenftand 
der heutigen Abflimmung gemacht. ‘Der Eönigl. preußilche Hof 
fand ſich dadurch vorberfamft näher zu prüfen veraulaßt, ob 
und in wie weit etwa der Sinn Diejer vorliegenden Erklärungen 
erforbere oder verftatte, Die Unträge jelbft, ohne ſpecielles Ein: 
geben auf ihr Material, noch lediglich dahin geftellt bleiben zu 
Iafien? Die Rejultate waren in Beziehung auf die Verbältniffe 
der Domainenkäufer folgende: 

Nach der in der 15. Sibung d. J. zu Protocoll gegebenen 
Erklaͤrung der kurheſſiſchen Bundestagsgeſandtſchaft würben 
Seiten Seiner koͤniglichen Hoheit des Kurfürſten, wie es früher 
ſchon geſchehen, der Bundesverſammlung hinſichtlich der Domai⸗ 
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nenkaͤufer eine Cognition — in jo fern letztere auf Verwendung 
und Empfehlung zu billiger Behandlung geht — unter dem 
Bemerken emgeräumt, daß in Berückſichtigung dieſer bereits im 
Jahre 1817 eingetretenen Empfehlung, ſeitdem und noch ganz 
neuerdings mit mehreren ſolcher Acquirenten von Domainen 
guütliche Abkommen getroffen worden, jo daß bei weiten der 
größere Theil zufrieden geftellt jet. 

Hierin hat der kurheſſiſche Hof mit feinem fortbauerss 
den Willen, Empfehlungen der Bundesverfammlung Aberhaupt 
zu berüdfichtigen, zugleich feine Bereiwilligkeit ausgeiprochen, 
gegen bie Domainenkäufer diejenige billige, milde und landes⸗ 
väterlihe Behandlung, welche den Gegenftand ſolcher Empfeh- 
Iungen ausgemadht bat und ferner ausmachen könnte, dergeflalt 
zu beweifen, wie foldyed nad ber Hinzugefügten Anzeige zur 
Zufriedenftellung des bei weitem größeren Theils der Domainen- 
acquirenten ſchon der Fall gegeben ift. 

Diefer beruhigenden DVerficherung gemäs wäre mithin bie 
Sache, was jenen größeren Theil der Domainenacquirenten 
betrifft, als erledigt zu betrachten. Die gegebene Verſicherung 
kann aber auch die Bafid für jede hiefige Beurtheilung etwaiger 
neuer Reclamationen werden, mit welden einzelne SDomainen- 
fäufer, weil fie fi noch nicht für befriedigt halten, ferner bei 
der Bundesverfammlung auftreten möchten, wovon die neuelte 
zwar noch nicht zum Vortrag gefommene, aber doc ins Ein- 
reichungsprotocoll eingetragen und bei jämmtlichen Geſandtſchaften 
im Abdrud vertheilte Eingabe des Bevollmächtigten in weft- 
pbälischen Angelegenheiten vom 25. Sjuni d. J. bereitd ein Bei: 
fpiel darbietet. Ob dergleichen nody fortdauernde Reclamationen 
irgend eine Rüdficht verdienen, ob namentlih und in wie weit 
die Schuld, warum eine gütlihe Vereinigung noch nicht mit 
allen Domainenfänfern zu Stande gekommen ift, etwa in zu 
hoch gefpannten Anforderungen zu juchen ſei oder nicht: Darüber 
wird die Bundesverfammlung. nunmehr auf den Grund jener 
Bufiderng zu urtheilen haben; fie würde jedoch alsdann erit 
fiher und erjhöpfend barlıber urtheilen können, wenn fie ſich 
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genauer davon unterrichtet befände, was in Beziehung auf jeden 
einzelnen Domainenkaͤufer der wirflihe Erfolg ihrer Verwendung 
gewefen ift; indem nur eine ſpeciellere Kenntniß dieſes Grfolges 
ihr den Vortheil gewähren würde, die Billigfeit der einzelnen 
Beichwerden zum Maaßſtabe für deren Zulaͤſſigkeit und für Die 
Weife ihrer Sintervention anzunehmen. 

Eine Geneigtheit des Turheffifchen Hofes, mittelft nachträg- 
licher Ertbeilung der gedachten jo wünſchenswerthen fpecielleren 
Auskunft, diefer hohen Verfammlung auch noch den bezeichneten 
Vortheil zu verichaffen, läßt fi um jo weniger bezweifeln, je 
bereitwilliger derjelbe ihren Wünfchen durch die bereit im All⸗ 
gemeinen gegebene Auskunft über den Erfolg ter eingelegten 
Berwendung zuvorgefommen, und je unzweideutiger dadurch Dem 
Ausdrucke ähnlicher Wünjdye eine willfährige Aufnahme im 
Voraus zugeſichert worden ift. 

Eben darum würde es der Eöniglicy preußiſche Hof für Die 
angemeflenite Behandlung der vorliegenden Reclamationsfache 
halten, wenn bie hohe Bundesverfammlung, mit einftweiliger 
Uebergehung des Gommiffionsantrages, dem kurheſſiſchen Hofe 
durch Vermittelung feiner verehrlichen Bundestagsgefandtichaft, in 
einem zu faflenden Beichluffe ven Wunſch unb die vertrauen 
volle Erwartung ausſpreche, daß derfelbe die für Kurheflen in 
der 15. Situng d. J. abgegebenen Erklärung bei feinen damals 
ausdrücklich vorbehaltenen weiteren Aeußerungen, durch eine 
namentliche Angabe berjenigen Domainenkäufer, mit welchen ein 
gütliches Abkommen bereits getroffen worden, noch zu vervoll- 
fländigen, und binfichtli Der bisher nicht erledigten Faͤlle, die 
Gründe, die dem Abfchluffe einer gütlichen Uebereinkunft noch 
im Wege ſtehen mögen, näher anzuführen feinen Anftand nehmen 
werde, bamit Die Verſammlung jobann ein Weiteres, ſowohl 
über eine etwaige fernere Spntervention in dieſer Sache überhaupt, 
als über die Art derjelben, beichließen könne. 

indem erhaltener Vorſchrift gemäß, bie koͤnigliche Bundes: 
tagsgeſandtſchaft Hierauf ihren Antrag richtet, verfehlt fie ſich 
einerjeitö nicht, welche Verfchledenheit der Anftchten fiber ben: 
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fetben, nach Waßgabe ber eingegangenen Spflructionen, in biefer 
hoben Berfammlung ftattfinden dürfte, anbererjeits hält fie es 
nicht für unmöglich, daß vielleicht einer ober der andern verehr: 
lichen Gejandtichaft Daran gelegen wäre, vor fchließlicher Ab⸗ 
fiimmung auch nody über den gedachten biefjeitigen Antrag zu 
etwaiger Berüdfihtigung an ihre hohen Gommittenten zu be 
richten. * 

Als nun Preußen wenigftens für die Gentralangelegenheiten 
des aufgelöften Königreichs Weitphalen den Art. 29 der Schluß. 
acte nad) Anficht v. Wangenheims angewendet willen wollte, 
drang es natürlich nicht durch, und mußte ſich über das An⸗ 
finnen, welches e3 an Kurheſſen geftellt hatte, fpeciellere Auskunft 
zu ertheilen (ſ. ©. 571. 572), noch in Derjelben Sitzung nicht nur von 
Kurheſſen, fondern aud ‚von dem Praͤſidium empfindlich zurecht: 
weifen laſſen. Denn Kurheſſen erklärte, Daß es einfach auf 
frühere Grflärungen zurüdweije und die Anficht Hannovers in 
Bezug auf die Wiener Gonferenzen aboptire, daß es aber Hin: 
fichtlich ded von Preußen gejchehenen Antrages wegen fpeciellerer 
Aufführung der von ihm erledigten Beſchwerden niemals die 
Abfiht Des Kurfürften geweien wäre, die Einzelnen von Den 
Reclamanten, weldye zufrieden geftellt worden, noch fünftig 
namentlich angeben zu lafjen, jondern nur die Bundesverſamm⸗ 
Iung von der Berädfihtigung ihrer Empfehlung in der Allge 
meinheit in Kenntniß zu feßeu. Es müſſe fi jedem dahin 
gerichteten Antrage widerjeßen. 

Was Preußen nach abgegebenem Votum über die von 
Wangenheim aufgeftellten allgemeinen Principien vorausfehen 
fonnte, aber nicht vorausfah, geſchah nun in der letzten Sikung 
noch. Defterreich hatte von Preußen erreicht was es wollte, 
Es war vorauszufehen, daß es ihm auch keinen moralifchen Vortheil 
im Ginzelnen zukommen laflen wollte. Das Präfibium ließ 
ohne weitere Rüdficht über dieſen Theil des preußifchen Botums, 
welcher fpecielle Nachweifungen vom Kurfürſten verlangte, brevi 
manı abſtimmen. 
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Die „eminente” Mehrheit der Stimmen ſprach fich fofort 
gegen den preußifchen Antrag aus. Württemberg bielt um 
zwar feine ſchon in ber Commiſſion aufgeftellte Anficht aufrecht, 
und wollte den Art. 29 der Schlußacte bei der Verweigerung 
oder Henmung der rechtlihen Gnticheibung ber kurheſſiſchen 
Gerichte angewendet willen, und wurde hierin von Baden unter: 
ftüßt; allein dieſe Anfichten blieben in der Minorität. Am 
ſchaͤrfften faßten Medlenburg und bie 15. Stimme (Oldenburg, 
Anhalt und Schwarzburg) das Recht des Landesherrn auf. 
Mecklenburg behauptete: 

„daß der Bundesverfammlung überhaupt Feine 

Befugniß zur Einmiſchung in die Gejehgebung 

der Bundesregierungen zuflebe, und eben jo 

wenig bie fpecielle Beurtheilung landesherr- 
licher Berordnungen compyetire*. 

Dldenburg war in feinen Yeußerungen noch derber und 
bezeichnete den Standpunkt der abfjoluten Reaction. Die Ab: 
flimmung tft jo bezeichnend, daß wir fie bier folgen Iaffen. 

„Meber die Frage: ob die von Napoleon ihrer Lande ge- 
waltfam beraubten Regenten, die während der feindlichen Dceu- 
pation veräußerten Domainen zurüdzunehmen berechtigt geweſen? 
dürfte der Bundesverſammlung Fein Urtheil zuftehen, weil bier 
von Regentenbandblungen die Rebe ift, welche vor der Abſchließung 
des deutjchen Bundes vorgenommen find, und in Anfehung deren 
feine beichränfende Uebereinkunft unter ben Bundesgliedern 
befteht. 

Geſetzt, man wollte aber auch Diejes annehmen, jo entfcheiben 
doch die anerkannten Grundfäße des practifchen europäifchen 
Volkerrechts jo beſtimmt für ben Regenten, daß bagegen bie 
Behauptungen einiger neueren Theoretiker nicht in Betracht 
fommen koͤnnen. 

Zwar tritt der Eroberer an die Stelle des vertriebenen 
Fuͤrſten, ſowohl in ber Ausübung der Sowverainetät als auch 
in der Benugung bed Staatseigenthums. Allein er erwirbt ba- 
durch weder jene noch dieſes, und wenn gleich Die Unterthanen 
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demjenigen gehordhen muͤſſen, meldher Gewalt über Tie hat; jo 
wirb doch durch die bloße Thatjache der Eroberung des Landes 
und der Vertreibung des rechtmäßigen Fürften, das innige Banb 
nicht gelöfet, welches durch Die Grundgeſetze des Staates 
geknüpft iſt. Zwar kann ein erobertes Land der Regierung wicht 
entbehren, aber dadurch, daß der Eroberer die Regierungsredhte 
ausübt, wird er nicht rechtmäßiger Negent, und der leidenbe 
Gehorjam, dem die Unterthanen fi) nicht entziehen können, darf 
nicht weiter gehen, als die Nothwendigkeit heifcht, darf infonders 
beit durch freiwillige, vielleicht felbft eigennüßige Handlungen 
bie Grenze nicht üiberjchreiten, die Die dem rechtmäßigen Fürften 
Ihuldige Treue vorzeichnet. Die Unterthanen dürfen daher, fo 
weit es von ihnen abhängt, zu Negierungshandlungen des Eroberers 
nicht mitwirken, weldye den Beſtand des Staates und des 
Staatdeigenthbums zu vermindern bezweden, und der Ankauf von 
Staatögütern, welche der Groberer zu veräußern fucht, ift in 
ber Regel von dem freien Willen des Käufers abhängig, folglich 
auch, während des feindlichen Beſitzes eines Landes, in der Regel 
unerlaubt. 

Es iſt gewiß eine eben jo grundloſe als gefährliche Lehre, 
daß Die Eroberung eined Landes und die Vertreibung jeines 
rechtmäßigen Fürften eine Regierungdveränderung nicht blos in 
der That, jondern auch dem Nechte nach, zur Folge babe, und 
daß baher fich Alles eben jo verhalte, ald wenn eine rechtmäßige, 
fefte Regierung beftände., Die Anhänger diejer Lehre verwechjeln 
die Ausübung mit der Erwerbung der Negierungsrechte, den 
Kriegsftand mit dem Friedenäftand, den feindlichen Beſitz mit 
der rechtlichen Regierungsfolge, da doch jener nur auf der Ge⸗ 
walt der Waffen, dieſe allein auf der Kraft des Rechts, welches 
man aus der Analogie der Verträge erflärt, oder auf der Wirk⸗ 
lichkeit Dderjelben beruht. Denn wenn glei das practifche 
Voͤlkerrecht die Bültigkeit einer blos factiſchen Regierungsnachfolge 
auch in dem Falle anerkennt, wenn ein vertriebener Fürft im 
Laufe der Zeit alle vernünftige Hoffnung der Wiederherſtellung 
verloren; jo bleibt doch der ausbrüdliche Verzicht dieſes 
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Kürften das einzige Mittel*), welches bem neuen Regenten und 
feinen Nachkommen volle Sicherheit gewährt, indem günflige 
Greigniffe verloren geglaubte Rechte immer aufs Neue beleben 
koͤnnen. 


Wenn nun der Eroberer durch das Gluͤck feiner Waffen 
nur ein Benutzungsrecht an dem Grundeigentum des eroberten 
Staates erlangt, jo kann er auch darüber nicht willfürlich ver- 
fügen, noch dafjelbe veräußern. Die Veräußerungen, welche er 
vornimmt, find nichtig, und der rechtmäßige Fürſt, welcher in den 
Beſitz des Landes wieder eintritt, ift dadurch nicht gebunden, 
wenn er nicht bei feiner Wiedereinfeßung durch ausdrücklichen 
Vertrag fich dazu verpflichtet Hat, oder wenn nicht gang befonbere 
Nechtögründe ihn dazu verbinden. 


Seine fönigliche Hoheit der Kurfürft von Heſſen haben nun 
durch Leinen Vertrag die Verbindlichkeit, die Regierungshandlungen 
des feindlichen Beſitzers und namentlich deſſen Veräußerungen 
der heſſiſchen Domainen anzuerkennen, übernommen. Seine 
königliche Hoheit der Kurfürft von Hefien haben demnach auch 
nur getban, wozu Diejelben berechtigt waren, ald durch eine 
Berordnung vom 14. Januar 1814 die während der feindlichen 
Deenpation vorgegangenen Veräußerungen ıc. für nichtig erflätt, 
und der Rentkammer befohlen wurde, ſich wieder in den Befik 
zu feben. Der Beſitznahme der Rentkammer konnten die Inhaber 
feine andern Titel entgegenfeßen, als bie fie von der weftphälifchen 
Regierung erhalten hatten, welche aber für Seine Zönigliche 
Hoheit den Kurfürften ohne verbindliche Kraft waren. Daß ein 
Königreich Weftphalen gebildet worden war, daß dieſes fich in 
regelmäßigen Formen eines georbneten Staates bewegte, daß 
Reichöftände, auch aus kurheſſiſchen Unteribanen gewählt, an der 


*) Und die Domainen der Stuarts, der Bourbons, der Orleans, bie 
Befipthümer der Tatholifchen Kirche, der Erzbiſchöfe, Bilchöfe, Aebte und 
frommen Stiftungen, der Mebiatifieten?? Haben die deutſchen Fürſten berm 
Brotefle geachtet ? — 
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Megierung dieſes Staates Theil nahmen; daß Greigniffe der 
Zeit das Vertrauen in den Beſtand dieſes Königreichs erwecken 
und befördern konuten; Dieß alles vermochte nicht, dem recht: 
mäßigen Fürften fein gutes Recht zu nehmen. Diejer hatte auf 
fein Land nicht verzichtet, ımb der ruhige Beobadyter der Zeit 
mußte bemjelben Recht geben, wenn Er bie’ Hoffnung feiner 
MWiederherftellung ftandhaft unterhielt. 


Es iſt ſonach Fein rechtlicher Grund vorhanden, die Gültig— 
keit der Verordnung vom 14. Jannar 1814 anzufechten, "worin 
die BZurüdnahme der vom Feinde veräußerten unbeweglichen 
Guͤter ausgeſprochen.“ 


Der Beſchluß lautete nun folgendermaßen: 


1. Da die kurfuͤrſtlich heſſiſche Verordnung vom 14. Januar 
1844 keine Juſtizverweigerung begründet, welche die 
Bundesverſammlung zu einer Einſchreitung nach dem 29. 
Artikel der Schlußacte verpflichten könnte, fo hält ſich 
biefelbe in der Angelegenheit der weitphäliichen Domai⸗ 
nenfäufer bundesgeſetzlich nicht für competent; die Recla— 
manten werden daher mit ihrem Geſuche von Der 
Bunbesverfammlung abgewiejen, und es glaubt dieſelbe 
einer wiederholten Anempfehlung des allerdings rüdfichts« 
würdigen Schidjald der Neclamanten an die Billigfeit 
Seiner Töniglichen Hoheit des Kurfürften fih aus Dem 
Grunde überhoben, weil nach der von der Furfürftlichen 
Geſandtſchaft in der 45. diesjährigen Sikung gegebenen 
Erklärung, mit mehreren Acquirenten ſolcher Domainen 
ein gütliches Abkommen theild getroffen worden iſt, 
theils noch ferner mit voller Beruhigung erwartet werben 
fann. 

2. Die Angelegenheit der Gläubiger des weftphäliichen 
Staatsſchatzes und der von der weſtphaͤliſchen Regierung 
‚eontrahirten Staatsſchuld, ferner derjenigen, welche dieſer 
Regierang Cautionen geleiftet haben, und derer, welche 
auf’ VBerforgung over Penfion Anfpruch haben, ift in ihrer 

Erſter Then. 37 
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dermaligen Lage zu einer auf den 29. Artikel ber Schluß⸗ 

. acte zu begründenden Eimwirfung ber Bunbesverjanmlung 

gleichfalls nicht geeignet; indeß unterbäßt die Berfamm- 

lung nit, durch die betreffenden Geſandtſchaften die 

‚betheiligten Regierungen zur möglichfien Beichleunigung 

ber Verhandlungen jener für dieſen Zweck in Berlin ver 

einigten Commiſſion vertrauensvoll einzuladen. 

Wie jo ganz anders war es gekommen nach Verlauf von 
faft zehn Sahren, ald man in Deutfchland gehofft, als felbft die 
Fürſten ſich früher ausgeſprochen. 

Noch im April 1817 hatte Fürſt Hardenberg in einem 
Schreiben an den darmftaͤdtiſchen Miniſter Frh. von Lichtenberg 
gejagt: 

Ich werde die Gefandten vom kurheſſiſchen und großher. 

heifiichen Hofe unterrichten von der Art, wie Se. EZönigl. 
Majeftät die Sache betrachten, und auch in Erwägung 
nehmen, ob und welche biplomatiihen Schritte, entweder 
allein von Preußen, oder gemeinjchaftlih von Preußen und 
Defterreich angemeſſen find, un den Kurfürften abzubringen 
von der unerhörten Willkür, welche er fih in jo vielen 
wichtigen Beichäftszweigen erlaubt, durch welde Willfür 
fo viele Untertanen bedeutend Teiden, des großen Unheils 
nicht zu gedenken, welche daraus entfteht, daß die Furfürfll. 
heſſiſche Regierung die öffentliche Meinung jo ganz unbe 
achtet läßt ®. 

Aber wie bald waren er und bie preußiiche Regierung zu 
andern Principien gekommen! Stein hatte wohl Recht, wenn er 
mit ftarfen Worten den alternden Staatskanzler in den Briefen 
an feine Bertrauten jchildert. Eben fo wie in obigem Schreiben 
Hardenberg feinen Tadel übertrieb, verfiel er jpäter in ben ent: 
gegengejehten Fehler. — 

Was Freiherr von Stein urtheilte, iſt nicht binlänglich bisher 
befannt, jelbft Verb Spricht ich in dem Beben des Frh. v. Stein 
nicht genügend aus; deßhalb können wir uns nicht. verjagen, 
einen und Fürglich augefommenen Brief deſſelben an, den Kur: 
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fürften aus dem Sabre 1814 bier abdruden zu laſſen, weil 
er in wahrhaft ſtaatsmaͤuniſchem Geiſte lange vor jeber Ver⸗ 
handlung diefe Angelegenheit behandelt und kurz und bündig 
bie leitenden Geſichtspuncte bezeichnet. Während der großen 
Verhandlungen zu Paris, die dem erflen Frieden daſelbſt 
vorausgingen, fand Stein Zeit an bie weftphälifchen Domainen: 
fäufer zu benfen. Der Brief lautet: 


An Herm Kurfürften Wilheln von Heflen. — 


Em. Kurf. Durchlaucht find im Voraus überzeugt, daß 
ih weit entfernt bin, mich in Höchftdero Regierungsver⸗ 
waltung ungeziement einmijchen zu wollen: Betrachten Em. 
Durchlaucht gegenwärtiges Schreiben als das Wefultat 
meined Wunſches dazu beizutragen, alle8 zu entfernen, 
welches nody als Folge der früheren Ereigniffe bermalen 
die Anbänglichkeit Höchſtdero Unterthanen mindern oder 
Beſchwerden veranlaflen möchte, 

Ew. Durdlaucht gernhten unter dem 14. Sanuar d. J. 
eine Verordnung zu erlaffen, wodurch fämmtliche Inhaber 
verfaufter SKammergüter und Gefälle ohne alle Rüdficht 
wieder aus ben Befiß geſetzt, jowie auch alle fonftige im 
Adminiftrationdwege bewirkte Vererbleihungen oder einge: 
leitete Ablöfungen aufgehoben wurden. Es bedarf zu 
meiner gegenwärtigen Abſicht nicht der Erörterung, wie eine 
folcherlei allgemeine Anwendung in rechtlicher Beziehung 
Keurtheilt werben möchte; ſondern ich begnüge mich, ber- 
malen von höheren Gefihtspuncten ausgehend, folgende 
Bemerkungen zu erwägen, Ew. Durchlaucht mitzutheilen. 

1. Die mit jenen Büthern von Dem Beſitze der Regie 
rungdgewalt und den Standesbehörben getroffenen 
Verfügungen unter koͤniglich weftphäliicher Regierung 
find als abminiftrative Anordnungen zu betrachten, 
wobet man von dem Gefldhtöpunfte auöging, daß der- 
gleichen Veräußerungen, Vererbleihungen und Ablöfungen 

37 * 
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in kameraliſtiſcher Hinſicht zwedmäßig ſeien. Unabfehber 
find Die Folgen und Berwidlungen, wenn Ew. Durch⸗ 
laucht alle während jener 7 Jahre veranlaßten abmini- 
ftrativen Anordnungen aufheben, oder doch wenigftend 
das Beforgniß erregen würden, daß felbige aufgehoben 
werden möchten. Eine ſolche Manfregel werben Em. 
Durchlaucht nicht ergreifen und doch wäre ed als eine 
Folge confequenter Anwendung jener Verordnung und 
neuerer aufgeftellter Grundſäaͤtze. Während daher einer: 
jeitd Staatsrüdfihten eine joldhe Verfügung abändern, 
wird es fich aber auch 

2. wohl zeigen, daß wenigftens in einzelnen Fällen das 
Kameralintereffe Ew. Durchlaucht bei jenen Ber: 
äußerungen, ®ererbleihungen nicht verloren, ſondern 
vielleicht wohl gewonnen haben bürfte. 

3. Man kann ſodann doch auch nicht bei allen einzelnen 
hierbei vorfommenden Individuen Arglift und betrüge 
riſch gewinnfüchtige Abficht vorausſetzen. Es ſcheint 
mir daher, von dieſer Seite betrachtet, hart 
und rechtlich ungleich, dieſelben zu unge— 
ſäumter, unbedingter Rückſtellung Der 
frühern Verhältniſſe anzuhalten und ihnen 
rückſichtlich deren rechtlicher Anſprüche nur 
den Rechtsweg offen laſſen zu wollen. 

Eine gleichzeitige gütlide Auseinanderfegung über 
Kaufſchilling, Meliorationen und fonftiger gegenjeitiger 
Verhältniffe ift nach meiner Weberzeugung dasjenige, 
wozu Recht und Billigkeit ſtimmt. 

Don dieſen Borausfegungen ausgegangen, geruben jekt 
Ew. Durdlaudıt, meine Aeußerung aufzunehmen, welde 
darin befteht, Die Verkäufe, Vererbleibungen und 
Ablöfungen im Allgemeinen nit umzuſtoßen, 
fondern nur in Anſehung derjenigen, wobei 
Ew. Durdlaudt das höchſte Kammerinterefie 
wejentlih gefährdet glauben, durch eine com- 
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miffarifhe Verhandlung Die gegenſeitigen 
Verhältniſſe gleichzeitig zu berichtigen. 

Eine ſolche Behandlungsweiſe wurde die allgemeine und 
angenehme Veberzengung gewähren, daß Ew. Durchlaucht 
pflihtmäßig das Kameral⸗Intereſſe befördern, zugleich aber 
die Privatverhältniffe der Einzelnen möglichft dabei berüd- 
fichtigt willen wollen. 


Diefe eben jo rechtliche als billige Ausgleichungsart 
fönnte unfehlbar nur die alte Liebe, Eintracht und Ders 
ehrung Höchftdero Unterthanen befördern. 


Geruhen Höchitdiefelben diefen meinen Rath in Ermwäs 
gung zu unterziehen, und vor allem von der Ueberzeugung 
auszugeben, daß perjönliche Anhänglichkeit und Verehrung 
mich bei Mittheilung diejed meines Raths Binde. (Leite ?) 


Baris den 29. Mai 1814. 
B. v. Stein. 


ll. 
Die zweite Claſſe der Befchwerden aus den Verhältniſſen 


des aufgelöften Königreichs Weftphalen können wir fürzer behan⸗ 
deln, ald die Domainen-Angelegenbeit. Wir fallen fie, obſchon 
an fi) verſchieden, doch hier in eine Rubrik zufammen, weil fie 
Später gleichmäßig mit einander entjchieven wurden. “Die Bes 
ſchwerden betrafen 


1. die Forderungen ter Gläubiger des weitphäliichen 
Staatsſchatzes. 

2. die Forderungen wegen der der weſtphaͤliſchen Regierung 
geſtellten Cautionen. 
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3. die Forderungen der Gläubiger der meftphältichen 
Staatsſchuld. 


4. Die Reclamationen weſtphaͤliſcher Staatsdiener wegen 
Verſorgungs⸗ oder Penſionsanſpruͤche. 


Die Forderungen ber Gläubiger des weſtphäliſchen Staats⸗ 
ſchatzes fchrieben ſich aus der Verlegenheit, in welcher fidy Die 
Kaflen des Königreichs Weſtphalen ſtets befanden. Bei der Auf⸗ 
löfung deilelben waren viele Forderungen von Privaten von dem 
Staatsſchatz unberichtigt geblieben. 

In der Schrift: „Ueber die Regulirung der Gentralanges 
legenheiten des aufgelöften Königreich Weftphalen * ift (S. 25) 
ber Betrag dieſer Forderungen angegeben: 

3,000,000 Fr. unbezahlte Staatdausgaben, 

1,500,000 $r. Forderungen von Lieferanten wegen bes 
Approvifionnements von Magdeburg fo weit 
fie den Staatsſchatz betrafen. 

Der Bevollmächtigte wetphälifcher Reclamanten, Dr. Schreiber, 
brachte für die Unternehmer der Verpflegung der weftphälifchen 
2. und 3, Militairdivifion und der Hofpitalverwaltung im ganzen 
Königreihe, Spir, Mag & Comp., Bonte & Gomp. ımb 
Dalembert & Gomp., 1818 bei der Bunbesverfammlung 
dad nachher mehrmald wiederholte Geſuch an, die Bezahlung 
ihrer, jo wie aller ähnlichen aus der weftphälifchen Regierungs⸗ 
periode herrührenden Forderungen zu veranlafjen. 

Zu Unterftüßung dieſes Geſuchs wurde angeführt: Die 
Forderungen obiger Neclamanten beruhten auf Gontracten und 
richtig befundenen Liquidationen. Von welchem Gouvernement 
die Sontracte gefchloffen worden ſeien, darauf koͤnne nichts aus 
fommen, da der Gegenftand nach privatrechtlichen Grundfäßen 
verhandelt worden und die Leiftung an die Stelle ber den Gin: 
zelnen obliegenden Beiträge getreten fei. Wären vom Feinde 
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Lieferungen aus gefchrieben und Anordnuugen zur Truppenver⸗ 
pflegung getroffen, ober andere Forderungen gemacht worben, jo 
würde doch der, welcher Die Leiflungen contractmäßig für bie 
Ginzeluen übernahm, das Recht haben, von feinen Gommittenten 
bie Grftattumg feiner Vorſchuͤfſe zu fordern. 

Hier fei der Staat der Gommittent gewefen, man ebnne 
gegen ihn Eagen und werde gewinnen. 

Zugleich wurde bemerkt, daß in einer königlich preufifchen 
allerhöchften Smmediatrefolution, jo wie in Schreiben Des Staats⸗ 
kanzlers Fürften von Hardenberg und des Schapminifteriums 
der Begenftand jener Neclamationen für einen joldyen erflärt 
worden fei, welcher zu den Sentralangelegenheiten des aufgelöften 
Königreihs Weftphalen und zu den Verhandlungen des Bundes⸗ 
tags gehoͤre. 

Was die zweite Reihe der Beſchwerden betraf, jo mußte 
erwogen. werden, daß die weftphäliiche Regierung ſehr ausge⸗ 
dehnte Verfügungen über das Cautionsweſen getroffen hatte. 
In Folge derjelben mußten nicht nur die Verwalter öffentlichen 
Guts und vielen andern PVerjonen, mit denen fie in Contracts⸗ 
verhältniffen ftand, jondern auch Die Notarien, deren Fuuction 
ganz nach den in Frankreich beftehenden Einrichtungen umgeftaltet 
worben war, beträchtliche Gautionen beftellen, welche in Baar: 
ihaft, von der Regierung zu vertretenden Obligationen und 
Hnpothefen auf Grundftüden beftanden. 

In dem auf ftändifche Bewilligung gegründeten Gefeße über 
bie öffentliche Schuld vom 14. Juli 1808 wurde feflgejeßt, daß 
die Sautionen, welche alle Verwalter öffentlichen Guts baar zu 
leiften Hatten, an Die Tilgungscafje überwiefen und aus felbiger 
verzinfet werben jollten*). Gin Gleiches jcheint auch bei den 
übrigen baaren Gautionen flatt gefunden zu haben. 

Auf Diefe Weife wurben gedachte Gautionen zu den weft: 
phäliichen Staatsausgaben mit verwendet. 

Nach den Reclamationen, weldhe früher ter Graf von 


*) Weſtphaͤliſches Geſetzbüll etin, Vd. II. ©. 67. 
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Malches und jpäter der Dr. Schreiber in Bezug auf die Cau⸗ 
tiongbefteller eingereicht hatten, -Icheint, als ob alle betheiligte 
Regierungen die Rüdgabe aller der weitphälifchen Regierung 
beitellten Gautionen, nebſt den Zinfen vom 1. Juli 1813 an, 
verweigert hätten. Indeß, die Eingaben der einzelnen Reclamanten 
Ichränften fi) nur auf die eines weftphälifshen Gentraldieners 
ein, welcher die Rüdzahlung feiner baar beftellten Caution nebft 
Zinjen vom 1. Zuli 1813 an erwartete, auf Die zweier weft: 
weſtphaͤliſcher Notarien im hannöveriſchen und kurheſſiſchen 
Gebiete, welche von den dafigen Regierungen ihre baar beftellten 
und liberirten Gautionen nebft Zinfen resp. von 1. Januar und 
1. Zuli 1813 an forderten, und endlich auf eines vormaligen 
Poftdirectors in Kurheſſen, welcher eine in einer preußijchen 
Staatsobligation beftellte Kaution von der kurheſſiſchen Regierung 
zurüd verlangte. 

Was nun inöbefondere die Cautionen der weſtphaͤliſchen 
Rotarien betrifft, jo ſcheinen beide Regierungen vorhin die Abficht 
gehabt zu haben, jelbige zu reitituiren. 

Namentlih wurden in bannöverifchen Berorbnungen vom 
1. Jonyır 1815 für die Altern Provinzen und vom 7. März 
1818 füp das Fürftenthum Hildesheim, Diejenigen, welche aus 
der Geſchäftsführung eines ehemaligen weitphäliichen Notar 
uch Anfprüche zu haben glauben, aufgefordert, binnen kurzer 
Trift bei ihrer Regieruugsbehörde geltend zu machen, das bie: 
herige Sicherheitsreht an der Realcaution erlöjhe und den 
Notarien, wider weldye Feine Forderungen angezeigt find, Die 
die Sautionsdocumente zurüdgegeben werden jollen. 

Kerner wurbe in Eurfürftlichen öffentlichen Blättern eine 
Aufforderung erlafien, daß alle die, weldye bei weltphäliichen 
Hotarien in kurheſſiſchen Gebietötheilen Gelder hinterlegt bätten, 
binnen 1A Tagen davon Anzeige machen, oder nad, deren Ablauf 
in Gemäsheit einer Verfügung der kurheſſiſchen Regierung, Die 


Rüdgabe der Notariatsczution erwarten jollten. 


*) 5 B. Kaſſ. tg. 1819. 24. Rover. 
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Die Särift: „Ueber die Regulirung der Gentralangelegen- 
beiten des aufgelöften Königreichs Weſtphalen“ giebt S. 25 den 
Betrag der noch rückſtaͤndigen baaren Cautionen auf wohl nicht 
über 

1,200,000 Franken 
an. 
Die urjprüngliche Zahl ber Betheiligten wurde auf 2000 
angegeben 

In den Eingaben des Dr. Schreiber und einzelner Sautionärs 
wurde zur Unterfiüßung des Geſuchs, zu vermitteln, daß die der 
weftphäliihen Regierung beftellten Gautionen als eine Central: 
ſchuld betrachtet nnd ſammt rüdftändigen Binfen zurückgegeben 
werden möchten, angeführt: Sautionen feien nicht al8 ein Eigen⸗ 
thum des Staats zu betrachten, dem fie beftellt wurden, fonbern 
nur als Privatgut, ald ein Depofitum zur Sicherftellung des 
Staats oder des Einzelnen, welcher Durch den Yunctionär ober 
Gontrabenten gefährdet werden Tönne In allen Staaten 
finde man Gautionen, aber nirgends erwerbe, bie Negierung 
ein mehreres Recht an diefelben, als dasjenige, was 
fie ald Vertreterin ded Ganzen ausüben müſſe. Die febigen 
Regierungen der vormals weltphäliichen Landestheile Fünnten 
doch wohl nicht fi) etwas aneignen wollen, was nicht ihnen, 
fondern dem weitphäliihen Staate, unter früher beftandenen 
Berhältnifien, als Depofitum gegeben worden fei. 

Uebrigend ſei die Beftellung der Gautionen an die weitphä- 
lifche Regierung eine nicht zu vermeidende Handlung geweien, 
denn Diejenigen öffentlichen Diener oder Gontrahenten, von 
denen man eine erhöhte oder neue Caution gefordert habe, hätten 
ſolche nicht ablehnen koͤnnen, ohne auf ihr Verhältniß und Gewerbe 
Verzicht zu leiſten. 

Eine Saution hat nur zum Zweck, demjenigen, welchem fie 
beftellt wird, Sicherheit zu gewähren, daß der, welcher fie beftellt, ben 
übernommenen Berbindlichfeiten Benüge Leiften werde, und eine baar 
oder in Staatöobligationen beftellte Caution ift ald ein Pfand zu 
betrachten. Daher ift auch in der Regel eite baare Kaution für 
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ben Smpfänger nicht bisponibel, unzinsbar und, wenn ber Zwech 
zu weldyem fie beftellt wide, aufgehört hat, mie jebed andere 
Pfand in eadem specie zurüdsugeben. Indeß die der weſtphaͤ⸗ 
liſchen Regierung Baar beftellten Gautionen wurden gefeßlih an 
die Tilgungscafje der BZwangsanleihe gewieſen, verzinjet und 
fo mit Willen und ſtillſchweigender Zuflimmung ber Beiteller zu 
Staatözweden in Gebrauch genommen. Hierdurch erlangten fie 
die Natur einer Anleihe. — 

Aus dieſem Verhaͤltuiſſe wollte man den Grund ableiten, 
die baaren Cautionen nicht eher zurädzugeben, bis Die bei dem 
- Königreiche Weſtphalen betheiligten Regierungen fich über deſſen 
Gentralangelegenbeiten vereinigt hätten. Dagegen ließ fich, wenn 
wirklich auch die Rüdgabe der liberirten in Staatsohligationen 
beftellten Gautionen verweigert werben follte, ein rechtlicher Grund 
daflır ſchwer auffinden. 

Ueberhaupt aber möchte wohl Feine Slafje der weitphälifchen 
Reclamanten Seiten der betheiligten Regierungen nad) Recht und 
Billigkeit eine mehrere Berüdfichtigung verdient haben, als Die 
der Gautionsbefteller, welche ſich von der weftphäliichen Regie 
zung getroffenen Einrichtungen fügen mußten, die Erfüllung ihrer 
durch die Caution geficherten Obliegenheiten nachgewielen hatten, 
und nunmehr ihr Gigenthun, urfprünglich ein Pfand, nebft den 
rüdftändigen Zinſen zurüderwarteten. 

Die dritte Klaſſe der Beſchwerden betraf die Gläubiger ber 
weftphäliichen Staatsſchuld. Wenn ſchon das Koͤnigreich Weſi⸗ 
phalen ſehr betraͤchtliche Staatsſchulden aus ganz verſchiedenen 
Titeln und unter verſchiedenen Benennungen hatte, ſo wurden 
doch nur wegen der von ber weſtphaͤliſchen Regierung eröffneten 
Anleihe Reclamationen an die Bundesverfammlung gebracht. 
Mit diefer hatte es folgende Bewandniß: Napoleon hatte Die 
Lande, aus welchen er 1807 das Königreich Weſtphalen bildete, 
während feiner Occupation mit außerorbentilichen Kriegsſteuern 
belegt und auf feine Rechnung verwalten laſſen. Hierbei waren, 
als die weſtphaͤliſche Regierung eintrat, bedeutende Rüdftände 
verblieben, welche Diefe Regierung nad) einer zu Berlin am 
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22. April 1808 mit ihm getroffenen Uebereinkunft zu. vertreten 
übernahm und deren Betrag nunmehr von den franzäflichen 
Bebörben dringend eingefordert wurde. Dieß veranlaßte ein auf 
die Bewilligung der Stände gegründete Geſetz vom 17. Zuli 
1808, worin beftimmt wurde, Daß zur Tilgung der der franzoͤ⸗ 
fiichen Regierung noch ſchuldigen Rückſtaͤnde an außerorbentlicher 
Kriegöfteuer und ungewöhnlichen Ginkünften des Königreichs, 
zufammen 21,924,369 Fr. 69 Gt. betragendb, eine Anleihe von 
20,000,000 Fr. für Rechnung des Könige bewirkt werben folle, 
und die gejammten Einkünfte deſſelben, namentlich Die ber 
Tilgungsfafle und der Forſte, zu Sicherheit der Rüdzahlung des 
Gapitald und ber Zinſen verpfändet werben *). 

Nachdem alle von ſtaͤndiſchen Commiſſarien gemachte Ber- 
juche, Diefe Anleihe durch Gredit zu erhalten, vergeblich geweſen 
waren, ſchritt die Regierung dazu, felbige in eine Zwangsanleihe 
zu verwandeln. 

Bu dem Ende wurde durch ein Decret vom 19. October 
1808 verordnet, 

daß über die 20,000,000 Fr. 100,000 auf den Namen bes 
Darleibers gerichtete, jedoch vom Inhaber zu indoſſirende, 
zinsbare, auch mit Zinscoupons verjehene Obligationen, jebe zu 
0 Fr. ausgegeben, flatt baarer Caution angenommen ynd 
Fünftig durch die Amortiſationskaſſe mittelft jährlicher Ziehung 
wieder getilgt werben, übrigens alle weftphälifche Unterthanen 
und Gorporationen, welde an Grundflüden, Gapitalien oder 
andern beweglichen Gütern, ein Vermögen von 5000 Fr. und 
darüber befigen, zu dieſer Anleihe beitragen jollen. Die Beiträge 
waren nad) fleigenden Verhältnifien beflimmt, jo Daß ber geringfte 
Beitrag von 5,000 bis 10,000 Fr. Vermögen 100 Fr., und ber 
hoͤchſte von 1,800,000 Fr. Vermögen und barüber 20,000 Fr. 
betrug **). | | 

Durch ein fernered Decret vom 19. December 1808 wurb 


*) Weſtphaͤliſches Geſetzbülletin, Bd. II, ©. 79. 
**) Weſtphaͤliſches Befehbülletin, Bd. I, ©. 637. 
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der Schluß der Anleihe auf den 1. März 18089 und die Ber- 
zinfung der bis dahin eingezahlten Gapitalien auf 6 p. Ct. fefl- 
geſeßt *). 

Diefe Anleihe ging jo ungünftig von Statten, daß Drei 
Anlagen, und zwar 1808, 1810 und 1812 angeorbnet werden 
mußten, wodurch zufammen 19,946,073 %r. wieder getilgt, fo 
daß bei der Auflöfung des Königreichs noch eine Schuld von 

13,692,873 Fr. 39 Gt. 
verblieb **). 

Die urfprüngliche Zahl der Sntereffenten wurde zu 30,000 
angegeben. - 

Bon obigem Rüdftande wurden feit dem 1. Juli 1813 Feine 
Zinſen mehr bezablt. 

1818 ftanden die Obligationen zu 20 p. Ct. des Nominal- 
werths. 

Für die Contribuenten zn der Zwangsanleihe wurde bei 
der Bundesverſammlung wiederholt Dad Geſuch angebracht, ihnen 
zur Bezahlung zu verhelfen. Hierbei wurbe bemerkt: Die 
Berichtigung obiger Zwangsanleihe fei eine Gentralangelegenbeit 
des aufgelöften Konigreichs Weſtphalen und folglich, nad dem 
5. Seyaratartifel des Geffionsvertrags vom 2. December 1813, 
durch eine von den betheiligten Regierungen zu beftellende Gom- 
miffion zu veguliren. Der Drang der Umftände, welche Diefe 
Anleihe veranlaßten, fei groß und dieſelbe eine Art Kriegscontri- 
bution gewejen; man Habe feine Zeit gehabt, flatt ihrer eine 
Steueranlage auf alle Unterthanen zu machen und den Eingang 
des Ertrags erft abzuwarten, Daher hätten Einige einen augen- 
blicklichen Vorſchuß für Ale leiſten müffen, und jeder Gontribuent 
habe nun einen Anfprudy auf Die Gefammtbeit, welche er habe 
vertreten müflen. Unter dieſen Gontribuenten feien nicht nur 
Bemeinden und andere SKörperfchaften, ſondern auch fromme 


*) Meftphäliiches Geſetzbülletin, Bd. II, ©. 877. 
6) Ueber die Regulirung ber Gentralangelegenheiten des Königrrichs 
Weſtphalen, ©. 18 Fi. 
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Stiftungen und Wohlthaͤtigkettsanſtalten. Sonach Tönne bie 
Anerkennung, Ausgleichung und Befriedigung dieſer Schulb nach 
Recht und Billigkeit erwartet werben. 

Allerdings war jene Bwangsanleihe in Rüdficht des Zwecks, 
zu weldyem fie erhoben, und des Modus, wie fie repartirt wurde, 
eine Art Kriegscontribution, Die, wie alle ſolche Gontributionen, 
nur die MWohlbabenderen traf. Diefe Natur der Präftation 
fonnte daher wohl eher zweifelhaft machen, ob fie noch auf 
Koften der Minderwohlhabenden durch Steueranlagen zu berich⸗ 
tigen fei, als eine ſolche Maßregel anrathen, beſonders, da ſeit 
der Erhebung ein jo Ianger Beitraum verflofien und daher 
der Verluſt von den Gontribuenten, wie Die übrigen Kriegs⸗ 
Iaften damaliger Beit, nunmehr meift verjchmerzt war. 

Die legte Reihe der Beſchwerden entftand aus den Recla⸗ 
mationen ber weitphäliichen Staatödiener wegen Verſorgungs⸗ 
ober fonftiger Benfionsanfprüche. 

In der letzten Zeit des deutſchen Reichs war die Praxis 
der Neichdgerichte mit der Theorie der Schriftiteller übereinftim- 
mend, daß Staatödiener nicht willfürlih ohne richterlichen 
Spruch entjebt werden könnten. Damit ftunmte jedoch die Geſetz⸗ 
gebung und Praxis in den einzelnen Neichölanden nicht allent- 
halben überein. 

Welche Grundſaͤtze hierüber in den verſchiedenen Gebiets 
theilen beſtanden, die jpäterhin das Königreich Weſtphalen bil⸗ 
beten, ift bei der Eingabencommiſſion nicht volljtändig bekannt; 

Der Neichödeputationsreceh vom 25. Februar 1803 war 
den Staatöbienern und Penfioniften beſonders günftig. Er bes 
flimmte Art. 59, der jämmtlichen biäherigen Hof⸗ geiflichen, 
weltlihen und Militär-Dienerjhaft in denjenigen Territorien, 
welche nach diefem Receſſe mit andern Staaten vereinigt wurden, 
tolle lebenslang ihr bisheriger Rang und Gehalt, fammt ben 
rechtmäßigen Emolumenten, ober, wo dieſe wegfallen, eine Ver⸗ 
gütung dafür, unter der Bedingung gelaflen werden, daß fie fi 
dafür nad) Butbefinden des neuen Landesherrn und nach Maaß⸗ 
gabe ihrer Talente und Kenntniſſe auch anderwärts anftellen 
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laffen müßten. Denen jeboch, welche in einer Provinz angefeflen 
feien und in eine andere verfeßt werben follen, ſei frei zu ftellen, 
ob fie in Penſion gejeßt werden wollten. In dieſem Falle fei 
einem fünfzehnjährigen Diener fein voller Gehalt mit Emoln- 
menten,, einem zehnjährigen zwei Drittel, und denen, die noch 
nicht volle zehn Jahre dienten, die Hälfte als Penfion zu Iaffen. 

Den Penfloniften fei ihre Penſion fortzuzahlen. Sollte der 
Landesherr einen oder den andern Diener nicht in Dienften 
behalten wollen, jo verbleibe demſelben Iebenslang feine genoflene 
Beloldung. 

Nach der zur Zeit des Nheinbundes in manchen zu demſelben 
gehörigen Staaten, namentlich auch in der im Königreiche Weſtphalen, 
nachgeahmten frangöfiichen Verfaflung, waren nur Diejenigen 
Diener, welche richterlihe Functionen befleideten, inamovibel, 
während die übrigen, auf Antrag einer Gentralftelle, bald mit, 
bald ohne Auffündigung und Penſion entlafjen werden Tonnten. 


Bei Auflöfung des Großherzogthums Frankfurt beſtimmte 
die Wiener Congreßacte, Artifel Ab, daß dajelbft die Givilgeift- 
lien, Milttäre und Diplomatifchen Diener nach jener Dispofition 
des NReichödeputationsrecefles behandelt, und die Penſionen ver- 
bältnifmäßig von den Belikern der Gebietötheile fortgezahlt 
werben follten. In Bezug auf die Staatsdiener bes aufgelöften 
KönigreichE Weſtphalen wurde nirgends eine allgemeine Beſtim⸗ 
mung getroffen. Ein Theil derſelben Tehrte in das Ausland 
zuxrüd, Die meiften übrigen wurben von ben Regierungen, welche 
die weſtphäliſchen Lande in Beſitz nahmen, auf ibren 
Stellen gelaffen oder anderweit angeſtellt. Namentli hatte 
bie preußiiche Regierung alle in den wieder an Breußen 
gefommenen Xheilen des Koͤnigreichs Weſtphalen vorgefundenen 
Localbeamten verjorgt. Allein ein Theil der weſtphaͤliſchen 
Diener, beſonders der Centraldiener, verlor jene Stellen, ohne 
eine anderweite Anftelung oder Penſion zu erhalten. Dieſe 
baten die Regierungen, ihnen eind oder das andere zu gewähren, 
fanben aber kein Gehoͤr, und reclamirten nun bei der Bundes⸗ 
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verjanmlung. Die Zahl ber Reclamanten fol 1821 nur noch 
ungefähr vierzig betragen haben. 

In Bingaben des Dr. Schreiber an bie Bundesverſammlung 
wurbe gebeten, Vorſehung zu treffen, daB Die nach Auflöfung 
des Königreichs Weftphalen unangeftellt gebliebenen weſtphaliſchen 
Staatsbiener von den Regierungen, welche befien Gebietätheile 
befigen, wieder angeftellt ober mit Penſion verforgt, und von 
1813 an entichädigt werben möchten. 

Um dieſes Geſuch zu begründen, wurde außeinandergefeßt, 
wie wichtig der Staatsdienſt für den Staat ſei, und wie zweifelhaft 
das 2008 der. Staatödiener fein würde, wenn man baflelbe bei 
ben in neueren Beiten fo öftern Xerritorialveränderungen von 
dem Wechfel der Negenten abhängig machen wollte. Es wurde 
bemerkt: Keine Claſſe der Bewohner eines Staates ſei feiter 
mit dem Staate verbunden, ald die bes Staatsdieners. Gr fei 
ungertrennli von ihm, da er der Vertreter der Verwaltung. fei 
und ohne Verwaltung Fein Staat gebacht werben koͤnne. Daher 
folge er jedem Wechſel, jo lange er nicht fein Verhältniß als 
Diener aufgebe, ober fich deſſen unwuͤrdig mache, und mit Recht 
jeien feine Anfprüche an den Staat eben jo unveränberlih, als 
die Aniprüche des Staats an ihn. In der Regel müfle der 
Staatödiener feine und der Seinigen Erhaltung auf das Ein- 
fommen gründen, welches ihm die Regierung bewillige. Der 
Vertrag, den Letztere mit ihm eingehen, fei gegenjeitig und auf 
Lebenszeit geſchloſſen. Wenn in Europa Staatsveränderungen 
eingetreten jeien, jo habe man immer auf Die Angeftellten jeden 
Bedacht genommen den das Recht erheilche und feien dieſelben in 
Zolge ſolcher Veränderungen unnöthig geworden, doch für Deren 
Subfiftenz; gejorgt. Der Reichsdeputationsregreß ſei dieſem 
Princip gefolgt, Die Wiener Gongreßacte habe in Rückſicht der 
Staatsdiener des aufgelöften Großherzogthums Frankfurt daſſelbe 
gethan, nur bei ven weſtphaͤliſchen Staatsdienern fei folches noch 
nicht gefchehen, und dieſe fönnten doch nicht allein unberüdfichtigt 
bleiben. Zwar feien viele derfelben in ihren SDienftverhältuiften 
geblieben, aber eben mas biefen recht ſei, ſei den übrigen Billig. 
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Der Umftanb, dab die Nichtangeftellten meiſt Centraldiener 
gewefen und daß man noch Feine Vorforge für die Ceutralver⸗ 
haͤltniſſe des aufgelöften weftphäliihen Staats getroffen habe, 
fönne nicht rechtfertigen, Daß für Dieje Diener bisher noch nichts 
geſchehen fei. 

Dbige Dispofitionen des Reichsdeputationsrezeſſes und der 
Wiener Gongreßacte betrafen nur die Diener derjenigen Gebiete, 
auf welche fie ausdrücklich befchränft waren, und fanden auf die 
weftphälifchen keine Anwendung, weil fie nirgends anf dieſelben 
erſtreckkt wurden. Daher fam ed bei Veurtbeilung des A 
ſpruchs der Reclamanten zunächft auf Die Frage an: ob fie, wenn 
bie weitpbälifche Regierung fie entlajien hätte, nad den von 
derfelben getroffenen Einrichtungen, denen fie fich unterworfen hatten, 
berechtigt geweien fein würden, Wiederanftellung oder Penſion 
zu fordern? Banden ſich unter ben Reclamanten ſolche Diener, 
welche dieſe Befugniß behaupten könnten, jo war in Rüdfidht 
ihrer die fernere Frage zu löfen: ob und aus welden 
Gründen ein Souverain, der ein feindliches Land erobert, ver: 
bunden fei, die Diener feined Gegners, welche er dort finde, in 
feinen Dienft zu nehmen, oder für die der feindlichen Regierung 
geleifteten Dienfte mit Penfion zu verforgen? Ließ fih auch 
diefe Frage für den Reclamanten günftig beantworten, Dann 
würben zwar die LZocaldiener Anſpruch an ben Landesherrn des 
Orts, wo fie dienten, haben machen, die Gentraldiener aber ihre 
Befriedigung dennoch nicht eher haben erwarten Tönnen, bis bie 
Gentralangelegenheiten tes aufgelöften Staats, zu denen ibr 
Anspruch ohne Zweifel gehörte, regulirt worden waren. 


Das Königreich Weftphalen war, wie fchon oben bemerkt 
(S. 464) während der Beit feiner Dauer ald ein Ganzes ver 
waltet worden, ohne Sonderung der verjehtebenen Lanbestheile, 
aus welchen daſſelbe zuſammengeſetzt war. Ueberall war man 
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hierbei nur von einem centtalen Gefichtspunfte und von ber Vor: 
ausſetzung ausgegangen, Daß jene Landestheile nie wieder getrennt 
werden fönnten. 

Als daher bei Auflöfung des weftphälifchen Reiche deſſen 
Lande an die Regierungen von Preußen, Hannover, Kurbeflen 
und Braunfchweig zurüdgelangten oder fonft vertheilt wurben, 
waren mannigfache Intereſſen zwiſchen dieſen Reglerungen aus: 
zugleichen. Keine derjelben Eonnte Die Nothwendigkeit einer Maap- 
regel verfennen, welche erforderlich war, um ihre eigenen, aus 
jener centralen Verwaltung hervorgegangenen Verhältnifie in activer 
und paffiver Hinficht, fo wie die Verhältniffe vieler ihrer Unter- 
thanen in rechtliche Bewißheit zu ſetzen. Allein Die kurheſſiſche 
Regierung war auch noch beſonders verbindlih, zu Diefer 
Maaßregel mitzuwirken; denn der zwilchen den verbündeten 
Mächten, Defterreih, Rußland, England und Preußen einer Seitz 
und dem Kurfürften von Heſſen anderer Seits geſchloſſene Vertrag 
vom 2. December 1813, durch welchen Erftere Letzterm die von 
Napoleon ihm entrifjenen und durch ihre Waffen wiedereroberten 
Lande zurüdgaben, beftimmte im 5. Separatartifel: 

»La ville de Cassel ayant et€, sous le regime Westphalien, 

je depöt de toutes les archives, Il sera nomme une Com- 

mission, chargde de s&parer les papiers, actes et documens 
appartenans aux provinces, qui composaient le Royaume de 

Wesiphalie. Les Commissaires de S. A. S. Electorale re- 

eueilleront ceux qui reviennent aux pays qui rentrent sous 

sa domination, et on en nemmera pour les provinces, qui 
retournent à l’autres Souverains, ou qui se trouvent sous 
administration provisoire. La même Commission sera chargee 
de separer et de regler tous les interets, qui ont été 
communs jusqu’ ick aux diff6rentes provinces du Royaume 
de Westphalie«. 
Demgemäß wurde, nad den Gröffnungen der preußifchen Bundes- 
tagögefandiichaft an die Bundesverfammlung, von 30. Juli 1821 
und A. December 1823, auf eine bereit im Jahre 1819 von 
dem föniglichepreußifchen Hofe erlafjene Einladung, zwiſchen den 
Erfter Then. 38 


594 


vier betheiligten Regierumgen eine Uebereinkunft getroffen, in 
Folge deren am 20. Juni 1821 eine Commiſſion diefer Regierungen 
in Berlin zufammentrat, um wegen deren, aus der Auflöjung 
des ehemaligen Königreichs Weſtphalen herrührenten gemeinfamen 
Intereſſen eine Auseinanderfeßung zu bewirken. 

Nach den Vorjchlägen der preußifchen Regierung jollte Diejer 

Zwed in dem Maaße erreicht werben, 
daß Die Commiſſion zuvörderft die Gegenftände der Be 
rathung beftimme, 
daß fie Hierauf Die Grundfäße der gemeinjchaftlichen Ans: 
einanderjeßung über dieſe Gegenftände feftftelle, 
daß fie, nad) erfolgter Einigung über die anzuwendenden 

Orundfäpe, die Wege verabrede, wie ſolche in Beziehung 

auf Die einzelnen Fälle in Ausführung zu bringen feien, 

daß fie, obne ſich mit einzelnen Neclamationen zu be- 
ſchäftigen, eine Bereinigung darüber vermitteln, welche 

Sattungen von Reclamationen überhaupt zu berüdfichtigen 

und auf weiche Weiſe jelbige zu befriedigen feien, 

daß übrigens jeder Regierung überlaflen bliebe, welches 

Verfahren fie jodanıı wegen Aufnahme, Prüfung und Gr: 

ledigung der fie insbeſondere betreffenden einzelnen Recla- 

mationen anwenden wolle *). 

Ueber den Gang des Geſchaͤfts der Ausgleihungs-Sommiffion 
gab die preußiſche Bundestagsgefellichaft am 4. December 1823 
folgende Auskunft: 

Nachdem der Zufammentritt der Gommiffion am 20. Juni 1821 
erfolgt ei, Habe man preußijcher Seitd eine die obigen Vorſchläge 
enthaltende allgemeine Propofition über Die von ihr vorzunehmente 
Behandlung des Geſchaͤfts vorgelegt. 

Hierauf ſeien jedoch zur Zeit von den mithetheiligten Staaten 
noch Feine beitimmten Erklärungen eingegangen. 

Während die Gommifjarien die Inſtructionen ihrer Höfe 
erwarteten, babe man preußifcher Seits Die in Berlin allmäblig 


*) B. Br. 1823. Fol. 647. 
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vereinigten Data über die betreffenden Verhältniffe des aufgelöften 
Königreichs Weftphalen einer Ipeciellen Prüfung unterworfen und 
deren Rejultate den mitbetheiligten Staaten, theils in mehreren 
Denkſchriften über die einzelnen bei der Sommilfion zur Sprache 
zu bringenden Gegenftände, theild in einem allgemeinen Plane 
oder Gutachten vorgelegt, welches Anfichten und Vorfchläge über 
Die gefammte Behandlung derjelben und die Art der gemeinfamen 
Auseinanderfehung enthalte. Weber jene Denkichriften und Diejes 
Gutachten haben die Commiſſarien der mitbethelligten Staaten 
fih mit Inſtruction zu verjehen verjprochen. 

Hannover habe zur Hülfe feines Gommiljarius noch einen 
zweiten Beamten nach Berlin gejendet, welcher: aus früheren Dienft- 
verhältniffen eine genaue Kenntniß der weftphälifchen Angelegen- 
heiten befite. Mit Vergnügen erfenne hierin der preußifche Hof 
einen Beweis der DBereitwilligkeit Hannovers, die Auseinander- 
ſetzung zu beidyleunigen. 

An Kurheſſen feien, ſowohl durch den Töniglichepreußijchen 
Geſchaͤftstraͤger in Gaffel, als von Seiten des Föniglich-hannöverijchen 
Hofs, dringende Erfuchen ergangen, um auch dort die Ertheilung 
der nöthigen Inſtructionen zu bejchleunigen, und nad den Ver: 
beißungen des kurheſſiſchen Staatsminifteriums flehe die baldige 
Erfüllung dieſes Wunſches zu hoffen. 

Sonach ſei nicht allein preußiſcher Seits alles geſchehen, was 
zur Förderung des Geſchaͤfts nur möglich geweſen, ſondern man 
dürfe ſich auch von deſſen ungeförtem Forigange bedeutende 
Reſultate verſprechen). 

Welchen Bang das Geſchaͤft feitdem ferner genommen habe, 
blieb der Bundesverfammlung unbekannt, doch zeigten die neneften 
angebrachten Reclamationen, daß c8 von feiner Endſchaft noch 
weit entfernt fei. 

Es würde zu unnöthigen Weitläuftigkeiten führen, wenn wir 
alle einzelnen Reclamationen bei der Bundesverjanmlung bier 
erörtern wollten. Manche Fälle waren ſchreiend. Allein nach 


*%) B. Pr. 1823. Fl. 647. 
38* 
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dem von uns angenommenen Princip müflen wir uns in biejem 
Werke allein auf das Verhältniß der Bundesverfammlung zu ben 
National⸗Intereſſen beſchränken, und darnach fallen die einzelnen 
Beſchwerden in diefen Angelegenheiten nicht in das Bereich unferer 
Betrachtung. Die Verzögerung der Ordnung dieſer Verhältniffe 
wurbe allein von Preußen ernfthaft bekämpft, aber leider ohne 
Erfolg. Preußen hatte feine beften Waffen ſich aus den Händen 
ringen laſſen; es konnte nichts durchſetzen. Selbſt Bitten, die es 
an Metternich richtete*), halfen nichts; das Schickſal maudyer 
Familie wurde Durch die Zögerung ein fehr traurige, und eine 
große Zahl der urfprünglichen Befchwerbeführer erlebte die Ordnung 
dieſer Verhaͤltniſſe (1843) nicht mehr. Der Bundestag wies die 
nach 1823 nochmals erhobene Beſchwerde in der Gefammtheit 
wiederum zurüd, indem er 1824 beihloß: 

1. den Reclamanten zu eröffnen, daß wegen besjenigen Theils 
ihrer Rüdftandsforderung, welcher vor der Auflöjung des 
Koͤnigreichs Weftphalen erwachjen ift, für jebt das Refultat 
der in Berlin gepflogenen commiſſariſchen Verhandlungen 
über die Regulirung der den verfchievenen Landestheilen 
dieſes aufgelöften Staat gemeinfchaftlichen Jutereſſen ab- 
zuwarten ſei; 

2. ben koͤniglich-hannoveriſchen Herren Bundestagsgeſandten zu 
erjuchen, daß er feine allerhöchfte Regierung von ver Be- 
wandniß der Rüditandsforderung der Neclamanten für den 
ven ihnen feit der Auflöfung des Königreih8 Weſtphalen 
bis zu Ende Sanuar 1814 auf den Stationen Hameln und 
Alverdiffen geleifteten Poftvienft in Kenntniß fee und 
darüber Auskunft ſich exbitte und mittheile, welche Re 
gierungen in dieſer Zeit die Vortheile des über Hameln 
und Alverdiſſen gegangenen Bielefelder Voftcurfes genofjen 
haben? und 

*) Vergl. a. Note Er. Bernfloffs an Hatzfeld d. d. 19. April 1824. 


b. Note Metternichs an Fürſt Hapfeld d. d. 18. Juli 1824. c. Note Better 
nichs an Frh. 9. Spiegel in Gaflel. Febr. 1825. 
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3. von biefem Beſchluſſe dem Bevollmächtigten der Recla- 
manten, Brofeflor Dr. Herling zu Frankfurt, Nachricht 
zu geben *). 

Damit enden diefe Befchwerden. Denn was nach 1824 noch 
beim Bunde als Bejchwerbe erhoben wurde, hatle zwar den Erfolg 
einen jehr weitläuftigen Commiſſionsbericht im Jahre 1826 her⸗ 
vorzurufen, der aber, nur weſentlich bie bis dahin gepflogenen 
Verhandlungen recapitulivend, zu einem weiteren abweifenden 
Beſchluſſe der Bundesverfammlung führte. 


Sechstes Kapitel. 


Pie Militär-Angelegenheiten des dentſchen Jundes in ihrem Sortgang. 
(CE. 3. 104 ſſ. 3. 235 —262 **)). 





Nachdem das Commiſſions⸗Gutachten, (S. 262) den Bundes: 
regierungen mitgetheilt war, verflojlen viele Wonate, bis Die 


*) 3. Br. 1824. Fol. 48. 

*%) Anmerf. Wir halten auch bei der Darftellung der Militärs VBerhältnifie 
des Bundes den in der Vorrede unferes Werkes bezeichneten Geſichtspunkt 
fe. (S. VII): „Ueberhaupt wird der Berfafler die Urkunden in allen wichtigen 
Fällen ſprechen lafien. Wo das Material allgemein zugänglich if, fann man 
ſich deſſen freilich überheben*. Alle befannten Berhandlungen, — gerade bei 
der Militärs Angelegenheit von großem Umfange — find hier auf wenigen Seiten 
furz angedeutet; wir Eönnen hier feine auch vom militäriihen Standpunkte 
aus genügende Gefchichte aller dahin einfchlagenden Verhandlungen geben; — 
es würde dazu ein umfungreiches Werk nöthig fein. Dagegen geben wir die 
Bisher ungebrudten, nur MWenigen zugänglichen Verhandlungen, welche ein 
National:Interefie bieten und ein neues Licht auf die damaligen Kabinete 
werfen, ausführlid. — Wir beginnen mit der Gentingentöftellung und den 
Bundesfeflungen, und werben bie Streitigkeiten über die @intheilung ber 
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Verhandlungen wieber aufgenommen werben Eonnten. Oeſtereich 
bezeichnete aber in einer Präfidial:Propofition (13. Rovbr. 1817) 
die Militair-Organifation des Bundes wiederholt ald einen der 
Hauptgegenftände der Gejchäfte der YBundesverfanmlung*), und 
legte dann im vollen Einverftändniffe mit Preußen in vertraulicher 
Sigung am 15. Januar 1818 eine Propofition „über die Grund⸗ 
züge des deutſchen Militär: und Vertheidigungsweſens“ vor, 
weldye in der darauf folgenden Sikung von 19. Januar 1818 
in das öffentliche Protocol aufgenommen wurde. Da fie überall 
abgedrudt ift, nehmen wir billig Anftand, fie bier zu wiederholen. 
Bekanntlich waren darin zwei Geſichtspunkte, welche als leitende 
bei berfelben gedient hatten, hervorgehoben: 

1. die vollfommenfte Würdigung der Souverainetät der 
Staaten, weldye den Bund Bilden: 

2. die ausgedehntefte Rüdficht auf Anwendung eines, feinem 
Zwed in rein militärischer Beziehung vollflommen ent: 
Iprechenden in feinen Refultaten gehörig wirkſamen Ber: 
theidigungsſyſtems der Geſammtheit der Bundesftaaten. — 

Hervorgehoben waren dann weiter bejonderg folgende Punkte: 

1. die Epidenthaltung der Streitkräfte, jelbft in Friedenszeiten; 

2. Die Leichtigkeit und Wirkſamkeit der Vermehrung berjelben, 
nad) dem jedesmaligen Bedarf; 

3. die billigfte Vertheilung der Laften über die Geſammtheit 
der Bundesftaaten, in dem Verhältniß ihrer relativen Stärfe 
und mit beftändigem Vorbedacht auf Die Möglichleit ihrer 


Leiſtung; 


Bundes⸗Armee⸗Corpo, — vielfach ſehr unerfreulich — in einem folgenden 
Bande bringen. 

Wir wollen übrigens bemerken, daß das im Manuſcript nur zum Gebrauch 
der Bundestagsgefandten beftimmte Werl des Hr. dv. Leonhardi uber bie 
Kriegeverfafjung (Brankffurt) nur Hinweilungen auf die einzelnen Verhandlungen 
enthält, die Verhandlungen ſelbſt bringt das Buch auch nit einmal im 
allerdürfligſten Auszuge. 

*) B. Pr. 1817. Bol. 742, 
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4. die zweckmaͤßigſte Fürforge für Bertheibigung der Bundes: 
ftaaten durch angemefjene fefte Plaͤtze; 

5. die in Friedenszeiten allein mögliche, forgfältige und 
befonnene Borbereitung aller im Augenblid des Bebhrfnifies 
erforderlichen Mittel und Sträfte. 

Die anf die oͤſterreichiſche Propofition nad) und nad) ein- 
gehenden Abftimmungen, welche ſaͤmmtlich befannt und zugänglich 
in ber officiellen Duartausgabe der Protocolle der Bundes⸗ 
verfammlung find, und ſich ihrem wefentlichen Anhalt nad in 
dem v. Meyer’schen Repertorium*) finden, vereinigten fich einerfeits 
in dem befannten Beſchluſſe vom 20. Anguſt 1818): 

1. Die von den Bundesgliedern angegebene Volkszahl ihrer 
Bundesſtaaten wird auf die naͤchſten fünf Jahre proviſoriſch 
al3 Bundesartifel angenommen, und zwar nad) ber 
proviſoriſch beftehenden Stimmenordnung in Pleno, mit 
Vorbehalt weiterer Beftimmungen für Heſſen-Homburg. 
(Die Gefammtzabl der Bevölkerung Deutſchlands betrug 
demnach 30,163,148 Seelen mit zwei |pätern Berichtigungen 
(Zugemburg und Kurhefien), wodurch fich Die Matrifel um 
69,438 Seelen erhöhte) ; 

2. diefe Matrifel gilt ald Regel ſowohl für Mannfchafts: 
ftellungen als Gelbleiftungen mit alleiniger Ausnahme der 
anders vertheilten Bundes-Kanzleisoften ; 

3. die Grundfäße, wonad) die definitive, nad) fünf Jahren 
einzuführende Merritel bearbeitet werben joll, wird eine 
zunächft eigends zu wählende Commiſſion begutachten; Die 
Bundes-Verſammlung wird folde noch vor Ablauf ber 
fünfjährigen Friſt erörtern, nud Durch weitere Beſchluß⸗ 
nahme fich über eine definitive Matrifel vereinigen. 

Andrerſeits zeigten fi bei der Berathung über die öfter- 
reichiſche Propofition jehr abweichende Wünfche und Anfichten 
der Regierungen. v. Meyer giebt auch hiervon eine gemügende 


*) Heft 4. ©. 472 ff. 478 Fl. 
**) B. Pr. 1818 Fol. 434. 
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Ueberfiht nach den einzelnen Hauptabſchnitten Der proponirten 
Kriegsverfaflung aus den- damals veröffentlichten Berbaublungen 
der Bundes⸗Verſammlung. Wir übergehen fie deßhalb als bekannt 
ebenfalls und machen unr darauf aufmerkſam, daß faft alle 
Staaten, den von Defterreih und Preußen vorgeichlagenen 
Procentfaß von drei für den feriegäftand, nämlich zwei Procent 
für das active Heer und ein Procent für Die Neferve, als zu 
hoch verwarfen, als nicht allein drüdend, fondern fogar uner- 
ſchwinglich; ferner darauf, daß tie Beſtimmungen über ben 
Landſturm einſtweilen gar nicht zur Discuffion kamen. 

Man gelangte zu einem Befchluffe über Die Propofition, 
welcher die Directen Regeln für die politifhen ſowohl als auch 
die nun mehr notwendig werdenden militäriich-technifchen Er⸗ 
örterungen aufſtellte. (Beichluß vom 9. April 1818*%. Sie 
finden fi) in Auszug ebenfalld bei v. Meyer”). Um bie fid 
daran knüpfenden Unterhandlungen über die Grundzüge der 
Militärverfaffung zu erleichtern, legte Oeſterreich zugleich einen 
Beihluß vor, wodurd ein Bundestagsausfchuß von fieben Mit- 
gliedern zur Ausarbeitung des Milttärverfaffungsplanes beftimmt 
wurde, welchem zur Aushilfe ein Ausſchuß von Militärperfonen 
(naher Militärs@omite genannt) beigeordnet war**%. Diejer 
Bundestagsausſchuß legte am 12. October 1818 fein Gutachten 
der Bunded-Verfammlung vor}), und am 21. Januar 1819 
eröffnete der Präfidialgejandte das Protocol zu den Abftinmungen 
über die Grundzüge der Kriegöverfaffung Die ſämmtlichen Ge- 
ſandtſchaften ſtimmten für die Annahme der Grundzüge im 
Allgemeinen ald Grundlage der zu fallenden definitiven Beſchlüſſe 
mit Vorbehalt bejonderer Bemerkungen zu den einzelnen &S, welche 
nach und nad von faft allen Staaten einliefen, und ſich in be 


*) 9. Br. 1818. Kol. 218 fi. 

**) a. a. O. ©. 490. 

*5*) Das Nähere bei v. Meyer a, a. O. ©. 494 fi. 

+) Es befindet fi in der Duart-Ausgabe der Bundes⸗Protocolle; wir 
verzichten deßhalb auf Wiederholung des längft Bekannten, 
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tondern (übrigens nicht paginirten) loco dietaturae gemachten Ab⸗ 
brüden finden (ſiehe Anhang). Wir muſſen uns verjagen, bier auf die 
Specialitäten einzugeben, weil fie dieſes Werk zu umfangreich machen 
würden, bemerken aber, daß die Verhandlungen ſchon Damals einen 
fehr bitteren Character anmahmen, wozu ſchon bei den weiter unten 
zu betrachtenden Verhandlungen über Die Gintheilung des Bundes⸗ 
heers die beiden Helen und Württemberg fehr viel Beranlaffung 
gegeben hatten *). 
Man gelangte aber dech zu einer vorläufigen Vereinigung 
(11. Februar 1819). Der einftimmige Beſchluß Iautete dahin: 
„Laß die über die Kriegsverfaflung des beutfchen Bundes von 
dem Dazu angeordneten Bunbestagsausichuffe bearbeiteten 
Grundzüge und vorläufigen Beflimmungen über die Bundes: 
feftungen im Allgemeinen und Weſentlichen ald Vorarbeit und 
Grundlage zur endlichen Feſtſetzung eines gemeinfamen Ver⸗ 
theidigungsſyſtems Des deutſchen Bundes hiermit angenommen 
feien, und darüber unverzüglich ein definitiver Bejchluß gefaßt 
werben jolle, nachdem nur die deßfalſigen Wünfche und 
bejondern Bemerkungen zu einzelnen Punkten noch weiter 
zuvor in vertraulicher Sitzung vorgebracht, Darin erörtert, und 
biernähft an Den Bundestagsausſchuß zur Zuſammenſtellung 
und allenfalls zu Ausgleichungs-Vorfchlägen gewiejen worden”, 
Oeſterreich und Breußen jegten nun auch noch die Einrichtung 
einer Militär-Sommijfion am Bundestage durdy**), weldyer als 
Wirkungskreis bezeichnet war, die übertragenen technischen Arbeiten 
zu liefern, den Stand Mer Gontingente evident zu halten, Die 
rein militärifche Auffiht über die Bundesfeſtungen und den 





*) Binftweilenift die Ueberficht über diefen Gegenſtand bei v. Meyer a. a. O. 
S. 511 ff. zu vergleichen; bie bittern gegenfeitigen Anfeindungen Preußens 
und Württemberge, zum Theil loco dicteturae gedrudt, fehlen bei ihm. Bir 
fommıen fpäter auf dieſelben ausführlicher zurück. @s iſt aus den öffentlichen 
Brotocollen befannt, daß nad langem Kampfe Württemberg die beiden Heflen 
im Stiche ließ und daß endlih die Großmächte vollftändig flegten und die 
widerfirebenden Heflen zur NRachgiebigleit zwangen. 

*) 9, Br. 1819 $. 4. Ib. 5 37. $. 38. Ch. v. Meyer. a. a. D. 





602 


Militärbienf in derſelben zu führen und was damit im Zuſammen⸗ 
bang ſtehe. 

Wichtig wurden nun aber ‚insbefondere bie Verhandlungen 
über Die Reviſion der vorläufig angenommenen Grundzüge der 
Militärverfaflung. In vorderfte Linie treten die Bunbesfeflungen 
und bie Sontingentftellung, insbejondere Die Erleichterung ber 
fleineren Bundesſtaaten bei der Ießteren. 

Als Defterreih und Preußen am 19. Sanuar 1818 in der 
gemeinschaftlich vorgelegten Miitär-Propofition (S. 598)*) die 
vorgejchlagenen Beftimmungen: über die Bunbestruppen abgegeben 
hatten, trugen Die meiften Staaten barauf an, eine beſondere 
nähere Erörterung und Berathung der in Frage kommenden theils 
politiichen, theils technijchemilitärifchen Sragen durch eine befondere 
techniſche Commiſſion vernehmen zu lafien, bevor fie fich äußerten. 
Biele Bedenken wurden erhoben: man koͤnne die angefonnene Ber: 
pflichtung nicht überjehen — in Rüdficht der Verpflichtung, Die 
Bundesfeſtungen zu unterhalten, koͤnnten diejenigen Staaten, in 
welchen Die Feftungen nicht Lägen, nicht fo ſtark angezogen werben, 
als Diejenigen, zu deren Schub fie vorzugsmeile dienten — mit 
einem Worte: von einer allgemeinen burchaus gleichmäßigen 
deutſchen Verpflichtung fchienen viele Staaten nichts wiſſen zu 
wollen; die beherzigenswerthen Worte v. Bagernd**): „Sie (bie 
großen Mächte) zweifeln nicht, daß das franzöfiiche Befeſtigungs⸗ 
ſyſtem von den Alpen, vom Jura bi8 an Die Nordjee im Kabinet 
dieſes mächtigen Monarchen im Zufammgnbhang erwogen, geprüft 
und ſtets verbefjert wird. Wir find in felbftverjchuldetem Nach⸗ 
teil, wenn wir es nicht erfehen, nicht wahrnehmen, unfer Bundes⸗ 
und Allianz⸗Syſtem nicht jo geftalten, und fo in das Auge fallen, 
baß es berjelbigen Gombination empfänglich fei; die Leute zu 
Bayonne und Marjeille ftenern, um Lille und Strasburg feſt zu 
erhalten, und garnifoniren dort ohne Widerſpruch. Dieſelbige 
DBereitwilligfeit muß unter uns fein, wenn die Nachteile der ver: 


*) Bergl. B. Br. 1817. $. 52. Beit. 12. 
**) B. Br. 1818 $. 9. Fol. 17 ff. 
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gangenen Zeit von uns abgewendet bleiben jollen! Es gehört 
weſentlich zum Begriff der deutjchen Einheit, Die. ſonſt wur in einem 
Schall leerer Worte befteht”, — fchienen nicht beſondern Anklang 
zu finden. Doc kamen noch in der letzten Sitzung des Jahres 
1318 die vorläufigen Beflimmungen über die Bunbeöfeftungen, in 
22 88 zufammengeftellt,- als Ergebniß der Arbeiten des B. X. 
Ausſchuſſes in Militärfachen, zur Borlage*), worauf bie Bundes- 
Berfammlung den Beichluß in derjelben Sikung (12. Octbr.) 
faßte: 
„daß über Dieje vorläufigen Beflimmungen die definitive Be⸗ 
rathung am 7. Januar 1849 zu eröffnen fei, Daß die Ab⸗ 
jenbung der Officiere zu Der Lokal⸗Commiſſion zu beichleunigen 
jet und zugleich Auftructionen über Die Bildung einer Gentral- 
Commiſſion zur Prüfung der Arbeiten der Local⸗Commiſſion 
zu erbitten, und endblih, Daß diefe Inſtructionen auf 
bie bei ben zunaͤchſt übergebenden Bunbesfeftungen zur Sprache 
fommenden ©egenftände bejonders auszudehnen ſeien “ 
Darauf erfolgte am 11. Februar 1819 ein einftimmiger 
Beſchluß der Bundesverſammlung: 
„daß die über die Kriegsverfaſſung bes deutſchen Bundes 
von dem dazu angeordneten B. T. Ausſchuſſe bearbeiteten 
vorläufigen Beftimmungen über Die Bundesfeflungen im All⸗ 
gemeinen und Wefentlichen als Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Feftftellung eines gemeinfamen Vertheidigungsſyſtems 
des deutſchen Bundes angenommen wären, unb darüber 
unverzüglich ein definitiver Beſchluß gefaßt werden folle, 
nachdem nun die deßfalſigen Wünfche und befonderen Be⸗ 
merfungen zu ben weiteren Punkten noch weiter zu der im 
vertraulicher Sitzung vorgebracht, Darin erörtert und hiernächft 
an den Bundestags⸗Ausſchuß zur Zufammenftellung und allen- 
falls zu Ausgleihungsvorjchlägen gewieſen werden”, . 


*) B. Dr. 1818. $. 234. Commifl. Br. Beil. 35. Abth. B. Bundess 
fetungen u. die Beflimmungen ſelbſt. Beil. 37. CA. v. Meyer. Repertorium 
S. 546 ff. 
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Am 22. März 1819 wurbe von dem Bundestags⸗Ausſchuß 
und der Militär-Sommifftion ein umfaſſendes Gutachten verlangt, 
weldyes auch am 28. Juli 1819 erftattet wurde”); dieſes Daun 
den Regterungen zur Einfendung der Inſtructionen mitgetheilt. — 
Dieje Inſtructionen blieben nun faft ein Jahr aus, während welcher 
Zeit die Sonferenzen zu Garlsbad und Wien Statt fanden. Wir 
verzichten darauf, Diefe Verhandlungen, die wie alle anderen an 
jenen Orten gepflogenen von Rechtöwegen am Bundestage gehalten 
werden mußten, bier vorzuführen, Da, wie wir in päteren Aus 
fchußberichten jehen werden**), dieſelben in fehr überfichtlicher 
Darftellung bei der Bundesverfammlung mit anderen Ergebniffen 
ber Berathungen vorgeführt wurden. Wir würden fie, wollten 
wir fie hier aufnehmen, Doppelt vorzuführen haben. 

In der vertraulichen Sitzung vom 10. Auguft 1820 äußerte 
ber öfterreihiiche Gejandte Gr. Buol-Schauenftein: er ſei ſchon 
feit längerer Zeit bereit, zur Abflimmung über Die Militärange- 
legenheiten bed Bundes das Protokoll zu eröffnen; auch wäre er 
von feinem Hofe mit folchen Inſtructionen verfehen, die ihn in 
den Stand jegten, über alle noch unerledigten Puncte befinjtiv 
abzuftimmen; wenn indefjen der vorgeſetzte Zwed durch eine baldige 
Ausgleihung aller etwa noch beitehenden verjchiedenen Meinungen 
und Anfichten erreicht werden follte, jo könne nichts förderlicyer 
fein, als ſich Die Inſtructionen vertraulich mitzutbeilen, Die hier⸗ 
fiber bereit3 eingegangen wären. 

Es theilten fih die in Frage Fommenden Gegenftände in 
zwei Theile; der I. betreffe die Mebernahme der Bundesfeftungen 
Mainz, Luxemburg und Landau, von Seiten ded Bundes; der 
H. die Sontingentsftellung und ihre möglichfte Erleichterung. 

Zu I. fei die Kaiſerlich öſterreichiſche Geſandtſchaft auf un- 
bedingte Annahme der bei den Wiener Conferenzen entworfenen 


*) 3. Br. 1819. $. 216 Fol. 687. Beil. 48 und 49. flehe Anhang. 
=) Siehe oben. 
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Grundbeſtimmungen, fomit auf Die Uebernahme der drei Fefinngen 
Mainz, Luxemburg und Landau inftruirt. 

Zu I. jet die Kaiſerlich äfterreichifche Inſtruction bereits 
fänmitlichen Geſandtſchaften bekannt, und könne auf Verlangen 
noch vorgelejen werden. Der Präfidialgefandte beziehe ſich 
lediglich auf den Inhalt berjelben und Das Protocoll der 28, 
Wiener Gonferen;. 

Preußen erflärte, dem in ber 34. Sitzung der Wiener 
Minifterial:Sonferenzen aufgenommenem Separat-Protocolle und 
ben darin enthaltenen drei Hauptbeflimmungen unbedingt bei- 
zutreten, und wegen der Erleichterung bei der Kontingentöftellung 
mit Defterreich überein zuftimmen; fein Geſandter werbe daher 
dem öfterreichiichen Votum, mit Vorbehalt der Bemerkungen, zu 
denen die weitere Erörterung des Gegenſtandes Gelegenheit geben 
könnte, vollfommen beipflichten. 

Auch Baiern flimmte den in dem Separat-Protocolle der 
3A. Wiener Eonferenz Sigung ausgefprochenen drei Säßen, wegen 
Uebergabe und Uebernahme der Bunbesfeftungen, unbedingt bei, 
und fügte hinzu, daß es dieſen Gegenſtand mit uuter Diejenigen 
zähle, über welche man bereitd in Wien definitiv übereingefommen 
und worüber am Bundestag gar Feine Discuffion mehr ftattfinden 
ſollte. Wegen der Inſtructionspunkte behielt es fich Die nähere 
Aeufjerung für eine künftige vertraulihe Sikung vor. 

Rückſichtlich der Gontingentftelung, worüber man ſich in 
Wien auf einen Schluß nicht einverftehen konnte, obgleich von 
mehreren Seiten die Billigfeit des Verlangens der kleinen deutſchen 
Staaten, um Verminderung ihrer Truppen-Gontingente anerkannt 
wurde, wollte Baiern den Anträgen Oeſterreichs, Denen auch 
Preußen in der Hauptſache nicht entgegen und in der Weiſe bei- 
trete, wie Died in der 28. Wiener Sonferenz durch den bairiſchen 
Bevollmächtigten ſchon geſchehen jet, beitreten. 

Koͤnigr. Sachſen hatte den, von feinem Bevollmächtigten bei Den 
MinifterialeGonferenzen zu Wien sub spe rati erfolgten Beitritt zu 
den, dem Wiener Brotofolle vom 23. Mai 1820 einverleibten drei 
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Grundbeſtimmungen wegen der Bundesfeftungen genehmigt, und in 
deſſen Folge es feinen Geſandten angemwiefen, Dieß zu erklaͤren und 
nur dabei zu bemerken, daß die in dem dritten Satze jener Grund⸗ 
beftimmungen in Hinſicht der dajelbft angezogenen Verträge aus⸗ 
geiprochene Anerfennung, wie dieß der Faſſung dieſes dritten 
Punctes ohnehin gemäß fei, fich lediglich auf dasjenige befchränfte, 
was dieſe Verträge wegen der Garnifonsrechte in den benannten 
Bundesfeflungen enthielten. Auch bemerkte der Eöniglih-fächfifche 
Sejandte, Daß er fid) ad II. feine Aeuſſerung vorbehalte. 

Sannover und Braunfchweig ſprach fi dahin aus, DaB es 

ad J. den drei Grundbeſtimmungen über die Bundesfeflungen 
um jo mehr unbedingt beitrete, als felbige, als Thon in Wien 
verabredet, betrachtet werden, ihre Annahme auch die Discuffion 
über die annoch zur Juſtructions-Einholung verftellten Puncte 
feineöweges ausfchließe, über welche es feiner Zeit noch weiter 
zu erllären fih vorbehalten habe, 

ad II. ging die Anficht Hannovers im Wefentlichen dahin, daß 
die Verbindlichkeit zur Gontingentftellung für alle Bundesftaaten 
glei, fein müßte; DaB man aber geftatten follte, daß in 
dDemjelben Armeecorps durch willkürliche Verabredung 
die Stellung der Savallerie und Artillerie von einem 
anberen, zum Armeecorps gehörenden Bundesftaate 
übernommen werben dürfe, vorbehaltlich, daß derjelbe 
im Stande bleibe, feinen eigenen Berpflihtungen ein 
Genüge zu leiften, ferner, 

Daß, was die Zahl der Truppen und ihre Verhältniffe gegen 
einander betrifft, Diefe Materie ſchon nach technifchen Gründen 
erörtert und beſtimmt jei; indefjen wolle es hierunter gern dem 
öfterreichifchen Antrage beitreten, Die Zahl der Gavallerie von 
ein Sechſtel auf ein Siebentel der Truppenmafle zu feßen. 

Wichtig und enticheidend für den Fortgang der Verhandlungen 
war die Erklärung Württembergs; v. Wangenheim fagte: „Seine 
Mageität der König geht bei Beurtbeilung ber Feftungsfrage ganz 
von dem, von dem Präfidenten ausgefprochenen Sage aus, daß 
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Mainz und Landau unter den in den der Bundesverſammlung 
mitgetheilten Verträgen, Luxemburg unter den in ber Wiener 
Gongreßace enthaltenen Beſtimmungen, gewillen Staaten rechtlich 
angehören, und daß eine Abänderung diefer, Mainz und Landau 
betreffenden Beftimmungen von Seiten des Bundes rechtlich eben 
jo wenig gefordert, als derſelbe verpflichtet werben Fönne, jene 
beiden Feſtungen unter Jolden, Luremburg aber unter anderen, 
als den in der Gongreßacte enhaltenen, Beflimmungen, als 
Bundesfeftungen anzunehmen. 

Die Frage ift alſo dieſe: ob die Vortheile, welche durch Die 
Annahme der Yeltungen dem Bunde erworben werden würden, 
die Laſten aufwiegen dürften, welche, dem Begriffe eine gemein- 
famen Eigenthums gemäß, zu tragen, nady der Annahme, ihm 
obliegen würde? 

So lange die Uebergabe der Feflungen an Bedingungen ge- 
fnüpft wird, welche mit der Bleichheit der Rechte, mit dem Be- 
griffe eines wahren Geſammt⸗Eigenthums des Bundes an ben 
Bunbesfeftungen, und an der für die Erhaltung ihres Zwecks 
zu treffenden Fürforge, im Widerſpruche ſteht; fo lange kann auch 
die Annahme derjelben ſchlechterdings nicht für vortheilhaft an⸗ 
geſehen werden. 

Dem ohngeachtet iſt Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt geneigt, 
Seinerſeits in die Annahme der dargebotenen Feſtungen einzu⸗ 
willigen, wenn bie Erwerbung derſelben unter Modifieationen 
geſchehen kann, welche, obwohl fie das Gleichgewicht zwiſchen 
Recht und Pflicht nichts weniger als vollfommen herftellen, 
dennoch geeignet ſein dürften, dem Bunde einige wefentliche Bor: 
theile zu fihern, ohne von den anbietenden Gouvernements das 
Dpfer der Rechte zu verlangen, welche ihnen durch europaͤiſche 
Berträge eingeräumt worden find. Dieſe Mopdificationen find in 
folgenden Säpen ausgedrüdt: 

1. die Ernennung des Gouvernenrs und des Sommandanten 

bedarf der Betätigung des Bundes. Ehe dieſe erfolgt, 
darf der Ernannte feine Dienftfunctionen nicht antreten ; 
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wird fie verweigert, jo muß eine andere Ernennung 
erfolgen. 

Während des Kriegs ift der Oberfeldherr ermächtigt, unter 
feiner Berantwortlichfeit in dringenden Faͤllen und aus bin- 
reichenden Urfachen, die Feſtungsbefehlshaber proviſoriſch zu 
verändern, jedoch, in jo fern es möglich iſt, nur Durch einen 
Militär des ernennenden Staates, und unter ber Verbinb- 
lichkeit, der Bundesverſammlung fofort, mit Angabe der 
Gründe, Die Anzeige zu machen. 

„Es gebt aus dieſem Sabe hervor, Daß man den an- 
bietenden Staaten das Recht, den Gouverneur und den 
Gommandanten zu ernennen, nicht flreitig machen will, 
und nichts verlangt, als das fehr natürliche Recht ihrer 
Beftätigung und Unterordnung unter den Oberfeldberrn“. 
In Landau muß die Kriegsbefapung ſtets zu Ytel aus 
Badenſern oder anderen Bundestruppen beftehen. 

„Diefe Beftimmung wird verlangt, weil es, bei einer 
anderen Gelegenheit, zweifelhaft gemacht wurde, ob Baiern 
nur das Recht, nicht aber die Pflicht babe, ztel der Be- 
ſatzung aus badischen oder anderen Bunbestruppen beftehen 
zu laſſen“. 


. Der Oberbefehlähaber ift befugt, in allen Bundesfeftungen 


die Kriegsbeſatzung nad) Umfländen auch durch andere 
Bundestruppen, als Diejenigen, welche die gewöhnliche 
Beſatzung bilden, zu verftärken. 

„Diefe Forderung ift wohl in dem Intereſſe aller 
Staaten, ohne alle Ausnahme gegründet”. 


. Außer den Feſtungswerken ift auch bie ganze Dotation 


der Feflungen Mainz, Lugemburg und Landau, mit Ein- 
ichluß des Geſchützes und aller ArtillerieMaterialien, wie 
fie von den Franzoſen übergeben worden ift, Eigenthum des 
Bundes. 8 wird hier über ein, im Archiv der Bundes- 
verjammlung nieberzulegendes , Verzeichniß aufgenommen 
werben. 
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5. Die in der 50. Sigung- der. Bundesverſammlung von 
Deiterreih und Preußen verlangte Vergütung ber Vor⸗ 
Ihüfje für das letzte Approvifionement der Feſtung Mainz, 
findet nur ftatt, infofern daſſelbe noch in brauchbarem 
Stande fi vorräthig befindet. 

„Die Billigkeit dieſer Forderung leuchtet zu jehr ein, 
als daß fie eines. weiteren Erläuterung und Begründung 
bedarf“. 

6. Das in der Carlsbader Convention enthaltene Dienft- 
teglement ift nur proviforisch anwendbar, und wird bem- 
naͤchſt durch Das von der Milittärconmiflion für alle 
Bundesfeſtungen zu enimwerfende erfeßt, inzwilchen if 
ſchon jebt der Grundſatz auszufprechen, Daß der Gouverneur 
einer Bundesfeftung, in allen, auf Ddenjelben Bezug 
habenden Angelegenheiten in Friedenszeiten an die Bundes- 
verJammlung, oder an die von ihr, zur Zeitung derſelben, 
beflellte Behörde, in Kriegdzeiten aber an den Oberfelb- 
herrn zu berichten und von Daher Befchle und Weifungen 
zu erhalten babe. 

„Dieſe Korderung bezwedt nichts, als das Verhältnik 
zu beflimmen, in welchem, wenn die Feſtung irgend nur 
den Charakter einer Bundesfeſtung erhalten joll, der 
Gouverneur nothwendig zu Den Organen des Bundes, 
der Bundesverfammlung und dem SOberfeldherrn ftehen 
muß, angleich aber das gleihe Maaß für alle übrigen 
Bundesfeftungen ſchon zum voraus zu beftimmen“. 

7. Die Verpflegung und der Sold der Beſazzung liegt in 
Friedens⸗ und in Kriegszeiten den dieſelben ftellenden 
Bundesſtaaten ob; erftere wird, im Falle einer Belagerung, 
zwar aus dem auf gemeinjchaftlidhe Koften gebildeten 
Appropifionement entnommen, jedoch ift der betreffende 
Bundesſtaat gehalten, den Erſatz nad den Grunbfäßen 
zu leiften, welche für die Verpflegung der Truppen eines 
Bundesſtaats in dem Gebiete eined andern angenommen 

Erſter Theil. 39 
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werben. Bon dieſer Regel könnten jedoch vielleicht billige 
Ausnahmen gemacht werden: 

a. in Anſehung derjenigen Truppen, welche zur Seit 
eines Kriegs oder einer Belagerung, über Die zu 
Zriedengzeiten gewöhnliche Zahl zur Vertheidigung 
der Feſtungen eingelegt werden; 

b. in Anjehung aller Garnifonstruppen, wenn Die Bunbes- 
armee ganz, ober zum größern Theile, in Yeinbes 
Land flehen, und auf deſſen Koften erhalten werben 
follte, 

In beiden Fällen dürfte der, zu deren Verpflegung erforder 
lihe Verbraud einem Approvifionement jener Vergütung, von 
Seiten der betreffenden einzelnen Bundesſtaaten nicht mehr 
unterliegen. 

„Auch diefe Beſtimmung fcheint ihre Rechtfertigung in 

ſich felber zu tragen“. 

Seine Majeftät der König hat es für eine Pflicht gehalten, 
dasjenige, was Er erwartet, vor der Buflimmung zu den Grund⸗ 
beflimmungen, rein und unummwunden auszufprechen, unb glaubt 
damit das gute Vernehmen mehr gefichert, und die gute Sache 
mehr gefördert zu haben, als wenn höchſt derſelben jene Zus 
fiimmung mit dem ftillen Vorbehalte, diefe Anjprüche bei einer 
anderen Gelegenheit geltend zu machen ertheilt hätten, 

Baden behielt ſich nähere Aeußerung vor; Kurheſſen und 
Großberzogthum Heſſen befanden ſich noch ohne Auflruction. 

Dännemark, wegen Holftein und Lauenburg ıc. nahm die drei 
Grundbeſtimmungen an, und behielte fid) feine Meußerung über 
die Inſtructionspunkte und Die Frage wegen der Gontingents 
ftellung für Die nächfte vertraulide Sikung vor. 

Niederlande wegen des Großherzogthums Luxemburg ftimmt 
im Allgemeinen den, mittelit des Separat» Protokolls Ht. A. in 
der 34. Sonferenz zu Wien bereitS angenommenen, vorläufig 
gebilligten Grundzügen, Hinfichtlich der Bundesfeftungen, in deſſen 
Namen audy jetzt bei. 
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Was die in der Anlage 2 zur Beilage C. bes 33. Gonferenz- 
Protokolls enthaltenen Inſtructionspunkte von 1 bis 6 anlangt; 
fo behielt es fihy auf die ihm demnach vom Kriegsdepartement 
dariüjher unterlegt werden jollenden Bemerkungen, eine definitive 
Sukfpeidung zu erlafien, um jo mehr vor, als jene nicht eben 
von gleicher Dinglicher Art feien, ja zum Theil ſogar wuͤnſchens⸗ 
werth jchiene die betreffenden Verhandlungen in der Militär 
Commiſſion zuvor abzuwarten und Dabei in Betrachtung zu ziehen, 
als 3. B. der 6, Artifel, weldyer zugleich von der Wahl der am 
Dberrhein am zwedmäßigften zu befeftigenden Pläbe handele. 
Ueberhaupt aber blieb der König dabei: vorzüglich das wejentliche 
Intereſſe der zunaͤchſt Dabei Betbeiligten im Auge behalten zu 
wollen; eben jo es abzuwarten, was in Bezug auf die bei ber 
Uebernahme der Feftung Luxemburg zu beobadhtenden Formen in 
Antrag gebracht werben dürfte. 

Insbeſondere war jedoch der Gejandte angewiefen, ſich der 
in der 33. Wiener Minifterial-Sonferenz unter dem Buchſtaben 
D. zu Protokoll gegebenen Erklärung des bairiſchen Bevollmächtigten 
anzufchließen, in jo fern ſich nämlid im Artifel 4 daS dem ge- 
meinjamen Bunde bei Hebergabe der Feſtungen zufallende, von 
Dem den rejpectiven Landesfürſten zuftändigen und zu verbleiben 
habenden Eigenthumsrecht, auseinandergeſetzt befinde. 

Die großherzoglich und herzoglich ſächſiſche Häufer erklärten, 
daß fie zu dem Wiener Separat-Protofolle vom 23 Mai Beilage 
4 zum Protokolle der 34. Sigung ihre Zuftimmung gäben, jedoch 
bei dem Wunfche ftehen blieben, daß, zur Herftellung und Er⸗ 
richtung der Bundesfeſtungen, nur. Die von dem Betrage ber 
franzöfiichen Gontribution dazu bereits beftimmten Gelder ver- 
wendet und von den deutſchen Bundeöftaaten Teine weitere Bei⸗ 
träge dazu gefordert werben möchten. 

Was aber die Gontingentftellung betreffe, jo wollten fie den 
Hundertften und reſp. zweihundertiten Theil ihrer Bevölkerung, 
gleich den größeren Staaten, zur allgemeinen Vertheidigung, unter 
den Borausjeßungen beftimmen, |o 
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1. das Verhältni der den Sontingenten ber mindermädhtigen 
Staaten beizugebenden Gavallerie zu der Geſammtzahl 
des Gontingents auf eins zu acht beftinmt, hiernaͤchſt 

2. ber Orundfag anerkannt werde, daß jeder größere Bundes- 
ftaat berechtigt fet, für jeben der mindern, aud) für Minen 
ſolchen, deſſen Gontingent nicht mit dem Gontingente bed 
größeren Staates in einem und demſelben Hauptcorps 
vereinigt fei, Die Vertretung in Hinficht der dem minder 
mächtigen Staate zugetheilten Cavallerie- und Artillerie 
Gontingente (unter Zutheilung an die Divifton, zu welder 
das Gontingent gehört) und unter folden Bedingungen 
zu übernehmen, welche durch eine freie Uebereinkunft zwifchen 
dem vertretenden Staate und demjenigen, welchen er 
vertrete, feftgejeßt werden würden; 

3. auch den mindermädhtigen Staaten freigelaffen bleibe, die 
ihnen zugetheilte Gavallerie und Artillerie in der Maſſe, 
bloß darauf reducirt, in Infanterie zu flellen, daß für 
einen Gavalleriften zwei, für zwei Artilleriften aber brei 
Sinfanteriften von ihnen geftelt würden. 

Sobald diefe leßteren Beftimmungen angenommen fein würben, 
wollten fie unvermweilt erklären, welche Fürften von ihnen die &avallerie, 
vertreten durch eine größere Macht und durch welche, und welche 
von ihnen ihr ganzes Bontingent an Infantrie, Gavallerie und 
Artillerie bloß in Infantrie, nach dem gedachten Verhaͤltniſſe, 
ftellen würben. | 

Naſſau trat in Anſehung der beiden Feftungen den Grunt- 
beftimmungen Anlage lit. C. der 33. Wiener Gonferenz-Sigung 
bei; desgleichen wegen Gontingentitellung, ben Anträgen des 
Wiener Ausfchuffes über dieſe Materie. 

Der mecklenbur⸗ſchweriner und ftreliker Gejandte hatte der 
Minifterial-Bonferenz zu Wien wegen der Bundesfeftungen nidht 
mehr beigewohnt. Die beiden Höfe flimmten jedoch zu, daß die 
dort benannten brei Pläbe nad) dem Wiener Separat:Protofolle 
als Bundesfeftungen nunmehr ohne Verzug zu übernehmen wären, 
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unter der allerdings gerechten Vorausſetzung, daß, in jo weit bie 
Hilfsmittel und Koſten nicht bereitS durch die völferrechtlichen 
Verträge gegeben und angewieſen worden, Die Verbindlichkeit zur 
Herftellung und Unterhaltung folcher Bundesfeftungen noch weiter, 
nach ber Verſchiedenheit und den befonderen Verhältnifien einer 
jeden berfelben, beitimmt und von Bundeswegen vereinbart werbe. 

Als Modalitäten und Formen, wie ſolches zu bewerfftelligen 
ſein dürfte, fänden fi in demjelben Conferenz⸗Protokolle gewiſſe 
Snfructionspunfte bezeichnet, Damit inzwiſchen und vor einer 
foldyen Uebernahme der Bundesfeftungen noch die Militaͤr⸗Com⸗ 
miffion von ber Bundes⸗Verſammlung veranlaßt werden möchte, 
ihr die deshalb ausgearbeiteten Entwürfe zur Berathung und 
Genehmigung zu unterlegen. Gin ſolches Gutachten würde daher 
zunähft von der Militär⸗Commiſſion zu begehren fein. 

Die Eontingentftellungen feien bei den Wiener Gonferenzen 
aur in Hinfiht einer thunlichen allgemeinen Erleichterung zur 
Sprache gefommen. Den Anträgen des 8. Gonferenz-Ausfchuffes 
habe in tem Betreffe auch Medlenburg beigeftimmt, und es hege 
noch gegenwärtig den Wunfch, daß die hierin vorgefchlagenen 
Grleihterungen allgemeinen Eingang finden und Mobdificationen 
in den bereitö am Bundestage verhandelten Grundzügen über 
Die Organifation des Bundesheeres beiwirfen möchten. Wenn 
es jedoch wichtig und nötbig erjcheine, dieſen wefentlichen Theil 
ver organischen Einrichtungen des deutjchen Bundes nicht Tänger 
ungewiß und unbeftimmt zu laſſen; jo werde von Seiten Mecklenburgs 
auch denjenigen Beichlüffen zugeſtimmt werden, woburd den in 
der A, Bundestagd-Sigung vom Jahr 1819 im Wejentlichen und 
Allgemeinen angenommenen Grundzügenzıc. hier im Verfolge nur 
noch die weitere Ausführung zu geben fein werde. — Holftein- 
Didenburg, Anhalt und Schwarzburg erklärten in Betreff der 
Bundesfeftungen: daß fie den Grundbeflimmungen in Anjehung 
Ter drei Bundesfeftungen Mainz, Landbau und Luxemburg im 
Allgemeinen beiftimmten, aber zugleich vorausjeßten, Daß die 
Abſicht nicht fei, unbeftimmte fortwährende Laften Dadurch deu 
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Bundeöftaaten aufzubüirden, und fie in dieſer Hinficht Dafür hielten, 
daß die Beichlüffe über die Inſtructionspunkte Das Nähere zu 
beftimmen haben würden, wie fie denn auch infonderheit Darauf 
antrugen, daß die vorhandenen disponiblen Fonds allein und 
ohne weitere Beiträge der Bundesglieber für die Bundesfeflungen 
verwenbet werben mögen. Auch bielten fie dafür, dag, nad) An- 
leitung ber Inſtructionspunkte, Die Verhältniffe ber Bundesfeftungen 
und ihrer Bejagungen zum Bunde aufs Genaufte zu beſtimmen, 
infonderheit die Beſatzungsrechte des Bundes in Kriegszeiten 
vollfommen ficher zu ftellen feien. 

In Betreff der Sontingentftellung erklärten fie fi für den 
Bertrag des Wiener Ausſchuſſes fiber Diefen Gegenftand für bie 
Borftellungen und Anträge des großherzoglich« und herzoglich 
ſächſiſchen Bevollmächtigten zu Wien, jo wie für bie fo eben 
mitgetheilten Inſtructionen des großherzoglich- und herzoglich⸗ 
ſächſiſchen Bundestagsgeſandten, Hofften au), daB eine 
gemäßigte Einrichtung bed Friedensftandes des Bundesheeres zu 
allgemeiner Zufriedenheit um jo mehr noch werde erreicht werben, 
als den minbermächtigen Staaten gewiß nicht wolle zugemuthbet 
werben, im Frieden Laften zu übernehmen, weldye, nad) ihrer 
vollen Ueberzeugung, den Ruin ihrer Lande nad) fich ziehen und 
die Unzufriedenheit Der Untertbanen erregen, zugleich aber Diejelben 
unfähig machen würden, im Sriege zu leiften, was alsdann die 
BVertheidigung des Vaterlandes wirklich erfordern dürfte. 

Bon der 16. Stimme genehmigte Lichtenftein, Eigntaringen 
und Kippe die drei Säge über die Grundbeſtimmung wegen 
Uebernabme der Feſtungen. Schaumburg-Lippe fchloß fich ber 
Majorität mit den Wunfche an, daß Feine zu bedeutenden Laften 
deßfall zu übernehmen fein möchten. 

Neuß, jüngere Linie, genehmigte die in Wien gejchehene 
vorläufige Annahme, unter folgenden Modificationen, baß fein 
Koftenaufwand übernommen werde, welcher nicht als unbedingt 
nothwendig anerfannt werde, und der Geſammtheit wirklich obliege, 
auch bei der Dotation und Herftellung nicht in Anſchlag gebracht 
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werde, was im weiteſten Ginne, zum Unterhalt der. Garniſon 
gehöre, und daß dieſer vielleicht allein von denjenigen. getragen 
werde, welchem das Garniſonsrecht zuftehe. 

Reuß ältere Linie, Hechingen und Waldeck hatten noch nicht 
inftruirt. 

Sn Bezug auf das Kontingent inhärirte Lichtenflein den von 
Herrn von Marſchall in Wien ausgebrüdten Wünfchen, unp 
Schloß ſich den Voten der Jächliihen und anhaltinischen Häufer an. 

Neuß ältere Linie meinte, daß jeder größere Stagt bererhtigt 
fein möge, für jeden Fleineren Staat, auch wenn derſelbe nicht 
nit ihm in einem Armeekorps vereinigt wäre, nad) einer zwifchen 
beiden abzujchließenden freien Webereinfunft, die Stellung von 
Gavallerie uud Artillerie zu übernehmen und verlangte, das 
Berhältniß der Cavallerie der mindermächtigen Staaten zu ihrer 
Jufanterie möge wie 1 zu 8 feflgejeßt werden. Werbe das 
Erftere nicht gebilligt, jo möge zugeftanden werben: 

a. daß jeder kleinere Staat ſeine Savallerie in natura ftellen, 

ober 

b. für jeben Gavalleriften zwei Infanteriften ftellen, wie auch 

c. zwei Artilleriften mit Drei Infanteriſten ablöfen dürfe. 

Neuß jüngere Linie ſchloß ſich Tediglich dem Vote der groß 
herzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Häufer, jowohl in pleno, als 
in der engeren Verfammlung an. 

Schaumburg-⸗Lippe ſchloß fich Den berzoglichlich ſaͤchſiſchen, 
nofjauischen und anderen Votis an, welche eine Erleichterung in 
der Goutingentftellung bewirken wollen. 

In specle wünſchte es, daß eine gänzliche Befreiung von 
Cavallerie und Artillerie, ohne dafür Geldbeiträge zu leiften, 
oder mehr Infanterie zu ftellen, erreicht werde, oder daß wenigſtens 
ein möglichft gelindes Verhältniß ftipulirt werden möge, und Daß 
Das Stiljchweigen in Betreff der Artillerie jo zu betrachten jei, 
Daß die Eleineren Staaten davon frei bleiben jollen; endlich daß, 
da die Stellung der Cavallerie und Artillerie In natura den 
fleineren Staaten nicht wohl verwehrt werben könne, der Daraus 
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entſtehende militaͤriſche Liebelftand auf die Feſtſtellung billiger 
Grundfaͤtze wirken möge. 

Hechingen, Sigmaringen, Walde und Lippe waren nod 
nicht inftruirt. 

Die freien Städte, Kübel, Frankfurt, Bremen und Hamburg 
hatten ihren Gefandte angewiefen, was die in Wien vorge 
Khlagenen drei Punkte in Hinficht der Uebernahme der Bundes⸗ 
feftungen betrifft, denſelben vollfommen beizutreten, wobei fie 
jedoch Binzufügten, Daß es fi) von felbft zu verflehen ſcheine, 
daß mandhe, die Ausführung betreffende Punkte, weldye noch eine 
nähere Beftimmung erforderten, noch einer nähern Grörterung 
unterworfen würden, 

- Schon am 17. Auguft 1820 wurden die Verhandlungen in 
vertraulicher Sigung forgeführt. Graf Buol-Schauenftein eröffnete 
diejelben mit einem Vortrage über den Geift und Inhalt Der 
Wiener Gonferenzen, fomit fie auf die Militär-Angelegenbeiten 
Bezug hatten. Er fagte' 

Sn dem in der 33. Gonferenz von dem Herrn Fürften 
von Metternich, Namens des fiebenten Ausjchufles, gemachten 
Bortrag über die Bundesfeftungen, wurden ausdrüdli und ohne 
baß dawider in pleno Etwas erinnert worden wäre, die Gegen: 
fände in zwei Claſſen getheilt, wovon Die Grfte, Die in Wien 
ſchon audzufprechenden Sätze, die Zweite foldhe Inſtructions⸗ 
punkte enthielt, welche, als nähere Entwickelung und Anwendung 
jener Grundfäge, erſt nach Frankfurt verwieſen werden ſollten. 

Zu der erſten Claſſe gehörten die Drei Grundbeſtimmungen 
über die Feftungen. Bei der Umfrage gab Preußen, Baiern, 
jei Zuftimmung zu denſelben. Sachſen erklärte fi sub sperati 
zu der Annahme, unter der Vorausſetzung, daß unter den sub 
No. 3. berührten Verträgen, nur die dem koöniglichen Hofe bereits 
befannten zu verftehen feien; eben dieſes erflärte Kurheflen, und 
wurde auf diefe Bemerkungen aller Zweifel durch ausprüdliche 
Bezeichnung, daß unter den Verträgen nur die in der 50. Bunbes- 
tagsſitzung vom Jahr 1818 vorgelegten zu verftehen feien, gehoben; 
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ber daniſche Geſandte trat den Grundbeſtimmungen bei; ber 
handverifhe und braunfchweigiiche, der niederlaͤndiſche, der. groß- 
berzoglich badiſche, und der großherzoglich⸗ und herzoglich-fächfifche 
waren mit den Grundbeflimmungen einverftanden, der großhers 
zoglich heifiiche, trat sub spe rati Bei, Der naſſauiſche, trat unbes 
dingt aber für die ſechszehnte Curie sub spe rati bei; ber Senator 
Hach, für die freien Stäbte, sub spe ratl. — 


Der würtembergijhe erklärte feine Auftimmung nicht nur 
blos sub spe rati, fondern aud mit Vorbehalt verfchichener, 
sub E. gemachten Bemerkungen, und wurde hierauf in dem von 
allen Anmwefenden unterzeichneten Separat-Brotofolle der 34. Con⸗ 
ferenz Litt. A, erklärt, daß die drei Grundbeſtimmungen von ben 
in Wien vereinigten Bevollmächtigten, theils definitiv, theils 
unter voransgefeßter Genehmigung ihrer Gommittenten, als 
Grundbeftimmungen angenommen worben find. Es iſt alſo klar, 
daß jeßt die Gefandten ber Höfe, welche sub spe rati beigetreten 
find, Koͤnigreich Sachſen, Würtemberg, Kurheſſen, Großherzogthum 
Heſſen, die 16. Curie, die freien Städte, fo wie die, deren Be 
vollmädhtigte zu der Zeit nicht mehr in Wien anweſend waren, 
wie Medtenburg und die 15. Curie, befugt find, den Beitritt 
ihrer Staaten zu erflären, wie dieß der königlich=fächfiiche, 
medlenburgifche und bie Gejandten der 15. und 16. Curie bereits 
gethan haben, oder ihn zu verweigern. Allein der Antrag daß 
diefe drei Punkte fein Gegenftand weiterer Discuffionen bier 
werden follen, ift ohne Widerrede von Allen in Wien anmwefenden 
angenommen, und feheint mir Daher als eine verbindliche Vorfchrift 
betrachtet werden zu müfjen: es fcheint auch dieſer unbedingte 
Beitritt um fo mehr mit Recht erwartet werden zu koͤnnen, als 
in dem Vortrage felbft gleich erflärt worden, daß die Inſtructions⸗ 
punkte, welche die nähere Entwidelung und Anwendung der 
Grundbeflimmungen enthalten, nad) Krankfurt verwiejen feien, 
mithin, jobald ein Staat nur mit der Grundlage der drei Säße 
einverftanden ift, ihm, diefer Annahme ungeachtet, Die Discuflion 
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über die: zur Entwidelung und Anwendung derſelben Dienenden 
Inſtructionspunkte dennoch vorbehalten bleibt, 

BGraf von BuokSchauenftein, fügte Diefem Votum als prä- 
ſidirender Gejandte hinzu: Nach dieſer Darftellung Tönne fein 
Zweifel mehr über die Richtigfeit feines Antrags, die Töniglid- 
wärtembergifchen Bemerkungen über die Grunbbeflimmungen, 
lediglich ad referendum zu nehmen, beftehen. 

Dadurch habe jedoch die faiferlich-öfterreihiiche Geſandtſchaft 
feineöweges ben Rechten ihres allerhöchften Hofes Etwas vorgeben 
fönnen, Rechte, welche zur Folge hätten, daß Sr. Majeftät der 
Kaifer fih nur unter Diefen Orundbeflimmungen und 
unter feinen anbern Bedingungen zurllebergabe ber 
Bundesfeftungen verffünden. Es hänge, nad) Maaßgabe 
ber Wiener Conferenz Beflimmungen, nicht mehr, von der kaiſerlich 
Tönigliden Prafidialgefandtihaft ab, die Spnftrnctionspunfte 
früher zur Erörterung vorzutragen, als die Frage, wegen Annahme 
ben Orundbeftimmungen; auch unterliege es eigenen Anftänden, 
die Militär-Sommifjion der hohen Bundesverfammlung früher 
über die Modalitäten, welche bei Uebernahme der Feſtungen zu 
beobachten feien, zu befragen, als die Uebernahme felbft beſchloſſen 
jei; Prafidium ſei daher allerdings berufen und berechtigt, in 
ber nächften förmlichen Sigung zur Abftimmung und Beſchluß⸗ 
nahme über die Annahme der Grundbeftimmungen wegen ber 
Bundesfeftungen zu fchreiten, und wenn noch eine oder die andere 
Geſandſchaft fi das Protocol offen behalten follte, woraus, 
nad) Maasgabe der Geſchaͤfts-Ordnung, folgte, daß erft in der 
nacht folgenden Sigung der Beſchluß gezogen werben fönnte, 
die heutige, bisher vertrauliche Sitzung für die Eröffnung des 
Protocol zu erklären. 

Preußen fand die Darftellung des Brafidiums den Wiener 
Conferenzen vollkommen entjprechend. Ebenſo Baiern, welches 
noch, daß bie Darftellung aud) den von dem baieriſchen Bevoll⸗ 
mächtigten hierüber erftatteten Berichten vollkommen angemefjen 
jei, glaube, daß dieſer Gegenftand um fo fehneller zu erledigen 
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fei, al8 Dadurch erſt Die Militärs-Bommifjion der Bundesverſamm⸗ 
lung in den Stand geſetzt würde, die zur Einleitung ber Ueber⸗ 
nahme der Bundesfeſtungen nöthigenVorfchlägezuentwerfen. Sachſen 
und Hannover ſtimmtenwie Preußen. Würtemberg (v. Wangenheim): 
äußerte ſich aber wieder ablehnend und zwar folgendermaßen 
„Stand der Sache: durch Vertraͤge an welchen der Bund keinen 
Theil genommen, find gewiſſe Feſtungen zu Bundesfeſtungen be: 
flimmt worden. Das Recht des Bundes, dieß Anerbieten aus⸗ 
zufchlagen, ift anerkannt. 

Da, quid jure suo utitur neminem offendit, fo entiteht bie 

Frage: 
Sit es dem Bunde nuͤtzlich, die angebotenen Feſtungen unter 
den Bebingungen, welche jene Verträge feftjeßen, anzu⸗ 
nehmen, oder ift es räthlicher, das Anerbieten abzulehnen ? 

Es bedarf nur eines flüchtigen Blickes in jene Tractaten, nm 

ſich zu überzeugen, daß ber Bund, bet ber Annahme ber auger 
botenen Feſtungen nur Laften übernimmt, und feine anderen 
Vortheile erlangt, ald Die, welche in der Natur gewiſſer Uniftände 
liegen, und die verfchwinden, jo wie ſich dieſe Umſtände ändern. 
Sindefien will Württemberg dennoch in die Annahme des 
Anerbietend auch ſeinerſeits willigen, es will auch ſeinerſeits die 
Laften mittragen, wenn gewifle Bedingungen anerkannt werden, 
die es nicht für fein Privat-Intereſſe, fondern für das Intereſſe 
des Bunded machen zu müſſen glaubt; werden biefe Beitimmungen 
nicht anerfannt, fo will es für feinen Theil zu der Uebernahme 
jener Feltungen nicht mitwirken. | 
Nun wurde gejagt: Württemberg fönne die Grundbeſtimmungen 
über die Bunbesfeftungen annehmen, und feine Beftimmungen zu 
feiner Zeit dennoch geltend machen. 
Es kommt alfo darauf an: 

1. 05, nachdem die Grundbeflimmungen angenommen fein 
werben, dies rechtlich wirklich noch der Fall fein wird ? 
dieſe Meberzeugung babe ich nicht, und ich Fann fie mir 
nur verschaffen, wenn man mid fiber die rechtlichen Folgen 
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belehrt und berubigt, welche die Annahme der Grund» 

J beſtimmungen auf die Bedingungen der wirklichen Ueber⸗ 
nahme der Feſtungen, und auf bie daraus wieder hewor⸗ 
geheuden Rechte und Verbindlichkeiten nach ſich zieht, oder 
nicht nach fich ziehen ſoll? — und 


2. ob es, wenn, bei fpätern Verhandlungen darüber, die von 
meinem Hofe gewünjchten Beſtimmungen nicht anerfannt 
werben, diefem dann, wie jeßt freiftehen wird, an 
der Mebernahme der Bundesfeflungen Theil zu nehmen 
oder nicht ? 


Biis diefe beiden Fragen entweder bejaht oder verneint find, 
und die Antwort ald eine bindende anerkannt ift, fann ich eben 
jo wenig fagen, daß ich den Grundbeitimmungen für meinen Hof 
beitrete, als icy jagen fann: daß ich ihnen nicht Beitrete: 

Daher muß ih im Namen meines Hofes darauf antragen, 
daß darüber die Regierungen berichtet werden”. — 

Die beiden heſſiſchen Geſandtſchaften, und zum Theil aud 
jene zur Führung der jechözehnten Stimme, hoffen die Inſtructionen 
bis zur naͤchſten Sikung zu erhalten. 

Alle übrigen Gefandtichaften finden die Zufammenftellung 
Praͤſidii den Wiener Verhandlungen vollfommen entiprechend. 


Der Töniglich = württembergifche Geſandte Aufferte hierauf 
weiter: 

Sp wie mein Hof gern jede Form einer Erläuterung genehm 
halten wird, welche die Sache nicht verlegt; jo muß idy mir 
vorbehalten, den umftändlichen Vertrag des hohen Präſidii 
ſchleunig zur Kenntniß meines allerhoöchſten Hofes zu bringen, 
und hoffe Darauf binnen acht Tagen, wo die Abftimmung in ber 
Plenarfigung vorgenommen werben fol, mit Jnuſtruction 
verjehen zu jein; follte dies aber nicht der Fall fein, jo muß 
ich nad) dem Geifte der mir ertheilten Inſtruction, obige 
Erflärung zu Protocol geben. 
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In derſelben vertraulichen Sitzung wurben die Berfamm- 
Iungen über die GKontingentftellung fortgefeßt, welche in ber 
Sigung vom 10. Anguft 1820 begonnen hatten (S. 604). 

Defterreid, gab in völligen vorher feftgeftellten. Einvernehmen 
mit Preußen folgendes Votum ab: 

1. Das Berbältniß der Gavallerie des Bundesheeres wirb 
von ein Sechötel der Geſammtheit des Gontingentd auf 
den fiebenten Theil dieſes Gontingents feftgelegt, und es 
bleibt dabei denjenigen Bundesflaaten, die noch Feine 
ſchwere Reiterei errichtet haben, oder nicht errichten wollen, 
überlaffen, blos leichte Neiterei zu flellen. 

2. Bundesftaaten, deren Gontingente überhaupt nur ein 
Regiment oder weniger betragen, ift außerdem noch über- 
laffen, nach der deßhalb ein für allemal am Bundestage 
abzugebenden Erklärung, anftatt der eigenen Gavallerie 
bloß Infanterie zu ftellen, wogegen fie al8dann den 
größeren Mitgliedern der Divifion, welche für fie ben 
Antheil der Savallerie übernehmen, die mehreren Koften 
für die Errichtung und den Unterhalt der Gavallerie nach 
einen billigen Anfchlage zu vergüten haben. Kann unter 
den Mitgliedern der Divifion Teine Vereinbarung hierüber 
zu Stande fommen, jo darf jolche Uebernahme der Gavallerie 
auch noch von einem anderen Bunbesftaate, je doch immer 
unter Zutbeilung an die Divifion, wozu das Gontingent 
gehört, geichehen. 

3. Würden Bunbesftaaten es vorziehen um eine gehörige 
Militär-Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie ein 
Regiment oder ein Bataillon, von bloßer Infanterie bilden 
zu können, anftatt ber gedachten Abloͤſung viel mehr drei 
infanteriften für einen Gavalleriften zu ftellen; fo foll 
ihnen ſolches auf ihre desfallfigen, ein für allemal ent 
ſchiedenen Erklärungen am Bundestage frei ftehen, in der 
Art, daß alsdann entweder ein anderes Mitglied der 
Divifion nad) der mit diefem Bunbesftaat zu treffenden 
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: Berabredung, in eben dem Berhältnifie Die Kavallerie fteilt, 

und fo viel Infanterie in Abzug bringt, oder fonft bei 

diefer Divifion überhanpt um eben fo viel mehr Infanterie 
und weniger Gavallerie geftellt werden darf. — 


4. Die Militär-Commiffion der Bundesverfammlung iſt anzu⸗ 
weifen, daß fle, auf der Baſis der hier vorgefchlagenen 

Erleichterungen, die ihr aufgetragene Arbeit vollenden möge. 

Alle übrigen, ſowohl in den befannten Grundzügen über 

die Militär-Verfaſſung des deutſchen Bundesheeres, als 

"auch in den Protocollen der gegenwärtigen Militär-Eommifjion 

enthaltenen Beftimmungen über das Bundesheer, werden 

im Allgemeinen volfommen angenommen, und die Militär: 

Eommiffion beauftragt, in diefem inne die nöthigen 

Reglements zu entwerfen. 

Darauf äußerte fih Baiern: Ueber einige Fragen in Hinficht 
auf die Gontingentftellung befteht noch eine Verſchiedenheit der 
Anfichten, worüber, da in den Minifterial-Gonferenzen zu Wien 
eine Vereinbarung nicht getroffen wurde, Die weitere Verhandlungen 
an den Bnndestag gewiejen, und zu ſolchem Ende das Protokoll 
eröffnet iſt. 

Bon Seiten der föniglich-baierifhen Regierung ift man der 
Meinung, daß die bereits gefaßten Bejchlüffe in den Hauptſachen 
aufrecht zu erhalten wären, und man tritt daher der öfterreichifchen 
Abftimmung, mit weldher au die preußifche ganz zujammentrifft, 
unter folgenden Bemerkungen bei: 

1. Der eigentliche Beftand des Kontingent wäre auf den 
bundertften Theil der in dem Bundesmatrifel angegebenen 
Devölferung feftzufeßen, und in diefer Zahl alle Waffen⸗ 

-.., gattungen zu begreifen. 

2: Die Referve wäre auf den zweihundertfien Zheil der Be⸗ 
völferung zu befchränten, diefelbe aber zur Ergänzung auf 
vorgängigem, Bundesſchluſſe, Dergeftalt in Bereitfchaft zu 
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halten, daß foldde in Zeit von jechs Wochen nach erfolgten 
Bundesbeichlufle ausrüden und unter den Befehl des Ober- 
feloheren tteten könne, fobald die Truppen das Lund ver⸗ 
laffen, oder in die eigentliche Activ⸗Armee einräden. 

Die weitere Ausdehnung der Referve wäre nicht auszu⸗ 
fprechen, und hiernach die Paragraphen 5. 7. 36 u. 40 der 
Grundzüge zc. abzuändern. 

4. Das Verhältnig der Neiterei wäre auf den fiebenten Theil 
des Contingents feftzufeßen, und dabei denjenigen Staaten 
weldye feine fchwere Reiterei haben, zu überlafien, bios 
leichte Neiterei zu ſtellen. 

5. Den Meineren Staaten, wäre in Hinficht des Verhaͤltniſſes 
der Waffengattungen alle Erleichterung zu gewähren, welche 
ohne Nachtheil für den Zweck ftattfinden kann. 

6. Jedoch wäre der Erfaß der für fie zu flellenden Steiterei 
und Artillerie in feinem Falle von einem nicht in derfelben 
Diviflon oder wenigftend in demfelben Armee⸗Corps be- 
findfichen Bundesgliede zu übernehmen. 

7. Wenn fi) die zu einer Divifion vereinigten Bundesftaaten 
über die Stellung der NReiterei und des Gefchübes nicht 
vergleichen fönnen, bitte Die Bundesverfammlung vermittelnd 
einzuwirken. 

8. Es wäre jedem Bundesſtaate zu überlaſſen, ſeinen Antheil 
zu dem Belagerungspark in natura zu ſtellen, wie ſich dann 
Baiern für das flebente Armee-Eorps hierzu bereit erklaͤrt. 

9. Im Uebrigen wäre e8 bei den Grundzügen, und den hierauf 
Bezug habenden Beſtimmungen zu belafien, nnd nunmehr 
der Militär⸗Commiſſion anf Diefe Grundlage die weitere 
Ausarbeitung und Begutachtung aufzugeben. 

Königreich Sachſen fagte: Für das Königreih Sachen wird 
in vertranlicher Sigung über die Erleichterungen bei der Eontin- 
gentftellung, unter hauptſächlicher Zugrundelegung der Anträge des 
achten Ausfayufies bei den heutigen Minifterial-Gonforenzen zu 
Wien, ingleihen des in der 28, Sigung daſelbſt von dem Herrn 


nd 
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Fürften Metternich desfalls abgegebenen Boti, dahin vorläufig 
abgeſtimmt: 


4, 


2. 


Das ordentlie Kontingent eines: jeden Bunbesftaats, 
welches derfelbe anftreiibarer Mannfchaft zu ftellen bat, be- 
trägt überhaupt den bundertften Theil feiner in der Bundes- 
Matrikel bezeichneten Bevölterung. 

Hierunter find alle Baffengattungen begriffen. 


3. Das Derhältnip der Cavallerie wird nis Negel bei den ge 


mifchten Armee⸗Corps auf den achten Theil des Eontingents 
in Antrag gebracht; follte jedoch die Mehrheit den ficbenten 
Theil vorziehen, jo würde man auc hiermit fich einzuver- 
fteben geneigt fein. 


Denjenigen Bundesftaaten, welche noch feine fchwere Reiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibt überlafien, 
bloß leichte Neiterei zu ftellen. 


4. 


Bundesftaaten, deren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder weniger betragen, ift außerdem noch über- 
fafien, injofern, wie weiter unten sub 7 nüher erwähnt 
wird, fie hierunter eine Bereinigung mit einem andern 
Bundesftaate treffen, nach der deßhalb ein für allemal am 
Bundestage abzugebenden Erklärung, anflatt der eigenen 
Eavallerie, bloß ihre Infanterie zu ftellen; wogegen fie ' 
alsdann denjenigen Bundesgliedern, welche, in Zolge der 
mit ‚diefen getroffenen Uebereinkunft, für fie den Antheil 
der Savallerie übernehmen, die mehrerern Koften für die 
Errihtung und den Unterhalt der Cavallerie nad) einem 
billigen Anfchlage zu vergüten haben. 


. Würden Bundesftaaten, um eine gehörige Militär-Abtheilung 


von einerlei Waffengattung, eine Brigade, ein Regiment, 
oder ein Bataillon, von bloßer Infanterie bilden zu fönnen, 
e8 vorziehen, anftatt der in dem worhergegangenen Punkt 
bemerkten Ablöfung mehrerer SInfanteriften für einen Ca⸗ 
valleriften in verhältnißmäßiger Anzahl zu fiellen, und 
darüber eine Bereinigung mit einem andern Bundesgliede 


625 


dahin treffen, daß leßteres in: eben. dem: Verhältniß die 

Cavallerie teilt, und bei feinem Gontingente die von dem 

kleinern Bundesgliede geſtellte Mehrzahl an Infanterie in 

Abzug bringt, ſo ſoll dieß auf diesfallfige, ein für allemal 

am Bundestage abgegebene Erklärungen. frei ſtehen. 

6. Für die Artillerie iſt das Verhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Geſchuͤtz für jedes taufend Mann des ausrückenden 
Heeres gerechnet wer:en. 

Zur Bedienung des Geſchützes find im Durchſchnin 36 
Mann auf jede Piece zu rechnen®). “ 
Staaten, welche feine ganze Batterie zu fiellen haben, ſteht 
frei, wegen der Artillerie-Stellung für ſie, in dem Maaße, 
wie dieß in dem vorſtehenden vierten und fünften Punkte wegen 
der Caoallerie enthalten, eine Uebereinkunft mit einem 
groͤßeren Bundesſtaat zu treffen. 

7. In Beziehung auf die, in dem vierten, fünften und fechsten 
Bunkt nachgelafjene Stellung der Eavallerie und. Artillerie 

; für Beinere Bundesſtaaten, iſt jedoch feſtzuſetzen: 

a. dieſe Stellung kann, (wie dieß auch beteitd von der 
Militär: Gommiffion in ihrer .15. Sikung vom 9. Juni 
1819 als nothwendig anerkanat worden ift) lediglich von 
einem zu eben derjelben Dinifion, oder. wenn eine Ueber: 
einkunft in derſelben nicht fkattfindet, wenigſtens nur von 

. einem. zu eben demfelben Armee-Eorps gehörigen Bundes: 
.ftante übernommen. werden ; 

b. die diesfalls getroffene Uebereinkunft ift von beiden 
Theilen der Bundesverfammlung anzuzeigen: 

e. letztere hat alsdann Über die genaue Befolgung derfelben 
fortwährend zu wachen; 


"0 Ir den Grundzügen waren: 5. 16. 31: Mann angenommen, die 
Mititär-Gommiffion hat jedoch in der Folge. 36 für möthig eradpiet. 
Erſter Theil. 40 
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. :d. da eine ſolche Stellung. fir einen anderen Bundesſtaat 


nur in Folge einer zwiſchen beiden flattfindenben frei: 
willigen Mebereinfunft eintreten kam, fo folgt hieraus 


2. von ſelbſt, daß, wenn diesfalls eine Vereinigung, ent 


weder überhaupt, oder wegen des Betragd der im 


 . ; vierten Punct erwähnten Vergütung, ober wegen bes in 


Folge des fünften Punkts anzunehmenden Berhältnifies 
der Gavalleriften zu den Sinfanteriften, wider Berhoffen 
nicht zu Stande kommen, und die wegen ber zulegt 
erwähnten Bunte beitehende Differenz nicht etwa Durch 
Bermittelung oder ſchiedsrichterliche Entſcheidung bei der 
Bundes: Verſammlung zur Erledigung zu bringen fein 
jollte, der Tleinere Staat fein Gontingent auh an 
Gavallerie und Artillerie in dem, vermittelft der annoch 
definitiv feftzuftellenden Orundzüge für Die geſammte 
Bundesftaaten, im Allgemeinen zu beftimmenden Maaße 
zu ftellen haben würde. 


8. Ph Stellung: des Belagerungs- Parks werben diejenigen 


Bınıbeöftanten, welche eigene Armee-Corps bilden, ober 


auch bereits mit ſolchen Parks verfeben find, für ben 


Bund zu: übernehmen ſich geneigt finden laffen; jedoch in 
ber. Art, daß die noch näher zu beflimmenden Koften für 


den Gebrauch ſolcher Parks im Kriege auch von bem 


. 
= 


— 


10. 


ganzen Bunde nach der Matrikel getragen werden. 


.Außer dem beſtimmten hundertſten Theil zum eigentlichen 


Sontingent, wird auch noch ber zweihundertſte Theil der 
DBevölferung, ald Referve, nur zur Ergänzung des all» 
mähligen Abganges und zur fortwährenden Inſtandhaltung 
im Stiege nad Bedarf ausgehoben, und in die dazu 


erforderliche Bereitſchaft gehalten werben, 


Weitere außerordentliche Anftrengungen und — 
ſtellungen werden nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde und 


. dem jedesmaligan Bedüͤrfniſſe, von der Bundes⸗ Verſamm⸗ 


[ung a beichließen fein. - 
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11. Die Militär» Gommiffion. oii angewieſen werben, auf 
biefer Bafis vie bisher! proviforifäh aufgeftellten Grund⸗ 
jäbe weiter auszuarbeiten, und die in Folge berfelben zu 
revidirenden Grundzüge, jo wie die nöthigen Neglements, 
zur definitiven Annahme der Bundesverfammlung vorzu- 

: legen: —.Der Gefandte für. Hannover und Braunſchweig 
äußerte ſich dahin: zur vollſtaͤndigen Abſtimmung über die 
Gontingentftellung ſcheint es, Daß mit dem. von dem Herrn 
Fürften von Metternich :(Peotocoll der 28. Sitzung lit. D.) 

. abgelegten‘ Vokum, zugleich bie-in der gmanzigflen Sihung 
Be E-übergebenen Antrdge des achten Ausſchuſſes, Die 
Erleichterung der makrimlarmäßigen Gontingentfteilung 
‚betreffend, verBunben werben möfjen. 


1. ad ärt. I. der Anträge, trete id) dem Grundſatze bei, 
daß das ordentliche Contingent ein Procent ver in der Bundes⸗ 
matrikel bezeichneten Beodlferung betrage, mit den von dem 
koͤuiglich⸗ſaͤchſiſchen Bevollmaͤchtigten zu Wien geniachten De 
merfungen, Daß „in der Bebaction alle Yugbrüde zu vermeiden 
feien, welde vermuthen laſſen könnten, daß dieſe Truppenzahl 
nur bei. erfolgtem Kriege gıfammen äu bringen jei, ba fie viel- 
mehr die Zahl, bie ſchon i im Friedensſtande bereit gehalten werden 
muß, umfaßt. 

2. ad art. 2 der Anträge einverftanben, 


3. ad 1. des Kürftlich Metternichichen Votums, und Art. 3 ber 
Anträge; trete ich dem Fürſtlich; Metternichſchen, auf Das Verhaͤltniß 
der. Cavallerie zur, Infantrie zu einem Siebentheil des geſammter 
Contingents gerichteten Votum, in feiner ganzen Yusdehnung bei, 
und, bemerke nur nach In facto, Doß,wenn man alle die zwei und 
zwanzig Bunbeöglieder zufammen nimmt, Deren Population unter 
IOIO Seelen ti, der ganze Unterſchied ob fie die Gavallerie 
zu .einem Siebentheil: ober ein Achttheil Fellen, fig nad) einer 
leichten Berechnung‘ im: Ganzen auf 246 Mann-beihräntt, 

— En BE Burn Pen — 40% 
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denn ihre Zotalpopulation iſt 1 Seelen 


mitbin davon ein: Prozent ‚12048 Koͤpfe 

davon tragt mit Weglaſſung 

der Brůche tel 1749, Gävalleriften 
fstel 4508, .. 'ditto 


mithin. 246. die ganze Differenz. 

4. Bas jodann die, Artikel A—6 der Anträge und 2, 3 des 
Fuͤrſtlich⸗Metternichiſchen Votums, vorgefchlagenen Srleichterungen 
für die.mindermädhtigen Staaten, in. Anjehung der Stellung der 
Gavallerie und Artillerie, betrifft; fo geht die Anſicht meines 
Hofes dahin: daß es zwar allemal als Regel feſtſtehen 
müjje, Daß, fo wie die Mindermächtigen gleiche Rechte 
in Hinjicht des Bundes: in Anſpruch nehmen, fie aud) 
gleiche verhältnigmäßige Verbindlichkeiten, auch in Hin- 
fit ter matrifularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
der foftbarerenWaffengattungen zu übernehmen haben, 
und ein Unterfchieb hierin um jo weniger flattfinden 
fönne, als ed unmöglich fein würde, ſich über bie 
Volkszahl zu vereinigen bei welder man in Hin 
ficht eines Nachlaſſes daran ſtehen Bleiben folle. 
Mollte man dieſe Zahl 3. B. zu 200000 Seelen beitimmen, 
fo würde über dieſe willkürliche Beftimmung fi nit nur 
Weimar, Braunfchweig, Oldenburg und andere Staaten, deren 
Population wenig größer ift, mit Recht bejchweren, fondern wohl 
gar fie, und noch Andere Begehren, daß von ihrer Population 
ebenfall3 200000 Seelen und von der Stellung ber koſtbaren 
Waffengattungen befreit bleiben und fte nur von ver Ueberzahl 
Bazu beitragen müßten, woraus nothwenbig die größte Zerrüttung 
des Syſtems entfliehen würde. - Allein, ſelbſt im Kalle, daß fie 
hierüber hinausgehen wollten, fo wärbe Die Befreiung aller Staaten 
unter 200000 Seelen von ber Steflung der Gavallerie, ohne 
Bergätung, einen zu großen und auf die einzeinen "gemifchten 
Corps zu ungleich Taftenden Abgang bewirken; Denn es if leicht 
zu berechnen, daß in Diefem Kalle der Totalabgang an Cavallerie 
zu tel berechnet 1,719 und zu Itel 1,503 Cavalleriſten aus 
machte, und davon träfe der Abgang 
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das achte Korps mit.17B gber.refp. 164 
‚das neunte: „Br, u 805° - 
Das. zehnte „ „620 ie „DM 
Jedoch Scheint in der doppelten. Rüdfiht, daß denen, wache die 
koſtbareren Waffengattungen und dazu erforderlichen Inſtitute 
nicht haben, die Anjchaffung: derſelben unverhaͤltnißmaͤßig ſchwer 
fallen dürfte, andern Theils dem Bundesheere ſelbſt nicht voriheilhaft 
fein wüsbe, wenn dirſe Walfengattungen: in gar zu kleinen Unter⸗ 
abtbeilungen in natura geftellt würden, rathſam, daß den minder⸗ 
machtigen Bundesgliedern, wenn fie'aud; mehr ald 200000 Seelen, 
sachgelaflen werben, ſich mit einem: größeren Staate. derfelben 
Diviſion, oder doch allenfalls Deilelben Armee⸗Gorps, gatlich dahin 
zu vergleichen, daß eutweder 
. 1. diejer, gegen zu verabredende Geld⸗Summen, ihr Santingent 
"an dieſen koſtbareren Waffengattungen mit ‚übernehme, 
und, in Anſehung deſſelben, in: alle Verbindlichteit des 
Sltaats, den er vertritt, eintrete, oder 
2 ſtatt der Geldvergütung, der Staat, der ſich vertreten 
. Iaffen will, dafür eine.größere Zahl an Infanterie über> 
nehme,. und ſolche Diefem dagegen an feinem Göntingent 
. zu gut gerechnet werde; | 
3. daß Die Bedingungen. diefes Vergleichs, ſowohl.⸗ was die 
Berechnung der Geldvergütung, als den Anſchlag ber 
Cavallerie oder Artillerie gegen Infanterie betrifft, der 
freien. Willkür der beiden Contrahenten in ſo fen über⸗ 
laſſen werben koͤnnen, fo fern. nur 
a. durch dieſe Bedingungen bie Staͤrke des in Frage 
ſtehenden Corps nicht geſchwaͤcht und der übernehmende 
Staat nicht gehindert wird, ſein eignes Gontingent voll: 
zaͤhlig zu erhalten 
b. der die Laſt der Vertretung des Bundesgliedes über⸗ 
nehmende "Staat Mitglied der Diviſion oder doch 
- minbeftens beftelben Corps if, wozu der zu Vertretende 
gehört, Daß hingegen 





c. eine Vertuelung: durch Truppen eined Staats, welcher 
zu dem- Gorps nicht, gehöre, überall nicht flatifinde. 

4. Daß im alle die Unterhandlungen wegen Uebernahme 
rnber in Frage ſtehenden Laſt, es ſei gegen wine: Belbver- 
i. gütung, ober gegen Uebernehmung einer größeren Zahl 
3: au Jufanterie, zu einem Vergleiche führen, berjelbe unge: 

fäumt zur Kenntniß der Bundeöverfammlung zu bringen 

und die Vollziehung befielben unter Die Garantie bes 
Bundes zu Bellen je. .. er 

. 5. Im Falle aber dieſe Umerhaudlungen, in’ einem gu ver 

abrebenben Termin, ohne Erfelg Beiben, die Bundesver⸗ 

iv. ſammlung, auf Anrufen des einen ober heider betreffenden 

Theile, ihre Verwendung zur gütlichen Vermittelung - bes 

.Bergleich8 eintreten zu Iafien babe; im Kalle aber auch 

. .biefe ohne Erfolg Bleiben follte, dieſelbe, mit. Zuratheziehung 

der Milittär-Gommiflion, zu enticgeiden habe, ‚wie fern in 

dem vorliegenden Falle, nad) der befondern Beſchaffenheit 

beilelben, dem Staate, welcher ‚vie Uebernahme ber koſt⸗ 

Bareren Waffengattungen auf. ein anderes Mitglieb bes 

Corps, durch angebotene Bedingungen zu übertragen fi 

vergebend bemüht hat, ohne Nachtheil des Ganzen, entweder 

ein Nachlaß an der zu ſtellenden Cavallerie oder Artillerie: 

Duote ausnahmsweiſe, gegen Uebernahme eines Geldbei⸗ 

trag zu ben Gorpöfoften zu bewilligen oder zu geftatien 

- jei, au, ohne Uebertragung Diefer Quote auf einen 

andern, fich jelbit durch Stellung. einer größeren Zahl 
von Infanterie zu befreien, deren Beftimmung in dem 
Maaße der Bundesverſammlung zu überlaffen it, daß 
dem in Frage fiehenden Stante, im Falle er diefe Be- 
flimmung nicht eingehen will. frei ftehe, auf. die matri- 
cularmäßig von ibm zu übernehmenbe Natural⸗Stellung 
zurüd zu fommen, zu ber er bis dahin verbunden bleibt. 
6. Demjenigen was in Art. 7. der Anträge. wegen Stellung 


+ bed Belagerung Parks vorgeſhlagen werde, Abe bu fein 
Bebenten beizutreten. " 

T. Gbenmäßlg bin ich mit dem einverßanben, was Kt, Su.9. 
ſowohl in Anſehung der Beſchraͤnkung der Reſerve auf 
4 Prozent, als in Anſehung der Art enthaͤlt, wie weiter 
gehende Anfirengungen, um verbindlich :zu ſein, Petite 
werben müflen. 

So wie ih auch autoriftrt Bin, ' 

8. dem sub Num. A. des Furfilich Metternichſchen Voeti, ſo 
wie faſt gleichmäͤßig sub Art. 10. der Commiſſions⸗Antraͤge 
enthaltenen Vorſchlage, anf obige Grundlagen bie weitere 
Ausarbeitung ber Srundzüge und Eutwerfung ber nöthigen 
Reglementd der Militär Gommiffion m bertwagen, völlig 
beizupflichten. 

Bürttemberg trat im Weſentlichen ben vorhergehenden Ab⸗ 
ſtimmungen bei, und machte ſich die Abſtimmung von Baiern ganz 
beſonders eigen. Auf das oſterveichiſche Wotum anßerte der 
württembergifche Geſandte insbeſondere: 

ad 1. Wurttembergiſcher Seits confirmirt man ſich mit 
denjenigen Voti, welche in. Uebereinſtinmung mit dem Protokoll 
der 7. Sitzung der Militaͤr⸗Commiſſion vom 25. April 1819, auf 
eine Verminderung ber Neiterei Bis auf ein‘ Sechstheil ber 
Sjafanterie, oder wie der achte Ausfchuß der . Wiener Gonferenz, 
auf ein Adhttheil bes Contingents; oder auch wenn Die Mehrheit 
den geäußerten Anfichten Oeſterreichs beitritt:, mit denen welche 
auf ein Stebentheil des Contingents antragen werben. 

Bei einer Herabſetzung des Verhaͤltniſſes zwiſchen Cavallerie 
und Infanterie unter ein Siebentheil des Contingents, wird 
jedoch vorausgeſetzt, daß die gemiſchten Armee⸗CKorps von ber 
Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve werben befreiet werden, 
weil dieſelbe ſolche Armee⸗Corps um die nothwenbige Selhſt⸗ 
ſtaͤndigkeit bringen wuͤrde. 

ad 2. Warttembergiſcher Seits tritt man dem erſten Theile 
dieſes Antrags ganz Bei, ſtimmt aber gegen den zweiten Theil 


beifelden, welcher. eine: Uuöbehmung, der im erſten heile ausge⸗ 
drüdten Vergünftigungen auch auf ſolcht Staaten enthält, weldye 
zu. einem. anbern. ‚gemijäten oder ungemqchte⸗ Armee» Corps 
gehören. 
NMur darauf, bob vacleichen Hebeseintänfte über bie Cavallerie⸗ 
und. ArtillerieStellung nicht bloß mit den Mitgliedern derſelben 
Divifion, fondern auch mit denen deſſelben Armeeorps gefchlofien 
werden können, kann man dieſſeits eingeben: Um bei folchen 
Webereinfünften wegen Stellung. des. Savallerie in keiner Unge⸗ 
wißheit zu bleiben, möchte feftgnjeßen fein; | 
‚1% daß jeber Bundesſtaat zur Stellung feines matricular- 
mäßigen Gontingentd fo lange verbunden bleibe, bis 
ſich derjenige Bundesſtaat, welcher bie. Stellung der 
Gavallerie für ihn übernommen bat, bei der Bundes⸗ 

... verfanunlung als Bertreter erklärt babe, 

b. daß aber. von diefem Augenblide au ber vertretende 
Staat. zur Gsfällung diefer Verbindlichkeit verpflichtet 
fei, und 
ec. gegen ihn die Execution eben jo fchleunig müfje erkannt 

vweòrden fönnen, als dieß bei austraͤgalrichterlichen Er⸗ 
kennmiſſen geſetzlich beſtimmt ſei. — 
., ad 3. Dieſem Antrage kann man württembergiſcher Seits, 
um ber Tüchtigkeit des Heeres willen, nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung beitreten, baß. daburdy das Geſammtverhaͤltniß zwiichen 
Jufanterie, Bavallerie und Artilterte in keinem gemifchten Armee 
Corps nicht leide. . 

Je niedriger der Beſtand der Gavallerie überhaupt geſetzt 
wird, defto dringender wirb es, darauf zu halten, daß biefes Ge 
jammtoerbältniß bewahrt werde, jo daß, wenn in einer Divifien 
mehr Sinfanterie ald Cavallerie und Artillerie geftellt wird, da⸗ 
gegen in der andern, in gleichem Verbältnig mehr Cavallerie 
und Artillerie als Infanterie geftellt werben muß, waß nur durch 
Uebereinkunft zwilchen den Theilhabern eines und. nehetben ge⸗ 
miſchten Armee⸗Corps bewirkt werben kann. 





al 4. Doarttembetgeriſcher Seits A man mit diejen aumege 
olfommen einverftanden. 

"Die :weiteten Bemerkungen ber . Haialidptekrttembergifihen 
Geſaudſchaſt über die Anträge: des achten: Ausichuffes ver. Wiener 
Minifterialäumwferenzen murbe: ber Negifiratın angefügt... . .' 

Baden ſtimmte im Allgemeinen den, nad). Anleitung: ber 
Grundzüge ze‘ bautjchen "Kriegsverfaflung gefaßten Veſcluthen 
bei. Im Einzelnen ſagtees 

id 1. Was insheſondere bie: Montingentſtellung belanat, b 
it man Großherzoglich⸗Badiſcher Seits volllonmen damit ein⸗ 
verſtanden, daß das Bundesheer aus ein Guxbextibeil der Be 
völferung; die Referve, einſchließlich der Depoto, das: + vom 
Hundert der Bevdlderung zu beſtehen haben fol. . ... ii 

‚ad 2... Richt minder einverftanden iſt man mit bem, maß i in 
den redigirten Bruntgügen der Kriegs⸗-Verfaſſung, über das Ver⸗ 
haͤltniß des Geſchutzes und deſſen Bedienung ber Bontoniers und 
Infauterie, als Grundſatz aufgeſtellt iſt, mit Beziehung auf die 
in dem zweiten Abſchnitte der Grundzuͤge aufgeſtellten Beſtimmungen, 
zur Beſeitigung ‚jedes möglichen Mißverſtandniffes. 

ad 3, In Betreff. der Neiterei , welche Die Grundzüge ber 
Kriegs⸗Verfafſung (Abſchnitt I. F. 9.) auf ein Sechstheil der 
Sefammtzahl ber Buundesmacht, ſowohl für das ausrüdende Heer, 
als für Rejerve und Erſatz⸗Mannſchaft beflimmen, und welche, 
nad) dem Antrage des achten Ausſchuſſes, auf. ein Achtiheil zu 
feßen, vorgeſchlagen worben iſt, fieht fi die Gefanbichaft zur 
Erklärung beauftragt, daß das Verhaͤltniß der Reiterei,. in Ueber⸗ 
einftimmung hiermit, auf ein Achttheil der Geſammtſtaͤrke feſtze⸗ 
ſetzt werden moͤge. 

Hinſichtlich der innem Organifation ber Vundestruppen ber 
verfhiedenen Bundesmitglieder, wird, bezüglich. auf..G. 32 der 
redigirten Grundzüge und bie dort aufgeftellten Grundſaͤtze, die 
Uebereinftimmung bamit wieberholt erflärt, und nachträglich ‚bes 
merkt, daß Se: Königliche Hoheit der Großherzog nicht abgeneigt 
find, dem weitern Vorſchlage beizuſtimmen, daß es Tleinexen 
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Bundesfanten geftakiet: werben Diane, ſtatt der mern Beüteee 

nur leichte zu ftellen. 

dA, Wegen. Stellung ber Weikerei dunch einen anbern 
Bunbeäftant, wird unter der Vorausſetzung, daß derjenige Bunde: 
ftaat, welcher die Stellung ber Reiterei übernimmt, wenigſtens 
zu demſelben gemiſchten Armee⸗Corps gehöre, nichts weiter zu 
erinnern befunden, da, im Zalle einer Ausbehnung dieſer Befugnik 
auch auf, zu einem andern gemiſchten ArmeeGorps gehörigen 
Staate, eine ſolche Verguͤnſtigung die Selbfifländigfeit bed Armee 
Sorps teicht geſaͤhrden koͤnnte. 

Zur Vermeidung aller nachtheiligen Unbeſtimmtheit, bei der 
gleichen ktebereinfünften, hinſichtlich der Cavallerieſtellung, bärit 
inEbejonbere noch im Allgemeinen feflzufeßen fein: 

a. daß jeder Bundesſtaat in fo lange zur ſelbſt eigenen 

Stellung feined matricularmäßigen Contingents ver 
pflichtet bleibe, bis derjenige Bundesftaat, welcher mit 

der dieſen Staat treffenden. Cavallerie⸗MannſchaftsQuote 
für ihn eintritt, fi bei der Bundesverſammlung als 
Vertreter deflelben, erklärt haben werde; 

. daß, vom Augenblide Der auf diefe Art erfolgten Er⸗ 
Härung, der vertreiende Staat au, zur Erfüllung 
biefer Berpflichtung, ‚Die Verbtudlichkeit übernonmen 
babe; 

c. gegen den Säumigen die .erforberlichen weitern Be 
ſtimmungen zu treffen fein möchten. 

ad 5. Mit dem Antrage bed achten Ausſchuffes iſt mau im 
Allgemeinen hinſichtlich Diefes Betreffed allerdings einverflanden, 
deſto beftimmter ſehe man fih jedoch zur Bezeichnung bes: Bor- 
behalis einer durchaus freien Uebereinkunft veranlaßt; fo wie 
hierbei unterftellt und darauf beflauden wird, daß nur ein anderer 
Bundesſtaat deilelben Armeecorps die Stellung der Reiterei über- 
nehme. — Was übrigens Die ald Norm zur Sprache ‚gebrachte 
Aufftellung und Unterhaltung von brei Sufanterifken für ‚einen 
Gavalleriften belangt, ſo bejchräuft man ſich bier. lediglich auf 
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bie Erklaͤrnug, daß dieſe Lnterfielung als Weyeidurmg eines 
Aequivalents, in Seinem durchgreifend richtigen Verhaltuiffe ſtehr, 
benmad auch als Rormalbeftimmung nicht aangenbtimen werden | 
Töne. 

ad 6. Was von der Reiterei, hinfichtlich der Erhaltung set 
Selbſtſtaͤndigkeit der gemiſchten Armeecorps, bemerkt wurde, giät 
in demfelben Verhaͤltniſſe in Anſehung ber Artillerie. Demnach 
kann und darf auch Hier. die Aushülfe und Vertretung aurbei 
den Theilhabern eines und deſſelben Armeecorps, nicht aber bei 
einem andern gemiſchten oder. ungemiſchten Corpé und, durch 
bie zugegebene Subſtituirung der einzelnen Waffengattungen, dab 
Geſammtverhaͤltniß derſelben im Corps nicht geſtoͤrt werden. 

ad 7. Bezüglich auf $. 7. der redigirten Orundſatze, das 
Belagerungs⸗Geſchuͤtz betreffend, fo unterliegen dieſe BVeſtimmungen 
im Allgemeinen keinem Anſtande. Dabei iſt doch allgemein feſt⸗ 
zufetzen, daß, ſtatt der Theilnahme an ben in dieſer Beziehung 
erwachſenden Koſten, auch dad Betreffniß ſelbſt geftellt werben 
bürfe, weshalb denn auch Baden den betreffenden Antheil in 
natura ftellen zu wollen erklaͤrt. 

Schließlich wirb, in Beziehung auf bereits fraher gegebene 
Abſtimmungen über die Örundzüge: der deutſchen Kriegsverfaſfung 
in den nachfolgenden, hierher einſchlaͤgigen Bemerkungen, auf 
zwei in den bisherigen Verhandlungen noch nicht umfaſſend er⸗ 
oͤrterte Punkte, die Aufmerkſamkeit hingelenkt, deren gemein⸗ 
ſchaftliches und naheliegendes Intereſſe nicht zu verkennen iſt. 

Wenn nämlich, nad. der betreffenden Stelle der Grundzuͤge, 
die Gefangenen ıc. als Abgang hinwieder :erfeht werben ſollen, 
jo muß deren Verpflegung, ober jonft etwa vom Feinde in. Auf 
rechnung gebracht werdende Ausgaben, von dem Bunde gemein 
Schaftlih und pro rata getragen, niemald aber von bem (cft 
zufällig und nad ben wandelbaren Grgebniffen bed Kriegsglücks) 
allein betheiligten Bunbesftaate ausſchließlich Äbernommen werben, 

Richt minder wichtig iſt Die zu erörternde Beftimmung, woher 
diejenigen Bundes⸗ Sontingente, deren Staat im Laufe ber Kriegs⸗ 
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sprvahlonen :etiun vorm Feinde ocenpirt werben würde, mit Sold 
und ſonſtigen Bedurfniſſen verjehen werben fallen ? Auch hier erheiſcht 
Mecht und Milligfeit, daß. die. allgemeine Bundes⸗Operationskaſſe 
zue Bezahlung und Verpflegung ſolcher Gontingente einjchreite, 
Doanit: hierdurch keine einzelne Auflöfung herbeigeführt, und ein 
für das Allgemeine nachtheiliges Beiſpiel gegeben werbe. 

. Zur Conjolidirung ber deutſchen Bundes⸗ und Kriegsvper⸗ 
fajeng jiſt os erforderlich hierüber zum voraus ſchon feſte Grund⸗ 
ſaͤtze aufzuſtellen; — desgleichen hinſichtlich des F. AO. der redi⸗ 
gixten Grundſatzo, das Reglement wegen der Naturalverpflegung 
des Bundesheeres betreffend, womit bie Verproviantirung ber 
Feſtungen, fo wie bie: Anlegung von Magazinen in ungertrenn- 
Jicher Berbindung fliehen. . . 

Kurheſſen bemerkte, Daß es im Allgemeinen von dem Satze 
anögahe,wellhen ber Fürft von Metternich in der 28. Wiener-Gonferen; 
ſo bündig als richtig ausgefprochen habe, daß da, wo gleiche 
Rechte vorhanden. feien, aud gleiche Pflichten obwalten. müſſen, 
folglich non einer wirklichen Verminderung der Gontingentftellung 
für die Fleineren Staaten nicht Die Rebe fein, eine Berechnung 
des Verhaͤltniſſes aber, in welchem der Koftenaufwandb größere 
ober. Eleinere Staaten belafte, unmoͤglich ftatt haben koͤnne. Wenn 
demnach denen. von mehreren Seiten geäußerten Beſchwerden, 
über:den zu boden Friedenzfuß, über das zu hoch angeommene 
Berhältniß der Cavallerie u. |. w. abgeholfen werben folle, jo 
erachte S. Königliche Hoheit, daß ſolches nur Durch. Beſchließung 
allgemeines, alle Bunbeöftanten ohne. Unterfchieb treffender Gr- 
keichterungen gefchehen koͤnne. Ohne übrigens perſoͤnlich von der 
Binlänglichen Begründung vorgebachter Beſchwerden überzeugt 
zu jein, wollen Hoͤchſt Sie, zurBerubigung Ihrer Bundesgenofien, 
Sich einige. Berminderung in den allgemeinen Laften gefallen 
laſſen. Waͤhrend alfo, um bei ber Ordnung der Anträge bes 
achten Ausſchuſſes zu bleiben, 

‚4. das. ordentliche Gontingent jedes Bundesſtaats aus dem 

. bundensften Theil der Bevölkerung beſtehen, und barunter 
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2. alle Waffengattungen begriffen jein werden, wollen Hochſt Sie 

3. zuftimmen, daß das Verhaͤltniß der Cavallerie zu einem 
Siebentheil ‚bed ganzen Gontingents angenommen, unb 
den mindermaͤchtigen Staaten die Stellung leichter Gavallerie 
nachgelaflen werde. Sollte die Mehrheit daranf Deftehen, 
daß das Verhaͤltniß ſogar auf ein Adyitheil des Gontingents 
beftimmt werde, jo ift mit Gewißheit vorauszufehen, daß 
die großen Staaten freiwillig mehr. Savallerie ftellen 
werben, als biejes VBerhältniß erheifcht, und für biefen Fall 
möchten dann, zur Herftellung einiger Gleichheit, Die ge 
miſchten Armee⸗Corps von der Abgabe eines Theils ihrer 
Savallerie :zu der großen. Cavallerie Reſerve zu: dispen. 
firen fein, daß 

4. denjenigen Staaten, welche nur eine geringe Anehi 
Cavallerie zu ſtellen haben, uͤberlaſſen werde, ſich mit einem 
größeren Staate über die Vertretung abzuſtnden, erachten 
&. Königliche Hoheit, jo zwedimäßig, daß Ste Sich. fogar 
ſchon lange exboten haben, die Gavallerieftellung : für:;Die 
nicht mit Gavallerie verjehenen : Mitglieder. der zweiten 
Divifion des namten Armee= Corps, gegen angemeſſene 
Vergütung zu übernehmen. So weit Sie aber. nicht eins 
willigen koͤnnen, daß der Vertreter außer der. Diviſton 
oder doch außer dem Corps gejucht werde, eben fo. toeaig 
‚vermögen Sie 

5. zuzuſtimmen, daß es irgend einem Bundesſtaate überlofien 
bliebe, flatt der Gavallerie nach einem anzunehmenbes 
Typus mehr Infanterie zu ftellen, ohne daß ein anderes 
der Gorpsmitglieber jene uͤbernaͤhme, inbent fi) dadurch 
die gemijchten Armee⸗Gorps viel zu ſchwach an Cavallerie 
finden konnten. Wenn binnen eines. zu beftimmenbes 
Termins kein Einverſtaͤndniß über die Vertretung zu 
Stande fäme, fo würbe bie. Bundesberfemmlung ver⸗ 
mittelnd einzuſchreiten haben. 

6. Die Bertretung ber Artillerie würde aleichinns auf- freien 


VUbcbereinkunft, unter eventueller Vermittelung dev Bunbes- 
verjammlung, zu beruhen haben. 

7. Gegen den Antrag, wegen bed Belagerungsgeichüßes, 

finden Seine Königliche Hoheit nichts einzuwenden, fo wie 
. Ste 
8.. beiſtimmen, daß überhaupt nur der. zweibunbertfie Theil 
ber Bevölferung zur Referve gewibmet, und für Die Dauer 
eines Feldzugs in feinem Falle ein Mehreres begehrt 
merde, und . 
. 9 weitere außerordentliche Anftrengungen bejonderd vom 
Bunde zu beiihließen ſeien. 
‚Der großherzoglich heſſiſche Geſandte Außerte ſich 
dahin: 
In. Betreff der Contingentſtellung bin ich angewieſen, ben An- 
tägen ‘bes achten Ausſchuſſes bei der Wiener Conferenz, welche 
m bern W Sigung vorgelegt wurden, ganz in der Art und 
unter den befchräntenden Beflimmungen. beizutreten, wie ſolches von 
Seiten des großherzoglichen Bevollmächtigten in der W. Sigung 
gedachter Conferenz mittelft jchriftlicher ‚Erklärung geſchehen tft. 
Man glaubt indeſſen insbeſondere nur dafür flunmen zu Tönnen, 
dab das Verhältuiß der Gavallerie, eben nad) dem Antrage bed 
Wiener Ausſchuſſes, auf ein Achtiheil des GKontingenis gemindert, 
daß eine Befreiung der mindermaͤchtigen Bundesſtaaten von 
Stellung der Artillerie und Cavallerie nicht nachgegeben, und 
abenſowenig: verſtattet werde, daß irgend ein Bundesſtaat dieſe 
Waffengattungen durch einen, nicht zur Diviſion gehörigen Staat, 
ſtatt ſeiner ſtellen laſſen duͤrfe. 

Hierbei behaͤlt man ſich jedoch alle weitere Bemerkungen 
vor, welche die Bearbeitung dieſer Sache im Detail bei dem 
Bundestage noch erforderlich machen koͤnnte. 

Daͤnemark war im Allgemeinen mit den Grundzügen der 
Hriegsverfaffung bed deutſchen Bundes, in. fo weit Diefe in dem 
vergangenen Jahre neu vebigirt werben waren, volllommen einber- 
ſtanden; und theilte auch. bie auſsgeſprochene, Anſicht Des Militaͤr⸗ 





Gomiteß,, ‚daß ein vichtiged Verhaͤltniß ber Cavallerie zu ber 
Infanterie des Bundesheeres verlange, daß erftere ein Sechstel des 
Contingents ausmache. Sollte jedoch die Mehrheit fi. dahin 
ausſprechen, daß nur ein Siebentel befjelben als Cavallerie geftellt 
werbe, und nachgeiviefen werben können, daß ein Wehreres zu 
geben den mindermächtigen Staaten drüdend werben müfle; jo 
wie es auch bereit, derStellung von ein Siebentel nicht entgegen 
zu fein, um feinen Mitflanten einen neuen Beweis feined Be 
ſtrebens zu geben, zu jeder von ihnen gewünfchten Grleichterung 
mitzuwirken, die dem Zwecke des Ganzen nicht entgegen jet. In 
dieſem alle. aber glaubte er darauf antragen zu möüflen, daß 
wenn ‚durch dieſe Verminderung der Savallerieftellung, und durch 
allenfalls noch zu bewilligende Reluition der Gavallerie durch 
eine flärkere Aufſtellung der Sinfanterie (welche von: mehreren 
Regierungen gewünfcht wird) bie gemifchten Divifionen und Corps 
Gefahr laufen foflten, ihre Selbſtſtaͤndigkeit zu verlieren, welches 
gegen den Zweck des Ganzen fein würde, von dieſen gemifchter 
Diviflonen und Corps Teine Cavallerie⸗Detachirung zur großen 
Cavallerie⸗Reſerve flatt finden könne. Die Art und. Weile -wie 
die Gavallerie reluirt werben folle, koͤnne nur durch freiwillige 
Vereinbarung in den Divifionen oder in den Corps zu Stande 
gebracht werden; ſollte diefe auf dem angegebenen Wege .nichk 
erzeicht werben koͤnnen, fo würbe bie Bundesverfammlung fich zu 
bemühen haben, die Differenz zu vermitteln; follte jedoch auch 
auf dieſe Art die ‚gewänfchte Vereinigung nicht erreicht werben 
tönnen, jo könne nur die für alle Bundesſtaaten gleich verbinbliche 
Rom, daß ein jeder Staat an der Stellung von Yufanterie, 
Cavallerie und Artillerie nah) ben Matrikel verhaltutßzmaßis 
gleichen Antheil nehme, wieder in Kraft treten. 

Im Uebrigen trat Dänemark den. baleriſchen und ſahſiche 
Aeußerungen bei. 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg, ——* 
dahin: Während ich mid; annoch über die vom achten. Ausſchufſe 
zu Wien zu. ben matricularmaͤchtigen Contingentſtellung in Autrag 
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gebrachten. Grleichterungämittel :eines. ausführlicheren Gutachtens 
meines Hofes gewaͤrtige, Tann ich in deſſen Namen mich jenen 
im.Allgemeinen mit. um jo größerer Zuverſicht vorläufig anfchließen, 
als unter Andern das in Nr. 3, angenommene Verhaͤltniß der 
Cavallerie mit.allerhöchft deſſen vom erſten Anfange her geäußerten 
Rufe offenbar uͤbereinſtimmend ift. Ä 

Wunſchenswerth bleibt es allerbings, daß ben mindermächtigen 
Staaten Durch gemeinfames Zuſammenwirken eine billige, und 
mit dein Hauptbundeszweck verträglihe Erleichterung zu Theil 
werben möge, und, jo. wie ſich einerfeitd. durch Feſtſtellung be 
ſtimmter Srundjäge gegen jede Art von willtührlicher, :unfehlbar 
tinmer zum Nachtheil eines Dritten gereichender beſonderer Lieber: 
einkunft zu verwahren tft, jo ſcheint dennoch die Fähigkeit, ſich 
nuter einander deshalb zu vergleichen, durchaus nur mittelft eines 
freiwilligen Eimverfländnifjed. zwifchen den: betreffenden Staaten 
ſtattſinden zu bürfen, und die definitive Befhätigung derjelben der 
Bundesverſammlung vorbehalten bleiben zu muͤſſen. 

Die großherzoglich⸗ und herzoglich-ſfächſiſchen 
Häufer bezogen. ſich auf Die in der vertraulichen Sitzung vom 
40; Aug. gemachte Mitiheilung (S. 611). : 

Naſſau bezog fih auf die Anträge bed. achten Ausſchuſſes 
der Wiener Gonferenzen. 
»- Syn Wnfehung ber freizuftellenden Vertretung. der. Cavallerie 
und Artillerie, durch ſtaͤrkere Infanterieſtellung, bemerkte es, daß 
die Antraͤge des achten Ausſchuſſes in Hinſicht auf die Vertheidigung 
des Bundes tin. einem Bundeskriege um fo unbebenklicher erſchienen, 
da die geinifchten Armeecorp3 im Yale eined Krieges immer als 
heile ber ganzen Bundedarmee aufzutreten und zu wirfen beſtimmt 
feien, mithin es nothwendig in ‚bie Attributionen des Bundesfeld⸗ 
bern gelegt werben würde, bei der Anwendung ber einzelnen 
Armeecorps ihre Stärke in Gavallerie und Sinfanterie, wie. fie 
etamal angegeben und für immer feflgejeßt. worben, zu be- 
rückſichtigen, woraus von ſelbſt folge, daß. zum. Zwecke ber 
Bunbestuiegöführımg ein gleiches Verhältniß zwiſchen Gapaflerie, 
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Artillerie unb Infanterie in den einzelnen Armeecorps nicht er 
forderlich erfchienen. 

Die mecklenburgiſche Anficht war folgende: Die Kontingent: 
ſtellimgen kamen bei den Wiener Sonferenzen nur in Hinficht einer 
- thunlichen allgemeinen Erleichterung zur Sprache. Den Anträgen 
des achten Conferenz⸗Ausſchuſſes hat in dem Betreffe auch 
Medlenburg beigeftimmt, und Ihre Eöniglichen Hoheiten begen 
noch gegenwärtig den Wunfch, daß die hierin vorgefchlagene Er- 
leichterungen allgemeinen Eingang finden, und Modificationen an 
ben bereitd am Bundestage verhandelten Grundzügen über bie 
Drganifation des Bundesheeres bewirken möchten. Wenn es jedoch 
wichtig und nöthig erfcheint, dieſen weſentlichen Theil der orya- 
niſchen Einrichtungen des deutſchen Bundes nicht Iänger ungewiß 
und unbeflimmt zu Iafjen, fo wird von Seiten Medienburgs auch 
denjenigen Beichlüffen zugeftimmt werden, wodurch ben in ber 
vierten Bundestags-Sigung vom Jahre 1819 im Wefentlichen und 
Allgemeinen angenommenen Grundzuͤgen ıc. bier in Verfolg nur 
noch die weitere Ausführung zu geben fein wird. 

Was die befonderen Puncte: betrifft, weldhe hiervon gegen: 
wärtig zur Sprache gebracht find, jo würde eine wejentliche Er⸗ 
feichterung und Milderung der bisherigen Grunbfäße erreicht, 
indem das ordentliche Kontingent aus dem hundertften Theil der 
Bevölkerung beftehen, der zweihundertfte Theil davon, als Reſerve, 
aber zur bloßen Ergänzung desjelben dienen, und Diefe 14 Prozent 
in einem Feldzuge nicht überjchritten werben Dürften, fo lange 
nicht außerordentliche Anftrengungen in den Källen dringender 
Noth von der Bundesverfammlung befchloffen würden. Eine foldhe 
Feſtſetzung wird noch um fo erforberlicher, wenn bie Cavallerie, 
anftatt der in dem Gonferenz.Ausfchuffe vorgejchlagenen Ver⸗ 
minderung auf ein Achttheil noch auf cin Siebentheil des Con⸗ 
tfingent8 angenommen werden jollte. 

Bon gleihmäßiger Erleichterung dürfte überhaupt wohl nur 
Die Rede fein, und jede Ausnahme von der immer erft allgemein 
feftzufeßenden Regel demnädhft, auf angeftellter Unterfüchung ber 

Erſter Theil. 41 
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einzelnen oft vorübergehenden. Umftände, welche die Ausnahme zu 
begründen vermöchten, erfolgen Fünnen. 

Die Mebertragung der befonderen Waffengattungen wird 
zweckmäßig nicht anders mie in derjelben Divifion oder doch nur 
in demselben Armee⸗Corps zuzulafien fein, wenn biefe Abtheilungen 
in ihren inneren Ginrihtungen einen gewiflen Beitand behalten, 
und Die übernommenen Verbindlichkeiten nicht Darunter leiden ſollen. 
Die Bundesverfammlung Fönnte Daher auch nur den Mitgliedern 
eines Armee-Corps es überlaffen, wegen ſolcher Vertretungen fid 
nuter ‚einander auf eine Billige Weiſe fo zu vereinbaren, daß bie 
von dem Armeecorps zu erwartende Veiftung dadurch nicht ge 
fymälert werbe. Sede früheren genauen Beſtimmungen deshalb 
möchten nur die Einheit der Diviflonen und Armeecorps ftären, 
und nur in dem Falle, wenn über dad Maas und bie Billigfeit 
der Bedingungen einer jolchen freiwilligen Vertretung einige Ber- 
fchtedenheit obwaltete, hätte die Bundesverfammlung, fobald fie 
von den unterhaltenden Mitgliedern angegangen werbe, zu ver- 
fuchen, durch ihre Vermittelung, allenfalld nad) Vernehmung der 
ſachkundigen Beurtheilung der Milttäe-Commiffion, jene Anftände 
noch zu befeitigen und auszugleichen. 

.. DieFürftender 15. Stimmeließen erflären: die Aufftellung 
eines -Bunbesheeres im. Frieden ift ein von allen Bundesgliedern 
geſetzmaͤßig anerfanntes Beduͤrfniß. Allein nicht alle find über 
die Größe des vorgejchlagenen Friedensftandes, befonders in 
Rückſicht auf die verfchiedenen Waffenarten und aufdie Beftimmung 
der Neferve, einig. Was Einige für Leicht, Manche nicht allzu 
Iäftig haften, erfcheint Mehreren als drüdenp: 

Wenn man nun, wie man e8 thun muß, für den Krieg ben 

Srundjag annimmt: daß jederzeit dad Maaß der Gefahr 

auch das Maaß der Anfrengungen fein muß, und daß die 

Pflicht der Selbfterhaltung, folglih auch die Pflicht ber 

Bertheidigung des gemeinfamen Baterlandes, feine Grenze fennt, 
fo muß man eben deßhals auch für den Frieden den n Grundſaß 
anerkennen: 
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daß Feine Anftrengungen gefordert werben bürfen, welche bie 

Kräfte der Staaten im Frieden erjchöpfen und fie unfähig 

machen würden, im Kriege zu leiften, mas bann zu leiften 

nothwendig fein Tann. 
Kein Bundesftant kann in einen Friedensſtand willigen, der für 
ihn überfpannt ift, wenn er es auch für Andere nicht wäre, ımb 
ein an und für fich noch jo empfehlenswerther Plan einer Buntes- 
Kriegsverfaffung wird jo wenig ein Recht geben, ‚übermäßige 
Anftrengungen zu fordern, als das Beiſpiel einzelner Bundes⸗ 
ftaaten, die ſich im Stande finden, einen: beträchtlichen Krieges 
ftand audy im Frieden zu haben, am allerwenigften das Beiſpiel 
der Mächte, die durch ihre Stellung in dem Syftem der europäifchen 
Politif, Gründe zur Unterhaltung zahlreicher Heere finden können, 
welche von dem Friedensfyflem des Bundes ganz unabhängig find. 

Der Maaßſtab des Friedensftandes anderer Reiche fcheint 
eben jo wenig ein angemefjener Maaßſtab für den Bund zu fein; 
denn würde er firenggenommen und könnte er vollkommen befolgt 
werden, fo müßte er einen ewigen Kriegäftand, das heikt, das 
höchfte Maaß der Anftrengung zum unabwenbbaren Refultate 
haben. Unvollftändig angewandt, wird er doch nie dem Zwecke 
entjprechen, und vielleicht ift e8 dem deutſchen Bunde vorbehalten, 
durch die jo allgemein gewünjchte Verminderung der ſtehenden 
Heere ein heilſames Beifpiel zu geben. 

Der Friedensftand des Bundes follte nur ein folcher fein, 
wie ihn jeder Bundeöftaat nad) feinem befonderen Zuſtande er- 
tragen kann, damit die Unterthanen von den kaum überftandenen 
ſchweren Laften ſich erholen, damit fie neue Kräfte, neuen Muth 
fammeln tönnen, damit fie Haben und behalten was der Ber- 
theidigung werth ift, Damit fie in treuer Anhaͤnglichkeit beftärkt 
und vor dem Geifte der Unzufriedenheit bewahrt werben, ver fi 
immer weiter verbreitet, und der Alles zu vereiteln droht, was 
für des PVaterlandes äußere und innere Sicherheit vorgefehrt 
werden mag. 

Wenn der Grundſatz aufgeftellt wird, Daß alle Bundesglieder 
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zu gleihen Anftrengungen verpflichtet feien, jo fließt Die® von 
ſelbſt aus der Natur eines auf Gleichheit der Rechte und der 
Zwecke gegründeten Staatenvereind. Allein es folgt daraus Fein 
Recht, dad Maaß der Anftrengungen ohne Rückſicht auf das 
Maaß der Kräfte dem Einzelnen zu beftimmen, fondern höchſtens 
nur, daß verhältnigmäßig fein Bundesglied mehr zu übernehmen 
habe, als was ein anderes Bundesglied zu leiften vermag. Daß 
aber das Verhaͤltniß richtig erwogen unb bie Gleichheit der 
Leiftungen, auf den Grund der Gleichheit der Rechte, nad) der 
wahren Lage der Dinge berechnet werde, liegt in ber Natur eines 
Bundesvereins, deſſen feftefte Stüße gegenfeitige Billigfeit und 
gegenjeitige8 Vertrauen ift. 

Was num 1. das Verhältniß betrifft, jo fpringt Die verſchiedene 
Lage großer und Kleiner Staaten, nad den jo verjchiedenen 
Graben der Größe, von felbft in die Augen; und weldy ein 
Dpfer bringt dem Bunde der Staat, welder, wenn aud Fein 
Bund wäre, fein Kriegsheer wie es ift halten würde? 

Wenn man fodann 2. die Gleichheit der Rechte, in befonderer 
Beziehung auf Krieg und Frieden, nach Object und Form be 
trachtet, jo lehrt was erfteres betrifft, die Erfahrung, welchen 
Einfluß das politiiche Gewicht ber Staaten hat und haben muß; 
was aber die andere betrifft, jo zeigt ein Bi in die Bundesacte, 
daß hier die Rechte nicht gleich find, und wenn verhältnigmäßig 
der Staat der vier Stimmen hat, viermal fo viel ſtellt als ber 
Staat, welder eine Stimme hat, fo dürfte das Bundesheer nad 
dem Maaßftabe der Gleichheit der Rechte fat übergroß werben. 

Endlich 3. ift in Anſehung der Gleichheit der Laften leicht 
zu erweilen, Daß in einem Vereine großer und Heiner Staaten 
eine numerijche Bleichheit in Der Kriegsräftung eine reelle Un- 
gleichheit der Laften nothwendig bewirken muß; befonbers in 
Beziehung auf die verjchiedenen Waffenarten. — 

Dies Alles ift mehrmals und befonbers in den von bem 
Herrn geheimen Rath von Leonhardi übergebenen Bemerkungen, 
den Umfang ber nad dem Entwurf zur Sriegsverfaffung bes 
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beutfchen Bundes den minbermächtigen Staaten besfelben bevor- 
ftehenden Leiftungen, im Verhältniß zu ihren Kräften und im 
Vergleich mit der Eoncurrenz der größeren Bunbesftaaten, bes 
treffend, ausgeführt worden. Mit Dank ift zu erkennen, daß der 
minbermächtigen Bunbesftaaten Bebürfniß einer billigen@&rleichterung 
von feinem der Bundesglieder in Abrede geftellt wird; allein die 
Mittel, über welche dem jeßigen Anfcheine nach eine allgemeine 
Vereinigung zu hoffen fein dürfte, möchten ſchwerlich zum Zwecke 
führen. Was wegen der Reſerve vorgekommen, gibt allerdings 
einige Grleicyterung, fo wie die Verminderung des Cavallerie- 
Anfapes überhaupt. In der Hauptfache aber: der Savallerie und 
Artillerie Stellung, zeigt fi für die mindermächtigen Bundes: 
ftaaten noch Feine günftige Ausſicht. Die Reduction dieſer Waffen- 
arten jcheint in der That mehr im Intereſſe des Bundes, als 
der kleinern Bundesftaaten zu fein, und wenn die Entrichtung 
einer jährlichen Abfindungsfumme, alſo eigentlich eine fortwährende 
Zributpflichtigfeit Davon Die Folge fein jollte, je möchte e8 gar 
fehr einer reifern Erwägung bedürfen, ob Naturalftelung nicht 
vorzuziehen wäre? Allein alsdann würde e8 den mindermächtigen 
Staaten nicht möglich fein, den vorgefchlagenen Friedensſtand 
aufzubringen. Wenn e8 nun bedenklich aefunden wird, einen 
gemäßigteren Friedensftand anzunehmen; jo wäre es doch wohl 
nicht unbillig, Die Mindermächtigen von der Stellung der Gavallerie 
und Artillerie frei zu ſprechen und deren ohnehin nicht beträcht- 
lien Antheil von dem Anſatze der Corps, wozu fie gehören, 
abzuziehen. Sollte hierdurch eine nachtheilig ſcheinende Vermin⸗ 
derung der Gavallerie 2c. in einzelnen Corps bejorgt werden, fo 
ließe fich vielleicht Durch Uebernahme eines Theild bes Train von 
Seiten der Mindermädhtigen eine nicht unzwedmäßige Ausgleichung 
treffen, und ed würde ſich wahrfcheinlich noch manches Auskunfts⸗ 
mittel finden laſſen, wenn man nur nicht allzuftreng auf Der Ver⸗ 
theilung aller Waffenarten unter alle Bundesglieder beftehen 
wollte, In der Natur eines völferrechilichen Vereins Tiegt dieſe 
Art einer firengen Gleichflellung um jo weniger, je mehr alles 
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auf gütlicher Uebereinkunft beruht und je weniger Die nur zu oft 
unwillkürlich ſich aufpringende Analogie eines einfachen Staates 
bier anwendbar ift, weil in biefem Prägravationen und ſelbſt 
Unglüdsfälle einzelner Provinzen ausgeglichen werden können, 
während im Staatenbunde Leiden und Verluſt unwiederbringlid) 
den einzelnen verbündeten Staat betrifft. 

Man hat eingewendet: Wer die Grenze ziehen jollte, wo bie 
gewuͤnſchte Erleichterung ihren Anfang zu nehmen hätte? Diele 
Örenze ift ſchon gefunden. 

Die Bundesglieder, im edlen Eifer, für das Vaterland zu 
thun was in ihren Kräften ift, haben fie jelbft gezogen. Diejenigen, 
die ohne Schwierigkeit für den vorliegenden Militairplan flimmten, 
müfjen überzeugt fein, daß ihre Unterthanen Dabei beftehen fönnen. 
Diejenigen, welche zuzuftimmen Bedenken tragen, find überzeugt, 
daß ihre Unterthanen dabei nicht beftehen können. jeder thut 
feine Pflicht. Hier kann von feinem Plane die Rede fein, um 
über Andere einen Vortheil davon zu tragen — auf Andere Laſten 
zu wälzen. Was jeder zu leiften vermag, wird er leiften. Und 
ift denn die Gontingentftellung die einzige Forderung die der 
Bund macht und machen wird? Se befchränkter die Mittel find, 
defto mehr müßten Die Eleineren Bundesſtaaten dieſe Ausficht in 
Rechnung bringen. Ste können daher, wenn ihnen auf andere 
Weiſe nicht zu helfen fein follte, nur eine Verminderung bes 
Friedens-Etats wünjchen. Gewiß aber wünfchen fie nichts mehr, 
als daß dieſe hHöchftwichtige Angelegenheit in vertrauensvoller Ein- 
'belligfeit der Bundesglieder georbnet werde. Nur das Eine ver- 
mögen fie nicht, willentlih den Ruin ihrer Unterthanen unters 
Schreiben. In diefem Sinne bin ich für meine hoͤchſten Gommittenten 
mich zu erklären angewiefen. 

Lichtenftein, Reuß und Shaumburgstippe inhärirten der 
in der vertraulichen Sißung vom 10. Auguft gemachten Aeufferung 
und traten der Abftimmung der großherzoglich- und herzoglich⸗ 
ſaͤchſiſchen Geſandtſchaft bei. Lippe ſchloß fih, wenn eine gänzliche 
Defreiung von Kavallerie und Artillerie — welches für kleinere 
Staaten jo ſehr wünjchenswerth ſei — nicht zu erzielen fein follte, 
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den Boten an, welche ben Wunſch äußerten, daß jeder Tleine 
Staät feine Savallerie und Artillerie entweber in natura ftellen 
oder für jeden Gapalleriften zwei Infanteriſten, drei für jeben 
Artilleriften aufzubringen babe. 

Die freien Städte Lübed, Frankfurt, Bremen und 
Hamburg traten einfach dem Antrage des achten Ausſchuſſes 
der Wiener Conferenzen bei. 

Die ſaͤmmtlichen Abſtimmungen wurden durch einſtimmigen 
Beſchluß dem Bundestags-Ausſchuſſe für Militär⸗Angelegenheiten 
überwiefen, Damit derſelbe ſein Gutachten der Bundesverſammlung 
zur Genehmigung vorlegen jolle. 

Einige Tage jpäter ging die vorbehaltene würtembergifche 
Erklärung ein und gab Die Veranlafjung zu einer vertraulichen 
Sigung (25. Auguſt 1820). Die Erklärung, welche v. Wangenheim 
abgab, lautete: Ich habe fchon geftern morgen nicht nur das hohe 
Prafidium, fondern auch diejenigen Herren Gefandten, welche ſich 
mit mir in ähnlicher Tage zu befinden jchienen, von ber Rejolution 
in vorläufige Kenntniß gefeßt, die mir, auf den fiber bie ver- 
trauliche Sikung vom 17. d. M. erftatteten Bericht, von meinem 
höchſten Hofe zugefommen ift, und biefelben zugleich Dringend 
erfucht, dahin mitzumirfen, daß jeder Eclat möglichft vermieden 
und doc, auch dem Intereſſe des Bundes und dem Rechte feiner 
Glieder nicht3 vergeben werde. 

58 bleibt mir daher heute Nichts weiter übrig, als den 
Beweis zu führen, daß die Entſchließung, weldye mein hoͤchſter 
Hof gefaßt Hat, wirklich nur aus einer forgfältigen Prüfung der 
Verhandlungen über dieſen Gegenftand, fowie aller übrigen Rück⸗ 
fichten hervorgegangen fet. 

Die neue Richtung welche der Verhandlung über Die Annahme 
der Grumdbeftimmungen, abweichend von der, welche ihr in der 
Sikung vom 10. Auguft bereit3 gegeben worden war, in ber 
Sitzung vom 17. d. M. gegeben werden jollte, juchte Das hohe 
Praͤſidium durch folgende Gründe zu rechtfertigen: 

41. In dem in der 33. Wiener Gonferenz von dem Fürften 
Metternich, Namens des 7. Ausſchuſſes, gemachten Vortrag über 
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die Bundesfeftungen, feien ausbrüdlih und ohne daß dawider 

in pleno etwas erinnert: worden wäre, die Gegenflände in "zwei 

Elaſſen getheilt worden, wovon bie erfte hie in Wien ſchon aus⸗ 

geiprochenen drei Orundbeftimmungen, Die zweite ſolche Inſtructions⸗ 

punkte enthalte, welche als nähere Entwidelung und Anwendung 

jener Grundfäge erft nach Frankfurt verwiejen werben follten”. 
Dabei ift aber zu bemerfen: 

„Die hier erwähnte Eintheilung der Gegenftände ift allerdings 
von Seiten des Ausſchuſſes vorgefchlagen worben, weil dieſer 
don der Anficht ausging, daß ein Theil der Säbe in Wien von 
den Bevollmächtigten jofort angenommen werden Tönne, der andere 
Theil Dagegen als Inſtructionspunkte nah Frankfurt an die 
Bundesverfammlung gebracht werden müſſe. — Das Plenum 
widerſprach Diefem Antrag nicht befonders, und ausbrüdlich weil 
es feinen Grund dazu hatte, denn wenn die Eäbe erfter Art in 
der vorgejchlagenen Weile bei der Abftimmung angenommen wurden, 
jo fand dasſelbe auch hinfichtlicy des Antrags von ſelbſt ftatt, tm 
andern Fall aber trat das Gntgegengefegte ein. Da dieſes nun 
wirklich ftatt gefunden hat, jo warb eine bejondere und aus: 
drüdliche Verwerfung des Antrags völlig überflüffig. — 

2. Die Grundbeitimmungen feien von ben Bevollmächtigten 
theild unbedingt, theils sub spe rati gngenommen worden; ber 
koniglich würtembergiiche Geſandte babe feine Zuftimmung nicht 
blos sub spe rati, ſondern auch mit Vorbehalt verichiedener sub F. 
gemachten Bemerkungen erteilt”. 

Dabei ift zu bemerken, daß der Königliche Bevollmaͤchtigte 
nicht einmal feine perjönliche Zuftimmung zu den Grundbeftim- 
mungen sub spe rati ertheilt habe. 

Die betreffende Stelle im Protokoll Der 33. Sigung ifl 
wörtlich folgende: 

„Der königlich würtembergifche Herr Bepollmächtigte erklärte, 

daß er feine Zuſtimmung nur mit Vorbehalt ber in der Au 

lage Litt. F. enthaltenen Bemerkungen, jo wie der Genehmigung 
jeines Hofes geben könne“. 
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Die hierher gehörende Stelle aus der Beilage Litt. F. ift 
folgende: 

„Der Töniglih wurtembergiſche Bevollmaͤchtigte fieht ſich 

durch ſeine Inſtruction nicht ermächtigt, die in Antrag ge 

brachten BarnifonsBeflimmungen für die Bunbesfeftungen 

anzunehmen. — Er muß daher feinem Hofe Die Erklärung über 

diefen Punct, wie hiermit gejchieht, ausdrücklich vorbehalten”. 

Gr wiederholte dies bei der Unterzeichnung des Separat- 
protocoll8 in der 34. Situng, indem er beifügte: | 

„unter Beziehung auf feine ad Nr. 3, (die Garnifonrechte) 

abgegebene Erklärung”. 

Hieraus folgt, daß ber würtembergiiche Bevollmaͤchtigte 

a. den Grundbeflimmungen feine Zuſtimmung nur unter 
Borbehalt der Genehmigung feines Hofes ertheilte; 

b. von dieſer perjönlicher Zuftimmung jedoch die Garniſons⸗ 
Beſtimmungen ausnahm, weil deren Annahmen feinen In⸗ 
fteuctionen zumiber el; 

c. über dieſen Punct feinem Hofe die Ertlarung ausdruͤcklich 
vorbehielt. 

Ein ähnlicher Punct hat ſich in Wien bei den Berathungen 
über die Beförderung des Handels und Verkehrs ereignet. Auch 
bier wurden die Begenflände in foldye abgetheilt, über welche 
fofort eine Vereinigung in Wien zu erzielen fein möchte, und in 
foldye, welche als Anftructionspuncte an die Bundesverfammlung 
zu Bringen fein. 

Unter die erften wurden aufgenommen, ein Artikel über Die 
Flußſchifffahrt, und einer über den freien Verkehr mit Getreide 
und andern Lebensmitteln, wie fie, in der Form von Separat⸗ 
PBrotocollen, dem 34. Sitzungs⸗Protocoll anliegen. 

Inzwiſchen trat Fürſt Metternih dem zweiten nur unter 
Vorbehalt der Genehmigung des Kaiſers bei, und wenn dieſe 
nicht erfolgte, jollte an deſſen Selle ber dritte Saß, des demjelben 
Protocol anliegenden Separat-Protocolls, in Betreff des Handels 
und Verkehrs zwifchen den Bundesſtaaten, treten. 


über eine neue Saflung verſucht werben. ZU; 
teten, und Wü durch die Verhandlungen = &_ 
Daber keineswegs gebunten, eine entweder unbedingt aufm 





Es wird dieſſeits zugegeben, daß dieſe Erklaͤrung allerduʒ 
erfolgt ſei; allein einmal, bat der Wwürttembergifche Veroimähin 
fie nur in Beziehung auf den von ibm gemachten Beorbebali 
unterzeichnet; und 

dann Bat auch die Erklaͤrung in dem Protocolle den 
„um bei ben weiteren Berathungen über bie Bund er 
am Bundestage zur Rorm zu dienen, womit die Beflimmen 
verbunden ward, daß dag Separat: Protocol an Die fx 
und Regierungen mit dem Erſuchen, den Halt Deiiefke 
baldmöglichft an ihre Bundestagsgeſandtſchafte gelangen x 
laſſen, eingeſendet werden ſolle“. 
Wenn nun bereits in der 33. Sitzung verabredet werden 
war, daß die Inſtructionspunkte an die Höfe und Regi 
mit der Bitte einzuſenden ſeien, ſpaͤteſteus in Iwei Monaten, zen 
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re * an, ihre Bundestagsgeſandten über die darin verhandelten 
AL Sgen mit hinlaͤnglichen Inſtructionen zu verſehen; wenn hierauf 
"per 34. Sitzung angenommen wurde, daß bie ſogenannten 
‚a sundbeftimmungen theils definitiv, theils sub spe rati angenommen 
TER gepen feten, um bei ben weiteren Berathungen über bie Bundes» 
"ungen am Bunbedtage zur Norm zu bienen, während über 
“TER efelben theild gar keine Erklaͤrung erfolgt (Mecklenburg und 
' Rn. 15 Curie), theils dieſe jchlechtweg vorbehalten, oder nur sub 
"Eye rati ertheilt worben war, fo konnte jener Ausdruck weiter 
— ichts beſagen, als daß die weitere Verhandlung mit dieſen Saͤtzen 
U Nr eginnen ſollte, weil, was gar nicht oder nur bedingt angenommen 
mprden ift, nit als gemeinfchaftli angenommene Wahrheit 
TE_elten Tann. Hiermit flimmt auch der angegebene Zweck der 
=2 Binfendungen an die Regierungen überein, nämlich: „um ben 
"m Inhalt derfelben bald möglichft an ihre Bundestagsgefandtfchaften 
EZ gelangen au laſſen, welche alsdann Die Anfichten ihrer Committenten 
2 weiter zu erklären hätten“, 

Nun 4, „&8 ſei alfo klar, daß jeßt Die Geſandten der Höfe, welche 


zu ter Zeit nicht mehr in Wien anwejend waren, befugt feier, 
= den Beitritt ihrer Staaten zu erklären, ober ihn zu verweigern”. 
. Wenn der bier aufgeftellte Satz die Erflärung Iebiglic auf Ans 
:" nahme oder Berwerfung bejchränfen will, kann berjelbe Diefjeits 
ſchlechthin nicht als richtig anerfannt werben; Denn wenn einige 
Bevollmaͤchtigte ſich gar nicht, andere nur sub spe rati erklärten, 
einer aber ausbrüdlich äußerte, daß feine Inſtruction ihm Den 
Beitritt verbiete, und er deshalb feinem Hofe die Erklärung vor- 
behalte, jo waren die Gommittenten aller diefer Benollmächtigten 
befugt, jede beliebige Erklärung noch nachträglich abzulegen, Da 

fie in diefer Befugniß nirgends bejchränft worden find. 
5. Dagegen ſei der Antrag, daß diefe drei Punkte Tein 
Gegenſtand weiterer Discufjion am Bunbestage werben follten, 
ohne Widerrede von allen in Wien Anweſenden angenommen 
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worden, uub fcheine Daher als eine verbindende Borichrift be 
trachtet werben zu müflen”. 

Don diefem Sage findet fih in ben Conferenz⸗Protocollen 
auch nicht die Leijefte Spur. 

Rad dem Protocolle. der 33. Sigung wurde bejchlofien, 
baß die Herren Bevollmächtigten, welche nur sub spe rati zuge 
ſtimmt hätten, erjucht würden, dahin zu wirken, daß der definitive 
Beitritt ihrer reſp. Höfe bald möglichft in Frankfurt erfolge, 
nirgends wurde aber beren Erklaͤrung auf einen unbebingten 
Beitritt oder eine unbedingte Verwerfung beichränft, jenes Gr- 
fuchen war auch nicht einmal anf die Geſandten anwendbar, die 
gar nicht sub spe rati zugeftimmt Hatten, namentlich nicht auf 
ben von Württemberg binfichtlih der Garniſons-Beſtimmungen, 
und nicht auf Die von Medlenburg und der 15. Curie hinſichtlich 
jämmtlicyer drei Säße. 

6. „Diefer unbedingte Beitritt ſcheine auch um fo mehr mit 
Recht erwartet werben zu können, als in bem Vertrage (des 7. 
Ausſchuſſes) felbft gleich erklärt worden, daß die Inſtructions⸗ 
punkte, welche bie nähere Entwidelurg und Anwendung ber 
Grundbeftimmungen enthalten, nad) Frankfurt verwieſen feien, 
mithin, fobald ein Staat nur mit der Grundlage der drei Säbe 
einverftanden fein, ihm, dieſer Annahme ungeachtet, die Discuffion 
über die zur Entwidelung und Anwendung derjelben dienenden 
Inſtructionspuncte dennoch vorbehalten bleibe”. 

Es fragt ſich bier vor allen Dingen, wie dieſer Satz ge 
meint jey ? 

Wäre damit der Sinn verbunden, dag mit der offenſtehenden 
Discuffion über die nähere Entwidelung und Anwendung der 
Grundbeftimmungen zugleich die Wirkung zugeflanben werbe, daß 
man, wenn jene Discuffion Tein Refultat herbeiführen follte, 
welches den von dem einen oder andern Hofe bei biefer Gelegen⸗ 
heit über die Bedeutung der Grundbeſtimmungen aufgeftellten 
Anfichten entſpräche, an dieſe Grundbeſtimmungen felbft nicht 
weiter gebunden fein ſolle: jo wäre auch, ba jeder die Grund⸗ 
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beftimmungen annehmende Staat ſich in ſolchem Falle von der 
Annahme derſelben minder losſagen könnte, aller Streit geichlichtet. 

Wenn man aber diefe Befugnig anerkennen koͤnnte oder wollte, 
fo wäre auch tie Annahme Feine unbedingte, fondern nur eme 
bedingte, alſo grade eine folche, welche mein höchiter Hof bezwedt 
und weldye man eben bis jet nicht zulaflen wollte Da man 
aber in Wien übereingefommen war, die Höfe und Regierungen 
zu erſuchen, ihre Bundestagsgefandten mit Snftruction über bie 
in den Inſtructionspuncten verhandelten Kragen zu verfehen und 
man vorausſetzen darf, daß es mit diefen ſechs Sätzen redlich 
gemeint geweſen fei: jo wäre, wenn man nur will, nichts Leichter, 
als fich, jelbft für den Fall dag man die Grundbeſtimmungen mit 
den Inſtructionspuncten nicht vermilchen wollte, volllonmen zu 
verftändigen; man braucht nemlich nur die Snftrucionspuncte vor 
ben Brundbeftimmungen in Berathung zunehmen. Diefem Gange, 
welcher die Möglichkeit darbietet, Die verfchiedenen Anfichten mit 
Ruhe zu erörtern, fteht doch gewiß Fein rechtliches Hinderniß im 
Wege! 

Aus diefen zu den von dem hohen Präfidio aufgeftellten 
Säten gemachten Bemerkungen ergiebt fih nun, daß fich der 
Thatbeftand dieſer Angelegenheit auf folgende Momente zurück⸗ 
führen lafle: 

1. &8 bat weder eine übereinftimmenbe Vereinigung unter 
den Bevollmächtigten der deutjchen Staaten in Wien, noch weniger 
aber eine definitive, durch erklärte Genehmigung der Bundesftaaten 
jelbft, über die fogenannten Grundbeftimmungen ftatt gefunden. 

2. Denjenigen Staaten, deren Bevollmächtigte ihre Zuſtim⸗ 
mung entweder nur sub spe rati, oder, wie Die beiden abweſenden 
und ber würtembergifche, gar nicht ertheilt haben, fteht noch jebe 
Art von Erklärung über die Grundbeflimmungen offen. 

3. Da die jebem Bundestags-Beſchluß nothwendig vorher: 
gehende Berathung, indbejonbere die, welche der Art. 7. der Bundes⸗ 
Acte für die in pleno zu fallenden Beichlüffe fordert, in Wien 
nur in Anjehung der Begenftände als geſchloſſen angejehen worben 
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ift, welche von den Bevollmächtigten mit Ermaͤchtigung ihrer 
Gommittenten definitiv angenommen wurden, biefed aber mit den 
Grundbeftimmungen nicht der Fall geweſen ift, fo fteht auch bie 
Berathung über dieſen Gegenſtand nicht nur offen, ſondern fie 
muß, der Bundedarte gemäß, flatt finden ehe ein Beſchluß in pleno 
gefaßt werben kann. Dieſe Berathung erfordert eine förmliche 
Sitzung der engern VBerfammlung, wenn fie gleidh in einer ver- 
teaulichen Beiprechung vorbereitet werden kann. 

4. Jedes Bundesglied ift in dieſem wie in jedem Fall be 
rechtigt, bei Gelegenheit Ter Berathung Vorfchläge zu machen, 
weiche ber Vorfibende, wenn es begehrt wird, verpflichtet ift, in 
Gemaͤßheit deö Art. 5 der Bundesacte in einer zu beflimmenden 
Zeitfriſt der Berathung zu übergeben. 

5. Wenn daher die Abfiht dahin gehen follte, die Prüfung 
des in den vertraulichen Sigungen vom 10. und. 27. Auguft ge 
machten, mit dem Hauptgegenftand in der wejentlichen Verbindung 
lebenden Antrags, dann, wenn er in ber foͤrmlichen Sigung bed 
engeren Raths wiederholt worden fein wird, abzulehnen: jo würde 
Darin eine eventuelle Verletzung des 5. Artikels der Bundesacte liegen. 

6. Württemberg und jeder in gleicher Lage befindliche Staat 
it mithin berechtigt in Der beporftehenden Plenar-Sikung ben 
Grundbeftimmungen die Zuſtimmung zu verfagen, und zwar in 
formeller Hinficht, wegen Nichtbeachtung bes Artikel 5 der 
Bundesacte, in materieller Hinfiht, weil e8 bei einem Gegen- 
ftande der Einſtimmigkeit erfordert, eine abweichende Anſicht 
begt. — Mit diefer Berechtigung ift Die weitere Befugniß, und, 
nad den vom Fürſten Metternih in der 23. Sikung über Die 
Beichaffenheit des Widerſpruchs⸗Rechts der Bundeöglieder auf- 
geftellten, und in dem Art. 13 der Schlußacte übergegangenen 
Grundfägen, fogar die Verpflichtung verbunden, Die verfagte 
Zuſtimmung zum Protocol mit Gründen auszuführen. 

Aus diefen Bründen tft, daB Seine Majeflät der König, 
mein Herr, mich zu der Grflärung angewiejen bat, welche ich 
hiermit in. Die Regiftratur biefer vertraulichen Sigung niederlege. 
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Seine Mafeftät der Koönig findet. Sich außer Stand, für 
Sich in die Uebernahme der Feſtungen Mainz, Luxemburg unb 
Landau, unter andern als den bereits von mir erflärten Be 
dingungen, deren von einer oder ber andern Seite gewünfchte 
Modalitäten übrigens Gegenſtand einer weiteren Einverftänbigung 
allerdings noch werden können, einzugehen. 

Da es aber meinem höchften Hofe um ben Zweck zu tbun 
ift, fo iſt derjelbe Bereit, jedes von der Mehrheit gewünfchte 
Verfahren, wenn es nur mit Sicherheit zum Zwed zu führen 
geeignet ift, zu aboptiren, und er wird Immer demjenigen ben 
Vorzug geben, welches jelbft den Schein fehlender Bundeseintracht 
zu entfernen vermöcdte Das hohe Praͤſidium hat zwar ein ſolches 
Berfahren darin zu finden geglaubt, daß mein Hof Die von ihm 
gemachten Bedingungen, nur etwas jpäter, bei Gelegenheit der 
Discuſſion über die Inſtructionspunkte, ausführe: allein bei dieſem 
Verfahren würde der Zwed nur dann mit Sicherheit erreicht 
werden önnen, wenn es jedem Bundesgliede, welches zu ben 
Srundbeftimmungen feine Zuftimmung. ertheilt, freigeftellt würbe, 
diefe Zuftimmung in dem Falle, daß jene Discuffion kein feinen 
Anfichten über Die Grundbeflimmungen entfprechendes, Reſultat 
herbeiführen follte, wieder zurüd zu nehmen, ohne an irgend eine 
natürliche Folge derjelben weiter gebunden zu fein. 

Konnte aber hierüber auf irgend eine Weiſe eine einverfianbene 
Zufiherung zu Brotocol genommen werben, fo ift mein Hof 
bereit, feine Zuſtimmung zu den Grundbeftimmungen für's erfte 
unbedingt zu erklären, und das weitere auf ben Erfolg der 
fünftigen Discuffion ankommen zu laflen, obwohl damit im 
Grunde nichts gewonnen wird, da eine jolche Zuftimmung wefentlich 
doch nur eine bedingte fein würde. — Es ſcheint auch in ber 
That ımgleich einfacher, daß man, wenn man die Grreichung bes 
dießfeitigen Zwecks mit der Discuffion der Inftructionspuncte für 
vereinbar Hält, den Anfang damit mache, ſich über dieſe Inſtruc⸗ 
tionspuncte wirklich einzuverftändigen, da alsdann wenn dieſes 
Berfahren wirklich zum Ziele geführt haben wird, eine wahrhaft 
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unbebingten Annahme der Grimbbeflimmungen gar nichts mehr 
im Wege ſteht. 

Wäre Dagegen die Abſicht die, mit Beſeitigung jeber vor⸗ 
gängigen Berathung und Werftändigung über bie Grunbbe 
fimmungen, und bes in diefer Beziehung von Sr. Königlichen 
Majeftät gemachten Antrags, zu einer Plenar-Abflimmung zu 
ſchreiten, fo bin ich beſtimmt angewiefen, Allerhoͤchſt ihre Yu- 
flimmung zu ber Uebernahme der Feflungen zu verjagen, und 
biefem Widerſpruch in der nächften Sitzung des engeren Raths 
in formeller und materieller Hinficht zu rechtfertigen. 

In derfelben Sigung ſtimmte Kurheſſen dahin ab: Ohne bis 
jetzt mit umfaflenden Inſtructionen ſowohl über bie in Wien zu 
deren Ginholung ausgeſetzten ald Die von Württemberg in An- 
regung gebrachten Puncte verjehen zu fein, weiß ich body fo viel 
mit Gewißheit, daß Seine Königliche Hoheit der Kurfürft eine 
vorgängige Discuffion über die. Bedingungen, unter welchen die 
Uebernahme der Feſtungen Mainz, Luxemburg und Landbau von 
Seiten des Bundes geſchehen jolle, wünfchen, und nicht gemeint 
find, Sich für die Uebergabe, fo wie fie angetragen worden, un- 
bedingt zu erflären, ehe und bevor man ſich nicht über die rechtlichen 
Folgen der Uebernahme und ‚die Daraus hervorgehenden Rechte 
und Verbindlichfeiten vereinigt habe. Deswegen flimme ich bem 
wöürttembergifchen Antrage auf vorläufige Discutirung der Moda: 
Ittäten. der Uebernahme vollfommen und um fo zuverfidhtlicger 
bei, als dadurch nur daſſelbe begehrt wird, was kuͤrzlich hinſichtlich 
des freien Verkehrs mit Getreide und Schlachtvieh, auf öfter. 
Antrag, jo allgemeinen Beifall gefunden hat. 

Endlich ließ fih Das Großherzogthum Heffen dahin vernehmen: 
Der großherzoglihe Bevollmaͤchtigte bei der Wiener Konferenz 
ift den von dem K. 8. öÖfterseichifchen Hofe proponirten Grund- 
beflimmungen wegen der Bundesfeflungen, jedoch nur unter aus- 
drüdlihem Borbehalte der Genehmigung Seiner Königlichen 
Hoheit des Großherzogs, beigetreten, weil derſelbe wohl gewußt, 
und in ber Konferenz erklärt bat, daß ein unbebingter Beitritt 
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bierzn dem Inhalte feiner Inſtruckion entgegen geweſen fein 
würbe, dabei aber auch den reblichen und feften Willen feines 
Herrn, das Möglichite für die Erzielung einer Uebereinſtimmung 
über die Bundes:Angelegenheiten zu thun, vor Augen haben konnte. 

Mit dieſen aufrichtigen Gefinnungen für die allgemeinen 
Sinterefien des Buntes, haben Eeine Königliche Hoheit der 
Großherzog diesſeitige Geſandiſchaft Befehligt, nunmehr zu er- 
Hören, daß Höchſt Sie dem Beitritt Ihres Bevollmächtigten zu 
dem Wiener Separat-Protocolle, wegen Uebernahme der Bundes- 
feftungen, die vorbehaltene Genehmigung ertheilt haben, jedoch 
Dabei vorausjeßen, daß 

1. vor Erhebung jenes Protocol zu einem Bundestags⸗ 
beihluffe, die Löniglich württembergifcher Seits aufgeftellten, 
mit den Beſtimmungen des Wiener Protocolld nit im Wider⸗ 
fpruch ſtehenden, diefelben vielmehr weſentlich erläuternden und 
unvollftändigen den Bedingungen der Uebernahme, ebenfall$ zur 
freien Discuffion, und vorerft vertraulich zur Erledigung gebracht 
werden follen, und daß, 

2. durch die Annahme jened Protocolld eben jo wenig Sr. 
Königlichen Hoheit, in Bezug auf Ihre Verhältniffe zu Mainz, 
namentlich in Bezug auf eine Goncurrenz zur dortigen Beſatzung, 
etwas vergeben wird. 

Großherzogliche Geſandſchaft ift hiernach auch angewiejen, ſich 
bei dieſer Gelegenheit noch dahin vorläufig zu erklaͤren, daß, was 

J. die vertrauliche koͤniglich württembergifhhe Grflärung 
des Wiener Separat-PBrotocoll wegen Uebernabme der Bundes- 
feftungen betrifft, Se. Königliche Hoheit der Großherzog es für 
fachgemäß balten, wenn 

1. das Befagungsrecht in den angebotenen Feflungen den 
anbietenden Gouvernements von dem Bunde -beftätigenb über 
Iaffen würbe, um von denfelben im Auftrag und Namen des 
Bundes ausgeübt zu werden, wenn 

2. die Ernennung des Gouverneur? und Gommandanten 
aud) von dem Bunde zu beftätigen fein würde, was wohl um fo 

Erfler Theil. 42 
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die Bundesfeftungen, jeien ausdrücklich und ohne daß bawiber 

in pleno etwas erinnert worden wäre, die Gegenflänbe in "zwei 

Glaflen geteilt worben, wovon bie erfte die In Wien ſchon aue- 

geiprochenen drei Srundbeflimmungen, Die zweite jolche Inſtructions⸗ 

punkte enthalte, welche als nähere Entwidelung und Anwendung 

jener Grundfäße erft nach Frankfurt verwiejen werben follten”. 
Dabei ift aber zu bemerken: 

„Die hier erwähnte Eintheilung der Gegenftände ift allerbings 
von Seiten des Ausfchuffes vorgefchlagen worden, weil biefer 
von der Anſicht ausging, daß ein Theil der Säbe in Wien von 
ben Bevollmädjtigten jofort angenonımen werden Tünne, der andere 
Theil dagegen als Inſtructionspunkte nach Frankfurt an die 
Bundesverfammlung gebracht werden müſſe. — Das Plenum 
widerſprach dieſem Antrag nicht befonders, und ausbrüdlid, weil 
es feinen Grund dazu hatte, denn wenn die Saͤtze erfler Art in 
der vorgeichlagenen Weile hei der Abftimmung angenommen wurden, 
jo fand dasjelbe auch hinſichtlich des Antrags von ſelbſt ftatt, im 
andern Fall aber trat das Entgegengefeßte ein. Da dieſes nun 
wirklich ftatt gefunden Hat, fo ward eine beſondere und aus 
drüdlicdye Verwerfung des Antrags völlig überflüffig. — 

2. Die Grundbeftimmungen feien von den Bevollmächtigten 
theil3 unbedingt, theild sub spe rati gngenommen worden; ber 
Eöniglich würtembergifche Gejandte babe feine Zuftimmung nicht 
blo8 sub spe rati, jondern auch mit Vorbehalt verjchiedener sub F. 
gemadten Bemerkungen ertbeilt”. 

Dabei ift zu bemerken, daß der Königliche Bevollmädhtigte 
nit einmal feine perjönlihe Zuftimmung zu den Grundbeftim- 
mungen sub spe rati ertheilt babe. 

Die betreffende Stelle im Protokoll der 33. Sißung iſt 
wörtlich folgende: 

„Der Eöniglich würtembergifche Herr Bevollmächtigte erklärte, 

daß er jeine Zuſtimmung nur mit Vorbehalt ber in der A 

lage Litt. F. enthaltenen Bemerkungen, jo wie der Genehmigung 

jeines Hofes geben könne“. 
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Die hierher gehörende Stelle aus der Beilage Lit. F. iſt 

folgende: 

„Der koͤniglich würtembergiiche Berollmächtigte . fieht ſich 
durch feine Inſtruction nicht ermächtigt, Die in Antrag ges 
brachten Barnifon-Beflimmungen für die Bunbesfeftungen 
anzunehmen. — Gr muß Daher feinem Hofe Die Erflärung über 
dieſen Bunct, wie hiermit geichieht, ausdrüdlich vorbehalten”. 

Er wiederholte dies bei der Unterzeichnung des Separat- 

protocol8 in der 34. Situng, indem er beifügte: 

„unter Beziehung auf feine ad Nr. 3, (bie Garnifonrechte) 

abgegebene Erklärung”. 

Hieraus folgt, daß ber würtembergifche Bevollmaͤchtigte 

a. den Grundbeſtimmungen ſeine Zuſtimmung nur unter 
Vorbehalt der Genehmigung ſeines Hofes ertheilte; 

b. von dieſer perſoͤnlicher Zuſtimmung jedoch die Garniſons⸗ 
Beſtimmungen ausnahm, weil deren Annahmen ſeinen In⸗ 
ſtructionen zuwider fei; 

c. über dieſen Punct ſeinem Hofe die ominns ausdruͤcklich 
vorbehielt. 

Ein aͤhnlicher Punct hat ſich in Wien bei den Berathungen 
über die Beförderung des Handels und Verkehrs ereignet. Auch 
biee wurden bie Begenftände in ſolche abgetheilt, über welche 
fofort eine Vereinigung in Wien zu erzielen fein möchte, und in 
folche, welche als Snftructionspuncte an Die Bundesverfammlung 
zu bringen fein. ' 

Unter die erften wurden aufgenommen, ein Artikel über die 
Flußſchifffahrt, und einer über den freien Verkehr mit Getreide 
und andern Lebensmitteln, wie ſie, in der Form von Separat⸗ 
Protoxollen, dem 34. Sitzungs⸗Protocoll anliegen. 

Inzwiſchen trat Fürſt Metternich dem zweiten nur unter 
Borbehalt der Genehmigung des Kaiſers bei, und wenn. bieje 
nicht erfolgte, follte an befien Selle ber dritte Satz, des demſelben 
Protocol anliegenden Separat-Protocolld, in Betreff des Handels 
und Verkehrs zwiſchen den Bunbesftaaten, treten. 
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Beide Borgänge find Lediglich dadurch verichieben, daß in 
dem zuleßt gedachten, mit Vorbehalt der Genehmigung der einen 
Redaction, zugleich im Kalle ber Verweigerung berjelben, Die 
eventuelle Annahme einer andern Rebaction verbunden würde, 
während bei dem zuerft gedadyten Borgange Württemberg fich 
ſchlechthin die Erklärung vorbehielt. Erfolgte nachträglich die 
Zuftimmung Württemberg und die berjenigen Höfe, deren Ge⸗ 
fandte abwejend geweſen, oder nur sub spe rati beigetreten waren, 
jo war der Gegenſtand erledigt; wo nit, fo mußte in Zolge 
ber vorbehaltenen und abweichenden Erklärung eine Vereinbarung 
über eine neue Faſſung verfucht werben. Diefer Fall iſt einge 
treten, und Württemberg durch die Verhandlungen in Wien 
Daher keineswegs gebunden, eine entweber unbedingt zuflimmende 
oder unbedingt verwerfende Erklärung abzulegen. 

3. „Hierauf fei in dem von allen Anwejenden unterzeichneten 
Separat-Protscol der 31. Sigung lit. A. erflärt worben, daß 
bie Orundbeftimmungen von den in Mien vereinigten Bevoll⸗ 
mädhtigten, theils befinitiv, theils unter vorausgefeßter Gench- 
migung ihrer Gommittenten, als Grundbeflimmungen angenommen 
worden feien. 

Es wird dieſſeits zugegeben, daß dieſe Erklaͤrung allerdings 
erfolgt ſei; allein einmal, bat der württembexgiſche Bevollmaͤchtigte 
fie nur in Beziehung auf den von ihm gemachten Vorbehalt 
unterzeichnet; und 

dann bat auch die Erklärung in dem Protocolle den Zufaß: 

„um bei ben weiteren Berathungen über die Bundesfeſtungen 

am Bundestage zur Norm zu dienen; womit Die Beilimmung 

verbnnden ward, daß das Separat:Protocoll an Die Höfe 

und Regierungen mit dem Erjuchen, den Inhalt befjelben 

baldmoͤglichſt an. ihre Bundestagsgejandtichaften gelangen zu 
laſſen, eingejendet werden folle”. 

Wenn nun bereit in der 33. Sißung verabredet worden 

war, daß die Inſtructionspunkte an bie. Höfe und Regierungen 

mit der Bitte einzufenden feien, jpäteftens in zwei Monaten, von 
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jet an, ihre Bunbestagsgefandten über die darin verbandelten 
Fragen mit hinlänglichen Sinftructionen zu verfehen; wenn hierauf 
in der 34. Sigung angenommen wurde, daß die fogenannten 
Grundbeſtimmungen theils definitiv, theil® sub spe rati angenommen 
worden jeien, um bei den weiteren Beratbungen über die Bundes» 
feftungen am Bundestage zur Norm zu dienen, während über 
diejelben theild gar feine Erklaͤrung erfolgt (Medlenburg und 
die 15 Curie), theils dieſe fchlechtweg vorbehalten, oder nur sub 
spe rati ertheilt worden war, fo konnte jener Ausdruck weiter 
nichts bejagen, ald daß bie weitere Verhandlung mit biefen Säßen 
beginnen follte, weil, was gar nicht ober nur bedingt angenommen 
worden ift, nicht als gemeinfchaftlidd angenommene Wahrheit 
gelten fann. Hiermit flimmt auch Der angegebene Zweck der 
Einfendungen an die Regierungen überein, nämlich: „um den 
Inhalt derjelben bald möglichft an ihre Bundestagsgejandtichaften 
gelangen zu lafien, weldye alddann Die Anfichten ihrer Gommittenten 
weiter zır erflären hätten”. 

4, „&8 ſei alſo klar, daß jetzt Die Befandten ver Höfe, welche 
nur sub spe rati beigetreten, fo wie Die, deren Bevollmaͤchtigte 
zu der Zeit nicht mehr in Wien anwejend waren, befugt feier, 
den Beitritt ihrer Staaten zu erklären, oder ihn zu verweigern“. 
Wenn der hier aufgeftellte Saß die Erklärung lediglich auf An» 
nahme oder Berwerfung beichränfen will, kann Derfelbe bieffeits 
ſchlechthin nicht als richtig anerkannt werden; denn wenn einige 
Bevollmaͤchtigte ſich gar nicht, andere nur sub spe rati erklärten, 
einer aber ausdrädlich äußerte, Daß feine Inſtruction ihm den 
Beitritt verbiete, und er deshalb feinem Hofe die Erklärung vor- 
behalte, jo waren die Gommittenten aller diejer Bevollmaͤchtigten 
befugt, jebe beliebige Erklärung noch nachträglich abzulegen, Da 
fie in diefer Befugniß nirgends bejchränft worden find. 

5. Dagegen ſei der Antrag, daß diefe Drei Punkte Fein 
Gegenftand weiterer Discuflion am Bundestage werben follten, 
ohne Widerrede von allen in Wien Anweſenden angenommen 
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worden, und fcheine Daher als eine verbindende Vorſchrift be 
trachtet werben zu müflen”. 

Bon diefem Sabe findet fih in den Gonferenz-Protocolien 
auch nicht die leilefte Spur. 

Nah dem Protocolle. der 33. Sigung wurde beichloffen, 
daß die Herren Bevollmächtigten, welche nur sub spe rati zuge 
flimmt hätten, erjucht würden, dahin zu wirken, daß der befinitive 
Beitritt ihrer reſp. Höfe bald möglichft in Frankfurt erfolge, 
nirgendd wurde aber deren Grklärung auf einen unbedingten 
Beitritt oder eine unbebingte Verwerfung beichränft, jenes Gr- 
fuchen war auch nicht einmal auf die Bejandten anwendbar, die 
gar nicht sub spe rati zugeflimmt hatten, namentlich nicht auf 
ben von Württemberg binfichtli der Garnifons-Beftimmungen, 
und nicht auf die von Medlenburg und der 15. Curie hinfichtlich 
jämmtlicher drei Saͤtze. 

6. „Diefer unbebingte Veitritt Tcheine auch um jo mehr mit 
Recht erwartet werden zu können, als in bem Vertrage (des 7. 
Ausſchuſſes) ſelbſt gleich erklärt worden, daß die Suftructiond« 
punfte, welche die nähere Entwidelurg und Anwendung ber 
Grundbeflimmungen enthalten, nach Frankfurt verwieſen jeien, 
mithin, fobald ein Staat nur mit der Grundlage der drei Säbe 
einverflanden fein, ihm, diefer Annahme ungeachtet, die Discuffion 
über die zur Entwidelung und Anwendung derjelben dienenden 
Suflructionspuncte dennoch vorbehalten bleibe”. 

Es fragt fi Hier vor allen Dingen, wie dieſer Sab ge 
meint jey ? 

Wäre Damit der Sinn verbunden, daß mit der offenftehenten 
Discuffion über die nähere Entwidelung und Anwendung der 
Grundbeftimmungen zugleich die Wirkung zugeflanden werbe, daß 
man, wenn jene Discuffion Fein Nefultat herbeiführen follte, 
welches den von dem einen oder andern Hofe bei dieſer Belegen: 
heit über die Bedentung der Grundbeflimmungen aufgeftellten 
Anfichten entſpräche, an biefe Grundbeſtimmungen felbft nicht 
weiter gebunden fein folle: jo wäre auch, da jeder Die Grund⸗ 








653 


beftimmungen annehmenbe Staat fich in folddem Falle von ver 
Annahme derfelben minder losfagen könnte, aller Streit geſchlichtet. 

Wenn man aber dieſe Befugniß anerkennen Tönnte ober wollte, 
fo wäre audy tie Annahme feine unbedingte, jondern nur eine 
bedingte, alſo grabe eine folche, welche mein hoͤchſter Hof bezweckt 
und weldye man eben bis jetzt nicht zulaljen wollte ‘Da man 
aber in Wien übereingelommen war, die Höfe und Regierungen 
zu erſuchen, ihre Bundestagdgejandten mit Inſtruction über die 
in den Anftructionspuncten verbandelten Fragen zu verjehen und 
man vorausfeßen darf, daß es mit dieſen ſechs Sätzen redlich 
gemeint gewefen fei: jo wäre, wenn man nur will, nichts Leichter, 
als fich, felbft für den Fall daß man die Grundbeſtimmungen mit 
den Inſtructionspuncten nicht vermifchen wollte, vollkommen zu 
verftändigen; man braucht nemlich nur Die Snftructionspuncte vor 
den Srundbeftimmungen in Berathung zunehmen. Dieſem Gange, 
welcher die Möglichkeit darbietet, Die verjchiedenen Anfichten mit 
Ruhe zu erörtern, fteht doch gewiß Fein rechtliches Hinderniß im 
Wege! 

Aus diefen zu den von dem hohen Bräfidio aufgeftellten 
Säpen gemadhten Bemerkungen ergiebt fih nun, daß fich der 
Thatbeſtand dieſer Angelegenheit auf folgende Momente zurück⸗ 
führen lafle: 

1. Es hat weder eine übereinflimmende Vereinigung unter 
den Bevollmächtigten der deutſchen Staaten in Wien, noch weniger 
aber eine definitive, Durch erklärte Genehmigung der Bundesftaaten 
jelbft, über die jogenannten Grundbeſtimmungen ftatt gefunden. 

2. Denjenigen Staaten, deren Bevollmächtigte ihre Zuftim- 
mung entweder nur sub spe rati,. oder, wie die beiden abwejenden 
und der mwürtembergifche, gar nicht ertheilt haben, fteht noch jebe 
Art von Erklärung über die Srundbeflimmungen offen. 

3. Da bie jedem Bundestags-Beſchluß nothwendig vorher: 
gehende Berathung, insbeſondere die, welche der Art. 7. der Bundes⸗ 
Acte für die in pleno zu faflenden Beſchlüͤſſe fordert, in Wien 
nur in Anfehung der Gegenftände als geſchloſſen angefehen worben 
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ift, weldhe von den Bevollmächtigten mit Ermaͤchtigung ihrer 
Gommittenten definitiv angenommen wurden, dieſes aber mit ben 
Grunbbeftimmungen nicht der Fall geweſen ift, fo ſteht auch bie 
Berathung über diefen Gegenftand nicht nur offen, ſondern fie 
muß, der Bundesarte gemäß, ſtatt finden ehe ein Beſchluß in pleno 
gefaßt werben kann. Dieſe Berathung erfordert eine foͤrmliche 
Sigung der engern Berfammlung, wenn jie gleich in einer ver- 
teaulichen Beiprechung vorbereitet werden Fann. 

4. Jedes Bundeöglied tft in dieſem wie in jedem Fall be 
vechtigt, bei Gelegenheit Ter Berathung Vorjchläge zu machen, 
weiche ber Vorfitzende, wenn e8 begehrt wird, ‚verpflichtet iſt, in 
Gemaͤßheit des Art. 5 der Bımdesacte in einer zu beſtimmenden 
Zeitfriſt der Berathung zu übergeben. 

6. Wenn Daher die Abficht. dahin gehen follte, die Prüfung 
des in den vertraulichen Sitzungen vom 10. und 27. Auguft ge 
machten, mit dem Hauptgegenftand in der wejentlidhen Verbindung 
fiehenden ‚Antrags, dann, wenn er in der förmlichen Sigung bes 
engeren Raths wiederholt worden fein wird, abzulehnen: jo würde 
darin eine eventuelle Verletzung des 5. Artikels der Bundesacte liegen. 

6. Württemberg und jeder in gleicher Lage befindliche Staat 
ift mithin bereshtigt in ber bevorflehenden Plenar-Sigung ben 
Grundbeftimmungen die Zuftimmung zu verfagen, und zwar in 
formeller Hinficht, wegen Nichtbeachtung bed Artikel 5 der 
Bundesacte, in materieller Hinficht, weil es bei einem Gegen: 
ftande ber Ginftimmigfeit erfordert, eine abweichende Anficht 
begt. — Mit diefer Berechtigung ift Die weitere Befugniß, und, 
nad den vom Fürften Metternich in ber 23. Sigung über Die 
Beichaffenheit des Widerſpruchs⸗Rechts der Bundesglieder auf: 
geftellten, und in dem Art. 13 der Schlußacte übergegangenen 
Orundfäßen, ſogar die Verpflichtung verbunden, bie verfagte 
Buftimmung zum Protocol mit Gründen auszuführen. 

Aus diefen Gründen tft, daß Seine Majeftät ber König, 
mein Herr, mid zu der Erklärung angewiejen bat, weldye ich 
hiermit in bie Regiftratur dieſer vertraulichen Sigung niederlege. 
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Seine Mafeftät der Koͤnig findet. Sich außer Stand, für 
Sich in die Uebernahme der Feflungen Mainz, Luxemburg und 
Landau, unter andern als den bereit von mir erflärten Be⸗ 
dingungen, deren von einer oder der andern Seite gewünjchte 
Modalitäten übrigens Gegenſtand einer weiteren Einverfländigung 
allerdings noch werben Tönnen, einzugehen. - 

Da’ ed aber meinem: höchften Hofe um den Zweck zu thun 
ift, fo iſt derjelbe bereit, jedes von der Mehrheit gewünfchte 
Verfahren, wenn es nur mit Sicherheit zum Zwed zu führen 
geeignet ift, zu aboptiren, und er wirb immer demjenigen den 
Borzug geben, welches jelbft den Schein fehlender Bundeseintracht 
zu entfernen vermöcdte Das hohe Präafidium hat zwar ein ſolches 
Berfahren darin zu finden geglaubt, daß mein Hof die von ihm 
gemachten Bedingungen, nur etwas fpäter, bei Gelegenheit der 
Discuffion über die Inſtructionspunkte, ausführe: allein bei dieſem 
Verfahren würde der Zweck nur dann mit Sicherheit erreicht 
werben können, wenn ed jedem Bunbesgliede, welches zu ben 
Srundbeftimmungen feine Zuftimmung ertheilt, freigeftellt würde, 
diefe Zuſtimmung in dem Falle, daß jene Discuffion Tein feinen 
Anfichten über die Orundbeflimmungen entfprechendes, Refultat 
herbeiführen follte, wieder zurüid zu nehmen, ohne an irgend eine 
natürliche Folge derjelben weiter gebunden zu fein. 

Konnte aber hierüber auf irgend eine Weife eine einverflanbene 
Zufiherung zu Protocol genommen werden, jo ift mein Hof 
bereit, feine Zuftimmung zu den Grundbeflimmungen für's erfte 
unbedingt zu erklären, und das weitere auf den Grfolg der 
fünftigen Discuffion ankommen zu laſſen, obwohl damit im 
Grunde nichts gewonnen wird, ba eine jolche Zuftimmung wefentlich 
Doch nur eine bedingte fein würde. — Es ſcheint auch in ber 
That ungleich einfacher, daß man, wenn man bie Erreichung bes 
Diesfeitigen Zweds mit der Discufflon der Inſtructionspuncte für 
vereinbar hält, den Anfang damit mache, ſich über dieſe Inſtruc⸗ 
tionspuncte wirklich einzuverftändigen, da alddann wenn biefes 
Berfahren wirtli zum Biele geführt haben wird, eine wahrhaft 
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unbedingten Annahme der Orundbeſtimmungen gar nichts mebr 
im Wege ſteht. | 

Wäre Dagegen die Wbficht die, mit Beſeitigung jeder vor: 
gängigen Berathung und Merfländigung über Die Grunbbe 
flimmungen, und des in diefer Beziehung von Sr. Königlichen 
Majeftät gemachten Antrags, zu einer Plenar-Abflimmung zu 
ſchreiten, fo bin ich beftimmt angewiefen, Allerhoͤchſt ihre Zu⸗ 
flimmung zu der Uebernahme der Feftungen zu verfagen, und 
dieſem Widerfpruch in der nächſten Sipung des engeren Raths 
in formeller und materieller Hinſicht zu rechtfertigen. 

In derjelben Sigung flimmte Kurheſſen dahin ab: Ohne bis 
jeßt mit umfaſſenden Inſtructionen ſowohl über die in Wien zu 
deren Sinholung ausgejegten ald Die von Württemberg in An- 
regung gebrachten Puncte verjehen zu fein, weiß ich doch fo viel 
mit Gewißheit, daß Seine Königlihe Hoheit der Kurfürft eine 
vorgängige Discuffion über Die Bedingungen, unter welchen bie 
Uebernahme der Feftungen Mainz, Tugemburg und Landau von 
Seiten des Bundes gejchehen jolle, wünſchen, und nicht gemeint 
find, Sich für die Uebergabe, jo wie fie angetragen worden, un- 
bedingt zu erklären, ehe und bevor man ſich nicht über die rechtlichen 
Kolgen der Liebernahme und die daraus hervorgehenden Rechte 
und Verbindlichkeiten vereinigt habe. Deswegen ſtimme ich dem 
wiürttembergifchen Antrage auf vorläufige Discutirung der Moda: 
Ittäten ber Uebernahme vollfommen und um fo zuverfichtlicher 
bei, als dadurch nur bafjelbe begehrt wird, was Türzlich hinſichtlich 
des freien Verkehrs mit Getreide und Schlachtvieh, auf öfter. 
Antrag, fo allgemeinen Beifall gefunden bat. 

Endlich ließ fi) das Großherzogthum Heffen dahin vernehmen : 
Der großherzoglihe Bevollmächtigte bei ber Wiener Konferenz 
ift den von dem 8. 8. öfterzeichifchen Hofe proponirten Grund⸗ 
beftimmungen wegen der Bunbesfeftungen, jedoch nur unter aus 
drüdlihem Vorbehalte der Genehmigung Seiner Königlichen 
Hoheit des Großherzogs, beigetreten, weil derſelbe wohl gewußt, 
und in der Gonferenz erklärt hat, daß ein unbebingter Beitritt 








657 


bierzu dem Inhalte feiner Inſtrucktion entgegen geweſen fein 
würde, dabei aber auch ben reblichen und feften Willen feines 
Heren, das Möglichfte für die Erzielung einer Uebereinſtimmung 
über die BundeösAngelegenbeiten zu thun, vor Augen haben Eonnte. 

Mit diefen aufridhtigen Gefinnungen für die allgemeinen 
Sinterefien des Bundes, baben Seine Königlicdye Hoheit ver 
Großherzog diesſeitige Geſandiſchaft Befehligt, nunmehr zu er 
Hären, daß Hoͤchſt Sie dem Beitritt Ihres Bevollmächtigten zu 
dem Wiener Separat:Protocolle, wegen Uebernabme der Bunbes- 
feftungen, die vorbehaltene Genehmigung ertheift haben, jebodh 
dabei vorausſetzen, daß 

1. vor Erhebung jenes Protocolld zu einem Bundestags⸗ 
beihluffe, die königlich württembergifcher Seits aufgeftellten, 
mit den Beſtimmungen des Wiener Protocol nit im Wider⸗ 
ſpruch fiehenden, diefelben vielmehr weſentlich erläuternden und 
unvollftändigen den Bebingungen der Uebernahme, ebenfalld zur 
freien Discuffion, und vorerft vertraulich zur Erledigung gebracht 
werden follen, und daß, 

2. durch die Annahme jenes Protocolls eben fo wenig Sr. 
Königlichen Hoheit, in Bezug auf Ihre Verhältniffe zu Mainz, 
namentlich in Bezug auf eine Goncurrenz zur dortigen Beſatzung, 
etwas vergeben wird. 

Großherzogliche Geſandſchaft ift hiernach auch angewiefen, ſich 
bei dieſer Gelegenheit noch dahin vorläufig zu erklären, daß, was 

J. die vertrauliche königlich württembergiſche Erklaͤrung 
des Wiener Separat⸗Protocoll wegen Uebernahme der Bundes⸗ 
feftungen betrifft, Se. Königliche Hoheit der Großherzog es für 
fachgemäß balten, wenn 

1. das Befabungsrecht in den angebotenen Feſtungen den 
anbietenden Gouvernements von dem Bunde - beftätigenb über 
laſſen würde, um von denfelben im Auftrag und Namen bes 
Bundes ausgeübt zu werben, wenn 

2. die Ernennung des Gouverneurs und Kommandanten 
aud) von dem Bunde zu beftätigen fein würbe, was wohl um fo 

Erſter Theil. 42 
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weniger: ehwad gegen ſich haben kann, als dieſelben in Pflichten des 
Bundes ftehen, unb Demfelben verautiwortlich fein Jollten; wenn ebenſo 

3. ber Oberbefehlshaber ermächtigt werde während tes 
rieges, in ben, württembergijcher Seits angegebenen Fällen, 
und unter den angegebenen Bedingungen, die Feſtungsbefehlshaber 
proviforifch zu verändern, jedoch in ſofern dieſes irgend möglich 
ift, nur durch Militäre der zu jenen Stellen gewöhnlid,, Bers 
trägen. und Qundesbeftimmungen gemäß, ernennenden Staaten; 
wie es denn auch 

4. gewiß theils ſchon vorliegende Vertraͤge und Beſtimmungen 
für ſich haben, theils auf das allgemein gerechte Jutereſſe des 
Bundes ſich gründen würden, auf die Föniglid württembergijchen 
Vorſchläge unter 2—7 einzugehen, und auf die Puncte a. und b. 
unter 7. einer weitern Berathung vorzubehalten. 

IL In Beziehung auf die befonderen Verhältniffe von Mainz 
babe ich zu erwähnen, Daß zur Vervollftändiaung Des, der 
Bundes:Verjammlung in ber 50, Sipung vom Jahr 1818 vor 
gelegten Staatd-Vertragd vom 30. Juni 1816, und in Gemäßheit 
des Artifel3 10 deilelben, unterm 17. December 1816 zu Mainz, 
zwilchen großherzoglichen Gommifjarien und Gonmiflarien bes 
Feſtungs⸗Gouvernements ein Uebereinfommen abgeſchloſſen worden 
ift, deſſen baldigſter vollfländiger Ratification von Seiten bes 
kaiſerlich öfterreichiichen und des Eöniglich preußischen Hofes Se. 
Königliche Hoheit der Großherzog mit ber gegründeften Hoffnung 
entgegen ſehen, wie daſſelbe Uebereinfommen denn au in den 
vorkommenden Fälen bereits wirklich in Anwendung gekommen 
ift, und in fortwährende Anwendung kommt. Der Großherzog 
muß nun wünjden, Daß dieſes Uebereinkommen bald möglichft 
auch dem Bundestage vorgelegt, und unter diejenigen Verträge 
gerechnet werden möge, nach deren Beitimmungen die Garniſons⸗ 
und übrigen SeftungssBerhältnifie von Mainz durch den Bund 
anerkannt werden jollen. 

Was endlich insbeſondere noch die Barnifons: Rechte St. 
Königlichen Hoheit Des Großherzogs in Mainz angeht, jo wünjchen 
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Alerhöcft biefelben jo wie bisher, auch ferner, nad; Uehernahme 
der Bundesfeftungen vom Bunde, in ruhigen Zeiten Davon feinen 
Gebrauch machen zu müfjen, da die Truppenzahl eines Bataillous 
ein Berbältniß zur binreichenden öfterreichifch-preußiichen Garniſon, 
rüdfichtlih der Sicherheit der Feftung gewiß nicht in Rechnung 
fommen fann, und ein fo ungleiche Verhaͤltniß der Truppen 
außerdem, namentlich bei den landesherrlichen Beziehungen des 
Großherzogs in Mainz mehrfache Inconvenienzen mit ficy bringt. 
Ale dieſe vorläufigen Aeußerungen, babe ich ſämmtliche ver: 
ehrliche Geſandtſchaften zu bitten, Schon jetzt an ihre Höfe einzue 
berichten wollen, weil e8 in dem angelegentlichen Wunſche Sr, 
Königlichen Hoheit Liegt, durch ein ſpaͤteres Anbringen auch Diefer 
gerechten Deſiderien und Anftände, die wichtige Sache wegen der 
Bundesfeftungen nicht mehr als durchaus nöthig zu verzögern. 

Der kaiſerlich öfterreichifche prafidirende Geſandte erwiderte 
auf dieſe drei wichtigen Abflimmungen: Ohne in das Detail der 
Aeußerung des Eöniglich-württembergifchen Herrn Geſandten näher 
einzugehen, und die Unanwendbarfeit des Vergleich zwifchen dem, 
was zu Wien in Betreff der Grundbeftimmungen über Die Bundes: 
feftungen, und dem, was über die alternative Faſſung eines Se- 
parat-Protocolld über den Handel und freien Verkehr verhandelt 
worden, anders, als Fediglid durch Die einfache Berufung auf 
die Konferenz Protocolle felbft, zu erheben, muß ich bei dem 
ſtehen bleiben, was meine bejondere Lage mir zur unabweichlichen 
Pfliht mat. Defterreich hat in der 33. Conferenz erklärt, daß der 
Eatjerlicy-fönigliche Hof die Grundbeftimmungen als unzertrennlich 
und fih, nur unter der Bedingung, daß die drei Säße im 
Ganzen angenommen werden, daran gebunden halte. Wenn nun 
die Befugniß hierzu von Württemberg jelbft nicht in Zweifel ge 
zogen wird, fo fanu ich wohl um jo weniger umbin, vor aller 
weiteren Erörterung auf die unbebingte Abitimmung über die 
Frage anzııtragen, ob Dieje Grundzüge von den Bundesgliedern 
angenommen werden oder nicht, — eine Abflimmung tie ich ſchon 
heute auf bie verfaſſungsmäßigſte Weile in einer Plenarfigung 
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begehren Fönnte und auch um jo ficherer erhalten würde, als die 
bereitd ausgejprochene überwiegende Mehrheit de engern Raths 
zu Bunften der LVebereinftimmung meines biesfälligen Antrags 
mit dem Geifte bed 33. Conferenz⸗Protocolls an feiner Entſcheidung 
für eine Plenar-Sipung unbejchabet des Rechts eines gegenfeitigen 
Antrags, Feinen Zweifel übrig laſſen Fann. 

Da die Erfüllung der Bedingniffe, unter welden 
der Föniglih:württembergifche Hof beiftimmen will, 
niht nur allein nit von mir, fondern ſelbſt nit von 
der gejammten Bundesverfammlung abhängt; Jo muß 
ih jede Hoffnung zu einer vorläufigen Ausgleichung 
aufgeben. &8 hängt eben jo wenig von mir ab, dad 
fürden Bund verlangte Beftätigungsredht der Feſtungs— 
Gouverneurs und Commandanten im Namen der Mächte 
ſchon vorläufig einznräumen, als wenig durch die Au— 
nahme der Grundbeftimmungen darauf Verzicht geleiftet 
wurde. E8 hängt niht von der hohen Bundesver: 
ſammlung ab, den wegen der Sarnifon in Landau be 
ſtehenden europäifchen Verträgen für fidy allein eine 
entſcheidende Deutung zu geben. 

Unter diefen Umftänden erübrigt mir nur noch Folgendes zu 
erklären: da aus den eben gehörten Abflunmungen auf eine eben 
fo unerwartete als bebauerungswürdige(!!) Weife erhellt, daß 
von denjenigen Staaten, deren Bevollmädtigte zu Wien, die von 
den übrigen anmwejenden ConferenzeMitgliedern fchon unbebingt 
angenommenen drei Grundbeſtimmungen über die Bundesfeftungen 
nur sub spe rati angenommen haben, jegt drei ihre Zuflimmung 
nur unter Bedingungen ertheilen zu wollen erklären, die nad 
dem ganzen Gange der Verhandlungen in Wien, hier in Ans 
ſehung jener Grundbeſtimmungen um fo weniger ftatt finden 
fönnen, als diefe einfache Grundbeſtimmungen nur ald Grunds 
lage zu betrachten find, über deren Entwidelung und Anwendung 
annoch die weitere Discuffion nach Anleitung der vorgelegten 
Inſtructionspuncte, einem jeden vorbehalten bleibt, jo trägt 
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Brafidium Bedenken, heute noch das Protoroll zur förmlichen 
Abſtimmung zu eröffnen, und dadurch offen zu Tage zu 
legen, daß man in einem fo dringenden Beitpuncte 
nicht fich einmal über die erften einfahften Grund: 
fäße, auf weldhen das Vertheidigungsſyſtem des 
Bundes beruhen ſollte, habe vereinigen wollen, und 
glaubt vielmehr, daß dieſer Gegenftand vorerfi ad referendum 
zu nehmen fei, wobei e8 jedoch zur Verhütung aller Mißdeutungen 
für feine Pflicht hält, zuvörderft annoch zu vernehmen, ob bie 
jenigen Herren Bundestagsgefandten, weldye bisher über Diefen 
Gegenftand ihre Stimmen nur vertraulich abgegeben haben, bei 
felbigem in dem Maaße beharren, daß fie fie für eben fo ver: 
bindlich erffären, als ob fie fie förmlich zu Protocol gegeben hätten. 

Sämmtlide Gefanbten erklärten bierauf, daß fie in ihren Ab⸗ 
fimmungen die Orundbeftimmungenunbedingt annähmen, Würtem- 
berg, Kurheſſen und Großherzogthum Heffen hielten da» 
gegen ihre Vorbehalte aufredht. Der präfivirende Geſandte 
äußerte fi darauf in ſehr entſchiedner und dDurchgreifender Weiſe: 

Wenn aus der Abftimmung die Willfährigkeit der allermeiften 
Bundesglieder zur Ausführung der zu Wien bereit3 durch eine 
große Mehrheit ausgeſprochenen Grundbeitimmungen über bie 
Bundesfeftungen mitzuwirken, hervorgeht, e8 daher in Anfehung 
ihrer der Wiederholung der von dem Herrn Fürften von Metternich 
in der 33. Gonferenz zu Wien abgegebenen Erklärung, daß der 
kaiſerlich-koniglich Hof die Srundbeftinnmungen als unzertrennlich, 
und ſich nur unter der Bebingung, Daß die Drei Sätze im Ganzen 
angenommen werden, daran gebunden betrachte, nicht bedarf, fo 
jehe ich mich doch in der Eigenſchaft als Eaijerlich<öfterreichifcher 
Geſandter, im Einverftändniß mit dem Eöniglich-preußifchen Herrn 
Geſandten dies nochmals zu erflären veranlaßt, und wenn durch 
die dawider erhobenen Schwierigkeiten die Grreichung eines ber 
weſentlichſten Grforderniffe des Bundeszwecks gehemmt werben 
jollte, fo würde es allein denjenigen Bundesgliebern beigemefjen 
werben koͤnnen, die ſich der Vereinbarung über die erfte und 
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einfachfte Grundlage Durch Hinzufüigung von Bedingungen entgegen: 
jegen, welche diefe nicht zuläßt, zu deren weiteren Erörterung aber 
die zur Discuſſion verftellten Inſtruetionspuncte ohnehin Die Ge: 
legenheit Darbieten, | 

Auf den Vortrag bes präfidirenden Geſandten erwiederte Der 
würtembergifche: 

Zuvörderſt danke ih dem hoben Präfitio dafür, daß Tas- 
jelbe auf den in der vertraulichen Sigung vom 10. Auguft ein⸗ 
gefchlagenen Weg fortgehen zu wollen erflärt bat, Ta ich Die 
innige Ueberzeugung bege, daß derſelbe zu einer vollfommenen 
Einverftändigung führen wird; ſodann aber bemerfe id, daß mir 
mehrere Abftimmungen, namentlich die des köoniglich ſächſiſchen 
Herrn Gefandten nicht weniger, als die meines höchſten Hofes 
als blos bedingte erjchienen, indem darin die Annahme der Grund: 
beftimmungen nur unter gewiſſen Vorausfeßungen erklärt wird. 

Auf die wiederholte Erklärung des hohen Präfibii, in beiten 
Eigenſchaft als Eaiferlich-Föniglichen Bundestags-Gejandten, daß 
der Faijerlichfönigliche Hof die Grundbeſtimmungen als unzers 
trennlic und fid) nur umter der Bedingung, daß die drei Säbe 
inn Ganzen angenommen worden, daran gebunden eracdhte, kann 
auch ich nur wiederholen, was ich fehon früher fowohl in den 
vorhergehenden Sikungen, als aud in meiner Gorreöpondenz 
mit dem Herrn Präfidial-Gefandten, erflärt habe, daß nämlich 
mein böchfter Hof nie daran gedacht hat, gegen einen einzigen 
jener drei Säße, welche ald ungertrennlich aufzuftellen der kaiferlidy: 
föniglihe Hof das volle und unbeftrittene Recht hat, Widerſpruch 
zu erheben, indem Er ja feine Zuftimmung nur fo lange verfagen 
will, als er nicht über die rechtlichen Folgen ihrer Annahme be: 
lehrt und beruhigt ift. Daß dies Bedingungen find, deren Discuffion 
nit der fiber jene Säße getroffenen Vereinbarung gar wohl befteben 
fönne, glaube ich umſtändlich genug erwieſen und zugleich ben 
Unterfchied gezeigt zu haben, den zmifchen einer Discuffion vor 
und einer Discuffion nad der Annahme der Grundbeftimmungen 
obwaltet. Je reiner und bundesgefeßmäßiger die Abficht meines 
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hoͤchſten Hofes ift, um deſto ruhiger Kann derjelbe den Folgen, 
welche der Faiferlih-töniglidye Herr Gejandte am Schluffe der fo 
eben vernommenen Erklaͤrung andentet, entgegenfehen. Denn 
wenn auch mein höchfter Hof noch Anftand finden muß, an ber 
gemeinfamen Grwerbung von Bundesfeftungen Theil zu nehmen, 
jo ift ja dadurch Fein anderes Bundesglied gehindert, die Er⸗ 
werbung für ſich zu machen. 

Was daher denjenigen Bundesgliedern, welche von ihrem 
Rechte, den geſchehenen Antrag, gewiſſe Plätze als Bundesfeſtungen 
an den Bund zu übergeben, abzulehnen, keinen augenblicklichen 
Gebrauch machen, ſondern blos die Bedingungen und Voraus⸗ 
jeßungen der Annahme zur Discuſſion bringen wollen, für eine 
Schuld beigemefjen werden könne, ift um fo weniger abzufehen, 
als ihr einziges Beſtreben dahin gebt, den Keflungen, deren 
Uebernahme von Seiten des Bundes mit mehr Laflen ald Vor: 
teilen verbunden ift, den Charakter von Bundesfeftungen wenigftens 
einigermaßen zu verfchaffen. 

In Folge diefer bitteren Discuſſionen feßte fi) das öfter: 
reichifche Kabinet mit Würtemberg, Kurheflen und Darmſtadt in 
unmittelbare Communication über die verhandelten Fragen, weldye 
aber erft am Ende Septenberd zu einem Refultate führte. In 
der am 5. October 18320 ftattfindenden vertraulichen Sigung er⸗ 
klärten nun zwar die Gejandten ber drei Staaten ihre Belftinnmung 
zu den öfterreichifch:preußifchen Propofitionen, aber doch unter 
folgenten ſehr bemerkenswerthen Heußerungen. 

Zuerft ſprach fih von Wangenheim auß: 

„Seine Majeftät der König, mein Herr, bat vom Anfange 
jener Verhandlungen ber immer erflärt, daß jede Einleitung, 
welche dem Zwecke einer freien Vereinigung über Die Bedingungen 
der Uebernahme derjenigen Feſtungen, die nach europäilchen Ver: 
trägen zu Bundesfeftungen beftimnt wurden, entipräce, Hoͤchſtihre 
Zuſtimmung erhalten, und daß davon auch eine vorläufige Uns 
nahme der Brundbeftimmungen nicht ausgefchloffen fein werde, 
wenn dieſe 5108 als Leitende Geſichtspunkte bei den künftigen 
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Verhandlungen über das Verhältuiß jener Feſtungen zum Buude 
betrachtet würben. 

Diefer frühern Grelärung gemäs will der König, mein Her, 
die drei Grundbeſtimmungen, veren weitere Gutwidelung und 
bundesverfafiungsmäßige Auwendung in dem Öutachten des fiebenten 
Ausſchuſſes der Wiener Conferenz ohnehin vorausgefeßt wurde, 
zur Baſis ber ferneren Berhantlungen über die nähere Beſtimmung 
des Verhältnifjes dieſer Feftungen zum Bunte gern und um fo 
vertrauenspoller anerkennen, da Höchiiberjelbe im Namen St. 
Majeftät des Kaiſers die Verficheruug erhalten bat, daß der 
faiferlich-töniglihe Hof bei der Beratbung über die Inſtructions⸗ 
puncte, wo ohnehin noch ein weites Feld, bie Verhaͤltniſſe der 
Dunbesfeftungen zu regeln und zu orbnen, offen ftehe, gewiß mit 
Vergnügen auf die Berüdfichtigung jedes billigen Wunjches, bin- 
wirfen werde”. 

Dann folgte der kurheſſiſche Geſandte v. Lepel: „Se. koͤnigliche 
Hoheit der Kurfürft Haben eben jo wenig der Arnabme und Lieber- 
nahme der von den verbündeten Mächten zu Bundesfeſtungen 
beftimmten Pläße, Mainz, Luxemburg und Landau, im Allgemeinen 
fi) widerfegen, als die Anerfenuung der, verfcehiebenen Staaten 
in bejondern Verträgen zugelicherten Garniſons⸗Rechte an ſich ver- 
weigern wollen. Höchft Sie Eonnten ſich nur nicht von ber Leber: 
jeugung trennen, daß aus der unbedingten Annahme der zu Wien 
von dem fiebenten Ausſchuſſe vorgelegten Örundbeftimmungen 
mancherlei Verbindlichfeiten für den deutſchen Bund und bie 
einzelnen Bundesſtaaten hergeleitet werden Tönnten, zu beren 
Uebernahme Sie Sid, ohne jolde ihrem ganzen Umfange nady 
zu kennen, im Voraus bereit zu erflären, nicht entichließen konnten. 
Deßwegen verlangten Sie eine vorgängige Vereinigung darüber. 

Nachdem aber nun von Seiten des kaiſerlich⸗oſterreichiſchen 
Hofes die Aufklärung dahin ertbeilt worden ift, daß bie in ber 
33. Gonferenz verabredeten drei Artikel nur zur Grundlage ber 
weiteren Verhandlung und freien Vereinigung über bie Verhältnifle 
ber Bunbeöfeftungen genommen werben follten, jo ertheilen Se. 
Königliche Hoheit den genannten drei Artikeln in diejer Beziehung 
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Ihre Zuſtimmung um fo lieber, ald Sie, mit banfbarer Be 
rüdfichtigung der befondern Zürforge des Taiferlich-öfterreichifchen 
Hofes für den Schu und die Sicherheit des deutſchen Bundes, 
in die von bdemfelben zu dem Ende vorgejöjlagenen Maaßregeln 
einzuwilligen, immer geneigt find”. 

Der großherzoglich-heifiiche Geſandte v.Harnier ſchloß: „Sr. 
Königlichen Hoheit haben mit Bedauern erjehen, zu welchen 
unerwarteten Mißverftändnifien die erfte von Ihrer Gefandtichaft 
abgegebene vertrauliche Erklärung beigetragen hat. — Es ift die 
Abſicht Sr. ſoͤniglichen Hoheit nicht geweien, Die drei wegen 
Uebernahme der Bundesfeftungen zu Wien in ein Separat⸗Protocoll 
gefaßten Srundbeflimmungen und die Gültigkeit der europaͤiſchen 
Berträge, worauf dieſelbe geftüßt find, an fich in Zweifel zu ziehen 
oder jene einer weiteren Discuffion unterwerfen zu wollen. Davon 
ift vielmehr beitimmt das Gegentheil in der diesfeitigen Erklärung 
ausgebrüdt worden, weldye ſich, neben der Beiſtimmung zu ben 
drei Srundbeftimmungen, darauf beſchraͤnkt hat, die biefjeitigen 
Gerechtſame in Hinfidt auf Mainz zu verwahren und dad Der 
langen auszubrüden, daß die von Würtemberg einmal ausge 
ſprochenen Puncte vor der förmlichen Erklärung der Uebernahme 
der Zeftungen einer Discuffion unterworfen würden, j 

Diejer letzte Wunſch ift Sr. Königlichen Hoheit um jo mehr 
an feinem Orte erjchienen, da Sie die vertrauliche Beiftimmung 
zu dem Wiener:Separat:Protocoll von Seiten derjenigen Bundes⸗ 
glieder, welche diefelbe nicht glei in Wien gegeben, einftweilen 
für den Zweck jenes Protocolld genügend betrachtet und Dabei 
angenommen hatten, daß, weil Die Uebernahme der Bundesfeftungen 
doch vor Erledigung der Wiener Inſtructions⸗Puncte nicht erfolgen 
tönne, es angemeſſen erjcheinen werbe, einen desfallfigen förmlichen 
Beſchluß der Bundes-Verſammlung den ganzen wichtigen Gegen: 
ftand nad Maasgabe des Eeparat:Protocolld und der Inſtructions⸗ 
Puncte mehr umfaſſen zu Taffen. 

Da Se. Königliche Hobeit nun keinesweges in einer fo 
wichtigen Bundesjache zur Unterhaltung von entflandenen Miß> 
verftändnilfen und Theilung der Anfichten Ihrer Mitverbündeten 
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beitragen möchten, da ſich Allerhöchftdiefelben indeſſen auch über: 
zeugt haben, daß bie freie felbft ganz unbedingte Annahme der 
drei Grunbbeftimmungen den biefjeitigen Gerechtſamen weder 
präjubiciren fol nod) kann, da Sie zugleich glauben, daß ein 
Theil der würtembergifchen Propofitionen, welche nur nothwendige 
Folgen aus dem Begriffe der Uebernahme der Feſtungen von 
Seiten des Bundes ausfprechen, fi) auch ohne bejondere vor: 
läufige Discuffion von ſelbſt verfteht uno von Niemanden in 
Abrede geftellt zu werden vermag, und da man ſich in Anfehung 
derjentgen, welche diefen Charakter nicht annehmen, bei der zweifel- 
loſen Vorausſetzung beruhigen kann, daß dieſe Propofitionen mit 
den übrigen Auftructionspuncten vor Vollziehung der definitiven 
Uebernahme der Feftungen einer gründlichen Discuffion werben 
unterworfen werben, fo haben Se. Königliche Hoheit Ihre Ge⸗ 
fandtichaft ermächtiat und angemwiejen, nad) dieſer vertraulichen 
Erklärung dem Wiener-Separat:Protocolle wegen der Bundes⸗ 
feftungen auch in einer Plenar-Sikung, zum Behuf eines des⸗ 
fallfigen förmlichen Bundesbeſchluſſes beizutreten”. 

Die Bundesverfanmlung Fam hierauf überein, wegen ber 
Grundbeſtimmungen fid) zu einer Plenar⸗Verſammlung zuconftituiren, 
und erhob in derjelben diefe einftimmiz zum Bundesbeſchluß. 


Während dieſer Verhandlungen und Discuffionen hatte au 
der Bundestagd-Ausjchuß feinen Bericht über Die Kontingents- 
ftelung erftattet. Da derſelbe die überſichtlichſte Anfchauung 
der Verhandlungen der Militärverbältniffe darbietet, überdem 
niemald abgedrudt ift, zugleih auch die Verhandlungen der 
Wiener-WMinifterial-Sonferenzen über dieſe Verhaͤltniſſe enthält, 
jo haben wir denjelben im Anhange dieſes Bandes vollftändig 
abdruden laſſen. Wir werden in einem der folgenden Bände 
die bier abgebrochenen Verhandlungen wieter aufnehmen und 
nachdem wir Die notbwendigen Actenftüde hier vorausgehen Ließen, 
in unferer Darftellung würdigen, wie es die Widhtigfeit des 
Gegenftandes erfordert. 





Anhang J. 


Der preußifche Entwurf der Bundesverfaffung. 
(Borgelegt am 13. September 1814). 


1. 

Alle Staaten Deutſchlands vereinigen fich durch einen feierlichen 
Vertrag, ben jeder Theilhaber auf ewige Zeiten ſchließt und beſchwoͤrt, 
in einen politiſchen Föberativ:Körper, der ben Namen Deutfcher Bunb 
führt und aus bem Niemand heraustreten darf. Verletzungen des 
Bundes: Vertrags werden mit ber Adıt beftraft. 


Diefer Bund fol in fich begreifen folgende dem Haufe Defterreich 
gehörende Länter: Salzburg, Tyrol, Berchtolsgaben, Voralberg unb 
dasjenige mas biefes Erzhaus am Oberrhein erhalten wird; alles 
was Preußen links ber Elbe befigt und erhält, ferner alle deutſchen 
Staaten, fo wie fle von ber Öftfee, ber Eyber, der Nordſee, dem 
niebderländifchen, franzöſiſchen und fchmeizerifchen Gebiet begrenzt 
werben. 

Die hier nicht benannten öſterreichiſchen und preußifchen Staaten 
bleiben beßer außerhalb des Bundes, damit es befto weniger Schwierig- 
feiten habe, biejenigen Theile jener beiden Monardien, bie mit in 
den Bund aufgenommen werben, allen Bundes-Geſetzen mit zu unter- 
werfen und bad Band befto fefter zu knüpfen. Oeſterreich und 
Breußen als Mächte fchließen aber mit der Böberation ein unauf: 
Lösliched Bünbnig und garantiren befonders bie Derfaflung und 
Integrität berfelben. 


3. 

Leber jegt im Beſitz ber Landeshoheit ſich Hefindende Staat übt 
in feinen Grenzen bie lanveshoheltfihen Rechte aus, welche die Bundes⸗ 
Acte nicht zum gemeinfchaftlichen Beften ausnimmt oder befchränft. 

4 


Diejenigen vormals mit ber Reichsſtandſchaſt verſehen geweſenen 
Fürſten, Grafen und Herren, welche mediatiſirt wurden, nehmen 
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Antheil am Bunde, wie weiter unten näber beflimmt werben wirb. 
Sie bleiben zwar ber Lanbeshoheit unterworfen, ihre Rechte und 
Pflichten find aber ſowohl in Abſicht auf ihre Perfonen als auf ihre 
Beflgungen und Abgaben genau zu beflimmen unb unter die Garantie 
bes Buntes zu feßen. Ihnen find in&befondere perfünliche Ehren: 
rechte und Vorzüge einzuräumen, auch bie Renten und Ginfünfte 
wieber zu geben, oder dafür Entihäbigung zuzubilligen, die am 12. Juli 
1806 nicht in die Gontributionsfaflen floffen. In ben Ländern zu 
benen fie gehören find die Familienhäupter berfelben erblich bie erften 
Stänte. In ihren Bamilien genießen fle ber alten deutſchen Autonomie. 
In Griminalfachen follen fie von einem judicio parlum gerichtet 
werden. Ihnen werden Juriodictions-Rechte gefichert und Präſenta⸗ 
tions-Nechte in ben landeöherrlichen höchften Berichten zugeflanden. 
Billig follten die mebiatiftrten ehemaligen Neichöftände mit ben 
übrigen gleichgefept werden. Da biefes aber ohne große Zerrüttungen 
nicht gefcheben kann, fo iſt wenigſtens alles Mögliche für fie zu than, 
und fle find indbefondere gegen alle Bedrückungen völlig ſicher zu ſtellen. 


5. 
Aehnliche Beſtimmungen find wegen ver Übrigen ſonſt unmittelbar 
geweſenen Perfonen zu treffen. 


Jebem Bundes: lintertbanen werben durch bie Bundes: Acte näher 
zu beflimmente deutſche Bürger-Nechte gefichert, infonberbeit 

1. die Breiheit, ungehindert und ohne eine Abgabe zu entrichten, 
in einen andern zum Bunde gehörenden Staat auszuwandern 
oder in deflen Dienfte zu treten; 

‚2. bie Sicherheit, nicht über eine gewiffe Zeit verhaftet werben zu 
fönnen, ohne einem vichterlichen Ausſpruch nach ben Geſetzen 
unterworfen zu werden; 

3. bie Sicherheit des Eigenthums (auch gegen Nachbrud); 

4. da8 Recht der Beſchwerde vor bem ordentliden Richter und im 

ben bazu geeigneten Fällen bei dem Bunbe; 

. Preßfreiheit nach zu beflimmenden Normen; 

. das Recht, ſich auf jeder deutſchen Lehr-Anſtalt zu bilden. 


m an 


7. 

In jedem zum Bunde gehörenden Staat foll eine ſtändiſche Ber- 
faffung eingeführt ober aufrecht erhalten werben. Allgemeine GOrund⸗ 
fäße find dieſerhalb als Minimum der Rechte der Lanbflände feſtzu⸗ 
jegen. Sie follen beftehen aus ven Bamilien-Häuptern der mebiatifirten 
vormaligen Reichsſtände bes fonft unmittelbaren unb übrigen Adels, 
als erblichen, und aus ermählten Ständen. Ihre Befugnifle Tollen 
vorzüglich fein: ein näher zu beflimmenber Antheil an ber Gefeg- 
gebung; VBerwilligung ber Landes:Abgaben; Vertretung ber Berfaflung 
bei dem Landesherrn und bei bem Bunbe. 
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8. 

Man fol ſuchen, allgemein nützliche Einrichtungen und An- 
orbnungen zum Wohl bed Ganzen herzuftellen, als 3. B. ein allge: 
meines Geſetzbuch, gleiches Münzweſen, eine zweckmaͤßige Regulirung 
der Zölle, bes Poſtweſens, Beförderung und Erleichterung bes Handels 
unb wechjelfeitigen Verkehrd un. f. w. 

9 


Die Bundesſtaaten follen in fieben Kreife eingetheilt werben, 
nämlich: Border: Oefterreich, 
Baiern und Franken, 
Schwaben, 
Dber: Rhein, 
Nieder⸗Rhein und Weſtphalen, 
Nieder⸗Sachſen, 
Ober⸗Sachfen und Zaringen. 
0 


Der vorberzöfterreichifche Kreis enthält Salzburg, Berchtolsgaden, 
Tyrol und Voralberg. 


11. 

Der bayerifch-fränkifche Kreis alle Staaten bes Königs von Bayern. 
12. 

Der Schwähifche Kreis alle Staaten des Königs von Würtemberg. 
13 


Der obersrheinifche Kreis das Land, welches Deflerreih am 
Dber-Rhein erhalten wird, die großherzoglichebabenfchen Länder und 
die Hobenzolleriichen Fürftenthümer. 


14. 

Der nieber:rheinifchzweftphätifche Kreis alle Länder, welche ber 
König von Preußen an beiden Mheinufern und bis an bie Wefer 
Befigt ober erhalten wird; bie lippe⸗detmoldiſchen, naffauifchen, 
weilburg= und ufingifchen, auch waldeckiſchen Länder; bie beutfchen 
Beflgungen des fouveränen Fürſten ber vereinigten Niederlande, 

15 


Der nieder⸗ſaͤchſiſche Kreis die LXänder, welche bas bisherige 
Kurhaus Hannover in Nieverfachfen und Weftphalen beflgt oder beſitzen 
wird, bie des Hauſes Braunfchweig: Wolfenbüttel, bie tes Hauſes 
Holſtein, Glückſtadt und Oldenburg, Schaumburg⸗Lippe und die drei 
Hanſeſtädte Hamburg, Lübeck und Bremen. 

Einige ſtimmen dahin: bie drei Hanſeſtädte dem oberfächfifch- 
thüringifchen Kreife anzufchließen. j 


16. 

Der oberfächfifchthüringifche Kreis, Das Königreich Sachien, 
die Herzoglich medlenburgifchen, ſaͤchſiſchen, anhaltiſchen, ſchwarz⸗ 
burgiſchen, reußifchen Länder, die Staaten der Käufer Heſſen⸗Caſſel 
und Darmſtadt und bie freie Bundesſtadt Frankfurt a. M. 
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17. 

Jeder Kreis foll einen ober zwei Kreis:Oberfien und Directoren 
haben, deren Befugniffe und Obliegenheiten zunächſt die Aufrecht⸗ 
haltung und Befolgung bed Bundes⸗Vertrags, ber Bundes-Befchlüffe 
und ber bunbeörichterlihen Sprüde, bie Militär-Verfaffung und all: 
gemeine Ordnung und Sicherheit im Kreife betreffen. Wo zwei 
Kıeis:Oberften find, übt fie ber erfle aus und wirb kabei vom 
zweiten fublevirt. 

Der vorberzöfterreihifhe — den Kaiſer von Oeſterreich. 

Der bayerifch:fränfifhe — ben König von Bayern. 

Der ſchwaͤbiſche — den König von Würtenberg. 

Dex ober⸗ rheiniſche — ben Kaifer von Oefterreih und ben 
Großherzog von Baden. 

Der nieder⸗rheiniſch⸗weſtphäliſche — den König von Preußen. 

Der nieder⸗ſaͤchſiſche — den König von England als Beliger 
von Hannover. 

Der oberfächfifch=thüringifhe — ben König von Preußen und 
ben bisherigen Kurfürften von Heſſen. 

Man ift Hier von ber Vorausfegung ausgegangen, daß, um fo 
viel als möglich Zufriedenheit zu bemirfen, allen zuleht geweienen 
Kurfürſten ald Kreis:Oberften Sig und Stimme in dem erften Raıh 
ber Bunbes-Berfammlung gegeben werde. Jebdoch ift die Zahl ber 
Kreife, um fie nicht zu fehr zu vervielfältigen, auf fleben befchräntt 
und den Häufern Baden und Heffen nur eine zweite Kreis, Oberfter: 
Stelle angewiefen worden. 

Wollte man biefe beiden ausfchließen, fo würde ed nur 7 Kreis: 
Oberſten⸗Stellen bebürfen, 2 für Defterreih, 2 für Preußen, 1 für 
Bayern, 1 für Hannover, 1 für Würtemberg. Ich Halte es aber 
nicht für billig und räthlich. — Es ift in Vorfchlag gekommen, 
Belgien und wo möglih vie ganzen Nieberlande in ben deutſchen 
Bund mitzuziehen. Die Idee fcheint vortrefflih. Dann müßte man 
aus biefen Rändern den burgundiſchen Kreis machen und bem Fürſten 
ber Nieverlande eine ielbftflänbige Kreiß-Oberften: Stelle geben. 


Es ſoll eine Bundes: Berfammlung in Frankfurt a. M. fein. Diefe 
Stabt wird für eine freie Bunbes-Stadt erklärt. 


19. 
Die Bundes: Berfammlung foll beftehen: 
1. aus dem Directorio, 
2. dem Rath ber Kreis⸗Oberſten, 
3. dem Rath der Fürften und Stände. 
0 


20. 
Das Direstorium führen ber Kaifer von Oefterreih, welcher 
ben Borfig bei allen Bunded-Berfaninilungen Hat, und ber König 


von Preußen gemeinfchaftlid. 
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21. 
Im Rath der Kreis⸗Oberſten haben: 
Oeſterreich als Director .. 
v: vom vorber=öfterreichifchen Kreife oo. 
u vom obersrheinifchen Kreife . .. 
Preußen als Director . . 
n vom ober-fächfifch- thüringifchen Kreife . 


1 Stimme 

1 

1 

1 

1 

" vom nieder-rheinifch-weftphälifchen Kreife 1 
. 1 

1 

1 

1 

1 


Bayern, von bayeriſch-fränkiſchen Kreife . . 
Hannover, vom niebersfächflfchen Kreife . . . . 
Mürtemberg, vom fchwäbifchen Kreife . . . . " 
Baben, vom ober:rheiniichen Kreile . . n 
Heflen-Gaflel, vom ober fühl" thüringifchen Kreife u 


Der Rath ber Kreis: Oberfien fol ſich, mit Ausfchluß der 
übrigen Bunded:Stände, mit allem befchäftigen, was die auswärtigen 
Berbältniffe des Bundes angeht und durch Mehrheit der Stimmen 
darüber entfcheiven, auch allein das Recht der Verträge mit Auss 
mwärtigen, der Annahme und Abfendbung von Befandten und Geſchäfts⸗ 
trägern, von und bei auswärtigen Staaten, des Kriegs und Friedens, 
und nach ben unten folgenden Beftimmungen bie militaͤriſche Gewalt 
ausüben. Neberdem hat ber Rath der Kreis-Oberfien die Leitung 
und bie ganze executive Gewalt bed Bundes. 


23. 
Der Rath ber Fürſten und Stände fol aus ben übrigen Bundes: 
Mitgliedern beftehen. Diefe finv: 

1. Alle diejenigen Fürſten, welche Länder beſitzen, bie eine Be: 
völferung von 50,000 Seelen und darüber haben, viefe Länder 
mögen fich felbftftändig in ihrem Beſitz befinden, ober mebiatifirt 
fein, mit einer Biril-Stimme Die Benölferung wirb da, wo 
mehrere Zweige des Haufes vorhanden find, zufammen gezählt; 
3 B. Gohenzollern⸗Hechingen und Sigmaringen führen nur eine 
Stimme. 

2. Die vier Bunbes-Städte Hamburg, Lübel, Bremen und Frank: 
furta M. jede mit einer Biril-Stimme. 

3. Sechs Gurtat-Stimmen, in welche ſaͤmmtliche Fürſten, Grafen 
unb Herren zu vereinigen find, die vormals bie Reichsſtandſchaft 
hatten, unb deren Befagungen eine Bevölkerung von 50,000 
Seelen nicht erreichen. 

4 Defterreich Hat auch in dem Rath der Fürften und Stände ben 
Borjig, und gemeinfchaftlih mit Preußen das Directorium, auch 
Sig und Simme. DBeibes wirb durch befonbere zweite Borichafter 
ausgeübt. 


| 24. 
Der Rath der Fürften und Stände conflituirt mit dem Rath 
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ber Kreis⸗Oberſten unb mit dem Directorio bie gefeßgebeube Gewalt 
des Bundes. Diele befhäftigt ſich mit Allen was die Wohlfahrt 
befielben im Innern, und ‚ein allgemeines Intereſſe betrifft. Das 
Verhaͤltniß zur Territorisl-Gefehgebung beftimmt ſich dadurch, daß 
ſich die Bundes⸗Verſammlung nur mit Anordnungen beſchäftigen kann, 
die ein allgemeines Intereſſe angehen. Gin Landes⸗Geſez darf aber 
nie und in keinem Fall gegen ein ns unbed-@efet fein. 


Der Rath der Fürſten und Stände verfammelt fi alljährlid 
an einem näher zu beftimmenben Tage, unb bleibt nur zufammen, 
bis die vorliegenden Gefchäfte abgemadt find. 


Sowohl ber Rath der Rreiß-Öberften, als ber Rath ber Fürſten 
und Stände beliberiren abgefondert für fi, und die Concluſe werben 
nach Mehrheit der Stimmen abgefaßt, dad Dirertorium fapt das ge⸗ 
meinfchaftliche Gonclufum, und fucht, wenn abweichende Meinungen 
der beiden Räthe vorhanden find, dieſe zu vereinigen. Iſt ſolches 
nicht möglich, fo entfcheidet das „u reetorium, 


Es wird ein eigenes Bundes Gericht in Sranffurta.M. ange: 
oronet, deſſen Mitglieder von den Bundesfländen nach einer zu be 
flimmenden Norm zu präfentiren find, und welches einen Senat zur 
SInftruction, und einen zum Spruch in erfter Inſtanz in GStreitfachen 
ber Fürften und Stände unter fich enthalten fol. Mebiatifirte können 
in perfönlichen Sahen, ober in ſolchen die aus Verlegung bes 
Bunded-Bertragd entfliehen, von diefem Bundes-Gerichte Recht 
nehmen. Uebrigens gehören ihre Prozeſſe vor die Landes-Gerichte. 
Der Rechtsgang ift näher zu beſtimmen. 


Kein Bundesglied darf das Andere befriegen, oder fi durch 
Selbſthülfe Recht ſchaffen. Die Execution ber Urtheile liegt dem 
Kreis⸗Oberſten ob, wenn es ein zu ſeinem Kreiſe gehörendes Bundes⸗ 
glied angeht. — Betrifft es einen Kreis-Oberſten ſo ſind alle übrigen 
Kreis⸗Oberſten ſchuldig, bie Execution zu übernehmen. 

29 


Necurfe ber Unterthanen an bad Bundes-Gericht finden nur in 
ſolchen Bällen flatt, wo file über Bebrüdungen zu klagen haben, bie 
bem Bunded-Vertrag und ber ihnen in biefem verficherten Rechten 
zuwiber find, oder in Fällen vermweigerter Juſtiz. QAppellationen an 
das Bundes-Gericht in Streitigkeiten derjenigen, bie ber Landeshohen 
unterworfen find unter ſich, find nicht zulaͤſſig, eben fo wenig in 
Rechtsſachen gegen die Landesherrn. Solche Begenflände gehören 
vor bie böchften Berichte der Kreis-Oberſten, denen aber durch ben 
Bunbes-Bertrag bie ſchon in ver Natur der Sadıe liegende Unab- 
bängigfeit in ihren Urtheilsſprüchen zuzufihern if. Nur in dem 


\» 
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Salle, daß diefe gefränkt würden, findet ein Mecurs an die Bunbebs 
Verſammlung flatt. 


30. 

Die Höcften Gerichte der Kreis⸗Oberſten entfcgeiben in letter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Unterthanen, und 
auch in Prozefien berfelben gegen ihren Landesherrn. Man koͤnnte 
aber anordnen, daß nah gewiffen Beſtimmungen von bem höchften 
Berichte eines Kreis⸗Oberſten an das eines benachbarten zu appelliren 
verftattet fei. — GriminalsUrthelle der Berichte der Kreisftinde über 
eine gewifie Strafe hinaus, find der Neviflon jener hoͤchſten Berichte 
unterworfen. 1 


Die Militär-Verfaffung bes Bundes muß ſtark und Eräftig fein, 
und fchnelle Hülfe gewähren. Jeder Kreis-Öberfle, und wo in 
einem Krelfe Zwei find, ber erfle, iſt Oberbefehlshaber bes ganzen 
Kreis-Militärs. , 

32. 

Das Gontingent eines Jeden fowohl an Linien: Truppen als an 
Landwehr ift zu beflimmen. Stände, bie ein ganzes Regiment mit 
allem Zubehör, oder mehr, ftellen können, Haben nur die Befugniß 
eigene Truppen zu halten. Die übrigen ſtellen eine zu beflimmenbe 
Anzahl Recruten zu dem Heere bed Kreis-Öberften, und leiften 
einen verhältnißmäßigen, zu vegulirenden Beitrag zu ber Kriegskafle 
deſſelben. Doch ift ihnen verftattet, Ehren: Wachen zu haben. Die 
Gontingente müflen ſtets vollzählig mit allen Kriegsbebürfnifien 
verfehen und marfchfertig fein. Wegen ber Gonfcription und der 
Verpflichtung zur Landwehr und zum Landſturm, beögleichen wegen 
der Befreiungen bavon, find allgemeine Grundſätze anzunehmen und 
geſetlich feftzuftellen. Dem Kreis:Öberften ſteht bie Aufficht über 
Die ganze Kriegs: Verfaffung zu, und das Recht darüber zu halten, 
mithin die Obder:Infpection und Mufterung, auch wenn es nöthig 
ift, die Befugniß die unvermeiblichen Zwangsmittel anzuwenden. 

33 


Die zu einem Kreife gehörenden Truppen, follen ein und bie: 
felbe Binrichtung und Bezahlung haben, wie bie bed Kreis-Öberften. 
34 


In Friedenszeiten bleiben fie zur Dispofltion des Landesherrn. 
Bei entfiebendem Kriege aber, ober zu Executionen gerichtlicher 
Sprüche, zu Erhaltung der Ruhe und Ordnung im Kreife, hat ber 
Kreis⸗Oberſte das Recht, fie aufanmenzugiehen und zu befehligen. 
3 


Daß die nötigen Fonds zur Bezahlung ber Truppen und behufs 
ber Kriegsbedürfniſſe, Feſtungen ꝛc. gefichert find, ift ber Aufficht 
und Gontrolle bes Kreis⸗Oberſten zu unterziehen. Es find eigene 
Gintünfte Hierzu auszufegen, und auf andere Gegenflände unter 
Eeinerlei Borwand zu verwenden. 


Erſter Theil. 43 
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36. 

Es iſt feinem Bundesgliebe erlaubt, Truppen in ben Gelb 
eines antern Staated zu geben, Diefes kann nur durch einen Be⸗ 
ſchluß des ganzen Bundes geichehen. 

37 


Gewiſſe näher zu benennende Pläpe find zu Bundes⸗Feſtungen 
zu beflimmen, wegen ihrer Grrichtung ober Erhaltung, desgleichen 
wegen ihrer Befagung, iſt das Nötbige feſtzuſetzen und dazu ein ficherer 
Fond anzumeifen. Sie ſtehen nad ben getroffenen Beflimmungen 
unter dem Befehl bes Kreis:Oberften, in befien Bezirk fie Liegen. 

38 


Wird ein Bunbesftaat angegriffen, fo find alle lieder des Bundes 
zu feiner Vertheidigung verpflichtet. Solche, die zugleich Länder be⸗ 
figen, die nicht zum beutfchen Bunde gehören, Haben in Abficht auf 
diefe Eeinen unbevingten Anfpruch auf die Hülfe des Bundes, infofern 
das zu errichtenbe befländige Bündnig mit Oeſterreich und Preußen 
in Abficht auf dieſe nichts hierüber beſtimmt. Ebenfo wenig, wenn 
fie in Kriege verwidelt werben, wo fle ber angreifende Theil find. 
Der Rath des Kreis-Öberflen entfcheivet, ob biefes ber Ball und ob 
es räthlich jei ein befonberes Bündniß mit dem bedroheten ober im 
Kriege verwidelten Bundesgenoſſen abzufchließen ober nicht. 


39. 

Bunbesflaaten, bie nicht zugleich auswärtige Länder befiten, 
bürfen allein und ohne den ganzen Bund weber Kriege führen noch 
baran Theil nepmen, eben fo wenig für ſich allein mit fremben 
Mächten unterhanbeln. 

40, 

Die vereinigten Niederlande und wo möglich auch bie Schweiz find 

zu einem befländigen Buͤndniß mit dem beutfchen Bunde einzuladen. 


Anhang I. 


Der pr che Entwurf eines Vertrages, Die Gleich 
ftellung Preußens und erreich$ zc. am Bundestage 
betreffend (1816 *). 

Im Namen ber allerhödhften und untheilbaren Dreieinigkeit. 
Ihre Majeftäten der König von Preußen und ber Kaifer von 
Oefterreich haben erwogen, daß der bei bem beutfchen Bunde zum 
Grunde gelegte Zweck der Erhaltung ber äußeren und inneren 
Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit und Unverleßbarkeit 


*) Obwohl biefer Entwurf ſich bei Berk Leben des Frh. v. Stein V.94 fi. 
findet, fo darf er doch in einer Geſchichte ber Bundesverfammlung als ein 
ber wichtigſten Berfuche Preußens, eine angemefjene Stellung am Bunbestage 
zu erringen, nicht fehlen. 
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ber beutfchen. Staaten nur dann .erreicht werben Eönne, wenn bei ber 
Abfaſſung der Orundgeſetze des Bundes und ber Feſtſetzung der or» 
ganifchen Bunbdeseinrichtungen foldye Beflimmungen getroffen werden, 
welche zu einer fchnellen Einheit Eräftiger Maaßregeln führen, und 
bie rafhe Vereinigung und Leitung ber dem Bunde zu Gebote 
ftedenden Militaͤrmacht auf bie nöthigen Punkte möglih machen. 

Da aber nach der deutfchen Bunbesacte ba, mo es auf Annahme 
ber Grunbgeiehe und auf organiſche Bunbeseinrichtungen anfommt, 
ein Beſchluß nicht durch Stimmenmehrheit, fondein nur durch eins 
müthige Bereinigung aller unb jeder einzelnen ftimmberechtigten 
Bunbeömitglieder gefaßt werben kann, fo Haben Ihre Majeftäten, 
um mancherlet lange und unnüge Erläuterungen zu vermeiden, es für 
raͤthlich gehalten fich über einige allgemeine Grundgeſetze, welche nady 
ber Natur ber Sache vorzäglich Hierbei in Beratbung kommen müffen, 
vorläufig unter fich einzuverfiehen, und alsdann mehrere vertraute 
Höfe zum Beitritt einzuladen, und fo den Weg zu einer leichteren 
Bereinigung bed allgemeinen Willens zu bahnen. Ihre Majeftäten 
haben daher zu: Ihren Bevollmächtigten ernannt, nemlich ıc. 

welche nach reiflicher Meberlegung biefed Gegenſtandes über folgende 
Buntte übereingefommen find: - 

1. Eine der weſentlichſten organiſchen Bundeseinrichtungen be- 
zubt auf ber Beflimmung, wie ed mit der Leitung ber Bunbes:An- 
gelegenheiten und mit ber Direction ber Gefchäfte des Bundestages 
gehalten werben fol, 

Wenn gleich alle Bunvesmitglieder als folche gleiche Mechte 
haben, jo mürbe doch eine unter benfelben einzuführende Wechfelung 
und Alternative in ber Direction der Bunded:Angelegenbeiten eine 
zu nachtheilige Verſchiedenheit ber Grundſätze Hierbei verahlaflen, 
und einen gleich raſchen und Eräftigen Gefhäftsgang zu fehr hindern, 
um darauf einzugeben. Es kann daher nur einigen ‘ober wenigen 
Gliedern bie Keitung ber Direction ber Bundes-Angelegenheiten über: 
tragen werben, und es ift billig und natürlid, daß bieienigen welche 
am meiften zu den Kaften bes Bunbestages beitragen, und dem Bunde 
durch ihre Kraft ben mächtigften Schug gewähren Eönnen, auch einen 
verbältnigmäßig vorzüglicheren Antheil an der Eeſchäftsleitung 
nehmen. Diefem nad hält man ed für zweckmäßig, daß mit bem 
Defterreich bereits zugeſtandenen Vorfig bei der Bundesverſammlung 
und bem Borzug ber entfcheidenden Stimme bei vorhanbener Stimmen- 
gleichheit, noch mehrere vorzügliche Directorialbefugniffe verbunden 
werden, 3. B. bad Recht, daß ‚vie Sitzungen ber Bundesverfammlung, 
infofern nicht von Seiten ber Stadt Frankfurt ein ſchickliches Lokal 
dazu verfchafft werben. könnte, In dem kaiſerlich öſterreichiſchen 
Befandtichaftähotel gehalten werden, das Necht ber An- und Abfagung 
ber Gigungen, das Neht vie Reihenfolge der vorzunehmenven 
Materien nach gewiſſen darüber feflzufegenven allgemeinen Grundſätzen 


45 * 
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u beflimmen, das Recht die Legitimstiouen ber Geſandten zu prüfen 
um folche nach richtig befunbener Legitimation in bie Bundesver⸗ 
fammlung einzuführen. Ueber andere ebeufalld dem Vorſiß ned 
anklebente Rechte behält man ſich bie weitere Bereinigung vor. 

2. Dagegen foll ver Anıheil, welchen Preußen an dem Directorio 
zu nehmen bat, barin befteben, daß ihm das Mecht ber Protocoll⸗ 
führung, der Abfaflung und Ausfertigung ber Bundesbeſchlüſſe, kurz 
alles dasjenige zufomme, was chemals.mit bem Reichs⸗GErzkanzleramte 
verbunden war. Die Bundeskanzlei wird daher in ben K. Br. Ge: 
ſandtſchaftshotel fein. Das Necht des Archivs foll ſowohl Defterreich 
als Preußen zußehen, mithin ein doppeltes Bundesarchiv fowoht bei 
ber öſterreichiſchen als preußifchen Geſandtſchaft exiſtiren, welches 
zur Grleichterung ber Befchäfte, zur fichern Gontrolle, unb bei mehr 
vorberzujehenden Zufällen in jebem Ball größere Bortheile und 
Sicherheit gewährt. Das was Hier unter Nr. 1 unb 2 flipulirt if, 
fol ſogleich bei Bröffnung des Bundestages möglihft in Anwendung 
gebracht werben, mithin Preußen ſogleich an ben Directorialbefugnifien 
Theil nehmen, ehe noch bie organiiche Berfaflung bed Bundes näher 
beſtimmt ‚wird. 

3. Um aud bie mit einer verhältnigmäßig ſtärkeren Bopufation 
bei dem Bunde ſtehenden und durch einen größeren Macdhtumfang 
ausgezeichneten. Höfe einen billigen Antheil an ben Directorial-Be- 
fugnifien nehmen zu laflen, will man fich mit benfelben über bie Be 
zeichnung ber wichtigeren und bazu geeigneten @efchäfte einverftehen, 
um zu beren Vorberathung und weiteren verfafjungsmäßigen Gin: 
leitung mit beven Zuziehung einen eigenen Directorial:Rath zu bilben. 
Auch follen vorzugäweife bie allenfalls nöthigen Executionen ber Bunbes⸗ 
befhlüffe, und bie vorfommenden orbentlihen und außerorbentlichen 
Gommifjiondaufträge in Bunbesangelegenheiten ben gebachten Höfen 
übertragen werben, fo wie es beren geographifche Lage unb fonftige 
Berhältnifie raͤthlich machen werben. 

4. Die Erfahrung der beiden letzten Feldzüge gegen Frankreich 
in Bergleichung der Operationen ber ehemaligen beutfchen Reichsarmee 
hat ed zur Genüge dargethan, daß durch Truppen, welche aus fo 
vielerlei größeren und Eleineren Gontingenten zufammengefeßt find, 
große und enticheidenbe Nefultate nur alddann bewirkt werden können. 
wenn ſolche Truppen nicht in zu Fleine Corps vereinzelt, in ihrer 
ganzen Ginricytung nicht zu verfchiedben organifirt, in jedem Ball 
nur einem Öberfelbberrn und wenigen linterbefehlöhabern unterge- 
ordnet werben. Um dieſe Brundfäge, ohne welche ber Hauptzweck, 
bie Sicherheit Deutfchlands nicht erreicht werben kann, auf das deutſche 
Bundesheer in Anwendung zu bringen, ift es erforderlich, daß 
biejenigen Bunbeöglieder, beren Gontingente nicht flarf genug find 
um eigene Corps zu formiren und als ſolche agiren zu können, ſich 
patriotifch entfchließen ihre Truppen, wie es in den letzten Feldzügen 
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geichehen, zu den Breußifchen und Defterreichifchen Heeren floßen zu 
laſſen, foldhe beren Oberbefehlen unterzuornnen, und die Organifation 
berjelben auch in Friedenszeiten hiernach einzurichten. Welche einzelne 
Bımdescontingente mit den oͤſterreichiſchen oder preußifchen Heeren 
vereinigt werden follen, barüber wird man ſich nach ver geographifchen 
age und militäriſchen Lage ber Bundesftaaten befonters einverftehen. 
Die natürliche Bintheilung von Deutichland in das nördliche und 
ſüdliche und ber Vorgang ber letzten Belbzüge Eönnen hierbei als 
eine vorläufige Bafls genommen werben. 

5. Alle nähere Beftimmungen hierüber, welche zur organifchen 
Einrichtuug ber militärifhen Verhäftniffe bed beutichen Bundes ger 
börer, follen nah Art. 10 ber Bundesacte ald das erſte Gefchäft ber 
Bundesverſammlung fogleih nach der Eröffnung feſtgeſetzt werben. 
Beide pariscirende Mächte wollen hierzu Offizierd aus ihren General- 
ſtäben an tie Bundesverſammlung abſenden, mit deren Zuziehung 
Diefe wichtige Angelegenheit berathen und beichloffen werben fol, 
auch wollen Sie diejenigen erften Bunbesglieser welche eine bedeutende 
Militaͤrmacht unterhalten, zu gleicher Abordnung folder Militärbes 
vollmädhtigten einladen. 

6. Die nah den vorftchenden Artikeln an Defterreih unb 
Preußen einzuräumenden Befugniffe in Abfiht der oberen Leitung 
ber Bunbdedangelegenbeiten und des deutſchen Militärweſens find zu 
fehr in ber Billigfeit gegründet, und zugleih für bie Eriftenz und 
das Befteben des beutfchen Bundes und bie Erreichung ter Haupt: 
zwede deſſelben zu nochwendigen und wefentlichen Bedingungen, ale 
dag man nicht das Einverftändnig fämmtliher Bundeöglieder hierüber 
mit Necht hoffen fünnte. Diefer Vertrag foll zwiefach audgefertigt, 
ratificirt und fonach den vertrauten Höfen mit ber freundbfchaftlichen 
Ginlabung zum Beitritt mitgetheift werben. 

So geſchehen ıc. ır. 


Anhang Hl. 

Damit die Bogenzahl biefes Bandes nicht zu fehr anſchwelle 
bleibt der auf S. 127 citirte erfle Vortrag des Präſidiums der 
Bunbdeöverfammlung aus; man fehe denfelben in ber Quart⸗Ausgabe 
ver Bundes: Protokolle. 


Anhang IV. 


Bleibt aus bemfelben Grunde hier weg. Er sollte die Mechte 
ker Juben in ben beutfchen Bundesflaaten von ber Zeit der Bundes⸗ 
arten an bis zum Jahr 1848 enthalten. 
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An Hang V. 
Die. hbauptfächlichfien vertraulichen. Abſtimmungen 
zu der von den Großmächten vorgelegten Kriegsver⸗ 
faffung des deutſchen Bundes (vergl. oben ©. 601 *). 


Königlid map Abfimmung über die Militär-Werhältniffe des dentſchen 
- Bandes. (1819) 


Seine konigliche Majeftät von Sachſen haben, auf erhaltenen 
Bericht von bem in der 5l. vorjährigen Sitzung der Bundedverfamm: 
lung in Betreff ber Militär: Berhältniffe bed beutfchen Bundes ge 
nommenen Beidhluffe, nit nur das in ver gedachten Sigung von 
Allerhöchſt dero Bundesgeſandten abgelegte Botum, und infonbderheit 
die barin ausgefprochene Danffagung für bie bisherigen wirkfamen 
Arbeiten des Bundestags-Ausſchuſſes, zu genehmigen geruht, fonbern 
auch benfelben In Anfehung ber Sache felbft zu folgender Abſtimmung 
anweiſen laflen. 

I. So viel zuwörberft bie von dem Bundestags-Ausſchuſſe ent: 
worfenen Grundzüge ber Kriegsverfaffung bed beutichen Bundes 
anlangt, fo haben Seine Königliche Majekät Folgendes zu bemerfen 
gefunden: 

ad $.8. 

Allerhöchſt diefelben können fih von der Noth— 
wendigfeit, daß ſchon ſechs Wochen nah dem Außrüden 
des Bundesheeres eine aus bem fehsten Theil ber 
Referve beſtehende Abtheilung an Ergänzgungdmann- 
fhaft nachrücken folle, nicht Überzeugen, fondern er: 
meffen für binlänglid, wenn ber Erfag fo bereit ge 
balten wird, daß er nad Eingang der Anzeige von dem 
in ben erfien ſechs Wochen nah dbem Abmarſche ent 
ftandenen Abgange ohne Aufenthalt nachrücken könne, 
und baß der fpäter ſich ergebende wirflihde Abgang durch die von 
zwei zu zwei Monaten nachzufendende Grgänzungsmannfchaft erfegt 
werde. 


*) Die öfterreihifhe Punktation über die Beſorgung der Militaͤr⸗Ange⸗ 
legenheiten bei dem deutſchen Yundestage, Anfangs loco dictaturae gebrudt, 
wurde fpäter in das öffentliche Protocoll aufgenommen und befindet fih B. P. 
1819 $. 4. fol 3. der Abdrud unterbleibt alſo. Eben dert findet ſich auch 
die ofterreichifche Abſtimmung, ebenfalls früher loco dictaturae gedrudt. — 
Die bannöverifchen, darmſtädtiſchen und luremburgefchen vertraulichen Ab- 
fimmungen find dem Verfaſſer nicht zugänglich geweien; ihr Inhalt kann 
zum Theil aus den preußifchen Begen-Bemerfungen (unter Re. 3. bb. u. 7.) 
Sehen werden, Hinzugefügt iſt als fehr begeichnend für die damaligen Ver⸗ 
handlungen die preußifche Erklaͤrung über die beilen-darmptäbtifghe Aftimmung 
in der Sitzung von: 28. Januar 1819. fol. 27 ff. 
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ad $. 13. 

Da in ben mittlernund kleinern Bunbesflaaten bie Haltung 
doppelter Gattung ber Reiterei mit Schwierigkeiten verbunden iſt; 
fo Halten Seine Königliche Majeftät dafür, baß es ihrer Convenienz 
zu überlafien fei, ob fie die zu ihrem Gontingente gehörige Reiterei 
in ſchwerer oder leichter Battung beftehen laſſen wollen. 

ad $. 15. 

Die bier vorgefchlagene Gintheilung bed zu ftellenden Geſchützes 
laͤßt fich in Nüdficht bes Calibers nicht füglih auf die Verhältniſſe 
des Töniglich-fächflichen Eontingents anwenden. Nach felbigen würden 
bie 24 Stüd, welche das Königreich Sachfen zu ftellen hat, mit In⸗ 
begriff der reitenden Artillerie, in drei Batterien zu 8 Stüd befteben, 
nämlih in zwei Buß:Batterien, die eine von 6 zwölfpfündigen Canonen 
und 2 achtpfünbigen Haubiken und in einer reitenden Batterie von 
6 Stück fechöpfündiger Kanonen und 2 adtpfündiger Haubiken. 
Seine Königlihe Majeftät verneinen , daß eine ſolche, ber fächflfchen 
Armee-Berfafiung angemefiene Eintheilung eine wefentfiche Störung 
im Haupiplane nicht machen £önne. 

ad $. 16. 

Zur Bedienung jeben Stücks Geſchütz, mit Inbegriff bes dazu 
gehörigen Fuhrweſens, wird bie angenommene Zahl von 31 Mann, 
wenn das bei dem Artillerie-MReferve-Bark in Anichlag zu dringende 
Perſonal Hinzu gerechnet wird, nicht ganz hinreichen, und daher wohl 
* fein, ſtatt derſelben 36 Mann auf jedes Stück Geſchütz zu 
rechnen. 


ad $. 25. 

Seine Königliche Majeftät find mit dem Vorſchlage, daß das 
Bundesheer aus ſieben ungemijchten und drei combinirten Armee: 
Corps, melche, ohne weitere Benennung, nach Nummern zu bezeichnen 
wären, beftehen folle, vollfommen einverftanden. Allerhöchft viefelben 
wollen auch bie in ber Beilage 2 angegebene Gintheilung der com⸗ 
Binixten Armee:Gorps, in fo forn fie von ber Mehrheit der Stimmen 
beliebt würde, fich gefallen laſſen, müſſen aber folchenfalls, fo viel 
das achte Armee⸗Corps anlangt mit Beziehung auf die von ber Bundes⸗ 
verfammlung in der Sißung vom 9. April vorigen Jahre durch 
einen förmlichen Beihluß angenommen und in dem Gonmiffiong: 
Berichte vom 10. October beffelben Jahres aufs neue ausgeſprochenen 
Grundſätze fi vorbehalten, daß die Contingente ber herzoglich⸗ 
fächfiichen Häufer, gothaifher Linie, mit dem Ihrigen in einer 
Disiflon vereinigt werben. Sollte jedoch befunden werben, taß da⸗ 
durch das achte Korps zu fehr verflärft und das neunte in gleichem 
Verhaͤltniß gefchwächt werten würde, fo tragen Seine Königliche 
Majeftät auf Die Annahme bed Entwurfs an, welchen die Fönigliche 
Geſandtſchaft der Bundesverfammlung vorzulegen angewiefen ift, unb 
ermefien, baß derſelbe ben hierbei zu beobachtenden verwandtfchaftlichen, 
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geographiſchen und militärifchen Rüͤckſichten und Verhältniſſen voll« 
fommen angemeflen ſei. 16% 
ad $. 30. 


Da weiter unten $. 35 ber dienſtthuende Stand ber Reiterei 
in Briebendzeiten auf zwei Drittbeife ber gemeinen Mannſchaft und 
Dienftpierbe feftgefegt ift, fo fcheint Seiner Königlihen Majeſtät 
dem Vortheil bes Dienfted, ber bei der Meiterei durchaus eine längere 
Ginübung erfordert, gemäßer zu fein, wenn zur Mebilmahung bes 
dritten Drittheild welches bei einer vom Bunde erfolgten Aufforderung 
noch nicht unter den Waffen ift, bis zum wirklichen Abmarjch eine 
Zeit von zwei Monaten gelaffen wird. 

ad $. 39. 

Bei Abichliefung eines allgemeinen Garteld wird nicht allein 
aufbie Auslieferung der dienſtthuenden und dienftpflichtigen Individuen, 
fondern auch auf die Gtipulationen, welche gewöhnlich wegen ber in 
gewifien Ballen für bie Aufgreifung eines Austreterd zureichenden 
Belohnung, im gleichen wegen ber Vergütung ber Transporte unb 
Berpflegungsfoften getroffen werben, Rüdficht zu nehmen unb baber 
ein Vorſchlag bazu noch zu erwarten fein. 

ad $. 36. 

In Betreff des nach ber Beilage 3 zur erflen Ausrüſtung er- 
forberlichen beträchtlichen Munition: Bedarfs, befürchten Seine König: 
liche Majeftät, daB zu große Wagen-Eolonnen den Bewegungen bes 
Heeres leicht hinderlich fein Fännten, und Sie halten daher für Bin: 
längli, wenn zwei Drittheile beö angegebenen Bedarfs mit eingener 
Beipannung bem Heere folgen, das lebte Brittheil aber in den 
Depots zur Abführung bereit gehalten wird. 


ad $. 51. 

Die Aufftelung der Grundfäge bei jebem Armee-Corps in 
Hinfiht der Waffen Uebungen und des Dienft:Reglements, wird 
nad Seiner Königlihen Majeftät Meinung ber eigenen Convenienz 
ber combinirten Corps zu überlaflen fein. 

ad 6. 98—101. 

Die hier im allgemeinen angebeuteten Webereinkünfte und Bor: 
träge find allerdings münfchengwerth, bebürfen aber mehrerer Ent: 
wicelung und beflimmter ntwürfe, welche noch zu erwarten ſtehen, 
bevor fich darüber erklärt werben kann. 

ad $. 114. 

Wenn mit bem Dienfte der bei bem Bundesheere zu errichtenden 
eigenen Gensdarmerie höhere Befoldungen und andere Vortheile wie 
billig verbunden jein follen, fo werben felbige künftighin näber zu 
beftimmen fein, wenn nicht vorgezogen werden wollte dazu fchon jegt 
gewifle Säße anzunehuen. 

Bei allen übrigen Punkten ber Grundzüge ber beutfchen Kriege: 
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Verfaſſung finden Geine Koͤntzliche Majeſtät nichts zu bemerken, und 
treten ihnen baber bei. 

ll. In Anfehung der mit dem Gommiflions: Bericht vom 18. 
Detober vorigen Jahrs der Bundesverſammlung vorgelegten vorläufigen 
Beftimmungen über bie Bundesfeftungen, find Seine Königliche 
Majeflät zwar mit einverflanden; erfennen auch in ber Inhalts bes 
Brotocolld ber 50. Sigung von ber Eaiferlicy = öfterreichifchen umb 
den köoͤniglich preußifchen Höfen erklärten Bereitwilligkeit, bie 
Feſtung Mainz fogleih zu übergeben, einen neuen Beweis ber 
auf das Beſte des Bundes ſtets gerichteten Abflchten ver gebachten 
Höfe. Bevor jedbody Seiten bed Bunbes zur Uebernahme von Mainz, 
Zandau und Luremburg verfchritten werben kann, fo wirb, nach ber 
Meinung Seiner Majeftät, über folgende Bunte fih zu vereinigen fein: 

a. nach weichen Grundſätzen bie vollfändig zu überfchlagenben 

Unterbaltungsfoften, ferner die Koften fo zur vollfommenen 
Inftanbefegung ber Werke, Gafernen und Magazine, zur 
Anſchaffung des über das in ben Feflungen vorgefundenen 
Artillerie: Material annoch erforberlihen und des Appro⸗ 
viſtonements nöthig find, und foviel insbeſondere Mainz 
betrifft, die MWiedererflattung der Inhalts vorerwähnten 
Protocold von den Höfen zu Wien und Berlin für bas 
legte Approviflonement gemachten Vorſchüſſe, von ben Bund 
aufzubringen feien. Wegen viefer Mitleidenheit ift bie 
königliche Geſandtſchaft angewieſen, fich auf die deshalb in 
ter eilften Gigung vorigen Jahrs abgelegte Abſtimmung 
zu beziehen, nach welcher nämlich bei Beftimmung 
Diefer Gelb: Beiträge auf die Grabe der Sichers 
heit Rückſicht zu nehmen fei, welche die Feſtungen 
den verſchiedenen Bundesſtaaten gewähren 
konnen; 

b. wird über bie Grundſätze, wie bie Beſatzungen zu bilden, 

was wegen bed Feſtungs⸗Commando's, Über die Rechte und 
Dflichten ber Gouverneurs und Commandanten feflzuftellen, 
eine Uebereinkunft zu treffen fein. 


Entwurf zur Eintheilung der drei gemifchten Armee-Korps des activen 
deutfchen Bundes. 


VIII. Geryß. 
Württembergg13,000 
Baden .. . 10,000 


Beibe Bohenzollern . 501 
Liechtenftein ee 55 
Frankfurtttttt 479 
LZuxeuburg. 0.0. WMW . 2,14 
Naſſau . 3,028 


Summa 29,204 Mann. 





IX. Corpo. 

Königreih Sahfen . . . . . . 12,000 
Kurhefien . . . . . 5,400 
Großherzogthum Heffen . 6,105 

eſſen Homburg . . . . . . . 200 
Großherzogthum Sadfen . . . . . 2,010 
Herzoge von Sadien . . . . “ . 3,493 
Herzoge von Anhalt . . . . . 4,224 


Fürſten von Shwarzburg en 290 
Fürften Ruf . . 745 


Summa 32,167 Mann. 


X. Corps. 
Sannover . . . . . . . . 13,054 
Hoffen . . . . . . . . 3,600 
Braunfhmweig . . . . . . . 2,096 
Beide Medinburgg . . . . . . 4,298 
Oldenburg . . . . . . 2,178 
Male . . . . . . . . 519 
Beide Kippe . . . . . 931 
Die drei Hanfe-Städte . . . . . 2,180 


Summa 28,856 Mann. 


Adriglich· Daieriſche Bemerkungen über die Grundjäge der Kriegsverſaſſurg 
des dentſchen Bundes. 

Bon Seiten Baierns iſt bereitd bie allgemeine Zuflimmung zu 
den Grundzügen ber Kriegsverfaffung bes beutfchen Bundes unter 
Vorbehalt ber allenfalls nachzutragenden einzelnen Bemerfimgen erklärt 
worden. Man würde auch feinen Anftand nehmen, denfelben im 
Ganzen, mit Annahme aller einzelnen Beftimmungen beizutreten, wenn 
bafjetbe von den übrigen Bunbeögliebern eben jo gefhähe. Da aber 
bereits mehrere Erinnerungen und Wünfche vorgebracdht wurden, fo 
entfieht man nicht, ebenfalls einige Bemerkungen zur näheren ver: 
traulichen Berathung vorzulegen. 

6.5.08. 

Um zu beurtheilen, in wie weit bie durch ben Entwurf feige 
ſetzten Anftrengungen ben Kräften der einzelnen Bunbesflaaten ange 
mefjen feien, ift vor allem noͤthig, ben gegebenen Maaßſtab anf die 
wirklichen DVerhältnifie anzulegen. 

Das Bundesheer fol beftehen aus einem Procent ver Be 
völferung, bie Neferve aus einem halben Prozent, tel ber Reſerve 
(oder Ztel Procent) follen ſogleich in Bereitſchaft geſetzt, und der 
lieberreft bei bem Ausrüden der ziel Reſerve, auf ein halbes Procent 
ber Bevoͤlkerung ergänzt werben. 
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Diefes giebt alfo 1Ftel Procent ber Bevolkerung als Maximunı 
ordimarlum für einen Feidzug, fohin auf Baiern angewendet, nad 
einer: Volkszahl von ungefähr vierthalb Millionen, 65,267 Mann. 

Daß biefes eine große Anftrengung vorausfege, wird man dann 
am leichteften ermeflen, wenn man nach dieſem Verhältniſſe bie 
Mannfkaft bei andern einzelnen Bunbesftaaten berechnet, und bie 
Bergleihung mit bem bisherigen Militär:Etat beifüg. Es wird 
wohl vielfältig gefühlt werden, daß man große Kraft auf- 
bieten müffe, um biefen Forderungen zu genügen. 

Es kömmt auch zu erwägen, baß, fo fern Oeſterreich und 
Preußen, welche in einem Bundeskriege als die natürlichen Alliirten 
des Bundes angefehen werben fönnen, mit ihren übrigen Staaten 
auch gleiche Anftrengungen, wie bie Bunbeöftaaten machen, auch ſchon 
nach 14 Prozent ber Bevölkerung, beide Maͤchte mit einander beiläufig 
ein ſtehendes Heer von 250000 und eine Referve von 125000 Mann 
ftellen würden, fo baß in diefem Kalle die Sache des Bundes buch 
ein Heer von 550000 Mann mit einer Reſerve von 275000 Dann 
vertheidigt würde; eine Macht, die für Vertheidigungskriege wohl 
hinreichen bürfte. 

Man kaun auch nicht unbeadhtet laſſen, daß, wenn der Bund 
größere Anftrengungen al8 von 14 Prozent Ieiften follte, ſolche 
lediglidh die mit ihrem ganzen Länderumfange im Bunde befindlichen 
Staaten treffen würde, während bie übrigen Bunbesglieber ihre 
Gontingente auf bie ganze Bendlferung ihrer Staaten vertheilen, und 
ihren deutſchen Ländern alfo kaum bie Hälfte ber von den andern 
zu tragenden Zeiftungen auferlegen würben, wie ſchon früher in einer 
hannöverifchen Abftimmung bemerkt worden if. 

Es dürfte daher für angemeffen gefunden werben, bei bem zuerft 
angetragenen Berhältnifie ftehen zu bleiben, und das Maximum or- 
dinarium auf 1 Prozent für das ſtehende Heer, und 4 Prozent für 
bie Reſerve feſtzuſetzen. 

Wird aber von den Übrigen Bundesgliedern für nöthig erkannt, 
bed das höhere Verhältnig von 1ätel Prozent angenommen werde; 
fo if man von Seiten Baierns keineswegs der Meinung, fich diefer 
größeren Anftrengung entziehen zu wollen, ſondern wirb jeberzeit mit 
Kraft und Eifer, die gemeinfame Sache zu unterftügen, fich zur erſten 
Pflicht machen. 

Ad $. 12 unb 16. 


Gegen die Beftimmung bes 6. 12, daß nur die zur Bedienung 
bes GBefchüges gehörigen und nicht auch bie übrigen Yuhrmelens- 
Soldaten, zur ftreitbaren Mannfchaft gezählt werben follen, muß 
man erinnern, daß bie weit größere Anzahl diefer Soldaten bei den 
Artillerie Munitiong:Referve, ben Infanterie: und Cavallerie-Mus 
nitionswagen, den Bontond:, Equipagen, ben Ambulance= und Pro: 
viantwagen, verwenbet werben. 
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Jede dieſer Abtheilumgen bebarf ihrer eigenen Bebedung, Da fie 
nicht felten im Laufe eines Feldzugs dem Angriffe feinblicher Varteien 
auögefegt, und dann bie Fuhrweſens⸗Soldaten, eben wie bei bem 
Geſchutze, als ftreitbare Mannfchaft anzufehen find, was au ganz 
mit dem $. 49 Übereinftiimmt, nach weichen bad Bäderei:Berfonal 
militärifch organifirt und bewaffnet fein foll, um nöthigenfalls für 
Vertheibigung der Magazine verwenvet werben zu können. 

Bei ber baieriſchen Armee if daher das geſammte Fuhrweſen 
militärifch organifirt und bewaffnet, und bie Buhrweiens:Goldaten 
werden ohne Unterichieb bei ber einen wie bei ber andern Branche 
verwender, und nach Umſtänden von jeber dberfelben zum Geſchütze 
oder von biefem zu andern Abtbeilungen verfeßt. 

Man wünfcht aus diefem Brunbe, daß das gefammte Huhrweien, 
infofern es förmlich militärifch organifirt und bewaffnet ift, unter die 
ſtreitbare Mannſchaft gerechnet werben möge. 

Ad $. 22—28. 

Mas die Bildung der combinirten Gorps betrifft, glaubt man, 
benjenigen Staaten, beren Gontingente ſich in vereinte Brigaden, 
Divifionen und Armeecorps zu fammeln haben, Üüberlaffen zu müſſen, 
bamit fich diefelben hierüber, mit Beobachtung der von $. 22—28 
anfgeftellten Grundfäße, unter sinanber einverftehen mögen. 

A 29 


Da bie Bildung einer guten Gavallerie- und Artillerieseferve 
bei jeden Armeecorps auf bie beliebende Bormulation feinen Bezug 
hat, ſondern biefe Reſerven erſt im Balle des Kriegs nach Bebüriniß 
und Umſtänden von dem Gorpd:Gommanbanten aus den Beſtand⸗ 
theilen feines Armeecorps herausgezogen werben, fo koͤnnte dieſer $. 
füglich ganz wegbleiben. 

Da bei den Staaten, welche eine größere Militärmacdkt Haben, 
bierin falls eigene Einrichtungen beſtehen, welche auf dad Ganze be 
rechnet find, fo dürfte Hier ausgebrücdt werben, daß biefe Beflimmungen 
für Diejenigen Bundesſtaaten gegeben find, welche für ſich feine eigene 
Divifion bilden. Den übrigen, welche eine ganze Divifton oder ein 
eigenes Armeecorps ftellen, wäre es zu überlaflen, im Friedensſtande 
für bie Bereithaltung bed Kriegsftandes nach ihren eigenen Gin: 
richtungen felbft zu forgen. 


. 40. 
Diefer F. dürfte auf ben erfien Say zu befchränfen, unb die 
weitere Beſtimmung von ben Worten an: 

„dann ob die bereit zu haltenden zwei Drititheile ber Reſerve x.” 
als unnöthig wegzulaflen fein, ba ohnehin das Banze ber Fünftigen 
Beftimmung bes Bundes im eintretenden alle überlafien bleibt. 

Ad $. 69, 89, 94 und 104. 
In Rückſicht auf Bildung und Gompetenz einer @eneral-Jus 
tendenz, bann auf bie Befegungsart ber dahin gehörigen Stellen, 
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bürften bie in ber WBellage enthaltenen Vorſchläge eine nähere 
Würbigung verbienen, und mit dazu beitragen, daß hierüber erfchöpfende 
Beflimmungen getroffen werden. 

Diefes find die Bemerkungen, welche man über bie Grundzüge 
ber näheren Ueberlegung untergeben zu möüflen geglaubt hat. Was 
die vorläufigen Beflimmungen über bie Bunbesfeftungen betrifft, bes 
Hält man ſich noch bie weiteren Erinnerungen vor. Aretin 


Voerſchläge über die Pildung und Kompelenz einer Generale Intendanz, 
Dann über Befchungsart der dahin gehörigen Stellen. 

a. Die Abminiftration eines Armeecorps theilt ſich in bas 
Kriegs: Gommiffariat, in bie Intendanz. 

b. Das General: Kriegs, Oberfriegd s ober das Kriegs⸗Com⸗ 
mifjariat (je nach ber Stärfe eines jeden Korps, ober eines jeben 
Landes⸗Contingents) beforgt die innere Dekonomie und das Kaffen- 
wefen der Truppen, erhält bazu die Fonds unmittelbar von bem 
Aerar bed betreifenden Landesſtheiles und fleht darüber nur mit ber 
Militaͤr⸗Oberbehörde feines Landes in Rechnung und Geſchäftsbe⸗ 
rührung. Dad Kriegs: Gommifjariat coramifirt alle Scheine ber be: 
treffenden Heeres: Abıheilung über Naturals@mpfänge im Bunbeslanbe, 
ober über ſolche, dann Über Material⸗Empfaͤnge, Geld ıc. in Feindes⸗ 
land, ober es erkennt fpäter bie Unterfchrift feiner untergeorbneten 
Beamten, fo wie audy bie Verzeichnifie ber in ben Armee-Spitälern 
verpflegten Kranken u. ſ. w. an, 

c. Die Intendenz eines jeden Corps forgt im Bundesland für 
die Verpflegung ber Heeres: Abtheilung, und zwar im ande bed be: 
treffenden Bunbes:Eontingents felbft, durch Goncurrenz ober Accorbe 
auf Rechnung ber Regierung, in einem andern Bundeöftaat aber durch 
Requirirung von Landes-Commiſſarien, welche nad ber mit bem 
Bundesftaate etwa ſchon beſtehenden GBonvention die Militär: Ver: 
pflegung ıc. unter Gontrolle ber Intendenz abliefern laflen, oder im 
gemeinfchaftlichen Benehmen mit der legteren, nach Maas befonderer 
Bevollmächtigung ihrer Megierungen, auf andere Art dafür forgen. 
Das Liquibationd- und Abrechnungsgefhäft barüber bleibt Sache ber 
verfchiedenen Regierungen unter fich, welche es auf jebe ihnen ange: 
meflen fiheinende Weife nach Belieben vornehmen Laffen können. 

Im Feindesland legt bie Intendenz eines jeden Armeecorps 
gleich mit dem Gin- und PVorrüden Beſchlag auf das Xerarialgut 
bes Feindes, alle zuläfligen Requifttionen eines Corps leitet vie Corps⸗ 
Intendenz. Das Armeecorps ninmt in feinem Berichte an Gelb, 
Naturalien und Materialien alles was es finbet, oder zu erhalten 
Gelegenheit bat, bis von der General⸗Intendanz Über die Abminiftration 
des oecupirten feindlichen Diſtriets geeignete Berfügungen getroffen 
find, und der von ber Beneral Intenbanz dazu abgeorbnet werdende 
Commiffär empfängt alsdann von bem abtretenden Eorps-Intenbanten 
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ben Etat beflen, was ber Landesdiſtrict unb an welche Heeres⸗Ab⸗ 
theilungen geleiftet hat, 

d. Die Beneral-Intendbang bei dem Oberfeldberen follte aus 
Bevollmächtigten aller Armeecorps befteben, welche unter fih für bie 
verichievenen Bermwaltungezweige, bie Borflände auf eine gewifle Zeit 
unb aus biefen ebenfalls einen temporären General: Intendanten wählten. 
Diefe General-Intendautur ober bad Beneral-:Berwaltungs:Gomite 
hätte bie Abminiftration der eroberten feindlichen Landestheile zu leiten, 
bazu Beamte auß ben Intendantur:Beamten der verfchiebenen Corps 
zu beftellen, von bdenjelben Rechnung zu empfangen und nach ber- 
felben die Armeecorpd auf die Geld⸗Ueberſchüſſe und Requiſitions⸗ 
Artikel, mit Berüdfichtigung ihrer momentanen Bedürfnifie und ihrer 
Dislocation anzuweiſen. Auf ben Grund diefer Rechnungen follte 
fi die Beneral:Intendantur zugleich al8 Liquidation: Behörbe confli- 
tuiren, für die Parification ber aus feindlichen Landen gezogenen 
Bortheile unter die Bundesſtaaten. 

„- e. Die im $. 96 und 97. erwähnten Gegenftände, fowie bie 
Gtablirung gemeinfchaftlicher Spitäler dürften ber General-Intendantur 
zugetheilt bleiben. 

f. Die $. 89. erwähnte Haupt-Operationscaſſe würde ſich dem⸗ 
nad blos auf bie Befoldung bes Oberfelbherrn, beifen Suite, Bureaur, 
geheime Kriegs: Ausgaben ıc. befchränfen, wozu die Beneral:Intendantur 
im Bundesland Matrifular-Beiträge von ben Bundesſtaaten zu gefinnen, 
In Feindesland aber bie Mittel aus ben Landescaſſen anzuweiſen 
hätte. 


Königlih-würtembergifhe Abfimmung über die Militär-Verhältnife des 
deutschen Jundes. 
I. Grundzüge und Befimmungen ber Kriegöverfaffung beutfchen 
Bundes, in Verbindung mit dem biefelben erläuternden Beridhte bes 
Bundestags-Ausfchuffes. 


Ad Il. Berbältniß der Waffengattungen. 

Ad $. 13. Das Verhältniß der Reiterei ift zu einem Sechstheil 
ber Bejammtzahl der Bundesmacht, fowohl für das ausrüdende Heer, 
als auch für bie Neferven, angenommen worden. 

Schon in ben Sigungen des Militär-Comite’8 erklärten fich der 
Eöniglich:fächfifche und ber großherzoglichzheflifche Abgeorpnete gegen 
dieſes Verhältniß, weil es allzu brüdend fei, und fchlugen, erflerer 
das von Jtel, leßterer dad von Itel der ganzen Heeresmacht vor. 

Diefleits tritt man dieſer Anficht bei und glaubt, daß bas Ver⸗ 
häftnig der Cavallerie zu Itel der Infanterie, nicht, wie vorgefchlagen 
wurbe, zu Itel ber ganzen Heeresmacht angenommen merben koͤnne, 
da bafielbe non mehreren europälfchen Staaten, namentlich auch von 
Frankreich, angenommen worden ift, und dba fich daſſelbe militäͤriſch 
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auch noch dadurch rechtfertigen läßt, Daß bie in bie Feſtungen, auf 
bie Gommunicationen unb zu anbern Beflimmungen detachirte Infanterie, 
womit in ber Negel nur eine geringe Zahl Reiter verbunden wirb, 
von bem ausrüdenden Stande des Heeres abgeht, folglich ſelbſt dann, 
wenn man e8 als ein militärifches Axiom anſehen wollte, baß daß 
Berbältniß der Reiterei auf bem Schlachtfelbe Itel ber übrigen Waffen⸗ 
gattungen zufammengenommen betragen müſſe, bie Beobachtung vieles 
Grundfages doch nur eine geringere, ald bie von bem Ausſchuſſe 
vorgefihlagene Stärke ber Reiterei erforbere. 


Ad II. Gintheilung des Bundesheers. 

Ad $. 25. Die Gintheilung des Bundesheeres betreffend. Ich 
darf bie Verhältniffe und Bedingungen, unter melden ich bem Antrage 
bes Bundestags: Ausfchuffes über die Zufammenfegung ber brei 
combinirten Armeecorps beitrat, als befannt voraußfegen. 

Die freie, nur durch das nachzumwelfende Wohl ver Gefammtheit 
zu befchränfende Bereinigung derjenigen Bunbdeöglieber, welche bie 
zufammengefegten Corps zu bilden beflimmt find, iſt von Seiner 
Majeftät vem König von Würtemberg flet3 als ver einzig wahre 
Stanbpunct diefer Angelegenheit und als das ſicherſte Mittel einer 
fchnellen und befriedigenden Verſtändigung betrachtet worden, deſſen 
unbefangene Anwendung auch wohl längft zum Ziele geführt haben 
dürfte. 

Der von Seiner Majeftät dem König von Sachfen geäußerte’ 
Wunſch, fein Gontingent mit benen der herzoglich-fächflfchen Häufer 
gothaifcher Kinie zu verbinden, entfpricht fo fehr bem allgemein ange⸗ 
nommenen Örundfäßen, daß er allerdings geeignet if, eine Modification 
des Antrags des Bundestags⸗Ausſchuſſes zu rechtfertigen. 

Dagegen kann man den damit, auf den Fall, daß durch dieſe 
Vereinigung das achte Corps im Verhaͤltniß zum neunten zu ſtark 
werben ſollte, in Verbindung gefegten, von dem Antrage des Aus⸗ 
ſchuſſes völlig abweichenden Entwurf dieſſeits, als jenen Grundſäatzen 
angemeſſen, nicht anſehen, in ſoweit er das großherzoglich-heſſiſche 
Contingent von dem königlich-⸗ würtembergiſchen und dem großherzoglich⸗ 
badiſchen zu trennen und mit dem königlich-ſächſiſchen zu vereinigen 
beabfichtigt. 

Eine zweckmaͤßige und fchnelle Aufftellung bed Bundesheeres ift, 
im SInterefle der Geſammtheit, die vorzüglichfte Bedingung jeber zu 
treffenden Anorbnung. Deßhalb wurbe die Eintheilung in Armeecorpd 
Thon in Friedensdzeiten ber auf die Diviflonen beſchraͤnkten vorgezogen, 
da jene allein dahin führt, alle militärifchen Ginrichtungen , welche 
bei zahlreichen Truppenmafien erforderlich find, zeitig vorzubereiten 
und ihnen folglid einen höhern Grab von Vollfommenheit zu geben, 
und beshalb wurbe die Berückſichtigung nachbarlicher und verwandts 
ſchaftlicher DVerhältniffe vorzüglich als Direstio-Norm der Corps⸗ 
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GEintheifung angenommen, ba fie der Sache ſelbſt förderlich iR und 
bie Bejeitigung ber ohnehin nur zu zahlreichen Hinbernifle erleichtert. 

Es find dies nicht Rückſichten eines einfeitigen Interefle; es finb 
vielmehr Bedingungen einer der Geſammtheit vorzüglich wohlthãtigen 
Zweckmaͤßigkeit. 

Von dieſen Anſichten ausgehend, kann man dieſſeits dem von 
ber großherzoglich⸗heſſiſchen Geſandtſchaft vorgelegten und vortrefflich 
entwickelten Entwurf nur ben unbebingten Borzug vor dem köoniglich⸗ 
fähfiihen geben; denn biefelben Gründe, weldye für bie Bereinigung 
der herzoglich-fächflihen Gontingente mit dem föniglich-fächilfchen 
fprechen,, erfordern auch die Verbindung bes großberzoglich-Heffifchen 
Gontingents mit bem Löniglich-mürtembergifchen und großherzoglich⸗ 
badiſchen. 

Dieſſeitige Geſandtſchaft Hält es nicht überflüſſig, dieſe Erklärung 
mit einigen Vetrachtungen zu begleiten. 

Man iſt im allgemeinen einverſtanden, über die Zahl, folglich 
auch über bie ungefähre Stärke ber zuſammengeſetzten Armeecorps; 
man ift es über bie Bildung bed zehnten Corps und man ift es über 
die Staaten, welche das achte unb neunte Corps audmadhen werben. 

Sollte es denn bem ungeachtet noch fo fchwer fein, fich über 
das zu verftändigen. mad zu tbun übrig bleibt, wenn mit einem 
unbefangenen nur auf ben Zmed gerichteten Willen alle Nebenrüdkfichten 
eutfernt werben? 

Die Eorpseintheilung ift Fein befonderes politifches Band; fie 
foll und kann es nicht fein. Sie fol es nicht fein, weil das erfte 
Geſetz des Bundes feine Einheit, und eine Folge davon bie des 
Bunbeöheeres iſt; file kann es nicht fein, weil fle nur für die Kriegszeit 
in Wirkfanskeit tritt und weil fte an fich weder ein Mittel für noch 
gegen eine politifche Trennnng ift. 

Man barf mit Zuverficht annehmen, baß es allgemein Ernft mit 
einer undbefangenen Anwendung ber gemeinfam feftgefehten Directiv⸗ 
Normen ber Gorps:Eintheilung fel; mas dürfte einfacher, was mehr 
geeignet fein, zu einem befriedigenden Ziele zu führen, als den, bereits 
übereinftimmenb dem achten und neunten Corpé zugetheilten Bunbes- 
gliedern es zu überlaffen, fi über bie Zufammenfegung biejer Beiden 
Corps unter ſich zu verftändigen und bad Ergebniß ald einen Antrag 
der Bundesverfammlung vorzulegen, welche benfelben feiner Zweck⸗ 
mäßigfeit an fih nach und mit Ausfhluß jedes Brundes, ber ver 
Sache ſelbſt fremd wäre und auf Borausfegungen berubte, weiche bie 
Grund⸗Idee des Bundes verwirft, zu prüfen haben würbe? 

Die Dauer ber. Verhandlungen über biefen an fich fo einfach 
erfcheinenden GBegenftand erregt ernfihafte Betrachtungen. Wem bie 
Einheit und Krafı bed Bundes, das gegenfeitige Vertrauen umb ber 
warme Antbeil feiner @liever an ber Geſammtheit am Herzen liegt, 
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ſchen. 

Ad IV. Bexcithaltung im Brieben. 

Ad $. 33. Die Nachweifung des Vorraths an Material der 
Müſtung möchte mit dem 6: 37. vorgefchlagenen Rangliften ber ein: 
zelnen Gontingente zu verbinven fein. | 

Ad V. Mobilmachung des Bunbesheeres. 

Ad $. 41. Es jcheint zweckmäßiger, daß das bei ben Ausrüden 
Des Heeres anzunehmende Erfennungszeichen zum voraus. vom Bunde, 
auf Vorfchlag bes Ausfchufles, beſtimmt werde, als bie Beſtimmung 
bem Oberfelbherrn zu überlafien. Dadurch wird auch bie zeitige 
Anſchaffung bed Zeichens in gehöriger Menge erleichtert, 

Ad $. 42. Es dürfte ein Termin feftzufegen fein, binnen welchen 
fi die Bundeöftanten, welche gemeinfchaftlid ein Armeecorps auf: 
flellen, über den gleichen Kriegsſold zu vereinigen haben, bamit dieſer 
Gegenftand nicht bis zum Ausrücken ungeregelt bleibe. 

Ad $. 51. Hinſichtlich der Vereinigung über die Waffenübungen 
unb dad Dienflreglement in gemifchten Armeecorps möchte gleichfalls 
ein Termin anzurechnen fein. 

Ad VI. Oberfeldherr. 

Ad $. 55. Der Ausfchuß wird die Formel des von bem Öber- 
feldherrn zu leiftennen Eives zu entwerfen Haben. Das nämliche gilt 
auch von ben Formeln des Eides, weldhen bie nach 6. 69. theils 
von dem Bunbe theild von bem Oberfeldherrn zu exnennenden Ober⸗ 
offlziere abzulegen haben. Auh die Form der Eidesleiſtung ift 
feſtzuſetzen. In biefes Hinficht bürfte anzunehmen jein, daß ber 
Präfivent der Bundesverfammlung in Gegenwart einiger gewählten 
Mitglieder berfelben dem Oberfeldherrn und ben vom Bunde gewählten 
Oberoffizieren den Eid abzunehmen hätte und ber darüber aufzu- 
nehmenbe Act im Bundesarchiv niedergelegt werde. Die von dem 
Dberfeldheren gewählten Oberoffiziere, welche für bie Zeit ihrer 
Dienftieiftung wohl ohne Zweifel dem Bunde zu verpflichten find, 
Hätte der Oberfeldherr zu vereiben und das Protocol an bie Bundes: 
verfammlung einzufenben. 

Ueber den Gehalt des Oberfeldberrn und der theild von bem 
Bunde, theils von erflerem gewählten Oberoffiziere, liegt dem Aus- 
ſchuſſe gleichfalls ein Antrag ob. 

Der ganze Generalftab dürfte gleichfalls in Sold des Bundes 
zu nehmen fein, ba, wenn ber Oberfelbherr denſelben auch rüdfichtlich 
der Offiziere aus den Gontingenten nehmen follte, diefe doch für bie 
Zeit diefer befondern Dienftfunction dem Gontingentödienft abgehen, 
auch ihr Sold im Gontingente jenen Bunctionen nicht angemeflen 
fein koͤnnte. 

Ad $. 75. Die Formen des Kriegägerichts, welchen ber Ober: 
fefoherr vom Bunde unterworfen werben Fann, find näher zu beftimmen. 
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Ad Vil. Gorps-Gommanbanten. 

Ad $. 83. Es wird ber Uebereinkunft ber Staaten, weldhe 
gemeinfchaftlih ein Armeecorps aufftellen, zu überlafien fein, wie fle 
ed mit dem Solde des Generalftabs beffelben Halten wollen; dagegen 
wird es erforderlich fein, einen Termin zu feßen, binnen welchen fie 
ter Bundeöverfammlung anzuzeigen haben, daß fie ſich über die 
eventuelle Bormation des Generalſtabs vereinigt haben, damit alles 
dahin Gehörige bei Zeiten vorgelehen fei. 

Ad $. 84. Die Formen ber Unterfuchung, welche ber Corps⸗ 
Gommanbant forbern kann, find näher zu beſtimmen. 


Ad VII. Bildung des Hauptquartiers. 

Ad $. 87. 88. 89 und 91. Fur den Generalquartiermeiſter, den 
Generalapjutanten, den Beneralintendbanten, ben Director des Genie⸗ 
und bes Artilleriewefens, ſowie ben Chef ber Heeres: Polizei, find 
Dienit-Inftructionen zu entwerfen. 

Da bie Bintheilung bes Hauptquartiers, welche der Ausſchuß 
ber Bundesverfammlung in Borfchlag gebracht hat, von ber bes 
Militär:Comites fehr weſentlich abweicht, indem erfterer den von 
(egterem angetragenen Major-General nicht angenommen bat, fo murbe 
au das von dem Comité entworfene genaue Schema ded Haupt: 
quartierd mit allen Unterabtheilungen unanwenpbar und der Ausſchuß 
ber Bundesverfammlung hielt es fogar für angemeflen, bloß die all: 
gemeinen Beſtimmungen zu treffen und bie übrige Bilbung des Haupt: 
quartiers lediglich dem Ermeſſen bes Feldherrn zu überlaffen. 

Zweckmäßiger fcheint es dagegen und flimmt in bem vorliegenden 
Falle aub mit dem Urtheile ver Sachverfländigen überein, dur 
Vorbeſtimmungen, injoweit fie zuläffig find, ben Feldherrn zu erleichtern, 
da die erſte Aufftellung eines fo vielfach zufammengefegten Heeres 
ohnehin zu den fchwierigften Aufgaben gehört. Die Unterabtheilungen 
des Hauptquartier wären daher nach den von ber Bundesverfammlung 
beliebt werdenden Gauptabiheilungen, ſowie auch jebem Grabe zu be 
willigenden Transportmitteln, Portionen und Nationen zu entwerfen; 
da aber die Stärke bes Heeres von dem, bei Ausbruch eines Kriegs 
barüber von ber Bundeöverfammlung zu faflenden Beſchluß abhängt, 
fo muß in Anſehung der Zahl des Perfonal® bem Feldherrn eine 
gewifie Freiheit gelaffen und Eönnte viefelbe allenfalls in fleigenter 
Progreffion von 50,000 Mann approrimatio angenommen werben. 


Ad IX. Berpflegung. 

Ad $. 97. 8 dürfte als Grundfak anzunehmen fein, daß in 
jeber Bunbesfeflung auch in Zriebenszeit ein breimonatlicher Ver⸗ 
pflegungsbebarf ber Kriegsbeſatzung vorräthig fein müfle; ob in Gelb 
ober in Naturalien, wird nad ber Localität zu beflimmen fein, ba 
ohne Zweifel bie Verpflegung ber Erienensbefahungen zur Laſt bes 
Bundeöftaats, der fie ftellt, ftehen werben, fo Fünnte deren Bexpflegung 
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aus dem Matural-Merraite da, wo biefer flaitfinbet, gegen bie Ver⸗ 
bindlichkeit einge zegefmäßigen Erſatzes ſtattſinden, damit wicht bie 
Berpflegungdgegenftänbe durch allzulanges Aufbewahren verberben. 
Ad $. 99. Hinfitlih der Verpflegung ber Kriegögefangenen 
find allerdings Beſtimmungen erforderlich, und zwar 
a. über bie Verpflegungsfäge, . 
b. über die Axt, wie bie Laft ihrer Verpflegung getragen werben 


fol. 

Erfteres wird von Sachverftändigen zu begutachten fein, hinſichtlich 
bes letztern bürften aus dem Begriffe eines Bunbesheeres folgende 
Grundſaͤtze fich ergeben, und in ihrer Anwendung näher zu beffimmen fein. 

Die Kriegögefangenen, ſowohl bie, welche das Bunbesheer macht, 
als die, welche bemfelben vom Feinde gemadt werten, bilden hin⸗ 
ſichtlich der Auswechſelung und ber DBerpflegung in ber Art eine 
Mafle, daß unter denen, dem Bunde gemachten Gefangenen ter vers 
fehiedenen Gontingente ſowohl, als denen, dem Feinde abgenonmenen 
Gefangenen bie Zeit ber Gefangennehmung über die Priorität der 
Auswechſelung entjcheivet; daß die Verpflegung der von Bundesheer 
gemachten Sefangenen und die Bergütung der bem Feinde — für bie 
Berpflegung ber von ihm gemachten Gefangenen zu leiftenden Ent⸗ 
ſchädigung eine gemeinfame matritularmäßig zu vertheilende Laſt, die 
von dem Feinde zu gemährenbe Verpflegungs- Vergütung eine gemeinfame 
Forderung bed Bundes ausmacht; daß bie Verwahrung und vorſchuß⸗ 
weile Verpflegung zwar, infofern bie Sicherheit es zuläßt, zunächſt 
dem Bunvesftaat, deſſen Gontingent bie Gefangenen gemacht hat, 
obliegt, jedoch bei bem Friedensſchluffe Hinfichtlich ber Koften nad 
obigen Grunvfähen eine Vergleihung unter Leitung ber Bunbeöver: 
fammlung eintritt; daß bem ungeachtet auch fchon während bes Kriegs 
in Bällen wo es die Sicherheit fordert, große Maffen von Kriegs- 
gefangenen auf einzelne Puncte zu concentriren, eine Verpflegung auf 
gemeinfane Koften bes Bundes flattfinden Fönne, ein Gegenftanb, 
beflen Leitung aladann bem Beneral:Intenbanten oder nad Umftänden 
einen befonbers zu ernennenten Gommiffarius anheim geftellt würde. 

Ad $. 100. und folg. Hinſichtlich der Vergütung ter Durch⸗ 
marfhh= und Gantonirungsfoften hat gewiß eine allgemeine Ueber: 
einfunft fänmtlicher Bundesſtaaten weſentliche Borzüge vor befondern 
Gonventionen, ſchon deßhalb, weil bei dem lebten DBerfahren ber 
Zwei nur daburch vollfländig erreicht werden fönnte, daß jeber 
Bunbeöflaat mit allen Übrigen eine befonbere Uebereinkunft träfe. 
Die Sache felbft dürfte mit Zuziefung erfahrener Verpflegd- unb 
Mechnungsbeamten auch fo ſchwierig nicht fein. 

Beſonders zu berücfichtigen wäre 

1. eine genaue Beftimmung befien, mas ber Qunrtierträger zu 
leiten hätte, wenn er bie Verpflegung ber Solbaten felbft Stellt, oter 
wenn: diefe aus einem Magazin erfolgt; 
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2, sine Bereinigung über ein Manß und Gewicht, wonach bie 
Kationen und Portionen allgemein ju berechnen "wären, befien Re 
ductionen in das landũbliche Maaß und Sewicht die Landesbehoͤrden 
bakanut zu machen hätten; 

3. daß bie Vergütung der gefeifieten Berpflegung in Friedens⸗ 
jeiten von ber marſchirenden Mannſchaft ſofort und vor dem Abzuge 
geleiſtet werde; 

4. daß die Bundesverſammlung jebes Jahr zu einer beſtimmten 
Epoche, bie Verglitungspreife in Tämmtlicken Bunbesflaaten für ein 
Jahr feſtſetze. Dies könnte auf ben Grund ber Marftpreife von ben 
drei vorhergehenden Monaten in ber Art gefchehen, baß jeber Bundes: 
ftaat den höchſten, mittlern und niedrigften Marktpreis von ber be 
dentenften Stadt an jeder Gtapenftraße amtlich eingäbe, woraus ein 
Durchſchnittspreis für ben betreffenden Bunbesflaat gebildet würde. 
In den Bundesftanten welche, wie Preußen, fehr entfernt von ein- 
ander liegende Provinzen beſitzen, Eönnten bie Preife nach großen 
Provinglal-Abtheilungen angenommen werben, 

5. daß für Kriegdzeiten, wo eine fofortige Bezahlung Seitens 
der wmarfchirenden ober cantonirenden Truppen unmöglich fällt, bo 
für eine möglichft fchnelle Befriedigung und ein einfaches Liquidations- 
Verfahren geforgt werde. Wielleicht bürfte ber nachftehenbe Vorſchlag 
geeignet fein, viele Schwierigkeiten zu bejeitigen. 

So wie ber Bund durch bie Bundesverfammlung die Auffiellung 
eines Bundesheeres in einer beflimmten Stärke befchließt, verordnet 
ex auch eine derfelben angemeifene matrifular mäßig au vertbeilende 
PVerpflegungdfteuer. Diefe wird zur Verwendung bed General:In- 
tendanten geftellt, welcher beſtimmt, welche Staaten ihren Beitrag 
in ®eld und welde ihn in Naturalien und Transportmitteln abzu⸗ 
führen haben Die Gelbeinnahme wird zur Anlegung ber Magazine, 
Berproviantirung ber Feſtungen u. ſ. w. verwendet, bie Natural: 
Einnahme .aber durch Lieferungen in die Magazine pber durch Ber: 
pflegung und Transport der marfchirenden Truppen abgeführt, in 
der Art, baß bie Bunbeöflaaten welche ihren Beitrag auf bie lett⸗ 
gedachte Weile abzuführen haben, dieſen mit Quittungen ber Magazins- 
Beamten, over der marfchirenden Truppen entrichten. 

Mittelft diefer Einrichtung werben fämmtliche Bundeötruppen, 
von bem Tage bed Ausrüdens an aus bem, dem. Intendanten zur 
Dispofltion geftellten Geld- und Naturalien-Fonds verpflegt, jede 
gegenfeitige Abrehnung unter ben Bundeöftaaten fällt weg, indem 
bie Leiſtungen in ber allgemeinen Berpflegungsfteuer verglichen merben, 
aus deren Fonds auch bie Ueberzahlungen in Naturalien, vergütet 
werben koͤnnen. 

Ad X. Gerichtsbarkeit. 
Ad $. 108 und 110. Hinſichtlich der im Hauptquartier durch ven 
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GeneralsYubitor abzuurtheilenden Falle, wäre für dieſen eine Inftruction 
zu entwerfen. - 0 

Ad 5 111 und 112. Die zur Erhaltung ber Orbnung und 
Snborbination im Heere feftzufehenden allgemeinen Kriegsartifel, fo 
wie bie gleichförmigen Strafbeftimmungen gegen die Verbrecher des 
Meineides, des Verraths, der Beigheit und ber. Infuborbination, find 
durch Sachuerftändige zu entwerfen. - 

Ad $. 114... Da ber Dienſt ber Gensb'armerie burch das ganze 
Heer gebet, fo muß auch ein allgemeines bie Ausübung ber Heeres⸗ 
Polizei entwidelndes Dienſt-Reglement entworfen werben, welches 
mit dem Ausrüden des Heeres bei allen Gontingenten in Wirk: 
ſamkeit tritt. ' 

Ueber ein allgemeines, bie Gensd'armerie auszeichendes Erfennungss 
zeichen if fidh zum voraus zu vereinigen. 

Zu den vorläufigen Beitinmungen über die Bundesfeftungen. 

1. Dieffeit nimmt man keinen Anftand, bemjenigen beizutreten, 
was in Anjehımg der Zufammenfehung ber Loral-Gommifftonen, deren 
Beſtimmung e8 fein fol, das Terrain zu unterfuchen und die Bau 
Entwürfe und Ueberfchläge zu verfaffen, fo wie in Anfehung einer 
Central⸗Commiſſion, weiche ‚die Arbeiten ber Local⸗Commiſſion prüfen 
fol, in Vorſchlag gebracht wurde. Ich zeige zugleich an, daß Se. 
Maieflät ber König ven Oberften von Bangold zu ber Xocal-Bon- 
miſſton nach Ulm, und den Artillerier- Hauptmann von Baber zu ber 
nad Donau⸗Cſchingen und Raſtadt ernannt unb bereitö abgeoronet haben. 

Dagegen bin ich 

2. ausdrücklich angewiefen, wieberhelt bie Notwendigkeit gu 
zeigen, baß bie Befeftigung eines Punctes der fübmeftlihen Grenze 
in erfter Linie emtmeber gleichgeitig wit ber Befeſtiguug von Ulm 
zur Ausführung gebracht werde ober daß, wenn bie gleichzeitige 
Befeftigung beider Puncte nicht beliebt würde, bie Befefligung bes 
Punctes in der erſten Linie derjenigen bed Punctes in ber zweiten 
Linie vorangehe. Ä 

Befchähe dies nicht, fo würten alle jene Lande twelche vor dem 
befeftigten Punete in zweiter Linie liegen, um voraus zum Kriegö- 
fchauplag beſtimmt werden. 

Wollte und könnte man ungeachtet die vorliegenden Puncte ber 
erften Linie keiner fo ausgebreiteten Befeftigung wie Ulm bebürfen, 
und für bie Beiefligung eines Uebergangspunctes über ben Rhein 
ein befonderer Bond vorhanden iſt, zur Dedung des Oberrheind nur 
einen Punct befefligen, und würde biefer Punct in ber erften Linie - 
beſtimmt, fo fällt, wenn gleich nicht die Näthlichkeit, doch bie un- 
bedingte Nothwendigkelt, Ulm zu einem großen, bie offene Grenze 
ihügenden Waffenplage zu machen, von felbft weg, und bie Auf: 
bewahrung eines. Belagerungstrain müßte nur, wie biöher, in noch 
weiter zuruͤckgelegenen Orten beiverkftelligt werben. _ 











094 


9 kann baber bie Abſicht bes Bundes nicht fein, die Vefefligung 
der zweiten Linie der ber erflen Linie vorgeben zu laffen, wenn, 
wie died bier augenfheinlich ver Fall ift, eine umgekehrte Orbnung 
ganz Schwaben und Franken den Berheerungen des Feindes ausfegen würte. 

Wenn nun glei " 

3. in dem 6. 22 die Verhaͤlmiſſe der Bunbesfeftungen auf eine 
mit ben übrigen hierbei eintretenden pofitifchen Bragen im Zuſammen⸗ 
bang zu bringenbe Berathung außgefeht worden ift; fo iR doch zu: 
gleich der Antrag daranf gerichtet morben, vorläufig im Allgemeinen 
als Prinzip anzunehmen, daß diejenigen Bundesfeflungen, welche auf 
Koften bed Bundes erbaut oder unterhalten werden, in Kriegd= und 
Öriebenegeiten gemiſchte Garniſonen erhalten follen. 


| af 

A. in Kriegszeiten der Bund das Recht ausübe, bie Buntes: 
feftungen durch . bie Aufftelung gemifchter Bejagungen und die Gr: 
nennung und Beeibigung ber Befkungs-Befehlöhaber ficher zu ftellen, 
ift eben fo unverfennbar nothwendig, als daß auch in biefem Falle 
dem Landesherrn, in Folge ver landedhoheitslichen Gerechtſame, ein 
Mitbeſatzungsrecht eingeräumt werden müſſe. 

Indeſſen wird es bald als unzuläſſig erkannt werden, die Art 
und Weiſe, wie bie Friedensbeſazungen für bie Dauer des Krieges 
verflärft werben follen, im voraus beftimmen zu wollen, ba die hiefür 
zu ergreifenden Maaßregeln zum größten Theil von ben Greigniflen 
des Kriegs abhängen. Es wäre daher lediglich dem Bunbesfelbherrn 
zu überlaffen fein, das befhalb erforderliche zu verfügen, unb es 
wird die vorläufige Beſtimmung berjenigen Nachbarftauten genügen, 
weiche bie Pflicht Haben follen, die Friedensbeſatzung für ben erften 
Augenblid der Gefahr durch ihre Kontingente zu verftärfen. 

Eine andere Anficht aber erſcheint 

B. über bie Beſtimmung ber Priedensbefagung flattbaben zu 
können, ba es Hier allerdings möglich ift, die fich gegenfeitig be: 
fchränfenden Rechte des Bundes und des Territorialherrn auf eine, 
dem letztern nicht allzunachthellige Weiſe außzugleichen. 

Ich babe daher fchon früher in bem Bundestags: Ausjchufie 
folgende Hauptgefihtöpuncte herausgehoben: 

I. Die Eivil-Abminiftration in ben Orten welde zu Bundes⸗ 
feftungen erklärt werden. Diefe wird dem Bundesſtaat, in deſſen 
Gebiet eine Bunvesfeftung belegen ift, nicht flreitig gemacht werden. 
Dagegen ift es als eben fo gewiß anzunehmen, baß ber Brunigag 
der Unterordnung ber Eivil-Adminiftration unter das Militär: Com- 
manbo, fobalb ber Platz in Belagerungsftand erflärt worden if, ud 
auf bie Bunbedfeftungen werde angewendet werben. 

H. Der milttärifche Oberbefehl. Es iſt eintewchtend, daß ein 
frember milttärifcher Oberbefehl, auf irgend einen Bancte bes Gebiets 
für jeden Staat zu ben unangenehmften und flörendften Bechältuifier 
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gehört. Wenn eine Bunbesfetung fen an fi für ben Bunbes⸗ 
Raat, in defien Gebiet fie belegen ik, im Kriegözeiten nicht zu be= 
rechnende Unannehmlichkeiten und Aufopferungen nach fich ziehen muß, 
fo ift es gewiß ber Billigfeit und bem conflitutionellen Grundfage 
ber Unabhängigkeit ter Bundesglieder angemeflen, in Briebenszeiten 
alle Beichränfungen ber Lanpeshoheitärechte zu vermeiden, welche ber 
Zweck einer Bunvesfeftung nicht durchaus forbert. 

Diefer Anſicht gemäß möchte feftzufenen fein, daß ber militärifcye 
Oberbefehl in Briebendzeiten dem Bundesſtaate zuftehe, in deſſen 
@ebiet die Feſtung belegen ift, voraudgefeht, daß berielbe ben von 
Sachverſtaͤndigen audzumittelnden normalen Beſatzungsſtand allein 
ſtets volfländig zu ftellen vermöge, wibrigenfalld der Oberbefehl 
unter benen bie Beſatzung bildenden Staaten abwechſeln mürbe. 

II. Das Beſatzungsrecht. Der Vereinigung ber Landeshoheits⸗ 
rechte der einzelnen Bundeoſtaaten mit ben Rechten des Bunbes er: 
fheint e8 gemäß, anzunehmen, daß baffelbe in Friedenszeiten von 
demjenigen Bundesſtaate ausgeübt werbe, in beilen Gebiet die Feſtung 
befegen ift, in fofern berfelbe bie Normalbefatung bes Friedensſtandes 
ſtets vollkändig zu unterhalten im Stande ift, im entgegengeſetzten 
Balle würden bie zunächftliegenden Bundesſtaaten nad) einem feſtzu⸗ 
ftellenden Verhältniß, Befutungs-Eontingente ftellen, und das fo 
georpnete Beſatzungsrecht würde ald im Auftrage des Bundes auss 
geübt, anzufeben fein. 

Nach diefen Grundfäpen war bad Befagungdrecht in ben vors 
maligen Neichöfeftungen georbnet, deren Beiatungen fogar in Krieges 
zeiten oft lediglich aus ben Truppen der Reichsfürſten, in deren 
Gebiet bie Reichsfeftung lag, beſtanden, welches man jedoch, wenn 
gleich auch unter diefen Bedingungen Beifpiele rühmlicher Vertheibigung 
3. B. der leßten von GEhrenbreitenftein nachzumeifen find, keineswegs 
zwedmäßig finden kann. Gleiche Anfichten find bereits auf bie 
Feſtung Landau, wenn gleich ohne Mitwirfung des Bundes, ange: 
wenbet worben. 

Sollte aber ber Grundfay gemifchter Barnifonen durchaus auch 
in Sriedenszeiten geltend gemacht werden wollen, jo jcheint ed dem 
Begriffe der Nechtögleichheit im Bunde und ber landeshoheitlichen 
Rechte am angemefienften, daß bie Beſatzungen in ben Bunbesfeftungen 
aus ben Truppen bed Landesherrn und aus ben Truppen fümmtlicher 
Bundesſtaaten, in einer, zum voraus beftimmten, regelmaßig wechfelnder 
Ordnung zufammengefeßt werben, und daß Ginen der Befehlshaber 
ber Landesheer, vermöge des fleten Beiagungsrechtd, ven Anbern 
aber bie, bad Mitbefapungsrecht ausübenden, Bundesſtaaten beftellen. 

Wenn der Grundſatz ber gemifchten Barnifonen auch in Friedens⸗ 
zeiten angenommen wird, fo wirb auch, in Beziehung auf die Bundes⸗ 
feſtungen einerfeitö, Teinerlei Art von Ausnahmen verlangt und ge: 
ftattet werben Tönnen, fo baß 3. DB. auch jeder Gelbbeitrag, den ber 
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Bund zur Anlegung, Dotation und Erhaltung ber Feſtungen zu 
geben baben wirb, nach jenem Grunbfage beurtbellt werten müßte, 
unb ed wird anberfeits bie confequente Anwendung jenes Princips 
erfordern, daß die Norm feflgefegt werbe, nach welcher das, nad) 
bem Begriffe bes gemeinfamen Gigentbums unb ber Rechtsgleichheit, 
den ſir pruchen Bundesſtaaten zuſtehende Beſatzungsrecht auszu⸗ 
üben ſei 

Denn, wenn es dem Begriffe einer Vundesfeſtung zuwiderlaufend 
erachtet wird, daß in Friebenszeit nur ber Landesherr das Beſatzungs⸗ 
recht ausũbe, fo wird die ausſchließliche Ausubung deſſelben darch 
die an,= vor,= ober zurückliegenden Staaten, durch jenen Begriff 
ebenfalld ausgefchloflen. 

Dem Landesherrn kann das Beſatzungsrecht in feinem Falle 
entzogen werden, ba biefes unftreitig in ben lanbeshoheitlichen Nechten 
tief begründet ift; neben ihm erft iR ber ganze Bund berufen, bas⸗ 
jelbe auszuüben. 

Dies dürfte, auf eine bem Princip ber Rechtsgleichheit ent⸗ 
fprechende Weife am füglichfien geicheben können, wenn biejenigen 
Bundesſtaaten, welde ein ober mehrere felbfifländige Corps fielen, 
und biejenigen, welche ein foldhes in Verbindung mit andern bifben 
gemeinfchaftlich als gleichberechtigte Theilhaber jener Befugniß ange: 
ſehen und berufen werben, biefelbe gleichzeitig und in gewiflen Zeit- 
räumen, nach ber Beſtimmung bed Looſes, oder einer zum vorand 
genommenen Ordnung, regelmäßig abwechfelnd, in ben verſchiedenen 
Bundesfeftungen uuszuüben. 

Wenn man hierbei bad Berbältnig ber Bundesmacht und der Bunbes- 
laſt berüdfichtigt, und biefer Rückſicht zufolge bas Berbältnig ber 
Armeecorps unterlegt, fo würden beiläufig Defterreih ,% tel, 
Preußen „tel, Baiern „'z tel und bie übrigen, in brei Corps ge- 
theilten Staaten „tel der gemifchten Bejahungen flellen, und bie 
Iegteren würben fih über die Orbnung ihres agmechfelnden Be 
ſatzungsrechts zu vereinbaren haben. 

I. Gegenftände, welche von dem Bunbestags-Audfchufle zur 
Suftructions:Ertbeilung hervorgehoben worben find, ohne daß berfelbe 
darüber eine Meinung geäußert bat. 

Der erſte bieier Gegenftänbe betrifft die Bildung einer Central: 
Commiſſion zur Prüfung ber Arbeiten, welche bie für ten Feſtungs⸗ 
bau anzuorbnenden Local-Commiſſionen liefern werden, womit bie 
Gontrofe ber Ausführung und bie Verwendung ber @elbmittel in 
Berbindung fteht. 

Der zweite biefer Gegenftänve betrifft ven Borfihlag, ber Buubess 
verfannmlung diejenige militärifche Hülfe beizugeben, welche zur völligen 
Berichtigung ber auf bie Milttär-Berbältniffe Bezug Habenden Ans 
gelegenbeiten nöthig iſt und bisher von einem Militär-Gomitd ges 
leiftet wurde. 





Beibe Gegenflände fin, in bes von. dem kaiſerlich⸗küniglich⸗ 
öfterreichiichen «Dofe in Worſchlag gebrachten und von dem koͤniglich⸗ 
prenpifchen Hofe angenommenen Punctation über die Beforgung ber 
MüitärzAngelegenheiten, in ‚umfichtige. Erwägung gezogen werben. - 

Ginverfiauden mit dem Zwecke und der vorgefchlagenen Benennung 
der Militär-Commiſſion glaubt jedoch ber König, mein Herr, baß 
biefelbe für's erfie und bis bie Erfahrung entfchieben haben werde, 
ob dieſelbe auch für die Folge beizubehalten erforderlich fei, nur auf 
bie Dauer ber Beratbungen über die Militär⸗Organiſation unb die 
Befefligungsarbeiten gebildet werben bürfie. 

Ad J. Zufammenjegung ber Militär:Gommililon. 
beß ge ber Punctation foll diefe Commiſſion aus ſechs Mitgliehern 
eben. 

So wenig in der Art der Zufammenfegung berfelben vie reine 
Abficht des vorſchlagenden Faiferlich-königlicheöfterreichifchen und bes’ 
bemfsiben beiſtimmenden Zöniglich-preußifchen Hofs, ber Grunbfak 
der NRechtögleichheit in Anwendung zu bringen verfannt werben kann, 
fo fcheins body für den, von bem Eöniglichsfächfifchen Hofe geäußerten 
Wunſch, daß diefe Militär-Gommiffton entweder nach dem Borgange 
im nunmehr aufgelöften Militäir-Comite, ober boch in einer folchen 
Art zufammengefegt werben möchte, welche jeber Divifion eines 
combinixten Corps ohne ihr die Verbinblichfeit aufzulegen, doch das 
Recht laſſe, ein Mitglieb zu der Kommifflen abzuorbnen, manches 
zu fprechen. | 

Denn es ſcheint allerdings nicht zu verkennen, 

1. daß bie vorgefchlagene Anzahl ber Mitglieder nicht hin⸗ 

zeihen werde, nm gleichzeitig 
a. bie Arbeiten ber Local⸗Commiſſtonen zu prüfen; 
h. bie Ausführung ber Feſtungsbauten und bie Verwendung ber 

Gelder, erftere zum Theil durch Abfendung von Mitgliedern an 

Ort und Stelle, zu controfiren; und überbieß noch 

c. bem Ausſchuſſe der Bundesverſammlung felbft die bei ben laufende 

Geſchaäften erforderliche Hülfe zu leiften; " 

2. daß der Auftrag ber Commiſſion nur um jo vollfländiger 
erfüllt werde, wenn jedes gewiflermaßen ſelbſtſtääͤndig gebildete Ver⸗ 
haͤltniß, wie dad ber Divifionen eines ift, worin alle Bebürfuiffe 
der mindermächtigen Staaten begriffen flad, ein Organ in ber Gomt 
miſſion hat, dem bie Perſonal⸗, Meal: und LKocalverhältnifie genau 
bekannt find; und 

3. daß bie Vereinigung vielfeitiger Kenntniſſe und Gigenichaften 
in einer Behörbe, beren Geſchäftsöthätigkeit fo mannigfach ift, dem 
Erfolge berfelben nur vortbeilhaft fein koͤnne. 

Da die Militär-Gommiffton überali keine enticheibende, ſondern 
eine lediglich begutachtende und nach gegebenen Normen enticheibenbe 
Behörde fein fol, jo dürfte jener Eöniglich-fächflfche Antrag um fo 





gereihtfettigier erſcheinen, als bas Stimmenverhhttuis in ver Bunbes- 
verfammlung ſelbſt, ungeachtet es fich in biefer von wirklichen Gnt- 
ſcheidungen, folglich von einer ungleich wichtigern Befugniß hanbelt, 
eine paſſende Analogie barbietet unb vorausſichtlich nicht alle von dem 
ben, zufammengefegte Divifionen bilbenben, Gtaaten einzuräumenben 
Mechte Bebrauch machen werben. 

Die Sache felbft aber iR für die vorliegenden Staaten, ſowohl 
in Beziehung auf bie bei jeder milttärifchen Bewegung zu treffenden 
Bertbeidigungd:Anfalten, als auch befonders während des Baues ber 
Befungen allerdings von großer Wichtigkeit. 

Geſetzt 3. 3. es bliebe bei der vom Ausſchuſſe vorgefchlagenen 
Corps⸗Gintheilung und Sachſen follte das Mitglied zur Commiſſion 
für das achte Armee⸗Corps flellen. Wie könnte bier, wenn es ſich 
baven handelt, daß in Märtemberg und Baden Beflungen gebaut 
oder bei dem Ausbruche eines Kriegs über die Bertbeibigung bes 
Schwarzwaldes Notizen ertbeilt werben follen, bie Vertretung durch 
einen fächfiichen Offizier, fei ex übrigens noch fo einſichtsvoll, ben 
Staaten für bie er handelt un bem Bunde felber genügen. 


Ad II. Wirfungsfreis der Militär⸗Commiſſion. 

Im 6. 4. dieſes Abfchnitts if feſtgeſetzt, daß bie Entfhließungen 
der Militär: Gommiffton in bem Kalle, daf es dabei auf rein technifche 
Beflimmungen anfonıme, bem Bundestags:Ausfchuffe nicht vorgelegt 
zu werben brauchten. 

Da aber auch die rein technifchen Beflimmungen, wenn fie nicht 
mit Nothwendigfeit aus ben von ber Bundesverfammlung im Grunbfag 
angenonmenen Entwürfen und Plänen gefolgert werben Eönnen, ber 
vorgängigen Genehmigung berfelben bedürfen, fo muß man bo 
dieffeit$ darauf antragen, daß ber Sat fo gefaßt werbe: 

‚in fo fern es jedoch nicht auf rein technifchen Beftimmungen, welche 
bereit in Brundfage duch bie von der Bundesverſammlung ans 
genommenen Entwürfe und Pläne entſchieben find oder zc., werben 
dieſe (Entfchliefungen). dem Bundestags-Ausſchuſſe vorgelegt. 

Im $. 5. dieſes Abſchnitts iſt feſtgeſezßt, daß die Entſendung 
eines der Commiſſtons⸗Mitglieder dem Bräfidirenden des Bundestags 
anzuzeigen je. Da biefer aber bie Erlaubniß dazu doch von der 
Senehmigung bes Bundestags abhängig machen wird, fo bürfte 
awedmäßiger zu fagen fein, daß bie beabſichtigte Entiendung eines 
Mitglieds ber Commiſſion der Bundesverfammlung dur den Präs 
fibirenden anzuzeigen fei. . 

Nah dem 6. 9. deſſelben Abfchnittes fol die Militär-Gommitllon 
zwar in Ihrer Geſammtheit als eine der Bundesverfammiung unter: 
geordnete Behörde betrachtet werben , wohingegen die einzelnen Wit: 
gliever derſelben nur ben fie bevollmächtigenden Megierungen ver: 
antwortlich fein follen. Da aber vie einzelnen Mitglieder ber 
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Comntilfion im Auftrage bed Bundes und für die Geſammtheit handeln, 
fo werden fie dieſer auch verantwortlich: gemacht werben möäffen:- 
Es Tcheint daher der Sat fo gefaßt werben zu können: 

“ Die Milittär-Commiffton iſt In ihrer Geſammtheit als eine ber 
Ir hai untergeordnete Behörde zu betrachten, fo wie 
hingegen die einzelnen Mitglieder derfelben nur ven fle bevollmächtigenten 
Regierungen für bie von diefen erhaltenen befondern Aufträge ver- 
antwortlich find. 


Ad Ill. Gefchäftsgang ber Militär-Kommifflon. 

Zu 6 1. biefes Abſchnitts iſt feſtgeſegt, dab in ber Militär- 
Commifſion der Beſchluß nach ber Stimmenmehrheit gefaßt unb im 
Balle der Gleichheit der Stimmen bie getheilte Meinung mit ben 
Gründen, worauf fie ſich gegenfeitig fügt, dem Bundestags:-Ausfchufle 
vorgelegt werde. 

Dies ift allerdings nothwendig und kann in allen Zählen ges 
ſchehen, wo ihr eine oberfte Leitung unb Gontrole aufgetragen if 
und ihr im. Auftrage ber. Bunbeöverfummlung das ad IL 4. genaue 
bezeichnete Recht ber Verfügung überhaupt zuſteht. 

&inerfeitd fragt es ſich aber, ob biefe Borlage nicht auch dann 
fatt Haben müfje, wenn es bie Minorität verlangt, und anberfeits 
verfteht es fi wohl von felbft, daß ein zu erftattendes Gutachten 
ber Commiſſion nicht bios per majora abgefaßt werben koͤnne, ſondern 
daß demſelben in jebem Falle ‚vie motivirten Anflchten ber bavon etwa 
abweichenden Minorität beizufegen: jeien. 

Jedes Gutachten ber Sachverſtändigen foll nämlich durch Brände 
bie Meinung ber Behörbe beftimmen, an welche bafjelbe abgegeben 
wird; die vielfeitigfte Beleuchtung bed Gegenſtandes liegt daher 
wefentlih in dem Zwede; bie Anficht ber Mehrheit ift aber als foldye 
zumal dann, wenn bie Begutachtenden nicht bloß ihrer freien Ueber⸗ 
zeugung folgen koͤnnen, fondern ven abgeorbneten Staaten befonbers 
verantwortlicdy gemacht, d. h. an Iuftructienen gebunden werben follen, 
noch nicht die beſſere. 

Die an fi notwendige Beſtimmung bes $. 2. in biefem Ab- 
ſchnitte, nad welcher wenigſtens vier Mitglieder verfammelt fein 
müfen, um einen Befchluß zu faflen, fcheint ebenfalls für bie Zweck⸗ 
mäßigleit bed oben fchon berührten Eöniglichsfächfifchen Antrags, auf 
eine Vermehrung ber Mitglieder, zu ſprechen, da, wenn zwei der⸗ 
felben entfendet wären unb nur eines durch Krankheit oder andere 
Umfände von ber Sigung abgehalten würbe, bie Commiſſton in 
Untbätigkeit. verfeßt würbe, weil fie feinen Beſchluß fafien könnte, 

Die im 6. 6. feftgefehten Beſtimmungen werben ſich nad ber 
zum: $. 1. gemachten Bemerkung mobiſteiren. 

Da .. bem $. 7. biefes dritten Abſchnitts die genauere Be 
ſtimmung des Geſchaͤftsgangs eimer nähern Bereinigung überlaffen 
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wird, ſo habe id; auf: Befehl des. Königs, meines Heren, in biefer 
Brgichung noch ‚einige Anträge zu. machen: 

Die Leitung ber. Berathungen und die naͤchſte Aufficht über 
bie Sühruns bes Protocolls, fomie über bie Ausfertigungen, gebührt 
dem Präfidirenden; allein zur Vellſtändigkeit und Gültigkeit ber 
Protocolle und der Ausfertigungen wird gefordert werben müffen, Daß 
beide von den anweſenden Mitgliedern ber Commiſſion durch ihre 
Unterfhrift anerfannt worden feien und daß jebem. derfelben unbes 
nommen bleibe, 14 gegen bie Anſicht der Mehrheit zu Protokoll zu 
verwahren. 

2. De Art der Geſchaftovertheiluug unter bie einzelnen Mit- 
‚glieder ber Commiſſion bürfte durch Stimmenmehrheit i in ber Commifſion 
jefber beſtimmt merben. 

3. Es werben gewifle Tage: für. die Siyungen ber Commiſſton 
beftimmt werben; follte aber ein buch ein anderes unterflüntes Mit⸗ 
glieb eine außerorbentliche Sigung verlangen, fo bärfte die Abhaltung 
derſelben nicht verweigert werben. - 

4. Die.an bie Commiſſion eingehenden Anfragen und Berichte 
werben zuerft in ein Diarium verzeichnet, und nachdem ber Praſidirende 
Einſicht davon genommen haben wirb, ohne Aufenthalt bem Referenten 
zugeftellt werben. 

3. Wenn ber zur. Militar⸗Commiſſion Abgeordneie zugleich als 
Repräfentant feiner Regierung betrachtet werben ſoll. fo wird daraus 
folgen,. baß er bei einer Berfendung auch bie Genehmigung ber 
committirenden Negierung einholen muß. 

Der britte dieſer Gegenſtände betrifft bie Uebergabe der bereits 
durch Staatöverträge zu Bundesfeftuugen vorläufig beftimmten Plaͤtze. 
Icch bin befehligt, mich in Beziehung auf biefen Gegenſtand im 
Weſentlichen mit der Föniglich:-fächfifchen barüber abgegebenen Aeußerung 
einverftanden zu erklären, babei jedoch. zu bemerken, baß ber bei bicher 
Gelegenheit aufgeftellte Grundſatz, nach welchem vie. Gelbbeiträge 
zum Bau und zur Unterhaltung ber Bunbdesfeftungen nach Mansgabe 
des Grads der Sicherheit, welche fie ben verjchievenen Bundesſtaaten 
gewähren fönnten, ſchwerlich aus: bem Meilen bed Bundes möchte 
‚gerechtfertigt werben kͤnnen. Ihm fteht aber ſchon bie Betrachtung 
entgegen, baß ſich ber Grad ber Sicherheit; meiden bie Feſtungen bem 
verfchienenen Staaten.gewwähren, verbäftnigmäßig gar nicht anfchlagen 
1äßt, und daß, wenn. davon überhaupt bie Rede fein follte, gerabe 
ben zurüdliegenden Staaten burch bie Feſtungen eine größere Sicher- 
heit al8 ben vorliegenden erwächft, da in feinem Falle die Feſtungen 
den Feind von bem Bunvesgebiet. abzuhalten, wohl aber den Krieg 
in ben Vorlanden ‚aufzuhalten. vermögen, während. er ſich ohne jene 
Seftungen durch bie vorliegenden Staaten hindurch ichneller in. bie 
zurüdliegenben Staaten verbreiten würbe. 

IL. Gegenftänbe, welche zwar von dem Vunbestago⸗Auoſchuffe 
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nicht hir Syracht gebracht worben TEnb, zu deren norhwendigen Prüftng 
jeboch die vorliegenden Verhandlungen die geeignete Veranlaſſung 
varbieten. 

Hierher gehoͤrt vor allen -bie- ‚ enge bes Kriegs und Friedens, 
wie bit. ſchon der in der Sitzung vom 17. Februar 1817 uͤbergebene 
und genehmigte Commiſſions⸗Vortrag Über bie Reiheſolge ber Ber 
fchaͤfte der Bundesverſammlung und bie großherzoglich⸗babiſche Abſtim⸗ 
mung vom 16. Februar und 12. Octöber vorigen Jahrs bemerkt Haben. 

Sie Wichtigkeit der Bragen‘ Wie kommt der Bund in den Ball, 
Krieg zu führen? ’ 
Worauf kann eine von ihm aushehende Ariegberklãrung beruhen? 
Wie iſt es mit der Abſchließung eines Friedens nach einem 
Kriege, woran der gefamnite Bund Theil genommen bat, zu 
3. halten? 
Wie iſt Verluft und Gewinn, hie Seite aus einem folchen Friebend⸗ 
ſchlufſe für den Bunb hervorgehen Eönnen, zu vertheifen ? 
und bie Schwierigkeit ihrer Loͤſung fordern zugleich mit ben übrigen 
politifchen Fragen, zu bevem Erörterung bie Organifation der Rilitär- 
Berhältniffe des Bundes die Veranlaſſung giebt, eben fo gewiß eine 
vorbereitenbe Bearbeitung in bem Bunbestags-Ausfchuffe, als biefe 
Fragen gewiß zu den bebeutendften bes Bundes Staatsrechts gehören 
amd einer beftimmten und erfchöpfenden Feſtſezung bedürfen, wenn 
in »ie auswärtigen DVerbältniffe des Bundes bie fo nothwendige 
Klarheit gebracht werden ſoll. Wangenheim. 


Grohherzoglich badiſche Yemerhungen über die Öferreihifche Yunctation, 
die Beforgung der Ailtär- Angelegenheiten bei dem dentſchen Bundestage 


Die großherzogliche Geſandiſchaft ſtehei ſich nen, in Gemaßheit 
nachtraͤglich erhaltener Inftruction, in ben Stand gefeht, über 'bie, 
in der erfien diesjährigen Sitzung vom 21. Januar, von der kaiſerlich⸗ 
töniglich-öfterreichifchen vortrefflichen Praͤſidial⸗Geſandtſchaft vorgelegte 
PBunctation über bie Beforgung ber Militär-Angelegenheiten bei dem 
beutfchen Bundestage, mittelft Errichtung einer Militär-Commiffton, 
die Anftchten ihres Höchften Hofes vorzutragen. 

Indem höchſt derfelbe in jener Vorlage einen erneuerten Beweis 
der patriotifchen VBorforge des kaiſerlich⸗koͤniglich⸗aſterreichiſchen Hofes 
für die feflere Begründung und Ausbildung ber deutſchen Kriegs⸗ 
verfaffung zum lebhafıeften Danfe anerkannt, fo ift bie Gefandtfchaft 
beauftragt, nur folgende wenige Bemerkungen zur befonberen Des 
ehäigeigung zu empfehlen. - 

Ad H. Wirkungskreis der Militaͤr⸗Commiſſton. 
Ad 5. iſt man ber Anflicht: 

1. daß bei denen Entfendungen eines ber Commiſſtons⸗Glieder, 

abfeiten der MilitkrsGommiffton, jedesmal zuvor bie Anzeige davon, 


702 


unter Voxlegung ber Gründe, wahre biefelbe motivieen, burch ben 
Präftdirenden an bie Bunbesverjammlung zu machen fei-, ferner 

2. daß der Grundſatz aufgeftellt werde, daß auf ven Ball ber 
Cutſendung eines ‚der Gommiffionss@lieber während beifen Abweien: 
beit alle bei ber. Commiſſton vorkommenden Begenflände, welche das 
Particular:Intexefle desjenigen Staates ober benjenigen Staaten, von 
welhem ober von welchen er zur. MilitärsGommifiion beauftragt 
worden, beſonders berühren, eutweber bis zu befien Riulfchr zurüd- 
gelegt werden follen, ober baß zur Wahrung ihres Imterefie die 
Einrichtung beliebt werbe, daß derſelbe während ber Zeit feiner Ab⸗ 
weienheit durch einen anderen Abgeordneten dieſes Staates ober biefer 
Staaten erfegt werben möge. 

. Ad 6. iſt man bes Dafürhaltenf,, bad, weun auch bie Militär: 
Commiſſion Leine eigene Caffe, fie aber dennoch die Verwendung der 
ihr zugewielenen Summen zu beforgen hat, ihr aych nothwendiger⸗ 
weije eine woblorganifirte, mit ber nätbhigen Gontrolle verichene 
Rechnungs: Behörde beigegeben werben müfle, beren Verhältniß zu 
berielben ſowohl, als zu ber Bunbeöveriammlung gehörig zu be» 
fimmen wäre. . 

Ald 9. Hält man dafür, daß hier eine gemeinſchaftliche Inſtruction 
für die, die Militär: Commiſſion bildenden Abgeordneten platzgreifend 
ſei, und ba die einzelnen Mitglieber derſelben im Auftrage des Bundes 
unb für die Geſammitheit Handeln, ſie auch: diefem verantwortlich 
fein mäflen. ‚ 
Ad Ill. Geſchaͤftsgang ber Militär:Commiffton. 

Ad 19. SHinfichtlich bes Vorfchlages, daß bie Militär-Gommilkon, 
ins Valle der Gleichheit ber Stimmen, das Refultat ihrer Berathung 
bem Bundestags: Ausfchufle vorzulegen babe, fo ift man bed Erachtens, 
daß es in ber Natur felbft einer vorbereitenden Commiſſion liegen 
müfle, daß nicht nur bie in Stimmen- Mehrheit überwiegende, ſonden 
auch die abweichende ober entgegengeichte Anſicht in urſprünglicher 
Vollftändigfeit dem Bunbed-Ausfchufle vorgelegt werde, um auf biefe 
Weiſe bemfelben bie erforderliche Vielſeitigkeit ver Anfichten unb 
dadurch zu bezweckende Grünblichfeit zu verfchaffen ; daß alfo Fein zu 
erftattended Gutachten ber Commiſſion nur allein, per majora abs 
gefaßt, vorgelegt werden bürfe, ohue ebenfo bie verſchiebdenen einzelnen 
davon abmeichenden Anflchten barin aufzunehmen, wie auch, bab «6 
ber Minorität zuſtehen müſſe, eine Vorlage berfelben verlangen zu 
können. 

Hinſichtlich des Bundestags: Ausfchuffes für die Bearbeitung unb 
Beiorgung ber Militär: Angelegenheiten glaubt man noch bie Be- 
merfung beifügen zu müfſſen, daß, ba bie Arbeiten ber befagten 
Militär: Bommiffton ihrer Natur nach von weit ausfehender Dauer 
fein bürften, e& dem angenommenen Grunbfap zufolge, daß feine 
ſtändige Commiſſionen fein follen, dieſſeits als zwedgemäß erfcheine, 
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für bie Bolge eine Beflimmung über ‚eine etwaige periodifche, ganze 
ober theilweile Erneuerung des Bundestags⸗Ausſchuſſes für Bearbeitung 
und Bejorgung der Militär:Angelegenheiten feflzuichen. 

In Bezug fchließlich auf die Uebergabe ber bereits burch Staats: 
verträge zu Bunbeöfeflungen vorläufig beſtiumten Pläne iſt bie 
Gefandtſchaft beauftragt, ſich deshalb der im der dritten biesjährigen 
Sitzung abgelegten Töniglich:würtembergifchen Abſtimmung enthattenen 
Anfihten anzuſchließen. Berkheim. 


Peſeadere gtohherzoglich -badifche Pewmerkungen über die Grandzige der 
Ariegsverſaſſung des dentſchen Bundes. Ä 
Ad $. 8 


Berneinet man nicht, daß es als unumftößlicher Grunbfak an⸗ 
zunehmen fei, baß gefammte Ergänzungen bei einem jeden Eontingente 
die auf ein halbes Prozent ergänzte Reſerve nicht überfchreiten können, 
weil höhere Zwecke größere Anftrengungen erfordern, und nad $. 6 
fhon in außerorbentlichen Fällen, vermöge befonderer Bundes⸗Be⸗ 
ſchlüſſe, größere Kraft: Anftrengungen bebingt find. 


Ad $. 11. 

Siehet man einer nähern Beftimmung hierüber entgegen, wie 
lange DBermißte und ſchwer Verwundete in deren Liften mitgeführt 
werben koͤnnen, ohne erjegt zu werben und iſt des Dafürhaltens, daß 
hierfür, Hinfichtlich der DVermißten, eine Zeit von vier Wochen, Hin: 
fihtlich ber fchmer Verwundeten, ein Zeitraum von drei Monaten 
feſtgeſetzt werben bürfte. | 

Ad $. 15. 

Vermiſſet man ganz vollfommen bie Beilimmungen wegen eines 
Belagerungs-Parks und Ponton:Trains, die beide doch jo weientlih 
nöthig find, und erachtet, daß entweder für das ganze Heer bie 
Bildung eined Belagerungs-Parfd von einigen Hundert Kanonen 
nebft einem Pontond:Train angenommen und auf die größere unb 
mittlere Staaten repartirt, oder daß, was (die längere Verzögerung 
abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei fünftiger Ausrüflung ber Bundes: 
ſeſtungen, melde ohnedem auf Geſammtkoſten geichehen muß, auf 
einen Belagerungd: Park und einen angemefjenen Pontond-Train in 
jever Feſtung, außer dem zur Vertheidigung berjelben gehörigen 
Geſchütze, abgehoben werde, über welche Vorfchläge noch die Militär- 
Gommiflion zu vernehmen wäre. 

Ad $. 16. 

Würbe die definitive Beflimmung wegen bem Verhältniß ber 
Artillerie⸗Mannſchaft erſt nach ber über. ben: Belegerungss Park ein= 
treten können. 
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. Ad 6. 26. 

Iſt man der Anfiche, daß ein Armercorp6 wenigſtens aus brei 
Diviftonen beftehen müfle, ba, in Gemaͤßheit der frühern Abftimmungen 
fein Armeecorps unter 30,000 Dann ſtark fein ſolle. Die Beſtimmung 
einer Infanterie: Brigabe zu 3,200, verträgt fi demnach nicht mit 
der Stärke einer Divikon von 10,000 Mann. Ban fchlägt bem 
zufolge vor, zu beſtimmen, bag eine Divifion aus zwei Infanterie- 
Brigaten, jede aus 4000 Mann beftehe, indem bie dafür erforberlicdhe 
Artillerie und Gavallerie vie zur Vervollſtaͤndigung ber Diviſton 
fehlenden 2000 Mann betragen. 

Eben fo glaubt man auch, baf, ungeachtet von dem technifchen 
GomitE vorgefchlagen worden, bie Eleinen Gontingente befonvere 
Körper bilden zu laffen, wenn foldge nämlich aus geübten Echügen 
beffünden und hierburch das numeriſche Verhältnig der Schützen in 
einer Divifton nicht Überfchritten würbe, es zwedmäßiger fein bürfte, 
folche Eleinen Gontingente, welche bie Stärke eines Bataillons wicht 
erreichen follten, miteinander zu einem folchen zu vereinigen. 

4 32 


Hält man dafür, daß die Cadres ber Reſerve im Frieben, für 
die Infanterie wenigſtens aus dem britten heil der Offiziere, 
Unteroffiziere und Spielleute, für bie Artillerie und Gavallerie aber 
aus der Hälfte ber Dffiziere, Unteroffiziere und Spielleute in ber 
Maaße beftehen, daß babei, wo nicht bie ganze Reſerve, doch tel 
berfelben zum Grunde gelegt werben, indem ohne eine berartige Be: 
flimmung über bad, was hinlängliches Stammperfonal gehalten 
werben. muß, eine Willkür flattfinden Tünnte, welche ber Mobil⸗ 
machung der Reſerve binderlich wäre. 


Ad. $. 35. 

Zu ber Dienfiflärfe im Frieden müßten auch bie Reſerven ber 
Gabres gefchlagen werben. Der Stand der reitenben Artillerie iſt 
jenem der Gavallerie, mit VBerüdfichtigung, ob die Batterie aus 6 
ober 8 Piecen beftehe, gleich zu flellen. 

Bei der Beflimmung bes Dienftftandes der Artillerie Maunfchaft 
im Frieden zu ytef ber ganzen Mannfchaft, hatte das Militär-Eomite 
darauf gerechnet, daß fpäterhin zu dem angenommenen numerifchen 
Berbältnig der Belbartillerie von „ztel, noch die, zur Beſetzung ber 
Seflungen und ber Bebienung eines Belngerungs: Parts näthige 
Mannſchaft dieſer Waffe gefchlagen und folche demnach auf „'ztel 
ober menigftend „Itel erhöht würde Unter biefer Vorausſetzung 
wäre dann der Dienftftand eines Drittheils hinreichend geweſen; wenn 
aber das numerifche Verhältniß der ArtillerieMannfchaft nur auf 
‚tel bleiben follte, fo würbe bie Heraßfehung auf J der Dienftflärfe, 
ber Bildung diefer Waffengattung nachtheilig fein, und es müßte in 
biefem Ball ber Dienſtſtand ber Mannſchaft im Frieden auf wenigſtens 
wie Hälfte erhöht werben. 





705 


Ad $. 37. 

Schlägt man vor, der fih bilden follenden Militär⸗Commiſſion 
die Gyidenthaltumg ber Gontingente vor der Hand nach Maaßgabe 
beffimmter Borfchriften zu übertragen. 

Ad $. 42. 

Slaubet man Hier bie Bemertung, da von dem Solde der 
Truppen bie Rede if, erreichen zu müſſen, baß ber Grundſaß auf: 
geftellt werbe, baß die YBunbestruppen jener Staaten, welche etwa 
vom Beinde befeßt würben, während biejer Occupation aus ber 
Gentral:Bunbedcafle ohne Rüdvergätung zu begablen fein mögen. 

Ad ©. 43. 


Wünſcht man, baß bie obenbenannte Militär-Gommiffion fogleich 
beauftragt werben möge, ein DBerpflegungss:Reglement zu entwerfen. 
Ad $. 45. 


Erachtet man bie dringende Nothwendigkeit, daß nach und nad 
eine gänzliche Uebereinſtimmung in Betreff bes Galibers ber Gewehre 
und Geſchütze bei dem Bundesheer erzielet werbe, und daß die mehr 
erwähnte Militär-Gommiffion beauftragt werbe, unter Berüdfichtigung 
ber ſchon beftehenden, bie zweckmäßigen Calibers in Borfchlag zu 
bringen. 

Ad $. 46. 

Hält man dafür, daß Die Ausrüfung der Munition ganz nach 
denen Abtbeilungen, wie foldhe von bem Militär:Gomite vorgefchlagen 
worben, angenommen werbe, ba es nicht gleichgültig fein könne, wie 
viel ber Armee folget, und was bei der Mejerve und in ben Depots 
verbleiben folle, indem e8 fonft ber Willfür anheimgeftellt wäre, ob man 
das Heer mit Fuhrweſen überlaven, ober ſolches an Munition Mangel 
leiden laflen wolle. 

Ad $. 51. 


Wäre zu wünfchen, daß für das ganze Heer ein Belbbienfts 
Reglement, wenigſtens für bie „Hauptfacgen entworfen wärbe. 

Könnte man das Artilleries und Genieweſen vor der Hand ber 
Direction ber bei dem Bundestage gebildet werben follenden Mititär: 
Gommifjion übertragen, bie Leitung deſſelben beim Heer hingegen 
ben bem Oberfelbheren untergeorbneten Artillerie: und @enie.@eneralen 
im Hauptquartier überlaflen. 

Uebrigend wäre biefem 6. Abfchnitt noch eine vollfänbige 
Tabelle über bie UnterzAbtheilungen bes Generalflabes, nebft benen 
Bunctionen ber Individuen anzufügen und mit Entwerfung berfelben 
bie Militär: Gommiffion zu beauftragen. 

Ad $. 77. 

Erachtet man, daß, wenn bie zu einem Armeecorps concurrirenden 
Staaten erft bei dem Ausbruche eines Krieges über den das Gorp6 
befehligenden General ſich vereinigen follten, es zu manchen, für ben 


Erſter Theil. 45 
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Augenblick felbft nachtheiligen Weitläufigkeiten führen Eönnte, und 
glaubt daher, daß es fachgemäß wäre, ven Grundſatz aufzuftellen, im 
Brieben ſchon einen gewiflen Turnus unter ben verfchiedenen zuſammen⸗ 
wirkenden Gontingenten feftzufegen, bamit, im Ball bed Krieges, bie 
Brage, welcher Staat den commandirenden General zu liefern Gabe, 
bereit3 entfchieben fei. 

Ad ©. 83. 

Zur Erreichung einer Gleichheit bed Generalflabes ber ver: 
fchiedenen Armeecorps würde ed, weil hier leicht eine übertriebene 
Vergrößerung deſſelben fich denken läßt, zweckmäßig fein, eine genaue 
Veftimmung deſſelben entwerfen zu laflen. . 

Ad $$. 92 - 95. 

Iſt man ber Anſicht, daß, im Fall eined Krieges, alle derartigen 
Lieferungen und Präftationen, fie mögen nun auf Durcdhmärfchen, in 
militäriichen Stellungen, ober in Winter Quartiren geleiftet worben 
fein, nach einem jchneflen und einfachen Liquidations⸗-Verfahren nach 
fünfjährigen Durchſchnitts-Marktpreiſen, wobei die dem Krieg voran 
gegangenen legten fünf Jahre zum Grunde zu legen find, buar bezahlt 


werben. 
Ad 6. 99. 

Da ber Fall fich ereignen kann, daß ganze Contingente, eines 
Staats in Kriegögefangenfchaft gerathen, in folcher vom Feinde 
verpflegt, und dieſe Verpflegung bei etwaiger Auswechſelung ober 
bei eintretendem Frieden von ihm liquidirt werde; fo iſt man Des 
Dafürhaltens, bag ber dadurch entftehende Koften-Aufwand nicht bem 
einzelnen betreffenden Staate allein zu tragen zugemutbet werben 
kann, da berfelbe dadurch fchon ein hartes Opfer bringen muß, baß 
er feinen Abgang an Mannſchaft augenblidli erjegen, armiren und 
audrüften muß, und er fonft durch Tragung ber Koflen des Berluftes, 
bes Erſatzes und der Verpflegung feiner Gefangenen, breifadh con: 
tribuirte, während jeine DBerpflichtung fi nur auf das Binfache er: 
fredt, e8 demnach zwedmäßig fei, daß berartige Koften von ber 
Geſammtheit bes Bundes getragen würden. 

Mas nun aber bie Verpflegung feindlicher Kriegsgefangenen 
beirifft, fo würde biefelbe nach ähnlichen Brunbfägen zu berüdiichtigen, 
babei aber ber Betrag ber Naturalverpflegung zu beflimmen fein, fo 
wie, daß die Aufrehnung berfelben nach ben laufenden Preifen ber 
jeveömaligen Quartiere firirt, als auch, baß der dieſen Gefangenen 
verabreicht werdende Solb niemals mehr ald bie Hälfte ihrer Sage 
ober Loͤhnung betrage. 

Ad $. 101 


. 101. 

SH man bes Dofürbaltene, daß innerhalb ver Bunbesftasten 
von dem Brundfage ausgegangen werben muß, baß ber Gelbat im 
Allgemeinen von feinem Quartixträger nur bloß mit Dach und Fach, 
Holz, Licht und Lugerftäte zu verfehen fei, unb fonft, wie in dem 
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Feldlager, fi ſelbſt zu verkoͤſtigen habe; falls aber ganz beſondere 
Bälle eintreten follten, vermöge. welcher bie Einwohner aus vor- 
herrſchenden Gründen, bie Verpflegung bes Militärs übernehmen 
müßten, fo muß der Erfag derſelben, wie früher bereits erwähnt 
worben, nach fünfjährigen Durchfchnittspreifen und baar gefcheben, 
indem ed nothwenbig fein wirb hierüber bei Zeiten eine beflimmte 
Uebereinkunft feſtzuſehen. 

Hinſichtlich der Etappenpläße Hält man es für zweckmäßig, daß 
nur ein Gommandans für alle Bundestruppen ernannt, und berfelbe 
wo möglih aus den Truppen bedjenigen Staats, in welchem ber 
&tappenort lieget, genommen werbe. 

Ald $. 109. 

Glaubet man, baß ber Ober-Bundeöfelbherr unter allen Um⸗ 
Händen, ſowohl in Feindes⸗ ald Freundesland, das Martialgefeg müjle 
puplieiren tönnen, weil dadurch Orbnung und Bollzei gehandhabt 
wird, was der Anficht Feiner Megierung entgehen ann. 

» % 


. 

Schließlich füget man noch die Ueberſicht berjenigen Reglements 
bei, welche annoch zu entwerfen, unb der Bearbeitimg ber bei ber 
Bunbedverfammlung aufgeftellt werben follenden Militär: Gommiffion 
zu übertragen fein möchten, als nämlich: 

4) Vorſchriften über bie Organifation bes Generalflabes unb ber 
Gentralbehörde der Armeeverwaltung, dann die Bildung ver 
Beneralftabs = und der Abminiftrations = Behörden bei ben 
Armeecorps. 

2) Inſtruction für ben General⸗ und bie Ober⸗Intendanten. 

3) Inftruction für den Artillerie und Genie⸗General. 

4) Borfchriften über bie Mufterung des Armeecorps. 

5) Entwerfung eines Beibbienft-Reglements für bie Hauptgegen⸗ 

ände. 


ſt 

6) Vorſchriften über die Verrechnung ber Kriegskaſſe, deren Do⸗ 
tirung und Controlle. 

7) Vorſchriften für das Kriegs:Commifjariat. 

8) Reglement über die Vergütung ber Verpflegung und der Liqui⸗ 
dation. 

9) VBorfchriften über die Gleichheit ber Natural: Verpflegung im 

. Selbe und über die Kriegözulagen. 

10) Reglement über die Anlegung und Verpflegung ber Hoßpitäler ıc. 

11) Reglement über bie Anlegung bee Magazine. 

12) Reglement über bie Berpflegung ber Kriegsgefangenen. 

13) Gtappen-Reglement. 

14) Borichriften über Requiſttionen. 

15) Reglement über bie Gensdarmerie. 

16) Reglement für bie Feldpoſt. 

17) Beſoldungen ber Centralverwaltung. 
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18) Worſchrift üßer bie Verproviantirung ber Feſtungen. 
19) Vorſchriften über die Alnterhaltung ver Beftungen. 
20) Vorſchriften über bie Admintftration bei Erbauung ber Feſtungen. 

| | Berkheim. ® 


Beuerhungen und Wünfche von Seiten Holkcin-Gidenburgs, in Pezichung 
anf die Grundzüge der Ariegsverfallung des dentſchen Pandıs. 
Seine herzoglihe Durchlaucht von Holſtein-Oldenburg erkennen 

vollkommen den hoben Werth einer Arbeit, bie zu ven fchwierigften 

gerechnet werden fann, und wünſchen .auf das lebhafteſte, baß ber 

Bundestags-Ausſchuß in bem günftigfen Erfolge feiner rühmlichen 

Anftrengungen ben fchönften Lohn finden möge, den ein Vaterlands⸗ 

freund fih wünſchen Fann. 

Zu bem bei weiten Eleinften Theile der vorliegenden 114 66. find 
bisher Bemerkungen gemacht worden, unb nur fo einige diefer Bes 
merfungen deuten eine wirkliche Verſchiedenheit der Meinungen an; 
mehrere beziehen ſich auf Begenftände, beven ausführliche Bearbeitung 
der Ausſchuß ſelbſt vorausgefeht hat, und bie in bem zu faflenden 
Beichlufie nur zu veranlaflen fein wird, andere enblich bezweden bie 
Erweiterung ober nähere Beſtimmung der gemachten WBorfchläge, 
welche an und für fich gebilligt werben. 

Aus biefem Geſichtspunkte mögen nun auch bie folgenden Be⸗ 
merfungen und Wünfche genommen werben 

Zum 61—8 macht man fih bie föniglich-baierifche Bemerkung 
um fo mehr zu eigen, als die Beflimmung bed Bunded-Gontingents 
auf ein Vrocent von ber Art ift, ba auch bie Bundeösflanten, deren 
Umfang feinen großen Militär:Etat verftattet, auf bie Dauer werben 
leiften fönnen, was fie biernach zu übernehmen haben, wobei bie 
Meferne allein als eine Vorkehrung zur Sicerftellung der fleten 
Bollzähligkeir bes Gontingentd zu betrachten wäre, und fich übrigens 
von ſelbſt verflünde, auch noch beflimmter, als in F. 6 gefcheben iſt, 
ausgeſprochen werben Eönnte, daß der Bund nach Beichaffenheit ber 
Umflänbe jebe weitere Anftrengung befchließen. werde, weiche bie 
Gefahr des Waterlandes und bie Berfolgung des Bundeszweckes 
erheiichen dürfte. Für bie allgemeine und regelmäßige Rüftung zur 
Bertheibigung fcheint bie Beſtimmung bed $. 1. in Berbindung mit 
ber Borforge für die zweckmäßige Bereitfhaft und allenfalls noͤthige 
Ergänzung ber Gontingente zu genügen. Auch wird eine Bergleichung 
ber Hülfsmittel aller Art, welche ben großen Staaten zu Gebot fliehen, 
mit denen ber Eleinern Staaten ſehr Leicht den Beweis ftefern, daß 
bei einer noch größern Anflrengung, wenigſtens in finanziefler Hinficht, 
zwifchen jenen und dieſen eine bedeutende Ungleichheit entflehen muß, 
weiche doch gewiß nicht bezweckt wird. Es märe baber zu wünfchen, 
daß, dem angenommenen Maaßſtab ver Leiftungen nach ver Bevöllerung 
unbefchadet, der Koſtenaufwand berüdfichtigt, und, wie bereits früher 
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in einer kaiſerlich⸗ oſterreichiſchen Abſtimmung geäußert wurbe, barnady 
bie Möglichkeit ber Leitung ermäßigt und dieſer eine der Erhaltung 
bes Wohlftandes der Bundesſtaaten entfprechende Grenze geſetzt werde. 

Zum $. 12. iR man mit der Löniglichsbaierifchen Bemerkung 
einverflanden, und hält Überhaupt bafür, daß bie bei bem Heere zu 
verwwendende Mannfchaft, welches auch ihre Beftimmung fei, da fie, 
gleih dem Soldaten, auf der Bevölkerung und den Finanzen laftet, 
in das Gontingent einzurechnen fei. 

Zum $. 26. wird eine Grläuterung darüber gewünfcht, ob bie 
Artillerie nur in Batterien von 6 und 8 Stüd geblidet werben fol, 
ober ob ſie auch ben Regimentern zugetbeilt werben kann. 

Zum F. 35 glaubt man, daß ein beflimmtes Maaß ber Beur: 
laubung feitzufegen nicht nöthig fei, menn nur auf die Vorfchrift des 
6.30 und 37 gehalten wire. Bejondere Verhäftniffe und Einrichtungen 
können verfchiedenen Staaten ein verfchiedenes, und doch im Haupt⸗ 
zwecke zujammentreifendes Beurlaubungs:Syftem nützlich oder noth- 
wendig machen. 

Zum $. 35 glaubt man, baß ein beſtimmtes Maaß der Beurlaubung 
feftzufegen nicht nöthig ſei, wenn nur auf die Vorfchrift des 6. 30 
und 37 gehalten wird. Befondere Berhältnifie und Ginrichtungen 
fönnen verfchiedenen Staaten ein verfchiedenes und doch im Haupt⸗ 
zwede zufammentreffended Beurlaubungs⸗Syſtem nüsglich ober noth⸗ 
wendig machen. 

Zum $. 40 fcheint es, daß die Aufbletung eines Theils ver 
Contingente in beren kleineren Beſtandtheilen Schwierigkeiten finden, 
und dieſe nähere Beftimmungen wiünfchenswerth machen könnten. 
Man glaubt aber auf bie Billigkeit fämmtlicher Bundesglieder gegen 
einander, und das gegenfeitige Vertrauen zum voraus. rechnen zu 
tönnen, fo daß, im eintretenden alle, eine ungleiche Behandlung 
der Bundesſtaaten nicht zu beforgen fein wirb. 

Zum $. 41 fcheint es zweckmäßig, dad Bundes⸗Erkennungs- 
zeichen gleich zu beflimmen, da es bei ber Vereinigung mehrerer 
Bundestruppen zu Mufterungen oder fonft. zu einen gemeinfamen 
Bundedzwede von Nugen fein kann, au ein Gommando über 
Bundestruppen wohl nur unter dieſem Zeichen geführt werben fann. 

Zum $. 45 wird, in Nüdficht auf mögliche Koftenerfrarniß, 
bie Befchleunigung eines beitimmten Entfchluffes gewünſcht, fo fern 
die bezweckte Webereinflimmung für eben fo ausführbar gehalten wird, 
als fie nützlich fein würde. 

Zum $. 47 wird eine Einrichtung gewünſcht, bie es, fo. viel 
die Umftände geftatten wollen, möglich macht, ben Kranfen bie bes 
fondere Vorſorge ihres Landesherrn zu fichern. 

Sum $. 52, in Berbindung mit 6. 77, hält man eine nähere 
Beſtimmung für angemeffen, un Gollifionen, in Anfehung des Ranges 
und Commando's vorzubengen. Beſonders bei den zuſammengeſetzten 
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Corps und Divifionen. könnte . eine "gegenfeitige Mittheilung ber 
Anciennetes-Liften zwedmäßig fein. "Das: Commando ber Truppen 
Abıheilungen, als Gompagnien, Batailluns ꝛec. wäre nur Officieren 
zu übertragen, deren Dienftrang berfelben entfprigt. 

Weitere alleniallfige Bemerkungen, infonderbeit bie Buntes: 
feflungen betreffend, werten vorbehalten. Berg. 


Einige Pemerhungen und Wänfche der Fürſtlichen Hänfer Hohenzollern, 
Fichtenflein, Neuß, Zchaumburg⸗ Cippe und Waldeck über die Militär-Wer- 
faflung des dentſchen Bundes. 

Die Fürſtlichen Häufer Hohenzollern, Hechingen und Sigmaringen 
baden noch zur Zeit befondere Bemerkungen über vie Grundzüge 
der Krisgöverfaffung zu machen, nicht für nörhig erachtet, inbem fie 
ſich in diefer Hinfiht denjenigen vordern Stimmen anfchlieken, welche 
ben Wehrflamm und die Sicherflellung des beutfchen Bundes auf die 
den Kräften und der Lage defielben angemeflenfte Weife zu begründen 
bezwecken und babei zugleich das Intereffe der einzelnen Bunbesftaaten 
möglihft genau berückſichtigen. Diefeiben auch wegen Zutheilung 
Ihrer Gontingente ben allgemeinen Einrichtungen und örtlichen Ber: 
hältniffen nicht vorgreifen, obwohl es ihrem individuellen Intereſſe 
vorzüglich zufagen würde, Ihre Contingente zu den großberzoglich 
Heſſiſchen Truppen, oder, je nachdem bie Gorps:@intheilung ſich noch 
norniren möchte, zu ben großberzoglichsbabifchen floßen zu laſſen. 

Beine boben Käufer erkennen mit befonderß lebhaften Danfe 
bie wohlwollende Abſicht ber höchſten alliirten Mächte, die Sicherheit 
ded Bundes durch Ueberweiſung von Bunbedfeflungen vermehren zu 
wollen, und glauben, daß tie Befagung und Obforge für biefelben 
ben größern Mächten des Bundes vertrauensvoll zu überlaflen, fonft 
aber über dad Detail biefes wichtigen Begenflandes weitere Erörterungen 
zu erwarten felen. 

Lichtenftein fchließt ſich über fämmtlihe Militär-Gegenſtände 
dem Voto des Taiferlichsäfterreichiichen Hofes mit dem Wunſche an, 
baß fein Gontingent mit ben großberzoglich-heffifhen Truppen ver⸗ 
einigt werden möge. 

Neuß ältere Linie bat noch nicht inſtruirt. 

Reuß jüngere Linie: 

Ad L $. 1 und 3 ber Grundzüge, wird auf eine Milberung 
bes Dertheidigungsbeitrages ber minbermäcdtigen Gtanten im Ber: 
hältnig zu demjenigen ter mächtigeren angetragn. Die größer, 
finanziellen und natürlichen Reſſourcen ber mädhtigern Staaten laflen 
eine Herabſetzung bes Gentingentd ber Feinern Gtaaten auf tel 
Prorent ihrer Bevölkerung als eine billige Ausnahme von der Regel 
erfcheinen, ba bie feßtere. in ihren Mitteln fa einzig und allein auf 
ben geringen Ertrag ihrer Grundſteuern unb ihrer im 2aufe ber 
verflofienen Kriegsjahre eingeführten Kriegsabgaben befchränft find, 











au 


und es ftchen daher ihre. Revenüen mit dem Stande der Benölferung 
meift in auffallendſtem Mißverhaͤltniß. Auch haben ſchon mehrere 
Staaten in früheren Abflimmungen billige und günftige Geſianungen 
in biefer Hinficht geäußert z. B. Hannover (31. Sitz. 1817. $.203. 
p. 283) Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg (32. Sit. 1817. 
$. 208. p. 418) Baiern (37. Sitz. 1817. 6. 259. p. 522) und 
Defterreih (45. Sig. 1817 sub 3 und 43 Sig. 1818. 6. 200. 
pag. 433). 

Ad Il. $. 13. 14 sq. Da die Eleinern Staaten nicht wohl in 
der Lage find, Kavallerie und Artillerie ftellen zu können, fo wird 
darauf angetragen, daß ihnen nachgelaffen werben möge, ihr Kontingent 
feviglich in Fußvolk zu flellen, für welchen Antrag fich ſchon Valern 
in ber 37. Sigung 1817 6.239. p. 253. und in ber 9. Sig. 1818. 
6. 33. pag. 77. fehr wohlwollend geäußert hat. 

Ad 111. $. 25. wünſcht man mit ben bergoglich=fächfiichen Häufern, 
gotha erneftinifhen Linie, oder auch mit Anhalt und Schwarzburg 
und einigen ſächſiſchen Käufern eine Brigade zu formiren. 

Ad IV. 6. 34 35 sq. muß in Beziehung auf bie Einrichtung 
ber Beurlaubungen und der jährlichen Zufanımenziehung ber Gontingenie, 
vorbehalten bleiben, daß bie Gonvenienz und Rechte ver Einzelnen 
dadurch nicht gefährdet werben. ’ 

Mad ben Punct der Bunbesfeftungen betrifft, fo findet ma 
einen wefentlichen Unterfchied in bem Grabe ber Wichtigkeit, welchen 
Mainz. für den Bund Hat und weichen Landau und Luremburg haben 
möchten, erwartet aber mit vollem Vertrauen, baß die weiteren 
Deliberationen zu einem gerechten unb billigen, bem Zwecke bes 
Bundes und ben Verhältniſſen und Intereſſen der einzelnen lieber 
gleich entiprechenden Beichluffe führen werden, wo man alsdann 
geneigt fein wird, ben Anſichten ber Majorität fich anzufchließen. 

Schaumburg-Lippe: 

Ad 1. $. 9. Wenn die bier erwähnten Abgangsberichte beliebt 
werden, jo müßte dazu eine allgemeine Form angegeben werben. 

d V. F. 47 und 48. Das hier Geiagte wird wenigftens durch 

bie Verabredung der einzelnen Gorps nähere Beflimmung .erfortern, 

ad $. 49 ift nicht ausdrücklich geſagt, ob das Bärkerperjonale 

mit zum Militär gerechnet wird. Es ſcheint aber die Meinung nicht 
zu fein und ift auch zwedimäßiger. 

Ueber die Berechnung ber allgemeinen Koften, vie bei jedem 
einzelnen Corps vorfallen, it Nichts gefagt worden. Wahrfcheinlich 
follen diefe Beſtimmungen ben einzelnen Corps überlaflen fein, wobei 
man Nichts zu erinnern findet. 

Ad VI. fcheint eö zwar in ber Theorie nöthig, ven Bundesfeld⸗ 
bern auf bie angegebene Art einigermaßen zu befchränfen; allein 
erwägt man bie gefährlichen Folgen. welche bucch Zögerungen ber 
Operationen und Lähmungen ber leitenden Gewalt faſt immer herbei⸗ 


7112 


geführt werben, fo erfcheint es bei einem ausgezeichneten Selbheren, 
wie ber Bund ihn allein gebraudhen fann, doch gewiß ungweihnäßig, 
feiner Operation zu viel Beichränfung zu geben, woburdd man ihn 
nur läbmen wir, Wenn nun gleih ſolche Sachen fih oft am 
Ende bei der Anwendung von jelbft machen und der Erfag dann am 
beten gegen etwa überfchrittene Infiructionen rechtfertigt, fo feheint 
es doch angemefjener, jet gleich den Grundſatz auszufprechen: 

„daß dem Bundesherrn im Kriege die größte Macht und Breißeit 

„su handeln anvertraut, aber auch bie gröfte Verantwortlichkeit 

manferlegt werde“. 

Nah diefem Grundſatze würden viele in den Milittärplan auf: 
genommenen Beichränfungen bed Oberfelbherrn wegfallen müflen, 
indbefondere $ 57 bie Verpflichtung zur Vorlegung feines Operations: 
pland. Dagegen wird ver Oberfeldherr einer firengen Verantwort⸗ 
lichkeit zu unterwerfen fein, überhaupt aber feine Stelle nur fo lange 
verwalten fönnen, ald er bad Vertrauen des Bundes beflst, und muß 
die Bunbesverjammlung, fobalb dieſes verloren geben follte, zur ſo⸗ 
fortigen Ernennung eines Oberfeldherrn bemächtigt fein. 

Insbeſondere zu $. 65 müßte dem Oberfeldherrn wohl noth⸗ 
wendig bie Macht eingeräumt werden, wenn fich joldye Mängel an 
ber Ausrüftung eines Gontingents vorfinden, die baffelbe am ſchlag⸗ 
fertigen Zuftanbe hindern, biefe, menigftend wenn Gile vorbanben, 
fofort aus eigener Gewalt abzuftellen und abändern zu laffen und 
folhed dann dem GBouvernement, das es betrifft, anzuzeigen. Gine 
vorher anzuftellende Gommunication möchte leicht zu viel Zeit Eoften. 

Auch ſcheint es wünfchenswerth, daß der Oberfelbherr ſchon 
im Prieden gewählt würde. Bei ben feit neuerer Zeit oft fo plögfich 
ausbrechenden Kriegen hat ein Beldherr, der ein fo zufammengefeßtes 
Heer zu befehligen erhält, bie gröften Schwierigkeiten zu befämpfen, 
um ed nur erſt fennen zu lernen. 68 ift zu fürchten, baß er feine 
Kenntniß des Heeres erſt theuer und auf Koften bes Bundes felbft 
wird erfaufen müſſen, ehe er mit demſelben erfolgreich wirken fann. 

Es fönnte nüplich fein und ſehr zur Aufmunterung gereichen, 
wenn auch ein bem ganzen Bunbe gemeinfchaftliches Ehrenzeichen für 
Auszeichnung im Kriege beftimmt wuͤrde. 

Lippe behält fih noch etwa nöthig werbente Bemerkungen vor 
und acceptirt eod. 6. 25 bie Zutheilung bed Fürftiichen Gontingents 
zu ben zehnten Gorps, wohin geographifche Lage und eigener Wunſch 
baflelbe meifen und wozu die Ginwilligung Seiner Königlichen 
Hoheit, bed Prinzen:Regenten, auch bereitö erfolgt iſt. 

Mas den wichtigen Punkt der Feſtungen anlangt, fo will man 
bepfalls erft fernere Erörterungen erwarten. 

Der edlen Einfachheit und Liberalität des Eaiferlichzöflerreichifchen 
Votums in ber erften diesjährigen Sitzung, welches durch Wieder⸗ 
holung der ſchätzbaren Grundlagen des Bundes jebe billige Erwartung 
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befeiedigen muß, zollt man gebährenden Beifall und finbet auch bei 
ber mitgetheilten Punectation über bie Beforgung ber Militar⸗Ange⸗ 
legenheiten bei dem Bundestage nichts zu erinnern. Der Militär: 
Bevollmäctigte des zehnten Armeecorps würbe darnach das Intereffe 
bes fürfiichstippifchen Gontingents mit zu verfehen haben. 

Waldeck Ad 1. 6. 13. 14 sg. trägt auf das dringendſte 
daranf an, daß bie kleinern Staaten von ber Verbindlichkeit zur 
Stellung eines Sechätbeild bes Gontingents in Reiterei bes 
Geſchũtes u. f. w. lodgegeben, unb ihr Antheil lebiglih anf Fußvolk 
rebucirt werde, wie foldyes in ber erſten öfterreichiich = preußifchen 
Militär: Propofition (3. Sig. 1818. $. 9. ad IN.) bereits feftgefeht 
worben war. Denn wenn auch ben Bleinern Staaten freigegeben ift, 
deßhalb mit größeren Uebereinkünfte zu treffen, fo ift es noch fill: 
fhweigend ber erfieren Willkür überlaflen, jede Waffengattung in 
ihrem Gontingente zu bilden, das in feinem Falle zu guten Zwecken 
würde führen können. 

Ad 1. $. 25 würde man es nur fehr ungern fehen, wenn burcch 
eine anbere Bintheilung der Gorps bie dem Fürſtlichen Gontingente 
bis jeht zugebachte Bereinigung mit Hannover u. f. w. eine Aenderung 
exlitte, wobei man fich über bie Verbindung in ber Diviſton bie 
weitere Erklärung vorbehält. 

Ebenfo erwartet man in Betreff der Bunbeöfeflungen vorerft 
ben fernern Bang ber gemeinichaftlichen Erörterungen. 

Den in dem Eaiferlichzöfterreichifchen Votum über das Militärs 
weien gemachten Borfchlag wegen einer ber Maiorität ber Stimmen 
bei Feſtſetzung von Mobalitäten beizulegenden,, entſcheldenden Kraft, 
findet man vollkommen angemeffen und glaubt, daß die Discuffionen 
einzelner Punkte allerdings am beften in vertraulichen Eigen zum 
Ziele führen werben. 

Bei der kaiſerlich⸗öſterreichiſchen Punctation über bie Errichtung 
einer Militärs&ommifjion hat man Nichts zu erinnern und will den 
größern Staaten, deren Truppen mit ven fürftlich-walberliichen bas 
zehnte Corps bilben, fo gern bie des Militär: Bevollmächtigten 
überlaflen. ot 


* 
* 


Die Geſandtſchaft erwähnt bet Mittheilung biefer Bemerkungen, 
daß fie noch weiten Inftructionen über die Milttär- Angelegenheiten 
entgegenfleht und fich deßhalb etwaige fernere Aeußerungen vorbes 
balten muß. Leon hardi. 
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Peſondere von der Gefendifgaft der freien Städte usegeiragenen Wöänfe 
und Ycaerhuugen über die Grundzüge Der KArieguuerfefung des Deutfchen 


Bundes. 

Der Geſandtſchaft ber freien Städte find von mehreren ihrer 
Eommittenten Bemerkungen und Wünſche ter Art mitgetheilt, welche 
indeß größten Theils bereits ſchon von mehrern andern Bunbesflaaten 
zur Sprache gebracht find. Da es Hier nur auf folche Anregung 
anzukommen fcheint, worüber bie weitere Discuflion bann bad Nähere 
angeben wirb, fo beſchraͤnkt fich biefelbe, in Gemäßheit erhaltenen 
Ayfırags, für jet auf bie Mittheilung einiger, in ben biöherigem 
Berbantiungen noch nicht vorgefommenen, ihr, theils von Lübeck, 
heil von Bremen, mitgetbeilten Bemerfungen. 

Ad $. 38 und 39 wird gewünfcht, baß bie bereits im 18. Artikel 
ber Bundesacte empfohlene Berathung über bie Binführung möglich 
gleichfärmiger Grundſaͤtze über die Milttärpflichtigfeit in ben deutſchen 
Buntesflaaten, bei den weiteren Verhandlungen über das beutfche 
Dilttärmwefen wieder aufgenommen werben möge. 

Auch hält man es zur Beförderung allgemeiner Waffenfertigkeit 
in Deutihland wünfdenswerth, wenn in Friedenszeiten biejenigen 
bienfipflihtigen Individuen eines Bundesſtaates, welche ſich, mit dem 
gehörigen Urlaube verjehen, einen andern Bundesſtaat zum temporären 
Aufenthalte gewählt haben, von ben aligemeinen Waffenübungen, 
welche in diefem Staate ftattfinden, nicht ausgeſchloſſen werben. 

Ad $. 41. Das Bundeszeichen dürfte um fo mehr im Voraus 
burdh die Bundesverſammlung zu beflimmen fein, als befien Gebrauch 
such in Friebenszeiten nützlich fein koͤnnte. Wenigſtens follte ed 
bei dem gemeinfchaftlichen Dienfle der Truppen verſchiedener Bundes⸗ 
ſtaaten, fei es In Feſtungen oder bei gemeinjchaftlichen Truppen⸗ 
übungen, beögleichen bei Durchmärfchen der Truppen eines Bundes⸗ 
ſtaates durch das Gebiet eines anderen, auch bei Verfügung etwaiger 
Grxecntiondmaapregeln, getragen werden. Sowohl als Sinubild der 
beurfchen Nationalität und ber Uinterorbnung unter einem gemeinfamen 
Zwei, wie auch ald Zeichen gegenfeitiger Achtung, bürfte der Ge- 
brauch deſſelben unter allen biefen Berhältniffen eine wohlihätige 
Wirkung bervorbringen. 

Ad $. 44. Wenn bie Bekleitung der Truppen auch bem Er- 
mefjen jedes Bundesſtaates im Allgemeinen überlaflen bleibt, fo bürfte 
boch bei zufammengefegten Truppenabtbeilungen, zur Verminderung 
der Buntjchedigfeit, ein Minimum als Grenze biefer Willkühr an- 
zunehmen fein. " 

Ad $. 52 empfiehlt fi der Zufag: „Unbeſchadet ter wegen 
„ber Gentraiftellen unter den concurrirenden Bundeöflaaten getroffenen 
„Uebereinkunft”, 

Ad 6. 53 Mach dem Gindrude, welchen die Haltung dieſes 
Paragraphen macht, zu urtheilen dürfte die Ernennung eines Ober: 
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feldherrn bes.Wunbes Taft Thon wie eine Ktiegserkiärung angefehen 
werben: können. Eo wäre daher vieleicht zarhfam‘, bad, was über 
bie bewaffnete Neutralträt gefagt if, etwas mehr herausheben, und 
. wenigflens nach den Worten: | 

‚wo die BVerhältniffe bes Friebens“ 

e: 


ie: 
mober des Aufhörens bes Zuftandes einer bewaffneten Neutralität” 
einzurüden. 


noch d 


Zum IX, Abſchnitt. Ueberhaupt erfcheint bie möglichft allgemeine 


Audgleihung aller Laſten unter allen Bunbeöflanten, namentlich auch 
bie des Hospitalweſens und der Verſorgung verflümmelter Krieger, 
wünfchen@wertb. j 


Königli-prenfifche Bemerkungen über die Abfimmangen und Bemerkungen 

der Dumndesgefandtfhaften von Daiern, Königrich Sachſen, NHannoser, 

Württemberg, Yaden, Großherzogihum Heſſen, Suremburg und den ———ã 
Hanſern die AM ilitaͤr-Verhaͤltniſſe des deutfchen Bundes betreffend. 


1. neber die koͤniglich baieriſchen Bemerkungen. 

Ueber ad $. 5 und 8. Da bie angegebene Stärke bed Buntes: 
beeres gleihfam ale das Minimum angejehen worden, fo !äßt fi 
nicht abſehen, wie ſolches noch verringert werben könne. 

Preupen erachtet in feinem Staat eine Anfttengung von fünf 
Prozent ber Bevölkerung ald nothwendig und koͤnne daher nicht zu⸗ 
geben, daß andere deutſche Staaten einen fo kleinen Maaßſtab an- 
nebmen wollen. 

Ueber ad F. 12 und 16. Einzelne Anordnungen der Militär: 
Drganifation in ben verichiedenen Bundesſtaaten fcheinen nicht zum 
Geſetz für Alle dienen zu können, baher auch pas Kuhrmefen: Berjonal 
allgemein nicht zu ber fireitbaren Mannfchaft gerechnet werden kann. 

Ueber ad $. 22—28. Iſt fchon an einem andern Ort beant- 
wortet. 
Ueber ad $. 29. Allerdings bat bie Bildung von Cavallerie 
und Nrtillerieetelerven auf die Formation Einfluß. Sie .müflen 
nämlich ſo organifirt werden, damit ſie ohne Nachtheil detaſchirt 
werben fönnen; der $. 29 fcheint daher überflüfſig zu fein. 

Ueber ad $. 85—36. Da bie in bdiefen Paragraphen ange: 
gebenen Beftimmungen Minimum find, welches ben größeren Staaten 
nicht läftig fein Tann, deſſen Befolgung aber von ven fleinern Staaten 
nothwendig gefordert werben kann, fo iſt nicht abzufehen, warum 
erftere fi von ben gegebenen Grundzügen ausfchließen wolle. 

Ueber ad 40. Scheint doch nüglich zu fein, wenn ber Paragraph 
unverkürzt ſtehen bleibt. 

Ueber die Beilage würde bie Milltär. Commiſſion ihr Gutachten 
zu geben haben. 
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2. Ueber die Tiniglich-fächfifhe Abfkimmung. 

Ueber die Bemerkung ad F. 8. Die Erfahrung ber neueflen 
Kriege hat zur Genüge beftätiget, daß ber Abgang bei dem Heere, 
befonders im Anfang des Feldzuges höchſt bebeutend, und daß ohne 
vorhergehende Vorſorge bie Gontingente nie in compietem Stand zu 
erhalten fein würden. Beſonders ift bie ber Ball auf fangen 
Operationd:Linien, wo bie erften Depots ber Armee entweder näber 
gerückt werden müſſen, ober veranftaltet wird, daß vie abgehente 
Mannfchaft zu rechter Zeit aus ihrem Friedens: Quartier abmaridirt. 
Geſetzt, das beutfche Bundesheer ſtehe bei Kaiſerslautern, fo braudt 
die Brfagmannfchaft aus Dreaden ſechs Wochen zu ihrer Ausräflung, 
30 Marfch = Incl. Ruhe⸗Tage, und kommt nach zehn Wochen bei ber 
Armee an, woburd alfo in ber zehnten Woche, von Anfang ber 
Goncentrirung ber Armee an gerechnet, ber Abgang des fächflichen 
Gontingents, wenn er ein Drittel der Meferve betrüge, erſetzt fein 
würde, — ba hingegen, ‘wenn erſt abgewartet werben foll, daß das 
koͤniglich-ſaͤchſiſche Bouvernement aufgefordert werde, bie Grfap- 
mannfchaft abgeben zu Laflen, fo würden zu Ueberſendung kiefer 
Aufforderung und Ausfertigung ber Befehle wenigftens 10 Tage nöthig 
fein, melde, mit 30 Tage unterwegs, das königlich-ſächſiſche 
GSontingent 5 bi8 6 Wochen uncomplet laffen würben, und 
zwar zueiner Zeit, wo vermuthlich bie wichtigſten Kriege: 
operationen vorfallen. 

Der vollzählige Stand ber Bundes: Armee ift aber um fo briu- 
gender nothwendig, ba fie überhaupt im Verhältniß zu unfern Nachbarn 
als zu gering angefehen werben kann. 

Ueber ad $. 13. Gleiche Rechte ſetzen gleide Verbind⸗ 
lichkeiten voraus, danun die ſchwere Bavallerie, der größeren 
Pferde wegen, foftbarer als bie leichte ift, fo ift e8 ein er 
laubter billiger Wunſch, bad bie mittlern Staaten feine 
Ausnahme darin verlangen mögen. 

Ueber ad $. 15. So wünſchenswerth ed fein möchte, daß 
wenigftens in ein und vemjelben Gorps gleiche Formation unb gleiche 
Kaliber vorhanden wären, fo muß doch anerfaunt werben, baß es 
ben einzelnen Staaten wenigftens für jegt unmöglich fallen wird, 
ihre Artillerie umzugießen und ihre Bormation von Brund aus zu 
verändern, unb ba ber föniglich-fächflfihe Antrag eigentlih mehr 
leiftet al& gefordert wird, fo muß man ſolches vielmehr mit Dauf 
annehmen. 

Ueber ad F. 16. Es wirb kaum möglich fein, bei allgemeinen 
Beflimmungen jebe Organifation ver einzelnen Bunbeöflauten zu 
treffen. In den meiſten Gontingenten 31 Mann pro Geichäy aus⸗ 
reichend ; wenn alfo in Sachſen 36 Mann hierzu erforberlih And, fo 
wöürbe ſolches 5 : 24 = 120 Maun zur Artillerie mehr Rellen und 
daher von tem SInfanteriesContingent abgehen, voraußgefegt, daß 
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diefe 120 Mann nicht eigentlich zum Troß gehörig gerechnet 
werben müflen. 

Ueber ad $. 25. Der koͤniglich⸗preußiſche Geſandte iſt nicht 
ermächtigt, für einen andern Gorp6s@intheilungsplan als ben von 
ben Bunbedtags-Ausfchufle vorgefkhlagenen, zu flimmen. 

Ueber ad $. 30. Die Milttär-Ginrichtungen anderer Bunbess 
ftaaten bemeifen, daß bie Friſt von zwei Monaten nicht in jeder 
Drganifarion erforderlih, und ba bie Erfahrung lehrt, daß Mobil: 
machungen gewöhnlich immer länger bauern, als bie vorgefchriebene 
Zeit bedingt, fo ift e8 wohl rathſainer, eher auf ein Minimum vers 
felben anzutragen. 

Ueber ad $. 30. Berbient bei fperiellerer Ausarbeitung biefes 
Gegenftandes aufgenommen zu werben. 

Ueber ad $. 46. IR auch fo verftanden, nur ift fehr zu 
wünfden, daß bie Depots dem Kriegsſchauplatz möglichft nahe ange: 
legt werden, wozu bie Bunbeöfeflungen mit vollem echt benuht 
werden £önnen. 

Ueber ad $. 51. If nichts zu erinnern, nur wird bie Bundes⸗ 
verfammlung in Kenntniß von ber aufgeflellten Bereinigung gefegt 
werben müſſen. 

Ueber $. 98-101. Nichte. 

Ueber ad $. 114. Iſt aufzunehmen, wenn über bie Einrichtung 
der Gendd’armerie bie fpecielle Bearbeiiung erfolgt. 

Ueber ad Il. a $. 6. Wird durch die Arbeiten ber Militärs 
Commifſion befeitigt werben. 

Nur ber Brundfag, daß bie entferntern Staaten weniger zu 
ben Bundesfeftungen beizutragen haben, kann nicht füglich angenommen 
werben; denn wenn der Kriegsichauplag durch fle von ihren Grenzen 
entfernt gehalten wird, jo wird ihre Sicherheit dadurch erhöht, — 
und daraus fcheint zu folgen, daß, wenn eine Bundesfeſtung für bad 
Land, worin fie liegt, immer eine Laft ift, weil fich ber Krieg ba 
feſtſedt, ed der Billigfeit angemefien iſt, daß auch die zurückliegenden, 
durch die gefihügten Länder gleichmäßig zu den allgemeinen Koften 
beitragen müflen. Zu ber Approvifionirung berfelben werben übrigens 
aus den umliegenden Gegenden Dinge genommen, bie faum vergütet 
werben können. Die feindliche Belagerung zerflört bie Stabt und 
das umliegende Land ıc. 


8. Ueber die koͤniglich hannöveriſche Abftimmung. 

Ueber ad $. 15. Mit ber Artillerie wird nachgegeben werben 
wüflen. 
Ueber ad $. 17. SH fo verſtanden. 

Ueber ad S. 20. Als Megel ſtatt Grundſatz. 

Ueber ad $. 24. Der Gegenfag ſcheint nicht nothmendig, — 
als Stellvertreter werben bie mächtigen Staaten nicht erfcheinen. Da 
aber bie kleinern Staaten ihr Gontingent nicht immer complett er- 
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balten wollen, jondeen bei großem Berluft nur Hödkftens 14 Procent 
zu ftellen erbötig find, fo wird der Felbherr wohl genöthiget fein, 
bin und wieder Ausgleichungen von andern Corps anzuorhnen. 

Ueber ad $. 28. Wird beigeflimmt. 

Ueber ad $. 35 b. Gewiſſe Befchränfungen möchten boch noth⸗ 
wendig fein. 

Ueber ad $. 43. Beigeflimmt. 

Ueber ad $. 46. Iſt ſchon bei ben Eöniglich=fächflfchen Bes 
merfungen erörtert worden. 

Ueber ad $. 105. Iſt näherer Prüfung werth. 


4, Weber bie eini lich wuͤrtembergiſche Abftimmung, betreffend bie 
Rilit iter —— 1— —8* Bundes 

‚Weber ad II. T 13. Der Eönigliddewürtembergifhe Geſandte 
fheint voranszufegen, daß durch jeinen Borfchlag bie Meiterei auf 
den Schlachtfelde nicht vermindert wird; aber das ift nicht der Fall, 
benn wenn ed auch wahr ift, daß in bie Beflungen nur wenig 
Cavallerie gegeben wird, fo geht befto mehr auf ben Eommunicationen 
und durch Detafchirungen verloren. Jeber, ber Feldzüge gemadyt bat, 
wird beipflicgten, baß am Tage ber Schlacht felten die Hälfte ber 
etatSmäßigen Reiterei verfanmelt if. Ja öfters iſt der größte Theil 
zerfireut .auf Commando's, zu Beitreibung der Lebensmittel, beim 
Fuhrweſen⸗Train, bei Gefangenen, Transporien, Detaſchirungen, 
Streifpartheien, auf Ordonanzen ıc. Es ift wirflih oft kaum zu 
glauben, wie ſehr ſich die Reiterei zerſplittert, und hat beßhalb die 
ruſſiſche Armee einen großen Vorzug, weil zu allen dieſen ſo zahl⸗ 
reichen Verrichtungen uͤberall Koſacken verwendet werden, woburch 
Me Linien⸗Cavallerie unangetaſtet bleibt. Uebrigens iſt der Abgang 
an Pferden ſehr bebeutend, ſowohl wirklicher Abgang, als 
kranke, marode und gebrüdte. Napoleon Hatte in Moskan, 
alfo noch vor ber Netraite, von feiner über 60,000 Mann 
ſtarken Reiterei kaum 4000 Pferbe. 

Ueber ad III. $. 25. In diefen Vorſchlag kann Preußen nicht 
eingehen. Es erklärt ſich für den von dem engern Bundesſstags Aus⸗ 
ſchuß vorgelegten Corpe⸗Gintheilungsplan. 

Ueber ad IV. 6 33. Concedo. 

Ueber ad V. 6. 41, 42, 51. Concedo. 

Ueberad VI. 6.55, 75. Der näheren Berathung vorbehalten. Ge 
fcheint mir, daß Breußen nichts gegen biefe Anträge einzuwenden Hätte, 

Ueber ad VII. 6. 83 und 84. Dito. 

Ueber ad VII. 6. 87, 88, 89, 91. Dito. 

Ueber ad IX. $. 97. Man kann biefen Grunbfag nicht allgemein 
annehmen ; Luremburg muß, wegen ber Schwierigkeit, ein Tchleuniges 
Approvifionenmt herbeizuſchaffen, auf ein Jahr verforgt fein. 
Saarlouis, Landau, Germersheim, ale Grenzfeſtungen auf ſechs 
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Donate. Bei Mainz und Ulm Hinreichenb, wenn Vorſorge für drei 
Monate vorhanden. 

Ueber ad $. 99. Weitere Berathung. 

Ueber ad $. 100. Dito. 

Ueber ad X. 108—114. Dito. 

Ueber die Beflimmnngen betreffend vie Bundesfeſtungen. Wenn 
bie Geldmittel vorhanden, fo iſt nichts dagegen einzuwenden, Raſtadt 
mit Ulm gleichzeitig anzufangen. Erſteres aber dem Letzteren vor⸗ 
zuziehen, und die 20 Millionen Franken für ſolches anzuwenden, 
würde, meines Bedünkens, ein großer Mißgriff fein, welches aus 
der Beflimmung beider Feſtungen hervorgeht. Ulm foll ein großer 
MWaffenplag für Ober-Deutfchland fein. Raſtadt ein Sperrpunct bes 
Rheinthals und bei weldhem bie Armee eine Ylankenflellung nehmen 
fann. Diefe Beflimmungen zeigen ſchon deutlich, daß bie Befefligung 
von Raftabt nur einen fehr untergeorbneten Zwed erfüllt, und mit 
der Wichtigkeit eines Hauptwaffenplaged für ganz Ober-Deutichland 
in gar feine DVergleihung kommen kann. 

Daß eine operirende Armee einen Hauptwaffenpla haben muß, 
in welchen fie ihre Depots nieverlegt, iſt wohl einleuchtend, eben fo 
wird Würtemberg eines folchen bedürfen, um fein Material gefichert 
zu wiflen. Sollte aber fowohl jene als dieſes ihre Vorräthe an ber 
Grenze nieberlegen, von welcher fie bei geringfter ungünftiger Wenbung 
abgefchnitten werden? Höchft wahrfcheinlich werben die Deutfchen wenn 
ed die Franzoſen ernftlich meinen, kaum Zeit haben, ſich in gehöriger 
Anzahl in bem Lager vor Raftabt zu fammeln, und Die Goncentrirung 
wird vermuthlich rückwärts erfolgen müflen, ehe mas in angemefjener 
Stärke vorgehen kann. Wie aber kann man fih aus Raſtadt mit 
Geſchutz, Munition ıc. verforgen, wenn es von bem Feind umſchloſſen 
und vor unjerer Front liegt. Ueberhaupt Hat bie Krieg: 
geſchichte hinlänglich bewieſen, baß, wenn Feſtungen nur 
dienen ſollen, gewiſſe Gegenden zu ſperren, das Cindringen 
dem Feinde zu verhindern, ſolches ſelten erreicht wird, und 
daher nuzlos find. Unbeſtreitbar if aber ihr Nutzen als 
Waffenpläge, melde bie Operationen der Armeen unters 
fügen, und bann entweber defenſiv im Innern des Landes, 
ober ofjenfiv an ben Grenzen liegen. 

Ein Plat erſter Art würde Ulm fein, welcher um fo wichtiger, 
da jein Dafein die Möglichkeit barbietet, daß Defterreich Eünftigen 
Antheil an dem Kriege am Rhein nehmen fann, welcher ohne einen 
Waffenplatz kaum möglich, ba befien Operationdlinie von Wien zu 
lang ift, als daß es jeven Abgang fchnell genug erfeßen koͤnnte. 

Die Hauptfache wirb aber immer fein, Oeſterreich biefe Rage zu 
verjchaffen, Indem biefe Macht beun doch wohl die größte Kraft: Au 
Rrengung zu machen geeignet if. Daß Übrigens in einem Grenz« 
lande der Kriegsfchauplag fein wird, iſt begreiflih, daß aber durch 
eine Feſtung folcher darin fehr verlängert werben könnte, ift nicht 
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wahrſcheinlich. ine Feſtung wird leicht maskirt und die Arme 
dringt weiter vor. 

Raſtadt aber als Offenfiv:Waffenplag anzunehmen, fcheint audı 
nicht zweckmäßig, einmal, weil dann ber Play fehr geräumig fein 
müßte, und bann weil ihm der viel flärfere Play von Straßburg 
entgegen ſteht, überbies bad Elſaß noch viele andere Beflungen Hat. 

Soldyes wird weit leichter von Homburg aus bei Nancy 
erobert, als durch einen Rheinübergang bei Naftabt. 

Ad 3 B. Il. Den militärifchen Oberbefehl in vie Hände bei 
Landesherru ber Bunvedfeftung zu legen, ift nicht Bundes gemäß. 

Solcher ift oft bei dem beften Willen nicht im Stande, die 
Seftung dem Beinte zu verweigern, und ift wohl eriorderlich, 
jeber Ueberrafchung vorzubeugen, fowie auch ber Mann, welcher im 
Kriege einen Platz vertbeibigen fol, fih ſchon im Frieden mit Er⸗ 
lernung feiner Bors und Nachtheile muß befannt gemacht haben. 

Gben jo ad Ill. Befayungsredt. 

Der immermwährende Wechfel der Barnifon in ben Bundes. 
feftungen, kann gewiß bem Dienft nicht zuträglich fein, eben fo wenig 
wie ber ftete Wechſel der Gouverneure. Wo findet man fo vice 
taugliche Männer, bauptfächlich in ven Eleineren Staaten? und kaum 
hätte ein foldher Kenntniß von ven Beflungswerken befommen, faum 
bat er fich mit den Verbältnifien einer Bundesfeftung bekannt gemadıt, 
kaum kennen fih Dfficire und Solbaten, fo foll dieſes Band ſchon 
wieber zerriffen werden. Nicht zu gedenken ver großen Koften, welche 
der flete Hin⸗ und Hermarſch oft ſehr entfernter Eontingente verurfadt. 


Ad Il. Gegenflände ıc. 

Ueber ad I. Der Borfchlag, von jeder Divifion ein Mitglied 
zu ber Militär-Commiſſton zu ſenden, würbe ihre Zahl auf zehn 
fetfegen, und if fein Grund vorhanden, warum nicht jete Brigade 
ein gleiches verlangen fünne, wodurch ſechszehn Mitglieder ermachien 
wäürben. 

Ad 1. Gleichzeitig ift wohl nicht näthig, daß bie Beftungen 
unterfucht werben müſſen. 

Da ferner bie Militär-Commiffion zugleih bie ausübenne Be 
börde der Bundesverfammlung fein fol, fo ift ihre collegialiiche 
Form aus fo vielen Mitglievern nicht geeignet, einen raſchen Geſchäfté— 
gang zu befördern. Ueberdies bat jebes Mitglied der Militär-Goms 
milfton einen Stellvertreter, ber in feiner Abweſenheit den Sigungen 
beimohnt, jedoch ohne Stimme zu haben. 

Ueber ad II. Gleichgültig. 

Ueber ad III. Iſt mißverſtanden. Es ift gefagt, baß, fo wie 
vier Mitglieder der Militär-Gommiffion verfammelt find, fie ihre 
Beratbungen anfagen kann. Diefes fchließt aber für bie Folge den 
alten Sag nicht aus, daß drei Miiglieber ein Gollegium bilten koͤnnen: 
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wenn alſo auch zwei Mitglieber abweiend unb eines Trank if, fo 
fann bie Berathung doch fortgefegt werben. 

Uebrigens kann die Abweienheit ber Mitglieder nie von langer 
Dauer fein. 

Ad 5. Iſt weitläufig, erſt tie Erlaubniß von ber betreffenden 
Regierung einzuholen, und wenn folche verweigert wird ? 

Ueber ad III. Gegenflänbe ꝛc. 

Zu wünſchen, daß dieſe Bragen balb erörtert werten. 


5. Ueber die großberzoglic-badifchen Bemerkungen. 

Ueber ad 6. 8. Concedo. 

Ueber ad $. 11. An den Militär-Ausfchuß zu vermeifen. 

Ueber ad $. 15 u. 16. Dito. 

Ueber ad $. 26. Es wurbe in frühern Anträgen beliebt, Fein 
Armeecorps foll unter 20,000 Dann fein, welches auch in gegen- 
wärtigem Paragraphen beſtätigt. Uebrigens werden ganz gleiche 
numerifche Bertheilungen in Divifionen und Brigaben und deren Stärfe 
nicht wohl ausführbar fein, da bie Gontingente zu ungleichartig. 

Ueber ad $. 32. 35. 37. 42 und 43. Beiſtimmend. 

Ueber ad $. 45. Hat viele Schwierigkeiten, wo nicht ganz 
unandführbar, wird fich Preußen entfchließen können, 7000 Kanonen 
umszugießen ? 

Ueber ad $. 51. 69. 77. 83. Beiſtimmend. 

Ueber ad $. 92—95. Wirb näheren Beratbungen vorbehalten 
werben müflen. 

Ueber ad $. 99. Verdient Berüdfichtigung. 

Ueber ad $. 101. Der näheren Berathung. 

Ueber ad $. 109. Beiflimmenb. 

Die zu untermerfenden Reglements find Gegenftände, welche von 
der Militär-Gommiffton bearbeitet werben müſſen. 


63, Ueber die großherzoglich⸗ e Abſtimmung in ber zweiten 
eo Sahres 18100). > : 

Die Gründe, die in biefer Abflimmung ber von dem Bundes 
Ausdſchuſſe vorgefchlagenen Gorps-Eintheilung entgegengefegt werben, 
find bereits ſchon feit einem Jahre jo vielfältig biscutirt worden, daß 
ed die Militär-Verfaflung Deutfchland8 wenig fördern würde, wieder 
auf benfelben Punct zurüdzufommen. 

Es ift einleuchtenn, bag Zufammenziehungen von Truppen längs 
ber feindlichen Grenze vom Feinde verhindert werben Zönnen, und daß 
man bie erflen Sammelpläge ber einzelnen Corps von ihrer nach: 
maligen Verwendung wohl unterfcheiden müfle. 


*) Der Blan der beiden Hefien war im Verein mit Würtemberg befanntlich 
dahin gegangen, daß die Truppen diefer Lande in ein Armee-Corps vereinigt 
werden möchten. Breußen zeigte nun die Bonfequenzen biefes Vorſchlags. 


Erſter Theil 46 
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Das achte Corps würde gu feinem ‚natürlichen Sammelplat, wo: 
fern die feindlichen Anftalten folches erlauben, Kehl erhalten; benn 
bei Ausbruch des Krieges müſſen förderfamft die Grenzen unmittel: 
baren Schuß haben, weil vor Bereinigung der ganzen Armee biefes nicht 
durch allgemeine hauptfächlich offenfive Operationen gefchehen Tann. 

Wie unnatärkich erfcheint aber, wenn Truppen von Gaffel und 
Gieſſen nach Kehl ober überhaupt nad) Schwaben (Seilbronn ober 
Ulm) marfchiren follen, während das Land zwiſchen der Saar 
und dem Rhein, ald das anerfannte Schlüffel-Terrain bed 
Defenſions-Syſtems von Deutfhland-offen bleibt. Wie foll 
ferner Mainz für ben erftien Anlauf geflchert werben, wenn bie 
umliegenden Truppen ſolches verlaflen? Sollen die barmftäbtifchen 
und caffelihen Reſerven vielleiht die Barnifonen ber 
Beftungen in Schwaben bilden helfen und die in und neben 
ihrem Lande ber Gefahr ausſetzen, in Feindes Hände zu 
fallen? 

Sollen endlich, im Sal eines Rückzuges, biefe Gontingente fich 
an die Donau ober nach Augsburg zurüdziehen und von ihrem 
Baterlande und ihren Hülfsmitteln abgefchnitten werden? Es ift aljo 
gewiß natürlicher, daß bie Sachſen, flatt auf ter Kathete, bie nur 
um etwad weitere Dingonale vorziehen und nach Ober: Deutfchland 
marfchiren, und mit ihren Depot bie dortigen Waffenpläge befeßen 
beifen, wenn bie Gontingente vom Mittelrhein vie Borpoften ber 
bedrobteften Grenze verlafien und nach einer minder bedroheten, durch 
dbiefen Strom geficherten Defenfionslinie marfchiren. 

Wo wird ber Großherzog von Darmftadt fein ſchönes Material 
an Artillerie und andern Kriegsbebürfnifien bei auöbrechendem Kriege 
in Sicherbeit bringen, nach Raſtadt, Ulm oder nach Mainz? 

Die Vereinigung ber heſſiſchen Häufer mit Würtemberg unb 
Baden ift alfo ter Sicherftellung Deutſchlands durchaus entgegen, fie 
gründet fi nicht auf vermandtfchaftliche Verhältniſſe, welche überbies 
ben höheren militärifchen und allgemeinen Rückſichten ſtets unter: 
geordnet fein müfjen. Sie ift geographiich nicht zu ermeifen, weil von 
Rinteln nach Kehl 62 und von Dresden nach Ulm nur 60 Meilen finb. 
. Sie iſt endlich dem Intereſſe Deutſchlands auch noch 
beſonders dadurch nachtheilig, daß die vollſtändige Ent: 
wickelung ber preußiſchen Streitkräfte, die eine nothwenbige 
Bedingung der Sicherung Deutſchlands ift, gehindert wirb; 
denn wie Eönnen diefe Kräfte fi entwideln, wenn ber 
Boden, worauf ſolches gefhehen foll, verloren geht und 
die Heftungen am Rhein Befahr laufen, in Feinbes Hände 
zu fallen, welches zu erwarten fteht, wenn bie linfe Flanke 
ber Rheinlanbe offen gelaffen, wenn befjen Nachbarn nad 
entfernten Provinzen, den eigenen Heerb vernadläffigen?, 
eilen. Die preußiſchen Länder jenfeits bes Rheins Jollen 
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alfo altein dem erſten Choe Breis gegeßen werben, fie follen 
ohne Unterflüßung von ihren: beutfhen Brüdern gelaffen, 
die Hinter ben Oberrhein nah Schwaben ſich zurüdziehen? 
Man foll anf bie Hülfe des entfernten Sachfen rednen, 
während bie unmittelbar neben und rüdwärıs liegenden 
Hefien davon eilen. Wie ift foldhes gegen die kaum erft 
wiebervereinigten beutfchen Länder zu verantworten, bie, 
ihrer vorliegenden Lage wegen, gewiß alle Berädfihhtigung 
verdienen unb denen bie Ueberzeugung gewährt werden 
muß, baß Deutfchland aufihren Schuß bedacht nimmt, da⸗ 
mit fie nicht gedrungen werden, fich nach ihren vormaligen 
Berhältniffen zurüdzufehnen Gewiß wird daher Preußen 
feine Zuffimmung nie zu einer Bereinigung geben, die dem 
deutichen Baterlande im Allgemeinen fo nachtheilig und 
welde,ben Rheinländern eine fo große Gleichgültigkeit 
gegen ihre gegründeten Anfprüce beweifen würde. 

Um diefen Einwürfen einigermaßen zu begegnen, iſt zwar an⸗ 
gedeutet worben, den Sammelplatz bed achten Corps bei Mannheim 
zu beftimmen. Obwohl nun biefe Direction fehr zweckmäßig, beſonders 
wenn es fih von Zufammenziehung: ber Armee handelt, fo Bat doch 
Niemand erlebt, daß, wenn ein Krieg mit Frankreich gedrohr 
bat, bie Schwaben ihr Land verlaffen Haben und nad der 
Pfalz marfhirt find, und folches wirb ihnen immer be: 
benflich vorfommen, fo lange: nicht mathematiſch erwieſen, 
baß der Schweizerboden neutral bfeiben wird*) Niemand 
wird aber wohl zu behaupten nerfuchen, daß bie Neutralität ber 
Schweiz in feinem Fall verlegt und den Franzoſen das Eindringen 
nah Deutfchland von biejer Seite unmöglich fei. ' 


6b. Neber die befondern großherzoglich-heffifchen Bemerkungen. 
Ueber Bildung und Verwendung ber Referven. " 
Diefe Bemerkung ift gegründet. 

Ueber Verhaͤltniß der Waffengattungen. " 
Wenn auch ben Kleinen Staaten von ber Berbinblichfeit, Meiterei 
gegen Erſatz an Infanterie zu bewilligen ift, fo kann ſolches doch 

nicht den mittlern Staaten zugeftanben werben. 
Den fechöten Theil von der Infanterie, flatt von dem ganzen 


*) Der König von Würtemberg nahm dieſe Neußerung fehr übel; alfein 
die Vertheidigung v. Wangenheims in der vertraulichen Sigung vom 4. März 
1819 war doch fehr ſchwach und fonnte, abgejehen von dem Befteiungsfriege 
1813, wo wohl eine freie Parteinahme Wirtembergs für bie Sache Deutid: 
lands nicht vorhanden war, fo tapfer auch der damalige Krenpring für bie 
deutſche Sache fämpfte, nur die Thatſache feftitellen, daß die Schwaben bie 
an den Rhein (1799), aber nicht, daß fe über den Nhein in die Rheinpfalz 
gekommen wären. ' ee 

46 * 
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GKontingente, ald Gavallerie anzunehmen, hd eine unflchere Rechnung, 
weil die Stärke ber Infanterie nicht gegeben iſt. 
Munitionsbebarf. 

Es wird in allen Staaten angenommen, daß der Munitions 
bedarf bei außsbrechenbem Kriege auf eine 1ebhafte Kampagne vorhanden 
fein muß, und ba iſt ber von dem Comité angegebene Bebarf nit 
zu hoch, beſonders ba in den heutigen Kriegen die Operationdlinien 
gewöhnlich fich fchnell verlängern. 

Mißverſtanden ift jedoch, daß folcher gleich ber Armee nachge⸗ 
führt werben fol, wozu freilich ungewöhnlich viel Transportmittel 
erforderlich fein würben. Es wirb daher auch noch näher anzugeben 
fein, wie viel den Bataillonen und Barterien audgegeben, wie vie 
Neferve nachgeführt, und wie viel in den Depots zurüd bleibt. 

Diviflond: und Armee-Gommando. 

Diefer Bemerkung kann preußifcher Seits im Allgemeinen bei: 

geſtimmt werden, wenn bie Beteiligten barüber unter fi einig find. 


Deren Wünfchen ber oßheioglid⸗ und herzoglich⸗ſaͤchſtſchen 
Häufer, in Betreff ber Nichtſtellung von Cavallerie und Artillerie 
und bafür verhälinißmäßigen Mebrfeiftung von Infanterie, fleht 
preußifcher Seitd feine bedeutende Schwierigkeit entgegen, wenn biefer 
Antrag anderweitig angenommen wirb. 


7. Ueber die großherzoglichen Iuremburgifchen Bemerkungen. 

Ad 1. Es wird demnach die Gavallerie des Bundesheeres aus 
300,000 : 8 == 37,500 Mann befleben. Erhaͤlt nun jebes ber 
10 Gorps 3000 Mann Gavallerie, was bleibt dann noch für bie 
Referve-Bavallerie übrig? Ueberdies wenn Rußland 800,000, worunter 
100,000 Dann Gavallerie, und Frankreich 5 bis 600,000 Mann 
Haben fann, worunter doch gewiß 50,000 Mann Gavallerie fein 
werden, fo Fann die beutiche Neiterei nicht fchwächer auftreten, be⸗ 
fonderd da ihre Verſtärkung ſchwer hält und nicht, wie die Infanterie, 
in furger Zeit gebildet werben kann. 

Ad 2. Das Erflaunen bezieht fich darauf, baß bie lippifchen 
Käufer und Walde, beren Gontingente 1450 Mann betragen, von 
dem neunten Corps zum zehnten verfeht worben il. Es fdheint 
angemefjener, daß ſolches nicht flattfinvdet, iſt aber gewiß nicht fo 
erheblich, um ben Bunbes-Ausfchuß darüber fo empfindlich anzugreifen. 
Daß übrigens Luremburg und Naffau nicht zu Würtemberg, alſo 
nicht von ihrem Heerd getrennt werben wollen, ift begreiflih und 
ganz an feinem Drt. 

Ad 3. Preußiſcher Seite wird man immer gerne feben, je mehr 
zur zweckmäßigen Ausbildung des Bundvesheeres im Frieden gefchieht, 
und ift baher nichts zu entgegnen, wenn jtel flatt Jiel bei ben 
Bahnen erhalten wird. Um ben Mebrbebarf der Pferde im Kriege 
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zu erhalten, koͤnnen mancherlei Einrichtungen getroffen werden, welche 
fidy aber bauptfächlich auf bie Localität bes Landes beziehen. 

Ad 4. Nah $. 42. ber Grundzüge wirb ber gleiche Sold nur 
innerhalb eines und beffelben Armeecorps gewünfcht, nicht aber auf 
die ganze Armee ausgedehnt: 

Ad 5. Daß bei der Verfammiung im Kriege eine Milttär- 
Behörde fein müfle, ift von jedermann anerkannt worden, nur muß 
deren Wirkungskreis ſehr befchränkt werden und darf fich nicht auf 
Operationen ıc. einlaffen, weil man in ber Stube und entfernt vom 
Kriegefhauplag nicht die Anfihten im Feldlager kennen und bes 
urtheilen kann. 

Dem Feldherrn muß daher biefe Behörde gleichfalls untergeorbuet 
fein und kann nicht zu feiner Gontrole dienen. 

Ad 6. Dieſer Bemerkung trete ich bei. 

Ad 7. Denen Bemerkungen über bie Bunbesfeftungen im All⸗ 
gemeinen trete ich bei, was aber bie einfeitige Erklärung wegen 
Zuremburg betrifft, fo kann ich ohne befondere Snftructionen mich 
barüber nicht äußern, nur ſcheint es mie immer einleuchtend, daß, 
wenn ber Bund bie Koften ver Inflanbfegung von Luxemburg tragen 
fol, der König ber Niederlande auch das Eigenthumsrecht der 
Beftungswerte und der Artillerie dem Bunde übergeben muß. 

ol&. 


——— 


Anhang VL 
A. Politiſche Fragen ded Bundestags⸗Ausſchuſfſes 
in Bezug auf des deutfchen Bundes völkerrechtliche 
Verhältniſſe des Kriegs und Friedens *). 
Beilage zur 35. Sigung vom 20. September 1819. 


Nachdem das Gutachten wegen der Neibefolge durch Bundes: 
beichluß angenommen worden und bie zweite Beilage beffelben über 
die auswärtigen Verhältniſſe bed Bundes, in Anfehung ber biplo- 
matifchen Beziehungen, nah Num. 1. 2 und 3. dafelbft feit dem 
weiter erörtert und ſeſtgeſetzt if, fo dürften nunmehr noch die völfer: 
rechtlichen DBerhältnifie bes Kriegs und Friedens nach ben Num. 4. 
5 und 6. eine nähere Beflimmung und Beſchlußnahme erfordern, fo 
wie deßhalb bie Frage aufgeftellt worten. 

Folgende Säge bürften darnach als eine weitere Auseinander⸗ 


* G6 iR wichtig ſich zu vergegenmwärtigen, baß Mitglieder dieſes Aus⸗ 
ſchuſſes Defterreih, Breußen, Batern, Hannover und Medlienburg waren — 
Gr. Buol, Gr. Solg, Frh. v. Aretin, v. Martens u. Frh. v. Pleſſen. 
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fegung der in ber Bunbesaete enthaltenen Grundzüge anzuſehen und 
einer näheren Prüfung zu unterwerfen fein. 

1. Der deutſche Bund führt nur Krieg zu Erhaltung 
der Unabhängigkeit unb Unverlegbarfeit der einzelnen 
beutfhen Bunbesftaaten und ihrer fümmtlihen unter dem 
Bunde begriffenen Befigungen*). 

: 2. Sn allen Borfommenheiten, welche vie Grhaltung ber Aufern 
Sicherheit Deutſchlands und die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ber einzelnen Bundesſtaaten betreffen, bat ter Bund fich als ein 
Ganzes zu betrachten, um mit vereinigten Kräften zu bewirfen, daß 
eined Theils von feinem feiner Mitglieder Berlegungen gegen Aus: 
wärtige geübt werben, ober, Balls foldyes geſchehen, biefelben abzu⸗ 
fielen; andern Theils bie von auswärtigen Mächten einem ober 
mebreren einzelnen Bundesflaaten zugefügte Verlegung, als wie bem 
gefammten Bunte widerfahren, anzufeben und zu bebanbeln. 

3. Demnach würde ber Bund auf Anrufen des verlegten Theils 
zunähft feine Vermittlung und Vertretung einzulegen haben, und, 
wenn diefe innerhalb gewifler Zeit ohne hinlängliche Wirkung bliebe, 
eine angemefiene Genugthuung und Sicdherftellung durch Aufgebot 
gemeinfamer Kräfte und durch Gewalt fich zu verfchaffen fuchen. 

4. Alle ſolche Maasregeln, welche zum Schub des verlegten 
Theils erforderlich werden, Eönnten durch Mehrheit der Stimmen im 
engern Rathe beſchloſſen und in Vollziehung gefegt werben, wenn 
eine förmliche Kriegs-Erklärung nöthig erachtet wird, fo wäre felbige 
nur im vollen Rathe und durch zwei Drittel der Stimmen beflelben 
audzufprecen. 

. 5. In allen ben Fällen, wo der Bund von dem Priebendflante 
in ben Kriegsftand übergeht, fteht es jedem einzelnen Mitgliebe frei, 
nieht nur auf feine Koften eine größere Kriegsmacht als bie, welche 
fein Contingent mit ſich bringt, aufzuftellen, fondern auch bephalb 
Subfidien und Allianzen einzugehen ; jeboch kann dem Bunde hieraus 
feine DVerbinvlichkeit zu Geld- ober Natural: Beiträgen für felbige 
erwachien. 

6. Der Bund hat aber auch in feiner Geſammtheit dad unftreitige 
Recht, Subfldien-Tractate und Defenfiv:Alliangen mit Auswärtigen 
zu ſchließen; es müßten biefe jeboch nur unter Zuflimmung von zwei 
Drittel bed vollen Raths unterhandelt und nur für bie Dauer bes 
Kriegs abgefchloffen werten. 

71. In ben Fällen eines Kriege, in welchem Mitglieder 
des Bundes in ihrer Cigeaſchaft als europäiſche Macht 





*) Hiermit vergleiche man die Erklärung des Kaiſers von Oeſterrcich in 
der 15. Eig. v. 15. April 1818: „S. Maj. wünſchen dadurch (durdy dir 
Nichtaufnahme der Lombardei in den deutichen Bund) dem deutihen Bunte 
au bewähren, wie wenig es in Ihrer Abficht liege, deſſen Vertheidigungslinie 
uber die Alpen auszudehnen“. 
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zuerſt verwickelt warden, befhräutt ſich die Verpflichtung 
des Bundes hauptſächlich darauf, ihre zu dem Bunte ge 
hörigen Vrovinzen zu ſchügen und zu teren Vertheidigung 
gegen äußere Angriffe mitzuwirken; jeboch kann der Bund 
auf keine Weiſe gehalten ſein, zur Verſtärkung dieſer Macht 
feine Truppen außerhalb des Gebiets bes Bundes marſchiren 
zu lajjen, wenn nicht befontere Verträge eine weitere Hülfs: 
leitung hierüber zufihern und dem Bunde bie Verbindlich: 
Teit hierzu auflegen. 

8. Wenn ein Bundesflaat von einer auswärtigen Macht ſich 
mit Seindfeligfeiten bebrobhet hält und der Bundesverfammiung davon 
Anzeige macht, jo foll dieſe fpäteflend binnen vier Wochen einen 
Beſchluß faffen, ob bie Sefahr eines Angriffs zu beforgen fei. Fallt 
ber Beſchluß dahin aus, fo ift gleich bamit zu beftimmen, welche 
für ben Ball eines Kriegs überhaupt zu verabrevende Vertheidiqungs⸗ 
Manpregeln alsbald in Wirkjamfeit zu ſetzen feien. Geht aber der 
Beſchluß dahin, daß für jetzt bie Gefahr eines Angriffs nicht zu ber 
forgen fei, jo wird 

9. der Bund gleichwohl, nach dem Gange bed Kriegs unb nad) 
dem Grabe ber Befahr, weiche daraus für die Bundesländer entfteben 
Tönnte, bei Zeiten bevadht fein, diejenigen Maaßregeln zu ergreifen 
und gemeinſchaftlich zu verabreden, welche den Umftänden nach er⸗ 
forberlich werben, um entmweber ten Feind von ber Verlegung bed 
Bundesgebiets abzuhalten, ober, im Fall eines gefchehenen Angriffs, 
ihn mit Gewalt aus felbigem zu vertreiben. 


10. Eine Neutralität bes Bundes kann nur in Kriegen 
biejer Art, an welchen nämlich einzelne Bunbesglieder ale 
europäifhe Mächte einen birecten Antheil nehmen, flatt 
finden, wenn 

a. das in dem Krieg befangene Mitglied in dieſe Neutras 
litätö:-Ergreifung ausdrücklich milliget; 

b. ber Bund fiher geftellt ift, daß die Neutralität feines 
im Kriege befangenen Mitgliedes für deifen Bundes» 
Provinzen vom Feinde eingehaften und beachtet wird; 

c. wenn, nach Beurtbeilung der Umftände und Verhält- 
niffe burh die Majorität bed engern Rath ber 
Bundesverfammlung, den zum Bunbe gehörigen Pro: 
vinzen bes im Krieg begriffenen Bunbesflaats Fein 
Angriff oder Gefahr drobet. 

In Hinſicht der Herftellung des Friedens ſcheinen noch folgende 
Säge einer befondern Prüfung würdig zu fein und auf dieſe oder 
antere Weiſe in einem künftigen Befchlufle berührt werben zu müflen, 


j1. Wenn der Bund einen Krieg mitgeführt bat, fo kann fein 
Bunbesglied, es fei allein oder auch ald europälfche Macht, im einen 
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verwickelt werben, — einfeitig, one Theilnahme des Bundes, Waffen⸗ 
ſtillſtand ober Frieden ſchließen. 

12. Abtretungen eines Bundesgebiets over eines Theils beffelben 
an Auswärtige bur einen Friedensſchluß können, ohne Zuſtimmung 
bes Bundesſtaats, welchen fie betreffen, nicht anders, ald gegen eine 
von bem Bunde dafür zu leiftende Entfchäbigung won biefem gültig 
verfügt werben. 

13. Abtretungen, weldhe in einem Friebensſchluſſe von Aus- 
wärtigen an ben mit ihnen im Krieg befangenen beutfhen Bund 
gemacht worden, find fo lange als Bemeingut des Bundes zu be 
trachten oder zu veripalten, bis zwifchen ben Bundesgliedern eine 
Bereinbarung über ben verhältnigmäßigen Antheil an biefe Erwerbung 
oder beren Werth flatt gefunden hat. 


WB. Gutachten der Militär: Eommitfivn über Die 
deutichen Bundesfeftungen; datirt Frankfurt Den 
28. Juli 1819, 

(Ad $. 217. ber 35. Sitzung v. J. 1819). 


Der Bundestags: AYusfhußp für die Militär-Angelegenheiten bat 
in der verehrlichen Note vom 5. April d. 3. yon ber Militär-Gom- 
miffton unter anderm vorzügfich ein umfaffenderes Gutachten über bie 
Bunbedfeftungen geforbert und ed nächſtdem bem eigenen Ermeſſen 
berfelben überlaflen, in wiefern ſolche Bragen, beren baldige Erledigung 
vorzüglich wünfchenswertb fei unb welche auch getrennt von bem 
Zufammenhange des Banzen füglich behandelt werben können, dem 
Bunbdestagö-Ausichuffe befonderd zur Vorlage gebracht werben möchten. 
In Folge dieſer Veranlaſſung hat ed bie Militär-Gommifiton für 
ihre erfte Pflicht gehalten, ſich über diejenigen weſentlichen Gegen⸗ 
fände zu beratben, über welche eine baldige Entfcheidung ber hoben 
Bundesverfammlung dringend nothwendig wird. Sie Hat ſich über- 
jeugt, daß vor allem andern bie Beflimmungen über ben Bau ber 
neuen Bundesfeftungen, wenigftens in militärifcher Beziehung, eines 
der dringendſten und wichtigften Oeſchäfte ber Bundesverfammlung 
fein bürfte und ſich daher zuerft mit ben Mitteln befchäftigt, welche 
auf dem kürzeſten und grünblichften Wege zu biefem großen Zwede 
führen könnten. Die Mefultate ihrer biesfallfigen Bemühungen Hat 
bie Milltär:Gommiliton bie Ehre, dem fehr verehrlichen Bunbestage- 
Ausichufle in Kolgendem ganz ergebenft zu unterlegen. 

Bei der gegenwärtigen Arbeit Eonnten nur allein vis früheren 
Beranlaflungen des Bundestags: Ausichufles, das Butachten der vor⸗ 
jährigen Militär⸗Commiſſion und die Verichte ber Local⸗Commifſton 
zur Grundlage dienen. Man überzeugte ſich jedoch fehr bald, daß 
dieſe Baſis an fich eine Menge Unvollſtändigkeiten enthalte, die das 
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Geichäft ſelbſt bis ins Unendliche verzögern müßten, wenn man ſich 
nicht entfchließen wollte, jenen Mängeln foviel als thunlidy abzubelfen. 
Es fehlten nämlich ber Milttär:Gommifften vor allem biejenigen 
allgemeinen Grundſaͤtze über die Bunbesfefungen, ohne welche es ihr 
zein unmöglich blieb, ein erſchoͤpfendes Gutachten über biefen Gegen: 
Rand zu bearbeiten. Selbft bie firategifche Wahl ber zu befeftigenven 
Buncte hing, zum Theil wenigſtens, von jenen Beflimmungen, von 
bee Uebernabme der beflchenden Bunvesfeflungen und von ihrer 
Glaffification ab. Die von ben Localkommiſſionen geforderten Bes 
feftigungsentwürfe endlich hätten, ba frühere Vorarbeiten mehr ober 
weniger verabjäumt worden waren, einen fehr bebeutenben Zeitaufe 
wand erfordert, ohne daß für das Wefentlichfte in ber Sache etwas 
gewonnen worden wäre. 

Unter diefen Umftänden entfchloß ſich bie Militär⸗Commiſſion, 
vor allem die Local⸗Commiſſionen bahin zu inftruiren, daß fie fich 
zuerft, unter Befeitigung jenes ausführlichen Befeftigungs:-Entwurfes, 
lediglich mit bee Unterſuchung der Hauptfragen befchäftigen möchten, 
welchen Schwierigkeiten die Befefligung ver angetragenen Puncte 
überbaupt unterliege, und wie benjelben am zwedmäßigften abgeholfen 
werben Eönne. Nur dadurch Eonnte bie Militär-&ommiffton in Stand 
gefegt werben, über bie gegebenen Puncte felbft und über ihr Ver⸗ 
hälıniß gegen einander ein begrünbetes militärifches Gutachten zu 
bearbeiten. 0 

Diefe Berichte find bei ihr eingegangen und gemähren im allges 
meinen Auszug folgende Reſultate. 


Auszug aus ben Berichten ber Kocal-Kommiffionen 
Germersheim, 

Die Necognodcirung ber beiden Ufer des Rheins von Germers⸗ 
beim bis Mainz Hat bie Ueberzeugung verfchafft, daß zmifchen biejen 
beiden gegekenen Puncten am linken Ufer dieſes Fluſſes durchaus 
Eein andrer fchidlicherer Punct zur Herktellung eines ſoliden Brüden- 
kopfes ala bei Germersheim felbft gefunden werben konnte. Bei 
Befeftigungsdarbeiten auf dem rechten Mheinufer unterliegen längs ber 
gegebenen Linie, fo wie bei Germersheim felbft, fehr bedeutenden 
Schwierigkeiten, welche fih nur in dem Grabe überwinden laſſen, in 
welchem man bedeutende Zufchüfle für diefen Zweck bewilligen wollte. 
Unter biefen Umftänben ericheint bie gegebene Summe von 15,000,000 
Franes auf keine Weife hinlänglih zur Herflellung eines boppelten 
Brüdenfopfes. 


Ulm. 

Der Bericht ber Local⸗Commiſſion von Ulm gewährt nicht nur 
allein bie höchſt beruhigende Meberzeugung von ber vortheilhaften Lage 
bes Punctes in fortificatorifcher Hinftcht, fondern ermweift ums auch 
bie Möglichkeit, Ulm in kurzer Zeit in vertheivigungdfähigen Zufland 
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zu fegen; bean mit ber Vollendung ber Befeſtigung bes Michels: 
berged tritt für Ulm ein erfter Zuſtand ber Vertheidigung ein, 
unter deſſen folibem Schutze, die Feſtung, nach Maasgabe der Zeit 
und ber Mittel, die der Bund barauf verwenden will, zu denjenigen 
Gigenfchaften eines Hauptwaffenplatzes erhoben wird, zu welchen ihn 
feine firatogifche Wichtigkeit, die Urtheile ber Sacdverfländigen und 
bie bedeutenden Mittel beſtimmen, die man zu feiner unverzüglichen 
Herftellung zu verwenden im Stande fein wird. Die tafrifchen 
Sthwierigfeiten, ‚die. fih bei bem Debouchiren aus Ulm, finb zwar 
in dem Berichte mit @rünblichkeit erörtert, flehen aber in feinem 
Verhältniſſe mit der ftrategiichen Wichtigkeit und mit ber vortheil⸗ 
baften Lage viefes Punktes. für die Befeſtigung felbft. 

Raſtadt und Donauefdhingen. 

Die Berichte der Local: Commiffiönen von Raſtadt und Donan- 
efhingen beftätigen bie Meinung, daß beibe Punfte zwar befefligt 
werben Eönnen; fie erfordben jedoch in ihrer Anlage eine bedeutende 
Ausdehnung und daher einen beträchtlihen Aufwand. 


Homburg. 
Die Befeftigung bes Punktes von Homburg unterliegt, nad 
dem Berichte ber Local- Commiffion, durchaus keinen bedeutenden 
Schwierigfeiten, und erfordert von allen angezeigten bie wenigſte 
Ausdehnung. 


Berhandlungen der Militär-Commiſſion. 

Gleich nachdem dieſe Berichte eingezogen waren, hat es bie 
Militär-Gommiffion für ihre Pflicht gehalten, mit möglidfter Be: 
rüdfihtigung ber oben angezeigten Schwierigfeiten bie Verhandlungen 
über die Bundesfeftungen in fo weit ihre Erledigung jegt möglich 
war, zu unternehmen, und ber Bundeöverfammlung biejenigen Bunfte 
zu umterlegen, beren Entfcheitung theild an ſich als dringend noth: 
wendig erfcheint, theild aber auch als Grundlage für die ferneren 
Arbeiten ber Militär-Commiſſion unerläßlich ifl. 

Die Arbeit zerfiel Hierdurch von ſelbſt in zwei Hauptabtheilungen, 
nämlich 

I. in ſolche rein militaͤriſche Beſtimmungen über die Bundes— 
feſtungen und über die Wahl der zu befeſtigenden Punkte, über welche 
ber Militär-Commiffion ein entſchiedenes Gutachten zufteßt: und 
N. in foldye politifch-militärtfche Anfragen über denſelben Gegen: 
ftand, über welche fich fie Militär: Gommiflion zwar durchaus nicht 
erlauben kann, eine beftimmte Meinung auszufprechen, bie aber in 
jo vollfommenem Zujammenhange mit dem Ganzen der Bundes: 
feftungen ſtehen, daß ſie fih nicht füglich getrennt behandeln Ließen. 

Die rein militärifchen Beflimmungen über bie Bundesfeftungen 
zerfallen in brei Hauptgegenftänbe: 

1. in die firategifche Wahl ber zu befeftigenten Puncte, 
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2. in die Glaffification ber beſtehenden und der neu zu erbauenben 
DBunbeöfeftungen, 

3. in bie Mittel, welche für die balpmöglichfte Beſtellung der alten 
und für den Bau der neuen Bunbesfeflungen zu ergreifen fein 
dürften. 

Die politifh-militärifchen Anfragen in Beziehung auf die Bundes- 
feftungen enthalten als einen unmaßgeblichen Vorſchlag vie Grund⸗ 
fäge, von welchen. bie Mehrheit ber Militär-Gommiffion glaubt, daß 
fie im Allgemeinen bei der Webernahme und bei der Behandlung 
der Bunbesfeftungen zu unterftellen fein dürften. 

Nein militäriihe Gegenſtände. 

Ad 1. Ueber bie ftrategifche Wahl ber zu befefligenden Punkte 
bat fi die Militär-Commiſſion, wie folgt, entichieben. 

In Bezug auf Germersheim erflärte die Gefammthelt der Die 
glieder einftimmig: 

a. daß ver Punft von Germeröheim auf ber gegebenen Linie Br 
ſchicklichſte Uebergangspunkt über den Rhein ſei; 

b. daß ber Bau des Brückenkopfes am linken Ufer und: einiger 
een Werke am rechten ſobald als möglich zu beginnen 

abe; 

c. daß unter ben bekannten Umftänden für das ganze Merk kein 
höherer Erfordernigantrag gemacht werben bürf e, ala auf 15,000,000 
Francs, inclufive der Dotation. 

Nüdfichtlich des Punktes Ulm bat ſich eine Verſchiedenheit ver 
Meinungen ergeben. 

Die Mehrheit, nämlich der Hfterreichifche, preußifche und der 
Bevollmächtigte vom 9. und 10. Armeecorps, hat fich beflimmt bahin 
ausgeſprochen: 

a. daß der Punkt von Ulm ſich unter allen gegebenen am voll⸗ 
kommenſten zu einem Waffenplatze für bie Contingente des 
Oberrheins und für die zu ihrer Unterſtützung herbeieilenden 
Truppenmaſſen der rückwärts liegenden Bundesſtaaten eigne, und 
zwar deshalb, weil er 

a. im Mittelpunkte des am Oberrhein bebrohten Bogens, und in 
angemeſſener Entfernung von demſelben liegt, und dadurch 
ſowohl, als durch die Engpäſſe des Schwarzwalbes gedeckt, 
keinem erſten Anlauf ausgeſetzt iſt; 

b. weil er bie reinſten Operationslinien in ſich vereinigt; 

e. weil er dem Oberrhein, um obige Zwecke zu erreichen, zunächft 
liegt, und folglich der urfprünglichen Widmung ber 20,000,000 
Francs am meiſten analog, und zugleich ber wichtigſte Punkt 
in biefem Theile der eigentlichen Operationsbaſis ift, durch 
deſſen Befeſtigung das Weſentlichſte geſchieht, was die Kunſt 
für dieſe Linie thun kann und muß; 

d. weil der Rückzug nach dieſem Punkte und die Möglichkeit ge: 
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fichert if, von einem Ufer der Donau auf das andere überzu⸗ 
jegen; 

e. weil er ſich am meiften bazu eignet, um alle Eofibaren Bor: 
räthe ber benachbarten Grenzflaaten aufzunehmen, bie man 
gewiß niemals in erfter Linie würde nieberlegen wollen; 

b. daß ber Bau von Mm, als der wichtigfle und nothwenbigfle, 
ungefäumt beginnen, und fürs erfie jene 20,000,000 &rancs, 
weiche für bie Errichtung eines vierten Hauptwaffenplages burch 
europälfche Verträge dazu beſtimmt wurden, barauf verwendet 
werben möchten; 

c. daß der Antrag für die Befejligung von Ulm auf nicht mehr 

als 20,000,000 Brancd, ohne Dotation gemacht werben dürfe. 

Dagegen bat ſich ber Königlich baieriſche Bevollmächtigte dahin 

erklärt, daß er zwar die Schicklichkeit des Punktes von Ulm, als 
eines rüdwärts gelegenen, das ganze Befeftigungs:Syflem fchließenden 
Sauptwaffenplapes, nicht verkenne, aber für die Befefligung beflelben 
nicht eher flimmen werbe, als bis bie Bundesverſammlung folche 
Summen bewilligt Hätte, burch welche bie Möglichkeit für die Aus⸗ 
bildung eines allgemeinen Befeſtigungs⸗Syſtems nach allen Beziehungen 
gegeben wäre. In biefem alle würde er, außer ven beiden durch 
ben beftehenden Tractat beflimmten Punkten fich für einen britten im 
Rheinthale und endlich auch noch für Ulm entfdheiben. , Die vor- 
banbenen 20,000,000 Franes aber mußten, feiner Ueberzeugung nad) 
unmittelbar am Oberrhein verwendet werben. 

Der Abgeorbnete bed 8. Armeecorps hat fi zwar mit ter 
Mehrheit dev Militär: Gommiflion ſowohl für die firategifche Wahl 
bes Punktes von Ulm, als auch für die Nothwendigkeit ber unges 
fäumten Befeftigung beffelben erklärt; er meint aber, baßjene 20,000,000 
Francs für die Befefligung des Oberrheins beftimmt feien, und bie 
Beiefligung von Ulm nicht eher flatt finden Eönne, als bis Hierzu 
von dem Bunde bie erforberlihen Summen auögewielen würden. Er 
beruft fih in Hinficht fer Motive auf feine in ber 20. Sigung ver 
Militär-Gommiffion vorgetragene Abftimmung. 

Es Hat fi baber die MilitärzCommiffion einflimmig für bie 
Rrategifche Wahl von Ulm als Hauptwaffenplak erklärt, der königlich⸗ 
baterifhe Bevollmächtigte jedoch unter ben ausgeſprochenen Voraus⸗ 
fegungen, und, da bie Erörterung jedes einzelnen Punktes im be 
dingenden Zuſammenhange ſtehe, unter ber beflimmten Berufung auf 
den ganzen Inhalt feines in ber 20. Sigung vorgetragenen Votums. 
Nur über ben Beginn bed Baues und über bie Mittel, die bazu 
verwendet werden follen,, ſind bie Anfichten von einander darin ab- 
weichend, daß eine Mehrheit von A. unbedingt, und ber Bevollmächtigte 
des 8. Armeecorps bebingt gegen eine ſich für ungefäumte Befefligung, 
und eine Mehrheit von 4 genen 2 für bie Beſtimmung ber 20 ‚000,000 
Francs für den Punkt von Ulm erflärte, 
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Den Bunfı Raftadt betzeffend, Hat ſich bie Geſammtheit der 
Mitglieder für bie Nützlichkeit einer Befeftigung am Oberrhein, in 
jo weit man minbeftens bie eine der Operationdlinien gegen ben 
Hauprwaffenplag beden wollte, — und für ben gleichzeitigen Beginn 
des Baued, wenn von ber Bundesverſammlung bie bazu nötbigen 
Mittel angezeigt werben follten, ausgefprochen, — naͤchſtdem aber bie 
öfterreichifche , baieriſche und der Berollmächtigte bes 10. und 8. 
Armeecorps für bie ftrategifche Wahl des Punctes von Raſtadt, — 
ber Löniglidhspreußifche Bevollmächtigte vorzugsmweife 
für die permanente Befefligung einiger Poſten bes 
Schwarzmwalbes, — ber bed 9. Armeecorps endlich dafür, daß 
man bie Wahl biefes Punctes ben dabei näher intereſſirten füb- 
deutfchen Bunbesfürften überlaffen möge. 

Der Abgeorbnete des 8. Armeecorpb fügt bier die Bemerkung 
an, daß er zwar zugebe, die Befefligung von Raſtadt, wie fle jept 
vorgefchlagen worden, werde fehr ausgedehnt und koſtſpielig fein; 
dieſes liege aber nicht an ber Localität, fondern mehr an einent zu 
groß gefaßten Projecte. 

Der fterreichifche, preußifche und ber Bevollmächtigte bes 9. 
und 10. Armeecorps haben fich ferner dahin erklärt, daß man den 
Bau von Raftabt nicht eher anfangen könne, als bis jene Entſcheidung 
von ber Bunbesverfammlung erlangt wäre. 

Dagegen wollte ber Eöniglich-baterifche Bevollmädhtigte, daß bie 
angezeigten 20,000,000 Francs unter gewiffen Vorausſezungen, — 
der des 8. Armeecorp8 aber, daß fie unbebingt auf den Punft von 
Raſtadt verwendet werben follten. Kür bie flrategifhe Wahl bes 
Punktes von Donauefchingen, im Fall man bort eine zweite Oyerationss 
linie des. obern Rheinthales decken wollte, würbe ſich wahrſcheinlich 
bie Mehrheit erflärt Haben, wenn ihr die Berichte ber Local⸗Commiſſion 
nicht die Meberzeugung verichafft hätten, daß eine Befeftigung biefes 
Punctes alzugroßen Schwierigkeiten unterfäge Selbſt die dagegen 
angeführten Gründe des Föniglichbaierifhen Kommiffions: Mitgliedes, 
welche von dem koͤniglich-baieriſchen MilitäreBevollmädtigten durch 
feine Abflimmung in ber 20. Sitzung ber Militär: Gommiflton und 
neuerdings durch Hinzufügung ber Bemerkung; 

„daß, infofern von Ulm gleichfalls Feine Berechnungen vorliegen, 
bei Raſtadt und Donauefhingen durch ben Mangel berjelben Feine 
geringere Befeftigungsfähigkeit bewiefen werben koͤnnen, -— daß 
vielmehr Ulm in Beziehung auf bebeutenbe Ausdehnung und Koften- 
aufwand, da bie Befeſtigung bes Michelöberges doch nur als ver 
Anfang bed Banzen betrachtet werden Tann, unter ben drei genannten 
Duneten offenbar mit den meiften Anfprüden bervortrete", 
unterflügt wurben, Hatten bie Mehrheit ber Militäx:Gommiffion 
eines ‘andern nicht Überzeugen koͤnnen. Gegen bie Befllmmung von 
Donauefhingen zu einem Kauptwaffenplag an bie Stelle von Ulm 
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entfcheidet eine. Mebrbeit von 5 gegen bie einzige Stimme bes 
föniglich=baierifchen Bevollmächtigten, fomwohl aus den oben angezeigten 
fortificatoriichen, ald auch aus firategifchen Gründen. 

Die ſtrategiſche Wahl des Punktes Homburg ift, (jeboch mehr 
in offenfiver als befenftver Rückſicht) nicht minder als zweckmäßig 
erfannt worden: Allein. Die Mehrheit bat fich in fo lange gegen bie 
Befeftigung deſſelben erflärt, bis von ber Bundesverſammlung bie 
nöthigen Summen für Um, für Raftabt und für bie Herftellung der 
älteren Bundesfeftungen audgewielen fein würben®). 

Ad 2. Lieber die Glaflification ber beſtehenden und ber neu zu 
erbauenben Bundes = Feftungen bat fih bie Mehrheit der Militär- 
Gommifjion dahin entſchieden, daß vie Seftungen Mainz, Ulm und 
Zuremburg tbeild wegen ihrer geograpbifchen Lage, theils aber auch 
germöge der militärifchen Mittel, deren Entwidelung fle fähig wären, 
als. Befungen erfien Ranges zu betrachten find. Der Bevoflmächtigte 
beö 9. ‚Armeecorps glaubte jeboch hierbei die Bemerkung machen gu 
müßten, dap ihm Mainz und Uln als Central⸗Hauptwaffenplaͤtze bie 
höchſte Wichtigkeit für ben ganzen Bund zu haben fcheinen. 

Die Beftung Landau und bie zur Befefligung angetragenen 
Punkte von Raftadt, Germersheim und Homburg find Bunbesfekungen 
zweiten Ranges, deren militärifche Wichtigkeit einerfeltS eben fo un- 
verfennbar, als anderfeitd die Anftcht richtig ift, daß fie für bie 
Staaten, in welchen fie liegen, entichieben noch wichtigere Nüdfichten 
haben, al8 für bad Allgemeine bes beutichen Bundes. Germersheim 
exfcheint unter den vier angezeigten Obierten als das wichtigere, 
einmal wegen feiner. ftrategifchen Lage, als einziger Uebergangs⸗ und 
Berbindungs: Punkt am Oberrhein, — dann aber aus ber bejondern 
Rüdficht, daß auch für biefen Punkt hinlaͤngliche finanzielle Mittel 
vorhanden find. 

Dagegen erklärte ber Eöniglich-baterifche Bevollmächtigte, es 
ſcheine ihm, in fo fern jede Claflification gewiſſer Feſtungen fi nur 
auf ihre. beſtehenden Cigenſchaften und Relationen gründen fann, 
bie noch nicht beſtehenden, felbft im Entwurf noch nicht beftätigten 
nicht wohl einer gründlichen Eintheilung unterliegen können. 

Rückſichtlich der beſtehenden, nämlih Mainz, Luxemburg und 
Landau, iſt feine Ueberzeugung, daß nach rein militäriſchem Blicke, 
der ſich gegen jede etwa darauf zu gründende politiſche Conſequenz 
verwahrt, allein Mainz als erſter gemeinſchaftlicher Waffenplatz ge⸗ 
ſetzt werden müſſe, und daß Luxemburg, obgleich mit allgemeiner 
taktiſcher Stärke bewährt, dennoch wegen Mangels weitgreifender 
ſtrategiſcher Beziehungen mit Landau in die zweite Claſſe zu ſtellen ſei. 

Ad 3. Ueber bie Mittel, welche für bie baldmöglichſte Her⸗ 
ftelung der alten und für ben Bau der neuen Bunbeöfeftungen zu 


*) Würde man heute auch noch diefen preuß. Vorſchlag wie Damals verwerfen 7 





135 


ergreifen fein bärften, hat fi bie Mehrheit ber- Militãr⸗Commiſſion 
dahin entſchieden: 

a. daß die Bundesverſammlung erſucht werden möchte, fi ſich fo bald 
als möglich 

a. über bie Wacht bes Punktes von Ulm, 

b. über die Beflimmung ber bereit liegenden 20, 000,000 Franes 
für dieſen Punkt, und über ihre Eupfangnahme zu erklären, 
unb endlich 

c. die Militärs Gommiflion zu ermächtigen, diejenigen Vorbe⸗ 
reitungsmaaßregeln zum Bau der Feſtung Ulm noch in dieſem 
Jahre zu veranlaſſen, welche den Beginn der Arbeit ſelbſt mit 
Anfang der nächſten moͤglich machen. 

Wenn dieſe Veranlaſſung erfolgen ſollte, würde die Militär 
Commiſſion ungefäumt ber Bundesverfammlung einen apprasimativen 
Grforbernigausweis für jene Vorbereitungsmaaßregeln zu unterlegen 
die Ehre haben. 

Dagegen erfucht der Föniglich=baierifche Bevollmäctigte, welcher 
ſich für bie Verwendung der 20,000,000 Francs zunächſt am 
Oberrhein erklärt, die Bundes⸗ Verfammiung, ſich bei der vorliegenden 
Alternative ſobald als moͤglich gefällig auszuſprechen. 

a. ob jene 20,000,000 Franks, nach Beherzigung ber in der 20. 
Sitzung ber Militär: Gommiffion von ihm vorgetragenen Gründe, 
auf bie Befefligung von Ulm mit Recht verwendet werben 
bürfen; ober 

b. ob vielmehr dieſe Summe von einem ber beiden vorgefchiagenen 

Punkte Donauefhingen und Naftabt in Anſpruch genommen 

werben foll; und daB 

die Mititär-Gommiffion ermächtigt werben wolle, diejenigen Bor: 

bereitungsmanßregel zum Baue eines biefer feßteren noch in 

diefem Jahre zu veranlaflen, und ven Beginn ber Arbeit felbft 
mit Anfang des nächſten möglich zu machen. 

Der Abgeordnete bed 8. Armeecorps glaubt, in Nbficht auf die 
Mittel, welche für die baldmöglichſte Herftellung ver alten und für 
ten Bau ber neuen Bundesfeſtungen zu ergreifen fein bärften, 
folgenden Antrag machen zu müſſen, und zwar 

a. tritt berfelbe demjenigen bei, mas bie Majorität der Militär- 
Commiſſion in Abſicht auf Uebernahme und Herftellung: ver bes 
ſtehenden Bunvesfefungen und auf ben Bau von Germersheim 
begutachtet Hat; 

b. möchte zu wünfchen fein, daß von der hohen Bundesverſammlung 
entſchieden werde: 

aa. ab ein vollkommenes Bertheidigungs-Syflem auf der. fühs 
weſtlichen Grenze gegründet, und mithin Raſtadt, Donau⸗ 
eſchingen, Homburg unb Ulm befefligt werben wollen, obex 
bb. ob man ſich mit ber Befekigung derjenigen Bunfte begnügen 


c 
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wolle, welche die Majorität der Militaͤr⸗Commiſſion vorge: 
ſchlagen Hat, nämlich mit derjenigen von Raſtadt und Ulm; 
cc. ob von Geiten des Bundes gar Feine Beiträge geleiftet 
worben, und man fi einzig nur auf bie Verwendung ver 
für die Befeſtigung bes Oberrheins beſtimmten Summe von 
20,000,000 Franks befchränten wolle. 
b. Dap die Bunbesverfammlung fich 

a. über bie Wahl des Punktes von Germersheim, 

b. über ben Bau eines einfachen Brüdenkopfes auf dem Linfen 
Rheinufer daſelbſt und vielleicht einiger fehligender Werke auf 
dem rechten erklären, und 

c. bie Mittel und VBorbereitungsanftalten und bie Mobalitäten, 
welche bei ber Befefligung biefes Punktes feftgefekt werben 
bürften, beflimmen möchte; 

ec. daß bie hohe Bunbesverfammlung bie Uebernahme ber durch 
europäifche Verträge beftimmten Bunbesfeflungen veranlaflen, — 
bie Mobalitäten welche bei biefer Uebernahme flatifinden. follen, 
ausfprechen, und dann bie Mititärs Gommiflion beauftragen 
wollen, ihr bie Entwürfe zu vollfommener Herflellung berfelben 
zu unterlegen. 

Die MititärsGommiffion Hält eine baldige Entſcheidung biefes 
Gegenftandes für um fo wichtiger, als ihr einerfeits bie Noth: 
wendigkeit bedeutender Herflelungen in den Feſtungen Mainz unb 
Zuremburg befanni find, nächftvem fle aber auch bie Lebhafte Lieber: 
zeugung bar, wie unerläßlich es fei, fich in einem Nugenblide, in 
welchem man über den Bau neuer Feſtungen entfcheiben foll, vor 
allem andern die Herftellung der beſtehenden ficher zu flellen. 

Die Bundesverfammlung wäre ferner zu erfuchen, ſich 

d. über bie Wahl der Puncte von Raſtadt, Donauefchingen unb 
Homburg, fo wie auch über bie erforderlichen Mittel zu er: 
Hären, mit welden bie Befefligung berfelben vorgenommen 
werben blrfte. 

Politiſch-militäriſche Gegenſtände. 

In Rückſicht der Aufſtellung allgemeiner Grundſaͤtze für bie 
Behandlung ker Bundesfeſtungen iſt es durchaus nicht bie Abficht ber 
Mititär-Commilfion, ſich über dieſelben mit Beftimmtheit auszufprechen. 
Sie ift aber vollfommen von ber Nothwendigkeit überzeugt, daß jene 
Grundfäge zuerft von der Bundesverſammlung beftimmt werden müflen, 
um bie Militär-Commiſſton in ben Stand zu fegen, das von ihr 
aeforberte erfchöpfendere Gutachten zu bearbeiten. Indem jedoch bie 
Mehrheit verfelben ſich dahin entfchieb, daß bie Hauptgrunbfäge, von 
welchen man bei ber Behandlung ber Bunbesfeflungen auszugehen 
hätte, zwar allerdings von ber politifchen Behoͤrde beftimmt werben 
müflen, fo verfannte fle bemungeachtet nicht, daß auch unter allen 
Umfländen der militärifgen bierbei um fo mehr eine Begutachtung 
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zuſtehen möchte, als fte dadurch wenigftens eine ſchickliche Beranlaffung 
zur baldmöglichſten Verhandlung dieſer Fragen und zu deren Ent: 
fheidung in ber Bundesverſammlung giebt. 

Sie hat fih in biefer Beziehung für folgende Borfchläge zu 
allgemeinen Brunbfägen vereinigt: 

1. Diejenigen Bundesfeftungen, welche auf ben Grund der euro: 
päifchen Verträge von dem Bunde übernommen, auf gemein= 
fchaftliche Koften Hergeftellt oder erbauet werben, finb ein reines 
Eigenthum des gefammten Bunbes, mit gleichen Rechten und 
Pflichten aller einzelnen Mitglieder beffelben. 

2. Die Rechte, welche die Bundesfeflungen ben Mitgliedern bes 
Bundes gewähren, befteben 

a. im gemeinfchaftlichen Beſitze der Feſtungswerke und aller in 
ben Beftungen enthaltenen Vertheidigungsmittel; 

b. in ben gemeinfchaftlichen Aniprüchen aller auf den militärifchen 
Schutz, den fte dem Banzen und in einzelnen fällen feinen 
Theilen gewähren; 

c. fie bienen zugleih als MWuffenpläße, in welchen fänımtliche 
Bunvesftaaten ihre Kriegsvorräthe nieberlegen können. 

3. Die Pflichten, welche der Beſitz der Bundesfeſtungen bem Bunte 
und feinen Mitgliedern auflegt, beftehen 

a. in Beftreitung des Aufwandes, ben ihre Inflanphaltung erforder: 

b. in Bewachung berjelben, gemeinfchaftlih dur bie Truppen 
des Bundes. 

4. Die Bunbeöfeftungen theilen fich geichichtlich in drei Glaflen; 
fie find 

a. bereits beſtehende Beitungen, welche von Bunde zu übernehmen 
und berzuftellen fein möchten; 

b. Buncte, welche zur Befeſtigung angetragen, und zu beren Her⸗ 
fellung nach europäiſchen Verträgen bereit? Summen von 
franzöſiſchen Eontributiondgeldern angewiefen wurden; 

c. Puncte, welche von der Militär-Commiſſion zur Befefligung 
angetragen werben, unb für deren Erbauung vom Bunde erfi 
Summen audgemittelt werben müſſen 

Die Minorität der MilitärsCommiffion, nämlich der Föniglidh- 
baierifche und der Bevollmächtigte bes 8. Armeecorps, erfannte zwar 
mit der Mehrheit bie unerläßlide Nothwendigkeit ber Aufftellung 
folder Grundſätze; auch trat der bed 8. Armeecorps ben gemachten 
Borjchlägen mit ver Bemerkung bei, wie es ihm fcheine, baß jene 
Grundfäge durch befondere Verhältniſſe ber Territorial: und Hoheits⸗ 
rechte nothwendige Mobificationen erleiden müßten. 

Des Eöniglich:baierifche Bevollmächtigte wollte fi jedoch auf 
eine genauere Unterfuchung dieſer Grundſätze deshalb nicht einlaflen, 
weil er von der Anficht ausgehe, daß es wohl der Militär: Gommillion 
zuftebe, die Bunbesverfammlung um Befliegung berjelben zu bitten, 
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nicht aber einen Berfuch ihrer Aufftellung felbf ihr zu unter- 
legen. 

83 würde der Militär-Gommiffion angenehm fein, wenn es ihr 
möglich geweſen wäre, der gegenwärtigen Arbeit einen allgemeinen 
Meberfchlag der Koften beizufügen, welche bie Ausführung berfelben 
erfordern dürfte. Sie hat ſich jedoch von ber Unmöglichkeit überzeugt, 
früher folche Erforvernigauffäge zu machen, bis ſich bie Bundesver⸗ 
fammlung über bie Mebernahme der Feftungen, über ihre Herftellung 
und über bie Grundſätze und Modalitäten erflärt haben wird, welche 
bei ihrer Belegung und ihrem Baue feflgefegt werben müſſen. 
Gründlich können endlich ſolche Arbeiten nur nad) genauer unb koſt⸗ 
fpieliger Unterfuhung bes Terrains, unb bann gemacht werben, 
wenn die Bundesverfammlung bie verfchievenen Befefligungsvorichläge 
genehmigt Haben wird. Beide Arbeiten ‚find Eoftipielig und es glaubt 
die Militär-Gommiffion fie nicht früher in Antrag nehmen. zu koͤnnen, 
als bis man fi Über die Wahl der Punkte entichieden haben wird. 

Die Militär: Commiflion hofft, daß es ihr geglüdt fein möge, 
durch gegenwärtige Note eine allgemeine Ueberficht deſſen zu bewirken, 
worüber eine baldige Entfcheidung dringend notwendig iſt. Sie 
glaubt, alled angewendet zu Haben, mas bei fo mangelhafter Grunb⸗ 
fage für ihre Verhandlungen fi zur Grreichung jenes Zwedes 
möglich machen ließ, und hält es fchließlih für ihre unerläßliche 
Pflicht, einen fehr verehrlichen Bunbestags-Ausihuß darauf auf- 
merffam zu machen, daß, wenn bie Enticheivungen, um welche fie 
hiermit wiederholt die Bunbesverfammlung erſucht, niht noch im 
biefem Jahre, und zwar fo bald ald möglich an die Militär-Commiflion 
gelangen follten, ber Beginn ber eigentlichen Arbeiten an ben zu be 
feftigenden Punkten höchſtens im Spätjahre 1820 erfolgen bürfte, — 
und baß ferner jede Arbeit an einem erfchöpfenberen Gutachten über 
die Bunbesteftungen bis zur Gnticheibung jener Anfragen ihr un- 
möglidy werbe. 

Die Militaͤr-Commiſſion ergreift biefe Gelegenheit, um den fehr 
verebrlichen Bundestags⸗Ausſchuß ihrer vorzüglichen Hochachtung zu 
verfichern. 

Stanffurt am Main ben 28. Zulius 1819. 

Im Namen der MilitärsGommiflion ber beutichen 
Bunbeöverfammlung, der Präflbirende und Referent 
Sreibere von Langenau, &. M. 
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| Anhang VI. 
Rote der Militärs Commilfion an den zur Aus⸗ 


arbeitung dei Militärs Berfaffungspland des deutſchen 
Bundes beftehbenden Bundedtags-Musfchuf, 
Datirt Branffurt den 4. October 1820 (Beilage zu 6. 166 ber 
30. Gitung vom 12. Octbr. 1820). 


Der zur Ausarbeitung bes Militärs: Berfaffungsplans bes beutfchen 
Bundes gewählte verehrlihe Bundestags = Ausihuß übergab ber 
Militär: Commifion mitteld Note vem 5. April 1819 im Auftrag 
der Bundesverfammlung bie von ben verichiebenen Höfen und 
Regierungen zur Sprache gebrachten Zuſätze, Aenderungen unb 
@egenbemerkungen zu ben früher ausgearbeiteten Grunbzügen ber 
beutichen Militärverfaflung, damit biefelbe über dieſe Gegenſtänbe 
bie gewünfchten Erläuterungen geben, bie nöthigen techniſchen Be⸗ 
Rimmungen fehfeßen, die verſchiedenen Anſichten noch einmal einer 
genauen Prüfung unterziehen, und dann alle diejenigen Bemerfungen 
hinzufügen möchte, welche ihr zur Vervollkommnung bed Ganzen 
militärijch nothwendig ſchienen. 

Nach genauer Erwägung des ihr übertragenen Geſchäftes vers 
einigte fih die Militär-Commiſſion dahin, bie in jener Note und 
ben ihr beigefügten acht Beilagen enthaltenen ragen und Bemerkungen 
Punkt für Punkt durchzugehen, fis mit den Orundzügen ber Mititär- 
verfaflung zu vergleichen, und nad Beſchaffenheit entweber bort auf: 
zunehmen, ober bem verehrlichen Bundestags⸗-Ausſchuſſe die Gründe 
auseinanberzufegen, welche bie Militär-Kommiflion veranlapt haben, 
auf Beibehaltung ber früheren Reduction jener Grundzüge anzutragen. 

Se tiefer die Militär= Gommiflion in das Weſentliche biefer 
Arbeit eindrang ie mehr überzeugte fie ſich von den Schwierigkeiten, 
weiche für das Geſchäft felbft und für ben verehrlichen Bunvdestags- 
Ausſchuß insbeſondere fich ergeben würben, wenn fle fi darauf bes 
ſchränken wollte, ihre Anfichten fowohl über bie erhaltenen ragen, 
als über bie Zufäge, welche fie in Antrag bringen zu müflen für 
nothwendig erachten dürfte, in einzelnen, unverbundenen Bemerfungen 
aufzuſtellen. Sie entſchied ſich daher bald dahin: 

1) zwar bie Anſichten über die von dem Bunbestagd-Ausichufie 
erhaltenen Fragpunkte in einer befonderen Arbeit zu erledigen; 
zur Grleichterung bed ganzen Befchäfts aber und zu beijerem 
Verſtändniſſe dieſer aufzuftellenden Anflchten dem verehrlichen 
Bundestags: Ausfchufle 

2) ben Entwurf einer neuen Redaction ber Grundzüge der beutfchen 
Militärverfafiung zu übergeben, in welchen zum Theil die 
Wünſche und Bemerkungen mehrer Bunbedftanten aufgenommen, 
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zum Theil auch bie früheren Grundzüge nach techniſchen An- 
fihten georbnet wurden. 

Ein Theil Der erhaltenen Fragpunkte wurde glei in den erften 
Siäungen erledigt; ben anderen aber, ba er ſich nicht wohl getrennt 
behandeln ließ. mußte fih die Milttär-Sommiffion bis dahin vorbes 
haften, wo fie fich über biefenigen Wbfchnitte der Grundzüge, zu 
welchen ſie gehören, im Ganzen berathen würde. 

In foweit e8 die von der Bundesverfammlung wefentlich empfohlenen 
Arbeiten für bie Bunbesfeftungen zuließen, befchäftigte fi die Militär: 
Commiſſion zugleih mit der Bearbeitung ber Grundzüge, bis biefe 
theils durch die Carlsbader und Wiener Conferenzen, theils burd 
bie Abberufung mehrerer Mitglieder unterbrochen wurde. Gleich 
nach ihrer Wiedervereinigung beeifte fih bie Militär-Gommiflion, 
dem verehrlichen Bundestags: Ausfchuffe in einer Note vom 24. Juni 
d. 3. den Stand des Geſchäfts anzuzeigen, und bei demfelben dahin 
anzutragen, daß bie Verhandlungen über die Grundzüge der deutfchen 
Militärverfaffung bei der Bunbesverfammlung fobald als thunlich im 
Sinne der Protokolle ber Wiener Gonferengen zur endlichen Ent⸗ 
ſcheidung gebracht, und an die Milttär-Commiffion zur möglichen 
Beenkigung der ihr übertragenen Arbeit mitgetheilt werben möchte. 
Der verehrliche Bundesſstags-Ausſchuß unterlegte hierauf der hoben 
Bundesverfammlung in ihrer 23. bießjährigen Sigung einen Vortrag 
über die Contingentſtellung, welcher ben Stand berjenigen mefentlichen 
Fragen enthielt, über welche man fich bis jebt noch nicht vereinigen 
fonnte. Die in diefem Vortrage enthaltenen Anträge mwurben von 
der hohen Bundesverſammlung zum Theil als Directionormen, zum 
Theil al8 Deliberationspunfte an die Militär-Commiffion zum Be 
hufe meiterer Audarbeitung verwiefen, und ihr mittel Note eines 
verehrlihen Bundestags: Ausfihufles vom A. September b. I. übers 
geben. Obſchon die erhaltenen Direetionornen, mie es bie Militär- 
Commiſſion vorhergefehen hatte, fehr bedeutende Veraänderungen in 
dem weſentlichſten Theile ber Grundzüge der Milttär-Verfaffung 
dermaßen nothwendig machten, daß faft alle früher bearbeiteten Ab⸗ 
fehnitte der Grundzüge neuerdings rebigirt werden mußten; fo ſah 
ſich doch die Militär-Commillion mit Bergnügen endlich in ben 
Stand gefegt, bie Hauptgrunblagen der Organiſation bed Bundes⸗ 
heered mit etwad mehr Beſtimmtheit entwerfen zu koͤnnen. Sie 
beeifte fich, den erwähnten Vertrag in Verhandlung zu nehmen, und 
unterlegt dem verehrlichen Bundestags: Ausfchuffe in Folgendem bas 
Nefultat ihrer Arbeiten über diefen Gegenftand. 

Ser Vortrag vom 31. Auguft d. 3. enthält Fünf Anträge: 
a) über die Redaction ber $$. 1 und 2. ber Grundzüge ber 
Militärverfaffung, 
b) Aber die Stärfe und das Verhältmiß ver Reſerve zum Bundesheere, 
c) über das Verhaͤltniß der Reiterel zum Bunbeöheere, 
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d) über bie Erleichterungen für die minbermächtigen Bunbesflaaten, 
e) über ben Belagerungsparf. 
Ada 


Ueber die Redaction der 66. 1 und 2 ker Grundzüge ber 
Militärverfaffung. 

Die Militärs Gommiflion bat in ihrer 27. Sigung ſich ein- 
flimmig bahin erklärt, daß nach ihrer technifchen Anſicht es unter 
allen Umfländen nothwendig fein würde, ben Begriff über die ftreitbare 
Mannfchaft jo beſtimmt als möglich feſtzuſehen. Schon der Bundes⸗ 
tags⸗Ausſchuß Hat fich bei der Ausarbeitung ber erften Grundzüge 
der Militärverfaffung von ber Nothwenbigkeit diefer genauen Be⸗ 
ſtimmung überzeugt, und bie Milttär-Commiflion bat in ihrem 
Gntwurfe für die neue Redaction der Grundzüge in biefer Beziehung 
meientlich nichts getban, als bie von ben Bundestags: Ausichufle in 
den $$. 1 und 12 aufgeftellten Grunbfäpe zu mehrerer Deutlichkeit 
in einem Baragraphen vereinigt. Wenn vie Mebergeugung von ber 
Nothwendigkeit biefer Beſtimmung ſchon zu Anfang der Militärver- 
Handlungen fowohl bei dem Bundestags: Audfchufle, als aud: bei der 
Militär: Gommiffion beftand, fo mußten bie von einigen Bundesſtaaten 
gemachten Genenbemertungen hierüber nur dazu beitragen, bie 
Richtigkeit biefer Anfichten auf das Beſtimmteſte zu beweifen. Denn 
nur folche Bundeöftaaten, welche von bem Grundſatze ausgehen, bie 
Stärke des Bundesheeres fo viel ald möglich berabzufegen, haben 
auf eine veränderte Redaction jener Baragraphen augetragen. Die 
Beftimmung felbft enthält durchaus nichts Läfliges für Diejenigen 
Bundeöftaaten, deren Abſicht es ift, ihr Kontingent im wahren Sinne 
ber Grundzüge zu fielen; fie hindert nur die, welche den unvers 
meiblihen Troß, ber Leider jebem Heere folgen muß, zum Nachtheile 
der Stärfe befielben in bie wirfliche Zahl ihrer Streiter aufnehmen 
wollen. Die Militär-Gemmiffion hält es für ihre unerläßliche Pflicht, 
die hohe Bunbesverfammlung auf bie unvermeiblichen Mißbräuche 
aufmerkfam gu machen, weiche aus einer veränderten Rebaction jener 
"Baragrapben, b. h. aus einer nicht genauen Befimmung bed Begriffes 
ber ftreitbaren Mannſchaft, künftig hervorgehen dürften. Sie glaubt 
endlih, zur gründlichften Nechtfertigung ihrer Anfichten, bem ver: 
ehrlichen Bundestags: Ausfchuffe einen Ausrüftungsentwurf für bad 
Lailerlicyeföniglichezöfterreickifhe Gontingent zum Bundesheere (erite 
Beilage) mitiheilen zu müflen. Es ergiebt fick aus dieſer Beilage, 
daß bio zur erften Ausrüſtung bes Gontingentd von einem Procent 
ber Bevölkerung, nach Abrechnung bed geſammten Artillerie Fuhr⸗ 
mweiend, auf ein Gontingent von 94,822 Dann zu ben verfchiebenen 
Adminiftrationäzweigen ver Armee eine fernere Leiſtung von 7,702 
Mann nothwentig wird. Rechnet man hierzu die für die Neferve 
entfiehende Mehrzahl von 3,851 Mann, und nimmt man das 
öſterreichiſche Contingent als den dritten Theil des ganzen Bundes⸗ 
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heeres an, fo wärbe biefem bloß buch bie Richtbeſtimmung bes 
Begriffs ber ftreitbaren Mannſchaft ein Berluft von 34,659 Mann 
erwachſen. 

Die Militär. Kommiſſion glaubt daher den Antrag, baß bie 
66. 1 und 2 ber Grundzüge ber Militärverfaffung fo rebigirt 
werben möchten, wie es von ihr nach ben Beilagen vorgefihlagen 
wird, hinlaͤnglich motisirt zu haben. 


Ueber bie Stärke und bad WVerhältniß ber Reſerve zum Bundeöheere. 

Mit innigem Berauern vernahm bie Militär: kommiffion vie 
ehr bebeutende Verminderung der Reſerve unb mit ihr bes Bunbes- 
heered, wodurch nicht allein, nach Verhältniß ver in ihrer 14. 
Sigung technifch ausgefprochenen Befimmungen, J Brocent ber Be 
völferung bei ber Erfagmannfchaft abgeht, fonbern auch vie Nachrüdung 
der ganzen Meferve unmöglich, und jene ihrer helle bei weitem 
schwieriger gemacht wird, Sie hat jedoch bie erhaltenen Directiv- 
normen als für fie bindend betrachten müflen, unb demnach bie be: 
treffenden Paragraphen ber Grundzüge, ganz ben erhaltenen Be 
flimmungen gemäß, aufs neue rebigirt. Ungeachtet biefer veränderten 
Beftimmung ber Reſerve erklärte fich jedoch die Militär-Commiflion 
einftimmig dahin, daß felbft biefe Feſtſezungen In ver gegebenen 
Zeit nicht erfüllt werden Eönnten, wenn für die Reſerve nicht ſchon 
in Priedendgeiten ber größere Theil ber Gabres vorhanden wäre. 
Die Mehrheit der Militär-Kommiflion iſt fogar der Uebergeunung, 
baß, um jene Zwecke volllommen erfüllen zu können, ſämmtliche 
Cadres auch ſchon im Frieden vollftändig beibehalten werben follten, 
Die Militär: Commiffion glaubt demnach, bem verehrlichen Bunbes- 
tagd-Ausfchufle in der zweiten Beilage einen beiläufigen Ausweis 
über jene Cadres vorlegen zu vürfen, welde ſchon während bes 
Friedens vorbanten fein müflen, um die auf d Procent befimmte 
Reſerve bereinft aufftellen und ausbilden zu können. Gie muß 
jeboch zugleich bemerken, daß biefer Ausweis barum nur ſummariſch 
für jeded Corps und nad einer fpeciellen Iruppenformation ent⸗ 
worfen wurbe, weil ihr zur Zeit die in ben combinirten Armeecorps 
getroffenen Ab⸗ und Gintheilungen ber Truppen, bann bie zu Stande 
gefommenen Berträge ber einzelnen Staaten, binfichtli der Ver⸗ 
tretung ber verichiebenen aBaffengsttungen noch nicht befannt find. 

A 


Ueber bad Verhältniß der Meiterel zum Bundesheere. 

Auch bier erfannte die MilitäreGommiffion leider in ben ers 
Haltenen Tirectionormen eine neue DBerminderung des Bunbesheeres 
um 7,182 Maun Gavallerie; fie fonnte jeboch ebenfalls nit umter: 
laſſen, bie auf das Verhaͤltniß ber Waffengattungen fich beziebenben 
Baragraphen nach ben erhaltenen Bekimmungen abguänbern Rur 
für die Anträge in Mückſicht bes Werbhältniffes ber ſchweren zur 
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ſeichten Heiterei ergaben ſich Schwierigkeiten. Die Militärs Genmmiffton 
hatte in ihren früheren Arbeiten ihr technifches Gutachten dahin ab: 
gegeben, daß ein Drittel ber Neiterei aus ſchwerer, unb zwei Drittel 
aus leichter Gavallerie befteben follten. Im Vertrage bed Bundes: 
tag&sAusfchufles find zwar nach F. 33 Punkt 2 biefe Beftimmungen . 
angenommen, im Punkt 3 aber biejenigen Bunbesftanten, welche noch 
feine fchwere Neiterei errichtet haben ober feine errichten wollen, von 
jenem Berbältniffe ausgefchloffen; im Punkt 4 endlich den größeren 
Bunbesftanten, welche eigne Armeecorps bilden, das Berhältniß ber 
Reiterei nach ihren eigenen Ginrichtungen überlaffen. Unter biefen 
Umfländen z0g es bie Militär-Gommiflion vor, die Beſtimmungen 
über die ſchwere Neiterei, ba ſie boch für feinen Bunbesflaat vers 
bindlich fein würden, lieber ganz aus den Grundzügen wegzulaſſen. 
Add 


Ueber die Erleichterungen ber mindermächtigen Bundesſtaaten. 

In diefem Antrage Eonnte bie Militär-Gommiffion feine Direc- 
tienormen fondern nur Deliberationspuncte finden. Sie unterzog 
baher in ihrer 29. Sigung dieſe Gegenſtände des Geſchäfts ihrer 
Bearbeitung, und legt bem verehrlichen Bundestags: Ausichufle hiermit 
die Anfichten vor, weldye ſich ihr über benfelben entwidelten. 

Nach ben Anträgen bed mitgerheilten Vertrages ergaben fi im 
Weſentlichen zwei Sauptgattungen der Erleichterungen 

a. jene, welche ohne Nachtheil für das Ganze ſtattfinden fönnen, und 
b. ſolche, wodurch bie aufgeftellten Brunbjäge der Militärverfaflung 

mehr oder weniger verlegt würden. 
Zu ben erften gehören bie Erfagleiftungen an Neiterei und Artillerie 
burch andere Bunveöftaaten. Der verebrliche Bunbestags-Ausihuß 
bat feine Anſichten über biefe Art ver Erleichterungen in feinem 
Bortrage $. di Punkt 3 bis 8 auögejprochen. Sie gewähren ben 
mindermäcdhtigen Bunvesflaaten die einzige Art von Erleichterung, auf 
weiche fie nad ben Anfichten der Militär: Gommiflion darum ge 
gründete Anjprüche Haben, weil bei ihnen bie Errichtung und Er: 
balsung vieler Waffengattungen gröfere Anftrengungen erfordern, 
als in Staaten, in melden davon bereits bedeutende Abtheilungen 
vorhanden find. Diefe Erfagleiftungen follten unter allen Umftänben 
fo viel ald möglich begünftigt werben; benn fie find in politiſcher 
und beſonders in militärifcher Hinftcht ber Geſammtheit, wie ihren 
Theilen, weſentlich nüglich, politifch, weil fte eine engere Berbindung 
ber verichiedenen Bundesſtaaten befördern; militärifch, weil bie Kavallerie: 
unb Artillerie-Körper ber gemifchten Armeecorps, wenn fie von 
folchen Staaten geftellt werben, welche bereits bebeutende Abtheilungen 
diefer Waffengattungen beſitzen, befier infiruirt und organifirt im 
Felde erfcheinen können. Auch geben bie früheren Grundzüge ber 
Milttärverfafjung hierüber im dritten Abfchnitte $. 28 alle möglichen 
Anleitungen. Die Militär:-Gonmiffion glaubt daher ſich für dieſe 
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Art der Erſatzleiſtung in allen ihren Ihellen unberingt ausſprechen, 
dabei aber bemerken zu müflen, wie es ihr unerläßlich fcheine, daß 
ein gewiſſer Zeitpunct beftimmt werbe, binnen welchem bie Bundes⸗ 
glieder ihre zu Stante gefommenen Uebereinfünfte hinſichtlich ber 
Bertretung ber verfchienenen Waffengattungen ber Bundeöverfammlung 
anzuzeigen hätten. Auch bürfte ferner, nah bem Wunſche mehrerer 
Herren Mitglieder, am füglichften bie Bundesverſammlung bie Garantie 
folcher gegenfeitig eingegangener Verbinblichkeiten übernehmen können. 

Die Erleichterungen zweiter Art können nur durch Berminberung 
ber Gontingente ober durch Störung bed beflimmten Berhältniffes Der 
Waffengattungen erfolgen. Soweit ber Militär: Commifjion bie Ber- 
bandlungen über biefe Brage bei der Bundesverſammlung bekannt 
wurben, überzeugte fie fi), Daß eigentlich noch von feinem ber minbers 
mächtigen Bunbeöftaaten, welche auf Grleichterungen antrugen, bie 
Gründe ausführlich entwidelt wurden, welche fie zu folhen Anfprächen 
berechtigen. In einem Bunbe, ber für jeven Bundesſtaat gleiche 
Rechte in Anfyruch nimmt, werben auch gleiche Pflichten gegen das 
Allgemeine vorausgefekt, und es Tann alſo eigentlich nur berjenige 
Bunbesflaat im Verhältniſſe zu allen übrigen auf wefentliche Er⸗ 
feichterung Anfpruch machen, ber zu bemeilen im Stanbe ift, daß 
die Anfprücde, welche tur bie Grunbzüge der Militärverfaflung an 
da8 Allgemeine gemacht wurben, ihm fchwerer als den Übrigen Bundes⸗ 
faaten zu erfüllen werden. Geld und Menichen find vie Haupter⸗ 
forderniffe zur Zufammenftellung eined Heeres. Die Leiſtungen an 
Menſchen find nach ber Matrifel audgeworfen worben, welche fi 
auf tie Bevölkerung grüntet, und mithin alle Bundesflasten in 
rollfommener Gleichheit trifft. Die Erhaltung biefer Menichenmafle 
im Kriege und im Frieden ift alfo Die Brage, welche bei ben Ber: 
handlungen über die Erleichterungen am weſentlichſten berüdfichtigt 
werben follte. Nur derjenige Bunbeöftaat, welcher zu beweilen im 
Stande ift, daß die Stellung feiner Gontingentöpuncte feinen Unter: 
thanen eine größere Laſt aufbürve, als jene feiner deutſchen Orenz⸗ 
nachbarn, bürfte, nach den unmaßgeblichen Anfichten ter Mitttair: 
Gommifflon, gegrüntete Anfprüche auf eine wefentliche Erleichterung 
und auf Verminderung feiner Bontingentäpuncte machen. Die Unter- 
fuhung biefer Frage gehört nicht in ben Geſchäftskreis ber Militär- 
Gommiffton; fie hält es jeboch für ihre Pflicht, die hohe Bundes: 
verfammlung darauf aufmerffan zu machen, daß doch ganz unmöglich 
folde Verminderungen auf alle mindermädtigen Bunbesflaaten ohne 
alle Ausnahme ausgebehnt werden Eönnten. Nur in einzelnen Fällen 
wo entweter fehr beveutente Localurſachen oder wirklich verbältniß- 
mäßig größere Laften ber Unterthanen bewielen werben bürften, finb 
Erleichterungen biefer Art auf ausdrückliche Beiclüfle ter Bundes: 
Ha obgleich militärifch immer nachtheilig, politifch vielleicht 
zaläffig. 
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Der Bundestags: Ausihuß Kat deren Im 9. Duncte des $. 41 
teined Vortrages eine angegeben, durch welche allerdings für bie 
Staaten, benen fie bewilligt würbe, eine ſehr beveutende Grleichterung 
flatt finden würde; nämlich, flatt eines Artilleriſten und Cavalleriſten 
&rei Infanterifien zu ftellen. 

Das Verhaltniß des Aufwandes für einen Cavalleriſten und 
Artilleriſten gegen. einen Jufanteriſten aufzuſtellen, fand das vorige 
MilitärComité wegen ber Schwierigkeit, bei ber Mannigfaltigkeit 
der Preiſe in den verſchiedenen Bunbesflaaten ein richtiges Verbältniß 
audzumitteln, nicht für thunlich; ingwifchen gaben einige Herrn 
Bevollmaͤchtigte jenes Milttär-Gommites mehr oder weniger approxi⸗ 
mative Berechnungen ſowohl über die Aufftellungs= als Unterhaltungs- 
Koften biefer verfchiebenen Waffengattungen nachträglich zu Protocoll. 
Schon aus biefen Berechnungen geht hervor, daß, wenn man bie 
Auffellungs= und Lnterhaltungs-Koften zufammennimmt, ein bei 
weitem größeres Verhältniß ber Infanterie gegen Gavallerie und 
Artillerie berausfommen dürfte. Die allmählige Abnugung bes 
Materials, bie fortwährenden neuen Anlchaffungen bdeffelben und ber 
Pferde während bes Friedens, ver mögliche Verluft an beiden im 
Kriege und der Umſtand, baf von biefen beiden Waffengattungen im 
Srieden feine fo große Beurlaubungen als bei der Infanterie geftattet 
find, nebft andern bazu gehörigen Verwaltungs: und Gtabliffemente- 
Koften, find fo bedeutend, daB die Militär-Commiſſion ber feſten 
Ueberzeugung ift, es laſſe fih pas Berhältniß der Koften von Cavallerie 
und Artillerie zu benen yon Infanterie für Krieg und Brieben wenigſtens 
wie 44, wo nicht wie 5 zu 1 annehmen. Bei der limfrage über 
Dielen Gegenſtand ergab ed ſich jogar, daß dieſes Verhältniß in einigen 
Bumdesſtaaten, beſonders bei der Artillerie, wie 1 zu 63 angenommen 
werben müfle. Die Grleichterung durch Stellung von brei Infanteriften 
für einen Gavalleriften ober Artilleriften würbe baher eine bebeutende 
Berminterung ber zulegt angegebenen Waffengattungen zur Folge 
haben, in dem Grade, als fie mehreren ober wenigern zugeflanden 
würde. Uebrigens ift diejer Antrag eigentlich bi8 jeßt nur von @inem 
Bundesſtaate gemacht worden, welcher mit Recht für fich die Zufällig⸗ 
feit in Anipruch nimmt, daß man dort Gelegenheit hatte, einige ſehr 
guie SInfanterie-Regimenter vortrefilih auszubilden, und in biefer 
Beziehung würde fich bort im Berhältniß ber Güte der Truppen 
fein weſentlicher Nachtheil für das Bundesheer ergeben. Wenn jedoch 
biefer Bundeoſtaat erklärte, daß er feine eigentlichen Erleichterungen 
begehre, fo bleibt e3 dagegen bie Pflicht ber Militär-Gommilfion, bie 
hohe Bunbesverfammlung barauf aufmerkfam zu machen, daß ba, wo 
man feine Erleichterungen wolle, ſondern nur fletd Cavallerie und 
Artillerie, im-richtigen Verhältniß zu den Koften, Infanterie iu ftellen 
wünſche, das Verhältniß nicht wie 1 zu 3, fondern wie 1 zu 4} 
bis 5 angenommen werben müßte. 


746 


Dev Bunbestags⸗Ausſchuß Hat ferner im Bunt bes $. 41. 
darauf Hingemwiefen, ob ſich nicht ein Grieichterungsmittel entweder 
in Anfehung des vermehrten Fuhrweſensſtellung oder in einem erhößeten 
Beitrage zu ben Corpokoſten finden liche. 

Nah ben Anfichten ber Militär: Gommiffion erfiheint ihr jener 
erfte Borſchlag durchaus unzuläffig. Denn hat man ſich babei bas- 
jenige Fuhrweſen gebacht, welches bloß zus Apminiftration ber Armee 
hinter ihre Schlachtlinte gehört, fo ftreitet biefes einmal mit den von 
der Militär-Gommiffton aufgeftellten Begriffe ftreitbarer Mannfchaft, 
und dann würden es wohl die Bundesſtaaten einander nicht zumutben 
wollen, daß ein Staat die Mannfchaft gegen ven Feind unb ber andere 
bie Knechte zum Gepäcke ſtelle. Iſt aber mit diefem Fuhrweſen bie 
Trainmannſchaft bei bem Gefchüg gemeint, fo vereinigt fich wie Ueber: 
zeugung aller Sacverftändigen bahin, daß bie Ausbildung, welde 
man gegenwärtig von einem Artilleriefuhrweſens⸗Soldaten verlangt, 
mehr in Anfpruch nehme, als bie eines Gavalleriften fordern, und 
daß alfo ein Staat, der feine Artillerie zu ftellen vermöge, wohl 
auch eben fo wenig im Stande fein koͤnne, Fuhrweſen für dieſe Waffe 
zu erganifiren. 

Die Milttär:Gommiffton glaubt ferner in höheren Beiträgen zu 
ben Gorpätoften, die unter allen Umfländen, vorzüglich im Frieben, 
unbeteurenb fein werben, Feine binlänglich erheblichen Brleichterungen 
auffinden zu fünnen. 

Der Herr Bevollmäcdhtigte bes 9. Armee⸗Corps übergab ber 
Militär-Sommifflon in ihrer 29. Sigung einen Auffag bes Herm 
Seneralmajors von Zezſchwitz, worin berielbe eine fernere Etleichte⸗ 
rungs-Modalität für diejenigen Staaten angiebt, welche fich bereitwillig 
erklären, ihre Gavallerie und Artillerie durch größere Mächte des⸗ 
felben combinirten Corpso ftellen zu laffen, 

Diefer Borfchlag gründet ſich eigentlich auf eine abermalige Ber: 
minderung ber zu leiftenden Gontingentöquote an Reiterei und Artillerie. 
In diefer Beziehung gehört er allerdings zu denjenigen Erleichterungen, 
welche bem Bundesheere burch Verminderung Nachtheil bringen unb 
barum auf Teine Weife als allgemein geltenb für alle mindermächtigen 
Staaten betrachtet werben können. Bei folchen Staaten aber, wo tie 
Bundesverfammlung noch überbieß wefentliche Erleichterungen zulaffen 
wollte, erfcheint der Dilitär-Gommiffton biefer Vorſchlag in mili⸗ 
tärifcher Beziehung für das Banze noch immer vortbeilhafter, als 
jener frühere, für einen Gavalleriften und NArtilleriften drei Infan- 
serien zu flellen. Gie glaubt daher, daß unter jener Borausfeung 
auch diefer Antrag anzunehmen fein würbe, 

Um endlich bie Nachtbeile zu befeitigen, welche für die gemifchten 
Corps daraus entfpringen müflen, daß fie Durch Verminderung dieſer 
Art zu ſchwach an Meiterei und Artillerie werden, glaubt die Militär: 
Commiſſion unmaßgeblich dahin antragen zu müſſen, daß biejenigen 
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gemifchten Armeecorps, beven Verminderung der Reiterei und Artillerie 

ein Fünftel. der eigentlichen zu. ſtellenden Gavallerie und Artillerie 
üßerfleige, von ber Stellung biefer Waffengattungen zur großen 
Gavallerie : und Artillerie-Referve befreit werben möchten. 

Nah Austaufhung ihrer Anfidhten unb mit befonderer Berüd: 
fihtigung ber von einem verehrlichen Bundesſstags⸗Ausſchuſſe erhaltenen 
Deliberationspuncte, vereinigte fich baher die MilitärsGommtiflen, 
in Betreff ber angeiprochenen Erleichterung auf folgende Beſtimmungen 
anzutragen: 

1. Denjenigen mindermädhtigen Buntesflaaten, beren Gontingente 
zum Bundeöheere nicht mehr als vie in ben Orundzägen ange: 
nommene Minderzahl von. einer Brigabe Infanterie (3,200 Mann) 
beträgt, bliebe es überlaſſen, infofern fie deßhalb eine Ders 
einigung mit andern Bunbesflaaten treifen könnten, Ihr Gontingent 
allein an Infanterie zu ftellen, wogegen fie denjenigen Bundes⸗ 
gliedern, weldye für fie den Antheil ber Artillerie und Gavallerie 
übernähmen, bie größeren Koſten für die Errichtung und den 
Unterhalt dieſer Waffengattungen nady einen billigen Anfchlage 
zu vergüten hätten. Bei biefer Art von Grleichterung würden 
jebody folgende Beftimmungen eintreten müffen: 

a. Der Erfag ber für biefelben zu ſtellenden Artillerie und Hteiterei 
Sönnte in feinem Falle von einem nicht in der Divifion ober 
wenigftend in demfelben Armee-Corps befindlichen Bundesſtaate 
übernommen werden. 

b. Die lebernahme ber Stellung einer Waffengattung eines Bunbes: 
ftaates für den anderen könnte nur Gegenſtand einer freien 
Bereinbarung unter ben Bundeögliebern fein. 

c. Wenn die zu einer Divifion oder einem Gorps vereinigten 
Bunbesftaaten ſich über bie Stellung bed Geſchützes und der 
Reiterei nicht vergleichen könnten, fo hätte bie Bunbesver- 
ſammlung vermittelnb einzumirfen. 

d. Sollte durch die Vermittlung ber Bundeöverfammlung eine 
Vereinbarung nicht erreicht werben, fo bliebe den betreffenden 
Bunbedftaaten die Verbindlichkeit, ihr Gontingent mit allen 
Waffengattungen nach der Matrifel und den für bie Allge⸗ 
meinheit beftehenven Beſtimmungen in natura zu fielen. 

2. Vergleiche obiger Art, welche zwiichen ben Bundesglievern zu 
Stande famen, wären von beiden Theilen ber Bunbesverfammlung 
drei Monate nach ber befchloffenen Annahme ber Grundzüge 
anzuzeigen. Mit biefer Anzeige hätte der vertretende Staat in 
Hinſicht ber übernommenen Waffengattungen gegen den Bunb 
ganz biefelbe Verbindlichkeit, welche bem vertretenen Staat vor 
dem Mergleiche oblag, ber Bunb aber bie Garantie ber ein- 
gegangenen Berträge ſowohl für den einen, ald den anderen 
Staat zu übernehmen. 
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2. Nur In foldhen Sällen, wo einer ober ber andere ber minter- 
mächtigen Bundesftaaten, durch Localumſtände dazu veranlaft, 
bei der Bundesverfanmlung auf eine fernere Brleichterung feiner 
Gontingentfiellung antrüge, koönnten auf befonderen Bundes- 
beſchluß folgende fernere Verminderungen flattfinden: 

a. Stellung von drei Infanteriften für jeden Gavalleriften und 
jeden Artilleriftien, mit Berückſichtigung der dadurch nöthigen 
Verſtaärkung der Neferve, ſowohl bei ter Ergänzung, als 
auch in dem Balle, wenn größere oder Fleinere Abtheilungen 
derfelben auf Bundesbeſchluß dem Bundesheere nachrücken müflen. 
Die Abgeordneten des 8. und 9. Armee⸗Corps bemerkten jedoch 
ausdrücklich, daß fie dieſer angetragenen Erleichterungsart nicht 
beiftimmen fünnten. 

b. Um die Stellung von Gavallerie und Artillerie durch Ver⸗ 
tretung fo viel als möglich zu erleichtern, Zönnte endlich in 
einzelnen Fällen angenommen werben, daß mindermäcdhtigen 
Bundesſtaaten, bei benen bie Bundesverſammlung eine Gr: 
leichterung für nothwenbig findet, und bie fich burch größere 
Staaten ihres Corpoô erſetzen laſſen wollen, das Verhältniß 
der Cavallerie von einem Siebentel auf ein Zehntel, und bei 
der Artillerie auf zwei Drittel des Contingents für dieſe Waffen- 
gattung erlaffen würbe. 

3. Denjenigen gemifihten Armee-Corps, bei welchen durch obige 
Erleichterung bie Verminderung ber Reiterei unb Artillerie ein 
Bünftel der eigentlich zu ftellenden Quote biefer beiden Waffen⸗ 
gattungen überftiege, könnte bie Detachirung zur großen Kavallerie 
und Artillerie-Reſerve nachgeſehen werden. 

Darüber, ob dieſe Beftimmmngen für die Erleihterung ver 
mindermäcktigen Bundesftaaten vielleicht in einem eigenen Abichnitte 
der Grundzüge ber Militärverfafjung aufgenommen werden follten 
ober nicht, Eonnte fih die Militär: Commiſſion nicht vereinigen. Sie 
zog es daher vor, dem verehrlichen Bundestags: Ausfchuffe das Refultat 
ihrer Anfichten über dieſen Gegenſtand ſowohl, ald ihre darauf ge= 
gründeten Anträge in ber gegenwärtigen Note vorzulegen und über- 
läßt den ferneren Gebrauch ihrer Arbeit feinem weiteren Ermeſſen. 
Sie glaubt jedoch nochmal wiederholen zu müſſen, daß fümmtliche 
angetragenen @rleichterungen der zmeiten Art bem Bunbeöheere 
wefentlich nachtheilig find; und fie fann, zum Beften feiner ohnehin 
fo fehr herabgeſetzten Stärke, ven Wunſch nicht unterbräden, bap 
bie hohe Bundesverfamnilung von dieſen Erleichterungen nur in jelteneu 
Faͤllen Gebrauch machen möge. 

Die Militär. Commilfton benutzt dieſe Gelegenheit, dem ver⸗ 
ehrlichen Buntestand:Ausfchufie ala dritte Beilage eine tabellarifche 
Meberficht beizuichließen, aus welcher ſich bie Billigfeit der in ben 
Grundzũgen enthaltenen Forderung, befonderd währenn bed Briebens, 
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auf das vollkommenſte ergiebt. Allerdings bat man bei einer folchen 
Ueberfiht auf bie militärifchen Gebräude und Mißbräͤuche in ben 
verfchiedenen Bundesflaaten nicht wohl Nüdficht nehmen können, 
ſondern ſich barauf beſchränken müſſen, in dieſer Ueberſicht ben Loco⸗ 
ſtand der verſchiedenen Contingente für das active Heer, welcher, nach 
Gintritt ber in ben GOrundzuügen zugeſtandenen Beurlaubungen, in 
Friedenszeit noch präfent bei den Fahnen fein ſoll, nach einer ſpeciellen, 
und zwar ebenfalld der öſterreichiſchen Truppenformation anzugeben. 
Es ergiebt ſich daraus, daß das Bundesheer Im Brieden außer ber 
Exercierzeit, auf eine Bevölkerung von 30 Millionen Menfchen, nach 
Abzug ber Beurlaubung, einen Armeeftand von 98,510 Mann beftge, 
worunter 7,488 Stabs- und Ober:Offiziere und 23,272 Prima⸗ 
planiften und Unteroffiziere mit inbegriffen find. 
Ade 


Ueber den Belagerungsparf. 

Die Aufgabe ber Militär-Gommiffton in biefer Beziehung. würbe 
ſich ohne große Schwierigkeiten bewerfftelligen laſſen, wenn ber er⸗ 
forderliche Belagerungspark entweber von ben beiden großen Mächten 
bed Bundes ober auf Unkoften deſſelben gemeinfchaftlih fchon im 
Frieden auf einem gewiſſen beftimmten Punct angefchafft und geftellt 
werben könnte. Nachdem fich jeboch die Bunbesverfammlung bahin 
außgeiprochen bat, daß ein folcher Belagerungsparf ebenfalld von ben 
einzelnen Bundesftaaten im Falle des Kriegs zufammengeftellt werben 
folle, jo bat die Militär: Gommifflon fih darauf befchränkt, im Sinne 
der erhaltenen Directive bie betreffenden Paragraphen ber Grundzüge 
zu redigiten. Sie glaubt jedoch erklären zu müflen, daß bie Zur 
fammmenflellung eined folchen Belagerungsparks aus allen Geſchütz⸗ 
gattungen der verfchiedenen Bunbesftaaten nicht ohne militärifche 
Nachtheile möglich fei, und trägt mindeftend dahin an, baß ınan bei 
Gintheilung des Belagerungsparks ſich in ben verfchiebenen Armee 
Corps zur Stellung einerlei Gefhükgattung, mo möglich Immer nur 
von einem Bundesſtaate in jedem gemifchten Corps, vereinigen möge. 
Aus gleichen Gründen können bie Koften für einen Belagerungdpark 
nur bann angegeben werben, wenn vie betreffenden Bunbesflaaten 
ducch ihre Bevollmächtigten in ber Militär-Gommifllon biefer bie bei 
ihnen eingeführten Preiſe mitgetheilt haben werben. 

Nachdem die Militär-Commiffton durch bie erhaltenen Directiv- 
normen in ben Stanb geiegt war, bie von der hohen Bunbesver: 
fammlung ertheilten Aufıräge in Beziehung auf bie Grundzüge ber 
Militärverfaffung ihrerfeits fortzufegen, beeilte fle ſich, in die bereits 
bearbeiteten fünf erften Abdfchnitte der Grundzüge basjenige aufzu⸗ 
nehmen, was durch jene Directionormen erforderlich warb. Uebrig 
iſt ihr noch bie Bearbeitung der ferneren Abfchnitte jener Grundzüge 
fowie die Bearbeitung einiger früheren Fragen bes verehrlichen Bundes: 
tags: Ausichufles und bie Entmwerfung der Reglements. Sie wollte 
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jedoch bie Verantwortlichkeit nit auf fi nehmen, biefem erften 
Theil ber Grundzüge aufzubalten, auf welchem, nach ihrer technifchen 
Ueberzeugung, die Organifation jedes Bundes-Contingents allein unb 
weſentlich beruht. Er ift vollfommen in ben bereits reduzirten fünf 
Abfchnitten ber Srundzüge entwidelt. Jede Organifation ber Bundes: 
Gontingente ift fo lange aufgehalten, bis man fi bei der hoben 
Bundesverfammlung über biefe Baſis definitiv entfchieben haben wird, 
und mehrere Vundesſtaaten erwarten nach ber Anzeige einiger Mit: 
glieder der Militar⸗Commiſſion biefe Beſtimmungen bringend zur 
endlichen Organiſation ihrer Gontingente. Die nachfolgenden Ab⸗ 
fenitte ber zweiten Abtheilung ber Grundzüge, bie mehr als noth- 
wenbige Bolge der frühern Grundlage zu betrachten find, werben 
zwar von ber Militär⸗Commiſſion ungefäumt bearbeitet werben, ent⸗ 
halten jedoch nichts, was die Organifation der Bundes⸗Contingente 
verhindern ober auffhieben koͤnnte. 

Die Militaͤr⸗Commiſſion giebt fich daher bie Ehre, in der Bei- 
lage A. bie Beantwortung ber unterm 5. Aprilv. J. ihr mitgerheilten 
Fragen, fo meit fie bis jegt thunlich war, 

ferner in der Beilage 5. einen unmaßgeblichen Entwurf zur 
Nebuction der fünf erſten Abjchnitte ber Grundzüge ber deutfchen 
Milttärverfaffung, nebft ben dazu nöthigen tabellariichen Ueberſichten, 
und endlich 

in der Beilage 6. ben Entwurf zu einem allgemeinen Gartell 
gegenwärtiger Note anzuichließen. 

Indem fie hierbei wiederholt, baß fie zu diefer neuen Reduction 
der Grundzüge nur durch den Wunſch beftimmt wurbe, ihre mili: 
tärifche Meinung in möglihft gebrängter Ueberficht zur Kenntniß ber 
hohen Bundesverfanmlung zu bringen und fih In Rüdficht aller 
betailirten Bemerkungen bierüber im Weientlichen auf ihre dem ver: 
ehrlichen Bundestags⸗Ausſchuſſe bekannten Protokolle bezieht: Tann 
ſie nicht umhin, nochmals die Aufmerkſamkeit bderfelben varanf zu 
feiten, baf eine endliche Enticheibung über bie Baſis der Organifation 
des Bundesheeres wohl in jeber Beziehung wünſchenswerth unb 
dringend erfcheine. 

Die Militär: Commiffion ergreift mit Vergnügen dieſe Gelegen⸗ 
heit, den verehrlichen BundestagsAusſchuſſe bie Verſicherung ihrer 
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 

Frankfurt a. M. ben 4. October 1820. 

Im Ramen ber Militär-Gommijfton der deutſchen 
Bundeöverfammlung 
der Präfldirende 
Breiberr von Langenau, G. M. 
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Anhang VII, 


Vertrag bed Bundestags: Husfchuffed in Meilitär- 
Angelegenheiten über bie neigen 


$. 1. Auftrag. 

Die Bundesverfammlung hatte in ber vertraulichen Sitzung 
vom 17. Auguft 1820 beſchloſſen, bem Bundestags: Ausfchufle im 
Militär-Angelegenheiten die bisher vorgelegten vorläufigen Abſtim⸗ 
mungen über bie wegen der Gontingentöflellung noch zur Berathung 
ausgeſetzten Gegenflände zu tem Ende mitzutheilen, bamit berielbe 
in Stand geſetzt werbe, fein enentuelled Gutachten ber Bundesver⸗ 
fanmlung zur Genehmigung vorzulegen. 

$. 2. Plan ded Vortrags. 
83 wird daher das Angemeflenfte fein, und bie Beichlußnahme 
erleichtern wenn man vor Allem 
1. die Gegenflände ber Berathung näher bezeichnet, und in einzelnen 
Puncten aufftellt, fo dann 
II. auf die Grundzüge ber Kriegöverfafiung bes beutichen Bundes, 
und bie nach ihrer Entwerfung barüber flatt gefundenen Ver: 
handlungen übergeht, hierauf 
HL dasjenige barftellt, was hierüber das Butachten bes achten Aus- 
ſchuſſes der Wiener Gonferenz und das 28. Gonferenz 

Protocoll enthält, und endlich 
IV. bei jedem Gegenftande bie neueſten Abflimmungen zufammen- 

ftellt aus welchen ſich 

V. das nähere Gutachten über jeben Bunct ableiten läßt, um dem⸗ 
naͤchſt die Beſchlüſſe zu veranlaflen. 
6. 3. Berathungs⸗Gegenſtände. 
Ad I. Die Gegenftände über welche dermal noch die nähere 
Berathung zu pflegen ift, beftehen Hauptfächli in folgenden: 
a. das Berhältniß des Bundes⸗Contingents zur Bevölkerung, 
b. die Beſtimmung ber Neferve, 
c. die weitere Ergänzung ber Reſerve, 
d. das Verhältniß ber Waffengattungen 
a. ber Reiterel 
ß. ber Artillerie, 
e. bie Erleichterung ber kleinern Staaten, 
f. die Erfagleiftung an Reiterei und Artillerie durch andere Staaten, 
g. bie Ausmittelung eines billigen Maafftabes der Erfapleiftung, 
h. die Stellung bes Belagerungs: Parks, 
}. bie übrigen einzelnen Beflimmnngen, worüber noch etwas er- 
innert worden if. 
6. 4. Grundzüge. 

Ad Il. Was die Grundzüge ıc. betrifft, fo muß, bevor beren 

Beftimmungen auf die einzelnen Gegenſtaͤnde angewendet werben, noch 
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ein Rüdblil auf den Bang ber Verhandlungen im Allgemeinen 
geſchehen. 

Die Grundzüge ıc. wurden in ber 51. Sitzung 1818 ber 
Bunbeöverfammlung vorgelegt, und bierauf lediglich bie Inftructiong- 
Einholung beichlofien. 

In ber 1. bis 4. Sigung 1819 wurden bie Abſtimmungen zu 
Brotocol gegeben, und fich vorbehalten, bie einzelnen Bemerkungen 
noch nachzutragen. 

In der 4. Sigung 1819 wurde der Beſchluß gefaßt: 

„Daß bie über die Kriegs: Berfaflung des deurfchen Bundes von 
dem dazu: angeorbneten Bundestags: Ausfchufie bearbeiteten Grundzüge 
im Allgemeinen und Wefentlichen, als Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Beftfegung eines allgemeinen Vertheidigungs⸗Syſtems nes 
deutfchen Bundes, hiermit angenommen wären, und barüber unvor: 
züglich ein befinitiver Befchluß gefaßt werben follte, nachdem nur bie 
bepfallfigen Wünfche und befondern Bemerkungen zu einzelnen Puncten 
noch weiter zuvor in vertrauficher Sitzung vorgebracht, darin erörtert, 
und hiernädft an ben Bundestages Ausichuß zur Zufammenftellung 
und allenfalls zu Ausgleichungs⸗Vorſchlaͤgen gewieſen worden”. 

In ber 2. bis 6. Sigung 1819 wurden die einzelnen Bemer- 
tungen und Gegenbemerfungen abgegeben und loco dictaturae gedruckt. 

Diefe wurden fobann in 8 vertraulihen Sißungen, am 4. 8. 
und 22. März 1819 mit ben Orundzügen verglichen, und ber Be: 
fchluß gefaßt, die vorliegenden Bemerkungen und Verabredungen dem 
Bundestags: Ausfchufje zur weitern Geſchäftsbehandlung zu übergeben. 

Der Bundedtagd-Ausjhuß verwies nun die weiter zu erörternden 
66. der Grundzüge unter dem 5. April 1819 an die Militär-Gom- 
miſſion. (Militär-Commiff. Protocol ©. 61). 

Bei der Militär-Commiſſion mwurben ſodann dieſe Gegenflänbe 
zum Theil einer weiteren Bearbeitung unterworfen, ohne daß jeboch 
die Nefultate ber Bunbesverfammlung vorgelegt worden wären. 

Zum Theil trat in ber Bolge, aus Veranlaffung der Wiener: 
Gonferenzen, eine Stodfung ein, ohne dag auch in ben feßteren bie 
Fragen definitiv gelöfet worden wären. 


Nach biefer allgemeinen Darftellung bes Ganges der Berhanblungen 
wird man auf die einzelnen PBuncte übergehen, und jeben verfelben 
in ber oben vorgetragenen Orbnung von I. bis V. behandeln können. 

6 


Ad 1. a. Verhaͤltniß bes Bundes⸗Contigents zur Bevölkerung. 
Orundzüge. | 
Sn den Grundzügen ift darüber Folgendes beftimmt: 
6. 1. „Das Bundesheer beſteht aus einem Procent ver Bevölkerung 
aller Bundesſtaaten, fo wie Diefelbe in der Bunbes-Marrifel 
angegeben tft". 
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- $. 7. Bemerkungen. 

Begen biefe Beſtimmung wurde eigentlich von Feiner Seite eine 
Erinnerung gemacht. Was in ben balerfchen Bemerkungen vorkommt, 
begeht fih nur darauf, daß Fein höherer Buß angenommen werben 
jollte. 

Oldenburg, welches ſich bemfelben anfchloß, hat felbft anerkannt, 
dag bie Beſtimmung des Bundescontingents auf ein Procent von 
der Art fei, daß audy die Bunbesftaaten, beren Umfang feinen großen 
Militär-Stat geflatte, auf bie Dauer würden leiten können, was fle 
biernach zu übernehmen haben. 

Was von einigen Stimmen ber fechögehnten Curie, von einer 
Herabfegung auf 3 Procent angebracht wurde, war nicht für ben 
allgemeinen Maaßſtaab, fondern auf eine Ausnahme für die kleinern 
Staaten berechnet. 

Nur Breußen ſcheint mit vem Maaßſtabe von ein Procent nicht 
ganz einverflanden geweſen zu fein, indem in ben preußiichen Gegen: 
bemerfungen angeführt wird, daß man In den dortigen Staaten felbft 
eine Anfttengung von fünf Procent ber Beoölferung als nothwendig 
erachte, und aljo nicht zugeben könne, daß andere beutfche Staaten 
einen fo kleinen Maaßſtab annehmen wollen. — 

6. 8. VBertraulihe Sitzung. 

In der vertraulichen Sigung vom 4. März 1819 wurbe hieruuf 
feftgefeßt, daß ed bei ber in den Grundzügen F. 1 ausgeſprochenen 
Stärke bed Bundesheeres fein unabünberliches Verbleiben Habe. 


$. 9. Militär-Commiſſion. 

Die Militär: Commiffton nahm auch bei der neuen Redaction 
bes 1. 6. Grundzüge in der 14. Sitzung 1819 jene Beftimmung 
wieder unverändert auf, nur erweiterte fie biefen Artifel mit folgenden 
Detail:Beftimmungen, weldhe zum Theil an anderen Stellen ein- 
gejchaltet, zum Theil ganz ‚weggelaflen werben, dürften: 

„In ber beftimmten Zahl der Contingente iſt nur die fireitbare 
Mannichaft zu begreifen, nämlich, ohne Unterfchieb der Waffen⸗ 
gattungen, die Offiziere, Unteroffiziere, Gemeine, Spiel= und 
Zimmerleute, und für jedes im Durchſchnitt 36 Mann, worunter 
die Artilleriften und diejenigen Artilleriefußweiend:Solbaten welche 
diefe Zahl nicht überfchreiten mit eingerechnet find". 

„Jene Mannfchaften, welche für bas übrige Armeefuhrweſen, 
bie Bäckerei und Sanitätdanftalten ber Armee folgen, müflen, ala 
zum ftreitbaren Stand nicht gehörig, über jenes Procent von allen 
Bunbdeöfinaten geftellt werden”.. 

| $. 10. Wiener Conferenz⸗Ausſchuß. 

Der achte Wiener Conferenz-Ausſchuß war in feinem Antrage 
ber Meinung, daß ein Procent der Bendlkerung bie active Arnıce 
bilden foll, nahm aber Umgang von der durch bie Milliär-Gommiffton 
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vorgeihlagenen Erweiterungen, und glaubte, daß bie innere Organi⸗ 
fation des Militärs in ben einzelnen Bundesſtaaten nach ben individuellen 
Verhältnifien zu behandeln, und bem Gutbeſinden ber Regierungen 
zu überlaflen wäre, wenn nur den Anjorberungen bes Bundes Ge⸗ 
nüge gefchebe. 
Die vorgefchlagene Bafjung lautet fo: 
„Das ordentliche Kontingent eines jenen Bundesſtaates, welches 
derſelbe bei bejchloffenem Aufgebot zum Bundesheer zu flellen hat, 
‚beträgt überhaupt den Hunbertfien Theil feiner in ber Bundes⸗ 
matrifel begriffenen Bevölkerung". 
„Es find unter biefer Zahl alle Waffengattungen begriffen“. 


$. 11. Acht und zwanzigſte Wiener-Gonferenz. 

In der 28. Wiener Conferenz wurbe gegen biefen Antrag von 
Seiten Defterreih8 nichts erinnert. 

Preußen machte dagegen ebenfalls feine Bemerkung, 

Baiern war der Meinung, baß bie bereitö beftehenden Beichlüfie 
aufrecht zu erhalten und ber eigentliche Beſtand bed Gontingents 
auf ein Procent der Bevölkerung feftzufeßen wäre. 

Sachſen bemerkte: ba die Beftimmung ber Gontingente nicht 
blos Krieg, fonvdern auch Aufrechtbaltung ber innern Rube und 
Ordnung fei, fo möchten die Worte: „bei befchloffenem Aufgebote" — 
ingleihen die Worte: „zum Bundesheer“ weggelafien werben. 

Bon Seiten Hannoverd wurde nichts erinnert. 

Mürtemberg bemerkte: bie angetragene Baflung Eönne leicht bie 
Mißdeutung veranlaflen, als ob fich gegen ben Inhalt der Brunbzüge 
6. 40 von felbft verflände, daß bei jenem Aufgebote die Kontingente 
vollftändig ausrüdten, was boch jeberzeit von einem vorgängigen 
Bundesbeſchluſſe abhängig bliebe. Durch Beibehaltung bes Worts⸗ 
Inhalts der Grundzüge $. 1 Eönne biefer Anftand gehoben werben. 

Baden erinnerte nicht8 gegen ben Antrag. 

Kurheſſen machte die Bemerkung: im erſten Sab wäre unter 
bem Ausbrud „Aufgebot an ftreiibarer Mannfchaft“ die in den Grund⸗ 
zügen enthaltene Bezeichnung ber Waffengattungen als unverändert 
zu betrachten. 

Großherzogthum Heffen fimmte bem Antrage des achten Aus⸗ 
ſchuſſes bei. 

Holftein und Lauenburg war damit einverflanden. 

Bon Luremburg wurde Nichts bemerkt. 

Die großherzoglich⸗ und herzoglich-fächltfchen Wäufer machten 
gegen ben Antrag des achten Ausfchuffes über dieſen erſten Punct 
eben fo wenig eine Erinnerung, ald Naſſau und Braunfchweig, 

Medienburg, bie 15. und 16. Gurie und bie freien Städte. 

Hierüber wurbe in Wien fein Beſchluß gefaßt, ſondern feſtgeſetzt, 
dag biefe Bemerkungen als Vota angefehen, hierüber bie weiteren 
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Inſtruetionen eingeholt, und ſonach hierüber das Protocoll dahier 
eröffnet werden ſollte. 
6. 12. Neueſte vertrauliche Abſtimmungen. 

In den neueften hierüber flattgefundenen vertraulichen Gigungen 
find nun folgende eventuelle Abftimmungen gegeben worden: 

Defterreich bezog fich auf bie in Wien abgelegte Abflimmung, 
worin über diefen Punct Nichts erinnert wurde. 

Preußen trat im Allgemeinen bei, unter Vorbehalt einzelner 
neankeiragenber Bemerkungen. Gegen biefe Beflimmung wurde feine 
gemacht. 

Baiern trat ber öſterreichiſchen Abſtimmung bei, mit welcher 
auch die preußifche ganz zufammentreffe, und bemerkte über biefen 
Punct, daß ber eigentliche Beſtand des Kontingents auf den hundertſten 
heil der in ber Bundesmatrikel angegebenen Bevölkerung feftzufegen 
und in diefer Zahl alle Waffengattungen zu begreifen wären. 

Sachſen flimmte bergeftalt bei, daß das orbentliche Kontingent 
eines jeden Bundesſtaates, welches berfelbe an ftreitbarer Mannſchaft 
zu ftellen habe, überhaupt ben hundertſten Theil feiner in der Bundes: 
matrikel bezeichneten Bevölkerung betragen foll, worunter alle Waffens 
gattungen begriffen wären. 

Hannover trat dem Srunbfage bei, daß das ordentliche Kontingent 
ein Procent ber in ber Bundesmatrikel bezeichneten Bevölkerung bes 
trage, mit ben von Sacfen in Wien gemachten Bemerkungen, baß 
in der Redaction alle Ausbrüde zu vermeiden felen, welche vermuthen 
laflen fönnten, daß dieſe Truppenzahl nur bei erfolgendem Kriege 
zufanımen zu bringen fei, ba fie vielmehr die Zahl, bie ſchon im 
Briedenäftande bereit gehalten werben müffe, umfafle. Unter biefer 
Zahl feien übrigens alle Waffengattungen begriffen. 

Württemberg ftinnmte ben vorangegangenen Veflimmungen und 
der baierifchen insbeſondere bei. 

Baden war volllommen damit einverftanden, baß bad Bundes: 
beer aus dem hundertſten Theile ber Bevoͤlkerung zu beftehen habe. 

Kurhefien äußerte ſich dahin, daß das ordentliche Gontingent 
jeden Bundesſtaates aus dem Hunbdertfien Theile der Bevoͤlkerung 
befteben und darunter alle Waffengattungen begriffen fein follen. 

Großherzogthum Heſſen ſtimmte nach dem Antrage des achten 
Ausſchuſſes. 

Holſtein und Lauenburg erklärten ſich im Allgemeinen mit 
den Grundzügen, fo weit dieſe im vergangenen Jahr neu rebigirt 
worben, vollflommen einverftanden. 

Zuremburg fchloß fi dem Antrage des achten Ausichufles an. 

Großherzoglich⸗ und Herzoglich-fächfifche Häufer bemerkten über 
biefen Punct nichts. 

Naſſan bezog ſich auf bie Anträge bes achten Ausichufles. 

Braunfchweig "flimmte wie Sannover. 
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Medienburg- Schwerin und Strelig erklärten fih dahin, Daß 


das ordentliche Contingent aus dem hundertſten Theile der Bevölfrurugg 


befteben foll, 

HolfteinsÖfvdenburg, Anhalt und Schwarzburg hatten durch 
ihren Gejandten zwar münblih auf eine Eontingentflellung vor 
tel Procent ber Bevölkerung angetragen, in ben ſchriftlichen Ab= 
flimmungen aber bavon nichts mehr ermähnt, fondern es wurde nerr 
im Allgemeinen auszuführen gefucht, baß feine Anftrengungen geforbert 
werben dürfen, welche die Kräfte einzelner Staaten im Frieden ex— 
ſchöpfen, und fie unfähig machen würden, im Kriege zu leiften, was 
dann zu leiften nothwendig fein Eönne. Der Friedensſtand bes Bundes 
follte nur ein foldher jein, wie ihn jeder Bundesflaat nach feinewz 
befondern Zuftande zu ertragen vermöge. Es müfle daher möglichfte 
Berminderung des Friedensſtandes gewünſcht werden. Da jeboch ein 
fpeziellev Antrag nicht gemacht, in den frühern Abflimmungen diefer 
Gurie aber auf die Gontingentftelung von einem Procent ber Bes 
völferung eingewilligt wurbe, fo wird Diefelbe auch dermal, was den 
erften Punct betrifft, als zuſtimmend angefehen werben Eönnen. 

Bon Seite ber fechözehnten Curie wurde über viefen Punct 
nicht8 erinnert. 

Die freien Stäbte traten dem Antrage bes achten Ausfchufles bei. 

6. 13. Reſultate. 

Aus biefer getreuen Zufammenftellung ergeben ſich bie in den 

Hauptſachen einftimmigen Nefultate, daß 

1. das ordentliche Gontingent eines jeven Bundesflaates, mit 
Inbegriff aller Waffengattungen, aus bem hundertften Theile ver in 
ber Bundedmatrifel angegebenen Bevölkerung beſtehen fol, daß aber 

2. was die Faſſung betrifft, weber bie zuerft in ben Grundzügen 
entworfene, noch die des achten Wiener-Conferenz-Ausſchuſſes, noch 
die neue Redaction der Militär:Gommiffton ganz anzunehmen jel; 
dag man indeſſen 

3. darüber fich zu vereinigen fcheine, am meiften bie erfte Baffung 
zum Grunde zu legen, ba aus der Mebaction des achten Ausichufles 
basjenige weggelafjen werben follte, was ben Kriegszuſtand allein zu 
bezeichnen fcheint, unb aus ber neuen Faſſung der Militär⸗Commiſſion 
dasjenige, was theild zu fehr in das Detail eingehet, theild auf eine 
nicht angenommene Erhöhung bed Gontingentfußes hinführen Eönnte, 
theil8 in bie innere Organifation bes Militärs in den einzelnen 
Bunbesftaaten eingreifen würde, welche nach den individuellen Ber: 
haͤltniſſen zu behandeln und dem Butfinden ber Regierungen zu überlaffen 
wäre, wenn nur ben Anforderungen bes Bunves Genüge gefchieht. 

4. Die Rebaction des erften F. Eönnte baber allenfalls alfo lauten: 

„das Bundesheer befteht, mit Inbegriff aller Waffengattungen, aus 

einem Procent ber Bevölkerung aller Bundesflaaten, fo wie die 

felbe in ber Bundesmatrifel angegeben iſt“ 


157 


ober 
„das ordentliche Kontingent eines jeben Bundesſtaates zum Bunves; 
beere beträgt überhaupt ven bunberiften heil feiner in ber 
Bundesmatrifel begriffenen Bevolkerung“. 
„Es find unter diefer Zahl alle Daffengattungen Begriffen“ 

over aber 
„das Bundesheer ift aus ben Gontingenten aller Bundesflaaten 
zufammengefegt*. 
„Das Contingent eines jeben Bunbesftaates beträgt überhaupt ben 
hundertſten Theil feiner in ber Bunbesmatrifel bezeichneten Be: 
völferung”. 
„Unter diefer Zahl find alle Waffengattungen begriffen“. 

. 14. Antrag. 

Indeſſen glaubt ber Bundestags: Ausihuß in Militärfachen, bag 
ed gegenwärtig zu früh fein würde, in bie Redaction felbR einzugeben, 
fondern baß es zu dem gegenwärtigen Zwede genügen bürfte, wenn 
man fi über bie Sache felbft einverflanden bat, bie vorläufigen 
Beichlüffe der Militär: Commiffton zur Brundlage ihrer weitern Auss 
arbeitung zu eröffnen, und zugleich verfelben bie Directiv: Normen 
mitzutheilen, nach welchen fie nicht blos bie unmittelbar in Frage 
ftehenden Puncte, fondern aud alle übrigen hierauf Bezug habenden 
Artikel abzuändern und neu zu bearbeiten hätte. Was den ©. 1. 
betrifft, dürfte fie daher auf gegenwärtige Darftellung und die hieraus 
gezogenen Reſultate zu vermeifen fein. 

$. 15. Reſerve und Ergänzung. 
Adl.b.u.c. Die unmittelbar hierauf folgenden Puncte betreffen: 
b. die Beftimmung ber Neferve, und 
c. deren weitere Ergänzung, 
welche bier, ihrer naben Berbindung wegen, im Zufammenhange 
beleuchtet werben follen. 
$. 16. Grundzüge, | 

In den Grundzügen ift darin Folgendes beflimmmt: 

us. 3. Die Referve des Bundesheeres befteht aus einem halben 
Procent der Bevölkerung aller Bunbesftaaten”. 

„$. 4. So wie bie Gontingente bed Heeres ausrüden, müſſen 
in allen Bundesſtaaten die Reſerven aufgeftellt werden. Sie bleiben 
aber bis zur wirklihen Aufforderung in dem Bezirk eined jeden 
Bundesftaates, und treten erft, wenn fie befien Grenze überfchritten 

haben, unter bie Befehle bes Oberfelbheren des Bundes“. 

„$. 5. Zwei Drittheile der Reſerve werden für außerordentliche 
Fälle als Verflärkung zum Ausrüden bereit gehalten”. 

„Das lebte Dristbeil bleibt in jedem Bundesſtaate ald Stamm 
zurüd, und wird nach bem Ausrücken der erften zwei Drittheile wieder 
auf die vorige Meferneflärke ergänzt, um das Ergänzungsvepot zu 
bilden“, 
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„S. 6. Wenn in außerordentlichen Bällen noch größere Kraft: 
Anftrengungen nothwendig werben follten, wird barüber durch beſondere 
Bunbeöbefchlüffe dad Nähere beſtimmt werben. 

„S. 7. Die Contingente müflen immer vollsäßlig erhalten 
werben“. 

„Die Ergänzung berjelben geſchieht zunähft ans ben bereit zu 
Haltenden zwei Drittbeilen der Reſerve ($. 5), und bann, wenn dieſe 
erihöpft oder glei anfangs mit dem Bundesheer ausgerüdt find, 
aus dem auf ein halbes Prosent erhöhten Ergänzungsbepnt”. 

„F. 8. Die gefammten Ergänzungen Eönnen bei jedem Gontin- 
gente während eines Feldzuges die auf ein halbes Procent ergänzte 
Reſerve nicht Überfchreiten”. 

„Dieſe Reſerve iſt in ſechs gleiche Abtheilungen zu theilen, von 
welchen, zur allmähligen Grgänzung bed Bunbesheeres, ſechs Wochen 
nad dem QAusrüden befielben, bie erſte Abtheilung nachrückt, und 
bann die übrigen von zwei zu zwei Monaten folgen. . 

„$. 36. Bür zwei Drittheile ber Reſerve müflen die Gabres 
auch im Frieben beſtehen“. 

„$. 40. Der Bund wird auch bei dem Ausbruche bes Krieges 
beichließen, ob von jebem Bunbesflaate nur ein Theil des Kontingentes 
oder bad Banze zu fielen fei, dann ob bie bereit zu haltenden zwei 
Drittheile ber Reſerve zugleih mit bem Heere ausrücken follen, ober 
ob dem Oberfeldherrn dad Recht einzuräumen fei, biefe Reſerve im 
Augenblidle ber dringenden Gefahr an ſich zu ziehen unb vie Anf: 
forderung hierzu an bie Bunbesflaaten gelangen zu laflen”. 

6. 17. Bemerkungen. 

In dem im Anfange des vorigen Jahres über bie Grundzüge 
gemachten Bemerkungen und Gegenbemerfungen kommt über biefen 
Gegenſtand Bolgendes vor. 

Bon Baiern wurde zu ben $6.5 und 8. erinnert, baß, um zu 
beurtbeilen, in wie weit bie dur den Entwurf feftgefeßten An= 
ftrengungen ben Kräften der einzelnen Bundesſtaaten angemefjen feien, 
vor allem nöthig wäre, ben gegebenen Maaßſtab auf die wirklichen 
Berhäftnifie anzulegen. Das Bundesheer foll beſtehen aus einem 
Brocent ber Bevölkerung, bie Reſerve aus einem halben Procent, 
tel ber Reſerve ober tel Procent follen fogleih in Bereitſchaft 
gefeßt und ber Weberreft bei bem Ansrüden ber tel Reſerve auf ein 
halbes Procent ber Bevölkerung ergänzt werben. Dieſes gebe alfo 
Stel Procent ber Bevölkerung als Maximum ordinarium für einen 
Beltzug, fobin auf Baiern angewendet, nach einer Volkszahl von 
ungefähr vierthalb Millionen 65,267 Dann. 

Daß dies eine große Anftrengung voraudfege, werte man dann 
am leichteſten ermeilen, wenn man nad biefem Verhältniſſe bie 
Mannſchaft bei andern einzelnen Bundesftanten berechne, und mit dem 
bisherigen Militaͤrſtand vergleiche. Es werde vielfältig gefühlt werden, 
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daß man große Kraft aufbleten müffe, um biefer Borberung zu 
genügen. | 

Es fomme auch zu erwägen, daß, fofern Defterreich unb Breußen, 
welche in einem Bundeskriege als bie natürlichen Alliierten des Bundes 
angefeden werden fönnten, mit ihren übrigen Staaten auch gleiche 
Anftrengungen wie die Bundesflanten machen, ſchon, nach 14 Procent 
ber DBevölferung, beide Mächte mit einander beiläufig ein ftebendes 
Heer von 250,000, und eine Neferve von 125,000 Mann ftellen 
würden, fo daß in biefem Falle vie Sahe des Bundes durch ein 
Heer von 550,000, mit einer Referve von 275,000 Mann vertheibiget 
würde — eine Macht, die für Vertheibigungsfriege wohl hinreichen bürfte. 

Man könne ferner nicht unbeachtet laffen, daß, wenn ber Bund 
größere Anftrengungen als von 14 Procent leiſten follte, ſolche 
Teniglich die mit Ihrem ganzen Länder-Umfange im Bunde befindlichen 
Staaten treffen würde, während die übrigen Bundesglieder ihre 
Gontingente auf die ganze Bevölkerung ihrer Staaten vertheilen, und 
ihren deutſchen Ländern alfo kaum die Hälfte ber von ben Andern 
zu tragenden Leiſtungen auferlegen würden, wie fchon früher in einer 
hanndverfchen Abſtimmung erinnert worden. 

Es dürfte daher für angemeffen gefunten werben, bei bem zuerft 
angetragenen DVerbältniffe ftehen zu bleiben und bas Maximum ordi- 
narium auf ein Procent für das flehende Heer und 4 PBrocent für 
die Reſerve feftzufegen. 

Werte aber von ben übrigen Bunvesgliedern für nöthig erfannt, 
daß das Höhere Verhältniß von 15 Procent angenommen werde, fo 
wolle fi Baiern keinesweges biefer größern Anftrengung entziehen, 
fondern werde jederzeit mit Kraft und Eifer die gemeinfame Sache 
zu unterflügen ſich zur erften Pflicht machen. 

Zu $. 35 und 36. erinnerte Baiern, bag den Staaten, weldhe 
eine ganze Diviflon ober ein eigenes Armeecorps ftellen, zu überlaffen 
wäre, im Friedensſtande für bie Bereithaltung bes Kriegeflandes 
nach ihren eigenen @inrichtungen felbft zu forgen. 

Zu $. 40 wurbe bemerkt, daß biefer $. auf ben erfien Gap zu 
befchränfen, unb bie weitere Beflimmung von den Worten an: 

„dann ob bie bereit zu haltende zwei Drittheile ber Reſerve ⁊tc.“ 
ala unndıhig mwegzulaffen fei, ka ohnehin das Ganze ber künftigen 
Beſtimmung bed Buntes im eintretenden Balle überlaffen bleibe. 

Königlich-preußifcher Seitd wurbe gegen biefe baierifchen Be⸗ 
merkungen erinnert: 

Ad $. 5 und 8. Da bie angegebene Stärke bed Bunbesheeres 
gleihiam als das Minimum angefehen worden, ſo laſſe ſich nicht 
abfehen, wie ſolches noch verringert werben koͤnne. Preußen machte 
in feinen Staaten eine Anftrengung von fünf Procent ver Bevoͤlkerung 
als nothwendig, und Fänne daher nicht zugeben, daß andere beutfche 
Staaten einen fo Heinen Maaßſtab annehmen wollen. 
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Ad $. 35 und 36 wurde erwiebert: ba bie in dieſen SE. an⸗ 
gegebenen Beilimmungen ein Minimum feien, welches ben größeren 
Staaten nicht läflig ſein könne, deſſen Befolgung aber von den kleinern 
Staaten notbiwendig gefordert werben könne, fo fei nicht abzufeben, 
warum erftere fich von ben gegebenen Brunbfägen ausichließen wollen. 

Ad $. 40 feine 26 boch möglich zu. fein, Daß ber 6. unver: 
kürzt ftehen bleibe. 

In der Eöniglih:fächflihen Abflimmung wurbe ad $. 8 bemerfi, 
man känne fih von ber Notbwenvigkeit, daß fhon ſechs Wochen 
nach bem Ausrüden bes Bundesheeres eine aus bem fechsten Theile 
ber Reſerve beftehende Abrheilung an Ergänzungs-Mannſchaft nach: 
rüden folle, nicht überzeugen, fonbern ermefle für hinlänglih, wenn 
ber Erſatz fo bereit gehalten werde, daß er, nach Eingang ber Anzeige 
von dem in ben erften ſechs Wochen nach dem Abmarfche entflantenen 
Abgange, ohne Aufenthalt nachrüden könne, und daß. ber fpäter ſich 
ergebende wirklihe Abgang, durch die von zwei zu zwei Monaten 
nachzufenbende Ergänzungs-Mannſchaft erfeßt werde. 

Königlichpreußifcher SeitE murbe dagegen erinnert: 

Die Erfahrung ber neueften Kriege haben zur Genüge beftätigt, 
baß der Abgang bei dem Heere, befonders im Anfange bes Feldzugs 
Höchft bedeutend; und Daß, ohne vorhergehende Borforge, die Gon: 
tingente nie im completten Stande zu erhalten fein würden. 

Befonders fei died ber Fall auf langen Operationdlinien, wo 
bie erften Depots der Armee entweder näher gerüdt werben müßten, 
oder zu veranftalten ſei, daß Die abgehende Mannfchaft zur rechten 
Zeit, aus ihrem Friedens Quartiere abmarfcieren. Dies wurde 
durch practifche Beiipiele näher erläutert. 

Nah der badifchen Bemerfung zu dem 8. $. vermeinte man 
nicht, baß ed ale unumftößlicher Srundfag anzunehmen ſei, daß 
gefammte Ergänzungen. bei einem jeden Gontingente, die auf ein halbes 
Procent ergänzte Reſerve nicht überſchreiten koͤnnen, weil hoͤhere 
Zwecke größere Anſtrengung erfordern, und nah $. 6 ſchon in 
außerortentlihen Bällen, vermöge befonderer Bundesbeſchlüſſe, größere 
Kraft-Anftrengungen bedingt feien. Königlich-preußiſcher Seits wurde 
biefe Bemerkung gern angenommen. 

Die großherzoglichzheffifchen Bemerkungen enthalteu über biefe 
Gegenſtaͤnde folgendes: 

Die Neferven follen nach dem $. 4-und 31 ber Grundzüge erft 
nad dem Aufbruche bes Bundesheeres aufgeftellt werden, jo zwar, 
daß ſechs Wochen darauf zwei Drittheile derſelben marfch- und ſchlag⸗ 
fertig felen — Es werde aber auch nah bem 6. 7 und 40 gefordert, 
dag zwei Drittheile der Reſerve gleich Anfangs mit bem Bunbeöheere 
ausrüden fünnen. Dies flehe im Widerſpruch. Wenn die Reſerven 
erft nach ven Aufbruche des Vundesheeres aufgeftellt werben tollen, 
fönnten fie unmöglich mit Ihm ausrüden. — GEben-fo fei der $. 36, 
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in fo weit er von ben Reſerven fpricht, eine nur mangelhafte 
Miederholung des F. 32. Dieſe Säge bebürften daher einer be 
flimmteren Abfaffung. ' 

Königlich-preußifcher Seits wurbe dieſe Bemerkung als gegründet 
anerfannt. a | 


Don Holftein-Ofdenburg wurde folgendes geäußert: 

Zum $. 1 bi8 8 made man fi die Baierifche Bemerfung um 
jo mehr zu eigen, als die Beſtimmung bed Bundes.Eontingents auf 
ein Procent von ber Art fei, daß auch die Bundesſtaaten, deren 
Umfang feinen großen Militär-Etat verftatte, auf bie Dauer würden 
teiften fünnen, was fie biernach zu übernehmen haben, wobei bie 
Reſerve allein als eine Vorkehrung zur Sicherftellung ber fteten 
Bollzähligkeit bes Bontingents zu betrachten wäre, und fich übrigens 
von ſelbſi verflünde, auch noch beftimmter, wie im $. 6 gefcheben, 
ausgefprocdhen werden Eönnte, bag ber Bund, nach Beſchaffenheit der 
Umftänbe, jede weitere Anftrengung bejchließen werde, welche bie 
Gefahr des Vaterlandes und die Verfolgung des Bundeszweckes er- 
beiihen bürfte, 

Für die allgemeine und regelmäßige Rüſtung zur Vertheibigung 
fcheine die Beſtimmung bes F. 1, in Verbindung mit ber Vorforge 
für bie zwedmäßige Bereitihaft und allenfalls nörhige Ergänzung 
der ontingente, zu genügen, Auch werbe eine Vergleihung der 
Hülfsmittel aller Art, melde den großen Mächten zu Gebote ſtehen, 
mit denen der fleinern Staaten fehr leicht den Beweis liefern, baß 
bei einer noch größern Anftrengung, menigftend in finanzieller 
Dinfisht, zwiſchen jenen und biefen eine bedeutende Ungleichheit ent⸗ 
fiehen müßte, welche doch gewiß nicht bezwedt werde. Es wäre 
daher zu mwünfchen, baß dem angenommenen Maapftabe ber Leiftungen 
nad, der Bendlferung unbefchadet, der Koftenaufwand berüdfictiget, 
und wie bereits früher in einer Eaiferlich-öfterreichifchen Abſtimmung 
geäußert worben, darnach bie Möglichkeit der Leiſtung ermäßigt, und 
diefer eine der Grhaltung des Wohlftandes der Bunbeöflaaten ents 
fprechende Grenze geſetzt werde. | 

Zu $. 40 wurde bemerft, es fcheine bad die Aufbietung eines 
Theild der Coutingente in deren Eleineren Beftandtheilen Schwierig: 
feiten finden, und dieſe näheren, Beftimmungen wünſchenswerth machen 
Fönnte. Man glaube aber auf die Billigfeit fämmtlicker Buntes: 
glieder gegen einander, und das gegenfeitige Vertrauen zum Voraus 
rechnen zu fönnen, fo bag, im eintretenden Balle, eine ungleiche 
Behandlung der Bundesſtaaten nicht zu beforgen fein werde. 

Königlich-preußiiher Seits wurde hierüber Feine bejondere 
Gegenbemerfung gemacht. | 

Die von den Fürſten ber fechözehnten Curie zur Dietatur ges 
£onımene Bemerkungen enthalten über dieſe Begenflänte feine fperiellen 
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Anträge, ſondern nur im Allgemeinen ven Wunſch möglichſter 
Grleichterung der Gontingentflellung und ber diesfallfigen Leiftungen. 
$. 18. Vertrauliche Sitzungen. 

In der vertraulihen Sitzung am 4. März 1819 wurden biefe 
Bemerfungen und Gegenbemerfungen mit einander verglichen und 
näher erörtert, und, indem man fle an die Militär: Commiffton ab: 
zugeben befchloß, fam man zugleich dahin überein, daß 

a. zu $. 1 bis 8. nach Mehrheit ber Stimmen, es bei der in 
den Grundzügen ausgefprochenen Stärke des Bundesheeres unb ber 
Reſerve fein unabänberliches Verbleiben habe. 

b. Was bie anfcheinenden Widerſprüche in ber Faſſung ber 
$$. 4. 7 und 40. ber Grundzüge betrifft, fo vereinigte man fi 
dahin, bei bereinftiger befinitiver Redaction ber Bundes: Militär: Ver- 
faflung und ber von dem Bundestags: Ausfchuffe zu erwartenden 
Zujammenftellung, in dem 6.7. nach ben Worten: „wenn biefe erfchöpft, 
ober”, die Worte: „gleich Anfangs”, dann in dem $. 40 nad ben 
Worten: „zwei Dritcheile der Reſerve“ das Wort „zugleich” wegzulaflen. 

c. Auf bie Anftände Badens, daß bie 66. 6 und 8. fi zu 
widerfprechen fihienen, und die Bemerkungen Königreih Sachſens 
gegen 6. 8, wegen Nachrüden ver Reſerve ıc., wurde nach näherer 
Erläuterung für gut gefunden, es bei ben Brundzügen zu belafen. 

In der mweitern vertraulichen Sitzung vom 8. März 1819 hatte 
man zu $. 32. auf die Grinnerung Badens feftgefegt, dieſen Para⸗ 
graphen dahin abzuändern, daß in allen Bundeöftaaten fhon im 
Brieden bie Cadres ber Referven, wenigftens für zwei Drittbeile 
beftehen müffen. 

Zu 5.36. wurbe bie erfte Zeile: „für zwei Drittheile der Reſerve 
müflen bie Cadres auch im Frieden beſtehen“ wegzuſtreichen belicht, 
weil der Zufag zu 6. 32. ſolches nunmehr überflüffig mache. 

Zu $. 40. ſprach fih die Mehrheit für die Beibehaltung bes 
Paragraphen aus, und nur über bie Art, wie, im Balle bes Nach: 
rüdens, bie Reſerven in das active Heer einzutheilen feien, wurde 
die Militär: Gommiffton zu vernehmen verabrebet. 

6. 19. Militär: Commilfion. 

Die Militär: Commifflon flellte nun in ihrer neuen Redaction 
die bier einfchlägigen Paragraphen in folgender Weile auf: 

„S. 3. Die Referve bes Bundesheeres beftebet aus einem Drittheil 
Prozent der Bevölkerung, nach denſelben Beftinmungen, welche über 
die ftreitbare Mannfcaft des Bunbesheeres im 6. 1. feftgelegt worten. 
Sie muß von bem Augenblid an in Bereitfchaft gehalten werben, 
in welchem bad Heer aufgehoten wird; förmlich ausgerüftet unb auf: 
geſtellt wird fie jedoch nur durch einen befondern Veſchluß ber 
Bunbdesverfammlung. Bis zur wirklichen Aufforderung bleibt fle in 
dem Bezirk eines jeden Bundesſtaates, und tritt erft, wenn fie fi 
auf ihrem Sammelplag befindet, unter die Befehle des Oberfelbherrn". 
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"$. 4. Das Maximum ber Erſatzmannſchaft bed Bunbesheeres 
in einem Sabre beſteht aus einem halben Procent der Benölkerung, 
und wird nach und nach in Depots aufgeftellt; ein Drittbeil bavon 
muß unaudgefeßt präfent beifammen fein. Sechs Wochen nad dem 
Ausrüden des Bundesheeres wird von biefen Depots ein Zwölftheil 
von einem Procent der ganzen Bevölkerung, das heißt, die Hälfte 
des aufgeftellten Depots felbft, ald Ergänzung bem Heere nachgefenber, 
mit ben übrigen Nacfendungen aber wird von zwei zu zwei Monaten 
fortgefahren“. 

ns. 8. Wenn in außerordentlichen Fällen noch größere Kraft: 
anftrengungen nothwendig werben follten, wirb darüber durch befonbere 
Bundesbefchlüffe das Nähere beflimmt werten”, 
Die Retaction des F. 27, welcher mit dem 6. 30 ber früheren 
Baflung correfpondirt, und bie Bereithaltung bed Gontingents im 
— betrifft, wurde bei der damaligen Berathung noch vorbe⸗ 
alten. 

uS. 28. Eben fo müſſen bie Reſerven, nämlich ein Drittheil 
Prozent der Bevölkerung eines jeden Bundesſtaates, gleich nach dem 
Ausrücken des ſtehenden Heeres dergeſtalt in Bereitſchaft gehalten 
werden, daß ſie ſpäteſtens zehn Wochen nach dem diesfallſigen Be⸗ 
ſchluß der Bundesverſammlung auf den Sammelplätzen jedes Contingents 
zur Verfügung des Bundesfeldherrn geſtellt werden können“ — 

„Sie müſſen übrigens in allen ihren Theilen gleich dem Heere 
ſelbſt, organifirt, andgerüftet‘, eingetheift und behandelt, und alfo bei 
größeren Buntesftaaten in Diviftonen und Brigaben, bei mittleren 
in Brigaden und Negimenter, und bei Eleinern in Bataiflons und 
Divifionen aufgeftellt werden. Wenn jedoch die Reſerve eines 
Bundesſtaates weniger als ein Bataillon oder eine Divifion ausmachen 
follte, fe kann biefelbe bem Gontingente für das active Heer einver- 
leibt werden, wenn es nicht mehrere fleine Staaten vorziehen möchten, 
ihre eingelnen Theile in ein Ganzes zufammenftoßen zu faffen“. 

„S 29. Bon dem für die Erfagmannichaften (Depots) be: 
ſtimmten halben Prozent der Bevölkerung, muß gleich nad) dem Aus: 
rüden des ftehenden Heeres ein Drittheil, das beißt ein Sechstheil 
von einem Prozent ber Bevölkerung eines jeden Bundesſtaates auf: 
geftellt, und, mit voller Berüdfichtigung der im erſten Abfchnitt 
6. 4 angeorbneten Nachſendungen unausgejegt complet erhalten 
werden”. 


„Zu diefem Ende müffen die Cadres ter Reſerve fogleich nad 
dem Ausrüden bes Buntesheeres in eigene Körper gebildet, und ein 
Sechstheil der Mannfchaft von jeder Waffengattung derfelben einbe: 
rufen werben". 

„$. 37. Der Bund wirb beichließen, ob von jebem Bundes⸗ 
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ſtaate nur ein Theil bes Gontingents oder das Ganze zu flellen 
ſei — dann, ob die Reſerve ganz oder zum Theil mobil gemacht 
werben folle". 

Bei dieſer Meberjiht der von ber Militär:Gommiflion verab: 
rebeten, aber bem Bundestags: Ausfchuffe noch nicht vorgelegten, ein- 
ſchlägigen Beftimmungen, wird von felbft in bie Augen fallen, daß, 
wenn auch von ber einen Seite die Militär:Gommiffton die vorge 
fchlagenen Abänderungen weiter ausgedehnt hat, als eben die Ver⸗ 
anlaffung zunächft dazu gegeben war, auf ber andern Geite durch 
diefen Entwurf in mancher Hinfiht ber Weg einer näheren Ber: 
bindung zweckmäßig eröffnet worben fei. — 

6. 20. Wiener Conferenz-Ausſchuß. 

| Der bei den Wiener Eonferenzen aufgeftellte achte Ausſchuß 
erftattete in ber 20. Sikung am 29. März biefed Jahrs feinen 
Antrag, und, indem er den Grundſat der möglichfien Grleidhterung 
im Frieden vorausichicdte, befchränfte er feinen Antrag über ben 
vorliegenden Begenftand barauf, bag ein halbes Prozent ber Be 
völferung bie Reſerve bilden ſollte. Zu dieſem Ente ſchlug er 
folgente zwei Artifel vor: 

„S. 8. Außer bem beftimmten bunbertften Theil zum eigentlichen 
Gontingente, wird auch noch ver zweihunbertfte Theil ber Bevölkerung 
als Pteferve, nur zur Srgänzung bes allmähligen Abganges, und 
zur fortwährenden Suflanphaltung im Striege, nach Bebarf ausgehoben, 
und in bazu erforterliche Bereitfchaft gehalten werden”. 

ns. 9. Weitere außerordentliche Anftrengungen und Truppen: 
ftellungen zur Vertheidigung bed Bundes im Laufe eined Krieges, 
werden nach Befchaffenheit ver Umftänbe und ben jebeömaligen Be- 
bürfniffen von der Bundesverfammiung zu befchließen fein. 

$. 21. Achtundzwanzigſte Wiener-Eonferenz. 

Bei der in der 28. Sigung am 11. Mai gehaltenen Plenar⸗ 
Verſammlung ber Konferenz wurde von 

Oeſterreich Eeine Grinnerung gemacht; 

Eben baffelbe kommt von 

Preußen zu bemerfen 

Baiern ſtimmte dahin, daß ein halbes Prozent der Bevölkerung 

ur Ergänzung als Neferve auf vorgängigem Bundesbeſchluſſe derge⸗ 
Halt in Bereitichaft zu Halten sei, daß ſolches ſechs Wochen nad 
erfolgtem Bundesbeſchluſſe ausrüden, und unter den Befehl bes 
Oberfeld-Herrn treten fünne, fobald die Truppen das Rand verließen, 
ober in die eigentliche active Armee einrückten. 

Königreih Sachfen erinnerte nun über ben 9. Artikel des 
Ausſchußantrages, daß entweder nach ben Worten: „zur Bertheidigung 
bed Bundes im Laufe eined Krieges" zugleich der Beflimmung des 
Bundesheered zur Erhaltung innerer Ruhe und Sicherheit ebenfalls 
erwähnt, oder, anftatt jener Stelle, ein allgemeiner Augbrud, etwa, 
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„für den Bund”, gebraucht, ober au jene Worte ganz weggelaffen 
werben möchten. 

Sannover flimmte den königlich-fächflfchen und fpäter folgenden 
Furbefliichen Bemerkungen bei. 

Bon Württemberg wurbe hierüber nichts erinnert. 

Don Baden eben fo wenig. 

Kurheſſen bemerkte, daß der 8. Sag des Ausfchußantrages bie 
Beimmung bed 8. $. der Grundzüge: „bie gelammten Ergänzungen 
tönnen bei jedem Gontingente während eines Feldzuges die auf ein 
halbes Prozent ergänzte Neferve nicht überfchreiten" — keineswegs 
abändern bürfe. 

So wie der Sat ber Anträge gefaßt fei, könne er auch ver: 
landen werben, als ob der zweihunbertfte Theil ber Bevoͤlkerung 
bie Ergänzung für die ganze Dauer bed Krieges ausmachen ſollte. 

Der Vertrag bed achten Ausfchuffes enthalte Bemerkungen über 
bie Bereithaltung im Brieben, welche darauf gerichtet fcheinen, bie 
Bekimmungen bes IV. Abjchnittes ber Grundzüge überall zu befeitigen. 
In den Anträgen fei dieß allerdings nicht audgefprochen, und es 
fheine demnach zuvörderſt eine Erläuterung über die Anſicht des 
Ausſchuſſes erforberlich zu fein. 

Man halte auch dafür, daß die Beſtimmungen in Anfehung der 
Bereithaltung und ber Ergänzung ber Reſerve mehr präckfirt, und 
dabei die Beitimmungen ber Grundzüge fo wie auch vie Arbeiten 
der Militär:&ommiffion, zum Grunde gelegt werden müßten. 

Dieß werbe auch dann erforderlich fein, wenn bie Reſerve, mit 
Einfhluß der Ergänzungs⸗Depots, auf 4 Prozent befchränft fein 
mürte, welches von Seiten Kurheflend in Anfpruch zu nehmen, der 
Gefandte bermal nicht angewiefen fei, und demnach feiner Seit von 
ber allgemeinen Anficht Über die nothwendige Stärke des Bundes⸗ 
Militärs abhänge. 

Oroßherzogthum Heſſen flimmte ben Anträgen bes achten Aus: 
ſchuſſes bei. 

Holftein erinnerte über dieſen Gegenſtand nichts insbeſondere. 

Don Luxemburg twurde nichts bemerft. 

Großherzoglich und herzoglich-ſaͤchſiſche Häufer nahmen bloß 
im Allgemeinen bie möglichfte Grleichterung in Anſpruch, welchen auch 
die fünfzehnte und ſechszehnte Eurie- beitraten. 

Braunfchweig flinnmte wie Hannover, und Naſſau erflärte ſich 
für die Anträge des achten Ausfchuffes, auf welche ſich auch Medienburg 
bezog. 

j Bon ben freien Städten wurbe bierüber nichts bemerft. 
6. 22. Neueſte vertrauliche Abflimmungen. 

In ben neueften vertraulichen Sigungen ber Bundedverfammlung 
vom 10. und 17. Auguft wurben hierüber folgende eventuelle Ab- 
flimmungen gegeben: 
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Defterreich wiederholte das in Wien abgegebene Votum. 

Preußen machte feine fpecielle Bemerkung, hielt fi einzelne 
Erinnerungen bevor, und trat im Weſentlichen Defterreich bei. 

Baiern flimmte bafür, daß die Meferve auf ben zmeihundertfien 
Theil der Bevölkerung zu beichränfen, biefelbe aber zur Ergänzung 
auf vorgängigem Bundesbeſchluß dergeſtalt in Bereitfchaft zu Halten 
wäre, daß folche in Zeit von ſechs Wochen nach erfolgtem Bunbes- 
befchluffe ausrüden, und unter den Befehl bes Oberfeldherrn treten 
tönne, ſobald bie Truppen bad Land verlaffen, oder in bie eigentliche 
astive Armee einrüden. 

Die weitere Ausdehnung ber Reſerve wäre nicht auszuiprechen, 
unb biernach bie 66. 5. 7. 36 und 40 ber Grundzüge abzuändern. 

Königreih Sachen äußerte ſich dahin, daß außer dem beffimmten 
hundertſten Theil zum eigentlichen Contingente, auch noch der zwei: 
hundertſte Theil ber Bevölkerung als Meferve, nur zur Ergänzung 
bed allmähligen Abganges und zur fortwährenden Inſtandhaltung 
im Kriege nad Bedarf ausgehoben, und in bazu erforderliche Be: 
zeitfchaft gehalten werben folle. 

Weitere außerordentliche Anftrengungen und Truppenſtellungen 
würden nad DBeichaffenbeit ber Umftände, und bem jedesmaligen 
Bebürfnifie, von der Bundesverſammlung zu befchließen fein. 

Hannover trat ben Anträgen bes achten Ausfchufles bei, ſowohl 
in Anjehung ber Befchränfung der Reſerve auf ein halbes Brozent, 
al8 in Anfehung ber Art, wie weiter gehende Anfttengungen, um 
verbinblich zu fein, befchloffen werden müßten. 

Württemberg trat ber baierifhen Abſtimmung bei, bemerfte 
aber über dieſen Punkt noch Folgendes: 

Da die in dem 8. F. ber Wiener Ausſchuß-Anträge enthaftene 
Beflinmung ber Reſerve bie Bigenfchaft bloßer Erſatzmannſchaft in 
ber Art geben würbe, baß in Briebendzeiten nicht einmal bie Gabres 
ber Reſerve zu halten wäre, und da eine ſolche Abänderung bem 
von zwei Militär-Commiſſionen anerkannter Bebürfniffe durch 
Schlagfertigkeit der Erfagmannfchaft die Sicherheit des Bundes zu 
wahren, nicht entfpricht, fo Eönne man in Uebereinflimmung mit ben 
Anfihten der vorderen Abflimmungen, nit umhin, bei den besfalle 
bereitö in ben Grundzügen aufgenommenen Beſtimmungen, nur unter 
Berüdfichtigung der von ber Sekten Militär-Gommiflion in ihrer 
17. Sigung vorgefchlagenen Mobiftcationen fliehen zu bleiben. 

Se. Majeftät legten um veöwillen einen beionberen Werth auf 
die Beibehaltung bes von der Militär: Commiffion gemachten An- 
trages, weil, ihrer Ueberzeugung gemäß, bavon hauptſächlich ter 
geregelte Uebergang von dem Friebens⸗ in den ſtriegsſtand ab: 
Hängig fei. 

Baben erklärte fih dafür, daß die Reſerve, einichließlich ber 
Depots, aus einem halben Prozent ber Bevölkerung beleben follten. 
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Kurheſſen flimmte ebenfalls bei, daß überhaupt nur ber zwei⸗ 
hundertſte Theil ber Bevölkerung zur Reſerve gewidmet, und für bie 
Dauer eined Feldzugs in feinem Balle ein Mehreres begehrt werben 
follie, weitere außerordentliche Anftrengungen aber befonderö von bem 
Bunde zu beichließen ſeien. 

Großherzogthum Heffen trat ben Anträgen des Wiener Aus: 
ſchuſſes bei. 

Holftein vereinigte ſich mit ber baierifchen Abſtimmung. 

Luremburg fchloß ſich an das Gutachten des achten Ausſchuſſes an. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich- fächfifche Häufer waren damit 
einverftanden, daß der zweihundertſte Theil der Bevölkerung zur 
Reſerve beftimmt werde. 

Naſſau bezog ſich auf die Anträge des achten Ausſchuſſes, und 

Braunſchweig ſtimmte wie Hannover, Mecklenburg⸗Schwerin 
und Sirelitz wünſchten, daß bie von dem achten Ausſchuß in Antrag 
gebrachten Erleichterungen angenommen werben, wollten jeboch, wenn 
es nöthig werden follte, auch einer größeren Anftrengung ſich nicht 
entziehen. 

Was insbeſondere den vorliegenden Gegenſtand betrifft, ſtimmten 
fie für den zweihundertſten Theil ber Bevölkerung als Meferve, aber 
nur zur Ergänzung bed Gontingents, fo daß bie Stellung von eim 
und einhalb Prozent in einem Feldzuge nicht überfchritten werben 
bürfte, fo lange nicht außerordentliche Anftzengungen in ben Zällen 
dringender North von ber Bundesverfannmlung beixhloffen würden. 

Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg ſuchten in Allgemeinen 
barzuftellen, daß es einigen Staaten nach ihrer inbivibuellen Lage 
unerichwinglich fein würde, bie in Antrag gefommenen Leiftungen zu 
erfüllen, baß eine Erleichterung barin durchaus nothwendig jei, und 
daß man vorzüglich auf möglichfte Schonung im Frieden bedacht fein 
müſſe, um die im Kriege nöthigen Anftrengungen möglich zu machen. 
Auf Leiftungen, welche bie Kräfte überſteigen, könne nicht eingewilligt 
werben. Ueber den Maaßſtab ber Meferven indbefonbere wurde nichts 
erinnert. Die fechözehnte Curie wünfchte bie möglichfle Erleichterung 
in ber Gontingentfellung und trat ber großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ 
fächfifchen Abſtimmung bei. 

Die freien Städte flimmien nah ben Wnträgen bes achten 


Ausſchuſſes. 
§. 23. Reſultate. 

Aus dieſer Zuſammenſtellung dürften ſich, fo viel bie quantitative 
Beftimmung ber Reſerve und deren Ergänzung betrifft, folgenbe 
Reſultate des Geſammtwillens ergeben, melden fi auch biejenigen 
Staaten, welche noch einigermaaßen davon abweichen, am leichteften 
anfchließen bürften. 

1. Die Referven wäre auf ben zweihundertſten Theil ber Be⸗ 
völferung zu beichränfen. 


wo 
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2. Aus ber Referve wären bie Ergänzungen bed allmähligen 
Abgangs bei dem Bundesheere zu nehmen. 

3. Die Reſerve wäre dergeftalt in Bereitfchaft zu halten, Daß, 
innerhalb eines zu beſtimmenden Zeitraums nad erfolgtem Bunbes: 
beichluffe, größere oder kleinere Abtheilungen berfeiben ausrücken 


koͤnnen. 


4. Ueber biefen Zeitraum und über die Modalitäten des Nach⸗ 
vüdens, bätte bie Militär-⸗Commiſſion näheres Gutachten abzugeben. 

5. Sobald die Neferven das Land verlaflen, oder in die eigent- 
Eiche active Armee einrädten, follten ſie unter ben Befehl bed Ober: 
felbhersn treten. 

6. Gine weitere Ausdehnung ber Reſerve Aber den zweihundertften 
Theil ver Bevölkerung folle nicht ftatt finden, und daher die SS. 5. 
7. 36 und 40 ber Grundzüge abgeändert ‚werden. 

7. Die gefammten Ergänzungen Eönnen bei jebem Gontingent 
während eines: Feldzuges bad Maaß der Auf den zmweihundertfien 
Theil ber Benölferung beftimmten Reſerve nicht überfchreiten. 

8. Wenn in außerorbentlichen Fällen noch größere Anftrengungen 
nothwendig werden follten, wäre, ‚nach Befchaffenheit ber Umflänte 
und dem jebeömaligen Beduͤrſniſſe, von der Bundesverſammlung das 
Nähere zu beſchließen. 

9. Die Beftimmungen über Ne Bereithaltung im Frieden wären, 
mit Nüdficht auf die möglichſte Erleichterung ber Staaten, zu mobi: 
fiziren, fo weit es ohne Nachtheil ver für ben Ball ber Aufforderung 
fiher zu ſtellenden Schlagfertigkeit: gefchehen koͤnne. 

10. Im eintcetenden Balle hätte bie Bundesverſammlung zu be: 
ſchließen, ob von jebem Bundedflaate nur ein Theil des Gontingents 
ober das Ganze zu ſtellen fei. 

6. 24. Antrag. 

Diefe Säge von 1-10 wären der Militär: Commiflion zur 

weiteren Ausarbeitung als Direetivo:Normen mitzutbeiilen. 
. 25. 


ad h. d. Das Verhältnig der Waffengattungen. Grundzüge. 

Hierüber. enthalten die Orundzüge der Kriegs-Verfaſſung folgenbes: 

a. Reiterei. 

"ns. 13. Das numerische Verhältniß ber Reiterei bes Bundes: 
heeres wird auf ein Sechötheil der Geſammtzahl der Bundesmacht, 
fowohl für das ausrüdende Heer, ald für die Neferven angenommen. 
Hiervon foll höchſtens ein‘ Drittheil aus fchwerer, die Mehrzahl aber 
aus leichter Reiterei beſtehen“. 

b. Artillerie. 

„F. 14. Für die Artillerie wirb das Verhältniß dergeftalt fef: 
gefeßt, baß zwei Stüde Gefchüges für jedes Taufend Mann ven 
dem ausrüdenden Heere fowohl, ald der Meferve ‚gerechnet werben". 

„F. 16. Die Berienung des Gefchüges wird, mit Einfchluß 
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bes dazu gehörigen Fuhrweſens, zu 31 Mann für jebes Städ an- 
genommen", 

Was biefer Abfchnitt über das Verhältnig ber Waffengattungen 
noch weiter enthält, betrifft die Bereithaltung des Befchüges in den 
Zeughäufern, um ben Abgang zu decken, technifche Beftimmungen in 
Bezug auf das Kaliber des Befchänes, das Verhäftnif ber Pionniers 
und Pontonniers, dann ber Jäger und Scharfſſchützen zu der Ge⸗ 
fammtzahl der Bundesmacht, endlich in mie fern Landwehr und 
Landſturm zur Stellung bes GKontingents zu verwenden wäre. 

$. 26. Bemerkungen. 

Sn ber 1. bis 4. Sitzung vom Jahre 1819 vom 21. und 28. 
Sannar und 4. u. 11. Februar wurde Über bie Grundzüge zu Protocofl 
abgefimmt, und in der 4. Sigung vom 11. Bebruar einhellig ver 
oben $.-4. angeführte Beſchluß gefaßt: \ 

Die von ben refp. Staaten vorbehaltenen Bemerkungen, fo wie 
auch mehrere dadurch‘ veranlaßten Begenbemerfungen, wurben in ber 
zweiten bis fechöten Sitzung abgegeben unb loco dietaturae gebrudt. 
Was davon bad Verhältniß ber Waffengattungen betrifft, ift folgendes: 

Königreih Sachſen war der Meinung, baß e8 ber Gonvenienz 
der mittleren und Eleineren Staaten zu überlaffen fei, ob ſie leichte 
ober ſchwere Reiterei ftellen wollten. 

Württemberg trug auf eine Berminderung ber Heiterei an, ber 
Art, daß das Verhältniß biefer Waffengattung zu ein Sechstheil ber 
Infanterie, nicht, wie vorgefchlagen, zu ein Sechötheil der ganzen 
Heeresmacht angenommen merbe. 

Großherzogthum Heſſen äußerte fih in gleichem Sinne, mit 
dem Beifligen, daß eine minbere Leiftung an GBavallerie, etwa burch 
eine zahlreichere Infanterie erjeßt werben koͤnne. 

Großherzoglich und herzoglich:fächftiche Häufer trugen auf Er: 
leichterung für bie Mindermächtigen in Stellung ber Reiterei und 
bes Geſchützes an, und mwünfchten wenigſtens, wenn eine ſolche Er- 
leichterung nicht unbedingt eintrete, eine verhältnißmäßige größere 
Zahl an Zußvolk für jene Waffengattungen ftellen zu bürfen. — 

Luremburg flimmte für das Verhältniß von einem Achtel der 
Meiterei zur Gefammtmacht des Bundes. — 

Neuß jüngere Linie und Walde trugen darauf an, daß den 
kleineren Staaten die Gontingentftellung lediglich in Infanterie be- 
willigt werbe. 

Preußen übergab Gegenbemerfungen, welche insbefondere bie 
Bemerkungen vom Königreih Sachen, von großherzogiih- und 
berzoglich-fächflfchen Häufern, Württemberg, Großherzogthum Heffen, 
Zuxemburg, Reuß und Walde zum Gegenftand Hatten, und die 
Nothwendigkeit darzuthun bezweckten, baß das Verhältniß ber Reiterel 
zu ein Sechötheil der Geſammtmacht belaffen werde; auch der Antrag 
wurbe beftritten, bie mittleren und Fleineren Staaten von der Stellung 
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fehwerer Neiterei zu bispenfiren, ber Mebrftellung an Infanterie für 
Gavallerie ſtehe jedoch preußifcher Seite Feine bedeutende Schwierigfeit 


entgegen. 
6. 27. Bertrauliche Sigungen. 

In ber vertraulichen Sigung vom 8. März 1819 wurben biele 
Bemerkungen beiprochen, unb hierauf verabrebet, foldhe ber Militär- 
Kommiffion zuzuftellen, um Vorfchläge zu maden, ob, und im wie 
fern bie militärifch nothwendigen Räckſichten in Betreff des Ver⸗ 
bältniffes der Reiterei zu dem Bundeöheere, dann der ſchweren zur 
leichten Reiterei, mit ben von mehreren Staaten audgefprochenen 
Wünſchen zu vereinigen fe. Desgleichen ein Minimum zu begut- 
achten, unter welchem ein Bunbesflaat fein Gavallerie-Kontingent 
ohne Nachtheil bes Dienfted nicht in natura flellen Eönne. 

Diefer Beſchluß wurde zum Theil auch auf vie von den Minder- 
mächtigen gewünfchte Grleichterung, ſowohl wegen ber Gavallerie- 
als Artillerie-Stellung angewendet, was in ben folgenden Punften 
näber erläutert werden wird. 

$. 28. Militaͤr⸗Commiſſion. 

Unterm 5. April 1819 wurde diefer Beſchluß in Vollzug gefegt, 
und diefe Punkte ber Militär: Gommiffion zur weitern Grörterung 
überwiefen. 

In ihrer 7. Sigung vom 26. April 1819 befchäftigte fie fi 
mit den ihr mitgetheilten ragen, und vereinigte fich deshalb einbellig 
zu folgendem technifchen Gutachten: 

1. eine Verminderung bed angenommenen Gavallerie:Berhältnifies 
in der Bundes-Armee im Allgemeinen fei nachtheilig; 

2. Fußvolk könne im Nllgemeinen nicht als Erfag für bad auf 
mindermädhtige Bundesſtaaten fallende Gavallerie Gontingent ange 
fehen werben; 

3. e8 könne im Allgemeinen weber der Convenienz ber Bundes: 
ſtaaten überlaffen werden, leichte ober ſchwere Gavallerie zu flellen, 
noch von bem angetragenen Verhältnifie biefer beiden Battungen abs 
gegangen werben; 

4. das Minimum eined zu flellenden Gavallerie-Gontingents fei 
nicht unter einer Divifton von 300 Pferden anzunehmen. Diefem 
Butachten waren jedoch die Bevollmächtigten bes achten und neunten 
Armee Corps nur in fo weit beigetreten, als es ſich auf rein milis 
tärifche Gründe flüge, fprachen aber auf den Grund fpecieller Ber: 
haͤltniſſe der dieſe Armee⸗Corps bildende Staaten, eine Verminderung 
ber Gavallerie für dieſe an. 

Was bie Artillerie betrifft, war die Militär: Gommiflion ber 
Meinung, daß für bie Bedienung bed Geſchützes im Durchſchnitt 
36 Mann auf jede Piece gerechnet werben follen, worunter auch bie 
Artillerie-Fuhrmefend:Soldaten mitbegriffen wären, infofern ſolche 
bie feftgefegte Zahl nicht überfchritten. 
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In dieſer Rage blieb Der Gegenſtand vor ber Sand beruhen, 
und in ber 35. Bundestags-Sitzung vom 20. September 1819, 
6. 219 wurde 

„die matricularmäßige Gontingentftellung zur weitern Prüfung 
der, wegen angeblich zu großer Anftrengung im Brieden, dagegen 
erhobenen Beſchwerden“ 
zur Inſtructions⸗Cinholung verftellt. 
$. 29. Wiener Eonferenz:Ausfhuß. 

Die Wiener Gonferenzen follten bie Gelegenheit bieten, auch 
biefe Angelegenheit einer fchnelleren Erlebigung zuzuführen, e8 wurbe 
daher die Gontingentftellung überhaupt umter die dort zu berathenden 
Punfte aufgenoninten. 

Der achte Ausſchuß dem die vorläufige Grörterung deſſelben 
übertragen war, bezog fich in feinem besfalld erflatteten Vortrag auf 
bie frühern in Brankfurt gepflogenen Verhandlungen, und ben denfelben 
zum Grund gelegten, und in ben vorläufigen. Beflimmungen anges 
wandten Grundſatz „der möglichften Erleichterung im Brieden“. 

Senen früheren Berhandlungen, reſp. ven baraus hervorgegangenen 
vorläufigen Beflimmungen, pflichtete der Ausihuß im Ganzen und 
Mefentlichen bei, und äußerte: es könne fonach nicht fowohl bie Rede 
bavon fein, für einzelne Bunbesftaaten Vegünfligung oder. Nachficht 
zu erlangen, ald vielmehr zu verhindern, daB bei ber großen Ver⸗ 
ſchie it unter denſelben, welche durch Verhältniſſe, ver Größe des 
Rei 8, der beftehenden Militär-Einrichtungen ıc. entflehe, in 
Anwendung des Grundfages auf die Leiftungspflichtigkeit, nicht eine 
Ungleichheit, ein Misverfländniß ober ein Drud hinſichtlich ber 
Mindermächtigen refultire. 

Der Ausſchuß war der Meinung, daß fi Die Mittel dazu 
vorzüglih in dem BVerhältniffe der Waffengatiungen zu einander 
finden Lafie. 

Der deöfallfige Antrag iſt folgenden Inhalts: 

Cavallerie: „Num. 3. das Verhältnig ber Cavallerie wird 
in ber Regel bei den gemifchten Armee-Corps auf ben achten Theil 
des Contingents feſtgeſetzt, und es bleibt dabei denjenigen Bundes- 
fiaaten, die noch Feine fchwere Neiterei eingerichtet haben, oder nicht 
einrichten wollen, überlaflen, bloß leichte Neiterei zu ſtellen. Die 
größeren Bundesſtaaten, welche eigene Armee:-Gorps bilden, werben 
ba6 Verhältniß der Gavallerie ſelbſt, nach ihren beſtehenden Gin: 
richtungen beſtimmen“. 

Artillerie: „Num. 6. Für bie Artillerie ift das Verhältniß 
dergeſtalt feſtgeſetzt, daß zwei Stück Gefchüge für jedes taufend 
Mann bed anrädenden Heeres gerechnet werben. Zur Bebienung 
des Gefchüges werben im Ducchfchnitt 36 Mann auf jede Piece 
gerechnet”. 
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6. 30. Achtundzwanzigſte WienersGonferenz. 

In der 28. Gonferenz-Sigung zu Wien vom 11. Mai I. J. 
wurde über bie Anträge des achten Ausſchuſſes Hinfichtlich der Con⸗ 
tingentftellung abgeftimmit. 

Was dad Verhältniß ber WWaffengattungen betrifft, ſtimmte 

Defterreich für ein Siebentheil Gavallerie des Contingents, auch 
folle es denjenigen Staaten, die noch Feine ſchwere Heiterei errichtet 
haben, oder errichten wollen, überlaflen bleiben, blos leichte Reiterei 
zu ftellen. Preußen erklärte ber Mehrheit beizutreten, wenn ſich 
biefe für bie öfterreidhifchen Anträge ausfprechen follte. 

Baiern erklärte fich bereit, beizutreten, wenn beliebt werben 
ae das Verbältniß ber Bavallerie auf ben flebenten Theil herab: 
zujegen. 

Königreih Sachfen machte, das Berbältnig der Waffengattungen 
betreffend, feine Bemerkungen zu ben Anträgen des Audfchuffes. 

Württemberg war ber Meinung, baß, bei Herabſezung ber 
Gavallerie auf ein Siebentheil, ben Staaten mittlerer Größe auch 
bie Detachirung zur großen Gavallerie-Meferve wo nicht ganz, doch 
verhättnigmäßig zu erlaflen fei; auch werde mit ben Schlußworten 
dieſes Paragraphen bie Vorausfegung zu verbinden fein, bag bei ben 
nicht gemifchten Korps dad Verhältniß ber Gavallerie zur Infanterie 
das bisher angenommene bleibe. 

Kurheſſen flimmte nur in dem alle für die Derminderung der 
Gavallerie auf ein Siebentheil für die gemifchten Corps, wenn fie 
feine Gavallerie zu den Mefervemaffen abzugeben hätten, baß bie 
Staaten, welche eigene Armee:-Corps bildeten, das Verhältniß ber 
Gavallerie ſelbſt feftfegten, fcheine ber näheren Beflimmung zu bes 
bürfen, daß dieſes Verhältniß nicht geringer als basienige, welches 
für bie gemiſchten Corps angenommen werbe, fein dürfte. — 

Hannover wie Kurbeffen. 

Großherzogtum Heſſen flimmte im Allgemeinen ben Anträgen 
des achten Ausichufles bei. 

Holftein wünſchte, daß von ben Brundbeflimmungen nur aus 
fehr dringenden Gründen abgegangen werbe, erklärte jedoch, einzus 
willigen, baß nad) ben Anträgen des achten Ausichufles, refpective 
unter Grundlage beren nähern Inhalts, die Militär-Commiſſion 
beauftragt werbe, bie bisher proviforifh aufgeftellten Grunbfäge, 
Behufs bemnächft ver Bundes: Berfammlung zur Annahme vorzulegenber 
definitiver Beſtimmungen weiter auszuarbeiten.. 

Großherzoglich⸗ und Herzoglich-fächfifche Häufer behaupteten bie 
Unmöglichfeit derjenigen Staaten, welche fein Regiment Weiterei, 
oder feine Batterie ftellen, etwas zu ben Meferven abzugeben; ebenfo 
zwedmäßig als billig werde es fein, von bem neunten Armee-Gorps 
das Unnüße und Unmdgliche nicht zu fordern, um den Betrag biefer 
zur Reſerve zu flellenden Waffengattungen, den mindermächtigen 
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Bunbesftaaten zu Gute zu rechnen, bei bem achten und zehnten 
Armee⸗Corps aber eine Berminderung im Verhältniß zu beſtimmen. 
Die fünfzehnte und die fechszehnte Curie traten biefer Anficht bei. 

Naffau erklärte fich mit den Anträgen bes Ausfchufles einvers 
ftanden. Hierauf wurbe befchloffen, ſowohl die Anträge bed achten 
Ausſchuſſes, ald auch die baburch veranlaften Bemerkungen als Vota 
zu betrachten, und in Branffurt bad Protocol in der Sache zu 
eröffnen. 

6. 31. Neuefte eventuelle Abftinmungen. 

ALS beninähft bie Bundesoerſammlung Ihre Situngen wieder 
begonnen hatte, bielt man es für zwedmäßig, bevor das Protocoll 
zur förmlichen Abftinmung eröffnet wurde, in den vertraulichen 
Sigungen vom 10. und 17. Auguſt fih die diesfalls erhaltenen 
Snftructionen gegenfeitig mitzutheilen, und vorläufig abzuftimmen. 

Defterreih bezog fih auf das Votum des Herrn Bürften 
Metternich, welches in der 28. Wiener Eonferenz abgelegt wurbe. 

Hiernach foll das Verhältnig der Gavallerie bes Bundesheeres 
von ein Sechstheil der Geſammtheit bed Contingents auf ein Siebentheil 
deſſelben feſtgeſezt, und benjenigen Bunbesftaaten, die noch feine 
ſchwere Reiterei errichtet haben, ober nicht errichten wollen, über: 
laſſen werden, bloß leichte Neiterei zu ftellen. 

Preußen trat der Deflerreichifhen Abſtimmung im Weſentlichen bei. 

Baiern flimmte ebenfalls dahin, daß das Verhältniß ber Meiterei 
auf den fiebenten Theil bed Contingents feftzufegen, und babei den⸗ 
jenigen Staaten, melde Feine fchwere Reiterei haben, zu überlaflen 
fei, bloß leichte Reiterei zu ftellen. 

Königreih Sachen äußerte fih dahin: das Verhältniß ber 
Gavallerie werde als Regel bei den gemifchten Corps, auf den achten 
Theil bed Gontingents in Antrag gebracht. — Sollte jedoch die 
Mehrheit den fiebenten Theil vorziehen, fo würde man auch hiermit 
fi einzuverfiehen geneigt fein. 

Denjenigen Bunbeöftaaten, welche noch Feine ſchwere Meiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibe überlaflen, bloß 
leichte Neiterei zu ftellen. 

Für die Artillerie wäre bad Verhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Gefhüge für jedes taufend Mann bes ausrüdenden Heeres 
gerechnet werben. 

Zur Bedienung bes Geſchützes wären im Durchſchnitt 36 Mann 
auf jede Pierce zu rechnen. 

Hannover ftimmte bei, daß das Berhältniß ber Gavallerie auf ein 
Siebentheil fefigefeht werde, und ftellte zugleich bie Berechnung auf, 
baß bei allen zweiundzwanzig Bundesgliedern, deren Bevdikerung 
unter zweimalhunderttaufend Seelen ift, der ganze Unterjchied, ob 
fie ein Achttheil ober ein Giebentheil ftellen, in 216 Mann 
beſtehe. 
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MWürtemberg vereinigte fich mit denjenigen Stimmen, welche 
auf eine Verminderung der Meiterei His auf ein Sechätheil ver In⸗ 
fanterie, ober auf ein Achttheil des Contingents, ober auch, wie 
Defterreih, auf ein Siebentheil antrugen. Bei einer Herabfeßung 
unter ein Siebentheil des Contingents werbe jedoch vorausgejeßt, daß 
bie gemifchten Armee-Corps von ber Detahirung zur großen Gavaflerie- 
Mejerve werde befreit werben, weil biefelbe iolche Armee:Gorps um 
bie nothwendige Selbftftändigfeit bringen würde. 

Wenn Vergünftigungen für einzelne Staaten baburdy eintreten, 
bag biefelben nur Infanterie ftellen dürfen, fo ſoll dadurch bag Se 
fanımtverhältniß zwiſchen Infanterie, Gavallerie und Artillerie in 
feinem gemifchten Armee Corps leiten. 

Denjenigen Bundesftaaten, welche noch eine fchwere Cavallerie 
haben, fei zu überlaffen, bios leichte Meiterei zu flellen. 

Die größeren Staaten welche eigene Armee-Corps bilden, würben 
das Verhältniß ber Eavallerie felbft, nach ihrer dabei beftehenten 
Einrichtung beftimmen. 

Baben flimmte rückſichtlich der Netterei auf ein Achttheil der 
Gefammtftärfe, erklärte fich auch nicht abgeneigt, dem weitern Bor: 
ſchlage beizuftimmen, daß es fleinern Bunbesftaaten geflattet werben 
könne, flatt ſchwere Reiterei nur leichte zu ftellen. 

Ueber das Verhältniß bes Geſchützes und deſſen Bebienung ſei 
man mit ben neu rebigirten Grundzügen einverflanden. 

Durch Feine einzelne Brleichterung dürfte das Geſammtverhältniß 
ber Reiterei und Artillerie im ArmeesGorps geftört werben. 

Kurhefien äußerte ſich, zuſtimmen zu wollen, daß das Ber: 
hältnig der Gavallerie zu ein Siebentheil des ganzen Gontingents 
angenommen, und ben mindermächtigen Staaten die Stellung leichter 
. Gavallerie geftattet werde. Sollte die Mehrheit darauf beftehen, daß 
das Verhältnig fogar auf ein Achttheil bed Contingents beflimmt 
werde, fo ſei mit Gewißheit vorauszufehen, baf bie großen Staaten 
freiwillig mehr Gavallerie flellen würden, als dieſes Berhältniß er: 
heiſche, und für diefen Ball möchten dann, zur Herftellung einiger 
Gleichheit, Die gemifchten Armee-Corps von ber Abgabe eines 
Theil ihrer Gavallerie zu ver großen Cavallerie-Reſerve zu bie- 
penfiren jein. 

Großherzogtum Heſſen wollte das Verhältniß der Reiterei auf 
ein Achttheil feftgefeßt wiſſen. 

Holftein war ter Meinung daß bie Heiterei nach richtigem 
Berbältniffe ein Sechötheil des Eontingent® ausmachen follte. — 
Würde jedoch die Mehrheit auf ein GiebentHeil flimmen, unb nad: 
gewielen werben fünnen, daß ein höheres Verhältniß ben minter: 
mächtigen Staaten zu brüdenb wäre, fo fei man auch nicht entgegen. 
Menn aber durch diefe Verminderung bie gemifchten Diviflonen und 
Corpé Gefahr laufen follten, ihre Selbftfländigfeit zu verlieren, To 
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dürften von denſelben keine Detachirungen zur großen Cavallerie⸗ 
Keſerve ſtatt finden. Im Uebrigen wie Baiern und Sachſen. 

Zuxemburg trat dem Gutachten des achten Ausſchuſſes bei. 

Großherzoglich⸗ und.. herzoglichefächfifche Häuſer ſtimmten für 
das Verhaͤltniß von einem Achttheil. 

Braunſchweig wie Hannover; und Naſſau nach dem Antrage des 
achten Ausſchuſſes. 

Leyteres bemerkte hierbei, daß bie gemiſchten Armee⸗Corps, im 
Falle eines Krieges, immer als Theile der ganzen Bundesarmeer auf: 
zutreten und zu wirken beſtimmt ſeien, mithin es nothwendig in die 
Attributionen des Bundesfeldherrn gelegt werden würde, bei der 
Anwendung ber einzelnen Armee⸗Corps, ihre Stärfe in Cavallerie 
und Infanterie, wie fle einmal angegeben und für inımer feftzufeßen 
wäre, zu beridfichtigen, woraus von felbft folge, daß zum Zwecke 
der Bunbeöfriegsführung ein gleiches Verhältniß zwifchen Kavallerie, 
Artillerie und Infanterie in ben einzelnen Armee⸗Corps nicht er⸗ 
foxderlich ſcheine. 

Medienburg : Schwerin und Strelig flimmten, mit bem achten 
Ausfchufle, auf bad Verhältniß von einem Achttheil, wollten ſich 
aber, wenn es nöthig gefunden werben follte, auch auf ein Sieben 
theil einlaffen. Im Uebrigen fei man ber Meinung, baß bie 
thunlichfte allgemeine Erleichterung eintreten follte, j 

Holſtein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg drangen, in 
weitfäufiger Ausführung, im Allgemeinen auf möglichfte Erleichterung 
obne jedoch in fpecielle Anträge einzugehen. Es bürfte daher bie 
Zuflimmung zu dem Gutachten bed achten Ausfchuffes angenommen 
werden. 

Die Stimmen ber fechszehten Gurie, welche ebenfalls auf 
möglichfte Erleichterung drangen, werden in gleicher Weile zu 
nehmen fein. 

Die freien Städte traten bem Antrage bed achten Ausfchufies bei. 


6. 32. Reſultate. 

Aus biefer Darftellung ergiebt fih bad Reſultat, daß eigentlich 
nur noch wegen des WVerhältnifies der Reiterei einige Verſchiedenheit 
der Anfichten obwalte, in Müdficht ber übrigen Begenftände aber 
im Grunde alles einverflanden fei. 

Wegen der Reiterei ftellen fih die Stimmen folgender Geſtalt: 

Auf ein Sechötheil geht eine Stimme, welche aber auch dem 
Siebentheil beizutreten geneigt if. 

Auf ein Sechstheil, im Verhältniſſe zur Infanterie, ober auch 
auf ein Siebentheil ober Achttheil, im Berhältniffe zum Ganzen, 
flimmt eine Stimme, 

Auf ein Siebentheil erklären fi unbedingt fünf Stimmen und 
eine halbe. 
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& Auf ein Achttheil und allenfalls auf ein Slebentheil gehen zwei 
timmen. 
Auf ein Achttheil lauten ſieben und eine halbe Stimme. 

Wenn man, nad) einer richtigen Gomputation, die erften Stimmen 
zufammen rechnet, als für das BVerbältnif von einem Siebentheil 
fimmenb, fo fiehen neun eine halbe Stimme gegen fieben eine Halbe, 
welche fi für das Achttheil erklären; oder wenn man auch Naſſau 
als Stimmenführer der ganzen Stimme gurechnet, wie neun zu acht. 

Die Mehrheit, welchem fich etwa auch bie übrigen Stimmen 
anſchließen dürften, da in ber Eöniglichebonndverfhen Abftimmung 
die Unbedeutenheit des Unterſchiedes klar dargelegt ift. gebet alſo 
auf das Berbältniß ber Heiterei zum. Gontingent, wie eind zu fleben. 

$. 33. Antrag. 

Es dürften daher ber Militär-Gommilflon folgende Directiv- 
Normen vorzuziehen fein: 

1. das numerifche BVerhältnig der Reiterei bes Bunbesheeres 
fei auf ein Siebentheil des Contingents bei ben gemifchten Armee⸗ 

Gorps feftzufeßen. 
' 2. Ein Drittheil hiervon ſoll aus ſchwerer, unb zwei Drittheife 
aud leichter Meiterei befteben. 

3. Denjenigen Bunveöflaaten, welche noch keine ſchwere Meiterei 
errichtet Haben, ober Leine errichten wollen, bleibe es überlaſſen, blos 
leichte Reiterei zu ftellen. 

4. Die größeren Bundesſtaaten, welche eigene Armee⸗Corps 
biſden, hätten das Verhältniß ber Reiterei ſelbſt, nach ihren eigenen 
Bineitungen zu beftinmen. 

Für die Artillerie verbleibe ed bei dem Verhältniſſe von zwei 
Süden Gefhüges für jedes taufend Mann. 

6. Zur Bedienung bed Geſchützes follen mit Einfchluß des dazu 
gehörigen Fuhrweſens 56 Mann für jedes Stüd gerechnet werben 

71. Wenn bie Theilnehwer an einem gemifchten Armee-Gorps 
unter ſich, über eine abweichende Beitragdleiftung an einer Waffen 
gattung übereinfommen , fol doch das Geſammt⸗-Verhältniß zwiſchen 
Infanterie, Reiterei und Artillerie in Bezug auf das ganze Armee: 
Corps, ungeftört nach dem obigen, araapfhabe bleiben. — 


$. 3 

Ad I. e. f. und g. Brfeigterung ber Heinen Staaten, Erſatz⸗ 
feiftung an Reiterei und Artillerie durch andere Staaten, unb Aus- 
mittelung eines billigen Maaßes ber Erfazleiftung. 

Grundzüge. 

Ueber den erften Punct, der übrigens mit dem vorbergehenden 
in der nächften Beziehung fteht, da er mit jenem zum Theil feine 
Erledigung erhalten foll, enthalten bie Grundzüge nichts, was fid 
direct ‚darauf beziehen Tiefe. In den allgemeinen Grundzügen ber 
Kriegsverfaſſung für einen Bund, wo die Glieder, bei gleichen Rechten, 
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gleiche Verbindlichkeiten tragen, konnte feine Beſtimmung über bie 
Erleichterung Einzelner aufgenommen werden, welche durch beſondere 
Verhaͤltuiſſe begründet werben mag. 

F. 35. ‚Bemerkungen und vertraulidhe Sitzungen. 

Indeſſen fon in den Eißungen vom 21. und 28. Januar, 
4. und 11. Sebruar, in welchen über die Grundzüge zu Protocol 
abgeftimmt, und in deren letzteren ſolche durch Beſchluß im Allge- 
meinen und Weſentlichen angenommen wurben, erhoben fich einzelne 
Stimmen, welde auf eine zu boffende Erleichterung hindeuten. 

In den theild gleichzeitig, theild kurz nachher Übergebenen bes 
fondern Bemerkungen, wurden von mehreren Seiten bie besfallfigen 
Wünſche ausgeiprohen, und ihnen zugleich eine beſtimmte Richtung 
gegeben. Theild gingen ſie auf Verminderung ber Stärke des Bunbes- 
heeres, und auf bad Verhältniß ber Waffengattungen im Allgemeinen, 
und bezweckten durch Abänderung ber Grundzüge bie Erleichterung 
der Cinzelnen in der Erleichterung des Banzen, theild bezwedten fle 
Ausnahmen von den Grundzügen für Binzelne. 

Mas. über die Stärke bed Bundesheeres erinnert wurbe, betraf 
größtentheilg vie Allgemeinheit; nur von Holſtein und Oldenburg 
wurbe eine fpecielle Erleichterung angefprochen, unb ber Antrag ges 
feflt, die Bontingente ber Eleinern Staaten zu mäßigen. Was fonft 
ganz oder zum Theil, einer Grleichterung ber Bunbeöglieber zugezäglt 
werten fann, betrifft vorzüglich das Verhältniß ber Waffengattungen 
ober bie Befreiung von Stellung einer berielben. Großherzoglich- 
und hberzoglich-jächfiiche Häufer wünſchten eine gänzliche Befreiung 
von Gavallerie und Geſchütz, und wenn biefe nicht eintreten follte, 
wenigftene, daß bafür eine verhältnißmäßig größere Anzahl an 
Fußvolk beſtimmt werbe. 

Reuß jüngere Linie und Waldeck trugen darauf an, daß den 
Mn Staaten bewilligt werde, ihr Gontingent lediglich in Fußvolk 
zu ftellen. 

Die Gründe welche biefe Staaten für ihre Anträge anführten, 
find im Wefenilichen: 

Daß die Stellung ber Gavallerie und Artillerie den Eleinern 
Staaten, wegen ihrer individuellen DVerhältniffe, weit mehr Koften 
verurfachen als größern Staaten; und baß bie erfteren, auch bei aller 
Anftrengung, biefe Waffengattungen nur in minderer Vollkommenheit 
würden ftellen können. 

F. 36. Militär-Commiſſion. 

In dem vorhergehenden Punct ad d, das Verhältniß ber 
Waffengattungen betreffend, ift bereits bes von ber Militär: Commiſſion 
veranlaßten Gutachtens Erwähnung geichehen, über die Frage, in wie 
fern ohne Nachtheil des Ganzen in gewiffen Mobificationen hinſichtlich 
tes Berbältnifies ter Waffengattung ein Mittel gefunden werden 
fönne, ben Wünfchen biefer Staaten zu entfprechen, baß aber ben 
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lehtern bie techniſchen Beſchlüſſe der Militär-Gommiffion nicht günftig 
waren. 

Ebenfalls ift bei dem Punct ad e. bemerkt, daß biefer Gegen⸗ 
fand demnächſt unter die in Wien zu berathenten Puncte aufge- 
nommen würde. 

S. 37. Wiener Gonferenz: Ausfchuß. 

Der achte Ausſchuß, welchem biefer Gegenſtand zur Berathung 
üßertragen war, ftellte vor allem ten Grundſatz auf, daß nicht Die 
Rede davon fein könne, für einzelne Bundesſtaaten Begünſtigung 
oder Nachſicht zu erlangen, fonbern zu verhindern, daß nicht eine 
Ungleichheit, ein Mipverhäftniß oder Drud Hinfichtlich ter Minder⸗ 
mächtigen rejuliire. 

Es iſt in vorhergehenden Puncte ad d. angegeben worben, daß 
der Ausichuß glaubte, die Mittel dazu vorzüglich in dem Verhaͤltniß 
der Waffengattungen zu finden. 

Es if hierbei zu bemerken, daß Beſtimmungen über das Ber: 
hältnig der Waffengattungen, infofern fie bie Allgemeinheit betreffen, 
wenn glei die Brößeren dabei wenig intereffirt ſcheinen, ba ihr 
Gontingent nach je dem beliebig anzunehmenden Verhältmiß gebedt 
wäre, doch eigentlich nicht eine Erleichterung ber Mindermäcdhtigen 
genannt werben kann. Yür Erleichterung kann nur gelten, was ſich, 
der Geſammtheit gegenüber, auf befondere Befugnifle ober Zugefländs 
niffe gründet. 

Nach dieſer Scheidung wurbe die Zufammenflellung ver erſteren 
unter bem Punct ad d, der zmeiten aber unter dieſem Puncte ad e 
vorgenommen. 

Die Staaten, welche zur Zeit der Wiener Gonferenzen Recla⸗ 
mationen machten, find namentlich: Naffau, welches von ber Natural 
leiftung ber Gavallerie verfchont zu bleiben begehrt; großherzoglich⸗ 
und berzoglich-fächfiiche Häufer; Olbenburg; Anhalt; Reuß; Schwarz: 
burg; Walde und die beiden Häuſer von Kippe, welche verlangten, 
von Stellung ber Gavallerie und Artillerie ohne weitere Leiſtung 
verfehont zu bleiben. 

Die hierauf erfolgten Anträge bed achten Ausichufles enthalten 
darüber Folgendes: 

Art. 4. Bundesſtaaten, deren Gontingente überhanpt nur eine 
Brigade oder weniger betragen, ift außerdem noch überlaflen, nach 
ber deshalb ein für allemal am Bunbestage abzugebenten Erklärung, 
anftatt ber eigenen Gavallerie bloß Infanterie zu ftellen, wogegen 
fie alddann den größeren Mitgliedern ber Divifion, welche für fie ben 
Antheil an Gavallerie übernehmen, die mehreren Koflen für bie Er- 
ritung und ben Yinterhalt der Gavallerie nad einem billigen An- 
ſchlage zu vergüten haben. Kann unter ben Mitgliedern ber Diviſion 
feine DBereinbarung bierüber zu Stande kommen, fo darf foldye Ueber⸗ 
nahme ber Cavallerie auch noch von einem andern Bunveöflaate, jeboch 
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ne unter Zuthellung an die Diviſion, wozu das Kontingent gehoͤrt, 
geſchehen. 

Art. 5. Würden Bundesſtaaten es vorziehen, um eine gehörige 
Militär: Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie eine Brigabe, 
ein Regiment oder ein Bataillon von bloßer Infanterie bilden zu 
können, anftatt ber gedachten Ablöfung vielmehr drei Infanteriften 
tür einen Gavalleriften zu flellen, fo foll ihnen ſolches auf ihre 
desfallſige ein für a'temal entichiebene Erklärung amı-Bunbestage frei 
fliehen, in der Art, daß alsdann entweber ein anderes Mitglieb ber 
Diviflon, nach der mit dieſem Bunbesftaate zu treffenden Verabrebung, 
in eben dem Verhältniſſe die Savallerie ftellt, und fo viel Infanterie 
in Abzug bringt, ober fonft bei biefer Divifton überhaupt um eben 
fo viel mehr Infanterie und weniger Gavallerie geftellt werben darf. 

Art. 6. — — Staaten, welche feine ganze Batterie zu ftellen 
haben, werden vworzugöwelfe in ber Diviflon tie Erleichterung finden, 
um durch eine billige Abfindung dafür ihr Gontingent ganz in 
Infanterie zu flelen, und für dasjenige, was die Artillerie mehr 
Foftet, den Erfaß zu leiften, wogegen ber größere Bunbesflaat in ber 
Divifion oder fonft unter Zutheilungen biefe, von einem andern 
Armee:Eorps bie Artillerieftellung übernehmen und um fo viel weniger 
SInfunterie zu ftellen haben würbe. 

In Hinſicht diefer Anträge, welche dahin gingen, den Minder- 
mächtigen ein erleichternded Surrogat für bie Stellung ber koſt⸗ 
fpieligeren Waffengattung zu bieten, obne fie jedoch, To wie fie «8 
begehrten, ohne meltere Leiftung von: deren Stellung zu bispenfiren, 
heißt es im Bericht des achten Ausfchufles: 

„Derfelbe erkenne die Wichtigkeit ver für das Begehren biefer 
Staaten vorgebrachten Gründe, halte ſich aber feiner Mehrzahl 
- nach nicht befugt, von der allgemeinen Baſis noch weitere einzelne 
Ausnabmen in Borfchlag zu bringen, empfehle jeboch dem Plenum 
jene Wünſche und Forderungen zur möglichften Berückſichtigung“. 


$. 38. Acht und zwanzigfte Wiener Conferenz. 

In ber 28. Sigung vom 11. Mai 1820 wurden bie DBemer- 
Eungen vernommen, welche die Bonferenz: Mitglieder zu machen Hatten. 

Für Defterreih erklärte Fürſt von Metternich mündlich, wo 
gleiche Nechte wären, müßten auch gleiche Pflichten fein, von einer 
wirklichen Verminderung ber Gontingentftellung ber Eleineren Staaten 
könne alfo nicht die Rede fein. ine Erleichterung in Hinfiht tes - 
Berhältniffes der Waffengattungen, da die Stellung einiger berfelben 
die Kleineren allerdings mehr als die Größeren beläftige, fet zu 
wünfchen, wenn es ohne Nachtheil für ben Zmed bewirkt werben 
Eönne. Berner Übergab ber Herr Fürſt mehrere PBuncte, wovon 

die pos. 2 und 3 wörtlich mit jenen unter 4 und 5 ber An 
träge des achten Ausfchuffes übereinflimmen, nur mit bean Unter⸗ 
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ſchiede, daß ad 5. eine foldhe Begünfligung für diejenigen, welde 
eine Brigade ftellen können, nicht ausgedehnt wird. 

Preußen räunte zwar nicht ein, daß das Verhaͤltniß ver Minder- 
mächtigen in Bezug auf bie Gontingentftellung läftiger fei, als bad 
der Größeren, erklärte ſich jedoch der Mehrheit beizutreten, wenn 
dieſe fi für die öfterreichifchen Anträge ausſprechen folte, nur in 
Berreff bes zweiten Punctes, nach welchem die Gavallerie- Vertretung 
auch von einem nicht zur nämlichen Diviflon gehörigen Bundesſtaate 
würde übernommen merbden Eönuen, behielt ji der Herr Bevoll- 
mächtigte, na dem, was befhalb in Frankfurt verhandelt worden, 
bevor bie Sache ad referendum zu nehmen. 

Baiern äußerte: Zur Erleichterung derjenigen Staaten, bie nicht 
jwei Schwadronen Bavallerie und eine Batterie Artillerie auf ihr 
Contingent zu ftellen Hätten, Eönne unbedenklich zugelaflen werben, 
baß bie fehlende Gattung durch Audgleichung mit den andern Staaten, 
bie zu demſelben Armee-Corps ihre Gontingente ftellten, übertragen 
werde. 

Sachſen (Königreih) erklärte fi gegen bie Uebertragung der 
Cavallerie auf andere nicht zur Divifion gehörige Bundesſtaaten. Es 
wünfchte auch eine nähere Beſtimmung über die Quantität ber Ber: 
gütung für eine Uebertragung der Gavallerie für ben Fall, wenn 
beide Theile deswegen unter fich nicht einig werben könnten, in welchem 
Balle ed auch bei bem Vorſchlage ber Militär⸗Commiſſion bleiben 
möchte, daß die Bunbesverfammlung zu entfcheiden habe. 

Sachſen erklärte ſich Übrigens gegen den Theil bes Antrages bes 
achten Ausſchuſſes, daß fintt Cavallerie oder Artillerie eine Mehr⸗ 
ftellung von Infanterie flatt finden könne. 

Bei Gelegenheit biefer königlich-ſächſiſchen Erklärung wurbe in 
Anfehung ber Gavallerie-Vertretung von mehreren Conferenz⸗Mit⸗ 
gliedern bemerft, daß eine ſolche Vertretung durchaus nur als ein 
Gegenftand freier Bereinigung zwifchen zwei Bundesſtaaten zu be- 
trachten fei und feine Art von Zwang babei ftatt finden könne. 

Kurbeflen äußerte: Den in 4 und 5 (der Anträge bed achten 
Ausſchuſſes) in Vorfchlag gebrachten Grundſätzen könne man nicht 
beiftimmen. Wenn gleih diefe Sätze nur dahin verflanden würden, 
daß nicht von einer Norm, noch auch von einer Verpflichtung ber 
größeren Glieder ver gemiſchten Corps die Rede fein Fänne, die 
Gavallerie für bie übrigen zu übernehmen, ſondern baf tiefes auf 
gegenfeitig freifteßender Webereinfunft berube, fo folge daraus boch, 
daß ein gemifchtes Corps, im Balle nun eine ſolche Lebereinfunft 
nicht flatt fünde, bie verhältnißmäßige Cavallerie nicht haben würde. 
Es würde ein foldyes Corpé ober eine foldye Diviflon eben baburdh 
theild an Brauchbarfeit verlieren, theild in manchen Yällen dennoch 
größeren Berluften vor dem Feinde ausgefeht fein — beides Nad- 
theile, die ſowohl ben gefammien Bund, als zunächſt und insbeſondere 
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die übrigen Theilnehmer bes gemifchten Korps, alfo auch befonders 
das kurheſſiſche Kontingent treffen würden. Ueberdem würbe die Be⸗ 
ſchwerlichkeit des Dienſtes in verſtärktem Grabe auf ber wirklich vor⸗ 
handenen Gavallerie laften. In dem neunten Korps würbe died nad 
der bermaligen Gintheilung am fühlbarften eintreten, weil !tel der 
basjelbe bildenden Bevdtferung, nämlich alle Staaten, außer Kurheſſen 
und Königreih Sachen, ihre Eontingente auf Infanterie würden 
befchränfen können. Gbenfowenig könne man beftimmen, baß, went 
bie Mitglieder der Divifton fich wegen Webernahme ber Gavallerte 
nicht vereinigten, biefe auch von einem andern Bundesſtaate gefchehen 
koͤnnte; theils ſtehe dieſer Beflimmung der Befchluß ber Bundes⸗ 
verſammlung vom 9. April 1818 entgegen; theils werde er durch 
die bei der Aufftellung ber Gorpseintheilung vorgefchriebenen Beachtung 
ber geographiſchen Verbältniffe ausgeſchloſſen. Es könne daher nur 
eine gegenfeitige freiftehende Mebereinkunft der Theilnehmer ber Diviflon 
oder auch des Corps, zur wechlelfeitigen Uebernahme einzelner Waffen 
gattungen für zuläffig gehalten werben, in deren Ermangelung aber 
die Verbindlichkeit zur verbäftnigmäßigen Lelftung befteben. 

Diefelben Erinnerungen fänvden auch gegen den Antrag im fechöten 
Sape, rückſichtlich der von einigen Staaten verlangten Stellung von 
Infanterie ſtatt Artillerie, ober deren Uebertragung gegen Vergütung 
an andere Bunbesglieder flatt. 

Hannover vereinigte ſich mit den Eöniglichfächftfchen und kur⸗ 
fürftlich-befftfchen. Bemerkungen. 

Mürtemberg erklärte, bei Herabſetzung bed Verhältniſſes ber 
Cavallerie werde den Staaten mittlerer Größe auch bie Detachirung 
zur großen Gavallerie-Referve, wo nicht ganz, doch verhälnigmäßig 
nachzulaſſen fein. 

Zum Scluffe bes $. (die Uebertragung der Gavallerie betreffend) 
werde beizufegen fein, baß der Bundesſtaat, welcher für einen andern 
die Gavallerie ftelle, wenn er nicht zur nämlichen Divifton gehöre, 
doch zu bemfelben gemifchten Armee⸗Corps gehören müſſe. Unb da 
bei einer folchen Vebereinfunft der Bund feinen Augenblick darüber 
in Ungewißheit bleiben bürfe, bei welchem Bundesſtaat er bie Ver: 
bindlichkeit zur Bavallerieftellung geltend zu machen Habe; fo möchte 
feftzufegen fein, daß 

a. jeder Bundesftaat gegen ben Bund zur Stellung feines 
matrifularmäßigen Gontingents nach allen Waffengattungen in deren 
feftgefegtem Verhältniß verbindlich bleibe, bis derjenige Bundesſtaat, 
mit welchem er eine Uebereinkunft wegen feiner Bertretung in Stellung 
ber Gavallerie getroffen, folche ber Bunbesverfammlung angezeigt, 
und fi in ſoweit als Vertreter des erfleren gezeigt habe; 

b. daß von biefem Augenblide an einzig und allein ber fi ala 
Bertreter erflärende Bundesſtaat zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit 
gegen den Bund, als für eine eigene verpflichtet fei; 


182 


c. daß dagegen aber auch auf Gefälung « aller zwiichen Bundes⸗ 
ſtaaten burch dergleichen Uebereinkünfte entſtandene Verbindlichkeiten 
des vertretenen Bundesflaates gegen den vertretenden auf Anſuchen 
die Execution eben fo fchleunig als bei austraͤgalrichterlichen Erkennt⸗ 
niſſen erfanut werden folle, ſobald und ſoweit bie Uebereinkunft felbft, 
entweder vorgängig ſchon vom beiden contrabirenden Theilen zur 
Kenntniß der Bundesverſammlung gebracht wäre, oder bei Rachfuhung 
ber Execution durch eine öffentlihe, volle Glaubwürdigkeit habenbe 
Urkunde fofort nachgewielen werde, 

Eben biefe sub a. b. c. gemachten Bemerkungen fänden auch ins 
Welentlihen auf bie im $. 5 und 6. (der Ausichuß-Anträge) ange- 
tragenen ähnlichen Vertretungen ihre Anwendung, jedoch add. unter 
ber Beſtimmung: 

a. daß bie Vergünftigung, drei Infanteriften für einen Caval⸗ 
leriſten zu ſtellen, nur denjenigen Bundesflaaten einzuräumen fein 
bürfte, welchen bie Befugniß abzulöfen (bie eine Brigade oder barunter 
ſtellen) zuſtehe; 

b. daß das Geſammt⸗Verhältniß ber Cavallerie zur Infanterie 
im Corps darunter nicht leide, und daher in einer andern Diviſton 
desſelben Corps um fo viel Cavallerie mehr und Infanterie weniger, 
mittelft Uebereinkunft, durch einen andern Bunvesflaat geftellt werbe. 

In Hinfiht bed Wunſches einiges Staaten von der Stellung 
ber. Gavallerie und Artillesie ganz befreit zu werben, könne man nicht 
mißfennen, baß es fehr billig fcheine, diefen Staaten eine Erleichterung 
in Anſehung ſolcher Waffen, welche fie ſelbſt nicht befäßen, zu be: 
willigen, ba bie Mittel eined Landes mit feinem Umfange in einem 
andern als bem rein arithmetifchen Verhältniſſe wüchfen. Doc würden 
die Staaten von 200,000 Seelen noch zur Stellung ber Artillerie 
zu verbinden fein, ba auf fie vier Stüde, mithin eine Halbe Batterie 
falle; denjenigen aber, welche zujammen eine Reiterabtheilung von 
300 Pferden ftellen könnten, werde es zu Überlaffen fein, ob fie 
biefelben wirklich ſtellen oder bie Stellung einem andern Staate, jeboch 
nur in berfelben Diviflon, wenigftend in bemfelben Armee⸗Corps, 
überlaffen wollten. 

Großherzogthum Heilen ſtimmte im Allgemeinen ten Anträgen 
des achten Ausfchuffes bei, ſprach ſich jedoch gegen jede Ungleichheit 
in ben Verbindlichkeiten ber Bunbeöftaaten aus, und flimmte ins: 
befonbere gegen ben Antrag, daß irgend ein Bundesſtaat bie Cavallerie 

oder Artillerie durch einen nicht zu ber Divifion gehörigen Staat 
ſtatt feiner fteflen laſſen dürfe, 

Holftein äußerte: ed wäre von den in ben Grundzügen enthaltenen 
Beitimmungen über bie Gontingentflelung, Behufs von einzelnen 
Bundesftaaten gemünfchten Erleichterungen, nur aus fehr dringenden 
Brünben abzugeben, da hierin immer bie Brleichterung ber einen, 
wenigftend mittelbar zur größeren Beläftigung ber anderen führe, 
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ober doch führen Sinne Man werbe inzwifchen Zeinen Anftand 
nehmen, darein zu willigen, daß, nad ben gegenwärtigen Anträgen 
des achten Ausſchuſſes, die Militär-Commiffton beauftragt merbe, 
bie biöher proviforifch aufgeftellten Brunbfäge, Behufs demnächſt ber 
Bundeöverfammlung zur Annahme vorzulegenver befinitiver Be⸗ 
flimmungen weiter audzuarbeiten,. unb babei ben näheren Juhalt 
jener Anträge im Allgemeinen zur Grundlage zu nehmen. 

Ad 5 und 6 müfle man jedoch darauf antragen, baß in Hinficht 
der Uebertragung an Gavallerie und Hrtillerie, zur Berminderung 
jedes Mißverſtändniſſes und daraus abzuleitenter möglicher Folgen, 
beſtimmter und beutlicher ausgebrüdt werde, daß eine folche Weber: 
nahme für einen Anbern nur die Folge einer freien Uebereinkunft 
fein £önne, felbige aber in feinem Falle einem Bundesſtaate gegen 
feinen Willen zugemuthet werben bürfe. 

Nur unter biefer Vorausſetzung könne man zugeben, baß bie 
vorliegenden Anträge zur Bafld ber weiter audzuarbeitenden Gon- 
tingentsftellungd-Beflimmungen angenommen werben. 

Der Benollmächtigte ber großberzogliche und herzoglich-fächftfchen 
Häufer übergab einen Auffag, worin er weitläufiger auf die Schwierig- 
feiten zurüd kam, welde fi Tleinen Staaten in Stellung von 
MWoaffengattungen entgegen ftellten, zu deren Bildung ihnen bie er: 
forberfichen Anftalten fehlten. Es wird darin ſowohl das Auskunfts- 
mittel buch Mehrſtellung an Infanterie, als auch die Mebertragung 
einer Waffengattung an einen andern Bundesſtaat, welche diefem in 
baarem Gelbe vergütet werben müſſe, als drückend gefchilbert. 

Schließlich wird bemerkt: 

Zu den Refervemaflen ($. 62 und 63 der Grundzüge) Eönnten 
diejenigen Armee⸗Corps', weldhe, wie das neunte, zum größten Theil 
aus Bundesftaaten zuſammengeſetzt feien, bie fein Negiment Kavallerie 
und feine Batterie flellten, unmöglich beitragen, weil entweber das 
Corps auf ſchwache Abtheilungen Neiterei rebucirt, ober biefe minder 
brauchbaren Abtheilungen zur Reſerve gezogen werben müßten. Eben 
fo zmedmäpig ald billig würde es fein, von bem neunten Armee: 
Corps das Unnüße ober Unmögliche nicht zu fordern, und ben Be⸗ 
trag biefer zur Reſerve zu flellenden Waffengattungen ber minder: 
mächtigen Bunbesflaaten zu gut zu rechnen, bei dem achten und 
zehnten Armee:Gorps aber eine Verminderung im Berhältniffe zu 
Beftimmen. 

Dielen Anträgen traten die fünfzehnte und fechözehnte Curie bei. 

Nafjau indbefondere erklärte ſich jeboch mir ben Anträgen des 
achten Ausſchuſſes einverftanden. 

Es if bereitö bei bem vorhergehenden Punct ad d. bemerkt, 
daß demnädft in ber 28. Situng vom 11. Mai 1820, in Hinficht 
ber Gontingentftellung überhaupt, alfo auch in Hinficht der Erleichterung 
der Minbermächtigen, beſchloſſen wurde, bie Anträge und Bemerkungen 
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als Bota zu betrachten, und in der Sache bahier das Brotocol zu 
eröffnen. 


$. 39. Neuefte eventuelle Abſtimmungen. 

In den vertraulichen Gifungen vom 10. und 17. Auguft 1. 93. 
wurbe über ben Begenftand vorläufig abgeflimmt: 

Oeſterreich bezog fih auf die von bem Herrn Fürſten von 
Metternich in ber 28. Wiener Gonferenz gegebene Abftimmung. 

Preußen flimmte dem öfterreichifhen Boto volllommen bei, und 
behielt ſich nur über einzelne Buncte noch bevor, einige Bemerkungen 
nachzutragen. 

Baiern äußerte ſich dahin: den kleinern Staaten wäre in Hin⸗ 
fiht des Verhältniſſes der Waffengattungen alle Erleichterung zu 
gewähren, welche ohne Nachtheil für den Zweck ſtattſinden könne. 

Jedoch wäre ber Erſatz ber für fie zu ſtellenden Reiterei und 
Artillerie in keinem Falle von einem nicht in berfelben Divifion ober 
wenipftend in bemjelben Armee-Corps befindlichen Bundesgliebde zu 
übernehmen. 

Wenn fi bie zu einer Divifton vereinigten Bunbesflaaten über 
die Stellung ber Reiterel und des Gefchüges nicht vergleichen könnten, 
hätte die Bundesverfammlung vermittelnn einzuwirken. 

Sachſen (Königreich) gab feine Erklärung, unter haupiſächlicher 
Zugrundlegung ber Anträge bed achten Ausfchuffes bei ben Minifterial- 
Gonferenzen zu Wien, ingleichen des von bem Herrn Bürften von 
Metternich biesfalls in ber 28. Sigung abgegebenen Voti, dahin: 

„4. Bundesſtaaten, beren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder mweniger betrügen, fei außerdem noch zu überlaflen, in 
fo fern, wie weiter unter sub 7 erwähnt werde, fle bierunter eine 
Dereinigung mit andern Bunbeöflaaten träfen, nach ber deßhalb ein 
für allemal am Bundestage abzugebenden Erflärung, anftatt ber 
eigenen Gavallerie, blod ihre Infanterie zu ftellen, wogegen fie aldtann 
denjenigen Bunbeögliedern, welche in Folge ber mit dieſer getroffenen 
Uebereinfunft, für fie ben Antheil ber Cavallerie übernehmen, vie 
mehreren Koften für die Errichtung und den Unterhalt ber Kavallerie 
nach einem billigen Anfchlag zu vergüten hätten”. 

5. Würden Bunbesftaaten, um eine gehörige Militär-Abtheilang 
von einerfei Waffengattung, eine Brigade, ein Regiment, ober ein 
Batallloı von bloßer Infanterie bilden zu Lönnen es vorziehen, 
anftatt der in bem vorhergehenden Punct bemerften Ablöfung mehrere 
Infanteriften für einen Gavalleriften in verhäftnigmäßiger Anzahl zu 
ftellen, und darüber eine Vereinigung mit einem andern Bunbeögliebe 
dahin treffen, daß Letzteres in eben bem Verhältniß die Gavallerie 
ftelle,; und bei feinem Gontingente bie von dem kleinern Bunbesgliebe 
geftellte- Mehrzahl an Infanterie in Abzug bringe; fo folle dies auf 
eine beßfallfige, ein für allemal am Bundestage abgegebene Erflärung 


freiftehen". 
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„6. Staaten, welche feine ganze Batterie zu fbellen hätten, ſtehe 
frei, wegen ber Artillerieftellung für fle, in vem Maaße, wie bies 
in dem bevorſtehenden vierten und fünften Buncte wegen ber Cavallerie 
enthalten, eine Lebereinfunft mit einem größeren Bundesſtaate zu 
treffen”. 
gt. In Beziehung auf die in bem vierten, fünften unb fechsten 
Buncte nachgelafiene Stellung ver Eavallerie und Wrtillerie für 
Eleinere Bundesſtaaten, wäre jeboch feſtzuſetzen: 

a. biefe Stellung könne (wie bied auch bereits von ber Militärs 
Eommiffton, in ihrer fünfzehnten Situng vom 9: Juni 1819 als 
nothmendig anerkannt worben) fediglich von einem zu eben derjelben 
Disifton, oder, wenn eine Webereinfunft in berfelben nicht flatt finde, 
mwenigftend nur von einem zu eben bemfelben Armee-Corps gehörigen 
Bunbesftaate übernommen werben ; 

b. bie desfalls getroffene Uebereinkunft wäre von beiben Teilen 
der ‚Dunbeeserfammlung anzuzeigen; 

c. letere habe alsdann über bie genaue Befolgung: derſelben 
fortwaãhrend zu wachen; 

d. da eine ſolche Stellung für einen andern Bunbesflaat, nur 
in Folge einer, zwifchen beiden flattfindenden, freimilligen Weberein- 
kunft eintreten Eönne, fo folge hieraus von felbft, daß, wenn diesfalls 
eine Vereinigung, entweber überhaupt, ober "wegen bed Betrags ber 
im vierten Punet erwähnten Vergütung, ober wegen des, in Folge 
de3 fünften Punctes anzunchmenden Berhältnifies der Gavalleriften 
zu den Infanteriften, wider Verhoffen nicht zu Stande kommen, und 
bie wegen ber zuieht erwähnten Puncte beftchende Differenz : nicht 
etwa durch Dermittelumg ober jhiebsrichterliche Entfcheibung bei ber 
Bundesverſammlung zur Erledigung zu bringen fein follte, ber kleinere 
Staat fein Eontingent auch an Cavallerie und Artillerie in bem, 
vermittelt ber annoch definitiv feftzuftellenden Grundzüge, für die 
sefammten Bundesſtaaten im Allgemeinen zu beflimmenten Maaße 
zu flellen haben würde. 

Sannover für Hannover und Braunſchweig tritt dem fürftt. 
Metternich'ſchen, auf dad Verhältnig Der Cavallerie zur Infanterie - 
zu einem Siebentheil bed Gontingents gerichteten Votum in feiner 
ganzen Außbehnung bei. 

Mas die Artifel 4—9 der Anträge, und 2 und 8 des fürftt. 
Metternich'ſchen Bott vorgefchlagene Erleichterungen für vie minder: 
mächtigen Stasten, in Anfehung ber Stellung ber Gavallerie und 
Artillerie, betreffe, fo gebe bie Anſtcht dahin: 

- Daß e8 zwar allemal als Regel feftfiehen müſſe, daß, fo wie 
bie Mindermächtigen: gleiche Rechte in Hinfiht des Bundes in An- 
fpruch nähmen, fie. auch gleiche verhältnipmäßige Berbinblichfetten, 
auch in Hinficht der matrifularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
ber Eoflbareren Waflengattungen zu übernehmen hätten, und ein 
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Unterſchied hierin um fo weniger flatt finden könne, als e8 unmöglich 
fein würde, fich über die Volkozahl zu vereinigen, bei weicher man 
in Hinſicht eined Nachlaffes daran ſtehen bleiben folle. 

Jedoch fcheine in ber hoppelten Müdficht, daß denen, welche bie 
foftbareren Waffengattungen und bazu erforderlichen Juſtitute nicht 
haben, bie Anichaffung verfelben unverhältnißmäßig ſchwer fallen 
bürfte, andern Theil dem Bundesheere felbft nicht vortheilhaft fein 
würde, wenn biefe Waffengattungen in gar zu Eleinen Unterabtheilungen 
in natura geftellt würden, rathſam, daß den mindermädhtigen Bunbes- 
gliedern, wenn fie auch mehr als 200,000 Seelen zählten, nachge⸗ 
laffen werde, fih mit einem größern Staat berfelben Divifion, oder 
doch allenfalls tefielben Armee⸗Corps gütlich dahin zu vergleichen, 
daß entweber 

1. bdiefer, gegen zu verabrebende Gelbfummen, ihr Gontingent 
an biefen foftbareren Waffengattungen mit übernehmen, und, in An⸗ 
fehung befielben, in alle Verbindlichkeiten bes Staates, ben er vertritt, 
eintrete, ober 

2. flatt ber Geldverguͤtung, ber Staat, der fih vertreten laflen 
will, dafür eine größere Zahl un Infanterie übernehmen, und ſolche 
dieſem bagegen an feinem Gontingent gu gut gerechnet werbe; 

3. daß bie Bedingungen biefes Vergleicht, fo wohl was Die 
Berechnung der Gelbvergütung, ald ben Auſchlag ber Gavallerie 
ober Artillerie gegen Infanterie betrifft, ber freien Willkühr ber 
beiden GEontrahenten überlaflen werben Eönnten, in fo fern nur 

a. durch diefe Bedingungen die Stärfe bed in Brage flebenden 
Corps nicht geſchwächt und ber zu übernehmende Staat nidt 
verhindert werbe, fein eigenes Kontingent vollzählig zu erhalten; 

b. ber die Laſt der Vertretung bed Bundesgliedes übernehmenbe 
Staat; Mitglied ber Diviflon ober doch minbeftens besjelben 
Corps fei, mozu bee zu vertretende gehöre; daß hingegen 

c. eine Vertretung burch Truppen eined Staates, welcher zu bem 

Corps nicht gehöre, überall nicht flatt finde. 

4. Daß, im alle bie Unterhandlungen, wegen Liebernahme ber 
in Frage ſtehenden Laft, es fei gegen eine Geldvergütung, ober gegen 
Uebernahme einer größeren Zahl an Infanterie zu einem Vergleiche 
führen, berfelbe ungefäumt zur Kenntniß der Bundesverſammlung 
zu bringen und bie Bollziehung besfelben unter bie Barantie des 
Bundes zu ftellen fei. | 

5. Im Balle aber diefe Unterhandlungen in einem zu verab- 
rebenden Termin, ohne Erfolg blieben, die Bundesverſammlung auf 
Anrufen bes einen ober ber beiden betreffenden Theile, ihre Ders 
wendung zur gütlihen Vermittelung des Vergleichs eintreten zu 
laſſen Habe, im Falle aber auch biefe ohne Grfolg bleiben follte, 
biefelbe, mit Zurathziehung ber Militär-Gommifflon, zu entfcheiben 
babe, wie fern in bem vorliegenden Walle, nach ber beſonderen 
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Deichafienheit veöfelben, dem Staate, welcher bie Uebernahme ber 
toſtbareren Waffgugattungen auf ein anderes Mitgtieb. des -Goxrps, 
durch angehptene. Bedingungen .zu.: ‚übertragen fi vergebens bemüßt 
hat, ohne Nachtheil bes Ganzen entmeber im Nachlaß an ber zu 
flellenden Cavalſerie⸗ oder Artillexie⸗Quote auanahmsweiſe, gegen 
Uehernahme eines. Gelbbeitrags zu den Cerpékoſten, zu bewilfigen 
oder zu. geſtatten ſei, auch ohne Uebertragung dieſer Quote auf einen 
andern, ſich ſelbſt durch Steliung einer groͤßeren Zahl von Inianterie 
au befreien, dexen Beiliimmung in dem Maaße der Bunbeöverfanmlung 
zu überlafien. ſei, daß dem in Frage fishenden Staat, im Falle er 
biefe Beſtimmung nicht eingeben will, frei ftehe, auf bie matrifulars 
mäßig nen ihm zu ‚übernehmende Raturalftelung zurück zu kommen, 
iu ber er big badin verbunden bleibe, 

Würtemberg trat im Weſentlichen den vorbeus Abſtimmungen, 
—* der baieriſchen bei. 

Auf das öſterreichiſche Votum wurde geuͤußert: 

. Ad? Würtembergifcher Seits trete man bem erften Thell dieſes 
Antrags (Uebertragung der Cavallerie durch ein Mitglied der Divifion) 
ganz bei, ſtimme aber gegen ven zweiten Theil deſſelben (Uebertragung 
der Cavallerie durch einen ‚andern Bunbesflaat), welcher eine Aus: 
behnung ber im erften Theil ausgebrüdten Dergünfligungen, auch auf 
ſelche Staaten enthalte, welche zu einem andern gemifchten. ober 
ungemilchten Armee:Eorpd gehörten. 

Nur darauf, daß dergleichen Ließereinkünfte über Cavallerie⸗ und 
Hrlierje-Stelung nicht blos mit den Mitgliedern berfeiben Divifion, 
fondern auch mit denen desſelben Armee-Gorps geſchloſſen werden 
könnten, Eönne man eingehen. 

. ‚Mm bei ſolchen Uebereinkünften wegen Stellung ber Gavallesie 
in Seiner Ungewißheit zu bleiben, ‚möchte feftzufegen fein: 

».,. a. daß jeber Bundeaſtaat zur Stellung feines mattifulgrmräßigen 
Gontingentd fo lange verbunden bleibe, bis fich derjenige Bunbesfinat; 
welcher die Stellung ber Gavalleris für ihn übernommen hat, bei 
ber Bundesverfammjung als Vertreter erklärt habe, 

b. daß aber, von diefem Augenblid an, ‚ver vertretende Staat 
zur Grfüllung biefer Verbindlichkeit verpflichtet ſei, und 

- 6, gegen ibn die Execution eben ſo fchleunig müfle erkannt 
werten können, als biejes bei auäträgal=richterlichen Erkenntniſſen 
geſetzlich beftimmt fei. 

Ad 3. (Abldfung buch Mehrzahl an Infanterie). Dieſem 
Antrage könne man würtembergifcher Seits um ber Tüchtigkeit des 
Heeres willen, nur unter ber Porausiegung beitreten, daß dadurch 
das Sefammtverhäftniß zwifchen Infanterie, Gavallerie und Artillerie 
in feinem gemifchten Armee⸗Corps leide. 

: Se niedriger ber. Befland der Cavallerie Überhaupt gefebt werde, 
beit bringenber werde es, darauf zu halten, daß biefes Befammts 
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Verhaͤltniß bewahrt werde, fo daß, wenn in einer Disifion mehr 
Infanterle als Gavallerie und Artillerie geflellt werbe, bagegen in 
ber andern in gleihem Verhältniß mehr Gavallerie und: Artillerie 
als Infanterie geftellt werben müffe, mad nur durch "Uebereinfunft 
zwifchen ben Theilhabern eines und desſelben gemifchten Armeecorps 
bewirkt werben könne. Außer biefem übergab ber Töniglich-wärtem: 
bergiſche Herr. Gefandte noch Bewierkungen über bie Anträge -be6 
achten Ausfchufles ber Wiener-MinifterialsConferenzen, die, was ben 
hier vorliegenden Bunct betrifft, mit ben eben angegebenen Bemerkungen 
zu dem öfterreichiichen Votum im Weſentlichen übereinflimmen. Was 
darin noch weiter enthalten iſt, beſteht in biefem: 

Daß bie Über Abldfung der Eavallerie gemachten Bemerkungen 
auch auf bie Artillerie auszudehnen, und überhaupt bie Befugniß 
der Abldfung. nur denjenigen Staaten eingeräumt werde, welche eine 
Brigade oder darunter ftellen. 

Baden erklärte ſich ad 4 gleichbedeutend mit dem, was Würtem⸗ 
berg zu 2 ber Öfterreichifihen Abſtimmung bemerkte; ad 5 und 6 
wird der Vorbehalt einer durchaus freien Uebereinkunft gemacht; ferner 
wird darauf beftanden, daß vie Uebertragung an Gavallerie und 
Artillerie nur burch einen Staat beöfelben Armee⸗Corps geſchehe. 

. Kurbeffen erachtet, nach bem Grundſat, baß, wo gleihe Rechte 
vorhanden find, auch gleiche. Pflichten obwalten müffen, eine Er⸗ 
leihterung Ginzelner, nur Durch eine Erleichterung Aller erlangt 
werden könne. Jedoch koͤnne den mindermädhtigen Staaten, wenn 
fie nur einen Heinen Theil von Cavallerie und Artillerie zu ftellen 
hätten, überlaffen werben, fich wegen ber Bertretung mit einem 
größern Staate abzufinden. Man Eönne aber nicht einwilligen,, baß 
ber Vertreter außer ber Divifion ober doch außer dem Corps geſucht 
werde. Eben fo wenig könne man einer Mehrſtellung an Infanterie 
für Cavallerie beiftimmen, wenn nicht die letztern von einem anbern 
Gorpömitglied übernommen werben. 

Wenn binnen eines zu beflimmenden Termind fein Ginverftänduiß 
über bie Vertretung zu Stande fommt, To würde bie Bunbeöver- 
fammlung vermittelnd einzufchreiten haben. 

Großherzogthum Heſſen ſtimmte den Anträgen bes achten Aud⸗ 
ſchuſſes wiederholt bei, und fügte noch hinzu, daß eine Befreiung der 
mindermaͤchtigen Bundeöftaaten von Stellung ber Artillerie und Gas 
vallerie nicht nachgegeben, und eben fo wenig verftattet werde, daß 
irgend ein Bundesſtaat biefe Waffengattungen durch einen nicht zur 
Divifion gehörigen Staat ftatt feiner ftellen laſſen dürfe. 

Dänemark wegen Holftein trägt darauf an, baf, wenn burdh 
die Verminderung der Gavallerieftellung und durch etwaige noch zu 
bewilligende Reluition ber Gavallerie durch eine ſtärkere Aufftelung 
ber Infanterie bie gemiſchten Diviftonen und Gorps Gefahr Laufen 
follten, ihre Selbftftändigfeit zu verlieren, von dieſen gemifchten 
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Diviftonen ober Corys keine Cavallerie⸗ Detachirung zurgroßen Cavallerie 
Reſerve ſtatt finden: kbnne 

Die Art und Weiſe, wie die Cavallerie reluirt werden ſolie, 
nur durch freiwillige Vereinbarung in den Diviſtonen ober Korps zu 
Stande gebracht werden; follte dieſe auf dem angegebnen Wege nicht 
erreicht. werben- Lönnen, fo werde bie Bundesverſammlung ſich zu 
bemühen baben,. bie Differenz zu vermitteln; follte jedoch. auch auf 
biefe Art bie gewünſchte Vereinigung nicht. erreicht werden können, 
fo- fönne nur bie für alle Bunbesftanten gleichverbindliche Norm, daß 
ein jeder Staat an, der. Stellung von Infanterie, Gavallerie und 
Artillerie nad der Matrikel verbältuißmäpig gleichen Autheil. nehme, 
wieber in Kraft treten. 

r. - Bon .Zuremburg : war: der. Herr Geſandte noch nicht iaftruirh, 
erklärte fich aber für den Antrag des achten Ausfgufles, ſo viel die 
Erleichterung an Cavallerie betrifft. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſaͤchſiſche Käufer. yerlanggen: 

4. daß der Brundfag anerkannt ‚werde, baß: jeder größere 
Mundedſtaat bereihtigt fei, für. jeden ber mindern, auch für einen 
ſolchen, deſſen Gontiugent nicht mit dem Gontingent bed größeren 
Staates in einem und bemfelben Korps vereinigt fei, bie Bertretung 
in. Sinfiht der, dem mindermächtigen Staate zugetheilten Gavallerie 
und rtillerie (umter Zutheilung an bie Diviſion zu welcher das 
Contingent gehört) und unter foldhen Beringungen zu übernehmen, 
weiche durch eine freie Mebereinfunft zwilchen bem vertretenden Staate 
und demjenigen, welchen er vertritt, feflgefeht werben mürben . 

+2. Daß auch tem mindermächtigen Staaten freigelaften bleibe, 
die ihnen zugetheilte Cavallerie und Artillerie in dem Maaße, blos 
darauf rebucirt, in Infanterie gu ſtellen, daß für einen Cavalleriſten 
Dee für zwei Artillerifien aber, drei Infanteriften von ihnen geftellt 
würden. 

Raſſau bezieht ſich auf die Anträge bes achten Ausſchuſſes, und 


Gemerkt noch, wie bereits bei dem vorigen Puuct angeführt worden, 


in Anſehung ber freizuftellenden: Vertretung der Ganallerie und 
Artillerie nurch ſtärkere Infanterieftellung: daß bie Anträge des achten 
Ausſchuſſes in Hinſicht auf bie Bertheibigung bed Bundes in einem 
Bundeskriege um fo unbedenklicher exichienen, ba die gemifchten 
Armee:Corya, im Ball eines Krieged immer .ald Theile der ganzen 
Bundedarmer aufzutreten unb zu wirken beftimmt feien, mithin es 
nothwendig in die Artributionen des Bunbesfildheren werte gelegt 
werden, bei ber Auwendung ber einzelnen Armee-Gorpd ihre Stärke 
in Cavallerie und Infanterie, wie fie einmal angegeben und für 
immer feßtgefeht fein werbe, zu berüdfichtigen, woraus von felbft 
foige, baß zum Zwede der Bundesfriegsführung ein gleiches Der: 
haͤltniß, zwiſchen Gavallerie, Artillerie und Infanterie in den einzelnen 
ArmenGorps nicht erforderlich erfcheine. 
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Meiklenbueg⸗ Schwerin und Strelitz beziecht ſich auf feine gegebene 
Zuſtimmung zu ben Anträgen bes achten Aueſchuſſes in Vetreff all⸗ 
gemeiner. Grleichterung. : . 

WVon gleigmäßiger Erlrichterung dürfte überhaupt wehl nur 
bie Rebe fein, und jete Ausnahme von ber. immer 'erft allgemein 
feftzufeßenben Regel demnächſt, auf angeftelitze Unterfuhung ber 
einzelnen, oft vorübergehenden Umflänbe, welche vie Ausnahme zu 
begränden vermoͤchten, erfolgen köͤnnen. a 

!is Die Uebertragung der beſondern ZBaffengattungen , werbe zweck⸗ 
mäßig nicht anders,’ wie- in: derſelben Diviſion, ober doch nur im 
deniſelben Armee⸗Corps guzulaffen fein, wenn diefe Absgeilungen in 
ihren Innern Einrichtungen einen gewiflen Beſtand begalten, und bie 
Abernommenen Verbindlichkeiten nicht. barunter 'teiben 'follten. Die 
Bundes verſammlung koͤnnte baber au nur ben Mitgliedern eines 
Armee⸗Corps es überlaffen, wegen folcher Bertretumgen fi unter 
einander auf eine billige Weiſe fo zu vereinbaren ,; baß die von bem 
Armee⸗Corps zu erwartende Leiſtung dadurch nicht gefchmälert werde. 
Jede fruͤheren genauen Beſtimmungen dieſerhalb, moͤchten nur die 
Einheit ber Diviſionen und Armee⸗Corps ſtören; und nur in dem 
Falle, wenn über das Maaß und bie Billigkeit ber Bedingungen 
einer ſolchen freiwilligen Bertretung einige Verſchiedenheit abwaltete, 
hätte die Bundesverſammlung, ſobald ſte von den unterhandelnden 
Mitgliedern augegangen worden, zu verſuchen, vurch ihre Vermittelung 
allenfalls nach der Vernehmung der ſachkundigen Beurtheilung der 
Militaͤr⸗Commiſſton, jene Anſtaͤnde noch zu beſeitigen und auszugleichen. 

Holſtein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg ſtimmten im 
Allgemeinen den Anträgen der großherzogliäh- und herzoglich⸗ſüchſtſchen 
Häufer bei, und drangen auf mögliäfte -Brleichterung. 

Die Vota diefer Staaten enthalten Betrachtungen, weiche be⸗ 
zweden, bie dringend wiederholte Anforderung um Erleichterung bei 
ber Contingentſtellung vorzüglich in Hinficht auf ben Friedenoſtand, 
au begründen; es wird barin behauptet,. daß ein Ausfchlag des 
Gontingents nah dem numerifhen Verhaͤltniß mit ber Gleichheit 
der Rechte, in Bezug auf die Minbermädhtigen nit «orrespondire, 
und daß es fcheine, als babe der Bund an ber Reluition der koſtbareren 
Maffengattungen, (melde als Grleichterungsmittel dienen folle) mehr 
Snterefie, als vie minvdermächtigen Staaten ſelbſt. Die Befreiung 
son. Stellung ber Eavaflerie und Wrtillerie wird wiederholt ange- 
ſprochen, mit dem Bemerten, daß fich wohl noch manches Auskunfts⸗ 
mittel werde finden laflen, wenn man har nice allzuftreng anf bie 
Verteilung aller Maffengattungen unter alle Bundesglieder beftehen 
wolle,- fo laſſe fich vielleicht bucch Lebernabme eines Teils bes 
Trains son Seiten der Minvdermächtigen eine nicht unzwealmägige 
Ausgleihung : treffen. Sie wänfchten. nichts mehr ald daß biefe 
höchftwichtige Angelegenheit in verttauendvoller Einhelligkeit ber 
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Bunpeöglieber geordnet werde. Nur bad eine vermöchten fie nicht: 
wiffentlich den Ruin ihrer Unterthanen zu unterfchreiben. 

. Kichtenflein, Reuß und Schaumburg-Lippe inhäricen ber groß- 
herzogich und berzoglih-fächfifchen Abſtimmung, und bringen auf 
thunlichſte Erleichterung ber kleinern Staaten, mo möglich auf zangliche 
Befreiung an Stellung ber Cavallerie and Artillerie. 

Lippe ſchließt fich, wenn eine gänzliche Befreiung von Cavallerie 
und Artillerie nicht zu erzielen ſein ſollte, den Votis an, welche den 
Bunfch aäußern, daß jeder Heine Staat feine Cavallerie und Artillerie 
eniweber innatura fiellen, oder für jeven Gavalleriften zwei Infanteriften, 
drei für jeden Artillerifien, aufzubringen habe. 

Die freien Städte traten den Anträgen bes achten Ausichufies 
bei, und bezeugten ven Wunſch, daß alle Erleichterungen, welche 
wit dem Zwecke vereinbar find, gewährt werben möchten. 

:  Nabbem man auf dieſe Art fich die Vota vertraulich mitgetheilt 
batte, flellte das Präfidium ber Grwägung ber Bundesverſfammlung 
anheim, biefe verichiebenen Vota an ben Bundestages Ausfchuß. im 
Milisör-Angelegenheiten gelangen zu laſſen, damit biefer im Stanb 
gejegt werde, fein eventuelles Gutachten hierüber ber hohen Bunbeb: 
serfammlung vorzulegen. 

G. 40. Ade. Erleichterung ber Fleineren Staaten. Reſultate. 
⸗Wenn man ſammtliche Abſtimmungen im Allgemeinen überſieht, 
fo ergiebt ſich, Haß auf bie Anträge ber Mindermächtigen, wenn man 
ſchon voraudfeßte, daß Gleichheit ber Rechte auch Gleichheit ber 
Pflichten mit fi) bringe, doch bie meiſten Bundesglieder mit mehr 
ober minberer Beitimmtheit ſich dahin ausgeſprochen haben, baß es 
billig und wünſchenswerth fei, ben Eleinern Staaten alle Erleichterungen 
gebeihen zu laſſen, welche nur immer mit ber Erreichung bed Zwecks 
ſich . vereinbaren laſſe. 

Der achte Ausſchuß ber Wiener-Miniferial-Gonferenzen erfannte 
die Wichtigkeit der von ben Minvermächtigen vorgelegten Gründe, 
und empfahl bern Wünſche und Forderungen über Die von ihm 
gemachten Anträge hinaus, bem Plenum zur möglichften Berüdfichtigung. 

Würtemberg räumte bei ber Abflimmung in ver 28. Sigung 
ein, Daß die Mittel eines Landes mit feinem Umfange in einem 
andern als reinzarithmetifchen Verhältniſſe wüchſen. 

Ad f. Die Erſatzleiſtung an Reiterei und Artillerie durch andere 
Staaten. 

Ueber das Wie einer aus zuſprechenden Erleichterung zeigten ſich 
jedoch hin und wieder einige abweichende Anſichten, und zwar in 
Verfolgung des bereits früher angeregten und von dem achten Ausſchuß 
aufs Neue in Antrag gebrachten Grundſatzes, daß die gewünſchte 
Erleichterung vorzüglich in Beflimmung ber Waffengattungen, unb 
in Reluirung einiger verjelben gefunden werben mögen. 

Sämmtlide Staaten waren damit einverftanden, daß bei ben 
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Eleineren Gontingenten bie Vertretung ver Artillerie unb Gavallerie 
durch größere Bundesglieder, als billig und zweckmäßig zu geflatten fei. 
- Das Gutachten bed achten Ausſchuſſes, und Oefterreich wollten 
nachlafien, daß die Vertretung ber Artillerie und Gavallerie wenn 
fie nicht zwifchen ven @lievern berfelben Divifion oder deſſelben 
Armee-Corps zu Stande fommen, auch durch andere Bunbeöglieber 
gefchehen könne. Preußen erklärte ſich nicht dagegen. Die groß: 
berzoglih= und berzoglichfächfiichen Häufer forderten ausbrücklich 
eine folhe Ausdehnung ber Reluitiond:Befugnifje. Andere desgleichen, 
indem fie ſich den Abflimmungen dieſer Häuſer anfchloflen; als: 
Holſtein-Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg, Kichtenftein, Reuß, Lippe 
Andere fcheinen eine ſolche Befugnig dadurch zugulaflen, daß fie den 
Anträgen bes achten Ausſchuſſes beiftimmten, als: Naflau und freie 
Städte. Dagegen wiberfprachen dem, daß bie Vertretung außer der 
Divifion oder dem Armee:Gorps fatt finden koͤnne, zum Theil mit 
Nachdruck, als: Baiern, Sachſen (Königreich), Hannover, Würtemberg, 
Kurhefſen, Großherzogthum Heſſen, beide Mecklenburg. 
Ad Die Ausmittelung eines billigen Maaßſtabes ver 
Erfagleiftung. 

Schon in ben Bemerkungen zu ben Grundzügen verlangten 
einige Staaten von Stellung der Artillerie und Cavallerie befreit zu 
werben... Die großherzoglich- und berzoglich-fächhfifchen Käufer boten 
dafür im Allgemeinen eine Erſatzleiſtung durch Mehrſtellung am 
Infanterie; Reuß jüngere Linie und Walbeck verlangten ebenfalld ihr 
Contingent leviglih in Infanterie zu ſtellen. 

An dieſe fchloffen fih nah und nah, vor und während ber 
Wiener Gonferenzen, ſämmtliche mindermächtige Staaten an, indem 
fie theild eine unbedingte Befreiung von Artillerie und Gavallerie 
anſprachen, ober verlangten, bafür mehr Infanterie flellen ober fi 
hinſichtlich der Artillerie und Gavallerie von andern vertreten lafien 
zu fünnen. 

Die Vertretung wurde, wie bereit bemerft, von allen Staaten, 
wenn auch mit Beichränfungen, zugeftanden, nicht fo bie Reluirung 
durch Mehrſtellung an Infanterie ober eine andere Art, welche das 
angenommene Berbältnig der Waffengattungen verräden Eönnte. 

Der achte Ausfchuß Hatte, in Betrachtung der Wüufche der Fleinern 
Staaten, pos. 5. feiner Anträge, den Sag aufgenommen, daß von 
diefen Staaten für einen Gavalleriften drei Infanteriften geftellt werben, 
und dann in ber Diviſion un fo viel Infanterie mehr und Gavallerie 
weniger fein könnte. Dafür flimmten Deflerreih, Preußen, Baiern; 
bagegen Hannover und Kurheflen unbedingt, Sachfen und Würtemberg 
äußerten fi nur in fofern Dagegen, als dadurch bezwedt werben 
wolle, das Berhältniß der Gavallerie zu vermintern. Sie waren 
. bamit einverflanden, wenn ein anderer Staat im Armeeeorpd um fo 
viel Cavallerie mehr und Infanterie weniger fiellen werde. Sierüber 
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fom. auch zun. Sprache, in wieferin eine Ginwirkung der Bundes: 
verfammiung flatt finden koͤnne. 

In der 28. Wiener Eonferenz hatte Sachſen (Rönigreid) ‚dahin 
geflimmt, daß wenn unter:ben betreffenden Staaten eine Uebereinkunft 
nicht zu Stante fomme, nach bem-. früheren Antrage ber Milisär- 
Commiſſton bie Bundesverfammlung zu entfcheiden babe. Bei Ge⸗ 
legenheit dieſer koͤniglich sfächftfchen Abſtimmung bemerkten jedoch 
mehrere Conferenz⸗Mitglieber, daß nur eine freie Vereinbarung und 
keine Art von Zwang ſtatt finden dürfe. 

Hannover und Kurheſſen äußerten: im Falle eine freie neber⸗ 
einkunft nicht flatt finde, bleibe für einen jeden Staat die Verbindlich⸗ 
Zeit der matrifularmäßigen Gontingentftellung nach allen Waffenga ttungen. 

Würtemberg aͤußerte ſich im ähnlichen Sinne, jeboch in ber Art, 
daß ein jeder Staat für fich verbindlich bleibe, bis er bie Vertretung 
duch einen andern angezeigt, dann ſet iehierer dafür dem Dunbe 
vollfommen verbindlich. 

Dänemark für Holftein, und Baden wollen nur eine freie Vers 
einbarung zulaflen. 

Baiern war in ber vertraulichen Sitzung vom 17. Auguft der 
Meinung, ba, wenn zwei Bunbesftaaten über die Vertretung der 
Waffengattungen fich nicht vereinigen Eönnten,. gleichwohl bie Bunbes- 
verfammlung ‚vermittelnd einzufchreiten "babe. Welche Anſicht auch 
Kurheſſen hatte. 

Nach dieſer Zuſammen ſtellung waͤre bie Tendenz ber Geſammtheit 
allenfalls in folgende Deliberationspunctte zuſammen zu faſſen. 

F. 41. Antrag. 
Ad e. Erleichterung der Eleineren Staaten. 

1. Den mindermädtigen Staaten wäre in Hinficht des Ver⸗ 
hältnifjes der Waffengattungen alle Erleichterung zu. gewähren, welche 
ohne Nachtheil für den Zweck flatt finden kann. 

2. In biefe Cathegorie gehören alle Bundesſtaaten, beren Gons 
tingent zum Bundesheere nicht über eine Brigade ausmacht. 

Ad f. Grfagleiftungen an Reiterei und Artillerie durch andere 
Staaten. 

3. Dieſen Staaten iſt überlaſſen, in ſofern fie desfalls eine 
Bereinigung mit andern Bunbeöftauten treffen können, ihr ‚Kontingent 
allein an Infanterie zu ftellen, wogegen ſie alsdann denjenigen 
Bundeögliebern, welche für fie den Antheil der Artillerie unb Kavallerie 
übernehmen, die mehreren Koften für die Errichtung und ben Unter: 
balt diefer Warfengartungen nach einem billigen Anfchlage zu ver: 
süten haben. 

4. Der Erfah der für biefelßen zu ftellenden Artillerie unb 
Neiterei kann in feinem Falle von einem nicht in derſelben Divifion 
oder wenigflens in demfelben Armee⸗Corps befindlichen Bundesgliede 
übernommen werben. 
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5. Die -Uchernahme ber Stellung einer Waffengattung eines 
Bundesſtaates für ben andern, kann nur Gegenſtand einer freien Ber: 
einbarung unter ben Bundeögiktbern ſein. Ä 

6. Wann die zu einer Diviffon ‚vereinigten Bundesflasten ſich 
über die Stellung: des Geſchützes und ber. Reiterei nicht vergleichen 
Fönnen , jo bat. bie. Bundesverſammlung vermittelnd einzumwixfen. - 

7. Sollte durch Die Bermittelung der Bunbeöveriammlung eine 
Vereinbarung. nicht erreicht .werben, fo bleibt ben betveffenvden Staaten 
die Verbindlichkeit, ihr Gontingent .mit allen Waffengamungen nad 
ben für. bie Allgemeinheit beſtehenden Beſtimmungen, nadı ber Matrifel 
in natura zu ſtellen. 

& Bergleiche,. welche nad $. 3. zwiſchen Bunbebgliebern zu 
Stande fommen; find von beiden heilen ber Bunbesverfanmlung 
anzuzeigen. Mit diefer Anzeige übernimmt ver vertretende Staat, in 
Hinfisht.der übernommenen Waffengattungen gegen ben Vund ganz 
dieſelbe Derbindlichfeit, welche bem vertretenen Staate vor dem Ber: 
gleiche oblag. 


Ad g De Ausuiltelung eines - billigen Maaßſtabes der 
Wrfagleiftung. 

9. Sollten die in $. 2.. bezeichneten Bundesftaaten ed vorziehen 
Canftatt. nach $: 3. mit einem andern Bunbeöftaate. wegen gänzlicher 
Uebernahme ber Artillerie und Kavallerie gegen Vergütung ein Ueber⸗ 
einfommen zu treffen), für die Cavallerie und Artillerie mehr Infanterie 
zu ftellen, fo ift ihnen ſolches nad einem Verhälmiſſe (welches Die 
Militär:Gommilfion näher beflimmen wird), etwa drei Infanteriften 
für einen Cavalleriſten, geflatiet, in ber Art jedoch, baß nach rinem 
desfalls vorbergegangenen Lebereinfommen ein anbered Bundesglied 
der Divifton oder bes Armee-Gorps fich anheifchig macht, nach dem⸗ 
felben Berbältnig um fo viel ‚Artillerie und Gavallerie mehr, umb 
um jo viel Infanterie weniger zu ftellen. 

10.. Wäre die Milttär-Gommilfton zum Gutachten aufzuforbern, 
ob ſich nicht noch andere billige Brfagmittel finden ließen, insbeſondere 
ob nicht ein ſolches Mittel in einem erhöhten Berbältnig für bie 
Mindermäcktigen in Anſehung ber Fuhrweſeus-Stellung ober in einen 
Beitrage zu ben Gorpöfoften gefunden werben könnte. Dann, in 
wiefern nicht in einzelnen Fällen, mo eine Vertretung an Reiterei 
unb Artillerie durch Uebereinkunft im Armee⸗Corps nidyt zu erreichen 
wäre, dennoch die Mehrſtellung von Infanterie für jene Waffen⸗ 
gattungen ſtatt finden könnte. 

Vorſtehende Buncte Fönnten der Militär:Gommifjlon zur Grund⸗ 
Inge dienen, um baranf ikr, ver Bunded: Berfammlung zur Genchmigung 
vorzulegended Gutachten zu gründen. 
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ei A 
Dr 1 h. Die Stelnmg bes Beiigerunge-ABart. 
Grundzuge und Vemetkungen. "- 

Zu dem $. 15. ber Grundzüge ber Kriegsverfaffung bes beuiſchen 
Bundes, welcher von dem Kafıber des Geſchützes handelt, machte 
Baben bie Bemerkung, ‘daß man die Veflimmung wegen eineB Be⸗ 
fogerungdparf3 und BontorsTraine vermiſſe, und erachtete, daß entweder 
für bad ganze Heer bie. Bildung eined Belagerungsparfs von einigen 
hundert Kanonen nebft einem Ponion⸗Train ungenomnien und auf 
die.größeren ‚und 'mittlegen Staaten repartiret, ober daß, was (bie 
längere Berzögerung abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei ünftiger 
Audräftung ver Bunbeöfeftungen, welche obnehin auf Gefammtfoften 
geichehen müſſe auf einen Belagerungspark und einen angemeſſenen 
Bonton-Trein in jeder Feſtung, anfer ben zur‘ Dertheiblgang der- 
felben gehörigen Geſchütze, Müdficht genommen werbe, über welche 
Voꝛſchlage noch bie Militär⸗Commiſſion zu. vernehmen wäre. 

8. 43. Vertrauliche Sitzungen und Militär⸗Commiſſion. 

In der vertraulichen Sitzung vom 8. März 1819 äußerte au 
Würtemberg. ‚bie Meinung, daß bie MikttäreGommifflon gm Gut⸗ 
achten Über die Bildung des VBelagerungsparks und Porton-Traine 
aufzuforbern ſei. Womit vor ‚ber ‚Hand ſaͤmmiliche Stimmen ein⸗ 
verſtanden waren. 

Als: —** die Militit Corumiſton vermoge der an file er⸗ 
gangenen Aufforderung bie Grundzlige durchging, kam in ihrer 
funfzehnten Sitzung am 9. Juni 1819 bei dem F. 14, welcher von 
dem Verhaͤltniß dev. Artillerie zum ausrückenden Heere handelt, in 
Antrag, auch den Belagerungspark zu berühren, zu dem Ende ſich 
über die Zuſammenſetzung und Ausräftung desſelben zu verftänbigen, 
nad) vorhergegangener  Uebereinkunft -eine Tabelle darüber zu fertigen 
md den biesfallfigen Entwurf ben Grundzügen bei diefem $. mit bem 
Zufap beizufegen: 

„Ueber biejen Stand ver Feldgeſchuhe muß ein Velagerungepart 
von fämmtlichen Bundesſtaaten in natura nach der Matrikel geſtellt 

und beim Beginnen des Feldzuges vereinigt werden, wozu der bei⸗ 
ltegende Ausweis das Erforderniß und die Cintheilung angiebt“. 

Sämmtliche Bevollmächtigten waren ber Meinung, daß bie Be⸗ 
merkung wegen bed Belagerungspark3 zu dieſem Paragraphen gehöre 
und: Die vorgeſchlagene Tabelle bemſelben beizulegen wäre, wenn man 
fh über die Detaild vereinigt haben werbe - 

$. 44. Miener Bonferenzen. 

"ud; biefer PBunct beruhte von ba an bis zu ben Wiener Gon- 
ferengen, wo er in den Anträgen des achten Ausfchuffes eine ‚Stelle 
fand, Sie ift folgende (pos. 7). 

Die Stellung der Belagerungsparfs bürften Diejenigen Bundes⸗ 
ftaaten, welche eigene Armee-Corps bilden, oder auch bereits mit 
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folhen Parks verfehen find, für den Bund zu übernehmen fich geneigt 
finden laſſen, jedoch in ber Art, :daß die noch näher zu beſtimmenden 
Koften für den Gehrauch ſolcher Varks Im Kriege auch vom ganzen 
Bunde naq der Matrifel getragen werben. ' 

. Beider Abflimmung in ber at und zwantigſten Wiener Con⸗ 
fereng über die Anträge des achten Ausichufles wurde biefes Punktes 
namentlich nur von Baiern erwähnt, welches erklärte, feinen Antbeil 
zum Belagerungsparf in natura ftellen: zu können. 

Oefterreih nahm im: Aflgemeinen- bie in den PBrotocollen : ber 
Militaͤr Commiſſton enthaltenen Beſtimmungen an, wohin alfo auch 
jene oben erwähnte über den Belagerungsparf gezähle werben. kanm 

Preußen erklärte ſich für bie öfterreilfchen Anträge, wenn die 
Mehrheit fich dafür ansprechen ſollte. 

Großherzogthum Heilen und Naſſau erklärten ſich mit ben Au⸗ 
trägen des achten Ausſchuſſes einverflanten. 

Dänemark für Holſtein willigte ein, daß die Anträge des achten 
Ausſchuſſes des Militaͤr⸗Commiſſion zur Grundlage weiterer Aus⸗ 
arbeitung dienen. 

- In den Abftlimmungen, reſp. Bemerfungen, ber übrigen Staaten 
laßt ſich auch keine indirecte Beziehung auf den Velagerungepart ſinden. 


F. 45. Neueſie eventuelle Abſtimmungen. 

In ber vertraulichen Sihzung vom 17. Ang. kam dieſer Gegen⸗ 
ſtand ebenfalls nur beiläufig bei Gelegenheit ver Contingentſtellung 
dur Sprache. 

DOefterreih. In der von bem Herrn Befandten vertraufich mit: 
getheilten Inftruction wird zmar im Beſondern ber Belagerungspark 
nicht erwähnt, jedoch im Allgemeinen die Orundzlige über die Militärs 
Berfaffung fowohl, als auch die in den Protocolien der Militär: 
Commiſſion enthaltenen Beftimmungen über bad Bundesheer ange- 
nommen; es gilt alſo auch bier bie bereitd zu ker öflerreichifchen 
Abftimmung in den Wiener Eonferenzen gemachte Bemerkung. 

Preußen erklärte wiederholt, den öfterreichifchen Anträgen im 
Weientlichen beizutreten, 

Baiern äußerte: es wäre jedem Bundes ſtaat zu überlaffen, ſeinen 
Antbeil am Belagerungäparf in natura zu flellen, wie fih dann 
Baiern für bas fiebente Armee-Corps bereit erklärte. 

Sachſen (Königreih): die Steltung der Belagerungsparks würben 
diejenigen Bundesſtaaten, welche eigene Armee-Corps bildeten, ober 
auch bereit mit olchen Parks verſehen wären, für ben Bund zu 
übernehmen ſich gengigt finden laſſen; jedoch in ber Art, baß die 
no näher zu beffimm nten Koften für ten Gebraud folcher Parka 
m griege auch von denn gahzen Bunde nah ber Matrifel getragen 
würden 
Hannover und Brause nahmen feinen Anftand, demjenigen 
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beigutreten, was in ben Anträgen des - achten Ausjhuffes wegen 

Stellung des Belagerungsparks vorgeſchlagen wurde. 
Würtemberg wie Baiern. 
Baden unterwirft die desfallſigen Anträge bes achten Ausfchufles 

im Algemeinmn feinem: Anſtand. Dabei erachtet es, es wäre doch 
allgemein fſeſtzuſeßen, daß, flatt: der Theilnahme an ben in biefer 
Berehung ermachfenden Koften, auch das Betreffniß felbſt geſtellt 
werben dürfte; weshalb: denn auch Baden ben betreffenden Antheil im 
natura ſtellen zu wollen exflärte. 

Kurdefien finde gegen ben Antrag nichts einzuwenden. 
Großherzogthum Hefien ſtimmt, fo wie in ber 28. Sigung ber 

Diener MiniferialsBonferenzen, im Allgemeinen ben Anträgen bes 
adıten Ausichufles bei. 

- Dänemark wegen Holflein unb Lauenburg, tritt den baieriſchen 
und Föniglich:füchfifichen Aeußerungen bei. 

Naffau ſtimmt nach den Anträgen des achten- Ausfchuffes. 

Medienburg-Schwerin und Strelit beögleichen. 

Die Übrigen Stimmen haben deshalb feine Erklärungen abgegeben. 

Bon der Militär-Commifften iſt biefer Punct bes Belagerungs⸗ 
parks noch nicht bearbeitet, nur in ihrer 26. Sitzung vom 27. Juli 
laufenden Jahrs brachte der Vorfigende mehrere noch zu fertigenbde 

Ausarbeitungen zur Sprache, unter weichen aud ber Entwurf zur 

Aufftellung eines Belagerungsparfs für das Bundesheer benamnt if. 

Die Sertigung desfelben ſchien ihm keiner Schwierigkeit zu unter⸗ | 

Regen, wenn barin bloß 
1. die Anzahl und Battung des nothwendigen Gefääges und 

ber dazu gehörigen fonftigen Geräthfchaften und Bedürfniſſe, 

Ved 2. der für ſelbigen anzunehmende verhãltnißmaßige Munitlons⸗ 
ebarf, 
3. bie Stärke des zu feiner Zrandportitung und Bedienung 

Anentbehrlichen Fuhrweſens⸗ und Artillerie: Berfonals, 

4. das erforderliche Perfonal an Mineurs und Sappeurs, nebft 
allen übrigen Ingenieur. Bebürfniffen, die zu einer Belagerung im 
Derhältniß der angenommenen Trainflärfe nothwenbig feien — bes 
rüdfichtiget würden. 


. 48. Antrag. 

Diefer Gegenſtand möchte ganz nach biefer von ber Militär: 
Gommiffton fich ſelbſt gefegten-Aufgabe vor allem auszuarbeiten fein, 
indem erſt dadurch ben einzelnen Bundesſtaaten ein Anbaltspunct 
gegeben wird, ſich über die Mobalitäten ber Aufftelung und Aus: 
rüfturig und bie zwedmäßigfte Art feiner Vertheilung mit Sicherheit 
Außern zu können. Allenfalls möchte bie Militär: Commifften noch 
aufzufordern fein, einer ſolchen Ausarbeitung auch einen beilaͤufigen 
Koftenanfihlag beizufügen, um darin einen. Maafftab zu finden, nach 
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welchem man auch das auß, ‚die minbertaͤchtigen Staaten: fallende 
Beitrags⸗Quantum wit einiger. Sicherheit beurtheilen Tönnte. 

Gin Gutachten, in wie meit der Grundſatz, ben: einzelnen 
Staaten, 3m geſtatten, das Werreffuiß in patura zu Kellen, in Ginſicht 
ber. reſpectiven Bebeytenheit der Staaten anwenöbar fei, ſcheint nicht 
notwendig, da nur ſolche Stnaten ben. Beitrag in natura zu -Rellen 
vermögen, welche eine bebeutenbere,. nach allen Waffengattungen 
yallftändig organifirte. Kriegamacht beſitzen, bei. dieſen alſo hinſichtlich 
der Brauchbarkeit des zu ſtellenden Anteile, leinen An ſtand ob⸗ 
walten könne. 

47. 


Ad Li. Die Abrigen einzelnen Keflimmungen, worüber nech etwas 
erinnert worden iſt. 
. : Außer ben bisher behandelten Gegenſtänden find echt Entwerfung 
der Grundzüge noch einige. Beſtimmungen zur Sprache gekommen, 
über melde man Veränderungen ober Zufäge verlangt bat. 
Diefe find: . , 
. A. theild in dem Bemerkungen und Gegenbemerkungen enthalten, 
welche in der zweiten bis ſechſten Sizung 1819 vorgekommen und 
loco dictafurae gedrudt worden find; 

theils find fe in der non Baden, in ber diesjährigen ver: 
traufichre Sitzung von 17. Auguß abgelegten enentuellen Abſtimmung 
angeführt worden. 

Ad A. Die erſteren hat man in ben vertraulichen Sigungen 
vom 4. 8. und 22. März 1819 mit ben Grundzügen verglichen und 
bey. Bundestags-Ausfchuffe,, zur weiteren Geſchäftsbehandlung übers 
geben, welcher die weiter. zu erörternden Paragraphen mit ben 
gemachten Bemerkungen, durch Note vom 5, April ‚1819, an 'bie 
Militär-Commiſſton abgab. 

Diefe bat nur zum Theil dieſe Gegenſtände ihrer Berathung 
unterivorfen, wie die gedxuckten Protgcolle zeigen... Aber bad verlangte 
Gutachten ift noch nicht abgegeben worden, und wird erft jetzt befto 
begrünbeter, im Zufammenhange mit der nach ben jegt zu gebenden 
Directiv. Normen vorzunehmenden Bearbeitung des Banzen, abgegeben 
werden fünnen. 

Es wird alfo, was dieſe zur Sprache gefommenen Gegenftände 
betrifft, lediglich zugemartet werben müfien, bis die Militär-Gommifjton 
ihre weiteren Anträge vorlegen wird. 

$..48. NReusfte eventuelle Abſtimmungen. 

Ad B. Die von Baden neuerlich erinnerten Gegenftänte...finb 
folgmte: 

1. Denn, nach der betreffenden Stelle der. Grundzüge, bie 
Gefangenen ac. als Abgang - wieder erſetzt werben ſollen, ſo müſſe 
deren Verpflegung, oder ſonſt etwa vom Feinde in. Aufrechnung 
gebracht werdende Ausgaben, von dem Bunde gemeinschaftlich und 
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pro rata getragen, niemals aber von den (oft zufällig unb nad) ben 
wantelbaren Greigniffen des Kriegsglüds) allein betheiligten Bundes⸗ 
ſtaaten ausfchließlich übernommen werben. 

2. Nicht minder wichtig fei bie zu erörternde Beſtimmung: 
woher diejenigen Bunbed-Gontingente, beren Staat im Laufe ber 
Kriege:Operationen etwa vom Beinde occupirt werben würbe, mit 
Sold und fonftigen Bebürfniffen verfehen werden follen? Auch bier 
erheifchte Necht und Billigkeit, daß die allgemeine Bundes-Operations⸗ 
faffe zur Bezahlung und Verpflegung ſolcher Gontingente einfchreite, 
damit hierdurch Feine einzelne Auflöfung herbeigeführt, und ein für 
das Allgemeine nachtheiliged Beiſpiel gegeben werde, 

3. Auch fei, hinſichtlich des 8.40. ber von der Militär-Gommiffion 
neu rebigirten Grundzüge, über bad ‚Reglement wegen ber Natural: 
verpflegung des Bundesheeres, womit bie Verproviantirung der 
Feſtungen, jo mie die Anlegung von Magazinen, in unzertrennlicher 
Verbindung ftehe, noch die weiter nöthige Beſtimmung zu treffen. - 

$. 49. Antrag. oo 

Der Bundeötags Ausſchuß if ber Meinung, daß biefe Puncte 
mit denjenigen welche in Folge ber Wiener-Eongreß: Berhandlungen 
dermal zur Sprache fommen, nicht vermiicht, fonvern, fo fern fie 
nit, wie bei Num. 3 ter Val fein dürfte, von der Militär: 
Commiſſion ohnehin behandelt werden, zur abgefonderten Berathung 


fommen. 
$. 50. Schluß. | 

Indem ber Hohen Bundesverfammlung gegenwärtiger Vortrag 
abgeftattet wirb, glaubt ber Bundestags-Ausſchuß den ihm unterm 
17. Auguft: d. 3. ertheilten Auftrag ſchuldigſt erfüllt zu haben. 

Wenn die Arbeit meitläuftiger geworden, als ed für ben nächften 
Zweck nöthig war, fo bürfte ber Ausfchuß vielleicht darin eine Ent- 
fhuldigung finden, baß bie Zufammenftellung auch für künftige 
Berathung, megen leichter Ueberſicht ver vielfältig zerftreuten Materialien, 
nüglich werden könnte, weßhalb es auch zwedmäßig fein bürfte, den 
ganzen Vortrag vollfändig ber Militär-Commiffton mitzutbeilen. 





| Berichtigung. 


Die Angabe ©. 268: „daß der Brifidial-Befandte einen Antrag wegen 
Ausfeßung die Sikungen auf un beflimmte Zeit gefteflt" beruht auf einem 
Serthum, welcher durch die unrichtige wenigfiens fehr ungenane Angabe des 
zum Gehrauche der Bundestagsgefandten gefertigten Hauptregiftere von 1816 
bis 1836 Fol. 467 entflanden if. Wir find jetzt in dem Befige der geſchriebenen 
Megiftratur vom 18. September (nicht 28. Eepteinder, wie es bei uns faͤlſchlich 
eben ©. 268 heißt). In diefer genannten Sißung, in weldher die perfönlichen 
Gtreitigfeiten des Königs von Großbritannien und des Herzogs Carl von 
Braunſchweig verhandelt wurden, wär allerdings eine Vertagung auf unbeftimmte 
Zeit beliebt, allein nur deßhalb, weil der Präfidial-Gefandte „Ad außer 
Stande erflärfe, die förmliche viermonatlihe Vertagung zu proponiren, da es 
nicht angemeflen erfcheine, diefelbe früher eintreten zu laffen, als die befannten 
Differenzien zwiſchen Hannover und Braunſchweig ihrer Erledigung zugeführt 
fein würden.” 

- Obwohl wir fpäter biefe Angelegenheit genauer zu erörtern haben werden, 
fo wollen wir body nicht dieſe Berichtigung bis dahin verfchieben, weil in der 
Angabe ©. 268 ein harter Vorwurf für die öflerreichifche Politik liegt. 


— — —— — —— 














